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Borbemerlung. 


Der vorliegende Jahrgang iſt trotz des Krieges in derfelben Weife 
bearbeitet, wie alle vorhergehenden. Die Thatſachen des Krieges find 
elbfiverftändlich überall an ihrer Stelle erwähnt, aber während fie in der 
Wirklichleit alles Andere in den Hintergrund drängten, treten fie in ben 
Bilde defielben, das der Gefchichtskalender darbietet, entſchieden zurüd vor 
den inneren Zufländen der verſchiedenen Staaten und ihrer Entwidelung 
während defielben, wie dieß dem bisher eingehaltenen Plane der Arbeit 
entipriht, und um fo eher gefchehen konnte, als ja für die Striegsereignifie 
Ipeziell andere Hilfsmittel und zwar im reichlichſten Maße zu Gebote 
Reben. Der längft geäußerte Wunſch, daß der Gefchichtsfalender Früher, 
al3 e3 Jeider in den legten Jahren der Yall war, erjcheinen möchte, ift 
dadurch ermöglicht worden, daß eine Theilung der Arbeit getroffen wurde, 
indem Hr. Profeſſor W. Onden in Gießen die * Bearbeitung der Ueberficht 
der Jahresereignifſe übernommen bat. 


Münden, Anfang Mei 1871. 
Der Herausgeber. 
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L. Rord- und Sübbeutichland. 
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enropäifden Htaatenſyſteme 


Jahre 1870. 


1. Jan. (Rordd. Bund). Die ausw. Angelegenheiten Preuhens geben mit die⸗ 
jem Tage auf den Bund über. 

2. „ (Brankreid). Das Miniflerium Offivier kommt endlih zu Stande: die 
Mitglieder defielben gehören dem reiten und linken Gentrum an, nur bie 
Minifter des Kriegs, der Marine und des kaiſerl. Haufes der alten bonapar- 
tiſtiſchen Rechten. 

— , (Rom) Concil: Die Minorität des Concils richtet eine Petition an den 
Bapft gegen die wider alles Herlommen von diefem aus eigener Machtvoll⸗ 
tommenheit erlafiene Geſchäftsordnung. Der Bapft nimmt darauf feine 
Rüdſicht und ertheilt nit einmal eine Antwort. 

. u (Brantreid). Der SeinePräfelt, Baron Haußmann, wird von dem 

neuen Dinifierium feiner Stelle enthoben. 

„ (Rom) Goncil: Zweite öffentlihe Sigung. Da die Hoffnung der Gurie, 
dat das Concil ihren Vorlagen ohne alle Oppofition und mit Acclamation 
zuftimmen werde, zu Wafler geworden if, jo muß diefelbe mit einer bloß 
ceremoniellen Eidesleiſtung der Bäter ausgefüllt werden. 

„ (Deutfhland — Württemberg). Die Landesverfammlung der demo 
tratifchen Volkspartei beichlieht, einen allgemeinen Sturm gegen das Krieg 
dienftgefeg zu organifiren. 

» (Sranfreid). Das Miniflerium Ollivier ſucht der Partei der Schutz⸗ 
zöliner wenigfiens jo weit gerecht zu werden, daB es die bisherigen fog. zeit⸗ 
weiligen Zulafjungen einfach durch Decret aufhebt. 

„rn (Türkei: Aegypten). Der Khedive zeigt der Pforte die bevorftehende Auß⸗ 
fieferung der Panzerſchiffe und Waffen an. 

10. „ (Deſterreich Ungarn: Defterreih). Neuer Bruch zwilden der Mehrheit 

und der Minderheit des cisleithaniſchen Minifteriums. 

» (Frantreih). Prinz Peter Napoleon töbtet einen der Nedacteure der 
Rochefort’ihen Marfeillaife, Victor Roir. Der Prinz wird dafiir dem Staats⸗ 
gerichts hofe Üüberwiejen. 

11. „ (Defterreig-Ungarn: Deſterreich). Abſchluß des ſog. Friedens von 
Aneslac mit den Inſurgenten Dalmatiens, deren Begehren im weſenilichen 
voflländig entiprodhen und denen überdies volle Amneftie ertheilt wird. 

. (Sranfreih). Gewaltige Aufregung in Paris in Folge ter Affaire Peter 
Napoleon. Rocefort greift die Familie Bonaparte mit maßloſer Leidenſchaft 
an. Die Regierung verlangt vom geießgeb. Körper die Bewilligung zu feiner 
gerichtlichen Verfolgung. 

12. „ (Defterreig-Uingarn: Oeſter reich). Die offizielle Wiener Ztg. verdfient- 
licht die Dentihriften der Mebrheit und der Minderheit des Minifteriums 
Herbſt⸗Giskra an den Kaiſer. 

14. „ Mordd. Bund u. Baden) Ialichen einen fog. Jurisbicttionsvertrag bes. 
wechjelfeitiger Gewährung der Rechtshulfe ab. 

15. „_(Defterreid: Ungarn: Ocfterreih). Das Herrenhaus beſchließt mit 57 gegen 
27 Stimmen eine Antwortsadrefie auf die Thronrede, die fi entſchieden 
gegen die Minderheit des Minifteriums und ihre Tendenzen ausſpricht. Der 
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17. 
18, 


21. 


26. 


28, 
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Raifer nimmt in Folge davon das Entlafiungsgefud diefer Minderheit an, 
ohne auch noch die Adreßdebatte des Abg. Hauſes abzuwarten. 


. Yan. (Rußland: Oftjeeprovinzen). Der livlandiſche Landtag richtet eine Wbreffe 


Fri der vertragsmäßigen Landesrechte (petition of rights) an ben 

aifer. 

(Deutſchland — Bayern) Die Regierung legt der II. Kammer das 
Budget für 1870 vor. Daſſelbe ftellt eine Steuererhögung von 1% Mill. fi. 
in Ausfiht. Außerdem fordert der Kriegsminifter 6 Mill. fl. für außer 
ordentlide Militärbebiirfniffe. 

(Frankreich). Der geſetzgeb. Körper gefteht der Regierung die gerichtliche 
Verfolgung Rocheforts zu. 

« (Rordd. Bund: Sadien). Die IL Kammer genehmigt einflimmig die 

Aufhebung der jehr beichräntenden Beſtimmung der jähfiihen Berfaffung bez 

der Nedefreiheit der Bolf8vertreter und vertaufcht diejelbe mit der fehr liberalen 

der nordd. Bundesverfaffung. 

(Deutfhland — Baden). Die I. Kammer entzieht die milden Stiftun- 
gen der bisherigen Firchlichen und ftellt fie unter weltliche Berwaltung. 

(Deutfhland — Bayern). Ber Dompropft v. Döllinger erläßt eine ſehr 
eniſchloſſene Erklärung gegen die von der Mehrheit des Concils geforderte In⸗ 
faibilitätserflärung des Papſtes. 

(Rom). Concil: Die „Allg. Augsb. Zig.“ if in der Lage, die Borgänge 
des Concils, welche die päpftlide Curie mit dem tiefflen Geheimniß zu um- 
geben bemüht ift, ans Tageslicht zu ziehen und namentlich die päpftliche Vor⸗ 
lagen ꝛc. jofort zu veröffentlichen. | 

(Nordd. Bund: Schwarzburg-Rudolftadt), Die Neuwahlen zum Land- 
tag, der in Folge feiner Weigerung, die Steuern und Sporteln zu erhöhen, 
aufgelöft worden war, fallen gegen die Regierung aus. 

C(eutſchland — Baden). Die IL Kammer beſchließt die Einführung 
un allgemeinen Stimmredts, aber mit Beibehaltung des indirecten Wahl- 
yſtems. 

Nordd. Bund: Preußen). Das Abg.Haus lehnt in der Berathung der 

Kreitorbnungsvorlage die von der Regierung geforderte 1. Ernennung der 

Amtshauptleute ab und beihlieht deren Wahl dur die Amtsvertretungen. 

Die Regierung, in diefer Frage unterlegen, bat Fein Intereſſe mehr an ber 

weiteren Berathung der Vorlage. 

(Rordd. Bund: Sahfen). Die I. Kammer lehnt den von der I. Kam- 
mer angenommenen Abrüftungsantrag ihrerjeits mit 24 gegen 21 Stimmen 
ab. Die Resierung bat alles aufgeboten, um dieſes Ziel zu erreichen. 

Frankreich). Rochefort wird vom Gerichte verurtheilt. 

Rom). Goncil: Die Majorität des Concils bittet den Papft, die Frage 
der Unfehlbarkeit durch ein Decret des Goncils definiren zu laffen. 

.„ (Berein. Staaten). Der Congreß nimmt Virginien wieder in die Union 
auf und läßt feine Vertreter in beiden Käufern zu. 

GOeſter reich u. Preußen). Der Erzherzog Karl Ludwig erwiebert den 

vorjährigen Beſuch des Kronprinzen von Preußen in Wien durch einen ſolchen 

am Hofe von Berlin, 

(Deutfchland), In Bayern, am Rheine und in Schlefien tritt unter den 
gebildeten Katholiken eine jehr Iebhaf!e Oppofition gegen die in Rom beab- 
fistigte Unfehlbarkeitserflärung des Papftes zu Tage. 

(Rom). Goncil: Die Minorität des Goncils bittet den Papft, die Frage 
der Unfehlbarkeit nicht zur Entſcheidung zu bringen und ihr die Nothwen⸗ 
digkeit einer nähern Prüfung derfelben zu erjparen. 

„ (BDeutfhlond — Bayern). Der Reihsrath beſchließt mit allen gegen 
12 Stimmen eine Adreſſe an die Krone, die mit den Abfichten der patriotiſch⸗ 
latholiſchen Partei volllommen Sand in Yan geht und dem Miniſterium 
Hohenlohe ein Diktrauensuotum ertheilt. König verweigert die Annahıne 
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der Adreſſe und legt feine Inzu heit über diefeß Borgeben der IL Sam- 
mer ſehr ſcharf an den Tag. Adreſſe ſtammt aus der Feder des prote- 
Rantifchen Oberconfiftorialpräfidenten v. Harleß, der dafür aus allen Gegenden 
des proteft. Landestheils unzweideutige Miktrauenspota erhält. 

28. Yan. (Deferreid-Ungarn: Deſterreich). Das Abg.Haus ſpricht fi in feiner 
Antwortßadrefie auf die Thronrede mit 114 gegen 57 Stimmen ebenfalls 
gegen die Veſtrebungen der (entlafienen) Minderheit des Minifteriums aus, 
doch mit möÖglicäfter Bermeidung jeder Schärfe gegen die wideripenfligen 
Rationalitäten. 

9 „ (Rordd Bund: Preußen). Die Regierung befiehlt für Rorbiäleswig bie 
Gnifernung der noch aus früherer Zeit ſtammenden dänifchen und in bäniichem 
Sinn bearbeiteten Lehrmittel 

.  « (Franfreid). Der geieggeb. Körper beichließt, den englijchen Handels⸗ 
vertrag einer Enquéête durch 36 jeiner Mitglieder zu unterziehen, die er auf 
den Häuptern beider Parteien, der Schugzöllner und der Yreihändler, zufammen- 
ſetzit. Die Regierung will den Vertrag nur mobdificiren, nicht gänzlich aufheben. 

31. „ (Nordd. Bund: Preußen). Das Abg.Haus genehmigt die Vorlage ber. 
Eigentbumserwerb und dinglicde Belaftung von Grundſtücken, durch welde der 
Grundbeſitz moͤglichſt mobilifirt werden foll. 


1. Sehr. (Defterrei-Ungarn: Defterreih). Die Majorität des Minifteriums 
reconfiruirt dafielbe unter dem Präfidium Hasners. 

„ (Brantreih). Der Minifter des Auswärtigen Graf Daru ladet den nord« 
deutfhen Bundeskanzler dur die Bermiltlung Englands zu gegenjeitigen 
a u maßregein en. Graf Bismard lehnt den Antrag jeinerfeits 
ofort ab. j 

„ (Rom). Concil: Die beabfitigte dritte öffentliche Sitzung des Concils muß 
unterbleiben, da nod immer feine Beichlüfie zu verküinden find, 

— „ (Deutfhland). Die Oppofition gegen das Unfehlbarkeitsdogma tritt am 
Rhein unter den gebildeten Ratholilen immer unzweideutiger zu Tage. 

„ (Zürtlei) Dos Borgehen der römiihen Curie gegen die hergebrädhten 
Brivilegien der katholiſchen Armenier ruft unter denjelben ein Schisma her- 
vor. Die Pforte gewährt denjenigen, welche von Rom wieder abfallen wollen, 
vorläufig ihren Schutz. 

„ (Brantreid). Da Rochefort fih zu Antritt feiner Gefängnißſtrafe nicht 
freiwillig ſtellen will, wird er mit Gewalt zur Haft gebradt. Seine Anhän- 
ger antworten mit Grridtung von Barriladen, jcheitern aber mit dem Ber- 
juche vollftändig. 

» (England). Eröffnung des Parlaments. Die Thronrede kündigt die Vor⸗ 
legung einer fog. iriſchen Landbill für gejegliche Regulirung des Berhältnifies 
zwiſchen Butsherren und Pächtern und einer Unterrihtsbill fir England be- 
hufs Berbefferung und Vermehrung der Volksſchulen an. 

u (Rordd. Bund: Preußen) Der Ex⸗Koͤnig Georg läht der Welfenlegion 
in Frankreich anzeigen, daß jeine Unterfiügung mit dem 15. d. M. auf⸗ 
hören werde, 

„ « (Rordd. Bund: Preußen. Der Gommiffionsberiht über die Petition 
gegen daß Ueberhandnehmen des Klofterwmeiens in Preußen kommt nicht mehr 
auf die Tageßordnung des Abg.Haufes trotz aller Bemühungen der Glerifalen, 
die es gern zu einer Debatte dariber gebracht hätten. . 

10. „ (Rord. Bund). Die „Norbd. Allg. Ztg.“ erflärt das von den Jübbent- 
ſchen Gegnern Preußens geforderte Recht zur Prüfung deß casus foederis 
geradezu für eine Abſurdidät, die Preußen niemals zugeftanden habe. 

„  « (Beutlhland — Bayern). Die I. Kammer ertheilt mit 77 patrioti» 
ſchen gegen 62 liberale Stimmen in ihrer Antwortsadrefie auf die Thronrede 
nit dem ganzen Minifterium wie die I. Kammer, jondern nur den Minifter- 
präfidenten Zürft Hohenlohe ein Miktrauensvotum, 
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10. Febr. (Deſterreich Ungarn). Eine Depeiche des Grafen Beuft nah Rom warnt 


12. 
18, 


14. 


15. 


18, 


20. 


23. 


24. 


24. 


die Curie vor dem auf dem Goncil betreienen Wege und erflärt, daß Defter- 

reich die Rechte des Staates jedenfalls in ihrem ganzen Umfange und ohne 

Kückſicht der Perfon wahren werde. 

. —8 Bund: Preußen). Schluß des Landtags. 

Erankreich). Graf Daru erneuert feinen Verſuch bei Preußen bez. gemein- 
famer Abrüftung. Graf Bismard lehnt die Anregung neuerdings ab. 

„ (MRordd. Bund). Eröffnung des Reichstags. Die Thronrede des Königs 
von Preußen betont „das Gefühl nationaler Zufammengebdrigfeit, dem Die 
beftehenden Verträge (Schub und Trutbündnifie und Zollverein) ihr Dafein 
verdanken, und daB das gegenfeitig verpfändete Wort deuticher Fürſten, ſowie 
die Gemeinſamkeit der höchſten vaterländiichen Intereſſen der Beziehung zwildhen 
Nord⸗ und Süddeutſchland eine von den wechjelnden Wogen politiicher Leiden⸗ 
ſchaften unabhängige Feſtigkeit verliehen.“ 

„ (Deutihland — Bayern). Furſt Hohenlohe verlangt feine Entlaſſung, 
erhält fie und wird durch den Geſandten in Wien, Graf Bray, erjett. 

„ (Deutihland). Eine ziemliche Anzahl deuticher VBifchöfe der Concilsminder⸗ 
heit ſucht von Rom aus der Bernegung gegen das Infallibilitätspogma mög- 
lichſt entgegenzumirten. 

„EFrankreich). Olivier erflärt ſich aufs entichiedenfte gegen eine Auflöfung 

der gegenwärtigen Sammer und fett fih damit in ſcharfen Gegenſatz gegen 

die Beitrebungen der Linken. 

(Frankreich). Das Decret von 1851 bez. Deportation nad Gapenne 
wird aufgehoben. 

(Ber. Staaten), Der Congreß laßt auch Miflifiippi wieder zur Bertre 
tung zu. Für daffelbe tritt der erfte Neger in den Senat ein. 

„ (Rom). Concil: Der Papft gebt einen Schritt weiter und erläßt eine neue 

Geihäftsordnung wieder aus eigener Machtvolllommenheit, welde die Berathun- 

gen abkürzt, indem fie das für Eoncilien bisher beobachtete Princip der Ein- 

ſtimmigkeit befeitigt und da8 Syſtem der Mebrheitsbeihlüfie aud für Glau⸗ 
bensſachen, ganz mie bei den mweltlihen Parlamenten, einführt. 

(Frankreich) teilt in Trolge des Gangs, den das vaticaniſche Concil nimmt, 
das Verlangen, auf demfelben durch einen eigenen Legaten vertreten zu fein 
und ladet die übrigen Mächte durch Mittheilung feines Schritte ein, fi 
den Begehren anzufchließen. 

(Schweiz: Zürih). Die allgemeine Volksabſtimmung verwirft die von der 
Regierung und der Majorität des Kantonsrathes ihr vorgeſchlagene amtliche 
Sinventarifation de8 Vermögens bei jedem Todesfalle. 

„ (Brantreih). Geſetzgeb. Körper: Tebatte fiber die innere Lage des Landes. 
Jules Favre greift das neue Minifterium an, Graf Daru vertheibigt es. 
Die Kammer ertheilt demfelben mit 232 gegen 18 Stimmen ein Bertrauens- 
volum. 

„ (Rordd. Bund), Der Reiistag tritt in die Berathung des ihm dom 
Qundesrathe vorgelegten Entwurfs eines Strafgejegbuches flür den gefammten 
Umfang des Bundes ein. 

»„ (Rordd. Bund). Reichstag: Debatte liber den Jurisdictionsvertrag mit 
Baden. Die nationalliberale Partei benütt die Gelegenheit zu einer Demon- 
ftration für Aufnahme Badend in den Bund. Der Bundesfanzler ſpricht 
fih aufs allerbeftimmtefte dagegen aus. Der Antrag wird ſchließlich zuräd- 
gezogen. 

,„ (Seofterreih Ungarn: Defterreid). Die Ezehenführer lehnen eine Ein- 

ladung des Minifter3 Giskra zu Gonferenzen über einen möglichen Ausgleich 

mit Böhmen ab. 

(Frankreich). Gefengeb. Körper: Debatte über die offiziellen Candidaturen. 
Das Minifterium erllärt, auf das bisherige Syſtem verzichten zu wollen. 
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Die bonapartifiiiche Rechte erflärt fi in Folge davon ſehr gereizt gegen das 


Minifterium. 

25. Gebr. (Rordd. Bund). Der Reichstag weit die Borlage des Vundesraths bei. 
Unterflügungswohnfig an eine Commiſſion in der Abſicht, den uriprünglid 
von Preußen gemachten weit liberaleren Entwurf, der aber im Bundesrath in 
particulariftiidem Sinne modifizirt worden war, wieder herzufellen. 

28. „ (Rordd. Bund). Reichstag: Bebatte über den Strafgeſetzbuchs⸗Entwurf. 

“Die Beibehaltung reſp. Wiederherſtellung der Todesftrafe wird trog aller Be⸗ 
mühungen Bismards mit 118 gegen 81 Stimmen abgelehnt. 
s: « (Brantreid) Graf Montalcmbert, der alte Borlämpfer der katholiſchen 
Bartei in Frankreich, erklärt fi unumwunden gegen bie beabfichtigte Unfehl⸗ 
barleitserflärung des Papfte. 


1. März, (Rordd. Bund: Schwarzburg⸗Rudolſtadt). Der Landtag beſchließt 
eine Adreſſe an den Fürſten mit einem entjchiedenen Miktrauenspotum gegen 
das bisherige Regierungsſyſtem. 

2. (Rordd. Bund) Der Reichstag lehnt neuerdings einen Antrag auf Ges 
wen von Diäten ab. 

3. „ (England). Die Regierung beantragt im Parlament fehr erkleckliche Er⸗ 
Iparmife jowohl im Militär- als im Marinebudget. 

» „eſterreich⸗ Ungarn: Deſterreich). Giskra theilt dem Abg.Hauſe als 
Einleitung zu einer Borlage über die beabſfichtigte Wahlreform des Reichsraths 
die Boten der Landtage Über diefe Frage zur Kenntnißnahme mit. 

— .„ (Öcferreid- Ungarn) Beſuch des Erzherzogs Albrecht in Paris, um 

bon den dortigen militärischen Smftitutionen Kenntniß zu nehmen. 

— , (Rom) Concil: Die Minderheit des Concils richtet an den Papft au 
gegen die neue Geſchäftsordnung wieder Borftelungen, die aber ebenfo wenig 
beadjtet und nicht einmal beantwortet werben. 

„ (Scämweiz) Die Conferenz der folothurner Didcefankantone beſchließt, dem 
Biſchof den Bertrag über Errichtung und Unterhalt des Priefterjeminars zu 
lünbigen wegen des in demſelben genährten jejuitiichen Geiſtes. 

„ Defterreid-Ungarn: Oefterreih). Giskra legt den minifteriellen Ent» 
wurf einer Wahlreform des Reichsſsraths vorläufig einer Conferenz von Ab⸗ 
georbneien ver. | 

6. „ (Rom). Concil: Der Papſt thut endlich den entſcheidenden Schritt, indem 

er demſelben einen Zuſazzartilel, der feine Unfchlbarfeit als Glaubenzartikel 
definirt, zugehen läßt. 

7. „, WDeferreih-Ungarn: Defterreih). Der Ausſchuß des Abg.Haufes tritt 
in den eigentlichen Inhalt der galiziihen Forderungen ein. Rechbauer bringt 
Darüber einen förmlichen Geſetzentwurf ein. 

- _(Rordd. Bund). Der Reichstag fihert durch eine Einihiebung in das 
Strafgefegbuh mit großer Mehrheit allen Landtagen der Bundesſtaaten, auch 
Preußen, diejenige Redefreiheit, vie der Reichstag verfafiungsmäßig bereits genießt. 

.„ «» (Oefterreig-lingearn: Defterreidh). Das Abg.Haus lehnt den Antrag 
des Baron Petrino (Bulowine), die für Galizien in Ausfiht genommene Er- 
weiterung jeiner Untonomie nicht blos diejem, jondern allen Kronländern zu» 
bommen zu laffen, ab. Die Polen flimmen dabei mit den Deutſchen gegen 

ng. 

» (Italien). Behufs erkledlicher Erfparnifie im Budget werden 80,000 
Mann b ubt ü j 


eurlaubt. 

(Arantreich). Ollivier Fündigt dem Senat feine Abſicht an, die Verfaffung 

einer Rebifion zu unterziehen. 

10. „ (Fürkei), Die Pforte entipricht den Begehren der Bulgarier und gewährt 
ihnen durd einen Berman die Errichtung eines vom griehiihen Patriarchat 
in Ronftantinopel unabhängigen Exarchates. 

11. „ (Deutſchland — Württemberg). II. Kammer: Geftügt auf die demokra⸗ 


* 


D 
. 


8* 
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tifchegroßdeutiche Agitation gegen das Wehrgeſetz Rellen dieſe beiden Parteien 
einen Antrag auf Herabjegung der Präfenzzeit und des Militäretats. 


11. März. (Rußland: Oſtſeeprovinzen.) Auch der eſthländiſche Landtag richtet 


12. 


W 


20. 
21. 


eine Be um Schu der vertragsmäßigen Landesrechte (petition of rights) 
an den Kaiſer. 

‚„ (Oefterreid-Angern: Oferrreid). Die Polen verlangen im Ausſchuß 
des Abg.Haufes Für die galiziihe Trage, nit bloß eine felbfländige, dem 
Landtage verantwortlihe Landesregierung, jondern aud für den Statthalter 
die Befugnifle eines Minifterpräfidenten, jomit ein förmliches polniſches Mini- 
fleriums für Galizien. Giskra erklärt fofort, daß die Regierung foldem Be- 
gehren niemals ihre Zuftimmung geben könne. 

- (Rom). Concil: Die Majorität verlangt ungebuldig vom Proſidium, daß 
der Unfehlbarkeitsfrage der Borrang vor allen anderen eingeräumt werde. 

„ (Deutfhland). Die fog. katholiſchen Vereine und der an ihrer Spike 
ſtehende ſpezifiſch katholiſche Adel demonſtriren gegen die „unbefugten” Kund⸗ 
gebungen einer Anzahl deuticher Gelehrter wider die Unfehlbarkeit des Papfles. 

(Rordd. Bund) Der Reihstag modifizirt den ihm vom Bundesrathe 
vorgelegten Entwurf eines Strafgejegbudhes mehrfach in entichieden liberalem 
inne. 

» (Berein. Staaten). Auch Texas wird wieder zur Bertretung im Eon- 
greß zugelaſſen. 

„ (Deferreig-Ungarn: Oefterreih). Die Polen berathen bereits Aber 
ihren Austritt aus dem Reichsrath. 

„ (Rordd. Bund: Ehwarzburg-Rubolftabt), Der Landtag verweigert neuer- 
dings die Erhöhung der Steuern und Sporteln und gefteht wiederum nur 
die Aufnahme eines Unlebens zu. Der Fürſt ſcheint, da die norddeutſche 
Bundesregierung nicht geneigt tft, ihm gegen den Landtag unter die Arme zu 
greifen, nachgerade jeinerjeit8 nachgeben zu wollen. 

. (Oefterreih-Ungarn: DOefterreih). Der Minifterrath kommt bez. der 
Frage der Wahlreform des Neichsraths zu feinem Beſchluß. Ber Kaiſer 
äußert Bedenken gegen ein Vorgehen ohne die (niemals zu gewärtigende) Zu⸗ 
Rimmung der Landtage. 

« (Spanien). Die Regierung erläßt ein Deeret, das den Clerus verpflichtet, 
binnen zwei Monaten den Berfaflungseid zu leiſten. Viele Priefter verwei⸗ 
gern denfelben; nur wenige Bilchöfe leiften ihn, die Übrigen verweigern ihn 
von Rom aus. 

„ (Rufland: Oftfeeprovinzen). Der Kaifer weift die Adreſſe des livlandiſchen 
Landtags entſchieden zurüd. 

„ (Defterreid-Ungarn: Defterreih). Der Miniſterrath beſchließt, die 
Frage der Wahlreform des Reichsraths für diefe Seſſion fallen zu laſſen. 

„ (Deutihland — Württemberg). Die Agitation der Volkspartei gegen 
das Kriegsdienſtgeſetz hat circa 150,000 Unterfchriften gegen dafielbe gufammen- 
gebracht. Die Adrefien werden der Kammer übergeben. Tas Miniflerium 
Barnbiller bietet in Folge davon feine Entlafjung an. 

EFrankreich). Der Kaiſer bevollmächtigt Ollivier durch einen offenen Brief 
an denſelben zur Vornahme einer Reviſion der Verfafſung. 

„ (Rom). Concil: Der croatiſche Biſchof Stroßmayer wagt es, der Feſtſezung 
von Blaubensartileln duch bloße Majoritäten entgegenzutreten und für die 
Religiofität fo vieler hervorragender Proteftanten fein Wort einzulegen und 
erregt dadurch von Seite der Majorität einen ganz unerhörten Ecandal. 


 . (BDeutfdland — Württemberg). Der König modifizirt das Minifterium, 


vertagt die Kammer und zieht daB Budget zurüd. Die Prefle bezeichnet das 
neue Minifterium als eine „Regierung der Energie”. Um den Wünjchen des 
Landes entgegenzulommen, fol inde am Militärbudget eine halbe Million 
eripart werden, doch ohne die neue Organtfation ſelbſt in Frage zu ftellen. 
Die Oppofition erflärt fi dadurch feinestwegs befriedigt. 
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24. März (Frankreich). Bas Sicherheitsgeiek von 1858 wird aufgehoben. 


27. 


3 


31. 


3. 


»„ (Italien) Ein republikaniſcher Putſchverſuch unter der Garniſon von 
Bavia mißlingt, erregt aber große Bejorgniffe, da ſich im ganzen Lande eine 
ſehr bedenkliche Bährung bemerklich macht. 


Ceſterreich⸗ AUngarn). Die Regierungen beider Reichshälften verſtändi⸗ 


gen ſich über die Grundlagen eines Ausgleichs bez der Militärgrenze. 

. (Erantreid) Der geſetzgeb. Körper beſchießt auf den Antrag der Regie 
rung, daß ſog. zeitweilige Zulafjungen fremder Gabrilate und Halbfabrilate 
Hinftig durch beſondere Geſetze und nicht blos durch Taijerliche Decrete geregelt 
werden jollen. 

„ (Brantreid). Ledru Rollin kehrt amneftirt nad Paris zurück. 

» (Brantreid) Prinz Beer Napoleon wird wegen der Tödtung Victor 
Roir’s vom Staatsgerichtshof in Tours freigefprochen. 

„ (Defterreig-Ungorn: Oeſterreich). Die Regierung legt dem Abg.Haufe 
den Entwurf eines jog. Rothwahlgeſetzes vor, wonach nicht blos für ganze 
Kronländer, fondern aud für einzelne Theile derjelben directe Wahlen zum 
Reihsrath angeordnet werden können. 

EFrankreich). Ollivier legt dem Senat den Entwurf eines Conſults behufs 
Revifion der Berfafjung vor. 

„ (Defterreih-Ungarn : Defterreih). Der Ausihuß des Abg.Haufes für 
die galizifche Frage beichließt, dem Haufe die gänzliche Ablehnung der polnis 
ſchen Gorderungen zu beantragen. 

GErankreich). Olivier erflärt fih im geſetzgeb. Körper neuerdings gegen 
eine Auflöjung der gegenwärtigen Kammer und lehnt es ab, die Trage der 
Berfafiungsrevifion und der conflituirenden Gewalt aud im geſetzgeb. Körper 
einer Debatte zu unterfiellen. Rouber regt es an, die rebidirte Berfaffung 
einem Plebiscit zu unterziehen, um daß Regiment Ollivier zu ſchwächen und 
die Eaijerliche Gewalt wieder zu flärfen. 

» (Deutfgland — Bayern). Die I Kammer gefteht der Regierung 
nur einen Theil des geforderten außerordentlihen Militärerevits zu. Auch die 
liberale Minderheit ift unter den obwaltenden Umftänden damit einverflanden. 

„ (Deiterreid-Ungarn: Oecflerreih). Die Polen erklären ihren Austritt aus 
dem Reichsrathe und die fdderaliftiich gefinnten Slovenen, Trieftiner, Iſtrianer, 
Bulowiner ꝛc. ergreifen den Anlaß, gleichfalls ihren Austritt zu erklären. 
Rur wenige ſog. Naitonale behalten vorerfi noch ihre Site. Das Minifte 
rium beichliekt, vom Kaiſer die Auflöjung der betreffenden Landtage oder ferne 
Entlafjung zu verlangen. 

„ (Berein. Staaten). Präfident Grant proclamirt die Annahme deß 15. 
Amendements zur Bundesverfaflung, daß den Negern das politiihe Stimm- 
recht garantirt und dem Congreß das Recht einräumt, die diesfalls nothwen⸗ 
digen Geſetze zu erlaflen. 


April. (Defterreih-Ungarn: Oeſterreich). Der Kaiſer verweigert die vom Mi⸗ 
niflerium geforderte Auflöfung einer Reihe von Landiagen und behält fi 
feine Enticheidung bez. der Entlaffung des Minikteriums vor. 

» (England). Beide Häufer haben ſich Über eine neue iriſche Zwangsbill 
behufs Aufrehthaltung der Ordnung durch außerordentl. Mabregeln geeinigt. 

» (Branfreid). Das Minifterium Olivier unterzieht fih nad} einigem Sträu- 
ben jchließli doch dem Willen des Kaifers, die neue Berfafjung einem Ple⸗ 
biscit zu unterfielen. 

„ (Trantreid). Das linke Centrum remonftrirt energiich gegen die Abſicht 
des Miniſteriums, die Trage der Berfafjungsrevifion nicht einmal einer Dis- 
sufftion im geſetzgeb. Körper zu unterziehen. Der Kaiſer geſteht endlich Olli⸗ 
vier zu, die Discuffion zuzulafien. 

.„ (Säweis) Eine große Bollsverfammlung in Langenthal verlangt vom 
YBunbesrath, dem jefuitiichen Geiſte energiſch entgegenzutreten. 
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— Upril. (Rordd. Bund: Preußen). Die Welfenlegion der Erlönigs von Hannover 
in Frankreich löst fi wirkliih auf. Eine Anzahl kehrt in die Heimat zurfd, 
die meiften gehen mit Unterflügung nad Amerika. 

4 „ (Lefterreig-Ungarn: Oeflerreih). Der Kaifer beauftragt den Graſfcn 
" Votodi, von der früheren Minifler- Minorität, mit der Reubildung des Mi- 

nifteriums. Potocki unterhandelt mit einigen der bisherigen Minifter und mit 
Rechbauer über die Bildung des neuen Minifteriums unter feinem Borfig. 

« » (Türkei). Der griehifhe Patriarch proteftirt gegen die Kosreikung Bul⸗ 
gariens und verlangt von der Pforte die Bewilligung zur Sinberufung eines 
allgemeinen Coneils behufs endgiltiger Entſcheidung der Frage. 

5 „ (Defterreihslingarn: Dechterreih). Die paar Slaven, die am 31. Wär 
noch im Reichßrathe geblieben waren, treten nachträglich aud noch aus. 

v u (Brantreih). Geſetzgeb. Körper: Debatte über die Plebiscitsfrage. Die 
Rinfe greift die durch das Miniflerium CHivier geſchaffene Lage des Landes 
bez. der Berfoffungsirage mit großem Nachdruck an. Die Kammer ertheilt 
demfelben dagegen mit 227 gegen 43 Stimmen neuerdings ein Bertrauens- 
votum und Hberläßt damit die Berfafiungsfrage dem Gabinet und dem Senat, 
die Domäne der Plebiscite aber dem Kailer. Die öffentlihe Meinung iſt 
ſich Mar darüber, daß der Kaifer im Begriff lebt, die Zügel wieder im die 
Hand zu nehmen und das Minifterium Olivier anf das Rivenu feiner Vor⸗ 
gänger berabzudrilden. 

(Deſterreich⸗ Ungarn: Cefterreih), Das Ubg.Haus wählt jeine Mitglieder 
in die Delegation. Für Galizien, ien, Görz und Trieft Bnnen keine De⸗ 
legirte gewählt werben, da die diefen Kronländern angebörigen Abgeordneten 
fämmtlich ausgetreten find. 

Das Herrenhaus beichließt auf den Antrag Schmerlings eine energiſche 
Refolution, das Abg.Haus eine Adrefle an den Kaiſer für Aufrehthaltung 
der Berfafiung und gegen eine föberaliftiihe Auflöfung Oeſterreichs. 

8 „ (Rordd. Bund): Der Reichstag bringt die zweite Berathung des von Anfang 

an liberalen, den Forderungen der Zeit und der Wiſſenſchaft entipredhenden, 

nun aber von ihm noch liberaler modifizierten Entwurfs eines Strafgefegbudyes 

zu e. 

„EGeſterreich⸗Ungarn: Deſterreich). Das Abg.Haus vertagt ſich. Ter 
Präfident Kaiſerfeld ſchließt die Seſſion mit einer energiſchen Rede für Auf⸗ 
rechthaltung der beftehenden Berfafjung und genen nebelhafte Ausgleiche. 

9. „ (Brankreih). Der Finanzminifter Buffet gibt feine Entlafjung, der Mi- 
nifter des Auswärtigen, Graf Daru, macht Miene, dafjelbe zu thun. Beide 
gehören dem linken Gentrum an und gelten für die charaltervollſten Mitglieder 
des Gabinets Olivier. 

10. „ (Defterreid:Ungarn: Dechterreih). Graf Beuft unterflägt die Depeiche des 
franzdfiſchen Diinifterß des Auswärtigen, Graf Daru, an die römifche Gurie 
feinerfeits durch eine foldde, in der er Rom neuerding vor dem beireimen 
Wege auf’8 dringendſte warnt. 

.„ . (Krankreih) Da feine andere Regierung dazu geneigt if, fo verzichtet 
auch Frankreich wieder auf feinen Plan, fi im Eoncil durch einen Legaten 
vertreten zu laffen. 

11. „ (England) Die Regierung legt dem Parlament das Budget für 1871 
vor. Daſſelbe weist wieder einen Ueberſchuß und zwar von mehr als 4 Mill. 
Bf. St. aus, jo dag neuerdings Läftige Eteuern theils ganz abgeſchafft, theils 
wenigfiend gemindert werben können. 

12. „ (Defterreid Ungarn: Defterreih). Der Katfer ertheilt endlich dem Mini» 
Rerium Giskra⸗Herbſt die erbetene Entlaſſung und ernennt ein reines Beamten⸗ 
minifterium unter dem Vorfitze Potodi’3, nachdem fi die Unterhandlungen 
des legteren mit Nechbauer und einigen Mitgliedern des frühern Minifteriums 
zerſchlagen haben. 

.„ . (Branfreidg) Das Miniſterium Ollivier, die alte Rechte und das rechte 
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Gentrum vereinigen ſich zu einer großartigen Agitation, um das Blebiseit 
nad) den Wänjchen des Kaiſers in Scene zu ſeten. 


12. April. (Rom). Das Eoncil votirt einftimmig die erfte Borlage (schema de fide). 


14. 


Die ziemlihe Zahl der juxta modum Etimmenden wird ſchließlich auch noch 
gewonnen, indem der Bapft fih zu einer Reihe Kleiner Conceſſionen herbeiläßt, 
um nur Ginftimmigfeit zu erzielen und damit jeden Zweifel an der Oecume⸗ 
nicität des Concils zu bejeitigen. 

.„ (Srankreih). Der geſetzgeb. Körper vertagt ih auf das Berlangen Olli⸗ 
viers mit 193 gegen 63 Stimmen biß nad) dem Plebiscit. 

. (Srankreih). Buffet und Daru ſcheiden aus dem Cabinet Ollivier wirk⸗ 
lid aus. Die Neconftruction des Gabinets wird bis nad dem gelungenen 
Plebiscit verfchoben. 

„ (Dänemart und Berein. Staaten). Der zwiſchen beiden abgeihlofiene 
Kaufsvertrag bez. der weſtindiſchen Inſeln Danemarks erliſcht, da er von 
Seite des Senats der Union nicht ratifizirt worden if. 

» (Brantreid). Ollivier verzichtet darauf, die legte Rote Daru's nicht bloß 
der päpftl. Gurie, fondern auch dem Concil ſelbſt zur Kenntniß zu bringen. 

» (Franfreid). Der Eenat nimmt das Gonfult beir. Revifion der Berfaf- 
fung einftimmig an. 

e (Berein. Staaten). Die Wiederzulafiung Georgiens als des Iekten der Re- 
bellenftaaten zur Vertretung im Congreß ſcheitert an dem Miderftande des Senai3. 

„ (Deutfdland — Bayern), Die Regierung legt dem Landtag einen Ge⸗ 
jetesentwurf für Einführung directer Wahlen mit allgemeinem Stimmrecht 
und geheimer Abftlimmung vor. Der ſtädtiſchen Bevölkerung if darin cin 
gewifler Vorzug vor der ländlien eingeräumt. Die petriotifde Partei ift 
eben darum mit dem Entwurf nicht zufrieden. 

„(Deutſchland). Eröffnung des Bollparlaments. 

-» (Griedenland). Eine Geſellſchaft von Engläntern fällt bei Diarathon in 
die Hände von Räubern, die darauf um Löſegeld und Amneftie unterhandeln, 
ſchließlich aber, von den Truppen der Regierung unızingelt, die Engländer tödten 
und theils in Gefangenſchaft gerathen, theils entkommen. 

v„ (Rordd. Bund). Der nord. Bundesgefandte in Rom, d. Arnim, unters 
ſtützt auch feinerjeits tie Warnungen Frankreichs und tie Depeſche des Grafen 
Daru und betont c8 namentlih, daß „in Deutihland die katholiſchen und 
nichtkatholiſchen CHriften friedlich bei einander wohnen müffen“. 

„GEFrankreich). Der Kaiſer formulirt die dem Plebiscit vorzulegende Frage. 
und richtet eine PBroclamation an die Franzojen. 

„ (Rom). Concil: Tritte öffentlide Eigung des Concils unter dem Vorſfitze 
des Papftes: feierliche Abflimmung Über die Constitutio de fide und die dazu. 
gehörigen Canones, der noch ein Zufag angehängt ift, welcher auch für alle 
päpfll. Eonftitutionen und Decrete, jelbft wenn fie nicht eigentliche Glaubens⸗ 
jachen mithalten, Gehorfam fordert. Alle Biſchöfe antworten mit Placet. 
Tamit ift wenigſtens ein Theil der Sätze des Syllabus von 1864 zu Glau⸗ 
bensfägen erhoben. 

„ (Schweiz: Zurich). Die allgemeine Volksſabſtimmung verwirft ein ihr vor⸗ 
gelegtes Fabrikgeſet, Das die Arbeit der Frauen und Kinder in den Fabriken 
allzuſehr beichräntt. 

.» (Schweiz: Aargau). Das Bolt genehmigt in allgemeiner Abfimmung 
die Einführung des obligatorifchen Weferendums und der Bolksinitietive in 
die Rantonsverfafung. 

.- (England). Die Nachrichten von der Ermordung mehrer angejehener Eng⸗ 
länder durch eine griechiſche Räuberbande bei Marathon erregen einen Sturm 
der Enträftung in der dfjentlihen Meinung. Der engliiche Gefandte in Athen 
ftellt ſehr meitgehende Forderungen an die grichiiche Regierung. 

» Defterreih-Ungarn: Ungam). Die Regierung legt dem Unterhaufe 
das fog. Municipal-(Somitats-)Beiet; vor. 


10 Allgemeine Chronik. 


29. Upril. (Mom). Concil: Rad dem Reſultat der Eoncilsfigung vom 24. ds. Mis. 
liegt die Schwäche der Minorität unzweifelhaft vor Aller Augen: es iR Har, 
daß nur die Minderheit diefer Minderheit die Unfehlbarkeitserflärung des 
Papſtes principiel befämpft, die große Mehrzahl dagegen bloß aus Gründen 
der Jnopportunität und daß alle ohne Ausnahme dem Papfte, irog der Ueber- 
zeugung, daß fein Borgehen die Intereſſen der Kirche und ihre eigenen als 
Bilchöfe im höchſten Grade gefährde, ja nicht zu nahe treten wollen, um nur die 
Einheit der Kirche nicht zu gefährden. Auf diefe Schwäche vertrauend "gibt 
der Papſt nunmehr feinen eigenen und dem Berlangen der Majorität nad 
und befiehlt und beftimmt die Unfehlbarleitsfrage als den erſten und nächſten 
Berathungsgegenftand des Goncils. 

0. „ (Deutfhland). Sollparlament: Die Regierungen legen demfelben wiederum 
den Entwurf eines revidirten Tarifgeſetzes vor. Die wiederholt abgelehnte Ein- 
führung eines Petroleumzolls ift darin fallen gelaflen und durd eine Er» 
höhung des Kaffeezolls erjett. 

.- . (Rom). Concil: Die Minorität verlangt, daß vor der Unfehlbarfeitsfrage 
wenigftens das Verhältniß der geiſtlichen zur weltlichen Gewalt näher definirt 
und die Welt über eine Erneuerung der Weltherrſchaftsanſprüche der Päpfte 
des Mittelalters beruhigt werde. Dem Berlangen wird nit entiprodhen und 
darauf wiederum nicht einmal eine Antwort ertheilt. 


— Mai. (Deferreid-Ungarn: Ocferreih), Das Minifterium Potodi unter 
handelt mit den Czechen und Bolen über einen Ausgleich. 

4 „ (Deutſchland). Das Zollparlament lehnt aud die Erhöhung des Kaffee⸗ 
zoll mit 187 gegen 63 Stimmen ab. Die Tarifreform fcheint damit neuer⸗ 
ding8 geicheitert zu fein. 

6. „ (Deutfhland). Zollparlament: v. Patow ftellt einen Bermittlungsantrag, 
nad welchem die Erhöhung des Kaffeezolls den Regierungen zugeftanden wer- 
den fol, wenn diefelben eine Herabjegung der Zölle auf Roheiſen und Reis 
zugefteben wollen. Die Regierungen geben darauf cin und der Bermittlungs- 
antrag wird mit 186 gegen 84 Stimmen angenommen. Schluß der Seifion. 

v„ « Deferreid-Ungarn: DOefterreii). Das Minifterium Potodi ergänjt 
fih durch einige föderaliſtiſche Elemente. 

8 „ (Frankreich). Allgemeine Abſtimmung über das Plebiscit in ganz Yranf- 
zeih. Mehr als 7 Millionen antworten mit Ja, 1% Millionen mit Rein. 

9 „ (Oeferreig-Ungarn: Oeſterreich). Die Prefie zieht eine Denfichrift 
an’8 Tageslicht, in weldem die Ezechenführer für ihre Beſtrebungen die Pro- 
tection des Kaiſers Rapoleon nachſuchten. 

13. „ (Rordd. Bund). Der Reichsrath beendigt die Berathung eines Geſetzes⸗ 
entwurf8 zum Schuß des Autorenrechts. 

14. „ (Rom). Goncil: Beginn der Unfehlbarkeitsdebatte. Um nicht der römischen 
Genfur zu verfallen, haben felbft Rauſcher, Hefele zc. ihre Schriften gegen bie 
Unfehlbarfeit flatt in Rom in Reapel druden laſſen müſſen; ein Schri 
des Biſchofs Ketteler ift von der päpfil. Polizei wirklich mit Beſchlag belegt 
worden. Run läßt die Minderheit des Goncil8 Rede auf Rede gegen die Un⸗ 
fehlbarfeit folgen. Die große Mehrheit iſt dem Papfte indefien zum Boraus 


geftchert. 
15. „ (Frankreich). Das Minifterium wird nunmehr nach gelungenen Plebigcit 
reconftruirt, bereit8 in ganz anderer Weile als am 2. Yan. Kaiſer bat 


die Zügel wieder vollftändig in der Hand und ernennt die Miniſter nad Be 
lieben.” Das YWuswärtige erhält der Herzog dv. Bramont, ein hoͤchſt mittel 
mäßiger Kopf und ledigli ein Werkzeug in der Hand des Kaiſers. 

17. „ Mordd. Bund). Der Reichstag beendigt die Berathung der Geſetzes- 
entwürfe über den Unterfügungswohnfig unter Befeitigung der vom Bunbes- 
zath gegen Preußen in denjelben hineingebrachten particularifiiichen Tendenzen. 
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Mai. (Deutſchland — Bayern). Die II. Kammer flieht endlich ihre Lang. 
mierigen Debatten Über die Rechnungknachweiſe von 1866-1868, die ber 
Referent Sreil dazu benützt hatte, alle Wünfche und Ausſtellungen der patrio⸗ 
tijchen Partei zur Sprache zu bringen. In der Partei jelb wird dadurch 
eine tiefgchende Spaltung zu XTage gefördert. 

. (Deftrrreih:Ungarn: DOefterreih). Der verjuchte Ausgleich mit den Czechen 
fheitert an den maßlofen forderungen derjelben. 

» (Bortugal). Marſchall Saldanha macht eine Militärrevolution und zwingt 
an 0 ihn zum Minifterpräfidenten zu maden. Die Kanımern proteſtiren 
umſonſt. 

(anemark). Das Vollsthing lehnt beharrlich eine Reihe von Mehr⸗ 
forderungen der Regierung für Militärbedürfniſſe ab. 

(Nordd. Bund). Reichsſtag: Der Bundesrath will den Entwurf des Straf⸗ 
geſetzbuchs mit den liberalen Modificationen des Reichſstags annehmen, unter 
der Bedingung, das die Todesſtrafe mwenigfiens für Diord und Mordverjud 
auf das Bundesoberhaupt und die Landesfürften beibehalten refp. wieder cin» 
geführt und der, vom Reichstag indirect befeitigte, preußiſche Staatsgerichtshof 
wieder hbergeftellt werde. 

C(eiſterreich⸗ Ungarn: Oeſterreich). Der Kaiſer 1dst den Reichſsraih und 
ung Kandtage, mit alleiniger Ausnahme des böhmifchen, auf und ordnet Reu- 
wahlen an. 

EFrankreich). Die Regierung legt dem geſetzgeb. Körper einen Geſetzesenl⸗ 
wurf vor, der die Wahl der Maires nicht der freien Wahl der Gemeinderäthe 
überläßt, jondern der Ernennung der Regierung, wie bisher, vorbehält. 

. Sr gal). Die Kammern werden von Saldanha erfi vertagt und dann 
aufaelößt. 

„Geſterreich⸗Ungarn). Der Kaiſer ernennt den Ungarn Lonyay zum 
Reichsfinanzminifter. 

» (&panien). Bie Eortes beſchließen die Einführung der Civilehe. 

„ (Rordd. Bund). Der Reichstag entipricht dem Brgehren des Bundesraths 
be}. des Strafgeſcetzbuches (bez. der Todesftrafe mit 127 gegen 109 Stimmen), 
um das Werl, das im Ganzen einen gewaltigen Tyortichritt bezeichnet, zu 
Stande zu bringen, und genehmigt für das ſchweizeriſche Bottharbunternehmen 
eine Subvention von 10 Mill. Er. 

» (Srankreich). Der geiehgeb. Körper nimmt fchlieklih das ihm von der 
Regierung ſchon vor längerer Zeit vorgelegte Prefgeiett an, das Prebvergehen 
wieder den Geſchworenen überweißt. 

.„ (NRordd. Bund). Schluß der Seſſion des Reichſtags. Die Thronrede des 
Königs von Preußen wirft einen zufammenfafienden Rüdblid auf die nad 
allen Seiten jo befriedigenden Ergebniſſe der nunmehr abgelaufenen erften 
Zegislaturperiode des Reichstags. 


„ (Briedenland). Die bei Marathon gefangenen Räuber werden in Athen 
Hingericätet. England ift damit nicht befriedigt und verlangt energiich Ent⸗ 
ſchädigung und moraliſche Genugthuung. 

„ (Rordd. Bund) Der Bundesrath ertheilt den drei mwichtigften Ergeb- 
nifien der diesjährigen Seifion des Reichſtags, dem Strafgefegbud, den Nach⸗ 
drudsgejeh und dem Geſetz betr. Unterſtützungswohnſitz jeine Zuftimmung. 

-» (Spanien). Cortes: Die Regierung Iegt denjelben ein Geſetz für die Königs- 
wahl vor. Die Anhänger des Herzogs v. Monipenfier verlangen, daß bei der 
Wahl nur die Stimmen der anmwejenden Gortesmitgliever gezählt werden, die 
Gegner vefielben, daß der Eandidat die abjolute Mehrheit aller gewählten 
Gortesmitglieder auf ſich vereinigen müfle, um giltig gewählt zu jein. 

« (Rordd. Bund). Der Bundesrath oronet auf den Herbft die Einberufung 
einer Gonferenz ven Sachverſtändigen bez. der Münzfrage an, an ber fi aud) 
die fübdeutichen Regierungen betheiligen können. 
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29. April. (Mom). Eoncil: Rad dem Reſultat der Goneilsfigung vom 24. DS. Mis. 
liegt die Schwäche der Minorität unzweifelhaft vor Uller Augen: es iR flar, 
daß nur die Minderheit diefer Minderheit die Unfehlbarkeitserflärung des 
Bapftes principiel befämpft, die große Mehrzahl dagegen bloß aus Gründen 
der Jnopportunität und daß alle ohne Ausnahme dem PBapfle, trog der Ueber⸗ 
zeugung, daß fein Vorgehen die Intereſſen der Kirche und ihre eigenen als 
Biſchöfe im höchſten Grade gefährde, ja nicht zu nahe treten wollen, um nur die 
Einheit der Kirche nicht zu gefährden. Auf diefe Schwäche vertrauend "gibt 
der Papft nunmehr feinem eigenen und dem Berlangen der Majorität nach 
und befiehlt und beftimmt die Unfehlbarleitsfrage als den erfien und nächſten 
Berathungsgegenftand des Eoncils. 

50. „ (Deutihland). Zollparlament: Die Regierungen legen demfelben wiederum 
den Entwurf eines revidirten Zarifgefehes vor. Die wiederholt abgelehnte Ein- 
führung eines Petroleumzolls iſt darin fallen gelaflen und durch eine Er⸗ 
höhung des Kaffeezolls erjett. 

„re (Rom). Concil: Die Minorität verlangt, daß vor der Unfehlbarfeitsfrage 
wenigftens das Berhältniß der geiſtlichen zur weltlichen Gewalt näher definirt 
und die Welt über eine Erneuerung der Weltberrichaftsanfprüde der Papſte 
des Mittelalters beruhigt werde. Dem Berlangen wird nicht entiprochen und 
darauf wiederum nicht einmal eine Antwort ertheilt. 


— Mai. (Geſter reich⸗Ungarn: Oeſterreich). Das Minifterium Botodi unter 
handelt mit den Czechen und Polen über einen Ausgleich. 

C(Deutſchland). Das Zollparlament lehnt auch die Erhöhung des Kaffee 
zolls mit 187 gegen 63 Stimmen ab. Die Tarifreform ſcheint damit neuer» 
dings geicheitert zu fein. 

„ (Deutichland). Zollparlament: v. Batow ſtellt einen Bermittlungsantrag, 
nad) welchem die Erhöhung des Kaffeezolls den Regierungen zugeflanden iver- 
den fol, wenn diefelben eine Herabjegung der Zölle auf Roheifen und Reis 
zugefteben wollen. Die Regierungen gehen darauf ein und der Bermittlungs- 
antrag wird mit 186 gegen 84 Stimmen angenommen. Schluß der Seffion. 
v„» # Oeſterreich⸗AUngarn: Oeſterreich)., Das Minifterium Potodi ergänzt 

ſich durch einige füberaliftifche Elemente, 
8 „ (Frankreich). Allgemeine Abflimmung über das Plebiscit in ganz Fraulk⸗ 
reich. Mehr als 7 Millionen antworten mit Ya, 14 Millionen mit Rein. 

9. „ (Deferreig-Ungarn: Defterreih). Die Prefie zieht eine Denkſchrift 
an's Tageslicht, in welchem die Ezechentührer für ihre Veſtrebungen die Pro⸗ 
tection des Kaiſers Napoleon nachſuchten. 

13. „ (Rordd. Bund). Der Reichsrath beendigt die Berathung eines Geſetzes⸗ 
entwurfs zum Schuß des Autorenrechts. 

14. „ (Rom). Goncil: Beginn der Unfehlbarkeitsdebatte. Um nicht der romiſchen 
Genfur zu verfallen, haben ſelbſt Rauſcher, Hefele ꝛc. ihre Schriften gegen die 
Unfehlbarteit fatt in Rom in Neapel druden laſſen müſſen; ein Scri 
des Biſchofs Keiteler ift von der päpſtl. Polizei wirllich mit Beſchlag belegt 
worden. Nun läßt die Minderheit des Goncils Rede auf Rede gegen die Un⸗ 
fehlbarkeit folgen. Die große Mehrheit ift dem Papfte indefien zum Boraus 


eſichert. 

15., — (Frankreich). Das Miniſterium wird nunmehr nach gelungenem Plebiscit 
reconſtruirt, bereits in ganz anderer Weiſe als am 2. Yan. Der Kaiſer bat 
die Zügel wieder vollſtandig in der Hand und ernennt die Miniſter nach Be 
lieben. Das Auswärtige erhält der Herzog v. Gramont, ein hoͤchſt mittel- 
mäßiger Kopf und lediglich ein Werkzeug in der Hand des Kaiſers. 

17. „ (Rorbd. Bund) Der Reichstag beendigt die Verathung ber Geſetzes⸗ 
entwürfe über den Unterſtützungswohnſitz unter Befeitigung der vom Bundes» 
rath gegen Preußen in denjelben hineingebraditen particulariftiihen Tendenzen. 
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18. Mai. (Deutſchland — Bayern). Die II. Kammer fließt endlich ihre lang» 


19. 


21. 


26. 


wierigen Debatten über die Rechnungſnachweiſe von 1866-1868, die ber 
Referent Greil dazu benützt Hatte, alle Wunſche und Ausfiellungen der patrios 
tischen Partei zur Sprade zu bringen. In der Partei jelbft wird dadurd 
eine tiefgehende Spaltung zu Tage gefördert. 

»„ (Defterreig:Ungarn: Oefterreih). Der verfuchte Ausgleich mit den Czechen 
fcheitert an den maßlofen forderungen berfelben. 

» (Portugal). Marſchall Saldanha macht eine Militärrevolution und zwingt 
a ihn zum Minifterpräfidenten zu machen. Die Kammern proteftiren 
umjonfl. 

»„ (Dänemarf). Das Bollsthing Ichnt beharrlich eine Weihe von Mehr⸗ 
forderungen der Regierung für Militärbevürfniffe ab. 

„ (Rorbd. Bund). Reihstag: Der Bundesrath will den Entwurf des Straf⸗ 
geſetzbuchs mit den liberalen Modificationen des Reichstags annehmen, unter 
der Beringung, daB die Todesftrafe wenigftens für Diord und Mordverjud 
auf das Bundesoberhaupt und die Landesfürften beibehalten reſp. wieder ein» 
geführt und der, vom Reichstag indirect befeitigte, preußiſche Staatsgerichtshof 
wieder bergeftellt werbe. 

„ (Eeterreih-Ungarn: Oeſterreich). Der Kaiſer 1d8t den Reichsraih und 
alle Zandtage, mit alleiniger Ausnahme des boͤhmiſchen, auf und orbnet Reu« 
wahlen an. 

» (Srankreih). Die Regierung legt dem geſetzgeb. Körper einen Geſetzesent⸗ 
mwurf vor, der die Wahl der Maires nicht der freien Wahl der Gemeinberäthe 
überläßt, jondern der Ernennung der Regierung, wie bisher, vorbehält. 

e (Bortugal). Die Kammern werden von Saldanha erſt vertagt und dann 
aufgelöst. 

„ (Scehterreih-Ungarn). Der Raifer ernennt den Ungarn Lonyay zum 
Reihsfinanzminifter. 

«- (Spanien). Die Eortes beſchließen die Einführung der Eivilehe. 

« (Rordd. Bund). Der Reichstag entipricht dem Begehren des Bundesraths 
bez. des Strafgejrubuches (bez. der Todesitrafe mit 127 gegen 109 Stimnten), 
um daß Werl, das im Ganzen einen gewaltigen Foriſchritt bezeichnet, zu 
Stande zu bringen, und genehmigt für das ſchweizeriſche Botthardunternehmen 
eine Subvention von 10 Mill. Fr. 

» (Brantreih). Der geſetzgeb. Körper nimmt fchlieklih das ihm von der 
Regierung ſchon vor längerer Zeit vorgelegte Preßgeſer an, das Preßvergehen 
wieder den Geſchworenen überweist. 

„ (Rordd. Bund). Schluß der Selfion des Reichſtags. Die Thronrede des 
Königs von Preußen wirft eimen zufanımenfaflenden NRüdblid auf die nad: 
allen Seiten fo befriedigenden Ergebniffe der nunmehr abgelaufenen erften 
Zegislaturperiode des Reichstags. 


„ (Briedenland) Die bei Marathon gefangenen Räuber werden in Athen 
hingerichtet. England ift damit nicht befriedigt und verlangt energiſch Ent» 
ſchädigung und moraliſche Genugthuung. 

-» (Rordd. Bund) Der Bundesrath extheilt den drei wichtigſten Ergeb- 
niffen der diesjährigen Seffion des Reichſtags, dem Strafgefegbud, dem Nach⸗ 
drudsgejeg und dem Geſetz betr. Unterftügungswohnfik feine Zuftimmung. 

»„ (Spanien). Gortes: Die Regierung Iegt denjelben ein Geſetz für die Königs» 
wahl vor. Die Anhänger des Herzogs v. Montpenfier verlangen, daß bei der 
Wahl nur die Stimmen der anmwejenden Gortesmitgliever gezählt werden, die 
Gegner defielben, daß der Eandidat die abjolute Mehrheit aller gewählten 
Gortesmitglieder auf fi vereinigen müffe, um giltig gewählt zu fein. 

. (Rordd. Bund). Der Bundesrath ordnet auf den Herbft die Einberufun 
einer Gonferen; ven Sachverſtändigen bez. der Münzfrage an, an der fi au 
die ſüddeutſchen Regierungen beteiligen können. 
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1. Zuni. (Italien) Die I. Kammer beſchließt gegen die Linke eine ſehr beden⸗ 


2. 


d. 


4. 


6. 


9. 


|) 


11. 


12. 


W 


tende Reduction der Armee behufs einer Reduction des Militärbudgets. 

„» (Ruplaud und Preußen) Zufammenkunft des Kaifers mit dem König 
von Preußen in Ems. Der König ift dabei vom Grafen Bismard begleitet. 

»„ (Schweiz). Der Bundesrat veröffentlicht feine Anträge für eine Reviſion 
der Bundesverfaffung. Dieſelben ftellen vielfache und weſentliche Gortichritte 
in Ausficht, ohne jedoch der jöderalen Grundlage des Bundes zunabe zu treten. 

„. (Rom). Goneil: Die Generaldebatte Über die Unfehlbarkeit wird durch Ma⸗ 
joritätsbeſchluß geſchloſſen und den noch eingejchriebenen Rebnern das Wort 
abgefchnitten. Beginn der Spezialdebatte. 

„» (Schweiz: Genf). Der Br. Rath beſchließt, der allgemeinen Abftinurung 
des Volkes eine neue Wahlkreiseintheilung zu unterbreiten. Die radicale 
Bortei fieht darin ihre Intereſſen im hoͤchſten Grade gefährbet. 

»„ (Deutfhland). Ein ſocial⸗demokratiſcher Congreß in Stuttgart unter Bebel 
und Liebknecht erklärt fich gleichfalls gegen den individuellen Grundbefit und 
für eine Berwandlung des Aderlandes in gemeiniames geſelſſchaftliches Eigen- 
thum und die Verpachtung alles Wderlandeß von Staatswegen an Aderbau- 
genoffenichaften. 

» (Spanien). Die Cories beicjließen mit 137 gegen 124 Stimmen, daß für 
die Konigswahl die Majorität nit bloß der anweſenden, fondern aller ge 
wählten Mitglieder der Gortes gefordert werden folle. Der Herzog v. Mont- 
penfier verliert dadurch jo ziemlich alle Ausſicht auf den Thron. 

eo (Rordd. Bund: Preußen), Die Regierung legt dem Landtage von Lauen⸗ 
burg einen Entwurf betr. Einverleibung des Herzogthums in Preußen vor. 

C(Deutſchland — Bayern). IL Kammer: Beginn der Budgetdebatte. Die 
patriotiiche Partei verlangt die eingreifendften Abftridhe, namentlich auch im 
Militärbudget, um dadurch das Defizit und die in Ausſicht ſtehende Steuer⸗ 
erhöhung zu befeitigen. 

» (Rordd Bund: Medienburg- Strelit), Die Bertreter des Fürſtenthums 
Ratzeburg wollen von der ihnen am 6. Nov. 1869 octropirten jehr illiberalen 
Berfafjung nichts wiffen. 

» (Spanien). Prim deutet den Cortes an, daß mit einem neuen Candidaten 
für den Thron unterhandelt werde. Er nennt ihn nicht, meint aber, wie alle 
ſchon wiſſen, den Erbprinzen von Hohenzollern. 

»„ (Schweiz: Freiburg). Ber proteftantiihe Bezirk Murten wunſcht ſich von 
tem katholiſchen Freiburg zu trennen. Der Bundesrath ſucht es zu verhindern. 

» (Belgien). Bei den Ergänzungswahlen zur II. Sammer unterliegen vie 
Liberalen. Das Minifterium Frere-Orban gibt in Folge davon feine Ent- 
lofjung. Baron d’Anethan bildet ein katholiſches Cabinet. Die Kammern 
werden aufgelöst und Neuwahlen angeordnet. 

e (Rordd. Bund). Lebhafte Wahlagitation für die im Herbſt bevorſtehen⸗ 
den Wahlen zum norbd. Reichſtage und zum preuß. Abgeorbnetenhaufe. 

. —F . Der Papft tritt in fein 25. Regierungsjahr ein. 

EGrankreich), Sie orleaniftiihen Prinzen verlangen vom gejeßgeb. Körper 
die ‚Aufhebung des gegen fie beftehenden Verbannungsdecretes. 

oe (Mordd. Bund: Preußen). Ber Rönig geht zur Badecur nad Ems, 
‚ohne von irgend einem feiner Minifter begleitet zu fein. 

» (Sämweisz) Der nordd. Bund tritt dem Bertrage mit Italien behufs Her⸗ 
Relung einer Gotthardbahn bei. . 

» (&rankreih). Der geſetzgeb. Körper Ichnt nad dem Willen der Regierung 
die Wahl der Maires durch die Bemeinderäthe mit 187 gegen 55 Stimmen ab. 

» (Spanien) Die Er: Königin Iſabella dankt in Paris zn Bunften ihres 
Sohnes Alphons ab, ohne damit mehr irgend etwas zu erreidhen. 

»„ (Berein. Staaten). Der Senat vertagt den Unnerions- Bertrag mit 
San Domingo auf die nächſte Seifion, was einer Berwerfung beifelben ziem- 
lich nahe kommt. 
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30. uni. (England). Beide Häufer des Parlaments haben fi über Abſchaffung 


der auf die von den katholiſchen Biichöfen in England bisher geſetzwidrig ge⸗ 
führten Titel angedrohten Strafen geeinigt. 

„ (Brantreid). Die Bewilligung des Relrutencontingents für 1871 führt 
im gejeßgeb. Körper zu einer Debatte über die auswärtigen Beziehungen. 
Thiers warnt nachdrücklich zur VBorfiht gegenüber Preußen. 

- (Nordb. Bund: Preußen). Der König ertheilt dem Erbprinzen von 
Hohenzollern auf deſſen Wunſch die formelle Bewilligung zur Annahme der 
Ipanifchen Throncandidatur. 


1. Juli. (Spanien). Der Erbprinz von Hohenzollern hat die Candidatur für den 


2. 


panifdhen Thron angenommen. . 

- GDeferreih und Rußland). Der öfterr. Erzherzog Albrecht begrüßt 
ven Sailer auf feiner Rüdreife aus Deutichland in Warſchau. 

„ (Brankreih). Der geſetzgeb. Körper lehnt nad den Willen der Regierung 
das Gejuh der orleaniftiihen Prinzen mit 174 gegen 31 Stimmen ab. 

„ (Dcherreih-Ungarn: Deſterreich). Die Neuwahl der Sandtage hat ein 
ſehr mannigfaltiges Rejultat ergeben. Die katholiſche Partei hat hie und da 
Erfolge, doch feine durchſchlagenden, errungen. 

. Concil: Auf Befehl des Papftes darf kein Biſchof mehr das Eoneil 
verla 

„ (Spanien) Die Regierung läßt dem Kaiſer ber Franzoſen ihre auf den 
Erbprinzn von Hohenzollern gefallene Wahl durch den ſpaniſchen Geſandten 
vertraulich notifiziren. 

„ (Brantreih). Die offiziöien Blätter der Regierung ſchlagen gewaltigen 
Zärnm über die ſpaniſche Candidatur des Erbprinzen von Hohenzollern. 

» (Spanien). Die Regierung beichlieft, die Cortes auf den 20. d. M. bes 
hufs der Königswahl außerordentlich einzuberufen. " 

„ (Rom). Concil: Schluß der Spezialdebaite über die Unfehlbarkeitsfrage, 
indem die noch eingeichriebenen Redner auf's Wort verzichten. 

» (Zürlei: Aeghpten). Der Khedive verfügt fih mit feinem Thronfolger 
nad Ronftantinopel, wo er vom Sultan auf’8 gnädigfte empfangen wird. 

„ (Brantreid) Die Regierung wird im gelehgeb. Körper über den ſpani⸗ 
ſchen Zwiſchenfall interpellirt. 

» (Nordd. Bund: Preußen). Der Communallandtag des Regierungsbezirks 
Wiesbaden (Raffau) nimmt das ihm von der Regierung vorgeihlagene Regu⸗ 
lativ für die Einjegung eines Landesausſchuſſes ſchließlich doch an, Ichnt aber 
eine beſondere Vertretung des Adels in demſelben bebarrli ab. 

„ (Sranfreid). Der Minifter des Auswärtigen, Herzog v. Gramont, bee 
antwortet im gejeßgeb. Körper die Interpellation wegen des ſpaniſchen Zwiſchen⸗ 
falls dahin, daß Frankreich die hohenzoller'ſche Kandidatur nicht „dulden“ werde 
und ftellt, wofern Preußen darauf beharren ſollte, ziemlich unzweideutig bie 
Kriegäfrage. Die Sprache der Blätter wie die allgemeine Stimmung in Paris 
iR bereits eine gegen Preußen entſchieden Triegeriiche. Die Regierung wendet fidh 
an die Mächte, um Preußen zum Verzicht auf jene Kandidatur zu bewegen. 

„ (Rupland: Oſtſeeprovinzen). Der livländiſche Landtag beftellt jeinen Auß⸗ 
ſchuß und die Stelle des Landmarſchalls entſchieden im Sinne treuen Feſihal⸗ 
tens an den hergebrachten Landesrechten. 

„ (England) Der Erbauer des Suezeanals, F. dv. Leſſeps, wird in Eng⸗ 
land demonftrativ gefeiert. Die Anſichten über das Uniernehmen haben total 
umgeſchlagen. 

„ (Shweij: Teſſin). Die Teſſiner dieſſeits und jenfeits des Monte Cenere 
zerfallen über der Trage einer Nevifton der Verfaſſung. Die Deputirten der 
Süpbdceeneriner verlaffen ſämmtlich den Gr. Rath, und die Bevdlkerung füdlich 
des Genere beihlieht, eine Trennung des Kantons in zwei Halblantone anzu» 
fireben.” Ber Bundesrath erklärt fich entihieden dagegen. 
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8. Yuli. (England). Beide Häufer des Parlaments haben die iriſche Landbill an- 


10. 


11. 


12. 


13. 


14. 


genommen, jedod in ſchließlich ſehr abgeſchwächter Form. 

Mordd. Bund), Das auswärtige Amt theilt den Bundesregierungen 
offiziell mit, daß der Bund und Preußen insbejondere der ſpaniſchen Thron- 
candidatenfrage jederzeit fern und fremd geblieben ſei und biefelbe als eine 
ausjchließlih Spanien und den Gandidaten perfünlich angehende betrachtet habe 
und betrachte. 

„ (Schweiz: Genf). Die radicale Partei gewinnt bei der allgemeinen Volls⸗ 

abftimmung über die vom Gr. Rath vorgeichlagene neue Wahlfreiseintheilung 

wieder die Oberhand: der Vorſchlag wird verworfen. 

(Rom). Concil: Abflimmung über das dritte Kapitel der Borlage vom 
roömiſchen Bapft, das die Biichöfe fortan der Autorität und Willtür des Pap 
fteß abjolut unterwirft und in Wahrheit zu bloßen Commiſſarien des Papſtes 
madt, und die dazu gehörigen Ganones. Ewwa 90 Bäter flimmen mit 
non placet. 

(Berein. Staaten). Beide Häujer des Congreſſes verfländigen ſich über 
eine GSonfolidation reſp. Gonverfion der Staatsſchuld (von 6 auf 5, 4% und 


4 Pros.). 

„ (Deutfchland),. Der Erbprinz von Kobenzollern entjagt jeiner Thron» 

candidatur, um der ſpaniſchen Nation die Freiheit ihrer Initiative zurückzu⸗ 

geben und eine untergeordnete Yamilienfrage nicht zu einem Kriegsvorwande 

Frankreichs gegen Deutichland heranreifen zu laſſen. 

(Nordd. Bund). Graf Bismard kehrt von Barzin nah Berlin zurüd. 

(Frankreich). Das Minifterium ift über die in Folge des freiwilligen 
Verzichts des Erbprinzen von Hohenzollern einzubaltende Politik noch uneinig. 
Ollivier und Segris find dafür, fih damit zu begnügen, die Mehrheit ift 
dagegen der entgegengejetsten Anſicht. Der Kaifer hält mit feiner Meinung 
noch zurüd, 

(Ztalien). Große Aufregung über die zwiſchen Frankreich und Deutichland 
'eingetretene Differenz. Die conjervative Partei ſcheint einer Allianz mit Frant- 
reich nicht abgeneigt, die Linke ift aufs entichiedenfte dagegen und hat dabei 
die überwiegende Mebrheit der öffentliden Meinung auf ihrer Seite. 

(Verein. Staaten). Eine von beiden Häufern des Congreſſes angenom- 
mene Naturaliſationsbill jchließt Indianer und Chineſen von der Erwerbung 
des Bürgerrechts aus. 

(Spanien). Die Regierung acceptirt ben Verzicht des Grbprinzen von 
Hohenzollern auf "die Throncandidatur und nimmt die Ginberufung der 
Cortes zurüd. 

,» (Srantreih u. Deutfchland). Frankreich begnügt fi mit dem freimil- 
ligen NRüdtritt des Erbprinzgen von Hohenzollern auf die fpanifhe Thron⸗ 
candidatur nicht und verlangt ſowohl durch den norbdeutichen Botſchafter im 
Baris als durch den franzöflichen Botſchafter in Ems, vom König von Preu- 
Ben, daß er die beftlimmte Erklärung abgebe, daß er niemals wieder feine 
Ginwilligung dazu erteilen werde, wenn dieſe Gandidatur ciwa jpäter wieber 
aufleben werde. Der König lehnt die Zumuthung ab und weigert fid, ben 
franzöfifchen Botſchafter, der fie erneuern will, deshalb neuerdings zu em⸗ 

angen. 

P m. Concil: Abſtimmung über die Infallibilitätsfrage: 88 Bäter 
fimmen mit non placet, 62 wenigftens mit juxta modum, 451 mit placet. 

— Rachdem die Entſcheidung gefallen, erhalten die Bijchdfe wieder die Erlaub- 

niß, Rom verlafien zu bürfen. u 
(Italien). Die II. Kammer genehmigt alle Vorſchlage des Finanzmini- 

fiers Sella, um das Deficit zu befeitigen. 

„ (NRordd. Bund). Die preußiſchen Blätter bringen die Vorgänge in Ems 
in einem (offiziellen) Telegramm aus Ems durd Ertrablätter zur Kenntniß 
des Bublilums. Das auswärtige Amt des norddeutſchen Bundes theilt Das 
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Telegramm ihren Vertretern mit, um fie über das Thatjädhlie in Kenntniß 


zu ſeten. 
14. Juli. (Defterreid-Ungarn: Ungarn). Andraſſy erflärt fih im Unterhaufe 
„ ntidieden gegen eine Allianz mit Frankreich. 

» » (Berein. Staaten). Beide Häufer des Congreſſes einigen fi über 
einen neuen Zolltarif, der daS bisherige Schutzzollſyſtem weſentlich ermäßigt. 

15. „ Grankreich). Die Regierung theilt beiden Kammern die Vorgänge in 
Ems nad) ihrer Auffaffiung und Färbung mit, erklärt diefelben für eine Be⸗ 
feidigung und den Kriegsfall für eingetreten, weshalb fie vorläufig einen Credit 
von 50 Mil. für das Kriegsminifterium begehrt. Die Line verlangt ums 
jonſt die Borleyung der wenigftend angeblich beleidigenden Depeſche der preu- 
Bifchen Regierung. Thiers erklärt fich entichieden gegen den Krieg. Olivier 
nimmt die Berantwortlichleit für denfelben leichten Gemüthes, ja wohl leich- 
ten Gemüthes" auf fih und das Gabinet. Der geforderte vorläufige Kriegs⸗ 
credit wird mit allen gegen blos 10 Stimmen bewilligt. Paris ift am Abend 
der Schauplatz einer Reihe kriegeriſcher Demonftrationen. 

„ (Morbd. Bund). Der König von Preußen bricht feine Kur in Ems ab 
und kehrt nach Berlin zurüd, wo er die Vorgänge dieſes Tages im geſetzg. 
Körper und im Senate Frankreichs erfährt. Er befieblt fofort die Mobili- 
firung der gefammten Streitkräfte des norddeutſchen Bundes und die Ein» 
berufung des Reichſtages auf den 19. Juli. 

» _(Deutfhland — Bayern). IL. Kammer: Fortſetzung der Budgeldebatte, 
Oeneraldebatte Über den Wilitäretat. Die Spezialdebatte darüber wird durch 
die Nachrichten aus Paris und die fi) daran knüpfenden Ereignifle abgeſchnitten. 
Der Rönig ift fofort entichloffen, den casus foederis anzueriennen und gegen 
Sranfreih zu Preußen zu ſtehen. 

„ (England) ſucht erſt jet, da es zu ſpät ift, zwiſchen Preußen und Frank⸗ 
reich zu vermitteln. Die öffentliche Meinung if inzwiſchen überwiegend Deutjch- 
land zugeneigt. 

— „ (Berein Staaten) Die Stimmung der dffentlihen Meinung if in dem 

Kriege zwilhen Frankreich und Deutſchland ganz entſchieden überwiegend auf 
Seite Deutiglands,-namentli dur den Einfluß des ſich ber diefer Belegen- 
heit mächtig regenden deutichen Elements der Bevölkerung. 

16. „ Grankreich). Der Senat geht in corpore nad St. Eloud, um den Kai⸗ 
fer zu dem endlich gefaßten Entichluffe zu beglückwünſchen. — Der Kaiſer will 
den Oberbefehl gegen Preußen jelber übernehmen: Marſchall Leboeuf wird 
zum Ghef jeines Generalftabs ernannt und als Kriegsminiſter interimiftifch 
dur General Dejean erjebt. 

»  « (Deutihland). Die ſuddeutſchen Staaten mobilifiren ihre geſammten 
Streitfräfte, ohne indeß noch zu erklären, daß fie in dem bevorftehenden Krieg 
zwiſchen dem norddeutſchen Bunde und Frankreich zu Preußen ftehen werden, 
bevor die Kammern darliber entſchieden haben werden, die theilS gerade ver- 
jammelt find, theils fofort einberufen werden. Baden anerlennt den casus 
foederis der Schug- und Trugbündnifie mit Preußen und handelt demgemäß, 
ohne, wegen der erponirten Lage des Yandes, die jeden Tag den Einbruch einer 
franzöfiigen Armee befürchten läßt, den Landtag einzuberufen. 

„» u GOcherreid-Ungarn: Ungarn). Das Unterhaus nimmt das Comitais⸗ 
geſetz nad) der Borlage der Regierung mit 203 gegen 145 Stimmen an. 

„» e (Zürklei: Rumänien). Die I. Kammer interpellirt die Regierung über 
die Differenzen zwiſchen Frankreich und Deutichland und votirt eine Sympathie 

erklarung für Frankreich. 

17. „ Grankreich). Die Kriegserklärung geht von Paris nah Berlin ab. 

» u MRordd. Bund) Ein norbdeutiches Banzergefchwader, daB eben die Fahrt 
nad) den Azoren angetreten hat, kehrt, noch rechtzeitig unterrichtet, nad Wil⸗ 
heimshafen zurüd. 

vr Rordd. Bund: Preußen) fuspenbirt einige welfiſche Zeitungen in Han⸗ 
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nover und einige bäntfch-gefinnte in Norbichleswig und nimmt die Säupter 
beider Parteien vorläufig in Gewahrſam. Die Stimmung in Sennover j 
inzwiſchen überwiegend national und für eine entfchloffene Unterſtütung ⸗ 
Ben in der ihm und Deutſchland drohenden Gefahr. 

Juii. (Mom). Concil: Die Bifchdfe der Minderheit maden in einer Wußienz 
no einen lehten Verſuch, den Papſt von der Verkündigung der Unfehlbarteit 
abzuhalten. Biſchof Ketteler macht jogar einen Kniefall. Wlles if umfonf: 
der Papft erllärt, eB fei zu fpät. Die Minderheit richtet nun eine protefi- 
rende linterwerfungsadrefie an den Papſt und reift, 115 Bäter, fofort von 
Rom ab, um nicht mit non placet flimmen zu müflen. 


- „ (Srantreih). Der geſetzgeb. Körper bewilligt einftimmig einen Kriegscrebit 


bon 500 Mill. Fr., lehnt dagegen die von der Linfen gejorderte Wiederher- 

Rellung der Rationalgarde ab. 

„ (Srankreih). Die franzöfifche Kriegserklärung wird in aller Form in 
Berlin übergeben. 

» (Morde. Bund). Eine GEirculardepejhe Bismards recapitufirt die Vor⸗ 
gänge zwiſchen Franfreih und Preußen und fpricht die Yuverjiht aus, daß 
ganz Deutſchland in diefem riefenhaften Kampfe zu Preußen ftehen werde, 
und die Hoffnung, daß Frankreich für einen fo muthwillig und jo rechtlos 
beraufbeichwornen Krieg feinen Bundesgenofien finden werde.“ 

„ (Rordd. Bund) verkündet in dem bevorftehenden Kriege mit Frankreiqh 

feinerjeits den Grundſatz der Achtung des Privateigentyums auf der See, und 

zwar ohne Vorbehalt der Heciprocität, rein und ohne irgend welchen Borbehalt. 

(Deutſchland — Bayern). Die Regierung verlangt von den Kammern 
einen außerordentlihen Militärcredit von faſt 27 Millionen. Die II. Sam- 
mer weiſt daß Begehren an eine überwiegend ber patriotiichen Partei angehö- 
rige Commiſſion. 

(Zuzemburg). Frankreich ſowohl als der norddeutſche Bund erflären, 
die Neutralität des Ländchens achten zu wollen, jo lange aud) daS andere die- 
felbe achten werde. 

„ (Defterreich-Ungarn) erklärt fi dem teutich-franzäfifhen Krieg gegenüber 

für eine beobacdhtende, zuwartende Neutralität. 

(Dänemarf) erklärt fi, von England und Rußland nachdrücklich daranf 
bingewiejen, für neutral dem deutſch⸗franzöſiſchen Kriege negenüber. 

(Ztalien). Die Regierung erklärt fi in der II. Kammer für Veobachtung 
der Neutralität gegenüber dem franzöfiich-deutichen Kriege, ordnet aber glei» 
zeitig ziemlich umfajjende Rüſtungen an. 

(Nom). Concil: Bierte öffentlihe Sitzung des Concils unter dem Borfite 
des Papftes. Nachdem die Minorität Rom verlaflen, wird die ganze Borlage 
vom romiſchen Papft mit ſammt der Erklärung feiner Unfehlbarleit und der 
abjoluten Unterordnung der Bilchöfe unter feine Autorität und Willfür faſt 
einftimmig mit 547 gegen blo8 2 Stimmen angenommen. 

„ (Nordd. Bund). Zufammentritt des Reichſstags. Die Thronrede des 
Königs von Preußen betont die „lebendige Ueberzeugung, daB der norddeutſche 
Bund die deutiche Vollskraft nicht zur Gefährdung, jondern zu einer ſtarken 
Stüge des allgemeinen Friedens zu machen bemüht war und daß, wenn mir 
gegenwärtig dieje Bollstraft zum Schutze unferer Unabhängigkeit aufrufen, 
wir nur dein Gebote der Ehre und der Pflicht geboren.” Wenn Deutlich 
land derartige Vergewaltigungen feines Rechts in früheren Jahrhunderten 
ſchweigend ertragen, jo ertrug e8 fie nur, „weil e8 in feiner Zerrifienheit nicht 
wußte, wie ftart e8 war.” Auf die Hilfe aud der ſüddeutſchen Staaten zählt 
der König bereits mit voller Zuverfiht: „Wir menden uns, geſtützt auf den 
einmäüthigen Willen der beutichen Begierungen des Südens wie des Nordens, 
an die Baterlandsliebe und Opferwilligkeit des deutichen Volkes mit dem 
Aufrufe zur Vertheidigung feiner Ehre und Unabhängigkeit. Mir werden 
nad dem Xeijpiele unjerer Väter für unjere Freiheit und für unfer Recht 
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gegen die Gewaltihai fremder Eroberer lämpfen und in dieſem Kampfe, in 
"= dem wir Tein anderes Ziel verfolgen, als den Frieden Europa’s dauernd zu 
—fichern, wird Gott mit uns fein, wie er mit unjeren Bätern war." Die Re 
mi sierung verlangt vom Reichstag einen Kriegsceredit von 120 Mil. Thlrn. 
19. Zuli. (Deutſchland — Bayern). II Kammer: Der Referent Jörg trägt im 
Ramen der Gommiflion darauf an, den von der Regierung geforderten außer⸗ 
= ordentlichen Militäreredit zu bewilligen, aber nur „zur Aufrechihaltung bewaffe 
= neter Neutralität gegenüber den Kriegßereigniffen zwiſchen Preußen und Frank⸗ 
= rei." Die Regierung verlangt die Bewilligung für Eintritt in den Krieg 
* an der Seite Preußens. Ein Theil der patriotiſchen Partei tritt auf Seite 
der Regierung. Der Ausſchußantrag wird mit 89 gegen 58 Stimmen ab- 
= gelehnt und die Forderung der Regierung mit 101 gegm 47 Stimmen bes 
* willigt. Die J. Kammer tritt dem Beſchluſſe ohne Debatte einſtimmig bei. 


„ 0. (England) verfündet feine Reutralität in dem ausgebrodenen Kriege zwi⸗ 
2 chen Frankreich und Deutichland. 


* . (Sämweiz) Der Bundesrath bietet zur Wahrung der Neutralität gegen- 
u über dem deutjch-franzöfiihen Kriege Truppen auf und läßt Baſel ſtark ber 
fegen. Gleichzeitig regt er auch die Neutralität Nordſavoyens wieder an. 
"-%. „ (Rordd. Bund). Ber Reihstag nimmt einftiimmig und ohne Debatte 


z eine UntwortSadrefie auf die Thronrede des Königs von Preußen at, in ber 

er fein Bertrauen ausdrüdt „zu dem greifen Heldentdnig, der berufen ift, den 
> Kampf jeiner Yünglingszeit am Übend feines Lebens zu beendigen” und die 
r Hoffnung ausfpricht, daß „die Tapferkeit der bewaffneten Brüder es nicht dul⸗ 
* den werde, daß ein fremder Eroberer dem deutſchen Mann den Nacken beuge?, 
= jowie die weitere Hoffnung, daß „daB beutihe Boll auf der Walftatt den 
„ Boden der Einigung finden werde”, und bewilligt den geforderten Kriegscredit 


ebenfalls einftimmig und ebenfalls ohne Debatte. 
» » (Deutfdland — Heilen). Beide Kammern bewilligen einflimmig den 
von der Regierung geforderten Militärcrebit für Eintreten in den Krieg an 
der Seite Preußens. 
» « (Brantreid). Der geſetzgeb. Körper votirt einftimmig das Budget für 
* 1871; die Oppoſition enthält ſich der Abſtimmung. 
„.,„GSriechenhland). Das ganze Cabinet Zaimis gibt in Folge der Differen⸗ 
zen mit England wegen der Marathon⸗Affaire ſeine Entlaſſung. 
21. „ (Rordd. Bund: Preußen). Der König ordnet auf den 27. d. M. einen 
- allgemeinen außerordentlichen Bettag an. 
4 FGFrankreich). Bin kaiſerliches Decret ſchließt die Seſſion des geſetzgeb. 


Körpers. 
- 2. „ (Deutiäland — Württemberg) Die IL Kammer bewilligt den von 
. der Regierung geforderten Militärcredit behufs Eintreten in den Krieg an 


E der Seite Preußens mit allen gegen 1 Stimme. Die Boll3partei verzichtet 
- auf einen Antrag für Einhaltung bloßer Neutralität, nachdem in Bayern die 


patriotiſche Partei mit demjelben unterlegen ift. 
„»  » I(Krankreih). Der Kaijer empfängt in den Zuilerin aud den geſetzgeb. 
Körper ; e8 find nahe an 200 Deputirte erſchienen. 
„» _ r (Schweiz). Beide eidgendffiiche Räthe genehmigen die Verträge mit Italien. 
und dem norbdeutihen Bunde behufs Herftellung einer Gottharbbahn. 
3. „ (Frankreich). Der Kaiſer erläßt eine Proclamation an die Franzoſen 
und ernennt die Katferin zur NRegentin für die Dauer feiner Abweſenheit 


.. "oRablanı) erflärt ſich im deutjch-franzöfiichen Kriege für neutral. 
«er (S äYweiz). Beide Räthe fegen Eommiffionen nieder behufs umfaflender 
Brüfung der bundesräthlihen Vorſchläge für eine NRevifion der Bundesver⸗ 


| fafjung. 

MM. , hland) Frankreich notifizirt den Mächten die bevorſtehende Blokade 
der deuiſchen Nord⸗ und Oſtſeeküſten an. Für den möglichſten Schutz dieſer 
2 
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Küfen wird alles aufgeboten, an der Bollendung und Vervollſtändigung der 
Küftenbefeftigungen eifrig gearbeitet. Der militäriige Oberbefehl nad dieſer 
Seite it dem General Bogel v. Falkenflein anvertraut; eine übermächtige 
franzöftiche Ylotte mit einem Landungsheere wird erwartet. Die norbdeutide 
Flotte iR in Wilhelmshafen und Kiel gegen Uebermacht geborgen, gegen gleiche 
Kräfte zur Action bereit. 


24. Zuli. (Frankreich). Die Kaiſerin inſpizirt in Cherbourg die Wlotte, die am fol- 


25. 


27. 


genden Tage in die Nordſee abgeht, aber nur halb jo Fark, wie beabfidtigt 

war, und vorerfi ohne Landungstruppen. 

„ (Italien) kündigt offiziell feine Neutralität gegenüber dem deutſch⸗franzd- 
ſiſchen Kriege an. 

„ (Deutfhland — Bayern). Die große Mehrzahl ſämmtlicher Profeſſoren 
und Docenten der Iniverfität München erläßt eine Öffentliche Erflärung gegen 
die Decumenicität des vaticaniſchen Concils und gegen daS von demſelben 
beichloffene Infallibilitätspogma. 

„ (Deutfäland). Der norddeuiſche Bundeskanzler beginnt vor der militäri« 
ſchen eine diplomatiihe Action gegen Frankreich. Die Londoner Times ver 
Öffentlicht einen von der Hand des franzöfiichen Botichafters und auf Papier 
der Botichaft gefchriebenen Bertragsentwurf, durch weldhen Frankreich gegen 
eine Preisgebung Belgiens und Luxemburgs von Seite Preußens dieſem 
eine Union des Rorbbundes mit den fübdeutichen Staaten auf Grund eines 
gemeinfamen Parlaments erlaubt hätte. 

GEFrankreich) folgt dem vom norbdeutfhen Bunde unter dem 18. d. M. 

gegebenen Beilpiele der Achtung des Privateigenthums zur See nicht, jondern 

bleibt jeinerfeitS bei den in der Veclaration des Parifer Gongrefles von 1856 

diesfalls ausgeſprochenen Grundſätzen ftehen. 

Deutſchland). Der nordderiſche Bundeslanzler beſtätigt in einer telegro- 
phiſchen Depeſche an alle Mächte die Authenticität der Enthüllung der Times 
und ſchneidet Frankreich jede Hoffnung ab, fich am Ende doch noch auf ſolchen 
Srundlagen mit Preußen arrangiren zu fönnen, indem er erflärt: „Die 
ſchließliche Ueberzeugung, daß mit uns Teine Erweiterung der Grenzen Frank⸗ 
reichs zu erreichen fei, dürfte den Entſchluß gereift haben, eine ſolche gegen 
uns zu erfämpfen. Ich babe ſogar Grund zu glauben, daß, wenn dieſe Ber- 
Bffentlidung unterblieben wäre, Frankreich nad Vollendung der franzöfiichen 
und unferer Rüftungen und angeboten hätte, an der Spige der betreffenden 
Heere dem unbewaffneten Europa gegenüber gemeinfam daB Benedetti'ſche 
Programm durchzuführen, d. h. auf Koften Belgiens Frieden zu ſchließen, 
» (Deutfchland). Der Kronprinz von Preußen geht als Höhfkcommandiren- 

der der dritten deutfchen Armee, der aud jämmtliche ſuddeutſche Streitkräfte 

zugetheilt find, auf den Kriegsichauplag ab und zwar über Münden, Stutt- 
gart und Karlsruhe, wo er Überall mit Enthufiasmus empfangen wird. Die 

Stimmung in ganz Süddeuitſchland ift bereitö nicht minder als in Rorbdeutid- 

Iand eine durchweg entſchloſſene für den nationalen Krieg gegen den durch 

Nichts provocirten Angriff Frankreichs. 

„ (Englend). Die Regierung legt dem Parlament ein Blaubud über die 
franzoͤſiſch⸗ preußiſche Differenz wegen der ſpaniſchen Throncandidatur vor. Es 
ergibt fi daraus, daß die Regierung aud nicht den mindeflen energiſchen 
Säritt gethan hat, um den Krieg zu verhindern. 

„ (Zreantreih). Der Kaiſer geht zur Armee ab, ohne Paris zu beräßren, 
und erläßt eine Proclamation an dieſelbe. 

GOeſterreich⸗/Ungarn: Ungarn) Undrafig ſpricht fih im Unterhaufe 
(neuerdings) für Neutralität, aber für eine bewaffnete, dem deutich-Franzöfiichen 

ege gegenüber aus. 

. (Deutfäland) Der norddeutſche Bundeskanzler jegt die zuerſt in der 
Zimes gemadten Enthällungen über die Gelüfte Frankreichs auf Belgien in 
einer Girculardepefche fort, durch weitere Enthüllungen über Verſuche Frank⸗ 
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reich, unmittelbar vor den Greigniffen don 1866 ſich mit Preußen in ber 
Weiſe zu verfländigen, daß die Rheinprovinz, die bayer. Rheinpfalz und Heffen- 
Darmftadt Frankreich Preis gegeben worden wären, und wonach dieſes bereits 
auch feine Augen auf die franzöfifcde Schweiz und das nicht eigentlich italie⸗ 
nie Piemont geworfen hatte. 
29, Yuli. (Frankreich). Benedeiti weiß den Enthüllungen Bismardß bez. der fran- 
.. zöfiichen Gelüfle auf Belgien und dem von feiner Hand und auf das Bapier 
⸗ feiner Botſchaft geſchriebenen Bertragsentwurf nichts anderes entgegenzuſegen, 
als daß er lediglich die Ideen des norddeutſchen Bundeskanzlers zu Papier 
y gebracht und „gewiflermaßen unter feinem Dictat gefhrieben habe‘. Selbſt 
die franzdfifche Preffe findet das allzu ſtark und wirft ihn zu den Todten. 
", „ (TK:efterreid-.Ungarn: Detterreih). Der Kaijer verfügt nun doch auch 
: die Auflöfung des böhmiſchen Landtags und die Neuwahl deſſelben, nach ben 
eg Wünjchen der Gzechen. 
» » (Spanien). (Ein neuerdings verſuchter carliſtiſcher Aufftand in den basis 
: ſchen Provinzen ſcheitert wiederum ziemlich jämmerlich. 
80, „ (EFrankreich). Die franzöfifchen Dccupationstruppen fangen an, den Kirchen⸗ 
Roat zu räumen und fi in Eivitavechia einzuſchiffen. 
5 5. (Eeiterreih Ungarn). Dur ein kai. Handſchreiben wird das Goncordatı 
mit Rom, in folge des Infallibilitätsdogma's, ganz aufgehoben und biefer 
I Schritt der päpftliden Eurie notifizirt. 
„_ . I&ngland) kündigt, in Folge der preußiichen Enthällungen über die Gelüfte 
Sranfreihs nad Belgien, Frankreich und Preußen an, daß, wenn einer der 
beiden friegführenden Theile die Neutralität Belgiens mißachten follte, es mit 
dem andern zum Schutze Belgiens cooperiren würde, ohne jedoch an dem 
Kriege weiter fih zu betheiligen. 
‚31. „ (Deutfchland). Der König von Preußen gebt zur Armee ab. 
— , (Beutfchland) Die Stimmung in Deuiſchland ift eine entichloffene, aber 
| auch weientlich berubigte. Die urjprünglie Erwartung, daß Frankreich un» 
mittelbar nad) der Kriegserflärung bereit und gewillt fei, mit einer ſtaxken 
Armee in Süddeutſchland einzubrechen, iſt bejeitigt. Die deutſchen Armeen 
gehen ihrer vollſtändigen Aufftellung an der franzöfiiden Grenze raſch ent» 
gegen. Die Ankunft der franzdfiiden Flotte in der Rord» und Oſtſee wird 
mit ziemlicher Ruhe gewärtigt, da man weiß, daß fie fein Landungscorps mit 
fi bringt. Dänemark und ſämmtliche Großmädte haben fi) dem bevor- 
ftehenden Kriege gegenüber neutral ertlärt: Deutichland und Frankreich ftehen 
fh allein gegenüber. 
— „CDeſterreich Ungarn) ruſtet mit großem Eifer, ohne daß ſchon Kar wäre, 
in welder Abfiht. Die öffentliche Meinung in den deutihen Provinzen ſteht 
mehr und mehr auf deutjcher Seite, diejenige der Slaven dagegen überall 
"und entihieden auf Seite der Franzoſen. 


va 11 31 ne if 


1. Aug. (Branlreid). Die Mobilgarden des Seine-Departements, ins Lager 
von Ghalons geſchickt, erweilen ſich alsbald als militäriſch unbrauchbar. 

.„ . (England). Die Regierung verlangt vom Parlament die Berflärkung 
der Armee um 20,000 Mann. 

2 „ (Deutid-franz. Krieg). Die Franzoſen bejegen unter den Augen des 
Kaiferd und des k. Prinzen Saarbrüden. Die Heine preuß. Bejagung zieht 
ſich zurüd. Giegestelegramme gehen nad) Paris ab. 

«- . (Italien u. Frankreich). Frankreich notifizirt Jtalien den Wbzug feiner 
Truppen aus Rom und feine Rückklehr zur September-Eonvention. alien 
erflärt fi damit einverflanden. 

» nr (Belgien). Bei der Neuwahl beider Kammern fiegt die katholiſche Partei 
neuerdings und ganz entichieden über die liberale. 

3. „ (Frankreich). ine Circulardepeſche Gramonts ſucht die Enthüllungen 
Breußens bez. der Gelüfte Frankreichs nad Belgien, nad Luxemburg, nad 

2% 


” 


> 


N 


* 


* 


bu 
. 


D 


Allgemeine Chronik. 


den preuß. Rheinprovinzen, nach Rheinbayern und Rheinheſſen, nad ber franz. 

Schweiz und jelbft nad einem Theil von Piemont dadurch zu entlräften, daß 

es fie, troß der veröffentlichten Actenftüde, einfach leugnet. Die von preußen- 

feindlicher Seite erwarteten und gehofften Enthüllungen Frankreichs gegen den 

Grafen Bismard bleiben aus. 

Aug. (Rordd. Bund: Preußen). Der König erläßt von Mainz aus eine all- 

gemeine Amneftic. 

(Deutfch-franz. Krieg). Die Deutfchen unter dem Kronprinzen von Pren- 
Gen nchmen Weikenburg und erflürmen den dahinter liegenden Geißberg. 

(England). Das Unterhaus verhandelt über die Art der von England 
gegenüber Frankreich und Deutihland zu handhabenden Neutralität: Anträge 
über eine Ausdehnung derjelben bez. Koblen- und Waffenausfuhr, wie fie 
Deutſchland wünſcht und für recht und billig bielte, werden abgelehnt. 

(Nordd. Bund). Eröffnung des BundesOberhandelsgerihts in Leipzig. 

(Deutſch⸗franz. Krieg). Schlachten bei Wörth und Spideren. Die 
ganze franz. Armee macht Kehrt und tritt den Rüdzug nah Meg an 
» (Brantreid) Paris wird durch die Nachricht, 25,000 Preußen mit dem 
Kronprinzen von Preußen jeien gefangen, myſtificirt. Die Enthülung der 
Züge ruft eine gewaltige Aufregung hervor. 

(Frankreich). Die Niederlagen bei Weißenburg, Wörth und Spicheren 
werden ın Paris befannt. Die Kaijerin und die Regierung erlaflen beruhi- 
Be Proclamationen. Die Kammern werden auf den 11. d. M. einbe⸗ 
rufen. 

,» (öranfreid). Das Minifterium erläßt eine neue Proclamation. Die 

Kammern werden ſchon auf den folgenden Tag einberufen. 
(Defterreih-Ungarn). In den Rüftungen tritt in Folge der Wendung, 

welche der deutich-franz. Krieg genommen, ein Stillftand ein; die eingeleitete 

Befeftigung der Ennslinie wird wieder fiftirt. 

„ (Deutfch-franz. Krieg). Marſchall Bazaine übernimmt den Oberbefehl 

über die jog. franz. Rheinarmee, dic fi) bei Metz concentrirt. 

(Kranfreih). Die Kammern treten wieder zufammen. Gin Verſuch, das 
Kaiſerthum zu ſtürzen, erweift fih als viel zu ſchwach. Die Kammer ertheilt 
ihrerfeit3 dem Minifterium Olivier ein Mißtrauensvotum. Basjelbe tritt 
zurüd und wird fofort durch ein Gabinet Palikao mit ausgeprägt bonaparti- 
ſtiſcher Färbung erjett. 

(Deutſchland — Bayern) Die Regierung verbietet den Bilhdfen aus⸗ 
drüdlich die Verkündigung der Beſchlüſſe des Goncils, ohne vorher das kgl. 
Placet dafür eingeholt zu haben. 

ner reigeingazn: Ungarn). In Eroatien wird daß Placet wieder 
eingeführt. 

(Deutfchland). Der norddeutſche Bundeskanzler vervollſtändigt die Ent- 
hülfungen über Unnerionsgelüfte Frankreichs dur den ihm ausdrücklich im 
Auftrage des Kaiſers durch Benedetti am 6. Auguſt 1866 übergebenen Ent- 
wurf einer geheimen Convention, durch welche Preußen ſich verpflichten Sollte, 
die Nheinprovinz, Rheinbayern, Rheinheiien und Lugemburg an Frankreich 
abzutreten, oder deren Abtretung zu erlangen. 

. (England). Beide Käufer des Parlaments haben fi über die Unterrichts- 
biN für England gecinigt. 

.» (Deutfd-franz. Krieg). Der König von Preußen verlegt jein Haupt- 
quartier auf franzöfiihen Boden mit einer Proclamation an die franzöfiiche 
Bevolkerung, in der er erllärt, „er führe Krieg gegen die franzöfiiden Sol⸗ 
daten, nicht gegen die franzöfiihen Bürger”. 

, (Italien) rüftet im umfaſſendſten Maße. An der römijcdhen Grenze wird 
ein Militärcordon gezogen. 

» (Beutid-franz. Krieg). Die Vorhut der deutſchen Armeen bat bereits 
die Linie der Bogejen überſchritten; Uhlanen ſchwärmen bis Nancy. 
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12. Uug. (Frankreich). Geſetzgeb. Körper: Das Gabinet Palikao zeigt demfelben 


14. 


16. 


17. 


le. 


19. 


20. 


21. 


pe 


en. es bereite die Ausweifung aller Deutſchen aus dem franzöfiihen Ge⸗ 

e dor. 

» (BDeutid-franz. Krieg). Erſte Schlacht bei Met — bei Courcelles. Die 
erfte deutiche Armee unter Gen. Steinmetz hält durch diefelbe Bazaine bei Met 
feſt und bindert den Abzug deflelben in der Richtung von Berbun. 

CDeutſch⸗franz. Krieg). Zweite Schladt bei Meg — bei Mars la Tour 
oder Bionoille. Bazaine wird von feiner Rüdjugslinie auf Verdun ab- 
gedrängt. 

- (Deutfä-frang. Krieg). Der König von Preußen ernennt den General 
Srafen v. Bismard-Bohlen zum Generalgouverneur des Elſaſſes, den Gen. 
v. Bonin zum Generalgouverneur von Lothringen. Die dffentlihde Meinung 
in Deutihland beſchäftigt ſich bereits lebhaft mit der Wiedererwerbung von 
Elſaß und Lothringen. 

. Beutiä-fram. Krieg). General Trochu wird zum Gouverneur von 
Paris und zum Dbercommandanten aller Streitkräfte zur Bertheidigung der 
Haupiftadt ernannt. — Marihall Mac Mahon reorganifirt in Chalons feine 
in der Schlacht von Wörth geihlagenen Truppen und zieht neue Streitkräfte 
an fih. Der Kaiſer findet fih von Met bei ihn: ein. 

» (Branfreih). Die Ausweifung der Deutihen aus Paris und ganz 
Frankreich wird bereits mafienhaft und ohne Schonung ins Werk gejekt. 

„ (Beutfchsfranz. Krieg), Dritte Schlaht bei Meg — bei Gravelotte. 
Bazaine wird von der Verbindungslinie mit Paris völlig abgejchnitten und 
definitiv in die Befefligungslinien von Met zurückgeworfen. 

„ (Deutfäland — Bayern). Die Biihöfe, voran der Erzbifhof von Mün- 
en, beginnen die Beſchluſſe des Concils zu veröffentlichen, ohne, troß des 
ausdrücklichen Verbois der Regierung, das k. Placet eingeholt zu haben. 
Rur der Erzbiihof von Bamberg macht eine Ausnahme. 

C(Deutſch⸗franz. Krieg). Die zweite deutſche Armee unter dem Prinzen 
Friedrich Karl bleibt vor Me, das mit der ganzen Armee Bazaine’8 eng 
eingeſchloſſen wird. Die dritte und vine neugebildete vierte Armee unter den 
Kronprinzen von Preußen und Sachſen jegen ihren Mari auf Paris fort. 
— Beginn der Belagerung von Straßburg. 

» (England u. Italien) verpflicsten ſich gegenfeitig, nicht ohne vorhergehen- 
den Austauſch von Erklärungen aus der Neutralität herauszutreten. Rukland 
tritt dem Uebereinlommen bei und ſchließlich auch Defterreih, nachdem es 
eine pofitiven Verpflichtungen der Neutralen erreicht hat. 

» (Schweis), Die Regierungen der Tidceje Bafel erllären, daß fie die Concils⸗ 
befchlüffe nicht anerfennen und fordern den Bundesrath auf, die geeigneten 
Schritte zu thun, um die Rechte des Staates zu wahren. 

»„ (Deutihland). Der preuß. „Staatsanzeiger” und die öffentliche Meinung 
protelliren gegen jede Einmtihung der Neutralen beim Tünftigen Friedens⸗ 
ſchluß. „Deutichland hat den Krieg allein gerührt, es will darum Frankreich 
aud die Rechnung allein ausichreiben, nachdem die Neutralen vor Ausbrug 
des Kriegs gar nichts Ernftliches gethan haben, dem Friedensbrecher in die 
Urme zu fallen und den Krieg zu verhindern.“ 

„ (Öefterreig-Ungarn: Oeſterreich, Zuſammentritt der Landtage. 
Eine kaiſerliche Botſchaft fordert fie auf, ungeläumt die Wahlen in den Reichs⸗ 
rath vorzunehmen. 

. (Deutlä-frang. Krieg). Mac Mahon verläßt mit feiner Armee und dem 
Kaifer Chalons und wendet fi nah Kheims, um entweder Bazaine die 
Hand zu reichen, oder ih nah Paris zum Schuge der Haupiſtadt zu wenden. 

Deutſch⸗franz. Krieg). Ein Erlaß des Königs von Preußen zweigt 
Mes und Deutſch⸗Lothringen vom Generalgouvernement Zothringen ab und 
verbindet es mit dem Generalgouvernement Eljaß, daß nunmehr alles umfaßt, 
was Deutigland beim Friedensſchluß behalten zu wollen ſcheint. 
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ng | —— E Die Regierung läßt in aller Eile Paris verproviantiren 

inifler Cl. Dusernois entwidelt dafür große Thätigkeit. | 

. en 33 Napoleon iR in Florenz umſonſt bemüht, Italien zur 
Hilfsleiſtung für Frankreich zu bewegen. 

(Stalten) Die Linke der IL Kammer übt auf die Negierung allen ihr 

möglien Drud aus, um fie zu einer gewaltiamen Löfung der romiſchen Frage 

au hemsgen. Die Regierung temporifirt, rüflet aber inzwiſchen immer wer 
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2. „ —— Krieg). Mac Mahon wird von Paris aus gezwungen, 
einen gehoffien Ausbruch Bazaine's aus Meg zu unierkägen und wendet fi 
daher mit feiner Armee nad Eedan, ftatt nad Paris | 

. ee Bach Die befigenden Klajien verlafien Baris maflenhaft; ebenjo 

— Achtet die Umgegend nad Paris hinein. 
1 — en) Eine Anzahl der hervorragendſten und gelehrteften Katho⸗ 
fi) in einer Zufammenfunft in Nürnberg Aber eine Erflärung 
* —* in Rom beſjchloſſene Unfehlbarkeitsdogma und verlangen „ein wirl⸗ 
lich freies und daher nicht in Stalin, ſondern biefjeits der Alpen abzuhalten 
des beumeniſches Concil. 
(EGom). Unter den päpftlichen Soldtruppen bricht Unorbnung und Meuterri 
aus. Die liberalen Elemente in der Stadt treten wieder keck hervor. 
» (Brantreid). Der gefeßgeb. Körper fest es endlich durch, ber t, Regierung 
wenigfiens einen Rriegsrath beizugeben, dem auch Thiers angehört. 
27. „ (Deutfh-fran. Krieg). Die deutichen Armeen machen auf ihrem Marche 
ouf Paris eine Schwentung, um Mac Mahon fowohl von Mek, als von 
Baris abzuſchneiden. 

2  « (Holland). Die Regierung legt den Kammern einen umfafienden Plan 
für die Beorganifation der Landesvertheidigung vor. 

28. „ (Branfreih). General Trochu, der Gouverneur von Paris, befiehlt die 
votihändige Austreibung aller noch in Paris befindliden Deutſchen binnen 
dra Ta 

r (Jtallen en). ine Circulardepeſche des Minifters BisconticBenofta zeigt den 
Machten an, daß Ytalien zu entjdjeidenden Schritten in der römilden Frage 
gezwungen -jein Tönnte. 

80. „ (Deutid-franz. Krieg). Erſter Schlachttag bei Sedan — Schlacht bei 
Beaumont. Die Franzoſen werden über die Maas gedrängt und von Bazaine 
und Met abgeſchnitten. 

.„_(Rordb. Sun), Eine durch Oberbürgermeifter v. Seydel, v. Unruh und 
Zöwe-Galbe berufene Berfammlung in Berlin beichließt einen Aufruf an das 
deutſche Bolt behufs ciner Wdreffe an König Wilhelm für Herſtellung eines 
einigen Reichs und geichlügter Grenzen”. 

"al efterreidh- Ungarn: Oeſterreich). In dem Landtage von Böhmen 

len fi die mit den Feudalen verbündeten Czechen Herren der Rage, wie in 
Rrain die Slovenen, in Balizien die Polen, in Dalmatien die Groaten, in 
Tyrol und in Vorarlberg die Elerikalen. 

. R ortugal). Der König entläßt Saldanha und bildet ein Goalitions- 
m rin aus allen Parteien unter dem Borfige von Sa da Bandeira. 

. (D eutſch⸗franz. Krieg). Zweiter Schlachttag bei Sedan. Die Deutichen 
gehen -über bie Maas und drängen die ganze franz. Armee unter Mac Mahon 
mit fammt dem Kaifer un Sedan zufammen. 

. . (BDentih-franz. Krieg). Bazaine fuht umfonft aus Me auszubredien 
und wird dur) die Schlacht bei Roifleville in die Feſtung Metz zurudgeworfen. 

. (Deutſchland). Gonferenz der Mehrzahl der deutihen Biichdfe in Fulda, 

ſovebi der bisherigen Anhänger, als der bisherigen Gegner des Infoibilitäts- 
dogmas. Dieſelbe beſchließt, fi demjelben zu unterwerfen und erläßt einen 
Hirtenbrief an die Gläubigen gegen die widerſtrebenden Elemente, die nun 
gleichfalls zur Unterwerfung gezwungen werden follen. 
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Get. (Deutfärfcen. Krieg) Lrier Sqiaquag bei Saan. Die Fran | 


zofen find völlig umzingelt und verfuchen umſonſt den Bing zu durchbrechen, 
werden vielmehr in die Feſtung hineingevrängt. Der Kaiſer läßt die weiße 
Fahne auffteden. 

» (Deutf-franz. Krieg). Bazaine macht no einen Berfuh, aus Meg 
auszubrechen, aber mit nicht beſſerem Erfolge als am Tage zuvor. 

« ‚(Deutjgland). Der nordd. Bundesgejandte in London beſchwert fi jehr 
einläßlidh über die Art und Weiſe, wie die Neutralität von England praktiſch 
ehandjabt wird, zum Radiheile Deutſchlands und zum entſchiedenen Bortheile 


. (Deutihland — Süddeuntſchland). In Bayern und Württemberg ent. 
wide fi t fich eine jehr lebhafte Agitation für Anſchluß Süddeutſchlands an den 
nordd. Bund. 

. et franz Krieg). Die ganze Armee Mac Mahon’s mit ſammt dem 

Kaiſer ergibt in Kriegsgefangenſchaft. Zufammenkunft des Kaiſerß mit 
Bismard und mit dem König von Preußen, er wird als Gefangener nad 
Wilhelmshöhe bei Kaſſel geleitet. 

» (Brantreid). Palikao gefleht dem geießgeb. Körper erft nur theilmweife, 
endlich vollſtändig die Kataſtrophe von Sedan ein. Favre verlangt die Ab⸗ 
ſetzung des Kaiſers und ſchlägt die Einſetzung einer Regierungscommilfton aus 
der Witte der Kammer vor. Zujammenrottungen in den Straßen werden 
vom Militär auseinander geiprengt. 

„ (Beutihland). Die Bilhäfe fangen bereitS an, gegen die Gegner des In⸗ 
fallibilitäts-Dogma’s zwangsweile vorzugehen. 

v (Deutid-franz Krieg) Die deutihen Armeen haben den Marſch auf 
Paris bereitö wieder angetreten. 

„Grankreich). Das napoleonifhe Regiment bricht in Folge der Kataſtrophe 
von Sevan zujammen. Ber geſetzgeb. Körper wird in Paris von Bollsmaflen 
geiprengt. Die Raiferin flieht. Die Pariſer Deputirten conftituiren fi als 

„Regierung der nationalen Bertheidigung”. Das ganze Land folgt nochmals 
dem Impuls von Fr 

„ (Brantreid). 3. Favre kündigt dur eine Cireulardepeſche allen Mächten 
die energiſche Bortfegung des Krieges an und erllärt, die neue Regierung 
werde „nicht einen Zollbreit des Nationalgebiets, nicht einen Stein von feinen 
Deftungen“ abtreten 

. „igtalien) Die Regierung entieheibet „ns in Folge der Kataftropbe von 

dan principiell für die Bejegung Ro 

. " (Ztalien). Eine Eirculardezeiche Bikconti-Benofa's zeigt den Mächten an, 
daB die Regierung in dem ihr paflend ſcheinenden Momente die nothwendigen 
Ka vei Kirchenſtaats bejegen werde im gemeinſamen Interefie des Bapfies 
un aliens. 

Deutſch franz. Krieg). Die franz. Flotte, die ihre Operationen gegen 
" Deutidland in der Rord» und Oſtſee darauf hatte beichränten müſſen, deutiche 
—— abzufangen, wird zurüdberufen. 

» (&ranlreih). Die Regierung der nationalen Vertheidigung orbnet die 

Sabl einer einer eonftituirenden Rotionalverjammlung für ganz Frankreich auf 


16, 
. (Orkereist ‚Ungern) rüftet entichieden wieder ab. Die Kriegspartei bat 
leinerlei Ausſicht mehr, durchzudringen. 
» (Italien). Der König ſchickt den Grafen Ponza » San Martino bebufs 
Unterhandlungen nad Kom und richtet jelber ein Schreiben an den Pap 
.» ($rantıe a) Paris rüfet fi zur Vertheidigung: die Rationalgarben 
beginnen ihren Dienſt, Mobilgarden treffen zahlreih aus den Provinzen bin. 


., ODeſterreich⸗Ungarn: Ockerreid). Die croatiſche Majorität des Land⸗ 


tags von Dalmatien beichließt, den Railer in einer Üdrefle um Wiederverei⸗ 
nigung des Landes mit Eroatien zu 
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11, Sept. (Rom). Der Papft lehnt alle Vorſchläge Italiens rund ab. Der König 


12. 


13. 


14. 


[ur 
N 


17. 


2 


pm 


von Sitalien befiehlt den Einmarſch feiner Truppen in den Kirchenſtaat. Die 
päpfll. Truppen ziehen fi zurück. 
„ (Brankreih). Thiers geht in außerordentlidher Miſſion der Regierung der 
nationalen Bertheidigung nad London, Wien, St. Petersburg und Florenz. 
» (Deutfhland — Bayern), Das Minifterium beantragt in einem Be- 
rigte an den König, mit dem nordd. Bunde Über eine nähere Berbindung 
Bayerns mit demfelben in Unterhandlung zu treten. 


.16. „ (Deutfchland). Zwei diplomatiſche Erlafie des nordd. Bundestan;- 
ler8 erörtern das hiftoriiche Verhältniß zwiſchen Deutſchland und Frankreich 
und die Rothwendigleit für jenes, ſich den Belt von Straßburg und Met 


zu fiern. 

„ (Brantreih). Ein Theil der Parijer Regierung fledelt als Delegation nad) 
Tours über; die Geſandten der Großmächte geben ebendahin. 

» (Rom) wird in Belagerungszuftand erllärt, die PoR bleibt aus, die Eiſen⸗ 
bahn⸗ und "Telegraphenverbindungen find abgeſchnitten, die Stadt iſt von den 
italieniſchen Truppen bereits völlig cernirt. 

,„ (Oefterreid-Ungarn: Oeſter reich). Die czechiſch-feudale Mehrheit des 
böhmiſchen Landtags beſchließt, die Reihsrathäwahlen zu verweigern. 

„ (England und Berein Staaten). Die in beiden Ländern Deutſch- 
land entſchieden überwiegend ginftige Öffentlihe Meinung ſchlägt nad) der Ka⸗ 
taftrophe von Sedan zu Ounften Franfreihs um. 

. (Holland). Beide Kammern haben fi nunmehr für Aufhebung der To 
desftrafe ausgeiprochen. 

„ (BDeutfch-franyg. Krieg). Die deutichen Armeen fangen an, vor Paris an- 
zulangen und beginnen daſſelbe zu cerniren. 

» (Brankreih). Die Regierung der nationalen Bertheibigung beihliekt, die 
Wahl einer Nationalverfammlung zu beichleunigen, und ordnet diejelben Ratt 
auf den 16. ſchon auf den 2. Oct. an. 

„ (Defterreih:iingarn: Oeſterreich). Eröffnung des Neichsraths. Alle Land⸗ 
tage, mit einziger Ausnahme Böhmens, haben denfelben beſchickt, einige frei- 
ih nur mit Vorbehalten. 

,„ (Deutfd:frany. Krieg). Paris wird von den deutſchen Armeen vollſtändig 
eingeſchloſſen. Die Bayern nehmen die wichtigen Höhen von Glamart. 

„ (Detterreid-lingern: Oeflerreih). Abg.Haus: Die deutiche Partei ver- 
langt Bertagung, bis aud) Böhmen vertreten jei, und ſetzt es durch, aber nur 
ouf 8 Tage und nur mit 1 Stimme Mehrheit. 

» (Deuticd-franz. Krieg). Unterhandlungen zwiſchen Bismard und Favre 
—* einen Waffenſtillſtand fceitern, da Favre keinerlei Gonceifionen zuge⸗ 
tehen will. 

„ (Stalien). Die italieniſchen Truppen find vor Rom angelangt. Die Ueber⸗ 
gabe der Stadt wird verweigert. Die ttalieniihen Truppen ſchießen Breiche 
in die Mauer bei Porta Pia, morauf die päpftl. Truppen allen Widerfland 
aufgeben und die ital, Truppen in die hl. Stadt einziehen und fie, jedach wit 
Ausnahme des jog. leoniniſchen Stabttheils, beſetzen. 

vo (Deutihsfrang. Krieg). Erfier Ausfall aus Paris. Derſelbe wird 
abaelhlapen. 

„GEFrankreich). Die Regierung der nationalen Vertheidigung erläßt nad 
dem Scheitern der Unterhandlungen zwiſchen Favre und VBismard eine Pro- 
clamation, in der jie auf dem Sage beharrt: „Kein Zoll von unferem Gebiete, 
fein Stein von unjeren Feſtungen.“ 


- „ (Deutfchland — Süddeutfhland). Der Präfident des nordd. Bundes 


lanzleramtes, Delbrüd, trifft in München ein, um die Wunſche Bayerns und 
MWürttembergs bez. einer näheren Verbindung derfelben mit dem norbd. Bunde 
entgegenzunehmen und zu beiprechen. 
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22. Sept. (Deutig-franz. Krieg). Aus dem eingeſchloſſenen Paris geht der erfle 


won 


* 


9. 


Luftballon mit Briefen und Depeſchen ab. 

» (Italien), Die italienifchen Truppen befegen in folge von Unorbnungen 
und auf Begehren des Papftes felber auch den jog. leoniniſchen Stadttheil. 
In Folge der ganzen Haltung des Papſtes wird die Idee, ihm den fogen. 
leoniniſchen Stadttheil von Rom als Eleine Eouveränetät zu belafien, fortan 
ſtiſſjchweigend ganz fallen gelafien. 

('ᷓrankreich). In Folge des Scheiterns der Unterhandlungen zwiſchen 3. 
* Favre und Bismard hat Gambettia in der Parijer Regierung die Oberhand 
erlangt: die Wahlen zur Rationalverfammlung werden behufs unmadhgiebiger 
ehem des Krieges von Paris und von Tours aus auf unbeflimmte Zeit 
verichoben. 

» (Italien). Die Regierung befgliekt, im bisherigen Kirchenſtaate am 2. Oc⸗ 
toder eine allgem. Abftimmung über den Anſchluß an das Königreich Italien 
vornehmen zu laſſen. 

» (Grantreid) Rizza will fi) wieder von Frankreich trennen und es muß 
dafelb von den franz. Autoritäten der Belagerungszuftand verkündet werben. 


„ (TZürlei: Serbien). ‚Sufammentritt der Skupſchtina (Nationalverſamm⸗ 
lung) behufs Vornahme einer Revifion der Verfafſung in liberalem Sinne. 


» (Italien) Die Regierung fängt an, die ſeit dem Juli aufgebotenen Trup⸗ 
pen allmählig wieder zu entlaflen. 

„ (Deutfdefran,. Krieg). Straßburg capitulirt. 

o (DOeferreid-Ungarn: Deſterreich). Das Abg. Haus beichliekt, die Trage 
weiterer Vertagung an eine Gommiffion zu weifen, und bejegt dieſelbe mit 
6 Deutihen und 3 Nationalen. 

« (Deutid-franz. Krieg) Zweiter Ausfall aus Paris, der aber wie⸗ 

derum mit eihler Mühe abgeichlagen wird, 

Grankreich). Die Provinzen feinen fi) don der Parijer Regierung wie 
bon ihrer Delegation in Tours unabhängig flellen zu wollen. In Syon und 
Marſeille herrſchen jo ziemlich die Rothen, in Rennes ift eine Liga des We⸗ 
ſtens, in Touloufe eine ſolche des Südens in der Bildung begriffen. 


Did. (Spanien) Prim tritt für den erlebigten Thron neuerdings in Unter⸗ 
handlung mit dem italienifgen Prinzen Herzog v. Aoſta. 

» (Itatien). Die allgemeine Abftimmung im Kircenftaat über den Anſchluß 

an alien ergibt ca. 130,000 Ja und nur 1500 Rein. 

« ‚ (Brantreid). Die Delegation der Parijer Regierung in Tours kommt 
ihrerjeitö doch wieder auf die Wahlen zur Rationalverfammlung zurüd und 
fegt dieſelben neuerdings auf den 16. Oct. an. 

. (Deutfh:franz. Krieg) Der König von Preußen verlegt fein Haupi⸗ 
quartier nach Berjailles. 

„ (Branfreid). Unter dem Einfluffe Sambeita’8 annullirt die Parijer Re 
gierung das Decret der Delegation in Tours vom 3. d. M. 

( H-Ungarn: Dcherreih). Der bohmijſche Landtag beharrt, trotz 
” erneuerter Aufforderung des Kaiſers, die Reichfrathzswahlen vorzunehmen, auf 
feiner Weigerung. Als Antwort darauf oronet der Kalfer fofort directe Neichs- 
rotbswahlen an. 

. „ (Yelten). Der König nimmt das Pilebischt des Kirchenſtaats vom 2. 

entgegen, freut über das glüdlihe Belingen des „gewagien Unter⸗ 
—** und ſpricht durch Decret die Einverleibung des bisherigen Kirchen⸗ 
ſtaats in das Konigreich aus. 

. (Brankreig) Gambetta geht im Luftballon nad Tours, um die Provinz 
au äube äußerfien aftanftrengung behufs Entiegung von Daris aufzuftacheln. — 

ft in Tours ein, um ein franz.ital. reicorps zur Vertheidigung 
* —— zu bilden. 
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11. Det. (Deutſch⸗franz. Krieg). Die Deutſchen unter General dv. d. Tann werfen 

die neugebildete Loirearmee über diefen Fluß zurüd und beiegen Orleans. 

» « (Krankreih), Gambetita Hat in Tours eine wahre Dicatur an fi ge 
riffen und entwidelt eine geradezu fieberbafte Thätigkeit, um in den Provinzen 
neue Streitträfte zur Entjegung von Paris auf die Beine zu bringen. 

» « (Italien). Lamarmora übernimmt als Statthalter des Königs die Re- 
sierung des ehemaligen Kirchenftaats oder der nunmehrigen römiſchen Provinz 
des Königreichs und hebt fofort die bisherige Rechtsungleichheit der Bürger 
wegen des Religionsbelenntnifjes, ſowie die bisherige geiftliche Gerichtsbarkeit in 
bürgerliden und peinlichen Gerichtsſachen auf. 

12. „ (Deutihland). Eine Katholilenverfammlung in Fulda proteflirt gegen 
die Beraubung des Papftes und regt eine umfaflende clerilale Wahlbewegung 
an, um die Intervention der Regierung für eine Reflauration des Papftes zu 
verlangen. 

„» (Deutihland — Süuddeutfchland). Württemberg und Baden verfländigen 
fi, die weiteren Verhandlungen über die deutſche Frage nach Berjailles zu 
verlegen. Auch Heflen entſchließt fi dazu und Idhließli auch Bayern. 

— „ (England und Berein. Staaten) Die Ausfuhr von Waffen und vom 

al aller Art nad) Frankreich if aus beiden Ländern eine überaus 
wunghafte. 

16. „ (Spanien) Die Cortes wählen mit 191 Stimmen ven Herzog v. Aoſta 

zum Rönig. Der Herzog v. Montpenfler erhält nur 25 Stimmen. 

17. „ (Deutihland). Ser Bilhof von Hilvesheim und fein Zomcapitel ver- 
langen vom König Wilhelm geradezu, daß „er feinen mädtigen Arm aud 
zum Schute des weltlichen Throns des Bapftes ausftrede“. 

» (Deutid-franz. Krieg). General Werder operirt gegen Epinal, Veſoul 
und Dijon, um die Bildung einer Lyoner Armee zu verhindern. Garibaldi 
organifirt feine Freiſchaaren in Dole. 

» (Brankreih). Thiers kehrt ohne Refultat von feiner Mifflon nad) London, 
Bien, St. Petersburg und Florenz zurück. Ramentlech in, Florenz war er 
umfonft bemüht, Italien zur Hilfeleiftung für Frankreich zu beivegen. 

»„ (Italien) ſucht dur eine Circulardepeſche BiscontieBenofla’3 die Mächte 
über die Folgen der Bejeitigung des Kirchenftaats für die unabhängige Stel⸗ 
lung des Papftes in kirchlicher Beziehung zu beruhigen. 

# (Deutid-franz. Krieg). General Bourbakli organifirt in Lille eine neue 
franz. Nordarmee. 

„ (Deutfhland — Suddeutſchland). Bevollmächtigte aller vier fRdbeut- 
ſchen Staaten gehen nach Berjailles behufs weiterer Verhandlungen über die 
deutſche Frage. 

» (Rom). BDer Bapft vertagt das Concil auf unbeftimmte Zeit. 

2 (Deutihland — Württemberg). Die Regierung kündigt die Aufldfung 

der II. Rammer und Neuwahlen an behufs Entſcheidung in der deutichen Frage. 
24. „ (GFrankreich). Die Delegation in Tours beauftragt Thierb, neuerdings 
mit Bismard über einen Waffenſtillſtand zu unterhandeln, um Zeit zu ge 
winnen; Gambetta macht riefige Unftrengungen, um bei Syon, an der Loire, 
in der Bretagne und um Lille neue Armeen auf die Fühe zu bringen, um 
Baris zu entiegen. 

25 „ (Deutihland) Beginn der Unterhandlungen in Berjailles über eine 
Loſung der deutihen Frage. u 

27. „ (Deutſch⸗franz. Krieg). Meg capitulirt. Bazaine mit feiner ganzen Armee 

wird Iriegägefangen nad Deutihland gebracht. . 

28. „ (Deutiä-franz. Krieg). Großer Ausfall aus Paris: Le Bourgel wird 

von den Deutichen verloren, aber alsbald wieder genommen. 

29. „ (Beutichefrany. Krieg). Der Hauptiheil der vor Meg frei gewordenen 
deutichen Armeen wird unter dem Prinzen Friedrich Karl nad Süden be» 
prdert, um den dort in der Bildung begriffenen Armten entgegenzuizeien, ein 
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anderer unter General Manteuffel gegen die in Lille ſich biſdende Nordarmee, 
um der Belagerungßarmee vor Baris nach allen Seiten hin den Rüden zu decken. 

30. Det. (Deutſch⸗franz. Krieg) Die Ausfallſsverſuche Trochu's aus Paris 
haben bis jegt zu feinerlei Reſullat neführt. Ber die Hauptfadt einſchließende 
Ring hat nirgends durchbrochen werben lönnen und die Teutien haben alle 
von Anfang an eingnommenen PBofitionen behauptet. Inzwiſchen feuern die 
Bariler vom Feſtungsgürtel aus fortwährend auf die Ichteren, während die 
Deutihen ſich fireng auf der Defenfive halten. 

» (Brankreih). Erſter Verſuch in Paris, dic Regierung der nationalen Ber 
theidigung zu bejeitigen und durch eine fog. Gommune zu erfegen. Anfangs 
eelungen, wird er fchließlih von der Rationalgarde vereitelt und unterdrüdt. 

» (Italien). Wuflöfung des Parlaments und Anordnung von Reumwahlen. 

„ , (Rußland) richtet an die Mächte des Parifer Bertrags von 1856 eine Rote, 
in der es fih durd die in demfelben fipulirte Reutralifirung des ſchwarzen 
Meeres einfach für nicht mehr gebunden erflärt, Do mit dem Beifligen, daß 
es damit keineswegs die Ubficht verbinde, die orientalijche Frage wieder an⸗ 
zuregen. 


. Nov. (Italien). Der Papft betrachtet ſich ſeit der Beſetzung Roms durch 
Ralien als (freiwilliger)⸗ Gefangener und verläßt den Palaſt bes Vaticans 
nicht mehr. Lie päpftlihe Partei in Rom erholt fi allmählig vom erfien 
Schreck: die Mehrzahl des Hohen Adels und das niedere Boll fangen an, den 
neuen Regiment Oppoſition zu machen. 

3. „ (Frankreich). Gambetia in Tours decretirt eine Art Maffenaufgebot jur 

Bertreibung der Fremden. 

» » (Holland). Bier Minifter treten zuräd und veranlaffen dadurch eine lange 
Miniſterkriſis. 

(Deutſch⸗franz. Krieg). Das ganze obere Elſaß iſt von den deutihen 
Truppen beiegt, die Feſtung Belfort cernirt und die Berbindung mit dem 
Corps des General Werder hergeſtellt. 

4. „ Deutſchland). Der Erzbiſchof von Poſen und der Biſchof von Culm 
mit ihren Domcapiteln verlangen in einer Üdrefie vom König von Preußen 

lan die Herftellung des Kirchenſtaat 
Spanien) Der Gerjog v. Aoſta —* die Annahme der ſpaniſchen Krone. 

„CGeutſch⸗franz. ef). Die Unterhandlungen Thier's mit Bismarck 

in Berjailleß über einen Waffenſtillſftand und Einberufung einer franzdſiſchen 
——* — ſcheitern wiederum an den zu weitgehenden Forderungen des franz. 
Unterhandlers. 

„_(Deutigland), Der Erzbiſchof von Köln und der Fürſtbiſchof von Bres⸗ 
Iau maßregeln immer nachdrücklicher diejenigen Brofefioren der Theologie, die 
das Infallibilitäts-Dogma nicht anertennen wollen. 

„ (Zürlei: Serbien). Schluß der Efupfehtine, nachdem diejelbe alle Bor- 
lagen der Regentichaft angenommen bat. 

„ (Rordd. Bund: Schwarzburg-Rubolftabt). Der Fürft gibt ſchließlich nad 
und madt dem Landtage Eoncelfionen: er vereinbart mit demjelben ein libe⸗ 
rales Wahlgeſetz und erflärt fi zur Beſeitigung der bisherigen, ſehr illibe- 
ralen Beiäftsordnung geneigt. 

» „ (Deferreig-Ungarn: Defſfterreich). Die directen Reichsratbswahlen in 
Böhmen ergeben, ohne die Großgrundbefiger, 24 Deutliche und 86 Czechen. Die 
letzieren made von ihrem Mandat feinen Gebrauch, die erfteren dagegen gehen 
nad) Win. Die deutiche Partei erhält dadurch im Abg. Hauſe des Reicht. 
raths eine unzweifelhafte Majorität. 

9. „ Weutſch⸗framz. Krieg). Es ift den gewaltigen Anſtrengungen Gambetta’s 

elungen, eine ſehr zahlreiche Loirenrmee unter Aurelles de Paladine auf die 

Beine eine zu bringen: die Deutichen unter General v. d. Tann ſehen fi gendthig, 

der Uebermacht momentan zu weichen und Orleans twieder zu räumen. 
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10. u. 16. Rov. (England u. Defterreih-Ungarn). Die Uebergabe der rufſiſchen 


12. 
13. 


15. 


16. 


19. 


Note vom 31. Oct. bat in London, Wien und Peſt einen Sturm der Ent⸗ 
räftung und augenblidlih eine ſehr Eriegeriide Stimmung hervorgerufen. 
England weist in feiner Antwort an Rußland diefe Art, fi) eingegangener 
Bertragsverbindlipleiten zu entledigen, ſcharf zurüd, doch zugleih mit der An- 
deutung, daß es darum doch nicht abjolut ungeneigt fei, dem ruſſiſchen Ber- 
langen materiell zu entjpreden. England jhidt Odo Ruſſel in vertraulicher 
Million ind Hauptquartier des Königs von Preußen nach Berjailles. 

» (Deutihefranz Krieg). in dem belagerten Paris muß bereits zum 
Pferdefleiih als haupt ſächlichftem Nahrungsmittel gegriffen werben. 

v (Deutfhland). Die Unterhandlungen in Berfailles über die deutſche Frage 
find mit Württemberg, Baden und Heſſen fat zum Abſchluß gebiehen, mit 
Bayern dagegen vorerft faft ausſichtslos. Da erhalten die württembergiſchen 
Bevollmächtigten plöglich die Inftruction, mit Bayern zu gehen, und Tehren 
fofort nad Stuttgart zurück. 

„ (Schweiz: Genf). Bei den allgemeinen Wahlen zum Gr. Rath erringt 
die radicale Partei wieder die Oberhand. Die Regierung nimmt in Folge 
dabon in corpore ihre Demilfion. 

»„ (Deutfchland). Baden und Heften fließen in Berfailles einen Vertrag mit 
an nordd. Bunde ab über ihren Beitritt zu demjelben unter einigen Modi⸗ 

eationen. 

„ (Zürkei), Die Pforte nimnt den Schlag Rußlands vom 31. Oct. mit 
großem Gleichmuth hin und denft nicht daran, deshalb zu den Waffen greifen 
zu wollen, wodurch auch den kriegeriſchen Selüften in England und Deſterreich 
die Spige abgebrochen wird. 

v. (NRordd. Bund): Preußen). Allgemeine Landtagswahlen. In Rheinland 
und Weſtphalen erringt die clerifale Partei die Oberhand, fo dag die in den 
legten Jahren in Norddeutſchland ganz zurüdgetretene Partei auf einmal 
wieder an 60 Mitglieder ſtark auf den Schauplag treten wird. Im Gan- 
am halten fi) die conjervativen und die liberalen Parteien fo ziemlich die 

ange. 

» (Deutfhland — Bayern) Die Nachricht aus Berjailles, daß die Ver⸗ 
handlungen in Berfailles bez. der deutihen Frage für Bayern zu fdheitern 
drohen, ruft eine ftarke Aufregung und unzweideutige Demonftrationen von 
Seite der Gemeindebehörden in Münden und Rürnberg hervor. Die Regie 
rung ſucht zu beſchwichtigen. 

„ (ÖOefterreid-Ungarn) weist die Form der ruffiiden Note reip. Erflä- 
rung vom 31. Oct. gleich England fofort zurüd, deutet aber gleichfalls bie 
©eneigtbeit an, in der Sade den Wunſchen Rußlands zu entipredgen. 

„ (ARubland). Der Kaifer befiehlt, die Einleitungen zu treffen, um auch in 
Rußland eine Art allgemeiner Wehrpflicht einzuführen. 

„ (Defterreid-Angarn: Defterreih). Das Herrenhaus ſpricht fi in feiner 
AntwortSadreffe auf die Thronrede neuerdings jehr ſcharf gegen die Ausgleichs- 
beftrebungen des Minifteriums aus. Das Minifterium bietet in Yolge davon 
dem Kaiſer feine Entlafjung an. 

(Deſterreich⸗ Ungarn: Oeſterreich). Die Antwortsadreſſe des Abg. Hauſes 
ſpricht ſich in demſelben Sinne wie die des Herrenhauſeß aus. 

. (Italien) Die Neuwahlen zur II. Kammer ergeben ein Uebergewicht ber 
gemäßigten Elemente. 

„ (Oecfterreig-Ungarn: Oeſterreich). Der Reichtrath nimmt die Dele⸗ 
gationswahlen vor und wird darauf auf unbeftimmte Zeit vertagt. 

» (Deutfchland). Bayern jcließt in Verſailles doch auch noch einen Vertrag 
mit dem nord. Bunde über feinen Anihluß an denjelben ab unter jehr weit⸗ 
gehenden Zugeſtändniſſen an dafielbe. 

„ (Rordd. Bund). Eröffnung des Reichstags: der Präfident des Bundes⸗ 
kanzleramts, v. Delbrüd, verliest die Thronrede des Königs von Preußen. 
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Die Bundesregierung verlangt einen neuen Credit von 100 MN. Thlrn. be» 
Hufs Fortführung des Kriegs gegen Frankreich und legt demjelben die mit 
Baden und Heilen abgeichloffenen Berträge vor. 

24. Rov. (Defterreih-Ungarn). Eröffnung der Delegationm in Peſt. Die Res 
gierung legt denfelben das Budget für 1871 vor und fordert gleichzeitig einen 
außerordentlihen Militäreredit von nicht weniger als 60 Mill. Gulden. 


„ s. (Schweiz: Uri). Der Landrath verlangt vom YBundesrath feine Verwen⸗ 
dung für Miedereinjezung des Papftes in feine weltliche Herrſchaft. 

>35. „ (Zuutfdland) Württemberg tritt nachträgli dem zwiſchen dem norbd. 

Bund, Baden und Heflen abgeſchloſſenen Verfaſſungsvertrage doch auch noch bei. 


25. „ (Rordd. Bund). Graf Bismard nimmt die Vermittlung zwiſchen Ruß⸗ 
laud und den übrigen Großmädhten bez. der Pontusfrage in die Hand und 
jchlägt ihnen vor, diefelbe in einer Conferenz in London zu erörtern. 

27. „ (Deutich-franz. Krieg). General Danteuffel ſchlägt die franz. Rordarmee 
unter Faidherbe bei Moreuil und wirft fie nah Amiens zurück. Amiens 
jelbft wird von General Goben beſetzt. 

„ (Deuti-franz. Krieg) Prinz Friedrich Karl ſchlägt die franz. Loire 
armee unter General Chancy bei Baune la Rolande. 

- rn (MRordd. Bund). Der Reichstag bewilligt mit allen gegen die Stimmen 
der Socialifien den geforderten SKriegscredit von 100 Mil. Thlen. 

20. „ (Deutfdefrang. Krieg). Großer, aber erfolglofer Ausfall aus Paris unter 
den Generalen Trodu und Ducrot. 

30. „ (England und Deſterreich Ungarn) fowie die anderen Sroßmädhte haben 
bereit8 den preußifchen Vorſchlag einer Londoner Gonferenz bez. der Pontus- 
frage acceptirt. Die Iriegeriihe Stimmung in England und Oeſterreich⸗ Ungarn 
legt ih. Die Gefahr eines Kriegs ift verſchwunden. 

— „ (Berein. Staaten), Die Octobers und November » Eongreßwahlen find 
mwejentli zu Bunften der demokratischen Partei ausgefallen, die damit im 
Repräfentantenhauje zwar noch nicht die Majorität, aber doch eine ſehr Farfe 
Minorität erringt. 


3. Dee. (Deutſch.franz. Krieg). Der nordd. Bundeskanzler richtet an die Res 
gierung von Luxemburg eine Rote, um ſich über mehrfache ftarte Berlegungen 
der Neutralität zu beſchweren, Entihädigungsanfprüde vorzubehalten und zu 
erflären, daß die deutſchen Heere fi in ihren militärischen Operationen ferner« 
hin pure eine Rüdfiht auf jene Neutralität auch nicht mehr gebunden erachten 


würden. 

-  » (Deutfd-franz. Krieg). Der große Ausfall aus Paris iſt vollftändig 
geiheitert. Die Franzojen gehen unter den Schub ihrer Forts zurüd, die 
Deutien haben alle ihre früheren Pofitionen theils behauptet, theils wieder 
genommen. 

4. „ (Deutiäland). Der König von Bayern fordert die übrigen deutſchen Sou⸗ 
veräne jowie die Senate der drei freien Städte auf, beim König von Preußen 
in Anregung zu bringen, daß die Ausübung der Präfidialredhte mit Führung 
des Titels eine „veutichen Kaiſers“ verbunden werde. 

»  . (Berein. Staaten). Gröffnung des Gongrefies. Die Botſchaft des Prä- 
fidenten General Grant erllärt fich bereit, mit England über die canadifche 
Fiſchereifrage und über die endliche Bejeitigung der Wlabamafrage in Unter- 
bandlung zu treten. 

5. „ ODeſterreich⸗Ungarn). Zwiſchen Defterreih und den neu geeinigten deut⸗ 
ſchen Rei bahnt eine entſchiedene Annäherung an. 

- . (Italien). Gröffnung des neugewählten Parlaments, 

6. „ (Rordd. Bund) Reichstag: Erfte Berathung Über die Verträge mit den 
fübdeutihden Staaten. Die Fortihrittspartei ftellt den Antrag, die deutſche 
Berfaflung einem gemeinfamen Reichätage zur „Vereinbarung“ mit den deut» 
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ſchen Regierungen vorzulegen‘. Der Antrag wird mit allen gegen die Stimmen 
diefer Partei abgelehnt. 

8. Der. (Nordd. Bund). Der Reichstag genehmigt in zweiter Lejung mit großer 
Mehrheit die Verträge mit den ſüddeutſchen Staaten. 

v» vr WDeterreigsUngarn) Die Ezehenführer richten an den Grafen Beuſt 
ein Memoire über die auswärtige Angelegenheit des Reicht nad den Anſchau⸗ 
ungen und MWünfchen der Czechen. 

9. „ (Deutfdfranz. Krieg). Die Delegation der franz. Regierung der natio- 
nolen Bertheidigung in Tours fiedelt nad) Vordeaux über. 

u. (Mordd. Bund), Der Reichstag genehmigt auch in dritter Lejung die 
Verträge mit den ſudd. Staaten, denjenigen von Bayern nıit 195 gegen 32 
Stimmen. 

»  » (Stalien). Die Regierung legt dem Parlament einen Bejegesentwurf vor, 
nad) welchem der Regierungsfig in 6 Monaten nad Rom verlegt werden fol, 
und einen andern bez. der dem Papſte für die Unabhängigkeit jemer kirchlichen 
Stellung zu gewährenden Garantien. 

10. „ (Nordd. Bund). Der Reihstag genehmigt die Einfügung der Worte 
Kaiſer und Reich in die Berfafjung und beichließt cine Adreſſe an den Sönig 
von Preußen, die ihm durd eine Deputation in Verfailles überreicht werden 
fol. Schluß des Reichstags. 

»„ (BDentfhlend — Württemberg). Die Neuwahlen zur II. Rammer er- 
geben einen entſchiedenen Sieg der nationalen und eine Niederlage der demo⸗ 
fratiichen und der großdeutichen Parteien. 

14. „ (Deutidsfranz Krieg). In dem belagerten Paris muß nunmehr aud 
das Brod rationirt werden. 

» (Deutichland). Der nordd. Bundeslanzler zeigt der dfterr. Regierung die 
neue GSeftaltung der deutſchen Berhältnifie an und ftellt eine innigere Berbin- 
dung zwiſchen beiden Reichen in Ausficht. 

» . Befterreid-Ungern). Graf Beuft ſchickt den Czechenführern ihr 

Memoire zurüd und weift fie mit ihren Beſtrebungen jehr ſcharf ab. 

— „ (Deutfdefranz Krieg). Ungeheure Munitionsjendungen wälzen ſich aus 
Deutichland nad Frankreich behufs des nunmehr bevorflehenden Bombarde⸗ 
ments von Paris. 

» (Deutihland — Bayern). Die IL Kammer jest für Prüfung der 
Berfafiungsverträge mit dem nordd. Bunde einen Ausſchuß nieder, der über⸗ 
wiegend aus entſchiedenen Gegnern derjelben zufammengejett it. 

— „ Gürkei — Rumänien), Fürſt Karl richtet eine Denlkſchrift an die 
Mächte, in der er ihnen die innere Qage des Landes und die Unhaltbarkeit der 
beftehenden Verfafiungszuflände auseinanderjet. 

16. „ (Deutfhland — Baden). Die I. Kammer genehmigt die Berfafiungs- 
verträge mit dem nordd. Bunde mit allen gegen 1 Stimme. Auch die kleine 
kath. Bartei ftimmt für die Genehmigung. 

17. „ (Griedenland). Der König beruft neuerdings Komunduros zur Beitung 
der Regierung und Bildung eines Minifteriums.. Die Differenzen mit Eng- 
land wegen der Marathon-Affaire find noch nicht geichlichtet. 

19. „ (Deutſchland). Die Deputation des nordd. Reihätags überreicht dem 
König von Preußen die Adreſſe mit dem Wunſche, daß er den ihm angebo- 
tenen Titel eines deutſchen Kaifers annehmen möge. Ger König erllärt fich 
in feiner Antwort nicht ungeneigt dazu. 

20. „ (Deutihland — Helfen) Die IL Kammer nimmt die Berfafjungsver- 
träge mit dem nordd. Bunde mit 40 gegen 4 Stimmen an. 

21. „ (Deutih-franz Krieg) Rewer, wiederum fruchtlofer Ausfall aus 

ariß. 

Pack: Rumänien). Die I. Kammer beichliekt eine Adrefie an den 

Kürten, in der demſelben ein nicht mißzuverſtehendes Mißtrauensvotum er» 

theilt wird. Das Minifterium tritt zurüd und der Fürſft ift gendthigt, ein 
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neues, ſchon das dritte in diefem Jahre, auß dem Schooße der Kammer zu 
berufen. . 

22. Dee. (Rordd. Bund: Preußen). Das Abg.Haus vertagt ſich nach Erledigung 
der größern Hälfte des Budgets für 1871 bis nad Neujahr. 

» (Deutfh-frany. Krieg), General Manteuffel jchlägt bei Amiens neuer⸗ 
dings die franz. Nordarmee unter Faidherbe. 

» (Seutidlond — Württemberg). Die II. Kammer nimmt die Ber- 
faffungsverträge mit dem norddeutſchen Bunde mit 74 gegen 14, reſp. mit 
81 gegen 7 Stimmen an. 

24. „ (Spanien). Die Cortes beſchließen mit 137 gegen 14 Stimmen die Yuf- 
Löjung der conftituirenden Gortes, fobald der neue König eingetroffen und den 
Eid auf die Berfafiung geleiftet haben werde. 

.„ (Schweiz). Beide eidgenöfiihe Räthe erklären fi gegen eine Trennung 
des Kantons Tefjin in zwei Halblantone. 

25. „ (Frantreid) Ein Decret Gambetta's Täft auch die Generalrätbe der 
Departements, die legten gewählten Bertreter des Bolts, auf und behält die 
Emennung neuer der Regierung, auf Vorſchlag der Präfelten, vor. 

„ (Stalien u. Frankreich). Glüdlide Bollendung des großen Mont⸗Cenis⸗ 


Tunnels. 
26., (Deiterrei-Ungarn). Graf Beuſt geht Iebhaft auf die von Graf Bis⸗ 
mard in feiner Depeſche vom 14. d. M. in Ausficht geftellte freundſchaftliche 


Annäherung zwiſchen Defterreih und dem deutſchen Reich ein und zwar aus⸗ 
drüdiih auf im Namen des Kaiſfers. 

27. „ (Spanien). Attentat auf Prim. Derfelde wird von mehreren Kugeln 
lebensgefährlich verwundet. 

- „ (Deutfd-franz. Krieg). Die Parifer Belagerungsarmee beginnt die Ber 
ſchießung des befeftigten Mont Aoron als Einleitung für das Bombardement 
von Paris jelber. Die Franzoſen räumen ihn am folgenden Tage. 

23. „ (Rordd. Bund: Preußen). Der Eult- und Unterritäminifter v. Muh⸗ 
ler weift die Uebergriffe des Fürſtbiſchofs von Breslau in feiner Maßregelung 
von Profefioren, welche das Unfehlbarkeitsdogma nicht anerfennen wollen, 


zurüd. 

30. „ (Deutfdefranz. Krieg). General Bourbafi rüdt mit großer Uebermacht 
von Lyon und Beſançon zum Entfage von Belfort heran. Die Deutſchen 
unter General Werder räumen eiligft Dijon und ziehen fi zurüd, um fi 
bei Belfort zu concentriren. 

-» „ Deutidefranz. Krieg). Beginn des Bombardements der Forts und 
zwar zunädft derjenigen der Oſtſeite von Paris. 

(Deutſchland). Die Berfaflungsverträge zwiſchen dem norbdeutichen Bund 
und Württemberg, Baden und Heffen werben als perfect geworden ratifizirt in 
Berlin ausgewechſelt. Bayern fteht noch aus, His die II. Kammer entfchieden 
haben wird, in der die fog. patriotiihe Partei die Entſcheidung abſichtlich 


verzögert. 

- ,„ (Rordd. Bund: Preußen. Miniſter v. Müpler nimmt aud die 
Profefioren der Univerfität Bonn gegen die Uebergriffe des Erzbiſchofs von 
Köln in Schub. 4 

-» „ (Deutidland — Bayern) Die I. Kammer nimmt ihrerfeit$ die Ber- 
faffungsverträge mit dem nordd. Bunde mit allen gegen 8 Stimmen an. 

.. ee Prim +. Der neue König, Amadeo L. landet in Cartagena. 

31. „ (Deutihland). Das norddeutſche Bundesblatt verkündet die mit Württem- 
‘berg, Baden und Heſſen vereinbarte neue deutiche Verfaſſung mit Railer und 
Reh, ohne auf die Zuftimmung auch Bayerns zu warten. 

— ,„ (England). Der Umſchlag der öffentliden Meinung zu Gunſten Franke 
reichs if nachgerade ein vollſtändiger. Die Armeereorgantjation tritt mehr 
und mehr ın den Vordergrund. Das Gabinet Gladſtone ift bereit geneigt, 
darüber zu transigiren. 
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81. Dee. (Italien). Der König bat den glüdlichen Einfall, eine in Mom eingetre- 
tene Ueberſchwemmung zu einen kurzen Beſuche der hl. Stadt zu benügen, 
und dadurch die Abfichten der Eurie und der Glerilalen bez. allerlei Demon- 
ſtrationen bei feinem angelünbigten feierlichen Einzuge in die Stadt zu vereiteln. 


IL 


Deutſchland, 
Preußen uud Oeſterreich. 


L 
Korb: und Süddeuntſchland. 


1. Yreuhen und der norddeutſche Bund. 


1. Jan. (NRorbb. Bund). Die ausw. Angelegenheiten Preußens gehen 

mit biefem Tage 0 auf den nordd. Bunb über. 

Off. „Das preußiſche Miniferium der ausw. Ungelegen- 

en wird alfo 5 unter diefem feinem bisherigen Titel nur no die 

chafte zu beforgen en haben, welche aus den Beziehungen bes e prenpihgen 
Staats zu den undesftaaten hervorgehen, ohne nad der 
verfafiung einer der Behörden des Bundes obzuliegen. Fur ben —— 
übrigen Geſchaftabetrieb tritt das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten 
mit feinem bisherigen Perfonalbeftand und unter der Bezeichnung „ äts 
tiges Umt des Norbbeutihen Bundes" unter die unmittelbare Beitung de 
Bundestanzlerk. Der bisherige Unterflaatsfecretär behält zum Bunbehfanzler 
die Beziehungen, in weldden er zum Minifter der auswärtigen Angelegen- 
heiten geflanden hat, und führt den Titel „Gtaatsjeeretär des Auswärtigen 
Amts.” Die Berireter im Bundes-Ausland werden den Titel „Befandt- 
Ideft (Botichaft , Geſchaftsträger) des Norbdeutihen Bundes“, und als 

Wappen den preußiichen Adler mit der Umſchrift: „Beiandiiäeft bes Nord» 
deufjchen Bundes” führen, wie es bem Artikel 11 ber Bundesverfaflung 
—— * die vollerrechtliche Vertretung des Bundes der Krone Preu⸗ 

übert 

Auch hie bisherigen preuß. Geſandten an ben ſũdd. Höfen über: 
geben nunmehr ihre Erebitive, bie fie als Geſandte bes norddeutſchen 
Bundes beglaubigen. 


3—7. „ (Preußen). Der Iehte im großen Walbenburger Etrife 
gemachte ermittTungeverjug fcheitert. 
rbeiter follten auf die formelle Anerkennung des Gewerkvereins ſei⸗ 
He wi en diefe dagegen auf die Reverje und alle Roßregelungen 
verzichten. Die Irbeligeber lehnen jedoch fofort entſchieden ab. 
g*® 
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5. Jan. (Preußen). Das neugewählte Pürgervorfteher-Collegium ber 


11. 


Stadt Hannover conftituirt fih: daſſelbe beftehbt nunmehr aus 20 
mehr oder weniger welfiih und bloß 4 preußiſch gefinnten Mits 
gliedern. 

„ (Sadfen) Die IL Kammer nimmt ben Gefeßentwurf bez. 
der Verbältniffe der Tifjidenten gegen 6 Stimmen an. Tiie völlige 
jreigebung ber Bildung neuer Religionegejellihaften wird mit 33 
gegen 31, die obligatorifhe Kivilehe gegen 19 Etimmen abgelehnt. 
v (Preußen) Abg.Haus: Yortfegung ber Berathung ber Kreis: 


ordnungs-Borlage. 

Die Hoffnung, melde die Regierung bis jett auf die glückliche Durch⸗ 
berathung der Kreisordnung noch in diefer Seſſion hegte, wird erſchüttert. Tas 
Haus war bis zur Beratung de3 8 27 gelangt. BIS dahin war men 
zwar langſam vorgedrungen, aber die Beichlüfie waren doch immer jo ziemlich 
im Einne der Regierung erfolgt. Man glaubte fogar annehmen zu können, 
daß die Beratung der Borlage Mitte Februars zu Ende fein werde, da 
von allen Seiten ein großes Interefie für das Zuftandelommen der Reform an 
den Tag gelegt wurde. Nun aber nimmt das Haus die Faflung des 8 27, 
welcher die polizeilichen Befugniſſe des Gemeindevorſtehers feftftellt, nicht an, 
weiß fi) aber auch über keine andere Faſſung defjelben zu verftändigen; in den 
vorgebradten Meinungen und Anfichten treten ſolche Divergenzen zu Tage, Tas 
an eine Erledigung des Gegenftandes durch den gegenwärtigen Landtag bereits 
faum mehr zu denfen ift. 


„ Rordd Bund) fchließt mit Vaden einen foy. Jurisdictions⸗ 
Bertrag bez. mwechjetjeitiger Gewährung ber Rechtshülfe ab. 

» (Breußen) Der große Walbenburger Etrife geht feinem 
Ende zu; mehr als die Hälfte ber feiernden Grubenarbeiter Tehrt 
zur Arbeit zurüd. 

» (Sadfen). Die I. Kammer genchmigt einjtimnig einen An: 
trag auf Aufhebung ber bisherigen (jehr illiberalen) Berfaffungs: 
bejtimmung bez. der Ntebefreiheit ber Abgeorbneten und bie Erfeßung 
berfelben durch biejenige ber norbb. Bunbesverfafjung. 

„ Cocialijtifhe Beftrebungen: Neuer Haber zwiichen ben Richtungen 
Schweizer und Mende und Bebel und ben Eüddeutſchen Arbeiter: 


führern. 

Der Schrociger’ihe allgemeine deutſche Arbeiterverein beſchließt in ver 
Generalverfammlung feiner Delegirten zu Berlin nad zehntägigen Verhand⸗ 
lungen die Verſchmelzung aller einzelnen jet;t beitehenden Gewerfichaften in 
einen einzigen Gewerkverein und ſtellt die Satungen desſelben feft: an der 
Spite fteht demnach ein Präfident (Schiveiter) mit einem aus 12 Mitgliedern 
beftehenden Gentralausiguß und Gommilfionen von je 7 Mitgliedern in 
12 Hauptftädten Deutſchlands al8 ausführende Unterbehörden des Präfidiums. 
Dagegen proclamirt fi Frii Mende al3 gewählter Präfident feines cchten 
allgemeinen deutjchen Arbeitervereind und erflärt die auf Schweiger gefallenen 
Etinnmen für ungiltig. Bebel ala Vertreter feiner focialsdemofratiichen Ar⸗ 
beiterpartei jucht jich gegen Schweitzer und Mende mit dem füdbeutichen Ar⸗ 
beitercongreß in Augsburg zu verftändigen und zu verfhmelzen. Ser Verſuch 
ſcheitert, der letztere beichließt vielmehr: „In Erwägung, daß bie beiden allge 
meinen deutſchen Wrbeitervereine (Schweiger8 und Mende's) zur Zeit dur 
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Berjonen geleitet werden, denen nad den bisherigen Erfahrungen ein Ber- 
trauen nicht mehr gefchentt werden Tann, und zu erwarten ifl, daß die Ars 
beiterbeiwegung unter dieler Zeitung von ihrem Ziel abgelenft und in reactio» 
närem Sinne mißbraudt wird; diefe Perfonen jedod fo feft in der Arbeiter⸗ 
partei ſich eingeniftet haben und durd ihre perfönlidhen Anhänger jo erfolgreich 
geſtützt werden, daß eine Veränderung in den Vereinen nicht zu erwarten ift; 
in Erwägung, daß die ſocial⸗demokratiſche Arbeiterpartei Bebel’8 ausgeipro- 
chenermaßen die Volkspartei nicht in gleihem Maße wie die anderen Bourgeois⸗ 
Barteien belämpft, und daß fie die Arbeiterbewegung hemmende Bourgeois⸗ 
Elemente in ihrem Bereine zählt; in weiterer Erwägung, daß die Organifation 
der jocialsdemofratijchen Arbeiterpartei eine mangelhafte, die Kräfte der Ar- 
beiter nit genug zufammenfaflende ift: erflären die Arbeiter-Belegirten, daß 
von einem Berbleiben in beiden erfleren Vereinen keine Rede fein Tann, ein 
Cintritt in die ſocial⸗demokratiſche Arbeiterpartei aber fo lange, bis Diele 
Partei die die Arbeiterbewegung hemmenden Bourgeois⸗Elemente aus ſich 
entfernt und eine firamme Organifation, ähnlich der LZafjalle’jchen, nur mit 
Unmögidmadung ter Sictatur, einführt, nicht wünſchenswerth erſcheint; geben 
übrigens die Erklärung ab: dar fie es für geboten erachten, in principiellen 
Fragen ſtets miteinander und falihen Führern der Arbeiterbewegung & la 
Schweiger und Orthodoxen & la Mende gegenüber gemeinjam zu handeln.“ 


21. Zaun. (Preußen). Schluß der kurheſſiſchen Synode. Diefelbe 


22. 


einigt ſich faſt einftimmig mit dem Vertreter des Fol. Kirchenregiments 
über eine Presbyterialordnung und über eine Orbnung für künftige 
jährlihe Kreis: und breijährlide Landesſynoden. 

„ (Scähwarzburg:Rudolftabt). Die Neumahlen zum Land: 
tag, ber in Folge feiner Weigerung, bie Eteuern und Eporteln zu 
erböhen (ſ. 1869 ZU 1 u. 13), aufgelöft worden war, füllen zu 
Ungunften ber Regierung aus. 

Bon den 16 Gewählten find 9 entfchieden oppofitionell, 3 miniſteriell, die 

übrigen zweifelhaft. Das Programm der Oppofition geht auf Verwerfung 
jeder Steuererhöhung und Bewilligung einer Anleihe zur Beſeitigung des 
augenblicklichen DeficitS unter der Bedingung, daß ein Wechſel im Minifteriumm 
vor füch gehe. 
„ (Preußen). Abg.Haus: Kntfcheidende Abſtimmung bez. ber 
Kreisordnungsvorlage. Bei $ 46 wird die kgl. Ernennung ber 
Amtshauptleute verworfen und bejchlofien, daß dieſelben von ben 
Aemtervertretungen gewählt werben follen. Die Regierung hat ba: 
mit das Interefje an ter Fortſetzung ber Berathung verloren, 


„ (Sadfen) I Kammer: Debatte über den May'ſchen Ab: 
rüftungsantrag. Derſelbe wirb ſchließlich mit 24 gegen 21 Stim: 
men abgelehnt. 

Der Untrag hatte am 19. November 1869 in ber IL. Kammer gegen die 
Stimmen der Rationalliberalen Annahme gefunden. In der I Kammer war 
er Hierauf an eine Commiſſion gewiejen worden, die mit ihren Anträgen aufs 
fallend lange zögerte. Nunmehr beantragt die Mehrheit der Commiſſion Ab» 
lehnung, die Minderheit unveränderte Annahme des Antrags. Der Ausgang 
der Debatte erregt allgemeines Intereiie und von den 47 Kammermitgliedern 
finden fi) 45, darunter die E. Prinzen, ein. Der Kriegsminiſter: Die 
Regierung werde den alten Ruhm der Arnıee zu wahren wiflen; nad Lage 
der Sache fei dieß aber nicht anders möglich, als daß es bei den jetigen Ein- 
richtungen verbleibe. Faktiſch werde die dreijährige Dienftzeit durch Beurlau⸗ 
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Sungen berabgentindert, und au font werde geipart, wo dieß ur irgenb 
ohne Beſchadigung der Wehrkraft des Landes möglih fe. — Staats⸗- 
minifter v. Frieſen: Shen in der II. Kammer habe er bie — 
gegeben, daß die Regierung die Anträge nur als an fie gerichtete Wunſjche 
auffafie. Wuc wolle die Regierung durch ihre Anweſenheit in der heutigen | 
Sigung der Gompetenzfrage nicht präjudiciren. Sollten jedod die Anträge 
Annahme finden, fo würde fie fih der Erwägung nicht entſchlagen Tönnen, 
daß nur neriefungsmäßige Anträge von den Kammern geſtellt werden dürfen. 
Man wolle jebe Stagnation auf die Milttärlaft zurüdführen. Den Klagen 
über Geſchaftsdruck fländen die Thatſachen vermehrten Poſt⸗ und Telegrapben- 
verkehrs entgegen. Man Elage ferner über Mangel an Wrbeitstraft, aber 
daran konne doch das Militär nicht ſchuld fein, denn f jet 20 Jahren 
höre man diefe Klage, und jest fei jogar ein Ueberfluß an Wrbeitsfräften 
bemerkbar, . 2. bei Eilenbahnbauten. Auch von einer Gteuerüberbärbung 
könne nicht in demſelben ——* geſprochen werden, wo man reichliche 
Bewilligungen zu gemeinnutzigen Zwecken gemacht, wo man die Gehalte der 
Beamten erhöht und wo man fi) anſchicke, die Steuerzuſchlage in Wegfall zu 
bringen. Die Anträge jehe er weder als eine weilgreifende Frage. noch als 
eine ——— Demonſtration an. Wllerdings ſei es ſchon an fi eine To 
monftration, Erklärungen abzugeben, von denen man wiſſe, daß fie feinen 
Erfolg haben. Thue man e8 trokdem, jo werde jehr leicht ein Hintergebante 
vorausgejett, der Mikdeutungen berbeiführe ine Regierung wenigſtens 
muſſe ſich vor ſolchen Erklärungen hüten und bedenlen, daß fie leicht damit 
Schaden anrichten köonne, denn was die Könige jündigten, hätten die Böller zu 
büßen. Er rathe daher dringend von Annahme der Anträge ob. Was die 
Aeußerung des Hrn. v. Erbmannsporf betrefie, daß die Regierung von einem 
gewifien Punkt an fein Bertrauen verloren, fo wiſſe er nicht, ‚welder „Punkt“ 
damit gemeint fei. — Präfident v. Briefen eonfakit in längerer Kus- 
einanderjegung , daß die Kammer flet3 competent fei, der Regierung 
Wunſche des Landes auszuſprechen. — v. Rokig-Baulsborf: 8 abe 
babe der Militäretat etwas über 1 Million Thaler betragen, und bamals fei 
fortwährend die Frage biscutirt worden, ob ſich der Aufwand nidjt verringern 
lafie; heute aahle man über 6 Mil. Thaler, und da folle man fidh feheuen, 
den Wunſch nad Mhminderung auszufprehen? Wenn der Hr. Minifier von Ur- 
—æe— ——8 ſo Tonne dieß bei Eiſenbahnbauten möglid fein; die 
Landwirthſchafi habe aber Arbeitermangel, und daran fei die hohe Bräfenz- 
ziffer ſchuld. Und wer habe denn den Anfang mit Bermebrung der ftehenden 
Armes gemacht? Da Preußen angefangen, möge es auch mit der Abrüftung 
beginnen. — dv. Erdmannsdorf antwortet dem Finanzminifier: Der Punkt, 
weign — gemeint, fei die Errichtung des Bunbesoberhandelsgerichts in Leipzig. 
ifter v. Frieſen: Die Regierung müſſe jedes Tiebloje Urtheil zurüd- 
weiſen, welches ohne genaue Kenntniß der Sadlage ihr entgegengetihleubert 
—— den Majoritätsantrag (Ablehnung) ſtimmen auch der Kronprinz 
eorg. 


ti 
23. Ian. Breußen). Der öfterr. Erzherzog Karl Ludwig erwibert 


24. 


ben Befuh bes Kronprinzen von Preußen in Wien burd einen 
Beſuch in Berlin. 

(Preußen). Das AbgHaus beſchließt bie Aufhebung ber Map: 
und Schlachtſteuer unb bie Erſetzung berielben durch die Klaſſenſteuer 
in 31 Städten und zugleich, die Regierung um eine Geſetzesvorlage 
für gänzlide Aufhebung ber Mahl: und Schlachtfteuer zu erfuchen. 
Der Finanzminiſter erklärt fih fehr entſchieden für die Maßregel 
unb bie fünftige Erweiterung berfelben. Bei der Abftimmung ſtimmt 


nur eine Minderheit ber Gonfervativen bagegen. 
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ı 24. San. „Rreußen). Definitives Ente des Waldenburger Strikes. 


27. 


& der Reſt ter noch feiernden Brubenarbeiter kehrt nad) vorgängiger 
—** der von den Arbeitgebern geftellten Bedingung des Austritis aus 
dem Gewerkverein zur Arbeit zurüd. Girca 600 Arbeiter, worunter ſämmitliche 
Mitglieder des Generalratbs und bes Ausſchufſes des Gewerkvereins bleiben 
von der „Amnefie” ausgeſchloſſen. Im Ganzen ſcheiden circa 1000 Arbeiter 
aus und ſuchen anderweitig Beſchäftigung. Ber Generalrath veröffentlicht 
einen Brote, woraus hervorgeht, daß nad) feiner Anficht der Strile, jobald 
die unterlegenen Arbeiter Athen geihöpft, neuerdings wieder aufgenommen 
und burdgeführt werben Toll 


"„ Bi in Münden (f. Rom 19. Yan.) fo regt fih aud in 


anderen Gegenden Deutſchlande, namentlih am Rhein und in 
Schleſien, unter den Katholiih:- Gläubigen aber zugleich auch wiſſen⸗ 
Tchaftlih Gebilteten eine mutbige Oppofition gegen die von ben 
Jeſuiten und ihrer Partei auf dem fog. vaticaniſchen Concil betrie⸗ 
bene und eingeleitete Erflärung einer perjönlichen Unfehlbarkeit bes 
Bapftes. Bon folgen werben zunäͤchſt an Töllinger zahlreihe Zus 
flimmungsabrefien gerichtet. Andere treten felbftändig auf. 


So erläßt der (als früßerer Zandtags« und Meichstagsabgeorbneter bes 
Tannie) ſtrengkatholiſche Profefior Dr. Miche lis (Geiſtlicher in Braunsberg), 
der ſchon früher in einer Broſchüre genen das Unfehlbarleitspogma aufgetre⸗ 
ten, folgende Erflärung gegen die römijche Snfallibilitätgadrefie: „1) Diefelbe 
iſt nicht ein dogmatiſches, ſondern ein diplomatiſches Altenſtuck. Richt allein 
ift darin der directe Ausprud Infalibilität vermieden, jondern e8 find aud 
die zur dogmatiſchen Definition unumgänglich nöthigen Veflimmungen ums 
gangen, welche durch die Frage klar gelegt werden: ob die Biſchofe ein inte⸗ 
grirender Beſtandtheil des Lehramts find? Sind fie es, wie kann dann die 
aufehlbarkeit dem Papſt allein unabhängig von den Biſchofen aulommen ? 

Sind fie es nit, was kann dann die Erflärung der Bilchöfe für eine weſent⸗ 
liche Bedeutung haben ? Iſt wirflih der Bapft für fih unfehlbar, fo kann 
auch nur er allein ſich für unfehlbar erklären, und Bius IX. muß im 
19. Jahrhundert fi nicht fcheuen, außzufscechen, was Innocenz TIL im 


. 13. Jahrhundert als Ketzerei betrachtete. Aus der Scheu vor dieſer logiſchen 


Erörterung if die diplomatifche Form der Adrefie Herborgegangen. 2) Dieſen 
diplomatiſchen Charakter trägt das Altenſtück in der durchgehenden innern 
Unwahrheit an fig, indem «8 dem Begriff de8 Primats und defien, mas nad 
katholiſcher Anſchauung in deinjelben liegt, den nicht definirten Begriff der 
Infallibilitat —A 8) Die Adreſſe iſt leidenſchaftlich und verlengnet in 
einem entſetzlichen Grade die Liebe, indem ſie gerade durch den aus dem katho⸗ 
liſchen Bewußtſein und dem in der Kirche beſtehenden und überlieferten Glau⸗ 
ben gegen die Definition der Infallibilität erhobenen Witerjprud, ohne auf 
die Prüfung der Sache einzugehen, die Nothwendigkeit biefer quasi- Definition 
motivirt und faſt mit nadten Worten den Abfall von der Kirche provocirt. 
Diefer Leidenkhaftlichkeit entfpricht die Rohheit des Auspruds, wenn 3. B.der Aus⸗ 
& blaterare von einer Einſprache gebraucht wird, welche felbft die hochſt⸗ 
Bebenden der verjammelten Bäter mitbetrifit. 4) vurch alles Dies iſt die 
Adreſſe als ein offenbares Parteimandver der Jeſuiten, welche die beabfictigte 
directe Definition nit haben durchſehen können, fignalifirt , ihre Annahme 
wärbe ein trauriger Sieg bes jeſuitiſchen Parteigeiftes über den wahren Geift 
ſirche und ein Uingläd für die Kirche und die Menfchheit jein.* 


Mordd. Bund). Eröffnung des Bundesraths behufs Bes 
rathung ber Vorlagen für bie bevorftchende Seſſion bes Reichétags. 
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Die Entwürfe einer Sivilprogebordnung, eines Strafregts und 
einer Strafprogekordnung für den norddentſchen Bund find theils 
ſchon fertig, theils in der Ausarbeitung begriffen. Der preuß. Zuftizminifter 
folgert aus dieſen Urbeiten in einem an den norddeutſchen Bundesrath gerich⸗ 
teten Untrage die Nothwendigkeit der Uusarbeitung einer Gerihtsverfaf- 
fung und einer Goncursordnung. Damit werden aber derartige Anträge 
noch nicht abgefchloffen fein. Bereits am 30. Rovember 1868 argumentirte 
Hr. Leonhardt im preuß. Abgeordnetenhauſe, daß „eine nothwendige Voraus⸗ 
jeßung einer volländigen Goncursorbnung au ein gemeinfames Hypo⸗ 
thekenweſen je.” Der jegt auf Ausarbeitung einer Goncursordnung im norbd. 
Bundesrath geheilt Antrag foll aljo einen Tünftigen Untrag vorbereiten, die 
jet im preuß. Abg. Hauſe berathene neue Hypothekenordnung zum Nordbundsgeſetz 
zu erheben. Denn wie Leonhardt bei der erfien Einbringung diefer Hypotheken⸗ 
orbnung in feiner am obenerwähnten Tage gehaltenen Rede ausführte: „iebe 
Geſetzgebung, welche für fämmtliche Gebiete der preußiſchen Monardie ſich 
eignet, it ohne Weiteres geeignet, als Orundlage für die Geſetzgebung des 
norbdeutichen Bundes zu dienen; denn es befteben in ganz Deutichland feine 
Nechtselemente, welche nicht bei einer Geſetzgebung zu berüdfichtigen wären, 
die fig auf das ganze Gebiet der Monarchie erſtreckt.“ Nun foll freilich die 
jegt berathene tk nur Geltung haben für bie alten land: 
rechtlichen preußiihen Landeſtheile. Uber wie Leonhardt Ion damals fagte: 
„e8 jollen mit diefem Geſetzentwurfe Grundlagen gewonnen werden, weldhe für 
das Recht der ganzen Monarchie dienen können, jobald gewifle äußere Hinder- 
niſſe bejeitigt fein werben.” Gegen den Entwurf eines Strafgeiegbuches bat 
der ſachſiſche Landtag allerlei Vorbehalte aufgeftellt, und die ſächſiſche Regierung 
ſcheint geneigt, dieſelben zu unterflügen. Noch größeren Difiens erregt die 
Trage des Unterflügungsmohnfites. Ber erfte Entwurf Preußens war an 
dem particulariftiihden Widerftand Medienburgs, Sachfens, Heſſens ıc. geicheitert, 
und Preußen läßt fi nunmehr dazu herbei, dem Bundesrath einen neuen 
Entwurf vorzulegen, von dem e3 aber von vornherein zweifelhaft ift, ob der 
Reichstag feinerfeits darauf eingehen werde. 


27. Jan. (Preußen) Tas Abg.Haus nimmt ben von Dunder unb 
Eberty eingebrachten Geſetzentwurf betr. Aufhebung ber Zeidhrän: 
tungen ber Preßfreibeit in der Schlußabſtimmung definitiv an. 

29. „ (Preußen) Ein Erlaß des Eultusininijteriums befichlt” für 
Nordſchleswig bie Entfernung der noch aus früherer Zeit ſtammen⸗ 
ben däniſchen und in däniſchem Sinn bearbeiteten Lchrmittel. 


30. „ Der größere Ausſchuß ber „beutihen Volkspartei” verlegt den 
Sit ſeines gefchäftsleitenden Bureau's von Stuttgart nah Mainz 
mit Beibehaltung der „demokratiſchen Korrefpondenz“ als Organ ber 
Partei unter Leitung von 9. Freſe. 


31. „ (Breußen) Das Abg.Haus genehmigt bie Geſetvorlage bez. 
Eigentfumserwerb und binglihe Belaftung von Grundſtücken, wos 
durch der Grunbbefig möglichſt mobilifirt werben fol. 

Das Begehren der Abgeordneten Weſtphalens, das neue Geſetz auf bie 
Provinz nicht auszubehnen, ihr vielmehr ihr bisherige Particularrecht zu 
lofien, wird nad) dem Antrage des Yuftizminifters abgelehnt. Dagegen wird 
gegen den lekteren der Zufa zum Geſetze beichloffen, daß der Staat für den 
dur die Grundbuch⸗Beamten verübten Schaden den Beſchädigten bafte. 

— , (Medlenburg:Strelig). Die Einwohner des Fürftenthums 
Ratzeburg zeigen fi mit ber ihnen von dem Großherzog von 





Jrenken und der norddentſche and. 41 


Mecklenburg⸗Strelitz (f. 28. Nov. 1869) allergnäbigft ociropirten 
Verfaſſung ſehr unzufrieben. 

Dieſelbe führt den Titel Derfaflung, iſt aber in Wahrheit nichts weiter, 
als eine ſehr illiberale Kreis» oder Gemeindeorbnung, die Bevölkerung ift da- 
ber ſehr wenig zufrieden, und wird eine biekfällige Beſchwerde beim Norddeut⸗ 
fen Bunde beabfidtigt. Das ungefähr 10 Q.M. grobe, von etwa 16,000 
Menſchen bevölferte Zändchen bezahlt, maßgeblich jener Verfaffung, den Bor- 
theil, mit Strelig verbunden zu fein, mit etwa 100,000 Thlr.; denn auf 
diefe Summe dürften fi die jährlichen Kaſſenüberſchüſſe, nad Abrechnung 
aller anderweitigen Regierungäfoften, beziffern. 


Anf. Febr. Oppoſition am Rhein gegen die in Nom angeftrebte Erklä⸗ 


rung einer perjönlihen Unfehlbarkeit des Papſtes: 

Adreſſe aus Kreuznach an den Bifhof von Trier, Dr. Eber⸗ 
bard, in Rom: „In dem gegenwärtigen für unfere Kirche verhängnißvollen 
Augenblid fühlen wir, die unterzeichneten Diöcefanen Em. biſchöflichen Gnaden, 
uns im Gewiſſen gevrungen, Hochdemſelben als unferm geiegmäßigen Oberhirten 
folgende Erklärung gehorjamft zufommen zu laſſen. Es ift bereitö eine ber 
ganzen Welt befannte Thatfache, daß viele der zum Concil verjammelten hoch⸗ 
wärdigften Väter den dringenden Wunſch geäußert haben, es möge die Mei» 
nung von der Unfehlbarfeit des Papftes zum Glaubensfag erhoben werden. 
Die Kunde von diefem Ereigniß hat uns aufs äußerfte betroffen. Wir haben 
alle von Yugend auf nie etwas anderes als katholiſche Lehre gefannt, als daß 
dem gefammten Lehrlörper der Kirche,dem Bapft in Bereinigung mit dem ganzen 
Epifeopat, der Beiftand des HI. Beiftes verheißen fei, der fie in aller Wahrheit 
erhalten werde. Für die unüberwindfie Grundlage unſers Glaubens aber 
hielten wir ftetS den Sag: „Wa8 immer, was überall, was von allen geglaubt 
wurde, da3 allein it wahrhaft katholiih". In Folge defien können wir c8 
nicht für möglich eraditen, daß in Zukunft von der Kanzel herab und in den 
Katechismen die Unfehlbarleit des Papftes als katholiſcher Glaubensſatz werde 
verkündet werden. Sicher würde hieraus unter uns, wie auch in weitern 
Kreiſen, die größte Verwirrung der Gewiſſen, Glaubenszweifel und für viele 
eine vielleicht mehr als menſchliche Verſuchung erwachſen, die Kirche, der fie 
eben der Unveränderlichleit ihrer Lehre wegen in treuefter Hingebung zugethan 
waren, mit blutendem Herzen zu verlaflen. Hochwürdigſter Herr! Die Liebe 
zu unlerm nun faft neunzehn Sahrhunderte alten Glauben und das Bewußtſein 
um das fefte, durch räumliche Entfernung nicht trennbare Band, welches Hirt 
und Heerde verknüpft, dieß war ed, was uns ermuthigte, mit dieſer noth⸗ 
gedrungenen Kundgebung unſers Tatholifchen Denkens und Fühlens vertrauens« 
voll Ew. biſchöflichen Gnaden zu nahen. Wir bitten und beſchwören Kochdie- 
felben ebenfo dringend wie ergebenft, durch den Ahnen zuflehenden hohen 
Einfluß geneigteft dahin wirken zu wollen, daß die unferer Kirche drohende 
Gefahr unter Gottes gnädigem Beiftand alüdlich bejeitigt werde. Indem wir 
Ew. biſchoflichen Gnaden veripredhen, durch unfer inftändiges Gebet uns an 
Ihrer muhevollen Arbeit nad Kräften zu betheiligen, haben wir die Ehre zu 
zeichnen als Em. biichöflihen Gnaden treuergebenfte Diener und Söhne.“ 

Adreſſe angejehener kath. Laien aus Köln an den Stift 
probftu. Prof. Dr.v. Dbllinger in Münden: „Eeit vielen Jahren haben 
Eie, verehrter Herr, als academijcher Lehrer wie als Echriftfteller die ſegens⸗ 
reichſte Wirkfamfeit entfaltet. Nicht weniger hat die Entſchiedenheit, mit wel» 
Her Sie Überall und ftets Ihre Ueberzeugung vertreten, Ihnen die Hochachtung 
der gebildeten Melt gefiert: ınit Etolz nenmen die Katholiken Sic den ihri« 
gen. Deßhalb waren auch Sie, welcher wie wenige in die Geidhichte der Kirche 
eingeweiht, zunächft berufen, ihre Stimme zu erheben, als in letter Zeit ab» 
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ſolutifliſche Beſtrebungen immer Lühner zu Tage traten, Beſtrebungen, weldhe 
den dogmatiſchen Zuſammenhang mit der Bergangenheit verleugnen, eventuch 
die Einheit der Kirche gefährden und die beflagenswerthe Kluft, welche uns 
von den andern Gonfeflionen trennt, unausfüllbar erweitern. Ihrer Initiative 
ift es zu verbanlen, wenn eine alle Schichten durchdringende, für die Kirche 
erfprießlicde Bewegung die Beifter in Deutihland ergriffen. Ihre 
Erwägungen für die Bilchdfe des Concils Über die Frage der päpftlidden Un⸗ 
fehlbarfeit, vor allem aud Ihre jüngfte Kundgebung vom 19. Jan. haben 
bet den befonnenen Katholiken lebhaften Wiederhall gefunden; Ihre männlich 
offene, wie überzeugende Sprade hat weit über die Grenzen des Baterlandes 
hinaus eine zündende Wirkung hervorgerufen. Zwar willen wir, daß Sie eine 
Bffentlihe Zuftimmung nicht erwarten: daß Interefſe an der Sache, für welde 
Sie mit dem Anjehen deuticher Wiſſenſchaft Lämpfen, bedarf einer Ermunterung 
nicht. Gleichwohl können wir uns nicht verfagen, Ihnen, verehrier Mann, 
den Ausdrud unferer warmen Dankbarkeit nahe zu legen. Wir fühlen uns 
hiezu um jo mehr gebrungen, als die leidenſchaftlichen Ungriffe und die lieb⸗ 
loſen Verdächtigungen, welde man gegen Eie gewagt, ſchon längſt unjern 
Unwillen erregten. Wir hegen daß feite Vertrauen : ber von Liebe zur Wahr- 
heit getragene Mahnruf, melden Sie an eniſcheidende Etelle geiendet, wird 
feine heilſamen Ziele nicht verfehlen.” 


2. Gebr. (Preußen). Abg.Haus: Bubgetcommiflion. Sehr erregte 
Debatte über eine von bem frühern Finanzminiſter v. d. Heydt 
gegen das Anleihe: und Ktatsgefeh von 1868 gemachte willfürlidye 
Statsüberfreitung von 720,000 Thlrn. 

Die Regierung muß zugefteben, daß es nicht nothiwendig geweſen fei, bie 
24 Mill.-Anleihe von 1867 ſchon im Jan. 1868 vollftändig aufzunehmen: 
die ganze Summe fei eben damals nit zu Eilenbahnzmeden, fordern zur 
Berftärkung allgemeiner Vetriebsfonds aufgenommen worden in Folge einge 
tretener Geldknappheit in der Generalflaatälafle, eine Angabe, die ſeltſam 
eontraftirt mit den Schilderungen, welche bamals — es handelte fidh zu jener 
Zeit um die Genehmigung der Entigäbigungen für die depoffedirten Fürſten 
— über den günftigen Stand der Staatsfinanzen vom Miniftertiiche aus ver⸗ 
breitet wurden. Aud ter Verſuch Camphauſen'ſs, die Sache durd den do⸗ 
mals „ummölften politiigen Horizont” zu erflären, mißlingt. Es gelingt 
dem Finanzminifter überhaupt nit, die cufgeregten Gemüther zu beſchwich⸗ 
tigen. In der That macht ter ganze Vorgang für die Stellung der Regie 
rung zu dem berfafiungsmäßigen Rechte des Landtags, die Rechnungen zu 
prüfen, einen höchſt ungunſtigen Eindrud,. 


3. „ (Sadfen). I. Kammer: Debatte über ben Etat bes Aus: 
wärtigen. 

Minifter dv. Friefen vertheidigt die norinalmäßige Bewilligung des Etats 
für die Geſandtſchaften, welde denn au ſchließlich mit 42 gegen 31 Stim⸗ 
men außgeiptochen wird. &Kierbei ftinnmen ſechs Mitglieder ber Fortſchritts⸗ 
partei mit der Rechten. Tagegen wirb der Antrag des Ag. Jordan mit 
83 genen 33 Stimmen angenommen: die Regierung möge beim Bunde mit 
allen Mitteln auf die Mefeitigung der Epecialvertretungen der Einzelſtaaten 
und Herftellung einer einheitlichen Bundeßvertretung binwirlen und, jobald 
dies geichehen, mit Einziehung der ſächſiſchen Geſandtſchaften unverweilt vor⸗ 
gehen. Der Antrag, daß die Regierung auch ohne einen folden Erfolg die 
beftehenden Geſandtſchafien nad und nad eingehen lafien möge, wird mit 
42 Stimmen abgelehnt. 


Die I. Kammer tritt ber Refolution nicht bei, bie IL Kammer 
beſchließt inbeß, auf berfelben zu beharren. 





Jreußen und ber nerddentſche Band 43 


5. Gebr. (Preußen). Die Regierung verlangt vom Lanbtage eine 


T. 


8/9. 


9. 


10. 


11. 


Bertagung vem 14. Febr. bis zum 2. Mai wegen ber Reichstags: 
feffion. Das Herrenhaus lehnt jedoch feinerfeits trob ber Verwendung 
Bismardd feine Zuftimmung gegen bloß 20 Stimmen ab. 


„ (Preußen) Das Herrenhaus Iehnt bie nom Abgeordneten⸗ 
haufe unter Zujtimmung ber Regierung für 31 Städte befchloffene 
Aufhebung ber Mahl: und Schlachtſteuer bis auf eine einzige 
Stadt ab. 

„» (Preußen) Abg.Haus: Die fog. Klofterpetitionen und ber 
Commiſſionsbericht (Gneiſt) darüber kommen nit mehr zur Er: 
lebigung. 

In der Sitzung vom 8. Febr. werden die Petitionen in Beireff der Klofter- 
frage für den 9. auf die Tagesordnung gelegt. Einen Antrag des Grafen 
Bethuſy⸗Huc, die Ungelegenheit wegen ihres aufregenden Charakter von der 
Tagesordnung abzufegen, befämpfen die katholiſchen Mitglieder Reicheniperger 
und v. Mallindrodt. Rad Veröffentlihung eines ſolchen Berichts, äußert 
insbejondere Erfierer, müſſe auch Gelegenheit zur Erörterung in öffentlicher 
Sitzung gegeben werden, und da fid 30 Mitglieder ihm anſchließen, muß die 
urſprungliche Tagesordnung aufrecht erhalten werden. Die Sigung vom 9. 
kommt, e8 werden verſchiedene Begenftände erledigt, aber — die Klofterfrage 
kommt nit mehr an die Reihe. v. Mallindrodt und Windthorft (Meppen) 
reelamiren dagegen heftig; allein auch ihre Bemühungen, die Sade für den 
10. auf die Tagesordnung zu bringen, bleiben fruchtlos. 

„ (Preußen) Der Er:König Georg läßt ber Melfenlegion in 
Frankreich anzeigen, baß fein: Unterftüßung mit bem 15. April db. J. 
aufböre. 

»„ (Preußen) In Folge einer über bie Frage, ob ben füb- 
beutichen Staaten bez. des Schutz⸗ und Trutzbündniſſes bie Eni⸗ 
ſcheidung über ben eingetretenen oder nicht eingetretenen casus foo- 
deris zuftebe, erflärt die Nordd. Allg. Ztg.“ officiös: 

daB das Schweigen der preußiichen Regierung gegenüber der biekfälligen 
Behauptung des Minifters v. Barnbüller in der württembergilchen Kammer 
vom 29. Oet. 1867 fih lediglich aus einer Rückſichtsnahme auf das parla⸗ 
mentariiche Bedürfnig des württembergiſchen Minifters erfläre. „Eine ſolche 
GEognition wiirde, wenn im einen alle Württemberg, im andern auch Preu- 
Ben zuſtehen, iheoretiih eine Abjurdität jein und factiſch das Bünd- 
niß annulliren.” 


„ (Rorbd, Bund). Der Bundesratd nimmt ben Entwurf 
eines Sirafgeſetzbuchs mit zwei Mobificationen als Borlage an 
ben Reichstag (mit allen gegen bie brei Stimmen ber beiben Medien: 
burg) an: 

erftens fällt die Aberlennung des Wels (mit allen Stimmen gegen die 20 
Breußens und der beiden Medienburg) weg, d.h. es wird im Strafgeſetzbuch 
vom Adel überhaupt keine Notiz genommen, fodann werben die Strafgejeh- 
bücher der Einzelnflaaten nur injoweit außer Wirfjamteif geiegt, als fie mit 
dem Strafgejegbucde für den norbdeutichen Bund, weldes mit dem 1. Januar 
1871 in Kraft treten foll, gleiche Gegenftände behandeln. Ein Antrag Sad 
fens und Oldenburgs, e8 in ihren Staaten bei der Abſchaffung der Todes⸗ 
ſtrafe zu belafien, wird dagegen abgelehnt. 
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11. Febr. (Preußen) Abg.Haus: Etaatsrchnung von 1868. Ter 


12, 


Antrag der Budgetcommiſſion, die gefebwibrige Ktatsüberfchreitung 
bes frühern Finanzminiſters dv. d. Heydt nicht zu genchmigen, wird 
mit großer Mehrheit angenommen und mit 166 gegen 155 Etim: 
men beichlofjen, aus ben Acten der Etaatsfchulden- Verwaltung bie 
Stellung der leßteren zu dem Vorgange zu cenitatiren. 

Virchow als Periterftatter erflärt, eS Handle fih hier um eine der 
ſchwerſten Gejegverlegungen, die je in Preußen begangen worden, und erinnert 
an die berühmten Worte: „Wir werden das Geld nehmen, wo wir es finden”. 
Hinanzminifter Camphauſen pylaidirt Iediglih für mildernde Umſtände. 
Bismard gibt die formelle Rechtsverletzung, von der er damals nichts ac» 
wußt, unummunden zu, bofft aber auf Indemnität im Sommer. Die Luxem⸗ 
burger Frage habe mit der Sache nicht3 zu thun, und ſein angezogenes ge⸗ 
flügeltes Wort fei in eine Kriegszeit gefallen, und er habe e8 zu den Todten 
des Jahrs 1860 gelegt. Schließlich jpendet er dem Patriotismus, der Uneigen- 
nüßigfeit und Der Ausdauer v.d. Heydts reiches Lob, und bittet um Nachficht für 
einen Mann, der dem Staat in einer ſchweren Zeit fo große Dienſte geleijict 
und in drei Tagen die Mittel für den Krieg von 1866 beichafit Habe. Ter 
Sinanzmimifter gibt endlich unter Ichhaftem Beifall die Erflärung ab: 
daß er Operationen wie die vorliegende niemals machen werde; daß er aber, 
wenn jemals die Roth ihn dazu treiben jollte, bei der erften Gelegenheit dem 
Haus offen und loyal davon Mittheilung machen merbe. 


» (Breußen).. Schluß des Landtags im Auftrage des Könige 
durch den Girafen Bismarck: 

„Dei der Eröffnung der gegenwärtigen Eiyungsperiode war es der Wunſch 
der Regierung Sr. Maj. des Königs, zunächſt die gefährdete Ordnung des 
Staatshaushalts neu zu fihern, außerdem aber wichtige Reformen der Geſetz⸗ 
gebung mit der Landesvertretung zu vereinbaren. Die k. Regierung erfennt 
ed mit Dank an, daß die beiden Häufer des Landtags zur Beleitigung der 
ES chmierigkeiten dec Finanzverwaltung bereitwillig die Hand geboten haben 
dur die Annahme des Gonfolidationsgejeges... Dem Zujammen- 
wirlen de8 Landtags mit der k. Regierung wird das Rand eine erheblidye 
Zahl nützlicher Geſetze auf den verjchievenen Gebieten der Staatsverwaltung 
verdanfen ... Dagegen find die wichtigen Vorlagen, durch welde umfaſſende 
Reformen auf dem Gebiete der inneren Verwaltung, der Rechtöpflege und des 
Unterrichtsweſens angebahnt werden, noch nicht zum Abſchluſſe, zum Theil 
noch nicht zur Erledigung in einem der beiden Häujer gelangt. Tie Regie 
rung Er. Maj. hatte bei der frühzeitigen Vorlegung ver betrefienden Ent» 
würfe auf einen gänftigen Verlauf der Veratdungen un fo mehr rechnen zu 
dürfen geglaubt, al& fie ihrerjeit3 beſtrebt geweſen war, in den vorgelegten 
Entwürfen die Grundlagen für einen befriebigenden Ausgleich der verichiebenen 
Sintereffen und Auffaffungen darzubieten. Die bisherige Werathung ver 
Kreisordnung bat in weientlichen Theilen des vorgelegten Entwurfs Abe 
weihungen ter Anſichten des Hauſet der Abgeordneten von denen der k. Re 
gierung conftatirt. Deſſenungeachtet gibt die kgl. Negierung die Hoffnung 
nicht auf, daß auf den Grundlagen des Entwurfs eine allgemeine Berftändi- 
gung erreichbar fei, und daß die weitere Berathung in beiden Käufern, 
wenn nicht zu einer endgiltigen Vereinbarung, doch zu einer erwünſchten Klä- 
rung der Auffafiungen führen und bierdurd die Tünftige Löfung der 
Aufgabe erleichtern werde. Die kgl. Regierung ift ferner von der Anſicht 
durchdrungen, daß die beabfiätigte Reform des Hypothelenweijens 
einem dringenden VBebürfniffe, befonders des Grundbeſitzes, entipricht. In diefer 
Ueberzeugung hielt die f, Regierung im Hinblid auf die bevorflehende Seſſion 
des Reichſtags des nordd. Bundes eine einftweilige Vertagung des Land» 
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tages und die Wiederaufnahme der begonnenen wichtigen Arbeiten nad) einigen 
Monaten für angemeflen. Sie wurde hierbei einerjeit3 durch die gebotene 
Rückficht auf die größere nationale Gemeinſchaft, zugleich aber von der Hoffe 
nung geleitet, daß die Zeit der Vertagung der Vorbereitung einer weitern 
Berftändigung über die wichtigen Reformgeſetze förderlich fein werde. Nachdem 
der Antrag auf Bertagung von dem einen der beiden Käufer abgelehnt wor⸗ 
den ift, liegt e8 in der Abdficht der Negierung Sr. Maj., durch eine außer- 
ordentlide Seſſion dem Landtage zur Sicherſtellung mwenigftens eines 
Theils der Ergebnifie der bisherigen Berathungen Gelegenheit zu geben.“ 
14. Febr. (Nordd. Bund). Eröffnung des Reichstags. Thronrebe bes 


Königs von Preußen: 

„... Zu meiner lebhaften Behriedigung iſt e8 der hingebenven Thätigleit 
der zur Vorbereitung eine8 Strafgeſetzbuches für den norddeutichen Bund 
berufmen Männer gelungen, den Abſchluß diejes umfangreichen Werkes der- 
aeftalt zu fördern, daß daffelbe, vom Bundesrath genehmigt, Ihnen ſchon 
heute vorgelegt werden kann. Indem diejes Geſetzbuch auf einen der wichtig- 
ften Gebiete des dffentlihen Rechts die nationale Einheit im norbdeutichen 
Bunde zum Abſchluſſe bringen will, enihält e8 zugleich eine den Forderungen 
der Wiſſenſchaft und den Ergebniffen reicher Erfahrungen entiprechende Fort⸗ 
bildung des im Bundesgebiet beftehenden Strafrecht. Daffelbe Ziel foll auf 
verwandten Gebiete dur ein Gefeh zum Schutz der Autorrechte angeftrebt 
werden. Das in der Pundesverfafjung begründete, in den Geſetzen über die 
Freizügigkeit, jowie in der Gewerbeordnung weiter außgebildete gemein ame 
Indigenat, wird in den Ahnen zugehenden Gejegporlagen nach verſchiedenen 
Richtungen eine abjchließende Entwidlung erhalten. Eine Bejegvorlage über 
den Erwerb und Berluft der Bundes» und Staatsangehörig- 
Leit wird dem von Ihnen in der vorigen Eeflion ausgeſprochenen Wunſche 
entgegenkommen. Bei der Verſchiedenheit der Iandesgefchlichen Beftimmungen 
über Heimathsrechte und Armenpflege hat das Inſtitut der Freizügigkeit Un⸗ 
gleichheiten hervorgerufen, deren auch von Ihnen angeregte Vefeitigung nicht 
länger verfchoben werden darf. Eine Ihnen über den UnterftügungS- 
woHnfit zugehende Geſetzvorlage ift beftimmt, den empfindlichften Uebelftän« 
den Abhilfe zu verihaffen. Die Hemmniffe, welche der vollen Entfaltung der 
Sreizügigfeit dur die Landesgejege Über die directe Befteuerung noch ent« 
gegenftehen, jollen dur ein dem Bundesrathe vorliegende Geſetz befeitigt 
werden... Ein mit den Großherzogthum Baden abgefchlofiener Juris 
dDiction3vertrag, der Ihnen zur Genehmigung zugehen wird, dehnt die 
Grundjäte der Gemeinſamkeit des Rechtsſchutzes, welche durch das Geſetz über 
die Gewährung der Rechtshilfe für dem norbdeutichen Bund zur Geltung ges 
langt find, in nationalem Sinne Über die Grenzen des Bundesgebiet? aus. 
Durd eine Ergänzung der Maß- und Gewichtsordnung wird die Möglichkeit 
gewonnen werden, der Gemeinſamkeit des Maß⸗ und Gewichtsmwejens mit an» 
deren deutlichen Etaaten durch gegenfeitige Zulafjung der geaidhten Make und 
Gewichte Ausdrud zu geben. Zur Herftellung der ſüddeutſchen Feſtungscom⸗ 
mifiion hat der Yund dur meine Vermittlung unter Einwilligung in den 
ungetheilten Fortbeſtand des gemeinjamen Feſtungseigenthums bereitwillig 
mitgewirklt. Die Befammtheit der Verträge, welde den Norden 
Deutſchlands mit den Süden verbinden, gewähren der Sicher» 
beit und Wohlfahrt des gemeinfamen deutfhen Vaterlandes 
die zuverläffigen Bürgjhaften, welde dic ftarke und geſchlof— 
fene Organifation des nordd. Bundes in ſich trägt. Das Ver- 
trauen, welches unfere ſüddeutſchen Verbündeten in dieſe Bürgichaften ſetzen, 
beruht auf voller Gegenfeitigfeit.. Das Gefühl nationaler Zuſammengehörig⸗ 
Zeit, dem die beftehenden Verträge ihr Daſein verdanken, das gegenfeitig ver« 
pfändete Wort deuticher Würften, die Gemeinſamkeit der höchſten vaterländiſchen 
Sinterefien verleihen unjeren Beziehungen zu Süddeutſchland eine von der 
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wechſelnden Woge politifcher Leidenſchaften unab e Feſtigkeit. — Als ih im 
vorigen Jahre von dieſer Stelle zu Ihnen ſprach, ade Bir —— Ball 
Ausdruck gegeben, daß meinem aufrichtigen Streben, den der Bölter 
und den Vebürfniffen der Sivilifetion ra Berhütun ee — 
des Friedens zu entſprechen, der Erfolg unter © Gottes Beifand nicht 

würde. Es tut meinem Herzen wohl, heute an diejer Gtelle —— ja 
fönnen, dab mein Bertrauen jeine volle Beretigung hatte. Unter den Bes 
gierungen, wie unter den Böltern der heutigen Welt iR die lLeber- 
jeugung ın fiegreichem Fortſchritie begriffen, daß einem jeden politiſchen 
Bemeinweien die unabhängige Pflege der Wohlfahrt, der $rei- 
heit und der Gerechtigkeit im eigenen Haufe zuſtehe und obliege, 
und daß die Wehrkraft eines jeden Landes nur zum Schutze ei 
— PC jur Beeinträätigung fremder Unabhängigkeit be 
rufen fei.“ 


— Sehr. Die Biihöfe von Köln, Trier, Ermland x. in Rom finb mit 


ber in Deutfchlanb unter den wiſſenſchaftlich gebildeten Katholiken 
eingetretenen Vewegung gegen bie Sinfallibilitätserflärung bes Papftes 
nichts weniger als einverftanben. 

Der Biſchof von Ermland verbietet dem Prof. Michelis in Braunsberg 
bei Strafe der Ercommunication, fernerhin in Sachen des Goncils das min. 
defte zu fchreiben, und ebenfo ſprechen ſich der Erzbiſchof von Köln und der 
Biſchof von Trier ſehr nachdrücklich gegen alle „ Agitation” in dieſer Angelegen⸗ 
heit und gegen die theils an fie felbft, theils an Döllinger in Münden ge» 
richteten Adreſſen aus und lafien den Glerus vor der Vetheiligung daran abe 
mahnen und bverwarnen. 


18. Febr. (Nordd. Bund). Reichstag: Die Parteien verzichten auf 


19. 


21. 


22. 


23. 


.bie Erlaffung einer Antwortsabrefle auf bie Thronrebe. 


„ (Medlenburg: Schwerin.) Landtag: Das Landesbirectorium 
weist einen Antrag auf Herftclung ber Verſaſſung von 1849 als 
ungeeignet zurüd. 

„ &n Köln erfcheint 'ein neues kirchlich-politiſches Mochenblait ber 
„Rheiniihe Merkur” mit bem Programm, bie großen kirchlich-poli⸗ 
tiihen Fragen ber Gegenwart in Gegenfab zu ber jefuitiid:rome- 
niſchen Auffaflung mit deutſchem Freimuth, mit Sachkenntniß und 
Grundlichkeit zu erörtern. 

„ (Medlenburg). Der Lanbiag verwirft aud bie ifm am 10. 
Yan. vorgelegten neuen Steuervorſchläge ber Regierung unb nimmt 
bie Anträge ber Commiſſion an. Danach werben bie geforberte Pacht: 
fteuer und bie Mobnhausfteuer abgelehnt und wirb nur eine außer: 
orbentlihe Hufenfteuer bewilligt. 

„ (Rorbb. Bund). Reichstag: Erfte Lefung bes Strafgeſetzbuchs. 
Es wird beſchloſſen, den erften, allgemeinen, und bie fieben erften, 
wefentlich politifhen, Abfchnitte bes zweiten Theile, im Ganzen 144 
Paragraphen, fofort ber Berathung im Plenum zu unterziehen, ba: 
gegen ben ganzen übrigen, weſentlich juriftifchen Reſt an eine bes 
fondere Commiſſion zu vermweifen. 

„Mordd. Bund). Graf Bismard lehnt ben Entwaffnunge: 
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vorſchlag bes neuen franz. Miniftere bes Auswärtigen Grafen Daru 
ab (ſ. Frankreich). 

24. Sehr. (Norbb. Bund) Reichstag: Debatten über ben Jurisbictione: 
vertrag mit Baben und in Folge eines Antrages von Lasker n. Gen. 
über bie Frage eines fofortigen ifolirten Eintrittes Badens unb ben 
Eintritt ber fübbeutfhen Staaten überhaupt in ben norbbeutidhen 
Bund. Wieberholte Erklärungen des Bundeskanzlers. Laöler zieht 
feinen Antrag zurück; ber Vertrag wirb in britter Leſung genehmigt. 

Untrag Laster’s: „Der Reichſtag wolle, bei Annahme des Vertrags, 
beiiglichen, zu erflären: Der Reichtleg © Bes norddeuticien Bundes 63 den 
unablä gen nationalen Beftrebungen, in denen Regierung und Bolt des Groß⸗ 
herzogthums Baden vereinigt find, feine dankende Anerlennung aus; ber 
Reichstag eriennt in diefen Beſtrebungen den lebhaften Ausdruck der nationa- 
fen Zujammengehörigleit und nimmt mit freudiger Genugthuung den mög- 
lichſt ungeläumien Anſchluß an den beftehenden Bund als Ziel derfelben wahr.“ 

Debatte: Laster: Er habe die Stelle der Thronrede, welche fi auf 
Suddeutſchland bezieht, mit Freude begrüßt. Die Verträge find nur etwas 
©elundäres, die nationale Bujammengehörigkeit fteht in erfter Linie. In 
Säddeutihland kommt diefer Gedanke am klarſten und entiiedenften in Ba⸗ 
den zum Ausdruck. Im Jahre 1863 war es Baden, welches auf dem Yürften- 
congrefie erflärte, daß über bdeutiche Angelegenheiten nicht ohne die leitende 
Stimme Preußens beratben werben dürfe. Während der ganzen Zeit der 
dſterreichiſchen Verſchworun * Baden ftets zu Preußen gehalten. Im Jahre 
1866 bat e8, unter dem Drude der Gewalt, freili gegen Preußen in Felde 
geftanden; aber ſelbſt unter diefen Berhältnifien it das nur geichehen, als 
man von Berlin aus erflärt hatte, daB man Baden Feine Stüge fein könne. 
(Hört!) Rad dem Frieden fand Baden wieder zu Preußen und war bereit, 
fofort in dem norbbeutihen Bund einzutreten. Es ift nicht gut geweſen, daß 
bie Regierung damals Baden auch noch eine Kriegscontribution auferlente; dies 
iR im badiſchen Lande vielfad) hart empfunden worden. In milttärifcher Bes 
ziehung hat Baden auch ganz die preußiſchen Einrichtungen adoptirt. Baden 
trägt große Laften, und die einzige Klage, welche man darüber im Lande hört, 
ift die, daß man dafür nicht einmal an ber Geſetzgebung des Bundes theil⸗ 
nehmen Tonne Baden will von feinem fündeutichen Bunde eimas willen, es 
folgt ganz dem norddeutſchen Bunde. Dem Bertrage, welder die militärifdhe 
Sreizügigteit einführt, find Bayern und Württemberg nicht beigetreten — des⸗ 
halb nicht, weil man dort die Verträge nur nad dem Worte und nicht nad 
dem Geifte auffaßt. Jetzt IR nun auch der Jurisdictionsvertrag abgeſchloſſen 
worden. Dank Allen, dr in Baden mitgewirkt haben an diefer deutſchen 
Politit: Roggenbach, Mathy, Holly; Dank dem deutſchen Marne Kiefer, welcher 
zur GErienniniß des Werten preußifcher Inftitutionen im babifchen Lande fo 
WBedeutendes wirkt; Dank dem deutſchen Fürſten Badens, deflen Lob zu vers 
Hünden fid wohl geziemt! Baden will eintreten in ben Bund — aber es ge⸗ 
ſchieht nicht. Wo og die Schuld? Ich Tann fie mar in Preußen fuchen, Wir 
möäflen über den Main gehen, wir haben die Mainlinie 1866 nur in der 
Roth des Nugnblides acceptirt. Deutſchland darf nit geiheilt bleiben in 

Hälften. Sobald Baden in den Bund eingetreten, ift der Bund Deutſch⸗ 
Sand, und bie anderen fildbeutjgen Staaten mäfjen folgen; alle Rünfte der 
Diplomaten helfen da nichts mehr. Ich kann unmöglich glauben, daß Rück⸗ 
fihten der auswärtigen Politik bei der Verzögerung der Aufnahme Badens 
in den norddeutſchen Bund maßgebend find. So weit ein Laie zu fehen im 
Stande if, find gerade die beiden einzigen Mächte, die hier in Frage kommen 
Eönnen, Frankreich und Deere. an mit mit A el Bein hien, Grants 
reich ſogar in dem Grade, daß di ynaflie auf Gpiele 
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fteht. Und mollten fie fi dennoch mit dem Auslande beichäftigen, fo liegt 
ihnen ja in Rom Stoff genug vor. Aber ic) zweifle nicht daran, dak Nüd- 
fihten auf das Ausland es nicht find, welche unjere Politik beftimmen. Cie 
kennen ja jene Erklärung, daß ein Appell an die Furcht In dentſchen Herzen 
fein Echo findet. Wozu ift der Artikel wegen der Aufnahme jüddeutfcher 
Staaten in den Bund in die Bundesverfafjung aufgenommen worden, wenn 
nicht Gebraud davon gemacht werden fol? Baden will in den Bund eim- 
treten, wir wiſſen e8 ganz beftimmt. Barum möchte ich denn willen, warum 
da8 Prafivium auf den Wunſch Badens nicht eingehen will. Ich wiüride 
dringend, daß dieſes Räthſel fi heute Iöfe. Wenn ich nicht einen Direkt die 
Aufnahme Badens verlangenden Antrag geftellt habe, jo ift dies aus Achtung 
vor dem ſtillſchweigenden Botum des Haufeß geichehen, wie e8 in feinen Mo- 
tiven zur Ablehnung der Adreßdebatte gelegen hat. v. Blantenburg (con- 
jervativ): In meinem ganzen parlamentarijhen Leben war ich no nie jo für 
eine Adrefie geftimmt, wie nad diefer Thronrede des Schirmherrn des nord- 
deutſchen Bundes, die jedes deutiche Herz erwärmen mußte In einer Seit, 
wo man fo undeutfhe Reden in Teutihland hört, ta hätten wir nicht unjere 
deutſche Stimme ertönen lafien jollen? (Bravo!) Aber wir fonnten uns zu 
einem gemeinfamen Austrud diefen Beitrebungen gegenüber nicht vereinigen, 
da8 Parteimeien lich e8 nit zu. (Ch! CH!) Redner liest einen Artikel aus 
dem „Bayeriichen Vaterland" vom 20. d. M. vor, welder mit den Worten 
ſchließt: „Der ift unfer Freund, der und von den preußiihen Bamppren, von 
dem preußiſchen Tyrannen befreit." (Pfui! Pur!) Vielleicht hat man in 
Bayern fo ſprechen Können von 1806 bi8 1812; daß aber ein bayerifches Blatt 
jo etwas nod) im Jahre 1870 jagen kann, das verleht jedes deutſche Gemüth. 
Bravo!) Diefe patriotiide Partei irrt ih; Preußen 618 an den Main if 
rankreich gegenüber viel ficherer, al8 ınit den baycriigen Bajonetten. (Sehr 
aut!) Auch bietet und Bayern im Zollverein nichts, wenn wir dennoch jeit 
Jahren mit unferem Schweiß die bayeriſchen Taſchen füllen, jo geſchieht es 
nur, weil und das nationale Moment über Alles geht. (Bravo!) Kommt 
diefe patriotifhe Partei zum Ziele, jo holt Bayern feine Borfäriften nur noch 
in Rom — da3 ift das Ende. (Bravo!) Mit dem Antrag Laster’s lann 
ih mich jedoch nicht einverfianden erflären; e8 mag fein, daß diefer Antrag 
den Nationalliberalen in Preußen und Karlsruhe am beiten gefällt; aber pral- 
tiſcher thun mir, wenn wir den zweiten Abſatz des Antrags weglafſen und 
Statt defielben dem erften Abſatz Hinzufügen: „und erkennt in diefen Beftreb- 
ungen den lebhaften Ausdruck der nationalen Zufammengebörigfeit". Dies 
beantrage id hiermit, Warten wir, bis das Präfidium es für opportun hält, 
auf Grund des Art. 79 der Yundesverfaffung vorzugehen. Hr. Lasker jagt, 
es jei von außen nichts zu fürdten. Weiß er das fo gewiß? ft der Antrag 
ernft gemeint, jo müflen Sie auf Grund deſſelben auch die Führung über⸗ 
nehinen können. Können Sie das? Nein! Oder ift der Untrag etwa nur 
ein Auftrag Ihrer Vollmachtgeber? (OH! Oh!) Ueberall wird ungebulbig ge 
murrt: dem Einen geht die nationale Bewegung zu raſch, dem Undern zu 
langfam. Ich aber weiß. daß, wer fi dem Bundesfanzler und dem Bundes- 
rathe entgegenftellt, nicht nur den Bund, fondern auch fein engere Baterland 
ſchädigt, mag dieſes engere Baterlarnd auch Preußen fein. Rüdwärts Tünnın 
wir nach 1866 nicht mehr, aljo vorwärts! (Beifall) Graf Bismard: Ter 
Umftand, daß der Antrag von Namen unterjchrieben ifl, deren Träger mir ihr 
Bertrauen häufig ausgeſprochen, mitunter auch bewielen haben, nöthigt mid) 
zu der Öffentlichen Erklärung, daß ich diefem Untrage. vollftändig fremd bin, 
daß er mir Überrafend und im höchſten Grade unerwünſcht gelommen ift, 
das ich Anfangs geneigt war, ihn für einen politiigen Fehler zu halten, und 
daß ich nad der Rede Lasker's ihn noch dafür halten muß. Anfangs glaubte 
ich, daß der Accent auf die Worte „möglihft ungeſäumt“ zu legen fei. Dies 
richtig verftanden, hätten wir unter Umftänden jehr bald zu einer Einigung 
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tonımen Tämmen. Die Rede Laster’s hat aber dies „möglich ungeläumt“ 
meiner Ueberzeugung nad vollfländig eliminirt, bebaure die Xendenz, 
die mit dem Untrage fund gegeben wird, aus zwei den. Einmal, weil 
fie mir von Neuem den Beweis Liefert, wie ſchwer es if für große parlamen- 
tarifche Berfammlungen, dasjenige Maß von Selbfibeihräntung im eigen» 
mächtigen Hineingreifen in die auswärtige Politik einzuhalten, welches allein 
die Exekutivmacht befähigt, in Anlehnung an das Parlament ihre Ziele zu 
erreihen. Auf die Weile, daß hier ein ſolcher Untrag eingebracht wird ohne 
vorhergehende Verabredung mit mir, können wir feine gemeinjame Politik 
treiben, auf diefe Weile wird mir die Stüße, die Sie mir in Ausſicht ſtellen, 
ein Gegenftand des Berauerns, und zwar um jo mehr, als ih mid nicht 
von der Beſorgniß lobmachen kann, daß diefer Antrag allerdings im Auf» 
trage, aber nicht in meinem geftellt if. Kr. Lasker befundete fo ſtarke Be⸗ 
ziehungen zur badiſchen Wegierung, wie fie mir nicht eigenthumlich find. Er 
weiß nicht nur über ihre Intentionen Beicheid, fondern machte ſich auch an» 
heilig, da3 etwa fehlende „Amtliche“ jofort zu beichaffen. Mir wurde da- 
durch nur der Eindrud verihärft, daß er mehr im Intereſſe der badiſchen als 
der dieſſeitigen Regierung fprad), ja daß aus feinen Worten eine gewifle Mu⸗ 
digkeit der badiſchen Regierung hervorklang, die Opfer ‚weiter zu bringen, eine 
Müpigleit, an die ih kaum glauben möchte. Wenn mun von meiner Seite 
eine Antwort erfolgt, die für die badiſche Regierung fein NRäthiel if, und 
wenn die badiſche Regierung das Bedürfniß gehabt hätte, dies Rathſel nicht 
für fi, jondern für das Publikum gelöst zu jehen, dann müßte ich aller» 
dings bedauern, daß es dazu eines ſolchen Vorganges hier bedurfte. Die Hal⸗ 
tung der badiſchen Regierung, ihre Hingebung an die nationalen Zwecke hier 
zu rühmen, haben wir fein Bedürfniß. Käme es darauf an, der badifchen 
Regierung dieſes Zeugniß von der competenteften beutich-nationalen Verſamm⸗ 
lung ausfiellen zu laffen, jo unterfchriebe ich den Antrag, und würden die ver- 
bündelen Regierungen und ihr Präfidbium demjelben aus vollem Kerzen bei 
flinımen. ber der Redner ging meiter. Er verwandelte den Antrag in ein 
Miktrauensvotum gegen die bisherige auswärtige Politik des Bundes. Das 
Praſidium fol gedrängt werden, von feiner Befugniß, die ihm durch 8 79 
der Berfafiung ertheilt wird, Gebrauch zu machen; die dazu nothiwendige Grund⸗ 
lage fei in wenigen Wochen zu beichaffen. ch erwidere ihm: ich wünſche fie 
nit. Das Näthfel, das zu Idfen ift, ift für die badiſche Regierung längſt 
gelöst. Wuünſcht man den Eintritt Badens, jo kann Niemand von uns den⸗ 
felben als einen definitiven Abſchluß der deutſchen Frage betrachten, fondern 
nur als das Mittel, zwiſchen Rorbdeutichland und dem gefammten Süden 
Deutichlands diejenige engere Bereinigung herbeizuführen, die wir Alle erſtre⸗ 
ben, in welder Yorm es auch jei, die ich aber dahin befiniren möchte, daß 
wir die gemeinfamen nflitutionen, über die wir uns in aller Freiwilligkeit 
einigen, ohne Drohung, ohne Preſſion herbeiführen. Der verflinmte, ge 
zwurtgene Bayer in der engften Genofienfchaft kann mir nichts helfen, und ich 
würde einem Zwange vorziehen, lieber noch ein Menfchenalter zu warten. Es 
fragt fi, an welder Stelle iſt Baden, der einzige offizielle Träger des na» 
tionalen Gedankens unter den vier ſuddeutſchen Etaaten, der nationalen Einigung 
förderlicher, als Beſtandtheil des Bundes oder als felbftändiger Staat? Ich 
bin überzeugt, wenn Baden in feiner nationalen Pflege durch ſeine Regierung, 
durch feine Bolksvertretung, ja dur die Majorität ſeines Volkes wie bisher 
fortfährt, daß e8 dann der Verwirflihung des nationalen Gedankens als ein- 
zelner Staat im Süden nüglicher ift, wie als cin Theil des Bundes. Ber- 
gegenwärtigen Sie fih die Frage doch einmal in Bezug auf Bayern; wenn 
wir mit Bayern zu thun hätten lediglich in der Zujammenjegung, wie fie 
Altdayern, Ober» und Niederbapern und Oberpfalz darftellt, wäre da nicht 
die Hoffnung, daß wir je mit Bayern zu einer befriedigenden Einigung kommen 
önnten, eine viel. weiter hinauszurlidende — ganz würde ich fie nie aufgeben 
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— als jebt, wenn die in dem bayeriichen Lager uns befreundeten national- 
gefinnten Stämme der Franken und der Schwaben, die dort jo nüglich wirken, 
abgetrennt wären von Bayern? Cs wäre ja ein Gedanke, den man 1866 
hätte haben können, und defien Verwirklichung, glaube ih, nicht viel im Wege 
ftand, wenn man aus den drei Franken einen bejonderen Staat Hätte bilden 
wollen, um Altbayern auf fi zu rebuciren, und Franken eiiwa irgend einen 
nationalgefinnten Fürſten gegeben hätte, der zum Sübbunde oder Rorbbunde 
hätte gehören können, das wäre ja gleichgiltig; dann würde, meiner Ueber⸗ 
jeugung nad), der Ueberreſt von Bayern, wenn nicht auf immer, doch auf 
Jahrhunderte für die deutſche Ginheit verloren getveien fein. Deshalb, glaube 
ih, thun wir nicht gut, das Element, das der nationalen Entwidlung im 
Süden am günftigften ift, mit einer Barriere zu umgeben, gewiffermaßen 
den Milchtopf abzujahnen und das Uebrige ſauer werden zu lafſen. Die gläd- 
lie Wirkung Badens bisher auf den Süden würde damit verloren gehen. 
ft aber durch eine Anerlennung dieſer Wirkung diefelbe zu erhöhen, ift der 
badifchen Regierung daran gelegen, gerühmt zu werden, um in ihrem Eifer 
nicht zu erlahmen, fo würde ih mit dem Antragfteller im Lobe Badens weti⸗ 
eifern. Mit der Einverleibung Badens in den Bund würden wir einen fühl- 
baren Drud auf Württemberg und Bayern ausüben. Bei der dort wachſen⸗ 
den Verſtimmung wäre leicht zu befürchten, daß ein Nüdichlag erfolgte, und 
durch eine voreilige Aufnahme Badens in den Bund die Serbeiführung der 
vollftändigen Einigung um fünf Jahre verzögert würde Wir fönnen ja nicht 
wifien, wie die conſtitutionellen Verhältniſſe in Bayern fi geftalten werden, 
ob dort bald eine Neuwahl bevorfteht oder nicht, ich bin daräber nicht fo ge 
nau unterrichtet, wie der erfte Hr. Redner Über Baden, aber wenn nod in 
dieſem Jahre in Bayern eine Neuwahl ftattfinden follte, wäre e8 dann nicht 
ein Berluft von wenigftens einer bayerijchen Wahlperiode, wenn wir der Partei, 
die dort jet noch die Majorität hat, irgend einen ſcheinbar plaufiblen Grund 
u dem Vorwurf einer Preffion, übertriebener Anſprüche des Nichtabwartens 
—— Entſchluſſes in die Hand gäben, wenn wir für die dortigen Wahl⸗ 
manöver, von denen wir genug und mehr, als ich zu glauben geneigt bin, 
gehört haben, eine ſolche Handhabe lieferten, woburd) daS bayeriſche Selbft- 
gefühl von Neuem über angebliche Vergewaltigungen durch den Rorden auf- 
geftachelt werden könnte? Auf der andern Seite müffen wir die Wirkung be- 
trachten, die die Einverleibung Badens auf das Großherzogthum ſelbſt aus⸗ 
üben würde. Gegen den Weſtwind würde e8 allerdings der Bund mit feinem 
Mantel fügen; aber auf die nıilitärifchen Möglichkeiten, die der Borredner 
fupponirte, lege ich überhaupt fein jo großes Gewicht, daß ich deshalb Baden 
als eine Inſel des norbdeutichen Bundes Hinftellen möchte. Uber wie liegt 


. die Sade wirthſchaftlich? Wäre es nicht eine Härte, wenn Baden bezüglich der 


tünftigen Bildung des Zollvereins nicht mehr die Freiheit der Entidhliegung 
haben foltet Würde man uns nicht für hart halten, wenn wir Baden im 
Boliverein behielten und Heſſen ausichlöffen — ein Fall, zu den die Wahr- 
ſcheinlichkeit nicht vorliegt, daß er eintreten wird. (Heiterleit.) Ich habe nicht 
den Wunſch, ein Land von der geographiichen Ausdehnung Baden: als eine 
Inſel im Zollverein einzuengen. Muthen Sie mir das nit zu. Kaäme des⸗ 
halb jegt an das Präfidium von Karlsruhe aus der Antrag auf Aufnahme 
Badens in den Bund, fo würde ich im Intereſſe des Bundes und Badens 
jagen: „Rebus sic stantibus muß ich den Antrag ablehnen, id) werde Euch 
aber den Zeitpunkt bezeichnen, wo uns Eure Aufnahme im Gelammtinterefie 
Deuiſchlands und im Intereſſe der Politik, die wir bisher — ich darf wohl 
legen nicht ohne Erfolg — durchgeführt haben, angemefien erfgeint.” Dem 

ntragfteller ſcheinen unjere bisherigen Schritte zur Einigung nicht zu ger 
nügen, er will, daß etwas geſchehe. Aber unterſchätzen Sie das wirklich Ge» 
ſchehene nit. Denten Sie zurüd an die Jahre vor 1848 und 1864, mit 
wie Wenigem wir damals zufrieden waren. Gaben wir im Zollparlament in 
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Deus auf Süpdeuffägland nicht ein koſtbares Stüd nationaler Einheit erreicht ? 
Ich lann dreiſt behaupten: übt nicht das Präfivium des norddeutſchen Bundes 
in Süddentihland ein Stüd Laiferlicher Gewalt, wie es feit 500 Jahren unter 
der Herrſchaft der deutichen Kaiſer nicht der Fall geweien if? Wo ift feit der 
Seit der erften Hohenſtaufen ein unbeftrittener Oberbefehl im Kriege und eine 
wirtbichaftliche Einheit in den deutſchen Landen geweſen? Unterſchäten Gie 
das nicht, fondern genießen Sie einen Augenblid froh, was Ahnen beſchieden 
if. (Heiterkeit.) Was die badifche Kriegscontribution betrifft, jo hat Niemand 
ehva8 darin gefunden, daß Sachſen, deſſen Bevollerung ficher in ihrer Mehr⸗ 
heit gegen einen Krieg mit uns geftimmt war, mit einer Gontribution belegt 
wurde; aus denjelben Gründen bat der König der Gontribution, die Baden 
auferlegt wurde, zugefimmt. Wir wollten nit ſtrafen, fondern erreichen, 
was national ridtig und müglich ſchien. Hr. Lasker fieht in der Aufnahme 
Badens den Anfang der Bollendung bed Bundes; ich ſehe darin nicht bloß 
einen Anfang der Hemmung, fondern einen ziemlich dauernden Hemmſchuh 
des Weiterarbeitens. Ich kann nur dringend bitten, daß Sie der gegenwär- 
tigen Leitung der außwärtigen Angelegenheiten deB Bundes, der Sie nament⸗ 
lich beim Zuftandelommen der Berfaffung Bertrauen, mitunter in einer mid 
beihämenden Weile, bekundet haben, diefes Vertrauen nicht dadurch beweifen, 
daß Sie den Antrag annehmen. Ich würde das als ein Zeichen des Mik- 
trauens anjehen. Miguel: Der Antrag bat bereits einen jehr bedeuten⸗ 
den Erfolg gehabt: die Erklärung des Bundeskanzlers, daß er feinen ein- 
zelnen jüddeutihen Staat in den Bund aufnehmen will, wenn er nicht ganz 
Süddeutihland haben kann. (Rein! Rein!) So habe ich es mwenigfiens ver» 
Banden. Diefe Erllärung muß in ganz Süpdentiland unfere Freunde ent- 
muthigen und unjere Gegner mit Zuverfiht erfüllen. Dieſe Erklärung beißt 
die Loſung der deutihen Trage ad graecas calendas vertagen. In dieler 
Frage darf man aber nicht ftille ftehen; je entichlofiener wir find, deſto ent» 
muthigter wird die ultramontane Partei in Süddeutichland werden. Der 
Bundeskanzler ſpricht vom Zollverein, nun, ih ertläre ganz beflimmt, daß 
ich und meine Freunde längfi entjidhlofjen find, den Zollverein nur mit 
denjenigen juddeutſchen Stanten zu erneuern, welche bei diefer Gelegenheit in 
den deutjhen Bund eintreten Wir haben in unferm Untrage dem 
Bundeskanzler fein Miktrauensvotum ausſprechen, fondern nur unjerer Ueber⸗ 
zeugung Ausdruck geben wollen in Bezug auf das, was in Betreff Badens 
geſchehen müſſe; und ich glaube, daß der Reihätag dem wird zuftimmen 
müflen. Es gibt in Preußen allerdings aud eine zahlreihe Partei, welche 
mit den erreichten Erfolgen zufrieden if, am Main ftehen bleiben und von 
Süddeutihland überhaupt nichts wiſſen will; aber eben deshalb iſt es die 
Pflicht des Reichstages, zu ſprechen, ſonſt ermuthigt man die Beſtrebungen 
diefer patriotiichen Partei in Bayern. Unter allen limfländen aber muß volle 
Klarheit werden über die Rage, damit das deutſche Voll wife, woran es ift. 
Die Politik Preußens muß fi richten nad) dem Geifte der Nation, und fie 
wird daS ſchließlich auch in der vorliegenden Frage. Graf Bismard: Mas 
verſteht der Vorredner unter Bolfspolitit? Etwa die Politik, die uns 1866 
mit Aoreffen beftürmte, diefen Krieg nicht zu führen? (Sehr gut! reis.) 
Wir haben auf diefe Politik nicht gehört und haben beſſere Boltspolitit ger 
trieben. (Zuflimmung rechts.) Ich bin halb und Halb in der Anficht hieher 
gelommen, mid dem Anfinnen, daß ich mid hier Öffentlich über Fragen eu- 
ropaiſcher Politik ausſprechen fol, zu widerfegen, aber man zwingt mid, zu 
fprechen, wenn ich nicht allen Mißdeutungen ausgefeht fein will. Sie meinen, 
Sie verftünden die auswärtige Politit befier ala ich; ich aber meine, ich ver» 
ftehe fie befier als Sie, und folange ih Bundesfanzler bin, muß ich die aus⸗ 
mwärtige Politik eben nad meiner Vorftellung leiten. (Zuſtimmung reits.) 

& habe kein Wort davon gelagt, daß ich feinen einzelnen ſüddeutſchen Staat, 
—8 nur ganz Suddeutſchland auf einmal in den Bund aufnehmen wolle. 
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Im Gegentheil, ich würde den all ganz anders beurtheilen, wenn z. B. Bayern 

den Antrag auf Aufnahme ftellte. Aber das Volk, welches diejenigen Zeitun: 
gen liest, die die Nede des Vorrebners vollfländig wiedergeben, die ıneinige | 
aber nur verlürzt, wird den Yrrtbun glauben. Ich babe nur gefagt: rebus 
sic stantibus, wie fie jet in diefem Augenblicke Tiegen, gehe es nicht anders. 
Bor einigen Jahren, als von Südhefien die Rede war, babe ich erflärt, daß 


wir zu feiner Aufnahme in den Bund gerne bereit feien, wenn die großher 


zoglich heifiiche Regierung den Antrag dazu ftelle. Ich will alfo Das gerade 
Gegentheil von den, was der Vorredner mir unterfähiebt. Ein ſolches Ber- 
fahren, m. H., ift feine Unterfiitung meiner Bolitil. Wenn Eie es beſſer 
verstehen, als ich, jo müſſen Sie aud hierher kommen und fih auf d.ce 
Stühle (de8 Bundesfanzler8 und des Bundesraths) ſetzen, und ich will dann 
auf Ihre Pläge dort hintreten, um auf Grund meiner zwanzigjährigen Er⸗ 
fahrung meine Kritif zw üben. (Heiterkeit) Löwe ift für den erfien Theil 
des Antrages, nicht aber für den zweiten. Am liebſten aber wäre e3 ihm, 
wenn der Antragfteller feinen Antrag ganz zurüdzöge. Auf die innere Po- 
litik komme es vor Allem an; bier jolfe man aljo zunächſt das Nöthige thun. 
Die bayeriſchen Patrioten, gegen welde Hr. dv. Blanckenburg ih mit Recht 
fo entjchieden gewendet habe, jeien noch bis vor Kurzem die guien freunde 
der preußiichen Gonjervativen geweſen. Der Ultramontanismus in Mündyen 
fei kaum jchlimmer, als der Kryptofatholizismus in Berlin. Nebner wünſcht 
foließlich eine nähere Erklärung des Bundesfanzler8 über feine Auffaffung 
beziiglih der Sfnterpretation der Bündnißverträge. Graf Bismard: Sn 
militäriſcher Veziehung feien die Tinge faum anders zu betrachten, als ob 
Baden zum Bund gehöre. Er ſei feft davon überzeugt, dab man den für- 
deutjchen Staaten vertrauen könne, und daR die Feinde des Nordens und bes 
Südens diefelben feiern. Kantak (Pole) ſpricht vom polniſchen Standpunlt 
gegen die Reſolution. Er und feine politiihen Yreunde würden ſich der Ab» 


ſtimmung enthalten. Schr. Rorded zur Rabenau (Abg. aus Oberheſſen) 


bemerkt bezüglih Südheſſens, daB es da nicht bloß auf die Negierung, jondern 
auch auf das Volk und jeine Bertretung ankomme, und was dieſe letztere be⸗ 
treffe, fo habe fie ſich für den Eintritt in den norddeutſchen Bund entſchieden 
ausgeſprochen. Die erfte Kammer fei allerdings dagegen gemweien, aber die 
betreffenden Herren hätten wohl nad den fpeciellen Wunſchen des Hrn. dv. Dal⸗ 
wigk geſtimmt. Auf das Ausland dürften wir nicht jehen; in unferem eigenen 
Haufe feien wir Herr, und die Nation werde im Notyfalle ihr gutes Recht 
mit Gut und Blut zu vertheidigen wiſſen. Alfo nur vorwärts; jeien mir 
einmal in Heflen, jo würden wir aud) bald nad Baden gefangen! (Bravo!) 
Großh. heſſiſcher Bevollmächtigter zum Bundesrath, geb. Leg.Rath Hof⸗ 
mann: Ich wollte nur die Mitglieder der erſten heſſiſchen Kammer gegen 
die Unterſtellung verwahren, als ob ſie ſich in ihrer Abſtimmung von irgend 
einer Seite beeinfluſſen ließen. v. Kardorff beantragt, den zweiten Abſatz 
der Rejolution aljo zu faflen: „Der Reichstag erkennt mit freudiger Genug: 
thuung in diefen Beſtrebungen den Yortihritt zur ftaatlichen Ginigung des 
geſammten Deutſchlands.“ Damit ift die Discuſſion geichlofien. Lasker cr- 
Härt hierauf, daß er jeinen Antrag, nachdem derſelbe dur die flattgehabte 
Debatte jeinen Zweck volltommen erfüllt habe, im Einverftänpnifle mit jeinen 
politiichen Freunden zurüdziehe, und Ichnt aud die vom Grafen Bismard 
„jedenfalls nur im Scherz“ geäußerte Meinung ab, daß der Antrag im Auf- 
trage Badens geflelt worden jei. 


24. Febr. (Sachſen). Schluß dcs Landtags. Tas über bie in ben 


Beſchlüſſen beider Kammern vielfach beftehenden Differenzen einge: 
tretene Ausgleihsverfahren iſt meift ohne Erfolg geblieben, fo daß 
nur wenig ſtändiſche d. 5. von beiden Kammern genehmigte Anträge 
an bie Negierung gelangen. 
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25. Gebr. (Norbd. Bund). Reichstag: Erfte Lefung des Gefebesentwurfs 


28. 


bez. Bunbesangebörigfeit. Die Ueberweifung an eine Commiſſion wirb 
abgelchnt und bie Berathung im Plenum beſchloſſen. — Erſte Le: 
fung bes Gefekesiniwurfs bez. Unterflübungswehnfig. Die particu: 
lariſte Tendenz desſelben wirb, bejonders von freiconfervativer Eeite, 
einer ſcharfen Kritif unterworfen und beidylofien, ihn einer befon: 
beren Cemmiſſion von 21 Mitgliedern zu überweifen, in ber un: 
verhũllten Abficht, ben ganzen Entwurf umzuarbeiten und ben ur: 
Iprünglien Preußene, der im Bundesrath lediglich „an der Eng: 
herzigkeit bes alten deutſchen Pfahlbürgerthums“ gefcheitert fei, im 
Weſentlichen wieder herzuftellen. 
„ (CS hwarzburg:Rubdolftabt). Eröffnung des Landtags. 
Derjelbe wird mit der Erklärung begrüßt, daß das fatale Deficit feit der 
Auflöfung des letzten Landtages ſich erheblich vermindert habe. Die von dem 
Geheimrath Kettelholdt vorgetragene Eröffnungsrede ift überhaupt ſehr mild 
und verföhnlich gehalten und drüdt den Wunſch aus, den Conflict befeitigt zu 
ſehen; befonders jei dies der ernfte Wille de erft Kürzlich zur Regierung ge» 
langten Fürften. Rad der Wahl des Präfidenten, die fofort die landesherr⸗ 
liche Veſtätigung erhält, wird der Antrag auf Erlaß einer Adreſſe eingebracht 
und angenommen. In derſelben ſoll nicht allein die außerordentliche Lage des 
Landes, fondern auch die ganze Verwaltung feit 1851 eine kritiſche Beleuch- 
tung finden. 
„ u. 1. März (Nordb. Bund). Reichstag: Debatte über bas 
Strafgeſetzbuch. Antrag auf Abſchaffung ber Tobesftrafe. Der Bun: 
besfanzler erflärt, daß ter Bundesrath kaum barauf eingehen werde; 
jebenfall8 werbe ber Einfluß Preußens mit feinem vollen Gewicht für 
bie Beibehaltung der Todesftrafe eingefeßt werden. Dennody wird mit 
118 gegen 81 Stimmen tie Beibehaltung der Todesſtrafe verworfen. 


1. März. (Schwarzburg:Rubolftabt). Der Landtag beſchließt bie 


Adrefle an den Fürſten mit einem entſchiedenen Mißtrauenspotum 
gegen bie Regierung. 

In der Adreſſe werben alle Berhältnifie des Landes ausführlich beleuchtet. 
Nachdem hbervorgehoben worden, daß in Tolge des Jahres 1866 „die finan« 
zielen Berhälinifie des Landes total umgeftaltet worden, an die Stelle reich 
liden Auskommens Mangel und finanzielle Berlegenheiten, an die Stelle nicht 
feltener Steuerfreiheiten ſchwere Belafung ber Landesbewohner getreten fei*, wird 
trogdem mit Freuden des norddeutſchen Bundes als der Örundmauer des Ge⸗ 
bäudes gedacht, welches fein fehirmendes Dach Über alle Etämme der deutichen 
Nation ausbreiten werde. Je größer aber die Anſprüche feien, welche zur 
Erhaltung des Staatsweiens und zur Erfüllung der bundesmäßigen Ber- 
pflidtungen an die VBevblkerung gemadt würden, um fo ftärker trete daß Ver⸗ 
langen hervor, daß die Berwaltung der jeigen Lage und den wahren Bebürf- 
niffen des Landes entiprechend geführt werde. Im Lande herriche aber die 
Veberzeugung, daß die bisherige Leitung und Verwaltung des Staatsweſens 
nad) verſchiedenen Richtungen den Intereſſen und Bebürfnifien des Landes nicht 
entipredhend geweſen ſei. Auf die Verfafjung des Fürſtenthums übergehend 
erflärt die Adreſſe mit Bedauern, daß es kein Grundgeſetz in Deutſchland gebe, 
welches fo knapp und kurz die fundamentalen Grundfäge eines Staatswejens 
feſtſtelle. „Ber wichtige Theil jeder Berfafiung, der Über die Rechte bed 
Volks, fehlt gänzlig. Die Mitwirkung der Vertretung des Volta bei ber 
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Geſetzgebung und Beſteuerung ift auf das geringe Maß beichränft, ihre 
Thätigkeit durch eine unerträgliche Geſchaäftsordnung eingeengt, das Wahlrecht 
des Volles wie faft nirgends anderswo verkümmert“, die Prebfreiheit und das 
Berfammlungsredjt durch veraltete Beſtimmungen beſchränkt. Auch im ber 
Gemeindeordnung jei wie in der ganzen politiſchen Geſetzgebung der Geifl ber 
ftaatlihen Controlirung und polizeilichen Beauffichtigung unverlennbar thätig 
geweſen. fyerner bedauert die Adreſſe, daß fi) die Regierung auch auf fird- 
lichem Gebiet den auf Einführung der Synodalverfaſſung geriäteten Beſtre⸗ 
bungen gegenüber theilnahmlos verhalte. Zum Schluffe gibt die Adreſſe 
die Erflärung ab, daß die Opferwilligleit des Volles nur gewonnen werden 
tönne durch eine vollſtändige Aenderung des jeitherigen Regierungsipftcns. 
An der Debatte führen die Wortführer der Oppofition, die Abgeord⸗ 
neten Sorger und Baumbach, die in der Adreſſe enihaltenen Beſchwerden 
und Klagen weiter aus. Minifter v. Bertrab belämpft in längerer Rede bie 
Behauptung, daß bie Haupturſache der finanziellen und wirthſchaftlichen Miß⸗ 
fände darin gelegen ſei, daß das Brundgeich von 1853 das ganze Efaaisgut 
für fürftliches Fideicommißgut erklärt habe. Der Minifter jucht nachzuweiſen, 
daß keineswegs Theile des Landesvermögnens mit dem Fideicommißvermögen 
vereinigt worden fein. Er verwahrt fi ferner gegen das Bild, welches in 
der Debatte von dem polizeilih mißhandelten Polizeiftaat Rubolftadt entworfen 
worden. feien. Wenn aud) nicht aus der Adreſſe, jo gehe doch aus der münd- 
lien Debatte die Abfiht der Wortführer des Landtags hervor, bie Richt. 
exiftenzfähigfeit des Landes auszuſprechen. Abg. Sorger anerfennt die Ber- 
dienfle des Miniſters um die Herbeiführung georbneter Verbältniffe, hält aber 
daran feſt, dab die Berwaltung des Hrn. v. Bertrab von polizeiſtaatlichen 
Tendenzen beeinflußt fei. 


2. März. (Nordd. Bund). Der Reichstag gebt nach Furzer Debatte 


3. 


au 


über den Antrag Schulze's auf Gewährung von Diäten zur Tage: 
orbnung über. 

Mordd. Bund). Reichstag: Sikung ber Commiſſion für 
ben Geſetzenwurf bez. Unterſtützungswohnſitz. Die anmwefenben 
Mitglieder des Bundesraths befänpfen einander jelbft fehr lebhaft. 
„ (Medlenburg). Der Landtag befchließt, bie beiden Panber: 
herrn zu erfuchen, fie möchten fich gegen bie Einführung eines ober: 
ften Gerichtshofs im norbbeutf—hen Vunde als einen Eingriff in bie 
Rechte ber Einzelftaaten erklären. 

„Mordd. Bund) Der Bunbesrath genehmigt einftimmig ben 
Antrag bee Präfibiuns auf Ausarbeitung einer für bas ganze Run: 
besgebiet giltigen Concursorbnung. Medlenburg und Sachſen machen 
inbeß ihre Vorbehalte, ' 
„Mordd. Bund). Der Reihstag genehmigt den Geſetzentwurf, 
ber bie Ausdehnung ber Maß: und Gewichtsordnung auch auf bie 
fübdeutigen Staaten ermöglicht. 

(Preußen). Der Eultusminifter v. Mühler gibt in bem Streite 


- mit Breslau wegen Errichtung eines confeflionslofen Gymnaſiume, 


in bem die Stabtbehörben feit bleiben, im weſentlichen ſchließlich 
doch nad. 

„ (Sacfen) beſetzt, nad einigem Befinnen, ben erlebigten Ge: 
ſandtſchaftspoſten in Wien doch wieder. 
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8. Mir Mordd. Bund). Neihstag: Fortfekung ber Debatte über 


9. 


base Etrafgefehbud. Lasker. Tweſten unb v. Hoverbed beantragen 
vor SG 49 die Einſchaltung einer Beſtimmung: 


„Kein Mitglied eines Landtags oder einer Kammer eineb zum nordd. 
Bunde gehörigen Staates darf außerhalb der Berfammlung, zu welcher das 
Mitglied gehört, wegen feiner Abflimmung oder wegen der in Yusübung ſei⸗ 
nes Berufes gethanen Aeußerung zur Rechenſchaft gezogen werden.“ 

Debatte: Graf Kleift beantragt, daß unter den „in Ausübung feines 
Berufs gethanen“ Aeußerungen nur ſolche innerhalb der Sigungsräume ge 
thane zu verfichen jeien. Wagener: gegen den Untrag, die Frage gehöre 
vor die einzelnen Landtage. Juſtizminiſter Leonhardt: der Antrag habe 
nichts bedenkliches, werde aber befiexr bei 8 57 geſtellt. v. Kar dorff: auf 
die Mehrzahl der Eonjervativen theile wohl die Anſicht, daß eine Vertretung 
der Nedefreibeit bedürfe, wen fie etwas Erſprießliches leiſten Tolle. 

Der Antrag Laster wirb mit großer Mehrheit (nur ein Theil 
ber Conſervativen flimmt Dagegen) angenommen unb bamit ſchließlich 
doch, was bisher nicht gelungen, ken Gelüften bes preußilchen 
Herrenhaufes von Bundeswegen ein Riegel vorgeſchoben, wenn das 
Geſetz zu Etande kommt. 

rei Dinge waren es, wodurch in Preußen während der Gonflictszeit 
und jeither der Parlamentarismus nieder oder wenigftens „in Schranten ge⸗ 
halten” werden follte: die Aufhebung der ftrafredjtliden Richtverantwort⸗ 
lichk eit der Abgeordneten, die Auferlegung der Stellpertretungstoften 
bei Beamten und Entziehung der Diäten. In allen dielen drei Punkten 
hat die Liberale Partei mit einer fat ermüdenden Hartnädigfeit die Wieder⸗ 
erlangung der parlamentariſchen Rechte ſich angelegen fein und feine Sefjion 


“ vorübergeben Iafien, ohne dur Unträge oder Interpellationen auf den Gegen⸗ 


fand zurädzulommen. Die Befreiung von den Gtellvertvetungskoften wurde 
zuerſt dDurchgejekt, und zwar im Wrühlahr 1869 im Neihstage und im fol- 
genden Herbſt im preußiſchen Sandtage. Die ſtrafrechtliche Nichtverantwort⸗ 
lichfeit wurde zuerft beim Wahlgeleg jr den Reichſtag im Wege eines Umen- 
dements, aber zunääft nur für diefen, wiedergewonnen; die Berfuche, auch den 
preußiihen Landtag gegen die Wiederkehr von Obertribunalserfeintnifien zu 
ſchützen, wie fie 1864 gegen Tweſten und Frenzel extrabirt wurden, hatten 
vorerſt feinen Erfolg. Zwar erlannte Graf Bismard im Frühjahr 1868 im 
Reichſstage das Prineip an, er lehnte es aber ab, im Wege des Bundesgeſetzeß 
die NRedefreiheit der Einzellandtage zu fchligen. Ein darauf im preußiicen 
Landtag von den Freiconſervativen eingebracdhter Antrag wurde im Herren⸗ 
hauſe mit 73 gegen 41 Etimmen verworfen. Wiederum kam im Fruhiahr 
1869 die Sade im Reichötage zur Sprache, und mit 150 gegen 41 Stim⸗ 
men wurde ein Gelekentwurf zum Schutze der Redefreiheit angenommen. 
Graf Bismard erklärte, demjelben Im Bundesrath nur zuſtimmen zu wollen, 
wenn er aud ohne Preußen die Mehrheit erlange, wofür in der That nicht 
die mindefte Ausfiht war. Nunmehr iſt auch diefer zweite Punkt errungen. 
Nur die Aufgabe, au für den Neihätag Diäten zu erlangen, ftände ſo⸗ 
mit noch auß; allein gegenüber dem allgemeinen Stimmrecht find darüber 
aud innerhalb der Iiberalen Partei die Anfichten verſchieden. 


„Mordd. Bund) Reichstag: Fortſetzung ber Debatte über 
das Strafgeſetzbuch. Auf den Antrag bes Grafen Schwerin findet 
eine Generaldiscuflion über tie Frage ftatt, ob bie (entehrenbe) 
Zuchthausſtrafe auch bei politiihen Verbrechen Pla greifen folle, 
und hierauf befchlofien, bie Debatte. für mehrere Tage auszujehen, 
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bamit bie nothwendig geworbenen Amenbements gehörig vorbereitet 
werben Tünnen. 


10. März. (Nordd. Bund). Reichetag: Graf Lchnborff beantragt, über 


12, 


bie allgemeinen Beftimmungen und ben erften Theil bes Strafgeſctz⸗ 
buche fofort bie britte Leſung vorzunehmen, um ben Bundesrath 
(nad Beſeitigung ber Xobesftrafe) zu einem Entſcheid zu brängen 
und nicht das ganze Geſetz in vielen Eitungen noch durchzubera⸗ 
tben, um es vielleicht fchließlich abgelchnt zu fehen. Der Antrag 
wirb auf eine Erflärung des Bundeskanzlers hin abgelehnt. 

Graf Bismard: man könne dem Bundesrathe nicht zumuihen, über 
Bruchſtücke eines Geſetzes zu beichliehen; ber Bunbesrath würde auf die Weiter⸗ 
berathung des Geſetzes keinesfalls verzichten, vielmehr ven Weg der Berftän- 
digung ſuchen; obgleich die Meinungen des Bundeßraths nicht erſchüttert Seien, 
fo würden doc die Intereſſen des Bundes geſchädigt werden, wenn der Bun- 
desrath auf die Weiterberatbung des Geſetzes ſchon jet verzichtel. Ker Bun- 
desrath könne fich erft nach der Durchberathung entſcheiden. 

„Mordd. Bund). Reichstag: Geueraldebatte über dag Budget 
für 1871. 


„Mordd. Bund). Der Reichstag nimmt die Berathung bes 
Strafgeſetzbuches wieder auf. Von liberaler Seite werden Anträge 
geſtellt: 1) die Zuchthausſtrafe bei politiſchen Verbrechen nur in 
Bezug auf ſolche Verbrechen zuzulaſſen, welche aus ehrloſer Geſin⸗ 
nung entſpringen, ſonſt aber überall durch Feſtungshaft zu erſetzen; 
2) da, wo Schwurgerichte beſtehen, ſollen dieſelben auch über poli⸗ 
tiſche Verbrechen erkennen, womit der preußiſche Staatsgerichtshof 
befeitigt wäre. Der Juſtizminiſter Leonhardt und Graf Biemard 
befänpfen. ben letzteren Antrag aufs entichiebenfte. Bei ber Ab- 
ftimmung wird ber erfte Cheil bes Antrage angenommen, ber zweite 
abgelehnt. 


„Das katholiſche Vereinscomito der Diöceſe Mainz (Fürſt zu 
Iſenburg⸗Birſtein, Frhr. v. Wambolt und Frhr. v. Der) erläßt cine 
Erklärung gegen 

„die Argerlichen Umtriebe, die bon gewiſſer Seite dem Concil gegenüber 
verſucht werden” und gegen „die unbefugten Rundgebungen einer Anzahl 
Fa Qetehrier" und ſpricht feine „tieffte Enträftung über diefe Anma⸗ 
ung” auß. 

Auch das Gentralcomite der katholiſchen Bereine Teutichlante 
(Schr. v. 208 zc.) veröffentlicht eine Erklärung, worin es feiner 
„Entrüſtung“ Ausbrud gibt darüber, daß 

„auch an unjeren Hochſchulen ſich Männer finden, welche e8 wagen, unter 
aa nel der Wiflenichaft das Banner des Aufruhrs gegen Rom zu 
erheben.“ 

Reinkens, Baltzer und andere Profeſſoren ber Breslauer Univer: 
fität nehmen ben Handſchuh auf und ftellen an bie Herren bas 
Verlangen, 

„einmal den Schleier von den katholiſchen Vereinen wegzuheben und ge 
wifiendaft und authentiſch die Zahl der Katholiten, welche vielen Vereinen 
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activ angehören, in ihrer Geſammtheit ſowohl, als geiondert nad) Stand und 
Berufstbätigkeit, zu bezeichnen, damit wir daß Mandat eines ſolchen Eentral- 
comite’s richtig jhäßen künnen und willen, wie wir es einglievern in den 
Rechtßorganismus der Kirche. Wir fordern fie auf, die Ichweren Anllagen zu 
widerlegen, welche ein deutſcher Biſchof, der Biſchof von Paflau, Dr. v. Hof⸗ 
Rätter, in feinem ernflen, wahrhaft apoftoliiden Schreiben vom November 
v. J. gegen die katholiſchen Bereine Deutſchlands erhoben bat und die als 
ein duſterer Echatten bis jekt auf denſelben liegen.” Schließlich wird das 
nanze Gebahren ber Tatholifchen Vereine Deutichlands und ihre Düffeldorfer 
Refolution für das Concil „für eine in fi lächerliche Anmaßung erflärt, in- 
fofern fie die Prätenfion infinuiren, als hätten die Millionen Katholiten 
Deutihlands der Rejolution einer zu Düſſeldorf verjanmelten, von ihnen 
nicht beauftragten kleineren Schaar fi in ehrfurdtspollen Schweigen unter» 
werfen müflen, — zumal jene Refolution überdies auf gänzlicher Unkenntniß 
der Kirchengeſchichte beruht“. 

16. u. 17.März. (Nordd. Vund). Reichstag: Fortſetzung ber Berathung 
bes Strafgeſetzbuches. Für politiihe Verbrechen ꝛc. wirb überall 
Feſtung ftatt Zuchthaus eingefügt. 

18. „ Mordd. Bund) Reichstag: Fortſetzung ber Perathung bes 
Strafgeſetzbuches. Mit großer Mehrheit geht gegen ben Proteſt bee 
(mediend. Diiniftere) Abg. Baffewig der Ausdrud „Bundesober⸗ 
haupt” ftatt des fonft gebraudten „Bundespräſidium“ durch. 


„u (Medlenburg) läßt fih enblih doch auch zur Ablöfung des 
Scheldezolls und zum Veitritt zum Hauptvertrage von 1863 herbei 
und fließt barüber mit Belgien zu Berlin einen Vertrag ab. 


19. „ (Shwarzburg:Rubolftadt), Der Landtag genehmigt tie: 
berum bie Aufnahme eines Anlehens, verweigert dagegen neuerbinge 
bie Erhöhung ber Eteuern und Eporteln. Schluß bes Landtags. 
Die Schlußrede des Minifters v. Bertrab 

bedauert, daß der Hauptdifferenzpuntt zwifchen Regierung und Landtag 
nicht befeitigt ſei, Doch jei darüber Gewißheit gewonnen, daß beide injofern auf 
gemeinſchaftlichem Boden fländen, als fie die Selbfländigkeit des Fürſtenthums 
erhalten und ihre Kräfte dazu anwenden wollten, die Verhältnifie des Landes 
immer mehr jegensreih zu entwideln. Der Präfident des Landtags ſpricht 
gleichfall3 den Wunſch aus, daß die beſtehende Differenz zum Heile des Lan⸗ 
des bejeitigt werde. 

21. u Mordd. Bund). Der Reichstag ninımt ben vom Yundesrath 
vorgelegten Entwurf eines Gefeßes die Ausgabe von Banknoten 
betr. in zweiter Leſung an; ein Antrag: das Geſetz auf bas Etaate: 
papiergeld auszubehnen, wirb zurüdgezogen. Abg. v. Sybel weiſt 
bie Nothwenbigfeit nad, daß die enbgiltige Regelung der Münz: 
frage, von ber die Bankfrage nicht zu trennen ſei, im Cinverftänb: 
niffe mit Süddeutſchland erfolgen müffe. 

Das neue Belek ift nicht jenes, das die in Art. 4 der Bunbesperfaflung 
der Bundesgefehgebung vorbehaltenen „allgemeinen Beffimmungen über das 
Bankweſen“ im Bebiete des Bundes feitiegen ſoll. Cine ſolche umfaflende und 
eingreifende Regelung des Bankweſens, namentlid im Punkte der Notenaus⸗ 
gabe, ift, wie die „Motive* bemerkten, vor einer Regelung der Münzfrage 
nicht wohl thunlich. Denn davon, ob der Bund zur Soldwährung übergeht 
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oder die Silberwährung beibehält, wird es mitabhängen, in weldem Umſange 
fernerbin noch Papiergeld neben dem Baargelde nöthig und nüslich fein wird. 
Borläufig kam e8 dem Bundesrathe nur darauf an, daß nit durch Schaſ⸗ 
fung neuer oder Erweiterung der ſchon beftehenden Privilegien zur Rotenaus- 
gabe die großen Schwierigteiten, welche ohnehin aus dem Borhandenfein und 
der zum Theil noch auf viele Jahre hinaus ſich erfiredienden Geltung derarti- 
ger Privilegien einer bundesgeſetzlichen Ordnung des Bankweſens erwadjien, 
noch vergrößert würden. Es galt daher, dur geieglihe Borlehrungen die 
im Bundesgebiete beftehenven Befugniffe zur Ausgabe von Banknoien bis zum 
Erlaß jener zu erwartenden allgemeinen Befimmungen wenigſtens auf ihren 
gegenwärtigen Beitand zu beſchränken. 


22. März. (Nordd. Bund). Ein Jurisbictionsvertrag, wie ber mit Baben 


24. 


26, 


abgefhhloffene, ift nunmehr auch mit Heſſen unterzeihnet. Mit 
Bayern und Württemberg wird ebendarüber. unterbanbelt. 

Reichstag: Der Bundesrath legt demſelben ein Geſetz bez. Ab: 

änderung ber Tilgung ber Marine-Bundesſchuld, analog bem neuen 
preußifhen Convertirungsgejeß, vor. 
v„ (Preußen). Der Großherzog von Baden unb bie meiften 
Fürſten bes norddeutſchen Bundes finden fi) zum ©eburtstage bee 
Königs in Berlin ein. Ter Großherzog von Medienburg-Strelig 
und ber Herzog von Braunſchweig find nit darunter. 


„Mordd. Bunb). Reichstag: Die Commiffion für den Gefeb- 
entwurf über ben Unterftüßungsmwohnfib 

nimmt mit 11 gegen 6 Stimnen das vom bg. Stephani aufgeftellte 
Princip einer Höhften Bundesinftan; mit ridterlider Kraft, an 
welche alle Streitigkeiten ver Gemeinden, nicht bloß die interterritorialen, jondern 
auch die heimiſchen zur endgiltigen Entfcheidung gelangen follen. Diele neue 
Bundesinftanz fol die Benennung „Berwaltungsgerihtshof” erhalten. Ser 
preuß. Bundescommifjär ſpricht fih dahin aus, daß der Antrag auf entidhic- 
denen Widerfprud im Bundesrath floßen und das Zuftandeflommen des Ges 
jeßes jehr in Trage flellen werde. 


„Mordd. Bund). Reichstag: Beratbung bes vom Bunbesratbe 
vorgelegten Autorengefeßes. Ein Antrag Braun's auf Verweiſung 
bes gefammten Entwurfs an eine Commiflion behufs Umarbeitung 
wird abgelehnt; die 66 1, 3 u. 8, welde bie dem Entwurf zu 
Grunde liegenden Principien enthalten, werben angenemmen und 
nur ber übrige Theil wird einer Epecialcommiflion überwiefen. 
„ (Braunfhmweig). Definitive Erledigung ber Eifenbahnfrage, in- 
bem ber Landtag ben von ber Regierung mit ber Darmfläbter Vank 
abgeichleffenen neuen Vertrag mit 33 gegen 9 Stimmen genehmigt, 
nachdem er unterm 21. Januar einen erflen Vertrag der Regierung mit 
jener Bank abgelehnt und fie mit 34 gegen 10 Stimmen zu neuen Unterhand- 
lungen unter genau präcifirten Bedingungen ermädtigt hatte. Die für das 
Rand wichtigſte geht dahin, „daß von der fofort zu zahlenden Sunme 4 Mil. 
Thlr. an die Kreife oder Communen des Landes zu gemeinnütigen Sweden 
nad) noch auf diefem Landtage feftzuftellenden Grundſätzen vertheilt und 1 Mil 
Thir. zu Entigäbigungen bei Abichaffung der Stolgebühren verwendet werden 
follen*. Preußen erhebt gegen den Berfauf und gegen bie vom Landiage 
daran gelnüpften Bedingungen feine Einwendungen. 
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30, März. (Nor dd. Bund). Ter Reichstag erklärt fi auf ben Antrag 
von Ladfer, Bernuth und Hoverbed mit 117 gegen 73 Stimmen 
für baldige Revifien der Militärftrafgejeke. | 

Der Antrag if aud darauf gerichtet, ſpäteſtens gleichzeitig mit der 
neuen Sirafprozekordnung eine Reform der Militärgerichtsbarleit vorzuberei⸗ 
ten, auf der Grundlage, daB das Militärfirafverfahren mit den wejentlichen 
Formen des orbentlihen Strafprozefies umgeben und die Zuftändigleit des 
Militärgerichts im Frieden auf Dienſtvergehen der Militärperfonen beſchränkt 
werte. Kriegsminiſter v. Roon erllärt, der Entwurf eines Militärftraf- 
geſetzbuches jet außgeazheitet, von der weiteren geſchäftlichen Behandlung des⸗ 
jelben aber Abftand genommen worden in Bolge der wohlbegründeten und 
jeitdem beftärkten Zweifel an dem Zuftandelommen des Givilfirafgejegbuches. 
Laster jpricht in feiner Echlußrede die Ueberzeugung aus, daß die jernere 
Aufrechthaltung der Verſchiedenheit im Strafverfahren zwifhen Militär und 
Civil geradezu unmöglid fe. 

Auf ben Antrag von Miquel wirb befchloffen: 

e8 möchte durch einen Gefegeniwurf die Ausgabe von Staat8papier- 
geld im Bunde in derfelben Weiſe beſchränkt werben, wie e8 rüdfichtlich der 
Ausgabe von Banknoten nunmehr geſchehen jei und aud die Eribeilung von 
Gonceflionen zur Ausgabe von Papiergeld an die Genehmigung der Bundes⸗ 
geſetzgebung gefnüpft werben. Baflewig (Mecklenburg, gegen defien kürzlich 
erfolgte Ausgabe von Renteikaſſenſcheinen der Antrag hauptſächlich gerichtet ift) 
belämpft ihn umſonſt damit, daß er darin eine verfaflungsmäßige Beſchrän⸗ 
fung des Finanzhoheitsrechts der Einzelftanten erblidt. 


1. April. (Nordd. Bund) Reichsſstag: Etat für 1871. Heftige 
Debatte über ein Averfum Preußens an bie Bundeskaſſe für Beſor⸗ 
gung auswärtiger Angelegendeiten. Daſſelbe wird ſchließlich mit 
112 gegen 74 Etimmen bewilligt. 

In der Debatte gehen die Wogen jo hoch, daß man lebhaft an den Ton 
der Gonflidt$zeit im preußiſchen Abgeoronetenhauje erinnert wird. Graf Bis⸗ 
mard namentlich Ipricht in jo großer Erregung, wie er fie in diefer Seſſion 
noch nicht bat merken laſſen. Es handelt fi um die Bewilligung von 
30,000 Thlrn. beſonderes Averſum Preußens an die Bundeskaſſe für beſon⸗ 
dere Mühewaltungen, welche die Bundesverwaltung den auswärtigen Angele⸗ 
genheiten für ten preußiigen Staat leiſtet. v. Hoperbed erinnert daran, 
daB das preuß. Abgeordnetenhaus diefe 30,000 Thlr. für das Jahr 1870 
als außerordentliche einmalige Ausgabe gewährt habe, fo daß fie für 1871 
bier nicht angejegt werden Tönne, ohne Zuflimmung des preuß. Landtages. 
Dr. Löwe, Laslker x. legen Gewicht darauf, daB im nordbeutichen Bunde 
nur Ein auswärtige Amt als bereditigt anzuerkennen fei. Der Bundeslanz» 
ler vertritt die EtatSpofition, indem er hervorhebt, daB preuß. Beichäfte von 
Bundesbeamten bejorgt werden, wozu letztere nicht verpflichtet jeien, daß ber 
Bund den preußiſchen Minifterpräfidenten beſolde. Uber er gebt weiter und 
behauptet, daß die Beſchluſſe des preuß. Landtags hier nicht in Betracht kom⸗ 
men, weil diejer fi einem Beſchluſſe des Reichſtages fügen mäffe; der preuß. 
Landtag wife, daß die Bundesverfaffung der Lanvesverfaflung vorgehe, und 
wenn der Reichstag diefe Summe fordere, jo werde jener fie auch bewilligen. 
Da Laster die Iektere Auffaſſung des Bundeskanzlers ablehnt, greift Graf 
Bismard dazu, ihn des Particularismus zu beichuldigen, um jeine Nechts⸗ 
auffafiung feflzuhalten. 

Das Etatsgefe für 1871 wird in zweiter Lefung zu Enbe bes 
ratben unb genehmigt. 
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— April. (Preußen). Die Mehrzahl ber Welfenlegionäre gebt mit Unter: 


7., 


ſtützung des Ezkönigs Georg nah Amerika; etwa 200 kehren in 
ihre Heimath zurück. 

„Mordd. Bund). Der Reichstag genehmigt die Eonfolibatien 
ber Vundesſchuld und den Juriodictionsvertrag mit Heſſen. 
„CGPreußen). Die Parteien fangen an, ſich auf bie im 
Herbſt bevorftehenden Wahlen zum Landtage und zum Reichstage 
vorzubereiten. Tie erfte programmmäßige Kunbgdbung gebt ven ber 
Fortichrittspartei aus, teren Torfiand und Ausſchuß felgente Fer: 


derungen aufitellt: 

Für den Reistag: I. Herftellung der deutichen Einheit auf friedlichem 
Mege; Erweiterung des norddeutſchen Vundes zum deuiſchen Bundesftaate, 
deßhalb Ausbildung der Bundesverfaflung in freiheitliher Entwidlung, beion- 
ders dur Einführung der Grundrechte und einch veraniwertliden Bundes⸗ 
minifteriumß in diefelbe, wie dur Gewährung von Diäten an die Abgcort- 
neten. I. Bermindberung der Militärlaft dur Verringerung der Friedens 
armee und Berlürzung der Tienftzeit. Unterftügung aller auf allgemeine Ahräft- 
ung in Europa geridteten Beftrebungen. III. Keine Steuererhöhung, viel- 
mehr Verminderung der beftehenden, zunächſt durch Belcitigung der die är- 
mern SKlaffen vorzugsmweile brüdenden Verbraudsfteuern auf nothiwendige 
Rebensbedürfnifie. IV. Gleiches Recht für Alle! Allgemeines gleiches Wahl⸗ 
recht wie in Bunde jo in den Einzelftaaten. Gleihe Möglichkeit zur huma⸗ 
nen und bürgerliden Ausbildung dur die freie und unentgeltliche Bolfs- 
ſchule. Schuß für Leben und Bejundheit der Staatsbürger. Gewährung der 
vollen freiheit und Rechtsſicher heit des Vereinsweſens. Abweiſung jeder 
Ausbeutung des Staats für die Sonderintereſſen einzelner Geſellſchaftsklafſſen, 
mögen diejelben jeiten8 der bisher privilegirtn Stände‘ oder Seitens ber 
focialiftiichen Arbeiterparteien geltend gemacht werden. Für das Ubge» 
orbnetenhaus: I. Volles Steuerbewilligungsredht des Abgeorbnnetenhaufes. 
DI. —A in Gemeinde, Kreis und Provinz. Verantwortlichkeit der 
Beamten vor dem Nichter. 

(Preußen). Das Organ Bismarde, bie N. Allg. Zig., ver: 
öffentlicht einen officiöien Artifel über bie Nichtausführung bes Pra⸗ 
ger Friedens durch Preußen und bie fortwährend feinbfelige Stellung 
Dänemarks gegen Deutſchland, der, weil vollflommen zutreffend, 
großes Aufjehen crregt: 

„Die neulihen Berbandlungen des däniſchen Reichstags Über das Marine- 
budget und die jeht noch im ange befindlichen Unterſuchungen däniſcher See⸗ 
offiziere Über die zwedimäßigfte Einrichtung der Flotte Tänemarks, müflen in 
Verbindung mit der Haltung betrachtet werden, welche Dänemarl in den ver» 
traulichen Beipreddungen mit Preußen über die Ausführung des Art. 5 des 
Prager Friedens beobachtet hat. Die aus diefem Artikel abzuleitenden Ver⸗ 
pfliätungen Preußens gegen ODeſterreich würden fi ohne Schwierigleiten er» 
füllen laſſen, Dänemark ober beftand bei jenen Beſprechungen auf Abtretung 
Nordſchleswigs bis zur Linie Flensburg, während es doc kaum zweifeln 
konnte, daß eine derartige Nachgiebigkeit Preußens, die Düppel und Wlfen 
mit umfaßt hätte, weder dem Mortlaut, noch der Intention des Prager Ber- 
trags entiprad), und für die preußiſche Regierung der öffentlichen Meinung in 
Deutſchland gegenüber eine baare Unmöglichkeit war. Ueber die Linie Gien⸗ 
nerbudht oder Apenrade hätte fi discutiren laſſen. Aus den Debatten des 
Reichstags Über die Marine leuchtet jehr deutlich die Beſorgniß der Dänen 
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dor einem Ungriff Kopenhagens hervor, ja es wurde offen von der Möglich 
feit eines Bombardements der Stadt durch feindliche Schiffe gefprocden, und 
was bei der Öffentlichen Erdrternng der Sache zwiſchen den Zeilen zu lefen war, 
daR man darunter nordd. Schiffe verftand, fol in der geheimen Sigung, die 
vor der dritten Behandlung des Tyinanzgefches zum Zweck weiterer Aufſchlüſſe 
des Marineminifter8 tiber feinen Tylottenplan ftatifand, ohne Rückhalt zur 
Sprade gelommen fein. Nun wird man aber in den Kreifen der leitenden 
Staatsmänner Kopenhagens nicht weniger Kar darüber fein, als in Deutfd- 
land, daß an einen Angriffstrieg, der von unjerer Seite ausginge, nicht ent» 
fernt zu denken iſt. Man muß aljo nothwendig auf Gonjuncuren rechnen, 
bei denen Teutichland zu feiner Bertbeidigung gendthigt fein würde, zu Feind⸗ 
jeligfeiten gegen die Hauptſtadt Dänemarks zu fehreiten, und natürlich hofft 
man dabei auf einen Berbündeten, der im Stande wäre, der norddeuiſchen 
Flotte gegenüber die hohe Eee zu halten. Temgemäß denkt der däniſche 
Marineminifter nur an den Bau von einigen Heinen Kriegsſchiffen, wogegen 
man fih bemüht, dem Alliirten eine möglihft ſtarke Landſtreitmacht an die 
Seite führen zu lönnen. Gibt diefe Bemerkung cinen Wint zum Berftändnik 
der Verhandlungen über Nordſchleswig, jo enthält fie zugleich eine Lehre in 
Betreff der Ausfiht auf Erfolg derfelben. Wir erfehen daraus, daß wir bier 
zu einer Berjöhnung mit Dänemark durch Zugeftändnifle in der oben bezeich⸗ 
neten Richtung feine Hoffnung, aljo zu Beftrebungen nad) einer ſolchen Ber- 
jöhnung feine Beranlaffung mehr haben. Was mir au innerhalb der 
Grenzen des Möglihen in Nordſchleswig abzutreten bereit fein möchten, wir 
würden die Dänen damit nicht zufrieden ftellen, fie von ihren Planen zu feind- 
feligen Coalitionen nicht abbringen, unfere Lage ihnen gegenüber nicht vers 
befiern, fondern immer übel gefinnte Nachbarn an ihnen behalten.” 


8. April. (Nordd. Bund). Der Reihstag bringt die zweite Berathung 


20. 


des Strafgeſetzbuches zu Ende, nimmt das Cinführungsgejeb dazu 
an und vertagt fi bis zum 21. db. M. 


„ Eitung bes engern Ausſchuſſes bes deutſchen Proteftantentags 
in Eiſenach. 

Derfelbe conftatirt, daß fih die Zahl der Zweigvereine abermals um 
20—30 vermehrt hat, und daß mehrfach Provinzialverbände in der Bildung 
begriffen find. Als Ort des näcften Proteftantentags (Sept. od. Oct.) wird 
Darmſtadt gewählt, defien Gemeinderath bereits erklärt hat, daß er mit Freu⸗ 
den der Berfammlung die Kirchen der Reſidenz dfinen werde. Es wird bes 
fhloffen, „eine Anfprade an das deutſche Volk Über die demjelben gegenmwär- 
tig drohenden kirchlichen Gefahren” zu cerlafien: 

„Wir Halten uns verflichtet, die Hauptgrundfähe, auf deren Behauptung 
es in diefer entſcheidungsvollen Zeit vornehmlich anfomınt, Eu an's Herz 
zu Segen: I Wir proteftiren gegen jede Dogmenherridhaft und verlangen, 
daß die kirchliche Berechtigung nicht von Slaubensfagungen und Kirchengebräus 
dyen, ſondern von der Kriftlihen Gefinnung abhängig zu maden if. Wir 
wollen Teine geſchichtsloſe Religiofität, fondern halten feft an dem geſchicht⸗ 
lichen Ehriftus, als Gründer und Haupt der hriftlihen Kirche. Wir halten 
feft an den durch die glorreiche Reformation errungenen Gütern des fittliche 
religiöfen Geiftet. Aber wir erflären, daß Jeder, der mit uns an bdiefen 
Bundamenten fefthält, ſei das nun in der kirchlich hergebrachten oder in einer 
dem modernen Bewußtſein entiprechenden Weile, in der evangeliichen Kirche 
vollberechtigt ift, und halten dafür, daß die Erflärung der kirchlichen Gleich⸗ 
berechtigung der verſchiedenen dogmatiſchen Standpunkte innerhalb der chrift« 
lichen Gefinnung der einzig richtige Anfang aller kirchlichen Reform ift. 
DH. ®ir proteftiven gegen alle Priefterherrihaft und verlangen die An⸗ 
ertennung des urchriſtlichen und urproteftantifhen Gemeindeprincips. Wir 
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warnen in biefer Beziehung mit allem Ernſt vor einer großen Gefahr. Die 
Kirchenregimente haben endlich erfannt, daß das Recht der Gemeinden auf 
Mündigkeit und Selbſtändigkeit nicht länger verweigert werden kann, aber an» 
ſtatt das Unrecht der bisherigen Benormundung aufrichtig zu befennen und 
offen und ehrlich in eine neue Bahn einzulenten, fuchen fie durch eine ſchein⸗ 
bare Nachgiebigkeit die Herrſchaft der Eonfiftorien und Paſtoren zu befeftigen. 
Wollen die Gemeinden nicht in eine nod größere Bebundenheit verfinten, fo 
mögen fie eilen, fich gegen diejes höchft gefährlide Zrugbild des Gemeinde 
princi;8 zu verwahren. Sie müffen mit entichloffenem Ernſte den verlorenen 
Orundfag zurüderobern, daß nicht das geiftlihe Amt, jondern die Gemeinde 
in allen kirchlichen Angelegenheiten die lebte Anftanz iſt; fie müflen nad» 
drüdii fordern, daß die jungen Theologen auf den Gymnaſien und Uni 
verfitäten nicht länger künſtlich abgerichtet, jondern zu felbfländigen Per 
fönlichkeiten berangebildet werden ; fie möüflen das proteftantiihe Grundrecht, 
die freie Pfarrwahl, wieder zurüdverlangen. II. Wir protefliren gegen allen 
Staatszwang in religidjen Augelegenheiten und verlangen, daß die Selb⸗ 
ftändigleit der Kirche endli zur Wahrheit werde. Wir müflen den Schwer⸗ 
punkt des Ehriftentyums wieder dahin zurüdverlegen, wohin Chriſtus ſelbſt 
ihn zuerft gelegt bat, nänli in das Herz und das Gewifien ter Böller. 
Freiheit ift das Element ver chriſtlichen Religion, und aller Zwang tödtet 
ihren Rebensnerv. Wir verlangen, daß der Staat bei Unfteflung feiner 
Beamten nit frage nad dem Belenntnik, ſondern nad der vorliegenden 
Reiftungsfähigfeit; wir verlangen, daß der Staat die Rechtsſsform der 
Cheihliegung jo ordne, daß die kirchliche Sinfegnung ein Act der 
religidjen {reiheit werde; wir verlangen, daB auch die Schule von dem 
Drud befreit werde, welden der Staat im Dienſte einer engherzigen 
Kirchlichkeit noch übt. Wenn font nicht länger die Staatsgewelt für 
die kirchlichen Zwecke gemißbraucht wird, dann erft befommt die Kirche 
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volle Kraft gewinnen und ihre Erſcheinung die echte Schönheit. Wir 
ertlären feierlich, nicht die Zerflörnng des Ghriftentyums, fondern die Be- 
wahrung und Foripflanzung defielben ift daß unß treibende Motiv. Wir bes 
kennen ung zu der Hoffnung, daß der Proteftantismus, feiner jekigen Feſſel 
entledigt, unjer ganzes Volksleben auf’$ neue, und zwar in einer noch nie 
geſehenen Weiſe geiltig befruchten und fittlih erheben wird. Wir bebaup- 
ten, daß, wenn den kirchlichen Eiferern, welche uns unaufhörlich als Undriften 
und Antichriſten ſchmähen, auf ihrem verderblichen Wege nicht Einhalt gethan 
wird, das Ehriftentyum entweder zu einer äußerlicden Befekesanftalt verborben 
oder zu einer Secte verfrüppelt werde. Wenn das deuiſche Boll fi ent- 
jchließt, mit den Grundfägen, die wir vertreten, thatſächlich Ernſt zu machen, 
dann wird das Werk der Reformation, welches ſeit Jahrhunderten durch die 
Sonfiftorien und die Theologen gehemmt ift, weitergeführt werden und feiner 
großartigen Anlage nah mit Gottes Hilfe fih zu einer deutſchen Volkskirche 
geftalten. Und in dem Maße, als auf diefer Bahn vorgegangen wird, wer» 
den unfere katholiſchen Brüder den Muth gewinnen, endlid die Feſſel der 
zömifchen Fremdherrſchaft abzumwerfen, und fo wird der confeflionelle Rik, der, 
wie nichts Andere, unſer deutfches Vollsleben zerflüftet, ſich endlich ſchließen. 
Erft dann kann das deuiſche Volt feiner hohen Beſtimmung auf geradem 
Weg entgegengehen, — zum Heil der Menjchheit. Denn die religiöfe Frage, 
welche gegenwärtig die ganze civilifirte Welt in ihren Xiefen bewegt, kann 
ihre befriedigende Antwort nur in der Nation finden, in welder die Inmigkeit 
des religiöfen Gefühls mit der Kraft des reinen Denkens fich zu verſchmelzen 
trachtet. Im Bewußtſein, daß der Genius des deutjhen Bolles an 
einem Scheideweg ſtehe, haben wir den Beſchluß gefaßt, an den nächſten 
Proteftantentag, der im Herbfte zu Darmftadt gehalten wird, zu behandeln: 
1) Die deutſchen Aufgaben gegenüber dem römifgen Goncil 
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und dem Jeſnitenorden. 2) Die protefantifgen Aufgaben 

gegenüber dem Papſtthum innerhalb derevangelifden Landes- 
irchen.“ 

21. April. Mordd. Bund). Der Reichstag beſchließt faſt einſtimmig: 

„den Bundeskanzler aufzufordern, dem nächſten Reichsſstage ein Geſetz über 
das Eiſenbahnweſen zum Zwede der Ginfährung gleigmäßiger Grund⸗ 
füge für die Goncefjionirung, den Bau und den Betrieb der 
Kifenbahnen, infonderheit auch behufs der Berwirklihung der in den Ar⸗ 
titeln 42 bis 44 der Berfafjung des norddeutſchen Bundes enthaltenen Be» 
ſtimmungen, fowie der Herftellung geeigneter Organe zur Ausübung der dem 
Bunde in Bezug auf die Eifenbahnen zuftehenden Befugnifle vorzulegen.“ 

„ » (Zollverein) Kröfinung des Zollparlaments durch eine Rede 
bes Bräfidenten tes norddeutſchen Bundesfanzleramts. Diefelbe gibt 
eine Ueberſicht ber bevorftehenden Arbeiten bes Parlaments: 

„Da von Ihnen im vorigen Jahre genehmigte Bereinszollgefeg iR nad 
Feſtſtellung der zur Ausführung defielben nöthigen Anorbnungen durch den 
Bundesrath des deutichen Zollvereins in Wirkjamteit getreten. Die dem Ber- 
kehr dadurch gewährten Erleichterungen haben dankbare Anerkennung gefun- 
den. Die Wirkſamkeit des Gejeges Über die Befteuerung des Zuckers, welches 
im vorigen Jahre Ihre Genehmigung erhalten. hat, ift noch von zu Turzer 
Daner, um über defien Erfolg ſchon jegt mit Sicherheit zu urtheilen. Jeden⸗ 
falls beweift der trog der Ermäßigung des Zolls eingetretene Rüdgang der 
Berzollung von ausländischen Robzuder, daß die inländiiche Zudererzeugung durch 
die neue Regulirung des Berhältnifies zwiſchen dem Eingangszoll und der 
Rübenzuderfteuer in feiner Weiſe geſchädigt worden ifl. Eine Ergänzung der 
duch dieſes Geſetz eingeleiteten Reform der BZuderbeftenerung joll durd 
einen der Berathung des Bundesrathes unterliegenden Geſetzentwurf herbei- 
geführt werden. Die Babrication von Zuder und Syrup aus Stärte hat 
im Zollvereine eine Ausdehnung erreicht, welche die Steuerfreiheit diefer Ar⸗ 
tifel zu einer mit dem Anterefie der Zuderinduftrie wie der Stantsfinanzen 
unvereinbaren Begünftigung madt. Die ſchon im Artilel 3 des Zollvereins⸗ 
vertrages vorbehaltene und der Gercchtigkeit entſprechende Abftellung dieſer 
Begünftigung foll durch eine Beſteuerung des aus Stärke bereiteten Zuckerß 
und Syrups nad den für die Rübenzuderfteuer feftgeftellten Grundfägen er- 
reicht werden. Ein zweiter, denjelben Zweig der Steuergefeggebung betreffen- 
der Entwurf ift beflimmt, eine der Rübenzuderinduftrie läftige Controlvor⸗ 
ſchrift zu bejeitigen, nachdem aus der Erfahrung fi deren Entbehrlichkeit 
ergeben hat. Seit Yahren fehlte e8 in Mexiko den deutichen Handel und 
der deutihen Schifffahrt an einer vertragamäßigen Sicherung ihrer Interefien 
und den zahlreihen dort wohnenden Deutihen an einer veritagsmäßigen 
Sarantie ihrer Rechte. Ein nach Ueberwindung zahlreicher Schwierigkeiten zu 
Stande gelommener KHandelsvertrag zwiihen dem Zollverein und Mexiko, 
welcher Ihnen vorgelegt werden wird, joll diefe Lüde in den vertragsmäßigen 
Beziehungen des Zollvereins zum Wuslande ausfüllen und den umfangreichen 
Berkehrsbeziehungen zwilchen beiden Ländern eine geficherte Grundlage und 
damit eine Borbedingung eines kräftigen Aufſchwunges gewähren. Die Re«- 
vifion des Vereinszgolltarifs wird Sie von Reuem beichäftigen. Der 
forgfältig reridirte Entwurf verfolgt wie früher den Zweck, neben einer weſent⸗ 
ligen Vereinfachung des Tarifs und Erleihterung des Verkehrs und Vers 
brauchs die finanzielle Grundlage unferes Tarifſyſtems zu Träftigen, damit 
nicht die durch zahlreiche 30 elungen und Zollermäßigungen in den letzten 
Sabren berbeigeführte Verminderung der Zolleinnahmen die wirthichaftliche 
Geftaltung der Steueriyfteme in den Vereinsftanten gefährde. In den Verän⸗ 
derungen, welche der Entwurf erfahren hat, Haben die Bedenken, welden ein« 
zeine der im vorigen Jahre gemachten Borjcpläge begegneten, thunlichfte Berüde 
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ſichtigung gefunden, insbefondere {ft für die Herbeiführung eines Mebrertrags 
ein Verbrauchſsgegenſtand ind Auge gefabt, deſſen höhere Belaftung die ſchon 
früher im Zollvereine gemachten Erfahrungen als zuläflig darftellen. ine 
Berfländigung auf diefer neuen Örundlage wird, inden jie die Ausführung 
einer den Verkehrsintereſſen erwünſchten Reform des Tarifs ermöglicht, dem 
nachtheiligen Zuftande der Ungewißheit über deflen weitere Geftaltung ein 
Ende maden. Mit diefer Tarifreform werden Eie, geehrte Herren, die letzie 
Seflion einer Legislaturperiode würdig fchließen, welche durch Erweiterung des 
Bereindgebictd nah der Dftfee und Norbiee, durch die Herſtellung des 
freien Verkehrs mit Tabak, dur eine der Entwicklung des Handels entipre 
hende Umgeftaltung der Zollgeiehgebung und durch die Reform der Puder: 
befteuerung Zeugniß abgelegt hat für den Erfolg der Ynftitutionen, welche in 
den: Zollvereinsvertrag vom 8. Juli 1867 geſchaffen find.“ 

23, April. (Preußen) Tie jeg. Confolibation ber Staatsſchuld kann 
wenigitens in erſter Linie als geylüdt betrachtet werben, fo daß 
auch an ihrer fernern Durchführung nicht gezmeifilt werden tari. 

„ no (Breußen). Der nordd. Bundesyejandte in Nom, H. v. Arnim, 
unterjtügt die warnende Tepefhe des franz. Miniſters des Aus: 
wärtigen, Grafen Daru, durch folgende vertraulide Tote an den 
Cardinal Antoncki: 

„Die Regierung des Bundes — Zeuge der tiefen Unruhe, welde 
im Schooße der Kirche In Deutihland herrſcht — würde in der 
That ihre Pflicht nicht erfüllen, wenn fie nicht die Gleichheit der Unfichten, 
die in dem franzöfifchen Aktenſtücke entwidelt find, mit den Beforgnifien be- 
ftätigen wollte, die fih in Deutfchland der Gemüther bemädtigt haben, welche 
darüber erjchreden, daß conciliarifche Veichlüffe, gefaßt troß der faft einſtimmi⸗ 
gen Meinung des deutichen Episcopats, Schwierige Lagen ſchaffen könnten, indem 
fie den Gewiſſen Kämpfe ohne Ausgang auferlegten. Dies ift nicht Allg. Es 
ift Öffentlich befannt, daß die deutſchen Bilchöfe, die in unferen Augen wie in 
denen des heiligen Stuhles die Icgitimen Vertreter der deutlichen Katholiken 
find, eben jo wenig tie der Episcopat des öſterreichiſch⸗ ungariſchen Reiches ſich 
die Anſichten aneignen konnten, die das Coneil zu beberrichen ſcheinen. Durch 
in den Zeitungen veröffentlichte Wetenftüde, deren Authenticität nie bezweifelt 
worden ift, haben unfere Bijchöfe die Pflicht erfüllt, die bedauernäwertben Res 
fultate im Boraus zu verfündigen, die zu fürdten wären, wenn die höchſte 
Autorität der Kirche und die Majorität des Concils, ohne auf die entgegen- 
gelegten Stimmen einer bedeutenden Minorität Rüdficht zu nchmen, zw der 
Erklärung gewifier Decrete vorſchreiten wollten, die, indem fie unter der fyorm 
don dogmatifchen Definitionen tiefgreifende Uenderungen in die jedem Grade 
der Hierarchie zugewielene Abzweigung einführen, nicht verfehlen künnten, zu- 
gleich die gegenfeitige Stellung der weltlichen und kirchlichen Mächte zu ſtören. 
Sole Deerete, fern davon, nur eine unbeflimmte Drohung für die Zukunft 
zu fein, feheinen vielmehr berechnet, vormalige hinreichend bekannte und immer 
von der bürgerlihen Geſellſchaft aller Zeiten und aller Rationen beftrittene 
päpftlie Eonftitutionen (Bulle Bonifaz’ VIII.) wieder aufleben zu lafjen und 
mit einer neuen dogmatiihen Sanction zu umgeben. Dieſe Principten heute 
von der päpftlien Kathedra herab proclamiren und fie mit allen leber- 
redungsmitteln, über welche die Kirche verfügt, ſtützen zu wollen, würde, fürch⸗ 
ten wir, Verwirrung in die Gefammtheit der Beziehungen der Kirche mit dem 
Etaate werfen und Krifen herbeiführen, von welden die päpftlidde Regierung, 
troß ihrer traditionellen Weisheit, fich vielleicht Leine Rechenſchaft gibt, weil fie 
weniger im Stande ift, als mir, über die Stimmung der Gemüiher in uns 
feren Sändern zu urtbeilen. Es gibt einen Punkt, auf welden die Aufmer!. 
jamleit des heiligen Stuhles zu richten befonbers wichtig if. In Deutſchland 
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mälfen die katholijchen und nichtkatholiſchen Ch friedli bei ein» 
ander wohnen. inter dem Ginfluffe täglicher Beziehungen und einer 
Rändigen Berübrung bat fi eine Strömung gebildet, die, ohne die Unter⸗ 
ſchiede zu verwiſchen, die verjchiedenen Confeſſionen endlich jo weit einander 
genähert dat, da man hoffen kann, dahin zu gelangen, eines Tages alle le⸗ 
bendigen Kräfte des Chriſtenthums zu vereinen, um gemeinfam bie Irrthumer 
zu belämpfen, deren Einfluß die Welt bereits erleidet zum großen Schaben 
der religidfen Geſimungen. Run ift zu befürditen, daß diefe annähernde Bes 
wegung gewaltiam gehemmt werde, wenn die Ereigniffe beflätigien, daß die 
Tendenzen, die unſere Bilchöfe befämpfen, und gegen welde die Bffentlidhe 
Meinung alle Gründe geltend madıt, die fie aus dem Bebürfnifie ſchoͤpft, 
die Grundlage unferes nationalen Beſtehens gegen alle Angriffe 
zu wahren, in den Berathungen des Goncils fiegen follten, bis zu dem Grade, 
daB fie der ganzen Belt als reliigiöfe Blaubensregel und ſomit als politifche 
Regel auferlegt würden. Unſere Bevölkerungen, man kann das nidht ver» 
fennen, würden darin nur die Wiederaufnahme alter Kämpfe jehen, weil fie 
nicht beruhigt werden können durch eine Argumentation, die dahin ftrebt, das 
politifhe Berbalten als ganz unabhängig darzuftellen von dem, was ibnen 
als religiöfe Pflicht gelehrt würde. Es wäre nicht unmöglich, daß die Re⸗ 
gierung des Bundes, welder Vorwürfe darüber, daß fie ſich nicht bei 
Zeiten Dem entgegengelegt hat, was man, mit Recht oder Unrecht, die Pro» 
jecte Roms nennt, nicht gefehlt haben, die Freiheit des Handelns in 
religidjen Saden nit mehr haben würde, deren fie ji bisher 
im Interelje der katholiſchen Kirche bedient hat. Indem wir biefe 
Betrachtungen den heiligen Stuhle vorlegen, find wir durchaus nicht von den 
Ideen derjenigen beeinflußt, welche die römifdhe Curie vielleicht als ihre (Feinde 
betrachtet. Wir haben kein Intereſſe, die Autorität des Papftes zu ſchwächen. 
Als befreundete Macht und um dem heiligen Etuhle einen neuen Dienſt zu 
erweijen, mödten wir durd) die Freimüthigfeit, womit wir uns über unſere 
Lage und über die Gefahren einer religdien Krifis ausfpredden, beitragen, von 
den Berathungen des Concils Alles fern zu halten, was die im Ullgemei- 
nen befriedigende Stellung der katholiſchen Kirche in Deutſchland gefähr- 
den lonnte. 


25. April. Kaplan Jantſch in Liegnik erklärt öffentlich, daß 
„vie Lehre von der Infallibilität und das gefammte kirchenpolitiſche Sy⸗ 
Rem, wie e5 im Eyllabus und in der denfelben begleitenden (Enchelica her» 
vortritt, im ſchneidendſten Gegenſahe zur Vernunft, zum Evangelium, zur alten 
Kirchenverfafiung, zu den Anjchauungen der Kirchenväter ftehe, und daß dieſes 
Syſiem, zum Princip erhoben, wegen feiner innern Unwahrheit mit Nothwen⸗ 
digkeit zur Auflöfung des kirchlichen Organismus führen müßte, und zwar, 

in Anbetracht der Weltfage, in einer nicht gar fernen Zukunft“, 
retractirt aber fpäter in Folge der deshalb erlittenen Anfechtungen. 


27. „ (Zollverein). Das Zollparlament genchmigt bie Abänderung 
der Verordnung bez. Beltenerung bes Nübenzuders und ben Sans 
belövertrag mit Merico. " 


29.— 30. April. (Zollverein). Zollparlament: Beginn ber Tarifbebatte. 
Generalbebatte darüber. 


Die Borlage des Zollbundesraths unierſcheidet fi von der vorjährigen 
vorzugsweife dadurch, daß die damals wieder proponirte Betroleumfteuer fallen 
gelafſen und durd) eine Wa A des Kaffeezolls erjet ıft, in der Hoffnung, 
daß das Parlament daranf eher eingehen werde. Die Regierungen ftänden 
fi) dabei nicht weniger gut. Der muthmaßliche Mehrertrag des Petroleum⸗ 
30018 ward damalg don ihnen auf 900,000 Thlr., derjenige der nunmehr vor⸗ 
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geſchlagenen Erböhung des Kaffeezolls dagegen wird auf 1,400,000 Thlr. ver» 
anihlagt. Zugleich haben fie die damals vorgeishlagene Ermäßigung des 
Reiszolls zurüdgezogen, jo daß im Banzen damals für 900,000 Thlr. Petro- 
leumzoll der Berziht auf 1 Mill. Thlr. anderer Zölle angeboten ſchien, jcz: 
aber für 1,400,000 Thlr. Kaffeezoll nur mehr 600,000 Thlr. Ermäßigungen. 
Die Majorität des Parlaments fcheint daher auch wenig geneigt, den Wun⸗ 
ſchen der Regierungen zu entſprechen. Die Organe ter fog. jübdeutichen Frac⸗ 
tion maden fogar fein Hehl daraus, daß es ihnen geradezu darum zu thun 
ift, zu verhindern, daß Überhaupt etwas zu Stande lomme. 


2. Mai. (Zollverein). Zollparlament: Cpecialbebatte über bie Tarif: 


vorlage. Die Herabfeßungen des Zells auf VBaumwollgarne und 
Vaumwollgewebe werben, indeß nur mit ſehr geringer Mehrheit, ge: 
nchmigt. Hoverbeck beantragt, ben Zoll auf Roheiſen und altes 
Brucheiſen fofort auf 2% Egr. herabzujegen und biejelben vom 30. 
Sept. 1873 an ganz zellfrei zuzulafjen; Meyer, ten Zoll darauf 
bis 1875 fucceffive auf 4, 3, 2, 1 Egr. berabzufcgen und fie vem 
1. San. 1875 an zollfrei zuzulaflen. Delbrück erklärt die Anträge 
für unannchmbar. Dieſelben werben auch mit 125 gegen 113 und 
mit 120 gegen 116 Stimmen abgelchnt. 


„ (Zollverein). Zollparlament: Epecialbebatte über bie Tarif— 
vorlage. Niendorf beantragt, ben Zoll auf Robeijen aller Art und 
altes Brudeifen auf 2% Sgr. Berabzufegen. Der Finanzminifter 
erklärt fih gegen ben Antrag. Derſelbe wirb in namentlider Ab: 
ftimmung mit 133 gegen 120 Etinımen gleihfall8 abgelehnt, fo 
baß alle Anträge auf Verminderung ber Eifenzölle gefceitert find. 


„ (Zollverein). Zollparlament: Epecialbebatte über bie Tarif: 
vorlage, Auf Hoverbeck's Antrag wird ber Zoll auf Reis gegen 
die Regierungen mit Mehrheit auf 15 Sgr. herabgelegt, bie Er: 
böhung bes Kaffeezolls dagegen auf 5 Thlr. 25 Ger. mit 187 
gegen 63 Stimmen abgelehnt. Ebenſo wird bie Vorlage über bie 
Stärfezuderfteuer abgelehnt. Die Zariffrage fcheint bamit wenig: 
ſtens vorerft neuerdings gejcheitert zu fein. | 
„ (Zollverein). Zolparlament: Debatte über ben Antrag Bam: 
berger: 

„die berblindeten Regierungen aufzuforbern, daß fie die Angelegenheit ber 
vor den Reichstag des norbdeutichen Bundes zu bringenden Müngreform als 
eine gemeinjame Aufgabe ſämmtlicher Staaten des Zoll» und Kandelsvereins 
fih aneignen, namentli aber dafür jorgen mögen, daß bei der in Ausficht 
genommenen Borunterfuchung (Engu&te) aud die fübbentichen Staaten in Be— 
tragt und in Mitthätigleit gezogen werben, und die Gejekentwürfe in ſolcher 
Weife vorbereitet werben, daß fie ‚bie gleichzeitige Herftellung der Munzein heit 
im ganzen deutſchen Zollgebiet ermöglichen.“ iniſter Delbrüd ertlärt 
die Vereitwilligleit des WVundesraths, dein Antrage zu entipreden. Becher 
(Württemberg) ſpricht im Namen der fübdeutjchen Fraction gegen den Antrag, 
der die Gompetenz des Zollparlaments überfchreite und den Landesvertretungen 
präjubicire. Der Antrag wird trogdem mit großer Mehrheit gegen die Stim⸗ 
men der ſuddeutſchen Fraction angenommen, 
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6. Mai. (Zollverein.) Zollparlament: Schlußberathung über bie Tarif; 
porlage. v. Patow ftellt einen Dermittlungsantrag, ber von allen 
Fractionen mit Ausnahme der preuß. Fortfchrittspartei und ber fübs 
deutſchen Fraction unterftüßt if. Delbrück erklärt, daß bie verbün: 
beten Regierungen ben Antrag, fo wie er geftellt fei, d. 5. ale ein 
untrennbares Ganzes, annehmbar fänden. Bei ber Abftimmung wird 
die Erhöhung tes Kaffeezolls mit 183 gegen 91 und ber ganze 
Bermittlungeantrag mit 186 gegen 84 Stimmen angenommen. 

Der Bermittlungsantrag Patow geht dahin: die Herabſetzung des 
Zolls auf Baummollgarne ıc. fällt weg, der cn wird von b auf 24 
Sgr., der Reißzoll von 1 Thlr. auf die Hälfte herabgeſetzt, der Kaffeezoll da⸗ 
gegen nad der Borlage auf 5 Thlr. 25 Egr. erhöht. Delbrüd gibt id 
bet Erwägung der gejammten Verbindung der Hoffnung hin, daß die Ein» 
nahmen des Zollvereins dur die Annahme des Antrags menigftens nicht 
werden vermindert werden. Volk (Bayern): Man bat früher viel davon ge⸗ 
ſprochen, daß eine Entwidlung des Zollvereing und einer wirthſchaftlichen Politik 
defjelben nicht möglich jei, weil das liberum veto der Regierungen exiftirte. 
Die Feinde des Zollverein, die Yeinde des deutſchen Namens find es, welche es 
ſehr gern jehen würden, wenn das Sollparlament eine zweite Auflage dieſes 
liberum veto herbeiführen würde. Es muß uns daran liegen, diejenigen zu 
Schanden zu maden, die e8 darauf atgefehen haben, zu zeigen, daß in dem 
Zollparlamente nur eine gefeggeberiiche Impotenz liege. Wenn man davon 
geſprochen bat, e8 ſei ein Gompromiß außerhalb des Hauſes zu Stande ge- 
tommen, fo kann ich wahrhaftig nicht begreifen, wie man darin irgend etwas 
zu einem Protefte Beranlafiung Gebendes finden lonnte. Einige haben die 
Grundlagen einer Berftändigung geſucht; diefe haben ihre Anſchauungen ein⸗ 
ander mitgetheilt, und fo hat man am Ende einen Einigungspunft gefunden, 
der ja viel beſſer in einzelnen Gruppen dißcutirt mird, als bier in vollem 
Haufe. Ich freue mich, daß am -Schluffe der Tegislaturperiode noch die Aus⸗ 
fit vorhanden ift, daß eiwas zu Stande kommt. Ich glaube, daß, wenn 
einmal die Tarifreform ihren Abſchluß gefunden bat, in die Geſchäfte, in die 
Induſtrie überhaupt mehr Sicherheit und alſo au mehr Zuverfiht, mehr 
Unternehmungsgeift lommen wird. Das wird die Lage an und flr fi) ſchon 
beffern. Und betradgten Sie nur die Schavenfreude, mit der man auswärts 
jenjciis der deuiſchen Grenzen darauf fieht, dab das Zollparlament ebenfalls 
wieder refultatlo8 außeinandergeben fol; betrachten Sie die Entmuthigung, 
welche für alle wahren freunde der Sache daraus hergeleitet werden Fünnte, 
wenn wir unfere Unfruchtbarkeit offen zur Schau trügen! Sorgen Sie durd 
Ihr Votum dafür, daß wir dem Hafen, in den wir einlaufen wollen, einen 
E dritt näher treten. 

Der Antrag Patow war ala Gompromiß zwiſchen den verſchiedenen Bar» 
teiem außer dem Haufe zu Stande gelommen, um nur etwas zu Stande zu 
bringen, da die ſuddeutſche Fraction ſich bereits der Hoffnung hingegeben hatte, 
daß das Zollparlament auch diefes Jahr wieder rejultatloß außeinandergeben 
werde. Zu einem ſolchen Compromiß gaben ſich zunächſt die confervative und 
die nationalliberale Partei die Hand, mußten aber, um fi die Majorität zu 
fidern, nicht bloß den Regierungen, fondern auch anderen Fractionen Conceſ⸗ 
fionen maden und namentlid) die Erhöhung der Zölle auf Baummollgarne 
und Baummollgewebe zugeftehen, da die yortichrittspartei ihre Mitwirkung 
verfagte. Die Ueberzeugung, daß die Sache nicht anders in Ordnung ge⸗ 
bracht werden könne, war auch fo ftarf im Haufe vertreten, daß von der 
Rechten Niemand, von der nationalliberalen Partei nur Ein Mitglied gegen 
den Compromig fimmte. Derſelbe entſpricht Übrigens den urſprünglichen Ab⸗ 
fichten der Regierungen auf eine namhafte Erhöhung der Zollerträgnifie nur 
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ſehr wenig, da ziemlich übereinſtimmend die Zollermäßigungen auf 1,305,000, 
die Zollerhöhungen auf 1,430,000 Thlr., alfo der Ueberfhuß zu Gunften der 
Regierungen behufs Deckung der Ausfälle aus dem Handelävertrage mit Cefter- 
reih nur zu 125,000 Thlr. veranſchlagt werden Tann, jomit die Abſicht der 
Mehrheit des Zollparlaments, Erhöhungen und Ermäßigungen auszugleichen, 
fo ziemlich erreicht worden ift. 

Im Zollbundesrath hatte fi, als es fid darum handelte, zu dem 
Patow'ſchen Bermittlungsantrag Stelung zu nehmen, Bayern für, Würt⸗ 
tenıberg gegen die Zuftimmung außgejprochen. 

Schluß der Eeifion. Threnrede bes Königs ven Preußen. Tic: 
felbe gibt ber Vefriedigung über das endliche Zuſtandekommen ter 
Zarifreform und über tie geſammte Entwicklung des Zellvereins 


überhaupt Ausdruf. 


9, Mai. (Nordd. Vund). Der Reichétag ninmt feine durch das 


12. 
13. 


Zollparlament unterbrochenen Arbeiten wieder auf. 


Die dritte Leſung des Etatsgeſehes für 1871 gibt Anlaß zu einer Debatte 
über die für die kleineren Bundesſtaaten faſt unerträgliche Militärlaſt, was 
ſich theils durch den ungleichmäßigen Druck, den die pro Kopf der Bevölle⸗ 
rung berechneten Matricularbeiträge veranlaßten, erkläre, theils daraus, daß 
in Folge octroyirter Verfaſſungen und der jede richtige Volksvertretung un⸗ 
möglich machenden Wahlſyſteme in dieſen Kleinſtaaten die Domänen den 
Fürſten überlaſſen worden ſeien und dieſe ſteuerfreien Complexe in einiçen 
derſelben bis ein Funftel des ganzen Landes ausmachten, wodurch freilich die 
Steuerfähigkeit derjelben ſtark beeinträchtigt werte. 


Genmijfionsberiht über das Geſetz bez. den Iinterjtüßungs: 


wohnfiß. 

68 ergibt jih daraus, daß die Gommilfion den Entwurf wieder im Einze 
der liberaleren preußiichen Anſchauungen umgearbeitet hat, womit die preuß:jchen 
Bundescommifläre fi auch einverftanden erklärt hatten, während die Berireter 
Sachſens und Heſſens dieſes Borgehen, indeß ohne allen Erfolg, lebhaft be- 
kämpft batten. 

Sejeßesvorlage wegen Aufhebung ber Elbzölle. 

Diejelbe bewilligt folgende Entihädigungen: für Medlenburg 1% Mi. 
Thlr., für Anhalt 85,000 Thlr. und für Lauenburg 36,000 Thlr. Laut 
den Motiven find die Regierungen Preußens, Sachfen? und Hamburgs be- 
reit, die Erhebung des Elbzolls ohne Entihädigung aufzugeben, und es er- 
ſtreckt fich dieſe Bereitwilligkeit rückſichtlich Preußens aud auf den Antheil des 
bormaligen Königreih3 Hannover an Dielen Zoll. Auch werde die öfterrei- 
Hilde Negierung vorausfichtli bereit jein, fih in demſelben Sinne zu er- 
Haren. Für Anhalt und Lauenburg werde zwar ein rechtlicher Anſpruch nict 
erhoben werden können, obgleich die Auhalt'ſche Regierung einen ſolchen gel» 
tend gemadt hat, wohl aber ſprächen Billigkeitsrüdjichten für eine Entidyädi« 
gung. Dagegen beſitze Medlenburg einen rehtlihen Anſpruch auf Entſchä⸗ 
digung, weil e8 die definitive Annahme des Bundesverfafjungsentwurf3 von 
der Borausjehung einer joldden Entſchädigung abhängig gemadt habe, auf 
in diejer Bezichung von Seiten der preußiiden Regierung bindende Zufiche⸗ 
rungen ertheilt worden fcien. 


» (Breugen). Waldeck +. 
„Mordd. Bund). Der Reichstag erledigt ben Geſetzesentwurf 
über das Urheberrecht an Schriftwerken. 
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Ter Kaiſer von Rußland trifit in Berlin ein und geht von ba 
nah Tarınftabt. 


— Mai. (Mordd. Bund.) Tunbeeratb: Ter Tundesfanzler Icgt Beni: 


17. 


jelben cinen Antrag, betr. die Gottharbbahn, nebſt Denkſchrift ver. 

Rach derjelden if für Deutihland eine Gefammtfubvention von 20 Mill. 
Tree. in Ausfiht genommen, wovon die Hälfte auf Nord-, die andere auf 
E üddeutihland fiel. Bon den 10 dem Rordbund zugedadhten Mid. will 
Preußen als Eigenthümer der im Verlehrsgebiete der Gotthardbahn gelegenen 
Kohlenbergwerke an der Saar, ſowie als Eigenthümer einiger die wefllichen 
Provinzen durchziehender Eilenbahnen, vorbehaltlich der Zuftinunung der preu- 
Gijchen Bollövertretung, 1% Mill. Fres. vorweg Übernehmen. Außerdem wollen 
die bergiſch⸗märkiſche und Die theinifche Eiſenbahngeſellſchaft je 1 Mill. Free. 
beiftenern, jo deß noch 6% Mil. Fred. auf Buntesfonds fallen würten. Mas 
die vom deutſchen Süden erivarteten 10 Mil. Fres. betrifft, jo hat fi Baden, 
welches von einer Gotthardbahn allerdings Vortheile zu erwarten hat, von 
feiner Ständeverfammlung auf Tem kürzlih geſchloſſenen Landtage bereils 
3 Mill. Fres. bewilligen lafjen, und die württembergiſche Regierung bat gleich- 
falls die protofoflarifche Zufage eines Beitrags gegeben, wird indeß zuzuſehen 
haben, ob die Stände ihr ort einzuldjen geneigt fein werden. Was dagegen 
Bayern anlangt, jo ift eine Vetheiligung defielben mehr als zweifelhaft. 
„ Norbd. Bund). Der Reihetag erlchigt die Berathung über 
ben Geſctzesentwurf betr. Unterjtüßungswohnfig in zweiter Lejung. 

Um da3 Gejeg zu Etande zu bringen, muß die Majorität ſich ſchließlich zu 
einer ſehr weſentlichen Soncejfion verſtehen. Nach dem Willen der (particula⸗ 
riſtiſchen) Maiorität im Bundesrath ſellte das Geſetz ſich nur auf Ten Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz der Bundesangehörigen außerhalb des Heimathsſtaats beziehen. 
Der Reichstag Hat jedoch dem Geſetz eine erweiterte Geltung auch für die 
Bundesangehörigen innerhalb des Heimathsſtaates gegeben, jo daß es jetzt 
nit nur an die Stelle der Gothaer Convention, jondern aller Particular- 
gefeße tritt. Der Unterftügungsmwohnfig wird durch zweijährigen Aufenthalt 
erworben. Die Commilfion wollte aber auch dem Bunde die oberfte Entjchei- 
dung in Sireitigleiten aller Art über die Auslegung des Geſetzes zuſprechen. 
Der Reichstag beſchränlt indeß durch Annahme eines Miquel'ſchen Amende⸗ 
ments dieſe Competenz des Bundes auf Fälle, mo die Streitigkeiten Armen» 
verbände verfchiedener Bundesftaaten betreffen. Cine unbeſchränkte Competenz 
wurde vielfach als gegen die Berfaffung verftoßend angefehen, ta in derſelben 
dem Bunde, abgeiehen vom eigentlihen Prozeß bei Terwaltungsgejehen, nur 
die oberfte Aufjücht, nicht die oberfte Entſcheidung in der Auslegung zugeltan- 
den ſei. An diefer Meinungsverjciedenheit würde das Geſetz im Bundesrath 
am jo eher geſcheitert fein, als Sachſen, Hefien und viele Kleinftaaten das 
Bedürfniß einer Bundesgefehgebung in diefer Ausdehnung unter Aufhebung 
aller Particulargejege nicht anerkennen. 
„ (Rordb. Bund). In Königsberg bildet fid cin nationalliberales 
Wablcomite, an deſſen Epite ber Oberbürgermeifter Kieſchke, ber 
GEenerallandſchaftsrath Richter und her Lanbrath a. D. v. Lensky 
ſtehen. Dasjelbe erläßt einen Nufruf, 

in welchem als Ziel der Parteibeftrebungen hingeftellt wird: Errichtung 
berantwortlidher . Bundesminifterien, Aufhebung der Prebßbeichräntungen und 
der Beſchränkungen des Vereinsrechts, Unabhängigkeit der Schule, Selbftver- 
waltung der Gemeinden, Kreile und Provinzen, Reform des Nollvereinstarifg, 
Herabjegung der Friedenspräſenzſtärke und der Tienftzeit, fowie jährliche Feſt⸗ 
Hellung des Militär-Etats. Die Königsberger Nationalliberalen ftehen alſo 
fo ziemlih auf dem Standpunkte der Yortjerittspartei. 
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19. Mai. (Nordd. Bund). Reichstag: Berathung einer Rezierungsror: 
lage bez. Abänberung bes Marine-Etats für 1870. 

Der Entwurf verlangt eine Nacdhbewilligung von 600,000 Thirm. für 

Hafenbauten in Wilhelmshafen und eine folde von 157,000 Thlen. für ben 

(bereits abgefichloffenen und bezahlten) Anlauf eines Vienfigebäudes für das 

Marineminifterium. Die eritere Forderung wird ohne Schwierigleit bewilligt, 


die lehtere dagegen erregt energifchen Tadel und wird mit 86 gegen 82 Stim⸗ 
men verweigert. 


21. „ Rorbb. Bund) Der Reichétag beharrt mit 113 gegen 102 
Stimmen auf feiner Weigerung, ben bereits abgeſchloſſenen und 
bezahlten Anlauf eines Dienftgebäudes für das Marineminifterium | 
durch cinen Nachtragscerebit für 1870 zu genehmigen. 


Tebatte über ben Geſetzesentwurf bez. Aufhebung ber Elbzölle: 

Tie Entſchädigung Medienburgs wird mit 126 gegen 100 Stimmen von | 
1,250,000 Zhlrn. auf 1 Mill. herabgefegt, diejenige Anhalts ohne Schwierig⸗ 
eh, dagegen diejenige Lauenburgs mit 106 gegen 102 Stimmen 
abgelehnt. 

Beginn ber britten Berathung des Strafgeſetzbuches. Der Bunbes: 
commifjär, preuß. Quftizminifter Leonhardt, erflärt, bie Bunbes: 
regierungen feien ben Beſchlüſſen bes Reichstags möglichſt entgegen: 
gekommen, bie Tobesftrafe fole uur für Morb und für Morbocrfud 
auf das Bunbesoberhaupt ober ben Lanbesfürjten beibehalten blciben. 
Das Haus beſchließt auf Antrag des Abg. Grafen Edywerin, bie 
Berathung vorerft zu vertagen, um bie gchörte Erklärung zu erwägen. 


„nn Morbb. Bund). Der Bundeskanzler Tehrt von Varzin nad 
Berlin zurüd. 


23.—24, Mai. (Norbd. Bund). Reichstag: Generaldebatte über bay 
Strafgeſetzbuch; Erflärung bes Buntesfanzlers. Veginn der Cpecial: 
bebatte: mit 127 gegen 109 Stimmen wirb befchloffen, die in Art. 1 
geftrihenen Worte „mit bem Tode“ wieber berzuftellen. 

Debatte: Pland und Gen. beantragen, die Tobesftrafe wenigſtens in 
Sachſen und Oldenburg nicht wieder einzuführen, wenn fie aud für das ge 
fammte übrige Bundesgebiet beibehalten werben follte, Graf Shwerin er 
Hört fi gegen jein früheres Botum nunmehr für Wiederherſtellung der Todes» 
Rrofe Bundeskanzler: Die Regierungen haben den Beweis gegeben, 
daß fie die eigene Ueberzeugung, die eigene Rchisanficht dem böhern nationalen 
Zwei zu opfern fi entichließen können; nur ein Opfer Eönnen fie dieſem 
Zweck nicht bringen: das iſt daß Princip diefer nationalen Einheit Jelbft. 
Hierin Liegt der Grund, der fie hindert den Amendement der Abgg. Pland 
und Genofien ihre Zuflimmung zu ertbeilen. Die Regierungen find außer 
Stand fi) von der Vergangenheit des norbveutichen Bundes, ven den Zwecken, 
welche uns bisher vereinigt und beihäftigt haben, in dem Maße lokzufagen, 
daß fie aus der Duelle des einheitlichen Bundesrechts zweierlei Wafler fliehen 
laſſen, daß fie bewußterweile und von diefer Stelle hier ein doppeltes Rechts⸗ 
jyſtem für den norbbeutihen Bund ſchaffen. Ich gehe auf die juriftifchen 
Schwierigleiten, welche die Turdführung eines foldhen Syſtems bat, nicht ein; 
man kann deren viele aufftellen, wie die Frage etwa Über ein Berbredhen, 
welches bei Nacht auf einer Eijenhahnfahrt, wie e8 ja vorgelommen if, Ratt- 
gefunden Hat — ob es in einem Gebiete, wo die Tobesftrafe aufgehoben if, 

ob es zwiſchen Magdeburg und Leipzig etwa in der Gegend von Cothen, oder 


Sreuken und der nerddentſcht Fund, 7 


ob «8 dit vor Leipzig begangen worden ift; man könnte bei audern Ver⸗ 
brechen, 3. B. der Ermordung von Förfteen durch Wilbbiebe in Grenzwald⸗ 
ungen, ähnliche cafuiftiiche ragen auffichen; fie ſollen mich nicht beſchäftigen, 
ich halte mi Icdiglih an die politiſche Eeite der Sache. Es ift für mid 
eine abjolute Unmöglichkeit, e8 wäre ein volles Berläugnen meiner Bergangen- 
beit, wollte ih einem Geſetz bier zuflimmen, welches das Brincip fanctionirt, 
daß dur den Bund zweierlei Recht für die Norbbeutichen geichaflen werben 
fc, daß gewiſſermaßen zweierlei Klafien von Norddeutſchen geichaffen werben 
follen — eime Selecta, die vermöge ihrer Befttung, vermöge ihrer Erziehung 
fo weit vorgefchritten ift, daß jelbft ihre üblen Subjecte des Correctivs des 

ichtbeil8 nicht mehr beblirfen, und dann daS profanum vulgus von 27 Mil- 
lionen, welches biefen ſächſiſch⸗oldenburgiſchen Culturgrad noch nicht erreicht hat, 
dem das Richtbeil im Raden figen muß, um e8 in Ordnung zu halten. Tem 
können wir nicht zuftimmen; ich würde eher ein nach meiner Ueberzeugung 
ſehr viel mangelbafteres, aber einheitliches Strafgejeg in Kauf genommen 
baben, id) würde mich der Hoffnung hingegeben haben, daß bei dem gejunden 
Sinn unferer Bevölferung und feiner Vertretung ein Fehler eines mangels» 
haften Strafrcht# jo allgemein Eenntli und fo allgemein fühlbar ift, daß die 
LZüden ausgefüllt und Irrthümer verbeflert werden würden in einigen Jahren. 
ber das Berlafien unjerer Grundprincipin in Bezug auf die Einheit, die 
wir in Deutichland zu ſchaffen haben, das läkt fi) niemals wieder gut madıen. 
Ich kann von diefem Standpuntt aus hier kein Oldenburg und Fein Preußen 
tennen, id) kenne nur Norddeutſche. Unſere Aufgabe iſt die Gleichheit vor dem 
Gehe für alle norddeutſchen Bürger zu ſchaffen, nicht die Ungleichheit, da wo 
fie if, gut zu beißen, oder gar fie innerhalb des Bundesgebietes neu zu 
ſchaffen. M. H.! Das if eine politifche Unmöglichkeit. Wir find genen 
Sonderrechte, gegen Sondereinridgtungen, gegen die Borurtheile einzelner Re⸗ 
gierungen und einzelner Eiämme, ja jelbft gegen die Rechte einzelner Regier- 
ungen und einzelner Volksſtämme mitunter, weil wir und der Größe unjerer 
Ziele bewußt waren, mit Härte verfahren; ich darf wohl jagen mit Härte, 
wenigfiens mit Strenge. Wir haben unverrüdt unſer nationales Ziel im 
Auge behalten; wir haben nicht links, nicht rechts geſehen, ob wir jemanden: 
wehe thäten in jeiner theuerften Ueberzeugung. M. H.! Aus diefem Geift 
haben wir unſere Kraft, unfern Muth, unfere Macht geſchöpft, zu handeln 
wie wir gethan. Sobald uns diefer Geift verläßt, jobald wir dieſem Geift 
entjagen, fobald wir ihn vor dem deutlichen Bolt und feinen Nachbarn aufs 
geben, fo legen wir damit Zeugnik ab, daß die Spannfraft, mit der wir vor 
3% Jahren an diefer Stelle unfern Ausgang nahmen, in dem Sande des 
Barticularismus, des Particularismus der Staaten und des Particularismus 
der Parteien, erlahmt if. Wir werben die Duelle, aus der wir die Berech⸗ 
tigung jhöpften, hart zu fein, und mit eijernem Schritt zu zermalmen, was 
der Herſtellung der deutſchen Ration in ihrer Herrlichleit und Macht entgegen 
ftand. . . . (XebHaftes Bravo! Bon den Plägen der ſocial⸗demokratiſchen 
Fraction: „Ohol* Erneuerier flürmifcher Beifal.)” M. H.! Ich freue mic 
des Beugnifleß, das mir durch die Mikbilligung der Gegner deuticher Einheit 
und deutfcher Größe gegeben wird. .... M. H.! Im Begriffe dieſen Reichs⸗ 
tag feinem Schluß entgegenguführen, möcht’ ich Sie bitten: durchdringen Sie 
fih vollfändig don dem ‚ der die Bundesverfafiung geichaffen hat, hinter» 
laſſen Sie ihn ungeſchwächt Ihren Rachfolgern, geben Sie dur Ahr letztes 
wichtige8 Botum dem beutichen Bolt ein verheißungsvolles Pfand feiner Zu» 
Zunft, beweifen Sie ihm durch Ihre Abflimmung, daß dba, wo e8 auf die 
gebeiligie Sache unferer nationalen Einheit anlommt, der Deutice feinen alten 
Rationalfehlern zu entjagen werk, beweiſen Eie es, indem Sie den Plab ver» 
gefien, welden Sie in der Hitze des Kampfes als Partei, als Einzelne ein- 
genommen haben, indem Sie über Ihre augenblidlichen Gegner hinweg Ihren 
Bid auf das große Ganze erheben und dieſem großen Ganzen einen Dienft 





72 Jreufen und der nerddeutſche Bund. 





erweifen, welcher für die deutliche Zutunft das Pfand bilden wird, daß bie 
Reubildung unferer Berfafiung frei fein werde von einem großen Theil der 
Schlacken, welche den alten Guß Ipröde, brüdig gemacht und zerrifien haben. 
Lasker: beharrt auf feinem früheren Botum. Alles ſpricht für Die Auf- 
bebung der XTobesfirafe. Wie aud die Abflimmung ausfallen mag, verlieren 
wir den Muth nicht, kämpfen wir bis zum legten Yugenblid. Wir kaben 
alle nur das Wohl des Baterlandes im Auge. Miguel: Die Todesfirafe 
it eine Frage der Zeit, eine Frage der fortichreitenden Gultur. Lie Todes- 
ſtrafe ift faft eine Bewifiensfrage, aber nur fall. ch habe mid gewifienhaft 
geprüft, habe die Frage jahrelang mit mir herumgetragen, und id) bin dahin 
gekommen, daß ich die Frage, ob die Todesftrafe jetzt ſchon gänzlich zu ber 
feitigen ift, nicht bejaben kann. Die Zeit kommt, aber fie iR noch wit ge 
Iommen. Jetzt fordert das Gewiſſen, das Uebel möglift einzufchränfen, aber 
zu: bejeitigen ift es nicht gänzlid. Da wo die Todesfirafe aufgehoben, iR 
diefelbe wieder einzuführen, das muß fchredlich ſchwer fallen. Anders iſt es 
aber au in andern Fragen nicht geiweien, mo es fi) um eine einheitliche 
Sejehgebung handelt, und mo Ausnahmen nicht zugelafien worden find. Rehmen 
Sie au hier das Compromiß an. Juſtizminiſter Leonhardt: Id erkläre 
offen, daß ih aus rein principiellen Gründen weder Anhänger noch Gegner 
der Todesftrafe bin; aber ich halte dafür, baß fie beizubehalten iR, fo lange 
fie das Nechtsbewußtfein im Volke nicht verwirft. Die Todesfirafe ift zweifel- 
los eine frage der Zeit; ob dieje Zeit lang oder kurz yu bemefien if, vermag 
ich nicht zu beſtimmen. Wenn Sie die Todesftrafe ftreichen, fo bleibt der alte 
Auftand. Kein Beleg greift jo tief in das Boltsleben ein wie das Strafgeiek. 
Was fol dann geſchehen? Ich bitte Sie im Namen der Regierungen: be 
Kan 2 bie Etunde zur Bründung eines nationalen Denkmals unvergäng- 
ubms! 


25. Mai. (Nordd. Bund). Reichstag: Schluß ber britten Berathung 
bes Strafgeſetzbuches. Für Morb unb für Mordverſuch gegen bas 
Bundesoberhaupt ober einen Landesherrn wirb die Tobesflrafe nad 
bem Verlangen ber Megierungen twieberbergeftellt und ber Reſt des 
Geſetzes weſentlich wie in zweiter Leſung erlebigt. 

Nunmehr handelt e8 fih nur noch um ein Begehren der Regierung: im 
8 3 des Einführungsgefeges den in 2. Lefung angenommemm Abſ. 2 
(„Aufgehoben jedoch werben die Beſtimmungen der Landesgeſetze, welde die 
in Theil II Abſchnitt 1 bis 5 des Strafgeſetzbuches enthaltenen Verbrechen 
einem beionderen G®erichishofe zumeilen. Die Zuftändigfeit zur Aburtheilung 
diefer Verbrechen gebt auf die ordentlichen Landesgerichte Über, und die Eni⸗ 
ſcheidung erfolgt in dem Berfabren, welches für die Aburtheilung von Ver⸗ 
brechen maßgebend if“) zu flreichen, alfo den preuß. Staatsgerihtshof 
wiederberzuftellen. Das Haus kommt auch dieſem Berlangen der Re 
gierung mit großer Majorität nad; ter Stantsgerichtshof iR ſomit wieder⸗ 
bergeftellt.” Die übrigen 88 des Einführungsgeieges werden unverändert an- 
genommen. Damit ift die dritte Leſung des Strafgeſetzbuches beendigt. 

Abgeſehen von der Trage der Todesftrafe, worüber die Anſchauungen ans 
einandergehend bleiben, Ipricht ſich die dffentlihe Meinung über das Zuſtande⸗ 
fommen des großen Werkes entſchieden günftig aus. Nicht nur ein einheit- 
liches Strafgefeß für den ganzen norddeutſchen Bund ift geſchaffen, fondern 
auch die demjelben zu Grunde gelegten Principien bilden einen gewaltigen 
Fortſchritt, wie ausnahmslos von allen Seiten zugeflanden wird. Ueberall iſt 
die bisherige Beengung des Richters in feinem vernünftigen Ermeſſen befeitigt 
und demfelben ein viel freierer Spielraum eingeräumt. Tas Minimum der 
Zuchthausſtrafe iſt auf ein Jahr herabgefegt, und die mildernden Umftände find 
jo häufig zugelaflen, daß faft Überall auf die befonderen lUmflände, welche bei 
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dem Verbrechen obwalteten, Nüdfiht genommen werten kam. Iynsbelondere 
aber find die politifchen Abſchnitie des neuen Geſetzes zu würdigen. Cine 
völlige Umwälzung der bisherigen Rechtszuſtände wird durch den politiichen 
heil des Gejetzes, durch den Abſchnitt über Hochverrath und Landesverrath*, 
und noch weit mehr durch die Kapitel über „den Widerfiand gegen die Staais⸗ 
gewalt” und über „die Berbredhen und Bergeben gegen die öffentlihe Ordnung“ 
bewirlt. Bor der Bedeutung dieſer Abſchnitie tritt die Trage, ob der Mord» 
verſuch gegen daß Bundesoberhaupt und den Lantekfiirftien mit Tod ober 
lebenslängliem Zuchthauſe geahndet werden foll, mit Sicht zurüd, Der Ab⸗ 
Ichnitt Aber Hochverrath und Landesverraih mildert, eußer bei dem Mord⸗ 
verſuche, durchgängig die Etrafen, läßt, je nachdem die Handlung aus ehr» 
lofer Gefinnung entiprang oder nicht, die Wahl zwilhen Zuchthaus und 
Feſtungsſtrafe, geftattet die mildernden Umflände in einem Umfange, daß, 
wo früher ter Tod erkannt wurde, fortan auf Feftungsſshaft von fünf Jahren 
ertannt werbeu fann (88 &1 und 96), befieht nur bei den ärgften fällen des 
Boterlandverraihes — bei der Eonipiration mit dem Arslande behufs oder 
während eines Krieges, bei Auslieferung von Feſtungen, Operationsplänen, 
Mannſchaften der Bundesarme an den Teind, bei Epirnage ꝛc. — auf der 
ausichlichlichen Anwendung der Zuchthausſtrafe und läßt jeitft hier mildernde 
Umfände zu, welche die Berwandlung der Strafe in Beftungshaft geftaiten. 
Bolitiid viel bedeutſamer noch für die geſammte Rechtsauſchauung und dffente 
lide Eitte iſt das in den Abfchnitten über den Widerftand gegen die Stanis- 
gewalt und über die Verbrechen und Bergehen gegen die dffentlihe Ordnung 
vom Reichſtage Überall eingefügte neue Princip, dag die Anordnung , rechts⸗ 
giltig”, der von der Obrigkeit ausgegangene Befehl „innerhalb ihrer Zus 
Rändigfeit“ fi beivegen, daß der Beamte in der „rechtmäßigen? Ausübung 
feines Amtes begriffen fein muß, wenn der Widerfland gegen ihn oder wenn 
die Aufforderung zum Ungehorſam Rrafiällig fein fol. In Zukunft hat der 
Richter zu prüfen, ob die obrigleitliche Anorbnung geiegmäßig war, und ob 
der Beamte feine Befugniß nicht überjchritten bat. Die Juſtiz iſt Über die 
Berwaltung geftellt, die Allmacht der executiven Organe hat aufgehört. 

Tie Vorlage betr. Eubvention der Gotthardbahn wirb in britter 
Leſung und hierauf cin von Blandenburg, Hennig und Löwe einge: 
brachter Gefehesentwurf genehmigt, der Prämienanlehen innerhalb des 
Bundes fortan nur auf Grund eines Bundesgeſetzes und nur zum 
Zweck ber Anleihe eincs Runtesftaats cher des Vundes geftattet. Die 


Seſſion bed Reichstags ift kamit an ihrem Schluß angelangt. 


25.— 28. Mai. (Rorbb. Bund). Ter Buntesrath ertheilt bem Straf: | 


ceiegbuh (mit 34 refp. 36 gegen 9 reip. 7 Stimmen) dem Geſetz 
über tie Urheberrechte an Schriftwerken (Nachdrucksgeſetz) und (mit 
29 gegen 14 Etimmen) ben Gejch betr. Unterſtützungswohnſitz feine 
Zuftimmung. 

Shen die vor der Neihstagsfigung vom 21. d. M. erfolgte principielle 
Suftimmung zu dem Compromißvorſchlag reip. der Erklärung des Bundes 
commifjärs bez. des Strafgeſetzes war nicht ohne Schwierigkeit erreicht worden. 
Namentlih hatte der Pland’fche Vergleichsvorſchlog wegen der territorialen 
Beihränlung der Todesftrafe im Bundesrath eine Ichhafte Furſprache, bes 
fonders on den Vertretern Sachſens und DOldenburgs, gefunden, und hätte 
aud zweifellos die Mehrheit erlangt, wenn nicht der Bundeskanzler demſelben 
aufs entichiedenfte entgegengetreten wäre. Graf Bismard erklärte nämlich die 
Amahme diejes Amendements für abfolut unzuläflig, weil durch defien Ans 
nahme die einheitliche Rechtsbildung innerhalb des norddeutſchen Bundes in 
einem der wichtigſten Punkte beeinträchtigt werden würde Die Folge dieſer 
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entfehiedenen und mit auffallendem Nachdruck vorgebradien Erllärung war: 
dag ih nun ſämmtliche Stimmen bis auf die fächftiichen für die Ablehnung 
jene Antrags ausſprachen. Auch jet wieder find Teineswegs ſämmtliche 
Bundesregierungen mit den von Preußen geforderten reſp. zugeitandenen Aen⸗ 
derungen am Strafgefegbucdh einverfianden. 11 Stimmen (Königreich Sadyien, 
Oldenburg, Sadlen-Weimar, Sadjen-Meiningen, Anhalt, Schwarzburg- 
Sondershayfen, Lübed und Bremen) erklären fi) principaliier für gänzliche 
Abichaffung der Todesfirafe, und die ſechs Iehteren eventuell für Beſchränkung 
berjelben auf daS Verbreden des Mordes. Beide Medienburg geben da- 
gegen noch Über die Anſprüche Preußens hinaus, inden fie verichievene vom 
Neichstag beichloffene Milderungen befeitigt wiflen wollen, jo bei Thätlidhleiten 
gegen Bundesfürften. Belämpft wird von dieſer Eeite auch die Beſchränkung 
der Strafandrohung für Aufforderung zum Ungehorjan gegen die von der 
Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigkeit getroffenen Anordnungen; ferner die 


‚ungenügende Borfchrift, daß die Beitrafung der öffentliden Gottesläſterung 


von beihimpfenden Heußerungen und von Erregung eines Wcrnernifies ab⸗ 
hängig gemacht werden ſoll, und die Rejolution, welde ein Geſetz über die 
Bolliiredung der reibeitsftrafen fordert. Bon derjelben Seite und von Heſ⸗ 
fen wird der Beſchluß wegen Nichtverfolgbarkeit der Lanbtagsmitglieder als 
eine Sompetenzüberichreitung des Bundes angegriffen, und von Sadien wird 
auf Streichung der Vorſchrift angetragen, welche Beamte wegen Annahme von 
Geſchenken auch für nicht pflihtwidrige Amtshandlungen mit Strafe bedroht. 
Endlich remonftriren Sachſen und Mecklenburg gegen die Bezeihnung „Bundes- 
oberhaupt“, laſſen jedod ihren Widerjpruch fallen, da Minifter Delbrück er- 
Härt, daß man daraus feine ſtaatsrechtlichen Folgerungen ableiten wolle und 
gern bereit fei, einem geeigneteren Ausdrud zuzufimmen. — Auch gegen die 
Zufimmung zu dem Gejeh betr. Unterftügungswohnfig wehrt ſich die parti- 
eularıftiiche Diinderheit aufs Tebhaftefte und will in den abändernden Beſchlüſ⸗ 
fen, welche der Reichötag zu dem urfprünglicen Entwurf gefaßt hat, insbeſon⸗ 
dere in der Einführung eine „Bundedamtes“, einer Urt von oberfiem Ber- 
waltungsgerichtshof zur Entiheidung von Differenzen zwiſchen verjchiedenen 
Staaten, die fih aus dem fraglichen Gelege ergeben, eine Aenderung ber 
Bundesverfafjung erbliden, dringt aber damit gegenüber Preußen und ber 
entichicdenen Haltung des Reichstags nicht durch. 


26. Mai. (Nordd. Bund). Schluß der Eefjion bes Reichstags. Die 


Thronrete des Königs von Preußen faßt bie Ergebniffe der gefamm- 
ten eriten Regislaturperiode des Reichstags zujammen: 

„Dem erften ordentlichen Reichstage de8 Bundes war die Aufgabe geftelli, 
die weſentlichſten Beflimmuugen der Berfajjungs-Urtunde in Gefalt 
organiſcher Geſetze in dem politiſchen und bürgerlichen Leben des Volles zur 
Geltung zu bringen. Sie haben die Löfung diefer Aufgabe in vier arbeit2- 
vollen Seffionen dergeftalt gefördert, daß e8 Ihnen wie Mir zur Genugthuung 
gereihen wird, am Schluſſe der Kegislaturperiode einen Rüdblid anf die 
Erfolge Ihrer Hingebenden Thätigkeit zu werfen. 

Norddeutſchland verdankt derjelben die Verwirklichung der wichtigſten Conſe⸗ 
quenzen des gemeinſamen Indigenats, der Freiheit der Niederlafſung, des Erwerbes 
von Grundbeſitz und des Betriebs der Gewerbe, die Regelung der Vedingun⸗ 
gen für den Erwerb und Berluft der Bundesangehörigleit und der Staats» 
engebörigteit, die Befeitigung der mehrfachen Beſteuerung deſſelben Einkom⸗ 
men3, die Aufhebung der polizeilichen Beſchränkungen der Eheſchließung und 
die Befeitigung der Abhängigkeit ſtaatsbürgerlicher Rechte von confefltonellen 
Unterſchieden. Lie Führung der Bundesflagge, der Schutz ter deutſchen 
Schiffahrt durch Geſandtſchaften und Conſulate des Bundes, die Wirkſamkeit 
der Conſuln, die den Organen des Bundes zuſtehenden Befugniſſe im Inter⸗ 
eſſe des Civilſtandes der Bundesangehörigen find unter Ihrer Mitwirkung 
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durch Geſetz und Vertrag geregelt worden. Durch die Abſchaffung der Elb⸗ 
zölle und die Regelung der Ylößerei wurde die lang erfirebte freiheit der 
deutjchen Etröme verwirklidt. 

„Zie Reine der Berträge, durch welche die internationalen Beziehungen 
des Bundes Poftwefens auf der Grundlage der Reform geordnet find, hat 
neuerdings durch die von Ihnen genehmigten Verträge mit Sroßbritanien und 
den Bereinigten Staatm von Amerika wichtige Ergänzungen erfahren. 

„Tie Organifation des Bundesheeres ift abgeſchloſſen und die Bundes- 
Kriegsmarine if, Dank ten ven Ihnen gewährten Mitteln, in einer 
Entwidlung begriffen, welche diefem Zweige der nationalen Wehrkraft eine 
Beh ne wigten Anforderungen der deutſchen Nation entiprechende- Bereutung 
verheißt. 

„Der Bundes haushalt ift auf feſter Grundlage geordnet. Die dem 
Bunde vorbehaltene Beiteuerung von Verbrauchsgegenftänden ift einheitlich 
- geregelt, und durch die Stempelabgabe von Wechſeln ift eine im Intereffe der 
Verkehrsfreiheit liegende Bundesftener geichaffen. 

„Die Herftchung der gemeinjamen Rechtsinſtitutionen, welche die 
YBundesverfafjung verheißt, ift in einem Maß gefördert werben, welches mir 
vor drei Jahren kaum in fo nahe Ausfiht zu nehmen wagten. Tas Geſetz 
über die Rechtshilfe und die auf dieſem Grfege beruhenden Verträge mit 
Baden und Heſſen haben, der ihrem Abichluffe nahen gemeinfamen Prozeß⸗ 
ordnung vorgreifend, die Schranken befeitigt, weldde die Kandesgrenzen der 
Wirkſamkeit gerichtliher Entſcheidung entgegenjehten. Die Aufhebung der 
Zinsbeihränlungen, der Schuldhaft und des Lohn⸗Arreſtes hat in midhtigen 
Beziehungen des vollswirthihaftlichen Verkehrs gleiches Recht geichaffen, das 
Oandelögejegbud und die Wechfelordnung find zu Bunbesgefegen erhoben wor⸗ 
den, und beide, ebenjo wie die von Ahnen beichlofienen Belege Über die Actien- 
gejellfchaften und über das Urheberrecht an geiftigen Erzeunnifien, unter den 
Shut eines oberften Bundesgerichtshofs geftellt worden, defien Wirkſamkeit in 
nächſter Zufunft beginnen wird. Die erfte Stelle in dieſer Reihe wichtiger 
Geſetze nimmt aber das geftern von Ihnen und vom Bundesrath genehmigte 
Strafgefegbuh ein. Die Vereinbarung diefeß Gefeges, durch welches uns das 
große Ziel deutſcher Rechtseinheit jo weſentlich genähert ift, fonnte nur gelin⸗ 
gen, wenn don Ihnen wie von den verbündeten Regierungen der Bollendung 
eines großen nationalen Werkes Opfer an Veberzeugungen gebradht wurden, 
welche um fo fehwerer, aber auch um fo frudtbarer, je tiefer die Fragen, um 
dern Löͤſung es ſich handelte, das Rechtsbewußtſein ergriffen. Ich dante 
Ihnen, daß Sie, in der Bereitwilligfeit diefe Opfer zu bringen, den verbün⸗ 
deten Regierungen entgegengekommen find. 

„Geehrte Herren! Ich darf die Ueberzeugung kundgeben, daß die Bes 
friedigung, mit weldder wir in diefem Saale die reihhaltigen “"rgebniffe 
gemeinjamer Thätigleiten überbliden, im ganzen deutichen Land und außer» 
halb der Grenzen deflelben getheilt wird. 

„Die großen Erfolge, melde im Wege freier Berfländigung der Regierun- 
gen und der Volksvertreter, unter ſich und mit einander, in verhälnikmäßig 
furzer Zeit gewonnen wurden, geben dem dbeutichen Bolte die Bürgichaft der 
Erfüllung der Hoffnungen, welche fih an die Schöpfung des Bundes Inlipfen ; 
denn fie beweilen, daß der deutſche Beift, ohne auf die freie Entwidlung zu 
verzichten, im der feine Kraft beruht, die Einheit in der gemeinfamen Liebe 
aller zum Baterlande zu finden weiß. 

„BDiejelben Erfolge, gewonnen durch treue und angeftrengte Arbeit auf 
dem Gebiete der Wohlfahrt und der Bildung, der Freiheit und der Ordnung 
. im eigenen Lande, gewähren auch dem Auslande die Gewißheit, daB der nord« 
deutihe Bund in der Entwidlung feiner innern Einrihtungen und feiner ver» 
tragsmäßigen nationalen Verbindung mit Süddeutſchland die deutſche Volks⸗ 
kraſt nit zur Gefährdung, jondern zu einer ftarten Stüße des 
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allgemeinen Friedens ausbildet, welder die Achtung und das Ber⸗ 
trauen der Voller wie der Regierungen des Auslands zur Seite fichen. 

„Wenn wir der deutſchen Nation mit Gottes Hülfe die Weltfellung 
gewinnen, zu der ihre geichichtlihe Bedeutung, ihre Stärke und ihre frichfer- 
tige Befittung fie berufen und befähigen, jo wird Beutihland den Antheil 
nicht vergefien, welchen dieſer Reichstag an dem Werke hat, und für den Ich 
Ihnen, geehrte Herren, wiederholt Meinen Dank ausipreche.* 


30. Mai. (Luxemburg). Demolirung ber fog. Baftien Marie. Tie 


Demolirungs- und Nivellirungsarbeiten ſchreiten nunnmechr rajch ver: 
wärts wenigſtens nad ber Scite Frankreichs bin. 

„ (Nordb. Bund). Der Bundesrath beſchließt, ten VBundese— 
Tanzler zu ermächtigen, auf den September cine Cenferenz ven E ad: 
verftänbigen in ber Münzirage einzuberufen. Die jübbeutfhen Re— 
gierungen werben von dem Beſchluſſe und von ter Grmädtigung 
des Vundeskanzlers, bicjenigen, die an dieſer Conferenz Theil zu 
nchmen wünſchen, fo zu behandeln wie bie Yunbesregierungen, in 
Kenntniß gejeßt, und eingeladen, ihre bicsjälligen Intentionen Fund 
zu geben. 


1—4. Juni. (Preußen). Der König ftattet dem Kaifer von Rußland 


in Begleitung bes Grafen Biemard einen Veſuch in En ab. 
Graf Bismarck geht von dort fefert nad Varzin, wo cr bie zum 
Herbft zu bleiben gebenft. 


4—T. „ Social:bemofratiiher Congreß in Etuttgart unter Bebel und 


Liebknecht. Tie Anhänger Schweigere mahen cinen Verſuch, ſich 
an dem Congreß auch zu betheiligen, ziehen fi aber ſchließlich 
zurüd, ba fie nicht aufzulommen vermögen. Es find 74 Tele 
girte, welde 111 Orte mit 15,398 Mitgliedern vertreten, anweſend. 
Beſchlüſſe: 

Bezüglich der politiſchen Stellung der Partei und des Vorgehens derſelben 
bei den Wahlen zum Reihstag und zum Zollparlament: „Zie 
focial-demofratiihe Partei betheiligt fi an den Reichstags und Zollparla- 
mentswahlen lediglich aus agitatoriſchen Gründen. Die Bertreter im Reidästag 
und Zollparlament haben, fo weit es moͤglich, im Intereſſe der arbeitenden 
Klafien zu wirken, fih im Großen und Ganzen negirend zu verhalten und 
jede Gelegenheit zu benügen, die Verhandlungen beider Körperichaften in ihrer 
Richtigkeit und als Comödienipiel zu entlarven. Die focialedemofratiie Ar⸗ 
beiterpartei geht mit einer andern Partei Allianzen oter Compromiſſe ein, 
dagegen empfichlt der Congreß bei den Wahlen zum Reichſtag und zum 
Bollparlament, da wo die Partei eigene Gandidaten nicht aufflellt, jſolchen Gan- 
didaten ihre Stimme zu geben, die wenigſtens in politiider Beziehung weſent⸗ 
lich unſern Standpuntt einnehmen. Ebenſo empfiehlt der Congreß in den 
Bezirken, wo die Partei von Aufftellung eigener Gandidaten abfieht, von arı- 
dern Ürbeiterparteien aufgeftellte wirkliche Arbeitercandidaten zu unterflügen.* 
Terner bez. der Grund» und Bodenfrage: „In Erwägung, daß die Er- 
fordernijie der Production und die Unwendung ter Geſetze der Agronomie 
(wiſſenſchaftlicher Bewirthſchaftung des Aderlandes) den Großbetrieb beim 
Ackerbau erheiſchen, und ähnlich wie in der modernen Induſtrie die Einfüh- 
rung don Maſchinen und die Organifation der (ländlichen) Arbeitsfraft noth- 
wendig machen, und daß im Allgemeinen die moderne dconomiſche Entwidiung 
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den Großbetrieb im Ackerbau erfirebt; in Erwägung, dab demgemäß bei dem 
Ackerbau, wie bei der Großinduſtrie die allmähliche Verdrängung der fleinen 
und mittleren Eigenthümer dur die Großbeſitzer vor fidh geht, das Elend 
und das Abhängigfeitsperhältmiß der weitaus großen Mehrzahl der Aderbaus 
bevölferung zu Sunften einer Kleinen Minderheit fietig zunimmt, und dies 
den Gejegen der Humanität und Gerechtigkeit zumiberläuft; in Erwägung, 
daß die productiven Eigenſchaften des Bodens das Urmaterial aller Producie 
bilden, die Urquclle aller PBroductionsmittel und aller brauchbaren Dinge, die 
feine Arbeit erheiſchen, |pricht der Congreß die Anfiht aus, daß die Öcono- 
milde Entwidlung der modernen Gejellichaft es zu einer geſellſchaft⸗ 
Ligen NRothwendigfeit maden wird, das Aderland in gemein» 
Iihaftlihes gefellihaftliges EigentKHum zu verwandeln, und 
den Boden von Staatswegen an Ackerbaugenoſſenſchaften zu verpachten, melde 
verpflichtet find, das Aderland in wiſſenſchaftlicher Weife außzubeuten, und den 
Ertrag ihrer Arbeit nad) contractlich geregelter Uebereinkunft unter die Ges 
noſſenſchaften zu vertheilen. Um die vernünftige und wiſſenſchaftliche Aus⸗ 
beutung des Grundes und Bodens zu ermöglidhen, hat der Staat die Pflicht, 
dur Errichtung entipredhender Bildungsanftalten die nöthigen Kenntniffe 
unter der Aderbau treibenden Bevölferung zu verbreiten. Als Uebergangs- 
fladium von der Privatbewirthichaftung des Aderlandes zur genoſſenſchaftlichen 
Bewirthihaftung fordert der Gongreß, mit den Staatsdomänen, Fideicommiſſen, 
Kirchengütern, Gcmeindeländereien, Bergwerken zc. zu beginnen, und erklärt 
fih deßhalb gegen jede Verwandlung des oben angeführten Staats» und Ge- 
meindebefiged in Privatbefit.* 

Ueberſicht der Arheiter-Parteien. Es befteben zur Zeit: I Die 
Zafjalleaner. Brineip: Staatshilfe, Aufhebung aller indirecten Steuern, Bes 
theiligung der Arbeiter am Gewinne; Türzer ausgedrüädt: Vernichtung des 
Gapitals auf jede Weije, namentlih dur Arbeitseinftellungen. Dieſelben 
fpalten fh A. in die Schweiger’ihe oder. männliche Linie Präſident: 
Dr. Schweiger, Bicepräfident Zölle. Organ: Social»-Demofrat und „Agi⸗ 
tator” in Berlin. B. In die Hatfeld’ihe oder weibliche Linie Präfident 
(nominel): Fritz Mende; hervorragende führer: Wörfterling und Fritzſche. 
Organ: Freie Zeitung in Leipzig. Die beiden Linien unterfcheiden fi vir⸗ 
tuel fo gut wie gar nicht, waren auch 1869 einige Monate hindurch fufionirt. 
Beide ftügen fi auf den Allgemeinen Deutſchen Arbeiterverein. Der Schweiger. 
fche Berein ift indefien über ganz Deutihland, der Mende'ſche nur über das 
Königreih Sachen verbreitet. Der von Schweitzer ins Leben gerufene All« 
gemeine Deutſche Arbeiterſchaftsverband (Sonderung der Arbeiter nach Gewerk⸗ 
ſchaften) hat fih nad der Meinung hervorragender Mitglieder nicht bewährt; 
vermuthlich deshalb, weil die Verbandsvorftände gegen die dictatorijche Gewalt 
des Präfitenten opponiren. Tiefe Verbände werden deshalb wohl wieder eins 
gehen: ein darauf abzielender Antrag ift Schon auf tem letzten Januar⸗Congreß 
zu Berlin geftellt und nur, weil zwar Majorität (aber nicht von zwei Dritteln 
der Anwelenden) erzielt wurde, abgelehnt worden. C. In die Taufcher’iche 
Fraction. Präjident Tauſcher. Organ: „Broletarier” zu Augsburg. Dieſe 
TFraction wurde auf einem Congreß zu Augsburg im Sanuar 1870 ins 
Zeben gerufen, angeblid weil Schweiger und Mende zu dictatoriich zu Werke 
gingen. Gleichwohl wurde jofort Tauſcher zum Präfidenten gewählt und für 
ihn eine Befoldung ausgeworfen. Ber Unterjhied von Schweiter und Mende 
liegt mithin im Grunde nur in der Antipathie gegen Noxbveutichland. Die 
entſprechende Hoffnung, daß der neugegründete Berein den Schweitzer'ſchen, 
mindefiens in Sübdeutichland, ganz verdrängen würde, hat fich nicht betätigt, 
vielmehr hat Tauſcher kürzlich zugeftanden, daß feine Fraciion auß Geldman⸗ 
gel untergehen müſſe. Dies hat denn auch den Anlaß zu einer Fufion mit 
den „Ehrlichen“ (vergl. sub IT) gegeben, welche fi auf dem Stuttgarter 
Gongrek vollzog. Die ſcheinbare Selbftändigleit, welche den Tauſcher'ſchen 
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Anhängern belafien ift, fol wohl nur dazu dienen, ſchwankende Gemüther für 
die Laſſale'ſchen Ideen zu gewinnen. 

I. Die demokratiſche Arbeiterpartei. Princip: Zerſchlagung Europa’s in 
Ilcine communiftijde Republilen, vor allem Zertrimmerung Preußens und 
de8 Nordbundes. Führer: Drechslermeiſter Bebel und Literat Liebknecht. 
Organ: „Bolls-Staat” (früher Demokratiſches Wochenblatt) zu Leipzig. Sit 
des Ausſchuſſes: Braunihmweig- Wolfenbüttel. Lie Partei wurde auf dem 
eilenadder Eongrefle im Juli 1869 geftiftet und aboptirte dort 10 Artifel ver 
radicalften Richtung, 3. B. das Referendum. : Den Epignamen „Partei der 
Ehrlichen“ erhielt fie, weil ihre Yührer die Gegner Schweitzer und Mende für 
Schurken und Betrüger, ſich ſelbſt aber als ehrliche Urbeiterfreuute proca- 
mirten. Gleichwohl bilden die Arbeiter nur ein geringes Gontingent. Sie 
bi8 dahin beftandene Anlehnung diefer Fraction an die „Volkspartei“, dern 
Führer befanntlich gleichfalls die Republik anftreben, aber nicht durchweg ſocia⸗ 
liftiihden und communiſtiſchen Ideen huldigen (etwa Joh. Jacoby in Rönigs- 
berg ausgenommen, welcher in neueſter Zeit auch dielen Ideen fi) zuwendet), 
hat durch die unverhüllte Feindfeligkeit gegen alles Bourgeoisweſen einen ftar- 
ten Stoß erlitten. Beibehalten ift indeffen noch die Verwerfung der Strites 
im Prineip. Die von Sonnemann redigirte Frankfurter Zeitung, eines ber 
SHauptorgane der Volkspartei, hat dieſen Conflict offen dargelent. 

II. Die fortſchrittliche Arbeiterpartei. Princip: Gewerfvereine. Fuhrer: 
Dr. Mag Hirfh und Franz Dunder. Organe: Volkszeitung und „Gewerl- 
verein“ in Berlin. Während früher die Wortjrittäpartei unter Führung 
von Schultze⸗Delitzſch die Exiftenz einer focialen Frage in Abrede ftellte und 
von dem jchrantenlofen Walten des „ehernen Geſetzes Angebot und Nachfrage“ 
die Herftellung völliger Harmonie zwiſchen Gapital und Arbeit prophezeite, 
gleichzeitig auch den Ürbeitern durch Conſum⸗ und Mobfloffvereine, durch 
Vorſchußbanken und Sparkaflen, ſowie dur Verſuche von Productid- Wfio- 


ciationen Beſſerung ihrer Lage verhieß, wird von den jegigen Führern 


(Schulze Deligih ift mehr in den Hintergrund getreten) das Evangelium der 
Strites, nah dem Mufter der engliihen Trades⸗Union, gepredigt. Der 
Grund lag in dem mafjenhaften Abfalle der Arbeiter zu dem Schweiger’fchen 
Vereine, in dem Fiasco der Productiv-Affociationen und der mangelhaften 
Kafienverwaltung mehrerer Vorſchuß⸗ zc. Banken. (U. Jonas flüchtete 3. ©. 
von Berlin mit 13,000 Thlr. Eriparnifien.) Die in Scene gejegten Etrifes 
zu Waldenburg und Borft find indeß gejcheitert. 


9. Juni. (Lauenburg). Zufammentritt bes Lanbtage. Unter ben 


10. 


12, 


ibm gemachten Vorlagen befindet fih aud ein Entwurf betr. Incor: 
poration bes Herzogthums in Preußen. 

„ (Medlenburg-Strelik). Der Landtag bes Fürſtenthums 
Ratzeburg fell an biefem Tage nad der octroyirten Verfaflung vom 
6. Nov. 1869 zufammentreten. Don ben 21 Deputirten ericheinen 
nur 5. Die übrigen geben eine Erklärung ab, worin fie ihr Aus: 
bleiben mit dem Hinweis auf die allem conflitutionellen Weſen 
wahrhaft Hohn fprehende „Verfafjung” motiviren. . 

„ (Breußen). Eröffnung des Communallandtags bes Reg.⸗Bez. Wies- 
baben(Naffau). Die Regierung macht demfelben eine Dotationsvorlage, 
nah ber ihm jährlih eine Eumme von 160,000 Thlrn. und 
außerdem ein Capital von 46,000 Thlen. überwiejen werden follen. 
„Mordd. Bund). Lebhafte Wahlagitation für bie im Herbſt 
bevorfichenden Wahlen zum Reichstag und zum preußiihen Land: 
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tag. Programme ber verfchiebenen Parteien. Erklärung ber offiz. 
Prov.:Eorreip. 

Zu den Programmen der Volls⸗, der Fortſchritis⸗ und der national-Tibes 
ralen Parteien tritt auch ein folches der katholiſchen Partei (in Rheinland 
und Weſtphalen). Daſſelbe verlangt außer der Aufrechthaltung der Selb- 
fändigfeit der kath. Kirche und des confefjionellen Charakters der Volksſchule 
aud Bewahrung des „föderativen Charakters des Nordd. Bundes gegenüber allen 
Betrebungen auf Einführung eines centralifirten Einheitsftaates* und Vermin⸗ 
derung der Ausgaben für das Militär weſen. Die lettere Forderung erfcheint 
mit größerem oder geringerem Nachdrucke und in größeren cder geringerem Maße 
in allen Programmen. Dagegen nun erflärt die Prov.s&orr.: „die verfaf- 
fungsmäßig dauernden Grundlagen des Heerweſens jeien: allgemeine Wehr⸗ 
pflicht, dreijährige Dienftzeit und Zahlung ton 225 Thlr. pro Kopf der Frie⸗ 
densftärfe bis zum 31. Dezember 1871, nad welchem Zeitpuntte die Aus⸗ 
gaben für das Heer alljährlih dur das Bunteshaushaltsgejeg feſtgeſtellt 
werden jollten, wobei nach ausdrücklicher Beſtimmung der Verfaſſung die feft- 
ſtehende Heereßorganifirung zu Grunde gelegt werden müffe Daß die ange- 
gebenen Grundlagen durch Mitwirfung des Reichstags erſchüttert werden 
tönnten, ſei unbedingt .ausgejhlofjjen. Die Megierung werde jede mit 
diefer Grundlage vereinbare Sparſamkeit obmwalten lafien; wer jedod dem 
Bolte verlünde, daß nad dem 31. Dezember 1871 eine wejentliche Herabſetz⸗ 
ung der Friedensſtärke und eine Be Verminderung der Ausgaben für 
da3 Heer ohne Gefährdung der Wehrhaſtigkeit thunlich jei, der betrüge das 
Bolt und erjchättere und verwirre verfaffungsmäßig geordnete Zuftände.“ 


20. Juni. Mordd. Bund). Unterzeihnung ber Convention mit ber 


Schweiz betr. Beitritt des Bundes zum Gottharbvertrage. “Die ur: 
fprünglich feitgejchte Frift für die Aufbringung ber Eubfidien wird 
bis zum 31. Januar 1871 verlängert. 

„ (Breußen). Der König trifft zur Bubecur in Ems ein, ohne 
von einem feiner DMinifter begleitet zu fein. 

„ (Rorbb. Bund). Unterzeihnung ber Uebereinkunft mit Oeſter⸗ 
reich bez. Aufhebung bes Elbzolls. 


„Mordd. Bund). Unterzeihnung eines Vertrags mit ben ſüd⸗ 
beutihen Staaten über gegenleitige Benützung ber Eifenbahnen für 
Truppenbeförberung in Krieg und Frieden. 

» (Preußen) Der Gommunallandtag von Naffau lehnt bie 
befonbere Vertretung des Adels im Landesausihuß neuerdings mit 
17 gegen 5 und das ganze Statut barüber mit 13 gegen 9 Stim: 
men ab. 


» (Breußen) Der König ertheilt dem Erbprinzen Leopolb von 
Hohenzollern auf befien Wunſch die formelle Bewilligung zur Anz 
nahme ber ſpaniſchen Throncandidatur. 

Das Anjucen wie die Bewilligung ift eine bloß formelle, Lediglich eine 
Art von Courtoifie, da der König gegenüber der Familie Hohenzollern⸗Sig⸗ 
maringen faum berechtigt wäre, dem Prinzen die Annahme förmlich zu ver» 
weigern. 


3. Juli. Die Madrider Blätter melden, das Miniſterium babe beſchloſ⸗ 


ſen, den Cortes die Wahl des Erbprinzen Leopold von Hohenzollern 
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zum König von Spanien vorzuſchlagen, nachdem biefer bie eventuche 
Annahme in bindenber Weiſe zugejagt babe. 

6. Juli. Der franzöfiihe Minijter bes Auswärtigen, Herzog von Gra⸗ 
mont, betätigt im gefeßgeb. Körper Frankreichs auf geſchehene inter: 
pellation, dag Prim beichloffen habe, die fpaniidhe Krone dem Erb⸗ 
prinzen von Hohenzollern anzubieten, ftellt fi davon ganz überraſcht, 
und erklärt, daß Frankreich dieß nicht bulten werde, und zwar jelbft 
auf bie Gefahr eines Krieges (mit Preußen) [i. Frankreich)]. 

-» n (Breußen). Der Communallandtag von Naffau beharrt auf 
feiner Ablehnung ber bejonderen DBertretung bed Adels im Lanbee: 
ausſchuß, entichließt fih dagegen mit 13 gegen 12 Etimmen, das 
Negulativ im llebrigen anzunehmen. 

8 „ Der franzöfiihe Botſchafter in Berlin, Benebetti, trifft, auf Be 
fehl feiner Negierung, aus dem Wildbad in Ems ein, wo der König 
von Preußen augenblidlih weilt, ohne von irgend einem feiner 
Minifter begleitet zu fein. 

„10. „ Die franzöfiige Regierung bringt fowohl in Ems ale in 
Ferlin und bei ber norddeutſchen Botſchaft in Paris barauf, daß 
die angeblih preußiihe Canditatur bes Erbpringen von Hohen: 
zolern auf ten Thron ven Epanien von Preußen fallen gelaflen 
werde. 

10. „ Mordd. Bund). Das auswärtige Amt theilt den Buntes: 
vertretern in Deutichland mit, 

daß die verbündeten Regierungen, insbejondere die preußiſche, fidh jeder 
Einwirkung auf die Wahl des Königs von Spanien und auf deren even⸗ 
tuelle Annahme oder Ablehnung durd einen der zu Wählenden enthalten 
haben und ferner enthalten werden, indem fie dieſe Angelegenheit als eine 
ausjhlieglih Spanien und den gewählten Throncandidaten perfänlid 
angehende jederzeit betrachtet und behandelt haben, wie die Achtung vor ber Un- 
abhängigkeit Spaniens von felbft bedinge. Vorftehendes fei der franzöfiichen 
Regierung befannt, wenn auch eingehende und vertrauliche Erörterungen durch 
den Ton verhindert worden feien, in weldem die Angelegenheit von Haus 
aus durch die franzöfiigen Minifter öffentlich beſprochen worden fei. 

42. „ Der Erbprinz von Hohenzollern „um ber ſpamſchen Nation bie 
Freiheit ihrer Snitiative zurüdzugeben, entfagt feiner Throncandibatur, 
feft entichloffen, eine untergeorbnete Familienfrage nit zu einem 
Kriegsvorwande heranreifen zu Taflen“. 

Graf PBismard trifft von Varzin in Berlin ein. 

13. „ Die frangöfiihe Regierung begnügt fi mit ber Berzichtleiftung 
bes Erbprinzen von Hobenzollern auf bie fpaniidhe Krone nicht und 
ftellt an den König von Preußen fowohl in Paris, burd ben norb- 
deutfchen Botſchafter v. Werther, als in Ems, durch ben franzoſiſchen 

Botͤſchafter Benebetti, weitere Begehren, benen ber König nur fo 
weit entfpridt, baß er erflärt, die Entſagung bes Prinzen auch 
feinerjeits zu genehmigen. Weitere Zugeftändnijje dagegen Ichnt 
berjelbe wiederholt und entfchieben ab. 
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Die preußiſche Regierung verbifeniliht über dieſe Borgänge rip. Bu 
muihungen in Paris und in Ems folgende zwei Uctenfiüde: 

L Abſchnitt aus einem Briefe des Hrn. v. Werther, in welchem derſelbe über 
eine Unterredung mit dem Herzog v. Oramont berichtet: „Der Herzog dv. Gra⸗ 
mont fügte hinzu, er fehe die Entfagung des Prinzen von Hohenzollern auf 
den ſpaniſchen Thron als Nebenſache an, denn Die franz. Regierung hätte 
doch niemals jeine Thronbeſteizung zugelajjen; aber er für, def 
aus unſerm Berfahren eine bleibende Berftimmung zwiichen unfern beiden Ländern 
fortdauern würde. Der Keim dazu müſſe vertilgt werden, und er gehe dabei 
von dem Geſichtspunkte aus, daß wir in unjerm Berfahren gegen Frankreich 
fein freundliches Procede beobachtet, wie dieß auch feines Willens von allen 
Großmädten anerkannt würde. Er möchte, aufrichtig gejagt, keinen Krieg, 
jondern freundlie und gute Bezichungen mit Preußen, und von mir wife 
er. daß ih nad) demfelben Ziele trachte; wir müßten daher zufammen über 
legen, ob es ein Mittel gebe, hierin eine befriedigende Einwirkung auszuüben, 
und er fielle meiner Erwägung anheim, ob dazu nit ein Brief des 
Königs an den Kaiſer der richtige Ausweg wäre. Cr appellire dabei 

an da8 ritterlihde Herz Em. lönigl. Maj., welches dabei gewiß die — 
Eingebung verleihen würde. Es könnte darin nur gejagt werden, daß Em. 
k. Maj., indem allerhöchſt Sie den Prinzen Leopold von Hohenzollern zur Ans 
nahıne der Krone Spaniens ermädtigt hätten, nicht hätten glauben können, 
weder den Anterefjen, noch der Würte der franzöſiſchen Nation zu nahe zu 
treten; der König jchlöffe ih der Entjagung des Prinzen von Hohenzollern 
an, und zwar mit dem Wunfche und der Hoffnung, daß jeder Grund des 
Zwicipalts zwiſchen unfern beiden Regierungen nunmehr verjchwunden fein 
würde. Sole und ähnliche Worte, die im Allgemeinen dur Publicität zur 
Beſchwichtigung der allgemeinen Bollaftimmung beitragen könnten, dürfte dieſer 
Brief enthalten; doch möchte ex bevorworten, daß von den verwandtſchaſtlichen 
Beziehungen zum Kaiſer nit die Rede fei. Dieſes Argument verlete bier 
eigenthümlicer Weife. Ich habe dem Herzog v. Gramont bemerft, daß ein 
ſolcher Schritt ungemein durch feine am 6. d. M. in der Deputirtenlammer 
gegebene Erklärung erichwert würde; es kämen da Andeutungen vor, die Em. 
ft. Maj. hätten tief ‚beleidigen mäffen, Er wollte das beftreiten, bob hervor, 
daß Preußen gar nicht darin genannt und feine Rede zur Beruhigung der 
aufgeregten Sammer damals dringend nothwendig geweien wäre. Unterdeſſen 
lam der Yuftizminifter Hr. Dilivier zu unjerer Unterredung, über die ihn 
der Herzog v. Gramont in Kenntniß ſetzte. Hr. Ollivier hob dringend die 
heiljame und im Intereſſe de& Friedens nothwendige Wirkung hervor und bat 
mid infländigft, den Gedanken eines folden Brief Em. I. Maj. gegenüber 
auszuſprechen. Beide jagten, wenn ich e8 nicht glaubte übernehmen zu können, 
jo würden fie fi genöthigt fehen, mit der Anregung diefer Frage den Grafen 
Benedetti zu beauftragen. Indem die beiden Minifter hervorhoben, daß fie 
einen ſolchen Ausgleih zur Beruhigung der aufgeregten Gemüther für bie 
minifterielle Stellung bebürften, fügten fie hinzu, daß ein folder Brief fie 
berechtigen würde, bei nicht ausbleibenven Angriffen gegen Em. 1. Mai. als 
Bertheidiger aufzutreten. Beide bemerkten mir fchließlid, fie könnten mir 
nicht verhehlen, daß unjer Verfahren in der hohenzollern⸗ſpaniſchen Angelegen- 
heit viel mehr die franzöfiihe Nation aufgeregt, als den Kaiſer beichäftigt 
habe. In unjerm Geipräd lich der Herzog v. Gramont die Bemerkung fal« 
len, wie er glaube, daß der Prinz von Hohenzollern auf Em. k. Dlaj. Ver⸗ 
enlafjung entjagt habe; doch beftritt ih das und bezeichnete die Renunciation 
als gewiß nur auf eigener Jnitiative des hohenzollernſchen Prinzen beruhend.* 

Actenftüde IL und III, von denen das erjte unter unmittelbarer Appros 
bation Er. Majeftät redigirt worden, daS andere der vom Flügel-Adjutanten 
Er. Re vom Dienſt über die Ausführung ſeines Auſtrags erftattete Ve⸗ 
richt if: 
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HD. „Der Graf Benevetti beantragte am 9. d. M. in Ems eine Yubtay 


beim Könige, die ihm fofort bewilligt ward. In derielben verlangte er, der 
König folle dem Erbprinzen von Hohenzollern den Befehl ertheilen, feine An- 
nahme der ſpaniſchen Krone zurüdzunehmen. Der König entgegnete, daß, da 
er in der ganzen Angelegenheit nur als Yamilienhaupt und niemals als 
König von Preuken begrüßt worden fei, und daher feinen Befehl zur An⸗ 
nahme der Throncandbidatur ertheilt habe, er eben jo wenig einen Befehl zur 
Zurücknahme ertheilen könne. Am 11. erbat und erhielt der franzöflfche Bots 
ſchafter eine zweite Aubienz, in welcher er eine Preſſion auf den König au% 
zuüben verjuchte, damit derjelbe in den Prinzen dringe, der Krone zu ent: 
fagen. Der König erwiderte, der Prinz fei volllommen frei in feinen Ent- 
ihlüffen; übrinens wife er felbft nicht einmal, wo der Prinz, der eine Alpen⸗ 
reije machen wolle, fi in dieſem Augenblid befinde. Auf der Brunnenprome- 


nade am 13. Morgens gab der König dem Botidafter ein ihm felbft ſoeben 


zugeftelltes Erxtrablatt der „Köln. Zeitung” mit einem Privatielegramm aus 
Sigmaringen über den Verzicht des Prinzen mit der Bemerkung, daß er ſelbſt, 
der König, noch kein Schreiben aus Sigmaringen erhalten habe, ein ſolches 
aber wohl heute erwarten fünne. Graf Benedelti erwähnte, daB er fchon 
geftern Abend die Nachricht vom” Verzicht aus Paris erhalten habe, und als 
der König hiermit die Sade als erledigt anfah, verlangte der Botidhafter 





nunmehr ganz unerwartet vom König, er folle die beftinnmte Berfiherung 


ausſprechen, daß er niemals wieder feine Einwilligung geben werde, wenn die 


qu. Kroncandidatur etwa wieder aufleben follte.e Der König lehnte eine folde 


Zumuthung beftimmt ab und blieb bei diefem Ausiprud, als Graf Benchetti 
wiederholt und immer dringender auf feinen Antrag zurückkam. BDemunge- 
achtet verlangte Graf Benedetti nad) einigen Stunden eine dritte Audienz. Auf 


Befragen, welcher Gegenſtand zu beſprechen fei, ließ er erwiedern, dab er den 


anı Morgen beiprochdenen zu wiederholen verlange. Der König wies auß die- 
fem Grunde eine neue Audienz zurüd, da er feine andere Antwort als dic 


gegebene habe, übrigens auch von nun an alle Berhandlungen dur) die Mi- 


nifterien zu gehen hätten. Den Wuni des Grafen Benebetti, fi) beim 
Könige bei feiner Abreiſe zu verabichieden, gewährte derjelbe, indem er ihn 
bei einer Fahrt na Coblenz auf dem Bahnhofe am 14. im Borbeigehen 
begrüßte. Hiernach hat aljo der Botjchafter drei Audienzen beim Könige ge 
habt, die ftetS den Charakter von Privatgeſprächen trugen, da Graf Benebetti 
niemals als Beauftragter oder Unterhändier fich gerirte.* 

II. „Se. Mai. der König, in folge einer Unterredung mit dem Grafen 
Benedetti am 13. uni früh auf der VBrunnenpromenade, hatte die Gnade, 
mid gegen 2 Uhr Nachmittags mit folgendem Auftrage zu dem Grafen zu 
Ihiden: Se. Majeftät hätte vor einer Stunde, durch ſchriftliche Mittheilung 
des Fürſten zu Hohenzollern aus Sigmaringen, die volllommene Beſtätigung 
defien erhalten, was ihm der Graf des Morgens in Betreff der Verzichtleiſtung 
des Prinzen Leopold auf die ſpaniſche Throncandidatur, als direct aus Paris 
erfahren, mitgetheilt hätte. Se. Mai. ſähe hiermit diefe Angelegenheit als 
abgemadt an. Graf Benebetti, nachdem ich ihm diefen Auftrag ausgerichtet, 
äußerte, er hätte feit feiner Unterredung mit dem Könige eine neue Depeſche 
des Hrn. dv. Sramont erhalten, in der er beauftragt würde, fi eine Aubienz 
von Sr. Majeftät zu erbitten und nochmals Sr. Majeftät den Wunfch des 
franzöfiihen Gouvernements nahe zu legen: 1) die Verzictleiftung des Prin⸗ 
zen zu Hohenzollern zu approbiren und 2) die Berfiherung zu eriheilen, daß 
auch in Zukunft diefe Kandidatur nicht wieder aufgenommen werden würde. 
Hierauf ließ Se Mai. dem Grafen dur mid) erwiedern, daß Se. Mai. die 
Verzichtleiftung des Prinzen Leopold in demfelben Sinne und in demfelben 
Umfange approbirten, in dem Se. Mai. dies vorher mit der Annahme diefer 
Candidatur gethan hätten. Die fchriftlihe Mittheilung der Berzichtleiftung 


hätten Ge. Maj. von dem Fürften Anton zu Hohenzollern erhalten, HöchR- 
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welcher hierzu vom Bringen Leopold autorifirt worden fei. Sin Betreff des 
zweiten Buntes, der Verfiherung für die Zukunft. koͤnne fih Se. Majeflät 
nur auf das berufen, was Allerhächiiverjeibe dem Grafen des Morgens felbft 
erwidert hätte. Graf Benedetti nahm diefe Rüdäußerung Sr. Majeftät dank⸗ 
bar enicegen und äußerte, er würde diefelbe, wie er hierzu autorifirt fei, ſei⸗ 
nem Gouvernement zurüdmelden. In Betreff des zweiten Punktes müffe er 
aber, weil er durd die leute Depeche des Hrn. vd. Sramont die ausdrückliche 
Anweijung bierzu hätte, jeine Bitte um eine nochmalige Unterredung mit Sr. 
Maijeftät aufrecht erhalten, und wäre e8 au nur, um dieſelben Worte Sr. 
Majettät wieder zu vernehmen, um jo mehr, als fih in diejer Ichten Depeſche 
neue Argumente vorfänden, die er Sr. Majefät unterbreiten möchte. Hierauf 
Tieß Se. Majeftät dem Grafen Benebetti durch mid zum dritten Male nad 
Tiſch, etwa um 54 Uhr, erwidern, Se. Majeltät müſſe es entichieven ablehnen, 
in Betreff dieies lesten Punktes (bindende Verfiherungen für die Zukunft) ih 
in weitere Discujfionen einzulaflen. Was er heute Worgen gejagt, wäre 
Allerhödftiein letztes Wort in diefer Sache, und er koͤnne fi lediglich darauf 
berufen. Auf die Berfiherung, daß auf die Ankunft des Grafen Bismard in 
Ems aud für den nächften Tag beſtimmt nicht zu rechnen fei, erflärte Graf 
—— ſich ſeinerſeits bei dieſer Erllärung Sr. Maj. des Königs beruhigen 
zu wollen.” 


14. Juli. (Nordd. Bund). Die preußiigen Blätter bringen über bie 


15. 


Vorgänge folgendes officiöſe Telegramm aus Ems 14. Auli: 
„Nachdem die Nachricht von der Entjagung des Prinzen von Hohenzoflern 
der franzöfiihen Regierung amtlich mitgetheilt worden, ftellte der franzdfiiche 
Botihafter in Ems an den König Wilhelm die Forderung, ihn zu ermäd) 
tigen, daß er nad Paris telegraphire: der König verpflichte fi für alle Zu⸗ 
funft niemals wieder zuzuflimmen, wenn die popenzollern auf diefe Candi⸗ 
datur zurüdlämen. Der König lehnte jedoch ab, den franzdſiſchen Botichafter 
nohmal3 zu empfangen, und ließ denifelben dur den Adiutanten vom 
Dienft jagen: Se. Majeität habe dem Botichafter nichts weiter mitzutheilen.“ 
Das auswärtige Amt des norbd. Bundes theilt biejes Telegramm 


‚als Nachricht über die Natur ber franzöſiſchen Forderungen unb 


über ben feften Entihluß des Königs, auf biefelben nicht einzugehen, 
genau mit ben Worten, wie e8 auch in den Zeitungen ftebt, bei 
deutſchen Regierungen und ben Bertretern bes norbbeutihen Bundes 
an einigen außerbeutfhen Höfen zur Information mit, 


„ Die franzdjiihe Regierung erklärt Preußen virtuell ben Krieg, 
indem fie 

ſowohl im Senat als im geſehgebenden Körper anlündigt, daß Frankreich 
in feinem Botſchafter durch die Weigerung des Königs von Preußen, ihn zu 
empfangen, „beihimpft” und Dur eine „Note“ der preußiichen Regierung 
(die Mittheilung des Telegramms vom 14. d.) „beleidigt”" worden ſei und daß 
e8 „den Krieg, den man ihm biete, aufnehme” und daß bereitd am vorher⸗ 
gehenden Tage (14. Juli) die Reſerven einberufen worden feien, und zugleich 
die Aushebung einer neuen Altersflafie, die Einberufung der mobilen Rational« 
garde und einen außerordentlichen Eredit von 50 Mill. für das Kriegs⸗ und von 
16 Mil. für das Marineminifterium verlangt, melde Forderungen vom 
geießgeb. Körper gegen nur wenige Stimmen fofort bewilligt werden (fiebe 
Frankreich). 

Der König von Preußen kehrt von Ems nad) Perlin zurück, 
wobei er auf dem ganzen Wege begeijtert begrüßt wirt. Auf dem 
Wege erhält er bie Nachricht von den Vorgängen dieſes Tages in 

6* 
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Paris und von ber erfolgten Kriegserflärung. In Berlin angekom⸗ 
men, befiehlt er fofort bie Mobilifirung ber geſammten nerbbeutfchen 
Etreitfräfte, ferwie bie Einberufung bes Vundesrathée ſchen auf ten 
folgenden Tag, des Neihstags auf den 19. Juli. 


16. Juli. (Norbd. Bund). Bundesérath: Tie preußiihe Regierung 


legt bemfelben die Sachlage gegenüber Frankreich ver, und berfcibe 
erklärt ſich mit allen bisherigen Schritten des Bundespräſidiums, 
fowie mit ber von Preußen kundgegebenen Auffafjung der Eadjlage 
einftimmig einverftanden. 

„Aus dem Protokoll des Bundesraths: „Ter Borfigende er 
Härte: Die Ereigniſſe, durch melde Europa im Laufe der lebten vierzehn 
Tage aus den Zuftand einer jeit Jahren nicht erlebten Ruhe zum Ausbruch 
eines großen Kriegs geführt it, haben ſich jo fehr vor aller Augen volljogen, 
daß eine Tarftelung der Geneſis der augenblidlichen Sage kaum etwas ans 
dereß fein kann, als eine Zuſammenſtellung befannter Thatſachen. Man weit 
aus den Mittheilungen, welche der Hr. Präfident des ſpaniſchen Miniſterraths 
am 11. v. M. in der Eitung ter conftituirenden Cortes madte, aus 
durch die Prefje veröffentlichten Circulardepeſche des ſpaniſchen Hrn. Miniſters 
des Auswärtigen vom 7. d. M., und aus einer Erklärung, welche Hr. Sa⸗ 
lazar y Mazarredo am 8. d. M. in Madrid drucken ließ, daß die ſpaniſche 
Regierung ſeit Monaten mit Sr. Durchl. dem Erbprinzen Leopold von Hohen⸗ 
zollern über die Annahme der ſpaniſchen Krone unterhandeln ließ, daß dieie 
dem Hrn. Salazar übertragenen Unterhandlungen, ohne Belheiligung oder 
Dazwiſchenkunft irgend einer andern Regierung, unmittelbar mit dem Prinzen 
und deiien erlauchtem Water geführt wurden, und daß Se. Durchl. fidh end⸗ 
lich entidloß, die Throncandidatur anzunehfmer. Se Maj. der König von 
Preußen, welchem Hiervon Anzeige gemadt wurde, hat nicht geglaubt, dem 
bon einem ‚großjährigen Fürsten nach reiflicher Ueberlegung und im Einver⸗ 
fändnig mit defien Hrn. Vater gefaßten Entichluß entgegentreten zu jollen. 
Dem auswärtigen Amte des norbdeutichen Bundes, wie der Regierung Er. 
Maj. des Königs von Preußen waren Biefe. Vorgänge vollfländig fremd ge- 
blieben. Eie erfuhren erft dur das am 3. d. M. Abends aus Baris ab» 
gegangene Havas'ſche Telegramm, daß das. Ipanifihe Dinifterium beſchl oſſen 
habe, dem Prinzen die Krone anzubieten. Am 4. d. M. erſchien der kaiſ. 
franz. Hr. Sejchäftsträger auf den auswärtigen Amt. Im Auftrag feiner 
Regierung gab er der peinlihen Empfindung Ausdrud, melde die von tem | 
Marſchall Prim beftätigte Racdhricht von der Annahme der Gandidatur durch 
den Brinzen in Paris hervorgerufen babe, und er fragte, ob Preußen bei der 
Eade betheiligt fe. Der Hr. Staatsſecretär erwiederte ihm: daß die Ange 
legenheit für die preuß. Regierung nicht eriftire, und letztere nicht in der 
Rage jei, über etwaige Verhandlungen des ſpaniſchen Minifterpräfidenten mit 
dem Prinzen Auskunft zu geben. Un demſelben Tage hatte der Hr. Bot 
Schafter des Bundes zu Paris mit dem Hrn. Duc de Gramont eine Unter- 
haltung über den nämlichen Gegenſtand, welcher auch der Hr. Minifter Ollivier 
beimohnte. Der kaiſ. franzäfiihe Hr. Minifter jprach ebenfalls den peinlichen 
Eindrud aus, welchen die Nachricht gemacht habe. Man wifſe nicht, ob 
Preußen in die Verhandlung eingeweiht ſei, die dffentlide Meinung 
werde e3 glauben, und in dem Geheimniß, welches die Verhandlung umgeben 
habe, ein unfreundliches erfahren nicht blos Epaniens, fondern beſonders 
Preußens erbliden. Tas Ereigniß, wenn es ſich wirklich vollziehe, werde ge⸗ 
eignet fein, die Fortdauer des Friedens zu compromittiren. Man appellire 
daher an die Weisheit Sr. Maj. des Königs, welche einer jolchen Combination 
nicht zuſtimmen werde. Der Hr. Minifter hielt es für ein glüdlie Zus 
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fammentreffen, daß der Hr. Botſchafter, welcher ſchon acht Tage vorher die 
Erlaubniß nachgeſucht und erhaften Hatte, Sr. Maj. dem König von Preußen 
in Ems aufjumarten, den folgenden Tag für feine Abreife beftimmt babe, 
aljo im Stande fei, die Eindrüde, welde in Paris herrſchten, aus friiher An⸗ 
ſchauung vortragen zu können, und erſuchte ihn, ihm etwaige Mittheilungen 
auf telegraphiichem Wege zugeben zu lafien. Der Hr. Botichafter konnte auf 
dieje Eröffnung nur erwiedern, daß ihm von der Angelegenheit gar nichts 
belannt ſei; zugleich übernahm er es, die ihm gemachten Mittheilungen zur 
Kenniniß Sr. Mai. des Königs zu bringen. Er trat am 5. die Reife nad 
Ems an, weldje er unter den obmwaltenden Umſtänden unterlafien haben würde, 
wenn er nicht geglaubt hätte, dem ihm Zundgegebenen Wunſche nach rajcher 
Ertheilung von Information und raſcher Zurückgabe von Aufllärungen ent- 
ſprechen zu jollen. Am Tage feiner Abreife brachte Hr. Cochery im Corps 
legislatif eine Interpellation über die fpaniihe Frage ein. Schon am fol- 
genden Tage, bevor es möglih war, daß der Hr. Botichafter irgend eine 
Radridt aus Ems hätte nad Paris gelangen Laien können, beantwortete der 
Hr. Duc de Gramont diefe Interpellation. Eeine Antwort, obgleich fie das 
von ausging, daß die Einzelheiten der Verhandlung noch nicht bekannt jeien, 
gipfelte in dem Sate: daß die franzöfiiche Regierung nicht glaube, durch die 
Achtung vor den Rechten eine® Nachbarvolks verpflichtet zu fein, zu dulden, 
daß „eine fremde Macht“, indem fie einen ihrer Prinzen auf den Thron 
Karls V. ſetze, zum Nachtheile Frankreichs das gegenwärtige Gleichgewicht der 
Kräfte in Europa fören und das Intereſſe und die Ehre Frankreichs gefähr- 
den dürfe. Rad einer ſolchen Erklärung war der Hr. Botjchafter nicht mehr 
in der Lage, Aufllärungen nah Paris gelangen zu laften. Sein dafiger 
Vertreter wurde am 9. d. Mis. von der Sachlage in Kenntniß geſetzt, wie fie 
Ion am 4. dem Hrn. Geichäftsträger Frankreichs hier bezeichnet war. Die An⸗ 
gelegenheit, wurde ihm gefagt, geht nicht Preußen und Deutichland, jondern nur 
Spanien und deſſen Throncandidaten etwas an. Die Berhandlungen mit dem 
Iegtern hat der Marſchall Prim ohne Betheiligung Preußens direct führen 
laſſen. Ge. Maj. der König von Preußen hat aus Adtung für den Willen 
Spaniens und des Prinzen eine Einwirkung auf dieſe Verhandlungen weder 
üben wollen, noch geübt, und daher die Gandidatur weder befördert noch vor» 
bereitet. Inzwiſchen hatte die kaiſ. franzöfiiche Regierung ihren auf Urlaub 
im Wildbad weilenden Botichafter bei Sr. Mai. und dem Bunde beauftragt, 
ih nah Ems zu begeben. Hr. Graf Benedetti wurde am 9. Juli von Sr. 
Mai. wohlmollend empfangen, obfchon der Aufenthalt des Königs im Bad und die 
Abweſenheit aller Minifter gejchäftliche Anforderungen an Se. M. auszufchließen 
ſchienen. Die Mittheilungen bes Botichafters flinmten mit den Cröffnungen 
überein, welde Hr. Duc de Gramont dem Hrn. Frhrn. v. Werther gemacht 
hatte; er appellirte an die Weisheit Sr. Mal., um dur ein an den Prinzen 
zu richtendes Berbot das Wort zu fprechen, welches Europa die Ruhe wieder» 
gebe. Es wurde ihm erwidert, daß die Unruhe, von welcher Europa erfüllt 
ſei, nit von einer Handlung Preußens, fordern von ten Erflärungen der 
Taiferlihen Regierung im Corps legislatif herrühre Die Stellung, melde 
Se. Mai. der König als Yamilienhaupt zu der Frage eingenommen, wurde 
als eine außerhalb der Staatsgeſchafte liegende bezeichnet, und eine jede Ein⸗ 
wirkung auf den Yürften und den Prinzen von Hohenzollern, als ein Eingriff 
in deren bereistigte freie Selbftbeftimmung, abgelehnt. So war es dann aud) 
ein Act freier Selbſtbeſtimmung, daß der Erbprinz am 12. d. M., im Ge 
fühle der Berantwortlichteit, welche er, der eingetretenen Sachlage gegenüber, 
durch die Aufrechthaltung feiner Candidatur übernommen haben würde, dieler 
Gandidatur entjagte und der ſpaniſchen Ration die freiheit ihrer Initiative 
zurüdgab. Die preußiiche Regierung erhielt die erfte Nachricht von dieſem 
Schritt aus Paris. Der dortige ſpaniſche Geſandte überbracdte nämlich das 
Telegramm des Türfien dem Hrn. Tuc de Gramont in dem Augenblick, als 





88 


Yreuken und der norddentſche Bund. 


legterer den Hrn. ehren. v. Weriber empfing. Der VBolichafter hatte am 
11.» M. Ems verlafien und war am 12. wieder in Paris eingetroffen. In 
einer Unterredung, welche er an demfelben Tage mit dem Hm. Duc de Gra⸗ 
mont hatte, erflärte Ickterer die eingegangene Entſagung als Nebenfadye, da 
Frankreich die Thronbefteigung des Prinzen doch niemals zugelafien haben 
würde In den Vordergrund ftellte er die Verlegung, welde Fronkreich da⸗ 
durch zugefügt fei, daß Se. Maj. der König von Preußen dem Prinzen die 
Annahme der Candidatur erlaubt habe, ohne fi) vorher mit Frankreich zu 
benehmen. Er bezeichnete als befriedigende Mittel zur Ausgleihung dieſer 
Verlegung ein Schreiben Sr. Maj. des Königs an Se. Maj. den Raiter 
der Sranzofen, in welchem ausgeſprochen werde, da Se. Maj. der König, bei 
Ertheilung jener Erlaubniß, nicht habe glauben können, dadurch den Inter⸗ 
effen und der Würde Trranfreichs zu nahe zu treten und ſich der Entſagung 
des Prinzen anſchließe. Am Tage darauf ftellte Hr. Graf Bencdetti, als er 
Sr. Mai, dem König in Ems begegnete, an Allerhöchſtdieſelben das Anfınnen, 
daß Sie die Verzichtleiftung des Prinzen approbiren, und die Berficherung 
ertheilen follten, daß aud in Zukunft diefe Candidatur nicht wieder aufgenom- 
men werden würde. Hr. Graf Benebetti ift Hierauf von Sr. Maj. nicht wei- 
ter enpfangen worden. Dem Botſchafter des norbbeutichen Bundes gegenüber 
bat der Duc de Gramont vorftehenden Forderungen noch die eines entſchul⸗ 
digenden Schreibens Er. Maj. des Königs an den Kaiſer Rapoleon hinzu» 
gefügt. Es ift der vorftehenden Schilderung der Thatſachen nur eine Bemer⸗ 
fung binzuzufügen. Als Se. Maj. der König von Preußen von den zwiſchen 
der Ipanifchen Regierung und dem Prinzen geführten Berhandlungen außer» 
anıtli Kenntniß erhielt, geſchah dies unter der ausdrücklichen Bebingung ber 
Geheimhaltung. In Betreff eines fremden Beheimnifies, welches weder Preu⸗ 
Ben, noch den Bund berührte, fonnten Se. Mai. Teinen Anftand nehmen, die 
Geheimhaltung zuzujagen. Wllerböchftbiejelben haben daher Ihre Regierung 
von der Ungelegenbeit, welche für Sie nur eine Familienſache war, nicht in 
Kenntniß gelegt, und hatten daB Benehmen mit andern Regierungen, fomeit 
ſolches erforderlich fein fonnte, von der fpanifchen Regierung oder deren Thron⸗ 
candidaten erwartet und denfelben überlafien. Das Verhältniß, in weldem 
die ſpaniſche Regierung zu der benachbarten franzdſiſchen ftebt, und die per- 
jönlihen Beziehungen, welche zwiſchen dem fürftlih hohenzollern'ſchen Haus 
und Sr. Mai. dem Kaiſer der Franzoſen feit Tanger Zeit obwalten, eröffneten 
einem unmittelbaren Benehmen der wirklich Betheiligten mit Frankreich ten 
einfachften Weg. Die hohen verbündeten Regierungen werden ermeilen, wie 
wenig unter dieſen Umftänden das Bundespräſidium darauf gefaßt fein konnte, 
zu erfahren, daß die franzöfiiche Regierung, deren Iniereſſe an der ſpaniſchen 
Frage ihm auf die Verhütung einer republilanifchen oder orleaniſtiſchen Ent- 
widlung fih zu begrenzen fchien, in der Annahme der Throncandidatur durch 
den Prinzen von Hohenzollern eine ihr zugefügte Kränkung erblid.e Wäre 
es dem franzdfiichen Cabinet Iediglih darum zu thun gemeien, zum Zwecke 
der Beleitigung diejer Kandidatur die guten Dienfte Preußens in Anſpruch 
zu nehmen, jo hätte fih demfelben biefür in einem vertraulichen Benehmen 
mit der preußifchen Regierung der einfachfte und geeignetſte Weg dargeboten. 
Der Anhalt der vom Hrn. Duc de Gramont im Corps legislatif gehaltenen 
Nede fchnitt dagegen jede Möglichkeit folder vertraulicden Erörterungen ab. 
Die Aufnahme, welche dieje Rebe in der genannten Berfanmlung fand, die 
von der franzöfiichen Regierung -jeitdem eingenommene Haltung, die von ihr 
geftellten unannehnibaren Zumuthungen konnten dem Qundespräfidium feinen 
Zweifel mehr darüber lafien, daß die franzöſiſche Regierung es von 
vornherein Darauf abgejehen hatte, entweder jeine Demüthi 
oung oder den Krieg berbeizuführen Der erfteren Alternative fi 
zu fügen war unmöglid. Die Leiden, welche mit dem Ausbruch eines Kriegs 
zwiſchen Deutſchland und Frankreich im Centrum der europäifcden Givilifation 
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unausbleiblid verbunden find, machen den gegen Deutiland geübten Zwang 
zum Kriege zu einer fchweren Berfündigung an den Intereffen der Menihheit 
Die dfientlihe Meinung Deutichlands hat dies empfunden. Die Erregung 
des deutſchen Nationalgefügls gibt davon Zeugniß. Es bleibt keine Wahl 
mehr als der Krieg oder die der franzöſiſchen Regierung obliegende Bürg- 
ſchaft gegen Wiederlehr ähnlicher Bedrohungen des Friedens und der Wohl⸗ 
fahıt Europa’s. Der Bertreter Sachſens, Frhr. dv. Frieſen, gab hierauf 
folgende Erflärung ab: „Im Ramen der k. fähfiihen Regierung, welche, wie 
ich annehmen darf, hierin mit allen übrigen hoben Yundeßregierungen im 
vollen Einklange fich befindet, ſpreche ih das Einverſtändniß mit allen bis⸗ 
berigen Schritten des Bundespräſidiums und mit der von Preußen kundgege⸗ 
benen Auffafſung der Sachlage aus. Frankreich will den Krieg. 
Möge derjelbe denn mögliäfk ſchnell und kräftig geführt wer— 
den.“ Die Bevollmächtigten der übrigen hoben Bunbeßregierungen traten 
ſämmtlich der Erklärung des Königreichs Sachſen bei.“ 


16. Zul. (Der Krieg). Belgien trifft alle nötbigen Maßregeln, um 


17. 


18. 


feine Neutralität Fräftig zu wahren. Die Grenzen gegen Frankreich 
und Deutſchland werben bejeßt und ber Reſt ber Armee in Ant: 
iwerpen concentrirt. 


„ (Morbo. Bund). Ein auf einer Fahrt nad ben Azoren be⸗ 
griffenes und von Plymouth ausgelaufenes norddeutſches Panzer: 
geſchwader (brei Panzerichiffe unter bem Aomiral Prinz Adalbert) 
Bat glüdliher Weiſe in Deal gelandet, dort das in Paris Por: 
gefallene erfahren und trifft nunmehr wieder in Wilhelmshafen ein. 


„ (Preußen). Eine zahlreich befuhte Volksverſammlung in 
Sannover erklärt fich entſchieden für entſchloſſene Unterftügung ber 
preußiihen Regierung. Die Etimmung bes bannover’ihen Landes 
it überhaupt derart, daß Preußen zunächſt nichts zu bejorgen hat. 
Dennoch glaubt fie fi bemüßigt, aus Vorſicht das Hauptergan ber 
welfifhen Partei, bie „Dentiche Volksztg.“, zu fufpendiren und cine 
Anzahl notorijcher Leiter berfelben Partei in vorläufigen Gewahr⸗ 
fam zu nehmen. 


„Mordd. Bund). Die franzöfifhe Kriegserklärung wirb in 
aller Form in Berlin übergeben (ſ. Frankreich). 


Gircularbepeihe Bismarcks an bie biplomatifigen Vertreter bes 
Nordd. Aundes: 

Schon feit einer Woche konnte es für uns feinem Zweifel mehr 
unterworfen jein, daR der Raijer Napoleon rüdfichtsloß eniſchloſſen fei, uns 
in eine Lage zu bringen, in der und nur die Wahl zwiſchen dem Kriege oder 
einer Demüthigung bliebe, welche das Ehrgefühl Feiner Nation ertragen kann. 
Hätten wir noch Zweifel hegen können, jo hätte ung der Bericht des k. Bot⸗ 
ſchafters über jeine erfle Unterredung mit dem Herzog von Gramont und 
Hrn. Dllivier nad feiner Rückkehr aus Ems, in welcher Erfterer den Verzicht 
bes Erbrinzen als Nebenſache bezeichnete, und beide Minifter die Zumuthung 
ausipraden, Se. Mai. der König folle einen entihuldigenden Brief an den. 
Kaiſer Rapoleon fchreiben, deilen Publication die arfgeregten Gemüther in 
Frankreich beſchwichtigen Lünne. Abſchrift dieſes Berichtes füge ich bei; er 
bedarf keines Gommentart. Der Hohn der franzöflihen Regierungsprefie 
anticipirte den erſtrebten Triumph; die Regierung aber ſcheint gefürditet zu 
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haben, daß ihr der Krieg dennoch entgehen könnte, und beeilte fidh, durch ihre 
amtlichen Erklärungen vom 15. d. M. die Sache auf ein Feld zu verlegen, 
auf dem es feine Bermittlung mehr gibt, und uns und aller Welt zu bewei⸗ 
jen, daß eine Nachgiebigkeit, weldde innerhalb der Grenzen nationalen Ehr⸗ 
gefühls bliebe, ausreichend fein würde, um den Frieden zu erhalten. Da aber 
Niemand in Zweifel darüber war und fein konnte, daß wir aufridhtig den 
Frieden wollten und wenig Tage zuvor keinen Krieg möglich hielten; da jeder 
Borwand zum Kriege fehlte, und auch der legte, künſtlich und gewaltfam ge- 
ſchaffene Vorwand, wie er ohne unfer Zuthun erfunden, fo aud von fclbft 
wieder verſchwunden war; da es jomit gar feinen Grund zum Kriege gab, 
blieb den franzbſiſchen Miniftern, um fi vor dem eigenen, in der Mehrheit 
friedlich gefinnten und der Ruhe bedürftigen Volke fcheinbar zu rechtfertigen, 
nur übrig, durch Entftelung und Erfindung von Thatjachen, teren Unwähr⸗ 
heit ihnen actenmäßig belannt war, den beiden repräfjentativen Körperſchaften 
und durch fie dem Volle einzureden, es fei von Preußen beleidigt worden, 
um dadurch die Leidenfchaften zu einem Ausbruch aufzuſtacheln, von dent fie 
fih felbft als fortgerifien darftellen Tonnten. Es ift ein trauriges Geidhält, 
die Reihe diejer Unwahrheiten aufzudeden; glüdlicher Weife haben die franzö- 
ſiſchen Minifter diefe Aufgabe abgekürzt, indem fie durch die Weigerung, die 
von einem Theil der Berfammlung geforderte Vorlage der Rote oder Depeſche 
zu gewähren, die Welt darauf vorbereitet haben, zu erfahren, daß dieſelbe 
gar nicht exiſtire. Dies ift in der That der Fall. Es exiſtirt Seine Rote 
oder Depeche, durch welche die preußiiche Regierung den Gabinetten Curopa’s 
eine Weigerung, den franzöfifchen Botichafter zu empfangen, angezeigt hätte. 
Es eriftirt nichts, als das aller Welt befannte Zeitungstelegramm, welches 
den deutſchen Wegierungen und einigen unjerer Bertreter bei außerdeutſchen 
Regierungen, nad dem Wortlaute der Zeitungen, mitgetbeilt worden ifl, um 
fie über die Natur der franzöfiiden Forderungen und die Unmödglichkeit ihrer 
Annahme zu informiren, und welches überdies nichts Berlegenves für Frank⸗ 
reich enthält. Der Text desielben folgt hierbei. Weitere Mittbeilungen haben 
wir über den Incidenzfall an feine Regierung gerichtet. Was aber die That» 
ſache der Weigerung, den franzöfiichen Botſchafter zu empfangen, betrifft, jo 
bin id, um’ diefe Behauptung in ihr rechtes Licht zu Rellen, von Er. Mei 
dem Slönige ermächtigt worden, Euer... . mit dem Erſuchen der Mitthei- 
lung an die Regierung, bei der Sie beglaubigt zu fein die Ehre haben, die 
beiden anliegenden Wctenftüde zu überjenden (j. 13. Juli). Es wäre unnöthig, 
darauf hinzuweiſen, daß die Feitigfeit der Zurückweiſung franzöſiſcher Anma⸗ 
Bung in der Sade zugleid in der Form ınit aller rückſichtsvollen Freundlich⸗ 
feit umgeben geweſen ift, welche eben fo fehr den perſönlichen Gewohnheiten 
Sr. Maj. des Königs, wie den Grundſätzen internationaler Höflichkeit gegen 
die Vertreter fremder Suuveräne und Nationen entipridt. In Bezug endlid 
auf die Abreife unſeres Botſchafters bemerfe ih nur, wie es dem franzdſiſchen 
Sabinet amtlich befannt war, daß dieſe feine Abberufung, fondern ein von 
dem Botſchafter aus perjönlichen Rüdfichten erbetener Urlaub war, bei welchem 
der Iektere die Geſchäfte dem erften Botichafitsrath, der ihn ſchon dfter vertre 
ten, übergab und dies, wie üblich, anzeigte. Auch die Angabe ift unmwahr, 
daß Ge. Mai. der König mir, dem unterzeichneten Bundesfanzler, von der 
Candidatur des Prinzen Leopold Mittheilung gemacht babe. Ich habe nur 
gelegentlich durch eine bei den Verhandlungen betheiligte Privatperion vertrau- 
liche Kenntniß von dem ſpaniſchen Anerbieten erhalten. Wenn hiernadh alle 
von den franzöfiigen Miniftern angeführten Gründe für die Unvermeidlichkeit 
des Krieges in nichts zerfallen und abfolut aus der Luft gegriffen ericheinen, 
fo bleibt uns leider nur die traurige Nothmwendigfeit, die wahren Motive in 
den ſchlechteſten und jeit einem halben Jahrhundert von den Böltern und Re 
gierungen der civilifirten Welt gebrandmarkten Traditionen Ludwig's XIV. 
und des erften Kailerreicht zu ſuchen, welche eine Partei in Branfreich noch 
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immer auf ihre Fahne fchreibt und denen Rapoleon IIL, wie wir glaubten, 
glüdlich widerflanden hatte. Als beivegende Urſachen dieſer bedauerlichen Er» 
fheinung fünnen wir leider nur die jchlechteften Inſtinkte des Hafles und der 
Eiferfuht auf die Selbſtändigkeit und Wohlfahrt Deutichlands erkennen, neben 
dem Beltreben, die Freiheit im eigenen Lande dur Verwicklung defielben in 
auswärtige Kriege niederzubalten. Schmerzlich ift e8, zu denken, daB durch 
einen fo riefenhaften Kampf, wie ihn die nationale Erbitterung und die Größe 
und Macht der beiden Länder in Ausſicht ſtellt, die friedliche Entwidlung ber 
Sivilifation und des nationalen Wohlſtandes, die in fleigender Blüthe begriffen 
war, auf vicle Jahre gehemmt und zurldgebrängt wird. Aber wir müſſen 
vor Gott und Menſchen die Verantwortung dafür Venen überlaflen, welche 
dur ihr frevelhaftcs Beginnen uns zwingen, um der nationalen Ehre und der 
Freiheit Deutfchlands willen den Kampf aufzunehmen; und bei einer jo ge- 
rechten Sade dürfen wir vertrauensvoll auf den Beiftand Gottes hoffen, tie 
wir ſchon jet des Beiftandes der geſammten deutichen Nation dur die fidh 
immer fleigernden Zeichen der freudigen Cpfermilligfeit jicder find, und auch 
die Zuverficht hegen dürfen, daß Frankreich für einen fo muihwillig und fo 
rechtlos heraufbeihmorenen Krieg keinen Bundesgenofien finden werde.“ 


18. Juli. (Nordd. Bund). Eine Bundesverordnung verfündet, haupt: 


19. 


fächlih auf das Betreiben des Bundeskanzlers, von Ceite Deutich: 
lands den Grundſatz ber Achtung bes Privateigentbums auf ber See 
nicht mit bem Vorbehalte ber Reciprocität, fondern rein und ohne 
irgenb einen Borbehalt. Frankreich folgt dem Beiſpiel feinerfeits nicht. 
„ (Nordb. Bund) Graf Bismard zeigt ber Iuremburgiichen 


‚ Regierung telegraphiih an, der norbdeutfhe Tund werde bie Neu: 


tralität des Landes achten, jo lange fie auch Frankreich achte. 

„ (Luremburg). Kammer: Auf bie von ber Regierung ge: 
machte Mittheilung, daß Frankreich und Preußen bie Neutralität 
bes Landes achten würden, nimmt bie Sammer folgende QTagesorb: 


nung an: 

Die Kammer, melde fi als Organ des Landes betrachtet, begrüßt mit 
‚renden die von den Großmächten gegebene Berfiherung, die Reutralität des 
Zandes achten zu mwollen, und wird auch keine Verletzuug derjelben dulden; 
fie findet in den abgegebenen Erklärungen der Regierung die Betätigung des 
Vertrages, welder die Unabhängigkeit des Vaterlandes, an welchem alle Zus 
zemburger aufrichtig hängen, wahrt. 

(Norbd. Bund) Zuſammentritt bes Neichstages. Thronrede 


bes Königs von Preußen: 

„als ih Sie bei Yhrem legten Zufammentreten an dieſer Stelle im Nas 
nıen der verblindeten Regierungen willlommen bieß, durfte ich e8 mit freudi⸗ 
gem Dante bezeugen, daß meinem aufrichtigen Etreben, den Wunſchen der 
Völler und den Bebürfnifien der Givilifation durch Verhütung jeder Etörung 
des Wriedend zu entipredden, der Erfolg unter Gottes Beiftand nicht gefehlt 
habe. Wenn nichtsdeſtoweniger Kriegßsdrohung und Kriegtgefahr den verbln« 
deten Regierungen die Pflicht auferlegt Haben, Sie zu einer außerorbentlichen 
Seifion zu berufen, jo wird in Ihnen wie ung die Ueberzeugung lebendig fein, 
daß der norbdeutiche Bund die deutiche Volkskraft nicht zur Gefährdung, ſon⸗ 
dern zu einer flarfen Stütze des allgemeinen Friedens auszubilden bemüht 
mar, und daß, wenn wir gegenwärtig diele Volkskraft zum Schuge unſerer 
Unabhängigfeit anrufen, wir nur dem Gebote der Ehre und der Pflicht ge» 
horchen. Die ſpaniſche Throncandidatur eines deutichen Prinzen, deren Auf⸗ 
ftelung und Beleitigung die verblindeten Regierungen gleich fern landen, und 
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die für den norddeutichen Bund nur infofern von Intereſſe war, als die Re⸗ 
gierung jener uns befreundeten Ration daran die Hoffnung zu Inüpfen ſchien, 
einem vielgeprüften Lande die Bürgichaften einer geordneten und friedliebenden 
Regierung zuzumwenden, hat dem Gouvernement des Kaiſers der Franzoſen den 
Vorwand geboten, in einer dem diplomatiſchen Verkehr feit langer Zeit unbe 
Iannten Weile den Kriegsfall zu ftellen und denſelben aud nad Befeitigung 
jenes Vorwandes mit jener Geringſchätzung des Anrechts der Völker auf die 
Segnungen des Friedens feitzuhalten, von welcher die Geichichte früherer Herr- 
cher Frankreichs analoge Beiſpiele biete. Hat Teutihland derartige Berge 
waltigungen feines Rechtes und feiner Ehre in früheren Jahrhunderten ſchwei⸗ 
gend ertragen, fo ertrug e& fie nur, weil e in feiner Zerrifienheit nicht wußte, 
wie flarl e8 war. Heute, wo das Band geiltiger und rechtlicher Einigung, 
welche die Befreiungsfriege zu knüpfen begannen, die deutſchen Stämme je 
länger, defto inniger verbindet: heute, wo Deutſchlands NRüftung dem Feinde 
feine Deffnung mehr bietet, trägt Deutichland in fich felbf den Willen und 
die Kraft der Abwehr erneuter franzöfiiger Gewalttbat. Es ift feine Ueber- 
hebung, welche mir diefe Worte in den Mund legt: die verbündeten Regie 
rungen, wie ich jelbft, wir handeln in dem vollen Bewußtjein, daß Sieg und 
Niederlage in den Händen des Lenlers der Schlachten ruhen. Wir haben mit 
Haren Bliden die Verantwortlichkeit ermeffen, welchen vor den Gerichten Gottes 
und der Menfchen den trifft, der zwei große und friedliche Völler Europa’s 
zu verheerenden Kriegen treibt. Das deutfche wie das franzöfiihe Volk, beide 
die Segnungen chriſtlicher Sefittung und fteigenden Wohlitandes gleichmäßig 
genießend und begehrend, find zu einem heilfameren Wetttampfe berufen, als 
zu dem blutigen der Waffen. Doc die Machthaber Frankreihs haben es ver- 
ftanden, das wohlberechtigte aber reizbare Selbfigefühl unſeres großen Rad 
barvolfes durch berechnete Mikleitung für. perfönliche Intereſſen und Leiden» 
Ichaften auszubeuten. Je mehr die verblindeten Regierungen fi bewußt find, 
Alles, was Ehre und Würde geftattet, gethan zu haben, um Europa die Seg⸗ 
nungen des Friedens zu bewahren, und je unzweibeutiger e3 vor Aller Augen 
liegt, daß man uns das Schwert in die Hand gezwungen bat, mit um To 
größerer Zuperficht wenden wir ung, geftütt auf den einmüthigen Willen der 
deutfchen Regierungen, des Gldens wie des Nordens, an die Baterlands- 
liebe und Opferwilligfeit des deutſchen Volles mit dem Aufrufe zur Berthei- 
digung feiner Ehre und Unabhängigkeit. Wir werden nad dem Beilpiele un- 
ferer Väter für unfere freiheit und für unfer Net gegen die Sewaltihat 
fremder Eroberer kämpfen, und in diefem Kampfe, in dem wir fein anderes 
Ziel verfolgen, als den Frieden Europa's dauernd zu fihern, wird Bolt mil 
ung fein, wie er mit unferen Bätern war.“ 

Das Haus beftätigt das bisherige Präſidium ohne Zettelwahl. 
Die Regierung verlangt einen Kriegecrebit von 120 Mil. Thlrn. 

Gircular: Tepeihe des Grafen Viémarck an die Vertreter bes 
norddeutſchen Vundes: 

„Die kaiſerlich⸗franzöſiſche Regierung bat durch ihren Geſchaftsträger das 
in Abſchrift anliegende Actenftüd — ihre Kriegserflärung enthaltend — über: 
geben lafien. Es ift das die erfle und einzige amtliche Mittheilung, welche 
wir in der ganzen, die Welt feit 14 Tagen beichäftigenden Angelegenheit von 
der kaiſerlich franzöfiiden Regierung erhalten haben. Als Motive für den 
Krieg, mit dem fie uns überzieht, gibt fie darin an: die Ablehnung Sr. Maj. 
des Königs, die Berfiherung zu geben, daß die Erhebung eines preußiichen 


Brinzen auf den ſpaniſchen Thron nit mit feiner Zuflimmung verwirklicht 


werden könne, und die angeblid den Gabinetten gemachte Rotification von der 
Weigerung, den franzöfiigen Botichafter zu empfangen und mit ihm weiter zu 
verhandeln. Wir haben darauf kurz Folgende zu erwidern: Ee. Mai. der 
König, in voller Achtung vor der Selbfländigleit und Unabhängigleit der ſpa⸗ 
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niſchen Nation und vor der Freiheit der Entſchlüſſe der Prinzen des Fürfilich 
hohenzollernſchen Haujes, hat niemals dararf gedacht, den Erbpringen auf den 
ſpaniſchen Thron erheben zu wollen. Die an Se. Maj. geftellten {Forderungen 
von Zufagen für die Zufunft waren unberedtigt und anmaßend. Ihm einen 
Hintergedanten oder eine feindliche Abſicht gegen Frankreich dabei zuzujchreiben, 
iſt eine willfürliche Erfindung. Die angebliche Rotification an die Gabinette hat 
niemals ftattgefunden, ebenfo wenig wie eine Weigerung, mit dem Botichafter 
des Kaiſers der Tranzofen zu verhandeln. Im Gegentbeil hat der VBotichafter 
amtliche Berhandlungen mit der Fönigliden Regierung niemals verfucht, ſon⸗ 
dern nur mit Sr. Maj. dem König perfönlid und privatin im Bade Ems 
die Frage beſprochen. Die deutiche Nation, innerhalb und außerhalb des nord⸗ 
deutichen Buntes, bat erkannt, daß die Forderungen der franzöfiihen Regie⸗ 
zung auf eine Ternüthigung gerichtet waren, welche die Nation nicht erträgt, 
und daß der Krieg, weldyer niemals in den Abfichten Preußens liegen Tonnte, 
uns don Frankreich aufgegwungen wird. Die geſammte civilifirte Welt wird 
eriennen, daß die Gründe, weldhe Frankreich anführt, nicht erifliren, jondern 
erfundene Borwände find. Der norddeutihe Bund und die mit ihm berbün- 
deten Regierungen von Süuddeutſchland protefliren gegen den nicht provocirten 
Ueberfall des deutichen Bundes und werden denjelben mit allen Mitteln, die 
ihnen Gott verliehen bat, abwehren.® 


20. Juli. (Nordd. Bund). Reichstag: Präfident Simſon verliest bie 


dem Haufe vorgefhlagene Adreſſe an ben König. Tas Haus, bie 
Tribüne und die Hofloge hören ftchend zu. Ticfelbe wird einftims 
mig angenommen: 

„Die erhabenen Worte Em. Majeftät finden im deutichen Volle mädtigen 
Wiederhal. Ein Gedanke belebt alle deutichen Herzen. Mit freubigem Stolz 
erfüllt die Nation der Ernft und die Würde, womit Ew. Majeftät die uner⸗ 
hörte Zumuthung zurädgewiefen hat. Das deutſche Boll will in Frieden und 
Freundſchaft mit den Völkern leben, die feine Unabhängigteit achten. Wie zur 
Zeit der Befreiungsfriege, jo zwingt uns jegt ein Napoleon zum heil. Kampfe. 
Wie damals werden auch jett die auf Schlechtigkeit und Untreue geftellten Be⸗ 
rechnungen an der fittliden Kraft des beutichen Volkes zu Schanden werden. 
Das dur Ehrſucht irregeleitete Franzöfiiche Volt wird die böfe Saat erkennen, 
dem bejonnenen Theil des franzöfiichen Volles ift die Bermeidung des Ver⸗ 
brechens nicht gelungen, und es fteht ein jchiwerer gewaltiger Kampf bevor. 
Mir vertrauen auf die Tapferkeit der bewaffneten Brüder, die nicht dulden 
werden, daß ein fremder Eroberer dem deutlichen Dann den Nacken beuge. 
Wir haben Bertrauen zu dem greifen Heldenkönig, der berufen ift, den Kampf 
feiner Yünglingszeit am Abend feine Lebens zu beendigen. Die civilifirte 
Melt erfennt die Gerechtigkeit unferer Sade an. Die befreundeten Rationen 
ſehen in unferem Siege die Befreiung von bonapartiftifcher Herrſchſucht und 
die Sühne des aud) an ihnen verübten Unrechts. Das deutiche Boll wird auf 
der Wahlftatt den Boden der Einigung finden. Es gilt die Freiheit, die Ruhe 
Europa's und die Wohlfahrt der Volker.“ 


Ter von ber Regierung geforberte Kriegscredit wirb in erfler 
und zweiter Lejung ohne Debatte einftimmig genehmigt. 

Der König nimmt die Adreffe entgegen mit ber Antwort: er ers 
blide in berjelben ein Pfand für das Gelingen ber Aufgaben, bie 
bor ihm, der ung. liegen; die Abrefje gebe ihm bie Zuverficht, daß 
bie Aufgaben gelöst würden, welde die Nation mit unermüblicdher 
Ausdauer zu verfolgen ninımer ablaffen werbe. 


„ Die jübbeutichen Fürſten laſſen telegraphiih in Berlin erllären, 
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baß fie ben casus foederis für eingetreten cradten unb bemgemäß 
ihre ſämmilichen Streitkräfte bem Oberbefehle bes Königs von Preußen 
unterftellen. 

Zuli. (Nordd. Bund). Der Reichstag genehmigt ben geforberten 
Kriegscrebit auch in britter Pejung einftimnig, ebenio ein Geiles 
wegen Errichtung von Darlehenskaſſen und befchließt (gegen bie 
Stimmen ber ortichrittspartei), die Legislaturperiode bed gegen: 
wärtigen Reichstags für die Dauer des Krieges mit Frankreich, je 
bob nicht über den 31. December 1870 Hinaus zu verlängern. 
Graf Bismarck erklärt den Schluß des Reihstags und ſpricht dem: 
felben im Namen des Königs ben tiefen und herzlichen Dank aus 
für die Cinmüthigkeit und Schnelligkeit in der &rlebiaung ber Ge: 
Ihäfte, mit welcher er den Regierungen zu Hilfe gekommen ſei. 

Der König ſtellt für den bevorftchenden Krieg das eijerne Kreuz 
ber Defreiungsfriege wieder ber. 

Das gelammte Bundesgebiet wird vom König in fünj General: 
gouvernements eingetheilt. 

Seneral Bogel v. Falkenftein übernimmt das Militärgouvernement in dem 
Bereiche des 1., 2., 9. und 10. Armeecorps (Preußen, Pommern, Schleswig» 
Holitein, Hannover), alfo in den Provinzen, in welden eine Landung der 
Franzoſen verjucht werden Tann, während General Herwarth von Bittenfeld in 
den Provinzen, die von den Franzoſen zu Lande zunächſt bedroht find, eine 
gleihe Stellung befommt. Der Sig des Erfleren ift Hannover, der des Let- 
teren Koblenz. Ein drittes Militärgouvernement umfaßt den Vereich des 3. 
und 4, Armeecorps (Brandenburg, Prov. Sachſen) und hat feinen Sitz in 
Berlin. Dasfelbe if dem General v. Bonin anvertraut. Ein viertes unter 
dem General v. Lömenfeld begreift die Bezirle des 5. und 6. Armeccorps 
(Poſen, Schleſien) in fih und Hat feinen Sig in Breslau. Ein fünftes endlich 
endlich ift für da8 12. Armeccorps errichtet und hat feinen Sig in Drebden. 
Im Jahre 1866 war eine derartige Vorkehrung nicht getroffen worden. 

» (Preußen). Der Köniz orbnet auf den 27. ds. Mies. einen 
allgemeinen außerorbentlihen Bettag an: 

„Ich bin gezwungen. in Folge cines willlürlihen Angriffs das Schwert zu 
ziehen, um denjelben mit aller Deutichland zu Gebote ftehenden Macht abzu- 
wehren. Es ift mir eine große Beruhigung vor Gott und den Menichen, daB 
ih dazu in feiner Weile Anlaß gegeben habe. Sch bin reinen Gewiſſens über 
den Urjprung dieſes Krieges und der Gerechtigkeit unferer Sade vor Gott 
gewiß. Es ift ein ernſter Kampf, den e8 gilt, und er wird meinem Bolfe und 
ganz Deutichland ſchwere Opfer auflegen. Aber ich ziehe zu ihm aus im Auf⸗ 
blide zu dem allwiſſenden Gott und mit Anrufung feines allmädjtigen Bei- 
ſtandes. Schon jeit darf ih Gott dafür preifen, daß vom erflen Gerficht des 
Krieges an durch alle deutfhen Kerzen nur ein Gefühl rege wurde und fidh 
fund gab, das der Entrüftung über den Ungriff und der eubigen Super 
fiht, daß Bott der gerechten Sade den Sieg verleihen werde. in Bolt 
wird auch in diefem Kampfe zu mir fliehen, wie e8 zu meinem in Gott ruhen» 
den Bater geftanden hat. Es wird mit mir alle Opfer bringen, um den 
Völkern den Frieden wieder zu gewinnen. Bon Jugend auf habe ich vertrauen 
gelernt, daß an Gottes gnädiger Hilfe alles gelegen if. Auf ihn hoffe ich 
und fordere ih mein Bolt auf zu gleichem Bertraum. Ich beuge mich vor 
Gott in Erkenntniß feiner Barmherzigkeit und bin gewiß, daß meine Unter 
thanen und meine Landsleute es mit mir thun. Demnach beftimme ich, daß 
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am Mittwoch den 27. Zuli ein außerordenilicher allgemeiner Belag gehalten 
werde u. ſ. w. Zugleich beftimme id, daß während der Dauer des Krieges 
in allen öffentlichen Gottesdienften dafür beſonders gebetet werde, daß Bott in 
diefem Kampfe uns zum Siege führe, dab er uns Gnade gebe, auch gegen 
unjere Feinde uns als EChriften zu verhalten, und daß er uns zu einem die 
Ehre und linabhängigleit Deutihlands dauernd verbürgenden Frieden in 
Gnaden gelangen laſſe.“ 


23. Juli. (Preußen). Die Regierung glaubt ſich bemüßigt, verſichtshalber 


24. 


25. 


auch Kryger und andere Häupter der däniſchen Partei in Nord⸗ 
ſchleswig vorläufig in Haft zu nehmen und ſämmtliche Blätter ber: 
ſelben vorerſt zu ſuspendiren. 

» (Preußen) Der Kronprinz wehnt ver feinem Abgange zur 
Armee noch ter Zaufe feiner jüngften Tchter bei. Die Könige 
ven Bayern und Württemberg find Pathen derſelben. 

» (Zer Krieg). Tie frarzöfiide Fleite unter dem Vice-Admiral 
Bouet-Willanmez läuft ron Cherkeurg aus. Statt ter beabfichtigten 
14 Panzerichifje, ciner großen Anzahl Aviſos und anderer Fahrzeuge, 
beftcht dieſelbe bloß aus 7 Panzerſchiffen und cinem einzigen Aviſo. 
Cine zweite Flotte mit 30,000 Mann Lantungstruppen unter Ge: 
neral Wourbafi ſoll ihm aber bald nadjielgen. 


Frankreich notificirt ben Mächten bie bevorjtchente Blokade ber 
beutichen Norbjecküften. Die beutihe Flotte iſt größtenthrils in 
Wilhelmsbafen gegen Uebermadt gebergen, gegen gleidhe Kräfte zur 
Action bereit. An allen deutſchen Küjten find tie Seezeichen be: 
feitigt, an ben gefährbetften Nunften Xerpetos gelegt und andere 
Sinderniffe angebradt, an ber Vollendung und Vervollſtändigung 
ter Küjtenbefeftigungen wird cifrigft gearbeitet. 

„» Nertd. Vund). Die preuß. Regierung läßt zuerft in ber 
Times tie Pläne Frankreichs auf Velgicen cenibüllen, 

Die Enthüllung befteht in einem VBertragsentwurf, welden der fran⸗ 
zöſiſche Lotichafter Benedetti im Frühiahre 1869, zur Zeit des belgiſchen 
Eifenbahnftreites, in Berlin vorgelegt hatte, und der auf nichts Geringeres 
Hinzielte, al8 auf den Erwerb von Luxemburg und Belgien für Frankreich, 
wogegen Preußen jo gut wie freie Hand in Deutſchland haben folltee Das 
Angebot wurde von, Preußen zurückgewieſen. Ter von Benebetti in feiner 
Handjchrift abgefakte Entwurf lautet in deutſcher Ueberſehung: 

„Se. Mai. der König von Preußen und Se. Maj. der Kaiſer der Fran⸗ 
zofen, indem fie als nüslich erachten, die Bande der Freundſchaft enger zu 
Inüipfen, die fie verbinden, und die Pezichungen der nuten Nadbarfchaft zu 
befeftigen, die glüdlicher Weiſe zwiſchen den beiden Ländern beftehen; anderer- 
jeit3 überzeugt, daß, um dieſes Refultat zu erzielen, das im Uebrigen geeignet 
ift, die Aufrechterhaltung des allgemeinen Friedens zu fihern, es wichtig für 
fie if, fih über die Fragen zu verftändigen, die ihre fünftigen Beziehungen 
intereffiren, haben beſchloſſen, zu diefem Zwecke einen Vertrag abzuſchließen, 
und in Folge defien zu ihren Bevollmächtigten ernannt: Se. Mai. ꝛc. ꝛ⁊c., 
Se. Maj. ꝛc. ꝛc., welche, nah Austauſch ihrer in guter und gebhöriger Form 
befundenen Vollmachten über nachſtehende Artilel übereingelommen find: Urt. L 
Se. Maj. der Kaijer der Franzoſen gibt zu und erfennt die Erwerbungen an, 
weldye Preußen gemacht bat in Folge deB legten Krieges, welchen es gegen 
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Deflerreih und gegen deſſen Verbündete geführt hat (fowie die Urrangements, 
die getroffen find oder noch zu treffen find für die Gründung emer Conföde⸗ 
ration in Rorddeutichland, indem er ſich zu gleicher Zeit verpflichtet, der Er⸗ 
haltung dieſes Werkes jeine Unterftügung zu leihen). Art. IL Se. Mai. der 
König von Preußen veripricht, Srankreich den Erwerb von Qugemburg zu er- 
leihtern; zu dieſem Zwecke wird die genannte Majeflät in Unterhandlungen 
treten mit Sr. Maj. dem Könige der Niederlande, um ihn zu beflimmen, 
dem Kaiſer der Franzoſen feine fouveränen Rechte auf diefes Herzogtum ab⸗ 
zutreten mittel8 joldder Compenfation, die genügend erachtet werden wird, oder in 
einer anderen Weile. Um dieje Transaclion zu erleichtern, verpflichtet fich der 
Raifer der Branzofen, von feiner Seite acceſſoriſch die pecuniären Lafſten zu 
übernehmen, welche fie veranlaften könnte. Art. II. Se Maj. der Kaiſer 
der Franzoſen wird ſich nicht widerjehen, einer föderalen Union des Nordbundes 
mit den Staaten Süddeutichlands, mit Ausnahıne Oeſterreichs, welche Union 
wird gegründet fein fünnen auf ein gemeinjames Parlament mit Berückfich⸗ 
tigung der Souveränetät der genannten Staaten in einem gerehten Make. 
Art. IV. Se Mai. der König von Preußen feinerfeit3, in dem falle, wo 
Se. Majeftät der Kaijer der Franzoſen dur die Umſtände veranlaßt werben 
follte, feine Truppen in Belgien einrüden zu laſſen oder es zu erobern, wird 
den Beiftand jeiner Waffen Frankreich gewähren, und er wird es mit feiner 
ganzen Land⸗ und Ecemadt unterftügen gegen jede Macht, die in diefer Even» 
tualität ihm den Krieg erklären würde. Art. V. Um die völlige Ausführung 
der voranftchenden Beſtimmungen zu ſichern, fehlichen 33. MM. der König 
bon Preußen und der Kaifer der Franzofen durch den gegenwärtigen Bertrag 
eine offenfive und defenjive Allianz, welche fie ſich feierlich aufrecht zu erhalten 
verpflichten. — IJ. MM. verpflichten ſich außerdem und namentlich fie für 
den Fall zu beobachten, wo ihre reſpectiven Etaaten, teren Integrität fie fi 
gegenjeitig garantiren, von einem Angriff bedroht wären, indem fie fi in 
foldem Vorkommniß gebunden halten, unverzüglih diejenigen militärifchen 


Maßregeln zu treffen und unter feinem Borwand abzulehnen, die durd ihr 


gemeinfames Intereſſe geboten wären, gemäß den oben ausgebrüdten Glaufeln 
und vorbergefehenen Fällen.“ 


26. Juli. (Nordd. Bund). Prinz Friedrich Karl, ber Höchſtcomman⸗ 


a7. 


birenbe ber zweiten deutſchen Armee, gebt zu berfelben ab. 
„Mordd. Bund) Die preuß. Regierung zeigt dem englifchen 
Botſchafter in Berlin an, daß ber, in ber ihm bekannten Handſchrift 
Benedetti's geſchriebene, von der Times enthüllte Vertragsentwurf bez. 
Belgien ihm jeberzeit zur Einſicht offen ftche. 

Gleichzeitig richtet der Bundeskanzler vorläufig einen telegraphi⸗ 
fhen Erlaß an ben nordd. Bundesgeſandten in Lonton, worin nit 
nur bie Authenticität der Enthüllung der Times beftätigt, ſondern 
beigefügt wird, Frankreich habe überhaupt feit 1866 nicht aufgehört, 


Preußen durch Anerbietungen auf Koften Deutſchlands und Belgiens 


in Berfuhung zu führen, welche Zumuthungen er im Sntereffe bes 
Friedens geheim gehalten und bilatorifch behandelt habt, Der Erlaß 
ſchließt dahin: 

„Die fchließliche Ueberzeugung, daß mit uns feine Erweiterung der Gren⸗ 
zen Frankreichs zu erreichen fei, dürfte den Entſchluß gereift haben, eine ſolche 
gegen uns zu erfämpfen. Ich babe jogar Grund zu glauben, daß, wenn 
dieſe Veröffentlihung unterblieben wäre, Frankreich nach Vollendung der fran« 
zdfiichen und unferer Rüftungen uns angeboten hätte, an der Spiße ber 
betreffenden Heere dem unbewaffneten Europa gegenüber gemeinfam das Be 
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nedetti ſche Programm burdzuführen, d. h. auf Koften Belgiens Frie⸗ 
den zu ſchließen.“ 


27. Zuli. Der Kronprinz von Preußen, ber Höcftcommanbirenbe ber 


29. 


britten beutiden Armee, geht über Münden, Etuttgart und Karls: 
tube, wo er mit großer Sympathie empfangen wird, zu jener ab. 
Die fümmtlihen fübdeutihen Streitfräfte find ihm unterftellt. 
„Der kath. Geiftlige und Profeſſor ter Philoſephie an ber Akademie 
Braunsberg, Tr. Michelis, veröffentlicht folgende Erklärung: 

„Dffene Anklage gegen Papft Pius IX. Ich, ein fündhafter Menſch, aber 
fer im h. Latholiichen Glauben, erhebe hiemit vor dem Angefichte der Kirche 
Gottes offene und laute Anklage gegen Papft Pius IX. als einen Häretiler 
und Berwüfter der Ktirche, weil und infoweit er durch die mißbrauchte Form 
eine8 allgemeinen Goncilium8 den weder in der hl. Schrift noch in der Ueber- 
lieferung begründeten, vielmehr der von Chriſtus angeoroneten Berfafjung der 
Kirche direkt widerjprechenden Eat, daß der Papft, getrennt von dem Lehr» 
körper der Bilchöfe, der unfehlbare Lehrer der Kirche fei, als einen geoffen- 
barten Glaubensſatz hat verfündigen lafien und ſomit verfucht hat, das gott« 
loſe Syſtem des Abjolutismus in die Kirche einzuführen. Ich kann bei mei« 
nem Berftändniffe des Tatboliichen Glaubens meinem Gewiſſen nur durch dieſen 
entiiedenen Schritt genügen, indem ich von dem kanoniſch verbürgten Rechte 
Gebrauch made, dem Papfte, der nad dem Ausſpruche Innocenz III., wenn 
er ein Häretiler if, dem Urtheile der Kirche unterliegt, wenn er auf den 
Ruin der Kirche binarbeitet, offen ins Angeſicht zu widerſtehen.“ 

„ Rordb. Bund) ine Circular⸗Depeſche Bismards erörtert 
und vervelljtänbigt die zuerft in ber Times gemachten Enthüllungen 
über bie Abjichten Frankreichs auf Belgien ꝛc. 

„Der von Lord Granville und Mr. Blapftone im Parlamente ausgefpro« 
chenen Erwartung, daß über den PVertragsentwurf des Grafen Benebeiti von 
den beiden betheiligten Mächten nähere Mittheilungen erfolgen würden, bin 
ih vorläufig durch einen an den Grafen Bernftorff gerichteten telegraphifchen 
Erlaß vom 27. d. M. nadgelommen. Die telegraphiſche Form geftattete nur 
eine kurze Darlegung, welche ih nunmehr auf jchriftlichem Wege vervollſtän⸗ 
Dige. Das von der Times veröffentlichte Schriftftüd enthält keineswegs den 
einzigen Vorſchlag, der uns in diefem Sinne von franzöfiiger Seite gemacht 
morden if. Schon vor dem däniſchen Kriege iſt durch amtliche und außer⸗ 
amtlidhe franzöfijche Agenten mir gegenüber verſucht worden, zwiſchen Preußen 
und Frankreich ein Bündniß zum Zwecke beiderſeitiger Vergrößerung herbeizu⸗ 
führen. Ich habe kaum nöthig, Ew. Exc. darauf aufmerkſam zu machen daß der 
Glaube der franzöfiichen Regierung an die Möglichkeit einer derartigen Trans⸗ 
action mit einem deutichen Minifter, defien Stellung durch feine Lebereinftime 
mung mit dem deuitſchen Rationalgefühl bedingt if, feine Erklärung nur in 
der Unbekanntſchaft der franzöfiichen Staatsmänner mit den Grundbebingungen 
der Exiſtenz anderer Böller findet. Wenn die Agenten des Pariſer Cabinets 
für die Veobachtung deutſcher Berhältnifie befähigt geweien wären, jo hätte 
man fi in Paris der Illuſion, daß Preußen fi darauf einlafien konnte, die 
deutipen Angelegenheiten mit Hilfe Frankreichs ordnen zu wollen, niemals 
bingegeben. Ew. Exc. find freilich von der Unbelanntihaft der Franzoſen mit 
Deutichland ebenfo unterrichtet, wie id. Die Beitrebungen des franzöftichen 
Gouvernements, feine begehrlichen Abfihten auf Belgien und die Rheingrenzen 
mit preußiſchem Beiftande durchzuführen, find ſchon vor 1862, aljo vor meiner 
Uebernahme des auswärtigen Amtes, an mich herangetreien. Ich kann eg 
nicht als meine Aufgabe anjehen, ſolche Meittheilungen, vie rein perjönlicher 
Natur waren, in das Gebiet der internationalen Verhandlungen zu übertragen, 
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und glaube die interefinnten Beiträge, welche ih auf Grund vom PBrivaige 
ſprächen und Privatbriefen zur Beleuchtung diefer Angelegenheit geben Tönnte, 
zurüdhalten zu ſollen. Durch äußerlidhe Einwirkung auf die europäiſche Pos 
litik machten fi die erwähnten Tendenzen der franzöfiichen Regierung zunächſt 
in der Haltung erlennbar, welche Frankreich in dem deutſch⸗däniſchen Etreite 
zu unfern Gunſten beobachtet hat. Die darauf folgende Berfiimmung Franl- 
reis gegen und über den Bertrag von Gaftein hing mit der Beſorgniß zu- 
fammen, daß eine dauernde Befeftigung des preußifch-öfterreihiichen Bündnifies 
das Pariſer Gabinet um die Früchte feiner Haltung bringen könnte. Frank⸗ 
reich Hatte ſchon 1865 auf den Ausbruch des Krieges zwiſchen uns und Oeſter⸗ 
reich gerechnet und näherte ſich und bereitwillig wieder, jobald unjere Bezic 
hungen zu Wien fi zu trüben begannen. Bor Ausbruch des Bfterreichifchen 
Krieges 1866 find mir theil8 durd Verwandte Sr. Majeflät des Kaiſers der 
Franzoſen, theils durd vertrauliche Agenten Borfchläge gemacht worden, welche 
jeder Zeit dahin gingen, Eicinere oder größere Transactionen zum Behuf beider 
jeitiger Vergrößerung zu Stande zu bringen: e& handelte fih bald um Luxem⸗ 
burg oder um die Grenze von 1814 mit Landau und Saarlouis, bald um 
größere Objecte, von denen die franzöfiige Schweiz und die frage, wo die 
Spradigrenze in Piemont zu ziehen fei, nicht ausgeichicfien blieben. Am Mai 
1866 nahmen dieſe Zumuthungen die Geftalt des Vorſchlages eines Offenfiv⸗ 
und Defenfivbiindnifjes an, von defien Grundzügen folgender Auszug in meinen 
Händen blieb: „1. En cas de congres poursuivre d’accord la cession de la 
Venetie & V’Italie et l’annexion des duchés & la Prusse. 2. Si le congres 
n'aboutit pas, alliancc offensive et defensive. 3. Le Roi de Prusse com- 
mencera les hostilites dans les 10 jours apres la separation du congres. 
4. Si le congres ne se r&unit pas, la Prusse attaqucra dans 30 jours 
apres la signature du present traite. 6. L’Empereur des Francais de- 
clarera la guerre & l’Autriche des que les hostilites seront commencees 
entre l’Autriche et la Prusse (en 30 jours 300,000). 6. On ne fera pas 
de paix separee avec l’Autriche. 7. La paix se fera sous les conditions 
suivantes: La Véuétie & l'Italie. A la Prusse les tcerritoires allemands 
ci-dessous (7 & 8 millions d’Ames au choix) plus la reforme felerale dans 
le sens prussien. Pour la France le territoire eutre Moselle et Rhin sans 
Coblence ni Mayence comprenant 500,000 ames de Prusse, la Baviöre 
rive gauche du Rhin: Birkenfeld, Homburg, Darmstadt 213,000 ames. 
8. Convention militaire et maritime entre France et Prusse des la sigua- 
ture. 9. Adhesion du Roi d’Italie.‘“ Die Stärke des Heeres, mit weldyem 
der Kaiſer nach Art. 5 un beiftehen wollte, wurde in ſchriftlichen Erläuterun« 
nen auf 300,000 Mann angegeben; die Seelenzahl der Vergrößerungen, weldye 
Frankreich erſtrebte, nah franzöſiſchen, mit der Wirkfichleit nicht übereinftim« 
menden Berechnungen, auf 1,800,000 Scelen. Ein Seder, welder mit ver 
intimeren diplomatiſchen und militäriihen Gejhichte des Jahres 1866 vertraut 
ift, wird durch dieſe Elaufeln die Politit hindurchſchimmern jehen, welche 
Frankreich gleichzeitig gegenüber alien, mit dem es ebenfalls heimlich ver- 
handelte, und jpäter gegenüber Preuben und Italien verfolgte. Nachdem wir 
im Juni 1866 ungeachtet mehrfadger faft drohender Mahnungen zur Annahme 
obiges Allianzproject abgelehnt hatten, rechnete die franzöſiſche Regierung nur 
noch auf den Sieg Defterreih über uns und auf unjere Ausbeutung für 
franzdſiſchen Beiftand nad unferer eventuellen Ricderlage, mit deren biplome- 
tiſcher Anbahnung die franzöfiihe Politit Ah nunmehr nad Kräften beichäf- 
tigt. Daß der in dem vorfiehenden Allianzentwurf gedachte und ſpäter nod 
einmal vorgeſchlagene Congreß die Wirkung gehabt haben würde, unjer nur 
auf drei Monate gefchloffenes Zündnig mit Italien ungenußt zum Ablauf zu 
bringen, und wie Frankreich dur die weiteren, Cuſtozza betrefienden Verab⸗ 
redungen bemüht war, unfere Lage zu Lenadhtheiligen und wo möglich unjere 
Niederlage herbeizuführen, iſt Ew. Exe. befannt. Die „patriotiihen Bellemmun⸗ 
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gen“ des Minifiers Rouher Iiefern einen Eommentar über den weitern Berlauf. 
Bon der Zeit an hat Frankreéich nicht aufgehört, uns durch Unerbietungen 
auf Koften Deutflands una Belgiens in Verſuchung zu führen. Die Un⸗ 
mögliöhleit, auf irgend welche Unerbietungen der Art einzugeben, war für 
mich niemals zweifelhaft, wohl aber hielt ich es im Intereſſe des Friedenß 
für nuglich, den franz. Staatsmännern die ihnen eigenthämlichen Illuſionen 
jo lange zu belaflen, als dieſes, ohne ihnen irgend weldde auch nur mündliche 
Zuſage zu machen, möglich fein würde. Sch vermuthete, daß die Bernid- 
tung jeder franzdfiigen Hoffnung den Frieden, den zu erhalten 
Deutjchlands und Europa’s Interefle war, gefährden würde Ich war nicht 
der Meinung derjenigen Politiker, welche dazu riethen, dem Kriege mit Frankreich 
deshalb nicht nad) Kräften vorzubeugen, weil ex doch unvermeidlich fei. So ſicher 
durdihaut Niemand die Abfichten göttlicder Borjehung bezüglich der Zukunft, 
und ich betrachte auch einen fiegreichen Krieg an fih immer als ein llebel, welches 
die Staatskunſt den Völlern zu erjparen bemüht fein muß. Ich durfte nicht 
ohne die Möglihleit rechnen, dab in Frankreichs Verfaſſung und Politik Ver⸗ 
änderungen eintreten fönnten, welche beide große Nachbarvöller über die Noth- 
wenbigfeit eines Krieges hinweggeführt hätten — eine Hoffnung, welcher jeder 
Aufſchub des Bruches zu Gute kam. Aus diefem Grunde fchwieg ich über 
die gemachten Zumuthungen und verbandelte dilatoriſch fiber diefelben, ohne 
meinerfeit8 jemal8 aud nurein Verſprechen zu machen. Nachdem 
die Berhandlungen mit Sr. Maj. dem Slönige der Niederlande über den Ankauf 
von Sugemburg in bekannter Weiſe geicheitert war, wiederholten ſich mir gegenüber 
die erweiterten Borichläge Frankreichs, welche Belgien und Süddeutſchland ums 
faßten. In diefe Coniunctur fält die Mittheilung des Benedeiti'ſchen Manu 
ſcripts. Daß der franzöfifhe Botihafter ohne Genehmigung feines Souveräns 
mit eigener Hand diefe Vorſchläge formulirt, fie mir Überreiht und mit mir 
wiederholt und unter Modificirung von Tegtftellen, die ich monirte, verhandelt 
haben jollte, ift ebenjo unwahrſcheinlich, wie bei einer anderen Gelegenheit die 
Behauptung war, daß der Kaijer Napoleon der Forderung der Abtretung 
von Mainz nicht beigeftiinmt babe, welche mir im Auguft 1866 unter An⸗ 
drohung des Krieges im Falle der Weigerung dur den kaiſerl. Botſchafter 
amtlich gejtellt wurde. Die verſchiedenen Phaſen franzöfiiher Verſtimmung 
und Kriegsluſt, weldde wir von 1866 bis 1869 durchgemacht haben, coinci« 
dirten ziemlich genau mit der Neigung oder Abneigung, weldhe die franzdfi« 
ſchen Ugenten bei mir für Berhandlungen der Art zu finden glaubten. Zur 
Zeit der Vorbereitung der belgiihen Eijenbahnhändel im März 1868 wurde 
mir von einer hochftehenden Berjon, welche den früheren Unterhandlungen nicht 
fremd war, mit Bezugyahme auf legtere angedeutet, daß für den Fall einer 
franz. Dceupation Belgiens nous trouverions bien notre Belgique ailleurs. 
Gleicher Weile wurde mir bei früheren Gelegenheiten zu ertwägen gegeben, daß 
Franlkreich bei einer Löfung der orientalifhen Frage jeine Betheiligung nieht 
im fernen Often, fondern nur unmittelbar an feiner Grenze fuchen fünne. Ich 
habe den Eindrud, daß nur die definitive Neberzeugung, e8 ſei mit uns feine 
Grenzerweiterung Frankreichs zu erreichen, den Kaiſer zu dem Entichluffe ges 
führt bat, eine ſolche gegen uns zu erftreben. Ich babe fogar Grund, zu 
glauben, daß, wenn die fragliche Beröffentlihung unterblieben wäre, nad) Voll» 
endung der franzöfifchen und unjerer Rüftungen und von Frankreich das An⸗ 
erbieten gemacht fein würde, gemeinfam an der Spike einer Million gerüfteter 
Etreiter dem bisher unbewaffneten Europa gegenüber die uns früher gemachten 
Borichläge durdyzuführen, d. h. vor oder nach der erjten Schlacht Frieden zu 
ließen auf Grund der Benedetti'ſchen Vorſchläge, auf Koften Belgiens. Lieber 
den Text diefer Vorſchläge bemerke ih no, daß der in unjeren Händen be⸗ 
findfide Entwurf von Anfang bis zu Ende von der Hand de8 Grafen Bene» 
detti und auf dem Papier der kaiſerl. franzöfiihen Botſchaft geſchrieben ift, 
und daß die hiefigen Votjchafter reſp. Geſandten von Gefterreih, Großbritannien, 
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Rußland, Baden, Bayern, Belgien, Heſſen, Italien, Sachſen, der Türkei, 
Württemberg, welde das Original gefehen, die Handſchrifi erfannt Haben. 
In den Urtitel I Hat Graf Benedetti gleich bei der erſten Borlefung auf den 
Shlußpafjus verzichtet und ihn eingeflammert, nachdem ich ihm bemerft hatte, 
daß derfelbe eine Einmifhung Frankreichs in die inneren Angelegenheiten 
Deutihlands vorausjeke, die ich auch in geheimen Actenſtücken nicht einräumen 
önnte. Aus eigenem Antriebe bat er eine weniger bedeutende Correctur de 
Artikels II in meiner Gegenwart am Rande vorgenommen. Bord Wug. Lof- 
tus habe ih am 24. c. von der Exiſtenz des fraglichen Attenftüdes mündlich 
unterrichtet und auf feine Zweifel ihn zu perjönlicher Einſicht deffelben ein⸗ 
geladen. Er bat am 27. d. M. von demſelben Kenntniß genommen und fid 
dabei überzeugt, daß e8 von der Handſchrift feines früheren franzdfiichen Gol- 
legen if. Wenn das kaiſerliche Cabinet Beftrebungen, für welche es ſeit 1864, 
zwiſchen Verſprechungen und Drohungen mechjelnd, ohne Unterbrechung be 
mübt gewejen ift, uns zu gewinnen, heute ableugnet, fo if das Angefichts der 
politiſchen Situation leicht erflärlich.* 

29. Juli. Eine öffentlide Erklärung Benedetti's behauptet, dic Verſuchun⸗ 
gen bez. Belgiens feien nicht von Frankreich, fondern vielmehr von 
Preußen ausgegangen und er, Benebetti, habe ben von ber Times 
enthüllten Vertragseniwurf „gewiffermaßen unter dem Dictat Bis: 
marcks“ gefhhrieben. Der Kaiſer babe bie Propofitionen beftänbig 
abgelehnt (ſ. Frankreich). Die Erflärung Benedetti's ruft ſelbſt in 
Frankreich nur Spott hervor. 

30. „ (Der Krieg). Nachdem ſchon feit einigen Tagen an ber 
Grenze zwiſchen ven beiberfeitigen Borpoften Hin und her gepläntelt 
worden ift, greift eine franzöfiihe Infanteriecolonne mit Artillerie 
Saarbrüden an, wirb aber troß ihrer bebeutenden Ueberlegenheit 
zurückgeſchlagen. 

31. „ (Preußen). Der König gebt von Berlin zur Armee ab, in: 
bem er einen Amneftie-Erlaß verheißt: 

„An mein Volt! Indem id heute zur Armee gebe, um mit ihr für 
Deutihlands Ehre und für die Erhaltung unjerer höchſten Güter zu kämpfen, 
will ih im Hinblick auf die einmüthige Erhebung meines Volles eine Am⸗ 
neftie für politifche Verbrechen und Vergehen ertheilen. Ich Habe das Staats 
minifterium beauftragt, mir einen Erlaß in diefem Sinne zu unterbreiten. 
Mein Bolt weiß mit mir, daß der Priedenshruh und die Beindihaft wahr- 
baftig nicht auf unferer Seite war, aber herausgefordert, find wir entſchloffen, 
gleich unfern Bätern und in fehler Zuverfiht auf Bott den Kampf zu beftehen 
zur Grreitung des Baterlandes |" 

Ende „ (Der Krieg). Dänemark, Stalien, England, Oefterreih und 
Rußland haben ihre Neutralität in bem bevorftehenben Kriege zii: 
hen Frankreich und Deutſchland erklärt. Frankreich und Deutic- 
land ſtehen fih allein gegenüber. Frankreich zieht alle feine 
Streitkräfte, auch die bisher zur Occupation Roms verwendeten an 
ſich und ſtellt nur an ber fpanifhen Grenze ein Obfervationscorpe 
auf; bie ganze übrige Armee ift an ber beutfchen Grenze concen: 
trirt. Deutfchland bat weder an ber öſterreichiſchen, noch an ber 
ruſſiſchen Grenze ein Beobadhtungscorps aufgeftellt: feine faämmtlichen 
Streitträfte find an ber franzöſiſchen Grenze zufammengezogen. Die 
Beſorgniß, daß Frankreich, feinen anfänglichen Borfprung benüßenb, 
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noch vor vollenbeter Aufftellung der beutiden Armeen in Sübbeutfchs 
fand einbrechen werbe, ift verſchwunden. Die Antunft ber franzö- 
füihen Flotte in ber Norb- und Oftfee wirb gewärtigt, indeß mit 
ziemlicher Rube, ba man fon weiß, daß fie vorläufig wenigſtens 
kein Landungscorps mitbringt und Dänemark wenigſtens zunächſt 
Neutralität wahren will. 


2. Aug. (Der Krieg). Drei franzdfiihe Divifionen unter General 


Frofiarb. greifen im Beifein bes Kaiſers und bes Taiferlihen Prinzen 
das kleine preußiihe Detachement in Saarbrüden (3 Comp. Infan⸗ 
terie und 1 Escadron Hufaren) neuerdings an und beichießen bie 
offene Stabt mit 23 Geſchützen. Erft nah mehrftündigem Kampfe 
räumen bie Preußen bie Stabt. Charakteriftiihe Telegramme über 
biefen erften Erfolg ber franz. Waffen nah Paris. 

Der König von Preußen erläßt von feinem vorläufigen Haupt: 
quartier Mainz aus eine Proclamation 

„An die Armee! Ganz Deutihland ſteht einmüthig in Waffen gegen einen 
Nachbarſiaat, der uns überrajchend und grundlos Krieg erflärte Es gilt die 
Bertheidigung des bedrohten Baterlandes, unferer Ehre und unjereß eigenen 
Heerdes. Ich übernehme heute das Commando über bie ſammtlichen Armeen 
und ziehe getroft in einen Kampf, den unjere Bäter in gleiher Lage einft 
ruhmvoll beftanden. Mit mir blidt das ganze Baterland vertrauenspoll auf 
eu. Gott der Herr wird mit unferer gerechten Sache ſein.“ 
»„ (Preußen). Der König erläßt „aus Anlaß der patriotijchen 
Kinmüthigkeit, mit welcher Unjer Volt fih zu dem uns jebt auf: 
gebrungenen Kampfe erhoben Hat“, von feinem Hauptquartier Mainz 
aus eine ſehr umfaſſende Amneſtie. 


» (Der Krieg). Die deuiſchen Armeen ergreifen die Dffenfive 
gegen Frankreich. Die britte Armee erflürmt unter dem Kronprin: 
zen von Preußen Weißenburg unb ben bahinter Liegenden Geis: 
berg. Glänzender, aber blutiger Sieg. 

„ (Rordd. Bund). Eröffnung des Bundes⸗Oberhandelsgerichtes 
in Leipzig. 

„ (Der Krieg). Schlachten bei Wörth und bei Spicheren. In 
jener wird bie franzöfifche Armee unter dem Marſchall Mac Mahon, 
in dieſer das Armeecorps des franzöfiiden Generals Froſſard voll: 
ſtändig gefchlagen. Die ganze franzöfiihe Armee, auf beiben Flü⸗ 
geln geichlagen, macht Kehrt und tritt den Rüdzug in das Innere 
von Frankreich an. 


(Der Krieg). Marſchall Bazaine übernimmt ben Oberbefehl 
über bie franzöfiiche Armee, bie fi vor Dieb concentrirt, der Kai: 
fer begibt fih zu ihm ins Hauptquartier. — Bufammentritt der 
franzöfiihen Kammern in Folge der Niederlagen von Weißenburg, 
Worth und Spiheren. Ein Verſuch, das Kaiſerthum zu flürgen, 
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mißlingt als viel zu ſchwach; dagegen wird das Dlinifterium Ollivier 
geftürzt und durch ein Cabinet Palikao erſetzt. 

Die deutſchen Armeen rücken gegen Metz vor. Die Veſte Lützel⸗ 
berg wird genommen, bie Veſte Lichtenberg in Brand geſchoſſen; 
Straßburg wirb cernirt, verweigert bie Uebergabe und muß belagert 
werben. 


10. Aug. Mordd. Bund). Die preußiiche Regierung ſetzt ihre Ent: 


büllungen über bie Politik Frankreichs und feine Gelüfte nad 
Rurembnrg, Belgien, Rheinpreußen, Rheinheſſen und Rheinbayern 
fort: 

Circulardepeſche an die diplomatiſchen Bertreterdes nord 
deutfhen Bundes: Mein an den Hrn. Botſchafter des norbdeutichen Bun⸗ 
des in London gerichteter, von dent Grafen Granville in der Sitzung des 
Dberhaufes am 28. v. Mts. mitgetheilter Erlaß, betreffend den in der 
„Times vom 25. veröffentlichten Bertragsentwurf, hat den Hrn. Grafen 
Benedettt veranlaßt, in dem „Journal officiel de U’Empire* vom 30. Juli 
eine Darftelung von der Entftehung jenes Vertragſentwurfs zu geben, und 
nahdem ich mich in meinem fchriftliden Erlafie vom 29. deſſelben Monats 
ausführlicher über den Entwurf und jeinen Zufammenhang mit der Politik 
des Kaiſerreiches ausgeſprochen hatte, ift die vom 3. d. Mts. datirte Circular⸗ 
depeiche des Herzogs v. Gramont publicirt worden. Indem ich an dieſe bei⸗ 
den Veröffentlichungen erinnere, habe ich nicht die Abficht, eine Erwiderung 
darauf zu geben: der danfhare Stoff, den fie der Kritik liefern, ift ſchon von 
der Preſſe aller Länder, Frankreich nicht ausgenommen, bearbeitet werden. 
Zweck diefer meiner ergebenften Mittbeilung ift vielmehr, einen neuen Beweis 
Em..... zugehen zu laflen und zur Kenntniß der hohen Regierung zu brin- 
gen, bei der Sie beglaubigt find. Ich Habe von demjelben nicht früher Ge 
brauch gemacht, weil ih aud im Kriegszuftande die Perfon des Monarchen 
nit in die Erörterung von Amtshandlungen feiner Vertreter und Miniſter 
zu ziehen wünfchte, und bei dem Regierungsſyſtem, weldes in Frankreich er⸗ 
Aärtermaßen vor dem 2. Januar ds. Is. beitand, nit auf die Behaup- 
tung gefaßt fein Tonnte, daß ein Alt, wie die Vorlegung jenes Bertragsent» 
wurfes an mich und die anderen in meinem Erlaß vom 29. bezeichneten Vor⸗ 
fhläge und Zumuthungen, ohne Vormwiflen des Kaiſers Napoleon erjolgt fei. 
Die Verficherung des franzdfiichen Hrn. Minifters der auswärtigen Angelegen- 
heiten, que jamais l’empereur Napoleon n’a propose à la Prusse un traite 
pour pendre possession de la Belgique, und die Angaben des Grafen Bes 
nebetti, daß der Vorfchlag zu dem Bertrage von mir herrühre, daß er, um 
fih über meine Gombinationen Har zu werden, fi dazu verflanden babe, fie 
zu Papier zu bringen, „en quelque sorte sous ma dictee“, und daß der 
Kaiſer Napoleon erjt nachher Kenntniß von dieſem Bertragsentwurfe erhalten 
habe — dieje Behauptungen nöthigen mid, von einem Mittel Gebraud zu 
machen, weldhes mir zu Gebote fteht, um meine Borausfegung don den ge 
ſchäftlichen Verhältniß zwifchen dem Kaiſer und feinen Miniftern, Gefandten 
und Beauftragten und meine Darlegung der franzöfiichen Politil noch zu be⸗ 
fräftigen. In den Acten des auswärtigen Amtes befindet fih das in Abfchrift 
anliegende Schreiben des Grafen Benedetti an mid) vom 5. Aug. 1866 und 
ein mittels deljelben überſandter Vertragsentwurf. 

Particuliire.. Mon cher President! En reponse aux communications 
que j’ai transmises de Nikolsbourg & Paris & la suite de notre entretien 
du 26 du mois dernier, je recois de Vichy le projet de convention se- 
cröte que Vous trouverez cijoint en copie. Je m’empresse de Vous en 
donner connaissance afın que Vous puissiez l’examiner & Votre loisir. Je 
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suis de reste à Votre disposition, pour en conferer avec Vous, quand 
Vous en jugerez le moment venu. Tout & Vous (signd) Benedetti. 
Dimanche 5 Aoüt 1866. („Mein lieber Präfident! In Beantwortung der 
Mittheilungen, die ih in folge unferer Unterhaltung vom 26. v. Mts. von 
Nitolsburg nad Paris gerichtet habe, empfange ih aus Bichy den Entwurf 
zu einer geheimen Konvention, von dem Sie anliegend Abſchrift finden. Ich 
becile mid), denſelben zu Ihrer Kenntnig zu bringen, damit Sie ihn mit 
Muße prüfen können. Ich fiehe übrigens zur Beſprechung deffelben zu Ihrer 
Berfügung, wenn Sie den Moment dafür für gelommen erachten werden. 
Ganz der Ihrige. (gez) Benedetti. Sonntag, den 5. Auguft 1866.) — 
S. M. et 5. M. etc. Article L_ L’Empire francais rentre en possession 
des portions de territoire qui, appartenant aujourd’hui & la Prusse, avaient 
ete comprises dans la delimitation de la France en 1814. Article II. 
La Prusse s’engage à obtenir du Roi de Baviere et du Grand-Duc de 
Hesse, sauf à fournir & ces Princes de dedommagements, la cession des 
portions de territoire qu’ils possedent sur la rive gauche du Rhin, et à 
en transferer & la Frauce. Article III. Sont annulees toutes des disposi- 
tions rattachant la possession & la confederation Germanique les tcrri- 
toires places sous la souverainet€ du Roi des Pays-Bas, ainsi que celles 
relatives au droit de garnison dans la fortesse de Luxembourg. (, Ar⸗ 
tikel J. Das franzöfiiche Kaiferreih tritt wieder in den Pefig der Gebiets⸗ 
theile, die, heut zu Preußen gehörend, 1814 in die Begrenzung Frankreichs 
eingekhloffen worden waren. Artikel II. Preußen verpflidgtet fi, von dem 
Könige von Bayern und dem Großherzege von Heflen, vorbehaltlich einer die 
jen Fürften zu gewährenden Entſchädigung, die Abtretung der Gebietstheile zu 
erlangen, welche fie auf dem Iinfen Rheinufer beligen, und deren Beſitz an 
Frankreich zu übertragen. Artikel II. Es find aufgehohen die Beflinnmungen, 
welche die unter der Souveränetät des Königs von Holland ſtehenden Gebiete 
an den deutſchen Bund knüpfen, ebenjo die, welche ſich auf das Beſatzungsbrecht 
in der Feſtung Luxemburg beziehen.“) 

„Tie Originalien von der Hand des Grafen Benedetti lege ich den Ver⸗ 
tretern der neutralen Mächte zur Einfiht vor. Ein photographiidhes Facſimile 
derjelben werde ich Ew.... zu Überjenden mich beehren. ch erlaube mir, 
daran zu erinnern, daß nad Ausweis des „Moniteur” der Kaiſer Napoleon 
die Tage vom 28. Yuli bis 7. Aug. 1866 in Vichy zugebradht hat. In der 
amtlichen Unterredung, melde ich mit dem Grafen Benebetti in Tyolge dieſes 
Schreibens hatte, unterflügte derjelbe die in letzterem enthaltenen Forderungen 
dur die Drohung des Krieges für den all der Ablehnung. Der gleichwohl 
meinerjeit3 ausgeſprochenen Ablehnung folgte daB Berlangen nad) Luxemburg 
und dem Mißlingen diefes Geſchäftes der größere, Belgien umfaflende Vor⸗ 
ſchlag, welcher in dem von der Times veröffentlichten Vertragsentwurfe des 
Grafen Benedetti formulirt if. Ew..... erjuche ich ergebenft, dem Herrn 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten diefen Erlaß vorzuleien und ihm 
eine Abſchrift, begiehungsmweije nebft Abſchrift der Anlage, zu behändigen, aud) 
das jpätere Facfimile der leteren vorzulegen. Der Bundeslanzler. In Ber- 
tretung: v. Thile.“ 

11. Aug. (Der Krieg). Der König von Preußen erläßt, bevor er 
Eaarbrüden verläßt und fein Hauptquartier auf franzöfifches Ge: 
biet verlegt, folgende Proclamation an das franzöfiihe Volk in 
franzöfifher Eprade: 

„Bir Wilhelm, König von Preußen, thun den Bersohnern des franzöfi« 
fchen, von ten deutfchen Armeen eingenominenen Gebietes folgendes zu willen: 
Da der Kaiſer Rapoleon die deutſche Nation, melde mit dem franzöfiichen 
Bolt in Frieden zu leben wünjchte und noch wünſcht, zu Waller und zu Land 
angegriffen hat, jo habe Ich den Oberbefehl über die deutſchen Armeen über 
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nommen, um den Ungriff zurädzumeilen, und bin Ich durch die kriegeriſchen 
Ereigniffe über die Grenzen Frankreichs geführt worden, Ich führe Krieg 
gegen die Soldaten, und nit gegen die franzdfijgen Bürger; 
diefe werden daher nad wie vor für ihre Perfon, für ihr Hab und But Io 
lange Sicherheit seniehen, © als a Mich nicht durch feindfelige Unternehmungen 
gegen die deutfchen Trupp Nechtes berauben, Ihnen Meinen Schutz au- 
gedeihen zu laflen. Anal nmandiemden Generale der verſchiedenen Corps 
werden durch fperielle Berfügungen, welde zur Kenntnik des Bublicums ge 
bracht werden, diejenigen Maßregeln beftimmen, welche gegen Gemeinden oder 
Individuen zu treffen find, die fih in Widerſpruch mit den Regeln des Kricgs 
ſetzen ſollten; diejelben werben gleicher Weiſe alles regeln, was ſich auf Re 
quifttionen bezieht, die für die Bedürfniſſe der Truppen für —— erach⸗ 
tet werden; fie werden endlich den Gursunterfchieb zwiſchen den deutſchen und 
feanzöfifchen Geldwerthen feftiegen, um den perjönlicden Verkehr zwiſchen den 
Truppen und den Einwohnern zu erleichtern.“ 


12, Aug. (Der Krieg). Die franz. Regierung erklärt im gefebgch. 


13. 


14. 


15. 


Körper, fie bereite bie Ausweifung aller Deutſchen aus dem franz. 
Gebiete vor. 


Die Vorhut der beutfihen ‚Armeen hat bereits bie Linie ber 
Vogeſen überſchritten. Bier preußiſche Uhlanen nehmen von ber 
lothringiſchen Hauptftabt Nancy Beſitz. Die zahlreiche deutſche Ca: 
vallerie ſchwärmt den anrüdenden beutihen Armeen überall voraus 
und ijt ber fich zurüdziebenden franzdfiichen Armee auf ben Serien. 
„Mordd. Bund) Eine Circulardepeſche an die Geſandten bei 
ben ſüddeutſchen Höfen 

in Bezug auf die Depelche des Herzogs von Bramont vom 3. UAuguſt, 
wona Graf Bismard geäußert haben follte, daß er die Allianz der fübd. 
Staaten mit Deſterreich Ahr te, erflärt diefe angebliche Aeußerung für durch⸗ 
aus erfunden: bei den Verhandlungen Über den von England zu Unfang des 
Yahrs an Preußen gerichteten Entwafnungsvorffag jet der ſuüdd. Staaten 
auch mit keiner Silbe erwähnt 
„ (Der Krieg). Die, —*8 Regierung ernennt den General 
Trochu zum Oberbefehlshaber der bei Chalons an der Marne in 
Bildung begriffenen Corpo und den General Viney zum Ober: 
befeblshaber des bei Paris zu bildenden Corps. 

„ (Der Krieg). Schlacht bei Eourcelles vor Meb: Die Avant: 
garbe ber deutſchen Armee hält bie franzöfliche Armee unter Bazaine, 
bie von Med abziehen will, bafelbft feſt. Der Kaifer verläßt mit 
bem Taiferligden Prinzen Me, um über Verdun nah Chalons zu 


en. 

Das franzoͤſiſche Geſchwader hat fi bei Helgoland aufgeftellt ; 
ber Commandant beflelben erklärt bie deutſche Nordweſtküſte ſüdlich 
von Baltrum vom 15. Auguft an in Blokadezuſtand unb bewilligt 
ben neutralen Schiffen eine zehntägige Zriit zum Auslaufen. Tie 
Blokade tritt thatfächlih erft am 18. ein und ift in Wahrheit nie: 
mals eine effective. 

„ (Der Krieg). Auch die deutſchen Dftfechäfen werben von 
Frankreich in Blokadezuſtand erklärt. 
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16. Aug. (Der Krieg). Blutige Schlacht von Mars la Tour ober 


17. 


18. 


19. 


20. 


21, 


Bionville vor Metz: Marſchall Bazaine wirb neuerdings baran ber: 
hindert, mit feiner ganzen Armee von Meb nah Verdun zurüd: 
zugeben. 

„ (Der Krieg). Tie Aueweiſung aller Deutſchen aus Frank⸗ 
reich wird bereits maſſenhaft ins Werk geſetzt. General Trochu 
wird zum Gouverneur von Paris und Chefcommandanten aller 
Streitkräfte zur Vertheidigung ber Hauptſtadt ernannt. Der Mar: 
Thal Mac Mahon reorganiſirt feine geſchlagenen Truppen in Cha: 
Ions und zieht dazu alle nur möglihen Verſtärkungen an fih. Der 
Kaifer trifft mit dem kaiſ. Prinzen bei ihm ein. 

Der König von Preußen ernennt den Generallieutenant Grafen 
v. Bismard-Bohlen zum Oeneralgouverneur bes Eljafles, ben Ge: 
neral v. Bonin zum ©eneralgouverneur von Lothringen. Die öffent: 
lihe Meinung in Deuiſchland beſchäftigt fich bereits lebhaft mit ber 
Wiebererwerbung von Elſaß und Lothringen. 

»„ (Der Krieg). Große, entſcheidende Schlacht bei Gravelotte 
vor Meh: Die franzöfifhe Armee unter Bazaine wird aus allen 
ihren feften Bofitionen vertrieben, von ber Verbindung mit Paris 
abgefchnitten und befinitiv innerhalb der Befeitigungslinien von Metz 
zurüdgeworfen. 

„ (Der Krieg). Die erfte und zweite deutſche Armee unter bem 
Prinzen Friedrich Karl bleiben vor Mech, das eng eingelchloflen 
wird. Die britte beutfche Armee unter bem Kronprinzen von Preu⸗ 
Ben und eine neugebilbete vierte unter dem Kronprinzen von Sachſen 
ſetzen ihren Mari auf Paris fort. 

Stalien und England haben ein fchriftliches Uebereinkommen fti: 
pulirt, das bie gegenfeitige Verpflichtung enthält, nicht ohne vorher: 
gehenden Austaufh von Erflärungen aus ber Neutralität heraus⸗ 
zutreten. Die andern neutralen Mächte follen eingelaben werben, 
bem Uebereinfommen beizutreten. Rußland erflärt fi einverſtanden 
und etwas fpäter tritt auch Defterreich bei. 


„ (Der Krieg). Der „preußilde Staatsanzeiger” proteftirt ent- 
f&hieden gegen bie Einmifhung ber neutralen Mächte beim Fünftigen 
Friedensſchluß. Die „Kreuzztg.“ erllärt: „Deutſchland bat ben 
Krieg allein geführt, es will barum Frankreich bie Rechnung aud 
allein ausſchreiben“. 


„ (Der Krieg). Mac Mahon verläßt Chalons mit feiner Armee, 
ftedt das Lager in Brand und ſchlägt die Richtung nach Rheims, 
wohin ihm der Kaifer mit dem Faiferlihen Prinzen ſchon vorauss 
gegangen ift, ein, um von ba entweder dem Marſchall Bazaine bie 
Hand reihen zu können, ober fidh um Schutze ber Hauptitabt nad) 
Paris zurüdzuziehen. 
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Ein Erlaß des Könige von Preußen zweigt ben deutſchen Theil 
Lothringens und ebenfo Stadt und Feſtung Web vom General: 
gouvernement Lothringen ab unb vereinigt biefelben mit bem Ve: 
neralgouvernement Elſaß, das nunmehr alles bas umfaßt, was 
Deutſchland beim Friedensſchluß behalten zu wollen. fcheint. 


23. Aug. (Der Krieg). Straßburg wird von Babenfern und Preußen 


belagert und beſchoſſen. 

Die Umgegend von Paris beginnt maſſenhaft nad ber SKaupt: 
ftabt hinein zu flühten. Die Regierung madt befannt, daß bie 
Vorbereitungen zur DBertheibigung von Paris nunmchr becudigt, die 
Nationalgarbe vollftändig bewaffnet und bie Etabt mit Lebensmitteln 
und Kriegsmunition ausreihend verſehen fei. 


„» (Der Krieg) Der Marihal Mac Mahon, ber bei ter Un: 
gewißheit, ob es Bazaine gelingen könne, aus Dich gegen Nerben 
auszubredhen, fih zum Schutz ber Hauptftebt nah Paris wenden 
will, wirb von ber Kaiſerin-Regentin und bem Cabinet Palikao ac: 
zwungen, fih von Rheims aus nad Norboften zu wenben unt 
ſchlägt die Richtung gegen Sedan zu ein. 

Die kleine Feſtung Vitry ergibt ſich. 
„ Verſammlung einer Anzahl hervorragender katholiſcher Theologen 
aus Nord: und Süddeutſchland in Nürnberg, um fi über weitere 
Schritte gegen bie Anerkennung ber päpftlihen Unfeblbarkeit zu be 
ratben. Dieſelben vereinbaren fi über eine gemeintame Erklärung 
zu ber weitere Unterſchriften geſammelt werben fellen (j. Bayern) 

„Wir find der Veberzeugung, daß ein längeres Schweigen gegenüber den 
in Folge der Mehrheitsbeſchlüſſe der vaticaniſchen Bilhofsverfammlung ver: 
18. Juli 1870 durch die Bulle „Pastor aeternus‘‘ fundgemadten päpftlicer 
Decreten weder uns ziemt, noch zum Nuten der Kirdde gereihen Tann. In 
dem dritten Capitel diejer „Constitutio dogmatica prima de ecclesia Christi“ 
wird als Glaubensſatz aufgeitellt: der rönmiiche Biſchof habe nicht blos Da: 
Amt der Oberauffiht und der höchſten Leitung über die Kirche, Sondern 'ı 
Inhaber der ganzen Machtfülle und befize über alle Kirchen und jebe einzelne. 
über alle Kirchenvorfteher und jeden einzelnen und über jeden Chriſten bie 
ordentliche und unmittelbare Gewalt. Im vierten Gapitel wird gelehrt: e⸗ 
fei von Gott geoffenbarter Glaubensſatz, daß der römiſche Biſchof als Lehret 
für die ganze Kirche („ex Cathedra“) in Gegenfländen des Glaubens und der 
Sitten die der Kirche von Chriſtus verheikene Unfehlbarkeit befite, und tes 
deshalb derartige Entſcheidungen irreformabel ſeien aus ſich felbft, nicht aber 
auf Grund der Zuflimmung der Kirche. Diefe Säte vermögen wir nidt al 
Ausiprüche eines wahrhaft Beumenifchen Concils anzuerkennen; wir verwerfen 
fie als neue, von der Kirdeniemals anerfanntetehren. Bon ten 
Sründen, deren fireng wifienfchaftliche Ausführung vorbehalten wird, machen 
wir folgende namhaft: 1) Eine Eonftituirung der Xehre der Kirche über dic 
Punkte ift auf der Synode zufolge der Verheimlichung vor ihrer Eröffnung, fo wie 
durch Verhinderung vollfändiger Zeugnißabgabe und freier Meinungsäußerun: 
mittelft vorzeitigen Schlufles der Debatte nicht erfolgt. Damit ift die weient: 
liche Aufgabe eineß dcumeniſchen Concils bei Seite geiegt worden. 2) Jene 
Treiheit von jeder Art moralifhen Zwanges und jeder Beeinflufiung durk 
höhere Gewalt, welche zum Weſen eines Bcumenifchen Concils gehört, ift auf 
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diefer Berfammlung nicht vorhanden geweſen, unter Unterm: a) weil ber 
Berfommlung von dem Papfte im Widerſpruche mit der Prazis der frühern 
Goncilien eine die Freiheit hemmende Geidäftsordnung auferlegt, trog Pros 
teſtes einer großen Anzahl don Biſchdfen belafien und nachher wiederum ohne 
Zufimmung der Berfammlung modificirt und gegen den abermaligen Proteft 
aufrechterhalten wurde; b) weil in erſt zu entſcheidenden und den Papft 
perſdnlich betreffenden Lehre durd die mannigfaltigfen, dem Papfle zu Ges 
bote ftehenden Mittel ein moraliiger Trud auf die Mitglieter aukgeübt wor- 
den if. 3) Wenn bisher ſtets in der Kirche als Regel gegolten, dab nur das 
immer, überall und von Allen Belannte Blaubensjag der Kirche fein Lönne, 
jo iR man auf der vaticaniichen Berfammlung don dieſem Grundfage abge» 
wichen. Der biche Bruchtheil einer Biihofsverfammlung hat gegen den bes 
hartlichen und noch zulegt ſchriftlich erneuerten Widerfpruch einer durch ihre 
Zahl jowohl, als dur) die Tignität und den Umfang ihrer Kirchen überaus 
gewichtigen Minderheit eine Lehre zum Togma erhoben, von der es notoriſch 
und evident ift, daß ihr von den drei Bedingungen Feine, weder das Immer, 
noch daS Ueberall, noch Tas von Allen, zulomme. In dieiem Borgange liegt 
die tHatjächlicge Anwendung des villig neuen Eahes: dab als göttlich geofien« 
barte Lehre eine Meinung erflärt werden konne, deren Gegentheil bis dahin 
frei gelehrt und in vielen Tidcefen geglaubt wurde. 4) Indem das dritte 
Eopitel gerade die ordentliche Regierungsgemwalt in den einzelnen Kirchenſpren- 
geln, weldje nad; latholiſcher Lehre den Siſchdſen zulommt, auf den Papft 
Überträgt, wird die Ratur und MWejenheit des Epilcopats als göttlicher, in 
dem Apoftolat gegebener Inflitution und als integrirenden Beftanbteils der 
Kirche alterirt, beziehungsmeife völlig zerflört. 5) Zur die Erklärung, daß 
alle an die ganze Kirche gerichteten doctrinellen Ausfprüche der Päpfte unfehle 
bar feien, werben auch jene lirchenpolitiſchen Säge und Ausſpruche älterer und 
neuerer päpftlier Erlaffe für unfehlbare Glaubensnormen erklärt, welde die 
Unterwerfung der Staaten, Völker und Fürften unter die Gewalt der Päpfte 
auch in weltlichen Dingen lehren, welche über Tuldung Anderögläubiger und 
Etandesrechte des Elerus Grundiäge aufftellen, die der heutigen Orbnung der 
Geſelſchaft widerſprechen. Hiermit wird das friedliche Einvernehmen zwijſchen 
Rirde und Etaat, zwiſchen Glerus und Laien, zwiſchen Katholiten und Anders- 
glaubigen für die Zukunft ausgeſchloſſen. Angefichis der Verwirrung, welche 
durch diefe neuen Kehren in der Zirche jeht fhon eingetreten ift und fi in 
der Sufunft vorausfichtlid ned) fleigern wird, fehen mir in jene Bifhöfe, 
welche diefen Lehren cntgegengetreten find und durd ihre Haltung auf der 
Verfammlung den Tank der fathol. Welt verdient haben, das Vertrauen 
und richten zugleihh an fie die Bitte: daß fie in gerechter Würdigung ber 
Noth der Kirche und der Bedrängnik ber Gewiffen auf das baldige Zuftande 
Tommen eines wahren, freien und daher nicht in Italien, fondern dieffeits der 
Alpen abzuhaltenten deumeniſchen Concils mit den ihnen zu Gebote ftehenden 
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Mitteln hinwirken m er Berjammlung werben ges 
nannt: v. Döllinger, intens, Profefjor der Kirchen» 
geisiähte zu Breslau waltheologie zu Braunsberg; 

ichelis, Profefior berg; Knoodi, Profefior der 
PHilofoppie zu Boni zologle au Prag; Ldwe, Pros 
feffor der Philofophi for der Theologie zu Müns 
en; Weber, Privat Breslau; Balger, Profefior 
der Dogmatik zu ® r des canoniſchen Rechtes zu 
Prag, ferner die Pr HI zu Münden und Langen 


und Keuſch zu Bonn. 
Die Erflärung findet in Turzer Zeit einige dreißig Unterſchriften, ſoll je⸗ 
doc nicht fofort veröffentlicht werden. 


26. Aug. (Der Krieg). Die beutigen Armeen find in raſcher 
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ununterbrochener Vorrũckung nad Baris begriffen; Chalons ift von 
ihnen befeßt, und ihre Spitzen reichen bis Epernah. 

27. Aug. (Der Krieg). Die britte unter dem Kronprinzen von Preußen 
ftehende Armee madıt, von bem Zuge bes Marſchalls Mac Mahon 
unterrichtet, in ihrem Marſche auf Paris plöglih eine Schwenkung. 
Zuſammenkunft zwifchen bem König und bem Kronprinzen in Bar 
le Duc. Der König verlegt fein Hauptquartier von Par le Duc 
nad Clermont in ber Argonne und von ba weiter nad) Barennee. 
Die Armee des Marſchalls Mac Mahon fol fowohl von Meb, als 
von Paris abgeſchnitten werben. Die vierte beutiche Armee unter 
dem Kronprinzen von Sachſen bat mit ber franzäfiiden Armee unter 
Mac Mahon bereits Yühlung gewonnen: fiegreiches Cavalleriegefecht 
bei Buzancy. . 

Am norbbeutfgen Bunde werben brei neue Refervearnicen ges 
bildet, eine am Rhein unter bem Großherzog von Medlenburg, 
eine zweite bei Berlin unter dem General v. Eanftein unb eine 
britte bei Glogau unter dem General v. Löwenfelb. 


28. „ (Der Krieg). General Trodu, ber Gouverneur von Paris. 
befiehlt bie volljtändine Austreibung aller no in Paris gebliebenen 
Deutien binnen brei Tagen. 

29. „ (Der Krieg). Die Thionville mit Paris verbindende Eijen- 
bahn ift zwiichen Thionville und Mezieres bereit an zwei verſchie⸗ 
denen Etellen durch beutiche Detachements unterbrochen. 


30, „ (Der Krieg). Schlacht bei Beaumont: bie Franzoſen unter 
| Mac Mahon werben angegriffen, geidhlagen und von Beaumont bis 
über bie Maas bei Moufon zurüdgetrieben. Mac Mahon iſt von 
Bazaine und Met bereits abgeichnitten. 


„ » (Preußen) Eine durch Oberbürgermeifter Seydel, v. Unrub 
und Löwe:Calbe berufene Verfammlung in Berlin befdließt einen 
Aufruf an das beutjche Volk behufs einer Adreſſe an ben König 
für Herftellung eines „einigen Reichs und gefhühter Grenzen“: 

„Aufruf an das deutfhe Volk. Während der bewaffnete Theil des 
Bolles auf fremdem Boden den uns zugedachten Angriff abwehrt und feinen 
Siegeslauf mit feinem Herzblut befiegelt, rüftet fi die Diplomatie fremder 
Mächte, uns im enticheidenden Zeitpunlte die Bedingungen des Friedens auf. 
zuerlegen. Schon einmal nad den glorreihen Kämpfen von 1813, 1814 und 
1815 ift daß deutſche Volk durch frenide Mikgunft um den vollen Bohn feiner 
Siege, um die Erfüllung feiner heißeſten Wunſche betrogen worden. Der be 
ſiegie Feind wurde über fein eigenes Erwarten geſchont und begänftigt, die 
beutichen Grenzen blieben gefährdet und der erneuten Angriffsluf ausgefekt; 
ftatt der Einheit des deutſchen Reiche wurde ung die Schwäche des alten 
Bundes auferlegt. Ein halbe Jahrhundert bat Europa im bewaffneten 
Frieden die Schuld der Diplomatie gebüßt. Während jet die gleiche Gefahr 
droht, darf daß deutiche Volk nicht Schweigen. Die Welt muß erfahren, daß 
Herrſcher und Volk entichloffen find, nachzuholen, was 1815 uns vorenthalten 
worden iſt: ein einiges Reich und geichligte Grenzen. In der nachſtehenden 
Adreſſe an Se. Maj. den König haben wir ben einfachen Ausdruck unferer 
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Gefinnungen niedergelegt. Mögen die Unterfchriften aus den gefammten 
Deutihland darthun, daß wir die Gefinnungen des ganzen Bolkes wieder 
geben. Berlin, 30. Aug. 1870.° 

Adrejie an den König: „Um Em. Mai. und deren Verbündete ſchaarte 
fih, als der Krieg unvermeiblih war, einmäthig die Nation. Sie gelobte 
treu auszuharren in dem Kampfe für die Sicherheit, Einheit und Ordße des 
deutichen Baterlandes. Gott hat die Waffen geiegnet, welche für die gerechte 
Sache mit unübertroffener Tapferkeit geführt werben. Mit Strömen des 
edelften Blutes find die Siege errungen worden, body unerwartet fchnell haben 
fie dem vorgeftedten Ziele uns nahe gebradt. Gewaltige Anftrengungen 
ſtehen noch bevor; daS deutfche Bolt iſt zu jedem Opfer entichloflen, welches 
den hoͤchſten nationalen Aufgaben gewidmet if. Aber in der Mitte der ern⸗ 
ften und gehobenen Stimmung werden wir beunruhigt durch die immer 
wieberlehrenden Berichte, daß fremde Einmiſchung, die doch die Schreden des 
Kriegs nicht abzumenden wußte, jet bemüht fei, den Preis unjerer Kämpfe 
nad ihrem Ermeflen zu begrenzen. Das Andenlen an die Vorgänge nad 
der glorreihen Erhebung unjerer Väter lebt friſch in unſerm Gedächtniß, und 
mahnt Deutihland, daß es die Forderungen feiner Wohlfahrt allein berathe. 
Darum nahen wir Ew. Maj. abermals mit dem Gelöbniß: treu auszuhar- 
ren, bis e8 der Weisheit Ew. Maj. gelingt, unter Ausichluß jeder fremden 
Einmilhung, Zufände zu ſchaffen, welche das friedliche Verhalten das Nach⸗ 
barvoltes befier als bisher verbürgen, die Einheit des geſammten beutichen 
Reiches begrlinden und gegen jede Anfechtung ſicher ſtellen.“ 

31. Aug. (Der Krieg). Zweiter Schlachttag vor Seban: bie Deut: 
Ihen geben über bie Maas und brängen die ganze franzöfifce 
Armee mit Mac Mahon und bem Kaifer um Seban zufammen. 

Marigall Bazaine, der mit jeiner ganzen Armee aus Metz nad 
Norden durchzubrechen verſucht, wird durch die Schlacht bei Noiſſe⸗ 
ville in bie Feſtung zurückgeworfen. 


»_  w Konferenz deutſcher Biſchöfe in Fulda. Dielelben, worunter auch 
eine Anzahl der Biſchöfe ber Concils-Minderheit, beichließen, fi dem 
neuen lnfehlbarfeitsbogma felber zu unterwerfen und bie Unter⸗ 
werfung von ihren Angehörigen zu erzwingen. Es wirb ein gemein: 
famer Hirtenbrief beratben und feftgejtellt und befchloflen, daß auch bie 
nicht erſchienenen Biſchöfe eingeladen werben follen, demſelben beizutreten. 

Brotololl der Gonferenz: „Der von Selten des Erzbiſchofs von 
Köln ergangenen Einladung zufolge hatten ſich außer demſelben der Erzbifchof 
von Münden und die Biſchöfe von Fulda, Mainz, Regensburg, Eichftätt und 
Ermland, der Erzbisthumsperweier von Freiburg und der Weihbiſchof von 
Münfter als Vertreter des dortigen Eapitularpicars in Fulda zu einer ges 
meinſchaftlichen Berathung binfichtlih der erforderlichen und geeigneten Schritte 
gegen bie vielfah in Deutſchland ſich kundgebende Oppofition gegen die Bes 
ſchlüſſe des vaticaniſchen Concils verfammelt. Die Beratbung wurde einge 
leitet durch eine Mittheilung des Inhalts derjenigen Schreiben, welche von 
Seiten der nicht erichienenen Bifchdfe eingelaufen waren, und welche belundeten, 
daß in verſchiedenen Didcefen die Oppofilion und die dadurch hervorgerufene 
Aufregung der Geifter eine heftige, mit ſchismatiſchen und kirchenfeindlichen 
Tendenzen verbundene if. In einem diefer Schreiben fand fi) auch die bes 
reits durch mehrere Zeitungen verbreitete Bemerkung vor, daß die Bilchöfe 
der Minderheit zu Rom fi dahin verbunden hätten, mit der Veröffentlihung 
der Gonciläbeihlüfie in ihren Didceſen nicht eher vorzugehen, als bis darüber 
eine borgängige Berathung und PBerfländigung unter ihnen fattgefunden 
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haben würde. Keiner der unterzeichneten Biſchöfe wußie fich zu erinnern, daß 
eine derartige Vereinbarung zu Stande gelommen fei. Sodann wurde nad 
borgängiger eingehender Beſprechung und Erörterung de8 Hauptgegenflantes 
der Berathung beichloffen: daß eine gemeinichaftlidde Anſprache der Biſchöie 
an die Gläubigen entworfen und allen Biſchöfen von Deutſchland, welche feit- 
ber ſich an ben Eonferenzen zu Fulda betbeiligt haben, zur Unterfchrift vorgelcat 
worden jolle. Ein von einem ter Mitglieder der gegenwärtigen Gonferen; 
bereitS mitgebrachter Entwurf einer ſolchen Ansprache wurde einer nähern Er- 
örterung und verſchiedenen Modificationen unterworfen, ſodann nach erfolgten 
Einverftändniß aller Gegenwärtigen vollzogen, und beichlofien, daß derſelbe 
gedrudt und allen Biſchöfen zugeftellt werden folle. Es wurde ferner beidjlof- 
jen, daß nad erfolgter Verdffentlichung dieſer Anſprache gegen diejenigen 
Gläubigen, und namentlich gegen diejenigen Prieſter und Lehrer, welche ic» 
dann etwa no in ihrer Oppofition gegen die Concilsbeſchlüſſe verharren 
würden, nad) den Vorjchriften der Moral und des canon. Rechts, wenngleid 
mit aller zuläfiigen Zangmuth und Milde und nad vorgängiger bejonderer 
Belehrung und Ermahnung, verfahren werden, und daß ın den einzelnen 
Didceſen eine Belehrung der Gläubigen über die verbreiteten Mikverftändnifie 
und Borurtheile gegen die Concilsbeſchlüſſe auf den Kanzeln durch Hirtenbrieie 
ie nad) dem Bedürfniſſe der Diöcefe erfolgen folle.* 

„Schreiben des Erzbiſchofs von Köln an die in Fulda nicht er» 
ſchienenen Biſchöfe: „In Folge der geichehenen Einladung hatten fh am 
30. Auguft die unter der Anlage unterzeichneten hochw. HH. Bilchöfe zu 
Fulda verfammelt. Die nicht erichienenen hatten faſt fämmtlid angezeigt, 
daß fie durch den Drang der Zeitverhältnifie oder durch Unwohlſein verhindert, 
aber fehr geneigt jeien, den zu faſſenden Beſchlüſſen beizutreten, weßhalb fie 


um Mittheilung derjelben erſuchen. Die verlammelten Bilchöfe haben fih 


über die in der Beilage entworfene Unfprache, melde an die Gläubigen ihrer 
Diöceſen gerichtet werden foll, mit völliger Einſtimmigkeit verfländigt, und 
zugleich beichlofien, daß diejelbe vor der Verdffentlidung aud den nicht er» 
ſchienenen Mitgliedern der Fuldaer Eonferenz zur gefälligen Kenntnißnahme 
und zur Mitvolljiehung confidentiell mitgetheilt werden ſolle. Demzufolge 
beehre ich mich Namens terjelben zugleih mit dem Protokoll der Conferenz 
jene Unfprache beilienend confidentiell mit dem ergebenften Erſuchen zu über- 
jenden, fie, falls Hochdieſelben damit einverflanden find, gefälligfi mitvollziehen, 
und jedenfalls recht bald mir remittiren zu wollen, damit fie ſodann, mit den 
Unterſchriften aller Bifchöfe, welche derjelben fi angeichlofien haben, neuer- 
dings gedrudt und allen betreffenden HH. Amtsbrüdern ohne Verzug zuge- 
ftellt werde. * 

Hirtenbrief der dem Beichlufie beitretenden Bilhöfe: „Bom heiligen 
allgemeinen vaticanischen Eoncil in unjere Bisthümer zurädgefehrt, halten 
wir e3, in Vereinigung mit andern deutichen Bilchöfen, weldhe der Kirchen» 
verfammlung beizumohnen verhindert waren, für unſere oberhirtliche Pflicht, 
an Euch, Geliebte im Herrn, einige Worte der Belehrung und Mab- 
nung zu rigen. Daß wir dieß gemeinjam und feierlich thun, dazu Liegt 
Beranlaffung und Grund in den vielfa irrigen Uuffajjungen, welde 
feit Monaten über das Coneil verbreitet worden find, und die 
auch jet noch in unbefugter Weife an mandien Orten fi geltenb zu 
machen juchen. Um die göttlichen Wahrheiten, welche Chriſtus der Herr die 
Menſchen gelehrt Hat, in ihrer ganzen Reinheit und Unverfälichtheit zu be 
wahren und fie gegen jede Veränderung und Entftellung zu fidern, hat Er 
in feiner heiligen Kirche ein unfehlbares Lehramt eingeleht, und demſelben 
feinen Schuß und den Beiftand des hi. Geiftes für alle Zeiten verheißen und 
gegeben. Auf diefem unfehlbaren Lehramte der Kirche beruht die ganze Sicherheit 
und Breudigleit unjere® Glaubens. So oft int Laufe der Jahrhunderte Mik- 


- verftändnifie oder Unfeindungen einzelner Lehrjäge auftauchten, hat dieſes un⸗ 
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fehlbare Lehramt auf verſchiedene Weife, bald in größeren Berfammlungen, 
bald ohne diejelben, die Irrthümer aufgevedt und zurückgewieſen, jowie die 
Wahrheit erllärt und feftgeftelt. In der feierlichften Form gefhah dieß 
durch die allgemeinen Eoncilien, d. 5. durch jene großartigen Verſammlungen, 
auf denen daS Haupt und die Glieder des Einen kirchlichen Lehrlörpers zur 
GEntieidung der obtwaltenden Zweifel und Streitfragen in Glaubensſachen 
zulammenmwirfen. Dieſe Entſcheidungen haben nad der einmüthigen und un 
zweifelhaften leberlieferung in der Kirche ſtets als folde gegolten, die ein 
übernatürlicher göttliher Beiftand vor Irrtum bewahrt. Deshalb haben 
fi die Gläubigen zu allen Zeiten diejen Entſcheidungen als unteblbaren 
Ausiprüäden des hi. Beiftes unterworfen und fie mit zweifellojer Glau⸗ 
bensgewißheit für wahr gehalten. Sie haben dieß gethan, nicht etwa weil 
die Bilchöfe Männer von reifer und vielfadher Erfahrung, nicht weil Manche 
unter ihnen in allen Wiſſenſchaften bewandert waren, nicht weil fie aus allen 
Zändern der Welt zufammentamen und fo gewifiermaßen die menjchliche Er» 
kenniniß aller Welttheile vereinigten, nicht weil fie das Wort Gottes in einen: 
langen Leben erforicht und verkündet hatten und deshalb glaubhafte Zeugen 
feines Inhaltes waren. Alles dieſes gibt gewiß ihren Ausſprüchen einen 
hohen, vielleicht den höchſt möglichen Grad menſchlicher Glaubwürdigkeit. Das 
Alles genügt aber nit, um einen übernatürlichen Alt des Glauben: zu ber 
gründen. Diefer ruht in feinem legten Grunde niemals auf dem Zeugnifie 
von Menſchen, wenn fie gleich die allerglaubwürdigften wären, und wenn aud 
das ganze Menſchengeſchlecht in feinen beiten und edelften Vertretern dieſes 
Zeugniß ablegte; diejer ruht immer ganz und allein auf der Wahrhaftigkeit 
Gottes ſelbſt. Wenn daher die Kinder der Fire die Ausfprüce der allges 
meinen Goncilien gläubig annehmen, jo thun fie es im der Ueberzeugung, daß 
Gott, die ewige und allein aus fich unfehlbare Wahrheit, bei denjelben in 
übernatürlider Weife mitwirft und fie vor Irrthum bewahrt. Ein 
foldes allgemeines Goncil ift das gegenwärtige, welches unſer hl. Vater, 
Papft Pius IX., wie Ihr wiſſet, nah Rom berufen bat, und zu welchem die 
Nachfolger der Apoſtel zahlreicher, als je zuvor von allen Theilen der Erde 
berbeigeeilt find, um mit dem Nachfolger Petri uno unter feiner Leitung die 
großen Intereſſen der Kirche in der Gegenwart wahrzunehmen. Nah vielen 
und ernften Berathungen hat der hl. Vater, kraft feiner apoftoliichen Sehr» 
gewalt, am 24. April und am 18. Juli d. 3. mit Zuftimmung des hl. 
Concils verjchiedene Entſcheidungen über die Lehre vom Glauben und von der 
Kirche und ihrem Oberhaupte feierlih verfündigt. Hiedurch hat aljo 
das unfchlbare Lehramt der Kirche entjhieden, der heilige 
Geiſt Hat durd den Stellvertreter Ehrifti und den mit ihm 
vereinigten Epifcopat gefprohen; und daher müflen Alle, die 
Bilchdfe, Priefler und Gläubige, dieſe Entſcheidungen als göttlich geoffenbarte 
Wahrheiten mit feftem Glauben annehmen und fie nit freudigem Herzen er⸗ 
fafien und befennen, wenn fie wirklich Glieder der Einen, heiligen, katholifchen 
und apoftoliichen Kirche fein und bleiben wollen. Wenn Ihr, Geliebte im 
Herrn, deßungeachtet Einſprache dagegen erheben und die Behauptung auds 
ſprechen hört, daß die vaticaniſche Kirchenverſammlung Teiln 
wahres allgemeines Goncil und defjen Beſchlüſſe nidt giltig 
feien, jo laſſet Eu dadurdh in Euerer Hingabe an die Kirche und in der 
gläubigen Annahme ihrer Entjheivungen nicht beirren. Solche Einreden 
find durchaus unbegründet. Mit dem Bapfte in Einheit des Glau⸗ 
bens und der Liebe verbunden, haben die verfammelten Biſchöfe — gleichviel 
ob fie in chriſtlichen Ländern feftgegründete Diöccfen verwalten oder unter den 
Heiden in apoftoliiher Armuth das Reich Gottes auszubreiten berufen find, 
ob fie größere oder fleinere Heerden zu hüten haben — als rechlmäpige 
Nachfolger der Apoitel alle mit gleicher Berechtigung an dem Coneil Antheil 
genommen und haben Alles in reiflihe Erwägung gezogen. So lange die 
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Berathungen dauerten, Haben die Vifchöfe, wie es ihre Leberzeugung forderte 
und ihrer Amtspflicht entſprach, ihre Anfichten mit unummundener Offenheit 
und mit der nothivendigen Freiheit ausgeiprodhen, und es find hierbei, sie 
dies bei einer Berfammlung von nahezu 800 Bätern kaum anderS zu er- 
warten war, auch mande Meinungsperfhiedenheiten bervorgetreten. 
Wegen diefer Meinungsverfhiedenheiten kann aber die Biltig- 
feit der ConcilSbeſchluſſe in Leiner Weiſe beſtritten werden, 
jelbft abgejeben von dem Umftande, dab faft ſämmtliche Bifchöfe, welche zur 
Zeit der Öffentlichen Sigung noch abweichender Unficht waren, ſich der Ab⸗ 
fiimmung in derfelben enthalten haben. Deßungeachtet behaupten, daß die 
eine oder die andere, vom allgemeinen Eoncil entſchiedene Lehre in der heil. 
Schrift und in der kirchlichen .Ueberlieferung, den beiden Quellen des katholi⸗ 
ſchen Glaubens, nicht enthalten ſei oder mit denjelben ſogar im Widerjprud 
ftebe, ift ein mit den Grundjäen der Tatholiichen Religion unvereinbares Be⸗ 
ginnen, welches zur Trennung don der Gemeinſchaft der Kirche führt. Diejem 
nad erflären wir hierdurch, daß das gegenwärtige vaticanifde 
Goncil ein rehtmäßiges, allgemeines Goncil ift; daß ferner dies 
Goncil eben jo wenig, wie irgend eine andere allgemeine Kirchenverſammlung, 
eine neue, von der alten abweichende Lehre aufgeftcht oder geichaffen, fondern 
lediglich die alte, in der Hinterlage des Glaubens enthaltene und irem gehütete 
Wahrheit entwidelt, erflärt und den Irrthümern der Zeit gegenüber ausdrücklich 
zu glauben vorgeftellt bat, daß endlich deffen Beſchlüſſe ihre für alle Kläau- 
bigen verbindende Kraft durd die in der’öffentliden Sitzung vom Cber- 
haupte der Kirche in der feierlichſften Weile vollzgogene Publication erhalten 
haben. Indem wir mit vollem und rüdhaltlofem Glauben den 
Beihlüffen des Concils beiftimmen, ermahnen wir, als Euere von 
Gott gelegten Hirten und Lehrer, und bitten Euch in der Liebe zu Eueren 
Seelen, daß Ihr allen widerfirebenden Behauptungen, von welcher Scite fie 
auch kommen mögen, fein Gehör ſchenlet. Haltet vielmehr unerſchütterlich feſt 
in Bereinigung mit Eueren Bilhdfen an der Lehre und dem Glauben der 
Tatholiichen Kirche." Lnterzeichnet find die Erzbiihöfe von Münden und Köln, 
die Biſchöfe von Limburg, Fulda, Mainz, Hildesheim, Paderborn, Culm, 
Regensburg, Augsburg, Eichflädt, Trier, Ermland, Münfter, Speyer, der 
Erzbisthumsverweſer von Freiburg und der Feldbiſchof der preußiichen Armee. 
Von den Unterzeichnern der Fuldaer Beſchlüſſe hatten fi der Erklärung 
der Eoncils-Minorität vom 17. Juli angelchlofien: der Erzbifchof von München 
(9. Scherr), der Bilhof von Ermland (Kremens), die am 31. Aug. zu Fulda 
waren; ebenjo der Bilchof von Trier (Eberhard), der preuß. Armeebiihof (Nam⸗ 
ezanowsti), weldde die Uniprache nachträglich unterzeichnet Haben; mit non placet 
fimmte am 13. und machte den hiſtoriſchen Kniefall vor Sr. deiligkeit der 
Bilhof von Mainz (Frhr. v. Ketteler); der Kölner (Melchers) Hatte juxta 
modum gefimmt. Die Fuldaer Anſprache haben nicht unterzeichnet: Breslau 
(Hörfter), Osnabrüd (Bedmann), Bamberg (Deinlein), apoſt. Bicar von 
Sachſen (Forwert), Rottenburg (Hefele), ſämmilich Anti⸗Infallibiliſten. 


1. Sept. (Der Krieg). Dritter Schlachttag um Sedan: bie Fran: 


zoſen, die um Sedan durchzubrechen verſuchen, werden vollſtändig 
eingeſchloſſen und in bie Feſtung hineingebrängt. Der Kaijer läßt 
die weiße Fahne aufſtecken. 

Bazaine erneuert den Verſuch vom vorhergehenden Tage, aus Metz 
durchzubrechen, wird aber wiederum in die Feſtung zurückgeworfen. 
„ Rordb. Bund). Ein Memorandum bes nordd. Botſchaftere 
Graf Bernitorff an Lord Granville ftelt die lauten Beſchwerden 
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Deutſchlands über die Art, wie bie Neutralität Englands bezüglich 
ber Ausfuhr von Waffen und anderm Kriegsmaterial praktiſch, b. h. 
ganz zum Vortheil Frankreichs gehandhabt wird, nachdrücklich zu: 
fammen: 

„. . . England wird aljo angeklagt werden, den Krieg zu nähren, welcher 
früher geendet hätte, wenn Frankreich auf feine eigenen Hilfsmittel angewieſen 
geblieben wäre. Hiernach if die Politik der brittiſchen Begierung, troß des 
Verdicts der öffentlichen Meinung im Lande zu Gunſten der deutichen Sache, 
wenn aud) nicht beabfichtigt, jo wenigſtens doch in ihrem praftifchen Ergebniß 
wohlmwollend für Frankreich, ohne daß ein wirklicher Grund für die Ausrede 
vorhanden if: die Handelsinterefien Englands könnten beim Betreten eines 
anderen Weges in Mitleidenſchaft gezogen werden... .* 

Die Unzufriedenheit ber öffentlihen Dieinung Deutſchlands über 
das Benchmen ter englifhen Regierung iſt eine cbenjo entichiebene 
al8 allgemeine. Die deutſchen, ebenfo felbft einzelne englijche Zeis 
tungen bringen genau betaillirte Angaben über die Lieferungen von 
Kriegsmaterial von Seite engliiher Fabriken an Frankreich, beffen 
Miberftand dadurch erleichtert, theilweiſe fogar erft ermöglicht wirb. 
Für Artikel diefer Art herrſcht in ben englifhen Fabriken augens 
blidfih die blühendfte Thätigkeit. 

2. Sept. (Der Krieg). Sedan und bie ganze Armee Mac Mahon’s mit 
ſammt dem Kaifer ergeben fih. Zuſammenkunft bes Kaifers mit 
Bismard und fpäter mit bem König von Preußen; er wirb ale Ge⸗ 
fangener auf Wilhelmshöhe bei Kaffel geleitet. 

» 0. Mordd. Bund), Die babifche Regierung erklärt fi in einem 
Schreiben an ben Bunbeslanzler zuerft für eine Wiebererwerbung 
bes Elfafes für Deutihland und zwar im Intereſſe Süddeutſchlands 
und feiner militäriihen Sicherung gegen Frankreich und für bie 
nunmehrige verfaflungsmäßige Vereinigung ber ſüddeutſchen Staaten 
mit bem norbbeutjchen Bunde und zwar in ber Weiſe, Laß, ba bies 
in manchen Beziehungen eine Loderung ber Gemeinſamkeit zur Folge 
haben werde, ein Gegengewicht in ber Verſtärkung ker Central⸗ 
gewalt auf militäriſchem und biplomatijhem Gebiete gefchaffen werde. 


3. „ Die für das Unfehlbarfeitspogma urſprünglich gefinnten ober 
feither dafür gewonnenen Bilhöfe fangen an, gegen bie Gegner 
befielben practijch vorzugehen nnd namentlih Maßregeln zu treffen, 
bamit die Fünftigen Cleriker ausfhließlih in dieſen Anfchauungen 
erzogen werben. Der Biſchof von Paderborn verordiet, 

„daR die Stubirenden der Theologie, die fpäter in Unſer hiefiges Prieſter⸗ 
Seminar aufgenommen und zum Empfange der heil. Weihen zugelaflen wer⸗ 
den wollen, ihren philoſophiſchen und theologiſchen Lehrcurſus bier unter Un⸗ 
feren Augen an Unſerer philojophifch-theologiichen Lehranftalt, den Semina- 
rium Theodorianum, vollftändig abzumachen gehalten fein follen“, 

und verlangt (am 12. Det.) von ben Lehrern an biefem Theodo- 
rianum bie ſchriftliche Unterwerfung unter die Decrete bes vaticanis 
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4. Sept. (Der Krieg). An Paris wird in Yolge ber Capitulation von 
Sedan ber gejehgeb. Körper durch Volksmaſſen geiprengt, im Etabt: 
baufe bie Republik proclamirt und bie Deputirten ber Stakt als 
„Negierung ber nationalen Bertheibigung” eingefeht. Die Kaiferin 
flieht nad) England. Der fail. Brinz ift nach Belgien übergetreten. 

Die beutihen Armeen haben von Sedan bereits wieder ben 
Marih auf Paris angetreten. 


„ MNordb. Bund) Der Ausſchuß ker ſocial⸗ demokratiſchen Fort⸗ 
ſchrittspartei in Braunſchweig richtet mit Rückſicht auf die Wieder⸗ 
herſtellung der Republik in Paris ein Manifeſt an die Arbeiter 
Deutſchlands, in welchem dieſelben aufgefordert werden, „in Maſſe“ 
jeder Fortſetzung des Krieges gegen die nunmehrigen Gewalthaber 
in Frankreich und namentlich der Annexion von Elſaß und Lothrin: 
gen entgegenzutreten und dieſe „nicht zu dulden“. Die Unterzeichner 
werben jefort verhaftet. 

„on Neun Lehrer der Univerſität Breslau, welde -— abgejchen von 
der kath.theologiſchen Facultät — die Mehrzahl der kath. Decenten 
an dieſer Hochſchule bilden, haben fih der Erklärung der 44 Tath. 
Docenten in Münden (j. Süddeutſchland) gegen die Occumenicität 
des Concils und gegen Die Unfehlbarfeit des Papſtes angeſchloſſen. 

7. , Mordd. Bund). In Folge ber Anregung Badens fell tie 
Frage des Beitritts der ſũddeutſchen Staaten zum nordd. Bunde in 
die Hand genommen Werben. Der Präſident des Bundeskanzler⸗ 
amts Delkrück begihge | fih von Berlin ins Pol. Hauptquartier. 

8. „ (Der Krieg), Die franz. Flotte in der Oſt- und Norbire, 
deren Thätigkeit ausfchließlih auf die Abfangung deutſcher Handels: 
ſchiffe beſchränkt geblieben ijt, hat den Befehl zur Rückkehr nad 
Frankreich erhalten. 

9, „ (Der Lrieg). Ein Theil der proviſoriſchen Regierung Frank⸗ 
reichs fiedelt nad) Tours über, der andere bleibt in Paris. Die 
Wahlen für die conjtituirende Nationalverfanmlung Frankreichs wer: 
ben auf ten 16. Okt. angejekt. 0} 

Die Feſtung Laon capitulirt. 

10. „ (Der Krieg). Tie Gehölze in einem weiten Umfange von 
Paris werden auf Befehl des Generals Trochu abgebranut, was 
indeß nur theilweiſe gelingt. 

412. „ (Der Krieg). Thiers geht in biplomatiiher Miſſion nad Lon⸗ 

don, Et. Betersburg, Wien und Florenz. 


13. u. 16. Eept. (Nordd. Bund). Zwei Erlafle des Grafen Bis— 
mard an die Vertreter des Vundes bei ben neutralen Großmãchten 
erläutern bie Verhältniſſe zwiſchen Frankreich und Deutſchland in 
Folge des gegenwärtigen Krieges und die Nothwendigkeit für dieſes, 

die beiden Feſtungen Straßburg und Metz in ſeinem Beſitz zu haben: 


a 
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L „Rheims, 13. Sept. 1870. Durch die irrihiimlidden Uuffaffungen über 
unfer -Berhältnig zu Frankreich, welche uns aud von befreundeten Eeiten zu» 
kommen, bin ich veranlaßt, mich in Folgendem über die von den verbündeten 
deutſchen Regierungen getheilten Anfichten Sr. Maj. des Königs auszuipredhen. 
Wir Hatten in dem Piebiscit und den darauf folgenden fcheinbar befriedigen- 
den Zufländen in Frankreich die Bürgſchaft des Friedens und den WAusprud 
einer friedligen Stimmung der franzöfiichen Ration zu jehen geglaubt. Die 
Ereigniſſe haben uns eineß andern belehrt, wenigfiens haben fie gezeigt, wie 
leicht dieſe Stimmung bei der franzbſiſchen Ration in ihr Gegentheil um⸗ 
Ichlägt. Die der Einftimmigleit nahe Mehrheit der Volksvertreter, dei Se⸗ 
nate8 und der Organe der Öffentliden Meinung in der Prefle haben den Er- 
oberungstrieg gegen uns jo laut und nachdrücklich gefordert, daß der Muth 
zum Widverſpruch den ijolirten Freunden des Friedens fehlte, und daß der 
Kaifer Napoleon Sr. Majeftät Leine Unmwahrheit gejagt haben dürfte, wenn 
er noch heute behauptet, daß der Stand der Öffentlihen Meinung ibn zum 
Kriege gezwungen habe. Angeſichts diefer Thatſachen dürfen wir unjere Ga⸗ 
rantien nicht in franzöfiichen Stimmungen fuchen. Wir dürfen uns nicht dar- 
über täufchen, daR wir uns in Folge diefeß Krieges auf einen baldigen neuen 
Angriff von Frankreich und nicht auf einen dauerhaften Frieden gefakt machen 
möüjlen, und da3 ganz unabhängig von den Bedingungen, welche wir etwa an 
Sranfreih Rellen möchten. Es ift die Riederlage an fi, es ift unfere ſieg⸗ 
reiche Abwehr ihres frevclhaften Angriffs, welche die franzdfiihe Nation uns 
nie verzeihen wird. Wenn wir jett, ohne alle Bebietsabtretung, ohne jede 
Eontribution, ohne irgend welche Bortheile als den Ruhm unferer Waffen aus 
Frankreich abzögen, fo würde doch derjelbe Haß, diefelbe Nachſucht wegen der 
verlegten Eitelkeit und Herrſchſucht in der franzoſiſchen Ration zurüdbleiben, 
und fie würde nur auf den Tag warten, wo fie hoffen dürfte, diefe Gefühle 
mit Erfolg zur That zu maden. Es war nicht der Zweifel an der Gerech⸗ 
tigleit unferer Sache, und nicht Beſorgniß, daß wir nicht flark genug fein 
möchten, welche uns im Jahre 1867 von dem uns ſchon damals nahe genug 
gelegten Kriege abhielt, ſondern die Scheu, gerade durch unfere Siege jene 
Leidenſchaften aufzuregen und eine Aera gegenfeitiger Erbitterung und immer 
erneuter Kriege heraufzubeidgiwören, während wir bofften, durch längere Dauer 
und aufmerlfame Pflege der friedlichen Beziehungen beider Nationen eine feſte 
Grundlage für eine Aera des Friedens und der Wohlfahrt beider zu gewinnen. 
Set, nahden man uns zu dem Sriege, dem wir miderftrebten, gezwungen 
hat, müflen wir dahin fireben, für unfere Vertheidigung gegen den näditen 
Angriff der Franzoſen beifere Bürgichaften als die ihres Wohlmwollens zu ge⸗ 
winnen. Die Garantien, welche man nad) dem Jahre 1815 gegen dieſelben 
franzöfifhen Gelüfte und für den europäifchen Frieden in der heiligen Allianz 
und andern im europälichen Intereſſe getroffenen Einrichtungen gefucht hat, 
haben im Laufe der Zeit ihre Wirkſamkeit und Bedeutung verloren, jo daß 
Deutihland allein fi) ſchließlich Frankreichs hat erwehren müflen, nur auf 
feine eigene Kraft und jeine eigenen Hilfsmittel angewieien. Eine ſolche An» 
firengung, wie die heutige, darf der deutſchen Ration nicht dauernd von neuem 
angejonnen werden; und wir find daher gezwungen, materielle Bürgichaften 
für die Sicherheit Deutichlands gegen Frankreichs künftige Angriffe zu er⸗ 
fireben, Bürgichaften zugleich für den europäifchen Frieden, der von Deutſch⸗ 
land eine Etörung nicht zu befürchten hat. Dieje Bürgjchaften haben wir 
nicht von einer vorübergehenden Regierung Frankreichs, fondern von der fran⸗ 
zöfichen Ration zu fordern, welche gezeigt hat, daß fie jeder Herrſchaft in den 
Krieg gegen uns zu folgen bereit ifl, wie die Reihe der feit Jahrhunderten 
von Frankreich gegen Deutſchland geführten Angriffsfriege unmwiderleglich dar⸗ 
t4ut. Wir körmen deshalb unfere Forderungen für den Frieden lediglich darauf 
richten, für Frankreich den nächften Angriff auf die deutiche und namentlich die 
bisher ſchutzloſe jübdeutiche Grenze dadurch zu erſchweren, daß wir dieſe Grenze 
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und damit den Außgangspunkt franzöſiſcher Angriffe weiter zurlidzulegen un 
die Feſtungen, mit denen Frankreich uns bedroht, als defenſive Bollwerke in 
die Gewalt Deutſchlands zu bringen fuchen.” 

IL „Meaug, 16. Sept. 1870. Eurer ze. iR das Schriftſinck bekanni 
welches Hr. Jules Favre im Namen der jegigen Machthaber in Baris, welde 
ſich ſelbſt daS Gouvernement de la defense nationale nennen, an die Ber 
treter Frankreichs im YWuslande gerichtet bat. Bleichzeitig iſt es zu meine 
Kenntniß gelommen, daß Hr. Thiers eine vertrauliche Miſſion an einige aus 
wärtige Höfe übernommen hat, und ich darf vorausfegen, daß er es fich zur 
Aufgabe machen wird, einerjeit$ den Glauben an die Friedensliebe Der jegigen 
Barifer Regierung zu ermeden, andererfeitß die Sntervention der neutralen 
Mächte zu Gunſten eines Friedens zu erbitten, welcher Deutichland der Früchte 
feines Sieges berauben und jeder Friedensbaſis, weldhe eine Erſchwerung des 
nächſten franzöfifchen Angriffs auf Deutihland enthalten Tönnte, vorbeugen 
fol. Un eine ernſtliche Abſicht der jegigen Parijer Regierung, dem Krieg ein 
Ende zu maden, können wir nicht glauben, ſolange diefelbe im Innern fort- 
fährt, dur ihre Sprade und ihre Acte die Volksleidenſchaft aufzuſtacheln, 
den Haß und die Erbiiterung der durch die Leiden des Kriegs an ſich gereizten 
Beoöllerung zu fleigern, und jede für Deutichland annehmbare Vafis als für 
Grantreih unannehmbar im Voraus zu verdammen. Sie madt fi} dadurch 
jelbft den Syrieden unmöglid, auf den fie durch eine ruhige und dem Ernil 
der Lage Rechnung tragende Sprache das Boll vorbereiten mühte, wenn wir 
annehmen follten, daR fie ehrliche frriedensverhandlungen mit uns beabfichtige. 
Die Zumuthung, daß wir jet einen Waffenftillftiand ohne jede Sicherheit für 
unjere Friedensbedingungen abſchließen follten, könnte nur dann ernfihaft ge 
meint fein, wenn man bei ung Mangel an militärifdem und politiichem Ur⸗ 
theil oder Bleikhgiltigleit gegen die Intereſſen Deutſchlands vorausſetzie. Da⸗ 
neben befteht ein mejentliches Hinderniß für die Franzoſen, die Nothwendigkeit 
des Friedens mit Deutſchland ernſtlich ins Auge zu faflen, in der von den 
jegigen Machthabern genährten Hoffnung auf eine diplomatifche oder materielle 
Sintervention der neutralen Mächte zu Gunften Frankreichs. Kommt die fran- 
zöfiiche Nation zur Ueberzeugung, daß, wie fie allein den Krieg willfürlich her⸗ 
aufbeſchworen bat, und wie Deutichland ihn allein hat auskämpfen müſſen. 
io fie au mit Deutichland allein ihre Rechnung abſchließen muß, jo wird fie 
dem jest ficher nuglojen Widerftande bald ein Ende machen. Es if eine Grau⸗ 
famfeit der Reutralen gegen die franzdfifche Nation, wenn fie zulaflen, daß bir 
Barifer Regierung im Volke unerfüllbare Hoffnungen auf Smtervention nähre 
und dadurd den Kampf verlängere. Wir find fern von jeder Reigung zur 
Einmiſchung in die inneren Verhältniſſe Frankreichs. Was für eine Regierung 
fih die franz. Nation geben will, ift für uns gleichgiltig. Formell if die 
Regierung des Kaiſers Rapoleon bisher die allein von uns anerfannte. Unſere 
Friedensbedingungen, mit welcher zur Sache legitimirten Regierung wir die 
jelben auch mögen zu verhandeln haben, find ganz unabhängig von der Trage, 
wie und von wem die franzdfilhe Nation regiert wird, fie find uns durch die 
Ratur der Dinge und das Geſetz der Nothwehr gegen ein gewaltihätigeß und 
frienlofes Nachbarvolk vorgeſchrieben. Die einmüthige Stimme der bentfchen 
Regierungen und des deutſchen Volles verlangt, daß Deutſchland gegen die 
Bedrohungen und Vergewaltigungen, welche von allen franzöfiicgen Regierun- 
gen feit Jahrhunderten gegen uns gelibt wurden, durch beſſere Grenzen als 
bisher gejchlüigt werde. So lange Frankreich im Befige von Straßburg und 
Meg bleibt, ift feine Offenſive ſtrategiſch ſtärker, als unfere Defenfive bezüglich 
des ganzen Südens und des Iintsrheinifchen Nordens von Deutſchland. Straß- 
burg ift, im Beſitze Frankreichs, eine ftets offene Ausfallpforte gegen Süd⸗ 
deutihland. In deutſchem Befike gewinnen Straßburg und Metz dagegen einen 
defenſiven Charakter. Wir find in mehr als 20 Kriegen niemals die Angreifer 
gegen Frankreich geweien, und wir haben von legterem nichts zu begehrten, als 
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unfere von ihm fo oft gefährdete Sicherheit im eigenen Sande, Frankreich 
dagegen wird jeden jetzt zu ſchließenden Frieden nur als einen Waffenſtillſtand 
anjehen und uns, um Rade für feine jegige Niederlage zu nehmen, ebenje 
bändelfüdtig und ruälos wie in diefem Jahre wiederum angreifen, jobald «8 
fi rd t eigene Kraft oder fremde Bündnifie Raıt genug dazu fuhlt. dem 
wir Frankreich, von deſſen Initiative allein jede bisherige Beunruhigung Eur 
zopa’S ausgegangen if, das Ergreifen der Offenſive *— andeln wir 
pers im europäifchen Intereſſe, welches das des Friedens if. Bon Deutliche 

land if feine Störung des europälichen Friedens zu Sefürdkten, uns 
der Rrieg, dem wir mit Sorgfalt und Heberwinbung unfereß durch Frankreich 
ohne Unterlaß heraußgeforderin nationalen Selbfigefühls vier Jahre lang 
auß dem Wege gegangen find, troß unferer Friedensliebe aufgezwungen wor⸗ 

den ift, wollen wir zufänftige Sicherheit als den Preis der gewaltigen Uns 
firengungen fordern, die wir zu unſerer Bertheidigung haben machen mäflen. 
Riemand wird uns Mangel an Mäßigung vorwerfen können, wenn wir wide 
gerechte und billige Forderung feſthalten.“ 


14. Sept. (Preußen). Eine Berfammlung ber Volkspartei in Königsberg 


15. 


17, 


beſchließt unter dem Einfluß bes Abg. Dr. Jacoby folgende Erllärung: 

„Die bier verjammelten Mitglieder der Bollspartei ſprechen ihre Ueber 
jeugung dahin aus, daß weder die Kriegserfiärung Rapoleons noch die Waffen⸗ 
thaten der deutfchen Heere dem Sieger das Recht geben, über das pelitiiäe 
Geſchick der Bewohner von Elſaß und Lothringen zu verfügen. Auf Grund 
des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Böller, im Intereffe der freiheit und dei Frie⸗ 
dens protefiren fie gegen jede gewaltfame Annexion franz. Ländergebiets.“ 


„ (Der Krieg). Lord Clarendon fucht in feiner Antwort auf 
die Denkichrift vom 1. Sept. die Beſchwerden Deutſchlands über 
bie Handhabung feiner Neutralität bez. SKriegscontrebande zu ent: 
kräſten. Die öfjentlihe Meinung in Deutihland findet bie Argus 
mentalion fehr wenig überzeugend. 


„ Kine Grofgüre des Englänbers Lord Acton in deutſcher Sprache 


„Sendihreiben an einen deutſchen Biſchof bes vaticaniſchen Concils“ 
geihelt durch eine Blumenleje authentifher Auszüge aus ben Ers 
Märungen ber Viſchöfe ber Concilsminderheit wider das Unfehlbar: 
feitsbogma in logiſch ziwingender Weiſe bie nunmehrige Haltung ber: 
jenigen, bie ſich gegen ihre Ueberzeugung demſelben entweber bereits 
unterworfen haben oder zu unterwerfen im Begriff find, 


„ Tie „Kölnifhe Zeitung" fängt an, bie Liften folder Katbolifen 
(ſämmilich den gebildeten Ständen angebörig) zu veröffentlichen, 
welche fih bem Münchener Broteft gegen bie päpftliche Unfehlbar⸗ 
keit angeſchloſſen haben [„päpſtliche Nerluftliften“, wie fie der Kölner 
Bellswig nennt]. 


„ Der Kronpring von Preußen erläßt einen Aufruf zur Gründung 
einer Invalibenftiftung für ganz Deutichland, 
„ (Ber Krieg) Die beutihen Nrmeen langen vor Paris an 
und beginnen bafjelbe zu cerniren. 
Die Regierung ber nationalen Vertheidigung in Paris feht bie 
Wahlen zur conftituirenden Nationalverfammlung vom 16. ſchon 
8* 
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auf ben 2. Dct. an, um bem Lande fobalb wie möglich eine gefck: 
lihe Vertretung zu geben. 


18. Sept. (Der Krieg). Jules Favre ſucht durch Vermittlung Englands 


19. 


21. 


23. 
25. 


26. 


um eine Unterrebung mit bem Grafen Tismard nad, bie ihm ge: 
währt wird. 

„» (Der Krieg). Paris ift von ben beutfhen Armcen bereits 
volftändig cernirt. Die Bayern nehmen babei im Gefechte von 
Billejuif gegen ben General Vinoy bie wichtigen Höhen von Eceaur 
gegen Montrouge ſüdlich ven Paris. Beginn ber Verhandlungen 
zwijchen Jules Favre und Nismard im Hauptquartier des Königs 
von Preußen. 

„ (Der Krieg). Tie Unterhandblungen zwiſchen Jules Favre und 
Bismard führen zu feinem Nejultate: Favre will bez. cines Frie⸗ 
bensichluffes von einer Gebietsabtretung nichte wiffen und ber Ab: 
ſchluß eines Waffenſtillſtands jcheitert an ten von Nismard geftell: 
ten Bedingungen. 

„ (Breußen). Der Abg. Dr. Joh. Jacoby wird in Königsberg 
wegen feiner anı 14. ds. bajellft gegen bie Ginverleibung bes Elſaßes 
und Pothringens gehaltenen Rede verhaftet, weil durch folde Te: 
monftrationen in Deutſchland die Franzojen in ihrem Widerſtande 
nur ermuthigt mürben. 

„ Tie am 25. Aug. in Nürnberg zujammengetretenen kath. Pro: 
fefloren verftändigen fih in Folge des Reſultats ber Fuldaer Bi— 
chofsconferenz vom 31. Aug., die damals vereinbarte Erflärung mit 
ſammt ben Unterſchriften, welche fie gefunden, unter ben veränderten 
Unftänden nicht zu veröffentliden, fondern anftatt berfelben ben 
gleichgefinnten Genoſſen unter den Profefforen ber Theologie, ter 
Philoſephie und bes Kirchenrechts ben Beitritt zu einer noch abzu⸗ 
faffenden motivirten Denkſchrift anzubieten. 

„Mordd. Bund) Auf den Wunſch der bayerifchen Regierung 
trifft der Präfident des Bundesfanzleramts Delbrüd zur Beſprechung 
ber beutfchen frage in Münden cin, wo fih aud ber württem- 
bergifche Minifter Mittnacht einfindet. 

(Der Krieg). Die Zeftung Toul capitulirt. 

„ (Der Krieg). Gambetta hat in ber propiforifhen Regierung 
in Paris die Oberhand über feine gemäßigten Collegen erlangt: bie 
Mahlen zur conftituirenden Nationalverfammlung werben behufs un: 
nachgiebiger Fortſetzung bes Kriegs auf unbeftimmte Zeit vertagt. 
„Mordd. Bund). Die Fortſchrittspartei erläßt einen Aufruf 
bez. einer künftigen deutſchen Reichsverfaſſung, in dem fie ihre ser: 
derungen für eine folhe Verfaflung formulirt und zugleih hiefür 
die Vereinbarung der Regierungen mit Bertretern aller beutichen 
Stämme burh „Berufung eines allgemeinen beutfhen Parlaments“ 
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verlangt. Nur die Organe ber demokratiſchen und biejenigen ber 
particulariftifihen Parteien erklären fih damit einverftanden, ſelbſt 
einzelne bervorragende Mitglieder ber Yortichrittspartei erheben ba: 
gegen laute Bedenken. 


27. Sept. (Der Krieg). Ausfall Bazaine’s aus Metz behufs Beſchaffung 


28. 
30. 


von Proviant, was nur theilweiſe gelingt. 

„ (Der Krieg). Straßburg capitulirt nach heldenmüthigem Wis 
berfiand, um einem Sturme zu entgehen. 

„ (Der Krieg). Die Befakung von Paris verſucht einen Aus: 
fall, jedoch chne Erfolg. 

„ Der Erzbiihof von Köln forbert von ben Profefloren ber kath. 
Theologie an ber Univerfität Bonn bie Unterzcihnung eines Never: 
fes für die Anerkennung der Veſchlüſſe des vaticaniſchen Concile, 
insbejondere ber päpſtl. Unfehlbarkeitslehre. 


2. Oct. (Der Krieg). Der König von Preußen bildet aus ben cc> 


10, 


i1, 


cupirten Gebietstheilen, außer Elſaß unb Lothringen, ein neuce 
Oeneralgouvernement zu Rheims. | 
„ (Der Krieg). Die Regierung in Tours ftellt ihrerſeits bie 
Einberufung der Wähler zur Wahl einer conjtituirenden National« 
verfammlung auf den 16. Det. wieder ber. 

(Ter Krieg). Ter König von Preußen verlegt fein Haupt: 
quartier nach Verſailles. 
„ (NRorbd. Bund). Der Bräfident des Bundeskanzleramtes Del: 
brüd wird neuerbings in das k. Hauptquartier nach Verſailles berufen. 
„ (Der Krieg). Bazaine verſucht nohmals aus Metz auszubrechen, 
wird aber von ber preuß. Lanbwehrbivifion Kummer zurüdgeworfen. 
„ (Luremburg). Die „Luremburger Zeitung“ ſpricht jich offen 
für Wiedervereinigung bes Ländchens mit Deutidyland aus. 
„ (Der Krieg). Gambetta und bie Barifer Centralregierung 
annulliren das Decret ber Delegation in Tours bez. Einberufung 
ber conftituirenden Nationalverjammlung. 
„ (Der Krieg). Gambetta geht im Luftballon von Paris nad 
Tours, um ber bortigen Telegation größere Energie einzuflößen und 
bas ganze Land zur Rettung von Paris aufzubieten. Er übernimmt 
fofort das Kriegsbepartement. Garibaldi trifft in Tours ein, um 
ein franz.sitalienijches Freicorps zu bilden, 
„ (Der Krieg). Graf Bismard Täßt ben Regierungen ber neus 
tralen Mächte eine Tenkichrift mittheilen, in ber er bie Ueberzeugung 
ausijpridt, daß Paris über kurz oder lang fallen müſſe und auf bie 
fhredenerregenden Folgen aufmerfiam macht, wenn ber Zeitpunft 
der Sapitulation von den franzöfiihen Machthabern fo weit hinaus 
gefhoben werde, biß der Mangel an Lebensmitteln bazu ziwinge. 
„ (Der Krieg). Schlacht bei Orleans gegen bie neugebilbete 
Loire-Armee. Der bayer. General v. d. Tann erftürmt bie Stabt 
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und wirft bie Franzoſen über bie Loire zurüd, — General v. Werber 
beſetzt Epinal, nachdem er bie Vogeſen durchſtreift und Theile ber 
neugebildeten Armee von Lyon zerſtreut hat. 


12. Oct. Eine Katholikenverſammlung in Fulda, an der ſich namentlich 


14. 
15. 


17. 


18. ’ 


19%. 
20. 


21. 


viel katholiſcher Adel bervortgut, beſchließt eine Erklärung gegen bie 
„Zeraubung” des Napftes durch die Annerion bes Kirchenſtaats von 
Seite Stalins und bie Anregung einer umfaflendben clericalen 
Mahlbewegung, um bie Intervention ber Regierungen für eine Re: 
ftauration des Papftes zu forbern. 

„ (Preußen). Der Abgeordnete Tweften T. 

„ Der Director und 11 Lehrer des Tatholiihen Gymnaſiums zu 
Breslau proteftiren gegen bie Decumenicität des vaticanifhen Con⸗ 
cil8 und gegen bad neue Dogma ber päpftlichen Unfehlbarkeit. 

» Die fümmtligen fübbeutihen Negierungen befchließen, mit 
Preußen über einen Anfchluß, ober body ein näheres Verhältniß 
zum norddeutſchen Bunde zu unterbanbeln unb zu biefem Ende Hin 
Bevollmädtigte ind Hauptquartier bes Könige von Preußen nad 
Verſailles zu fchiden. 

„ Der Bilhof von Hildesheim und fein Domcapitel richten unter 
ausbrüdlicher Hinweifung auf bie Wünfche ber fübbeutichen Katho⸗ 
lifen eine Adreffe an den König von Preußen mit ber Vitte, „ſei⸗ 
nen mädtigen Arm au zum Schuhe bes weltlichen Thrones bes 
Papftes auszuftreden”. 

„ (Der Krieg). Chateaudun wirb erflürm. Das Corps des 
Generals v. Werber nimmt Veſoul und beſchießt Dijon. Saribalbi 
organifirt in Dole bie Cadres einer Bogefenarmee. 

„ (Der Krieg). General Bourbati übernimmt ben Oberbefehl 
über bie franzöfiichen Streitkräfte im Norben (Lille). 

„ (Zuremburg). Oegenüber ben wachſenden Gerüdten, daß 
Zuremburg wieder mit Deutichland vereinigt werben folle, erlaflen 
ber Bürgermeifter und bie Schöffen ber Stabt ein Programm, nad) 
welchem bie Vereine und bie Gefellihaften ber Stabt unb ber Um: 
gegend eine Manifeftation machen und bem Etatthalter, Prinzen 
Heinrich, Adreſſen im Sinne ber Luremburgifhen Selbſtändigkeit 
und Neutralität überreichen follen, was auch geſchieht. 

„ Der Fürfterzbiihof v. Breslau, ber auf dem Concil zu ben ent- 
f&iebenften Gegnern ber päpftlichen Infallibilität gehört und feither 
noch eine ſchwankende Stellung eingenommen bat, erläßt nummehr 
einen Hirtenbrief gegen bie von Seite einer Anzahl Univerfitäte: 
und Öpmmafiallehrer feiner Diöcefe erlaffene Erklärung wiber bie 
Decumenicität bes vaticanifhen Concils und bie päpftlihe Unfehl⸗ 
barkeit. 

„ (Rorbb. Bund). Die Bunbesregierung gibt Spanien auf 
erfolgte Mittheilung bezüglich ber Throncantibatur bes Herzogs von 
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22, Det. Ein Theil der katholiſchen Profefforen ber Univerfität Bonn, fo: 


24 


25. 


28. 


wie ber Pfarrer Dr. Tangermann in Unkel weigern fi, bie vom 
Erzbiihof von Köln von ihnen geforberte, ihrer Weberzeugung 
wiberftreitende Unterwerfung unter bie päpſtliche Unfeblbarfeit zu 
unterzeichnen. 

» (Ber Krieg). Die Feſtung Schletiſtadt capitulirt. 

Thiers ift von feiner Miffion an bie Höfe der neutralen Mächte 

unverrichteter Dinge nad Tours zurüdgelehrt: keine berjelben ift 
geneigt, für Frankreich einzutreten. Die Regierung in Tours be: 
auftragt ihn, mit dem Grafen Bismarck in Unterbandlungen über 
einen Waffenſtillſtand zu treten. 
„ (Der Krieg). Die franzöfiige Regierung in Tours macht bie 
gewaltigiten Anftrengungen, um im Eüben, Welten und Norben 
neue Armeen auf bie Beine zu ftellen, um Paris zu entſetzen. Ein 
Decret berfelben febt für Frankreich, abgeſehen von Paris, vier 
Generalcommanto’s unter Bourbati, Fierek, Polhes und Cambriels 
ein, Keratry wirb mit bem Oberbefehl über die Mobil: und National: 
garden ber Bretagne betraut. 


„Mordd. Bund). Beginn ber Unterhanblungen zwiſchen bem 
Bundeskanzler und den Bevollmächtigten Bayerns, Württemberge, 
Badens und Heſſens über bie deutſche Verfafjungsfrage.e Gleich⸗ 
zeitig bat ber Bundeskanzler auch ben ſächſiſchen Miniſter v. Frieſen, 
jowie die Reichſtagsabgeordneten Bennigſen (mationalsliberal), Fries 
denthal (freisconjervativ) und Blonkenburg (conjervativ) nad Ver: 
failles berufen. 
„ (Preußen) Mit Rüdfiht auf bie bevorftehenden Lanbtages 
wahlen befieblt der König von Verfailles aus, ben Abgeorbneten 
Jakoby, fowie die im Juli und Auguft verbafteten welfiih unb 
däniſch Sefinnten wieber frei zu laflen. 
„ (Der Krieg). Bazaine mit feiner ganzen Armee unb ber 
Geltung Metz capitulirt. 
»„ (Der Krieg). Der König von Preußen ernennt anläßli ber 
Sapitulation von Met den Kronprinzen und ben Prinzen Friedrich 
Karl zu Generalfeldmarſchällen und erhebt Moltke in den Grafenſtand. 

Die Parifer machen einen Ausfall und vertreiben in Le Bourget 
bie öftli von St. Denis flehenden deutſchen Vorpoſten. 
„ Der Bapfi richtet ein Schreiben an bie beutfchen Bilchöfe, welche 
ben Fuldaer Hirtendrief vom 31. Auguft unterzeichnet haben, um 
fie zu loben, auf den Beitritt „aller“ deutſchen Biſchöfe zu hoffen 
und bie Gegner feiner Unfehlbarkeit und ber Decumenicität bes 
Concils als „Häretifer und Schismatiker“ zu brandmarken: 

. Je bitterer der Schmerz iſt, welchen dieje häretiſchen und ſchiſma⸗ 

tiſchen Unfiöten unjerem ohnehin von fo vielem Kummer gebrüdten Herzen 


zufügen, um jo mehr loben und preijen wir deine und der andern Bilchdfe 
Deutſchlands fo noihwendige Hirtenwachſamkeit, um biefen drohenden Gefahren 
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zu begegnen. Roc vollſtändiger wäre indeffen unjer Troſt geivefen, wenn wir, 
um eure Paſtoral⸗Inſtructionen wirkſamer zu maden, auf diefem euren Hir⸗ 
tenbriefe die Ramen aller ehrwürdigen Brüder und Biſchöfe Deutſchlands 
unterjhrieben gejehen hätten. Es kommt uns indeß nicht der geringfte Zweifel 
in den Einn, daß diefe Prälaten, deren Ramen vermißt werden, nicht Alle in 
gleicher Weiſe verftehen, wie offenbar die Pflicht ſei, welche den geweihten 

irten obliegt, ihre Heerden über die auf dem heiligen Concil befinirten 

laubenswahrbeiten zu belehren, um die ihnen anvertrauten ESchäflein von 
vergifteten Winden fernzuhalten und fie mit der heilſamen Weide der katholi⸗ 
ſchen Lehre zu nähren, um jo mehr, als in jenen Landern ſpeciell gewiſſe 
Sohne des Hochmuths, die jih Katholiken nennen , nicht bios 
mit heimlidem Trug, jondern mit offener Stirne das Dogma des katholiſchen 
Blaubens befämpfen. Senn fie find jo weit gekommen, daß fie in Brofcgüren 
und in Öffentlidden Zeitjchriften nit offener Wuflehnung wagen, gegen die 
Autorität und die Decrete des deumeniſchen Concils und vor Allem genen die 
mit unmiderrufliger Sanction auf demjelben Concil definirte Lehre über die 
Unfehlbarfeit des ex cathedra ſprechenden rõömiſchen Papftes fih zu erheben, 
und auch Andere in diejelbe unheilvolle Auflehnung hineinzuziehen bemüht 
find." Folgt der weitere Borwurf, daß „viefe Leute“ ſich fälſchlich rühmen, 
fie hängen an dem alten Tatholiichen Glauben, daß ein Jeder von ihnen fid 
zum Richter Über die Dogmen aufwirft und fi dabei auf feine „fehlbare 
und trügeriſche Wiſſenſchaft“ fügt. 


29. Oct. (Der Krieg). Von ber vor Meb frei geworbenen beutjchen 


Armee wird ein Theil nad Paris gezogen, ein anderer wirb unter 
General v. Manteuffel gegen die Armee Vourbaki's nah dem Nor: 
ben von Frankteich, die Hauptmacht berjelben aber unter bem Prin: 
zen Friedrich Karl nah dem mittleren Frankreich beorbert, un 
bort rechts dem General v. d. Tann, links dem General v. Werber 
bie Hanb zu geben. 

„ (Der Krieg). Die Teutfhen vor Paris nehmen bie am 
23. d. M. von den Franzoſen eingenommene und inzwiſchen beic: 
ftigte Pofition in Le Vourget wieder. 

„ (Der Krieg). Dijon ergibt fih. In Paris gelingt cine 
Ueberrumpelung der proviforijhen Regierung im Stadthauſe ven 
Seite ber fecialiftiihden Partei anfänglich, wird jedoch ſchließlich 
von ber Nationalgarde mit Macht vereitelt. Die provijoriihe Re: 
gierung ordnet eine allgemeine Abftimmung über ihr fernercs Be— 
ſtehen an. 


„ (Mord. Bund) Bismard läßt in Verjailles den Präfidenten 
bes Bundeskanzleramts v. Delbrück und ben Kriegsminifter v. Roen 
mit ben Bevollmächtigten ber fübbeutfhen Staaten bie Anichlußfrage 
und die einzelnen dabei zur Eprade kommenden Schwierigkeiten 
verhandeln. Jeder fübdeutfhe Staat unterhandelt dabei für fid 
und es wirb von ben jübbeutihen Etaaten auch nicht einmal ein 
Verſuch gemacht, Bismarck gemeinfam und in geſchloſſener Phalanx 
gegenũber zu treten. 


3. Nov. (Der Krieg). Das ganze obere Elſaß iſt von ben deutſchen 
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Truppen befeht, bie Feitung Belfort cernirt und bie Verbindung mit 
dem Corps Werber bergeftellt. 

Die Abjtimmung in Raris für bie Veibehaltung ber gegenmwär: 
tigen Regierung ergibt 557,976 Ja und 62,638 Nein, 


3. Nov. (Preußen). Der hannover'ſche Provinziallandtag beichließt 


7. 


mit 48 gegen 20 Stimmen cine NAbreffe an ten König Die 
Minderheit beficht aus den Mitgliedern ber hannover'ſchen Ritter: 
ſchaft, 

in dern Namen Hr. v. Rofſing eine Erklärung verlieſt, daß die Ritter⸗ 
ſchaft eine Adreſſe überhaupt nicht für zeitgemäß halte und den Provinzial⸗ 
landtag nicht für die zu folder Yeußerungsart geeignete Körperſchaft; wolle 
man aber nicht davon abftehen, fo ſei weder die Anncxion mit ihren Folgen, 
die Sequeftrirung des welfiihen Bermögens, noch die große Zahl von Ber» 
haftungen, deren nicht eine einzige fi) als geredtfertigt ergeben habe, zu ver⸗ 
ſchweigen u. ſ. w. 
„ Ter Erzbiihof von Poſen und Gneſen, Graf Ledochowoski, 
überreiht bem König von Preußen in Verſailles perſönlich eine 
Adreſſe der Biſchöfe von Poſen und von Culm und der Toonıcapitel 
beider Diöceſen: | 

„... Der Kirchenſtaat, weldder mit dem Blut und den Geldmitteln der 
ganzen Ghriftenheit durch lange Jahrhunderte unterhalten worden, um die 
Unabhängigkeit von menjglicher Willfür demjenigen zu fiern, der mit gött⸗ 
licher Machtvollkommenheit die Gewiflen leitet — diejer Kirchenſtaat if ein 
Eigenthum der Chriftenheit geworden, und es iſt niemanden geftattet, ohne 
ſchreiende Berlegung der Rechte von 200 Millionen auf der nanzen Erde zer⸗ 
ftreuter Katholiken dieſes Beſitzthum anzutaften. Papft Pius IX., unier 
Bater und Seelenhirt, if nad dem Berlufte feiner Herrſchergewalt in die 
Unmöglidleit verjegt, die Pflichten feiner erhabenen Sendung zu erfüllen... . 
Dem Rathſchlufſſe der ewigen Borfehung hat es gefallen, Ew. k. Maj. zu 
vergdnnen, daß die ganze Welt die Macht Ihres Armes und das Gewicht 
Ihres Wortes bewundert und anerlennt. Geruhen daher Allerhöchſtdieſelben, 
dieje Macht zum Schug unjerer Rechte zu verwenden, und die italienifche Res 
gierung zu vermögen, daß fie daß, was nicht Eigenthum der Italiener, ſon⸗ 
dern der Katholiken ift, wieder heraußgebe, und da Gott Ew. Maj. den 
Schutz und Schirm jo vieler Millionen katholiſcher Chriften, welche unter. 
Allerhöchſt dero glorreihem Ecepter leben, anvertraut hat, jo wollen Aller- 
hoͤchſtdieſelben gnädigft geruhen, für uns und alle unjere Blaubensgenofien 
großmüthig einzutreten, damit wir in Frieden den Arm des Herrſchers jegnen, 
der unjern hl. Bater aus jener Bebrängniß befreit, und den hochherzigen 
König, der die verlegte Majeſtät des verlaftenen Königs gerät bat, preiſen.“ 
„» (Der Krieg). Die Unterhandlungen zwiihen Thiers und 
Bismard Über einen Waffenftillftand (von 283 Tagen) fceitern an 
ber Berproviantirung von Paris, bie Thiers fordert, ohne doch ein 
militärifches Aequivalent bafür zu bieten. 
» Der Erzbifhof von Köln maßregelt biejenigen Brofefloren der 
katholiſchen Theologie an ber Univerfität Vonn, welde bie Unter: 
zeichnung bes von ihm verlangten Neverjes bez ter päpftlicden Un: 
fehlbarkeit verweigert haben. 
„Mordd. Bund) Der Bräfident des Vundeskanzleramts 
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v. Delbrüd Bat Heflen, Baden und Württemberg nadgerabe auf 
einigermaßen gleiche Baſis der Unterbanblung in ber Anfchlußfrage 
gebracht, jo daß nunmehr gemeinfchaftlihe Gonferenzen mit bem 
Bunbestanzler ftatthaben können, bie benn auch balb zu einer Eini: 
gung über alle wefentlihen Punkte führen. 


7. No. (Schwarzburg-Rudolſtadt). Landtag: Tie Regierung bat 


10. 


12, 


13. 


bie anfänglichen Sjpeen von Bunbeserecution ober gar eine® Xccei: 
fionsvertrags fallen gelaffen unb vereinbart mit bem Landtag cin 
neues freifinniges Wahlgeſetz nad dem Princip ber allgemeinen und 
birecten Mahl. Dem danach ncu zu mwählenden Landtag fol aud 
ftatt ber bisherigen, fehr illiberalen, eine neue, ber Gegenwart ent: 
ſprechende Gefdäftsorbnung vorgelegt werben. 

„ (Der Krieg). Die Feltung Verdun capitulirt. 

v„ (Der Krieg). Es iſt den gewaltigen Anftrengungen Cam: 
betta’8 gelungen, eine fchr bedeutende Loire:Armee unter dem Befehl 
bes Generals Aurelles de Paladine auf bie Beine zu bringen. 
General v. d. Tann fieht fi) genöthigt, der Uebermacht zu weichen, 
Drleans zu räumen und fi auf ber Etrape nad Paris zurüd: 
zuzieben. 

„ (Preußen) Wahl der Mahlmänner für die Landtagswahlen. 
In Hannover unterliegen babei bie welfiſchen Canbibaten, in Frank⸗ 
furt a M. tie Demofraten. 

„ (Der Krieg). Die Feſtung Neu:Breifah capitulirt. Dem 
General v. db. Tann werben von ber Ecernirungsarmee vor Baris 
anſehnliche Etreitkräfte unter bem Befehl bes Großherzogs von 
Medienburg zur Hilfe geihidt. Auch bie Armee bed Prinzen 
Friedrich Karl wendet fi) rechts gegen bie Loirearmee, ba ein Bor: 
ftoß auf dieſer Seite und ein gleichzeitiger Verſuch ber in Paris 
eingefchloffenen Armce, durchzubrechen, vorausgefehen wird und ver: 
eitelt werben muß. 


„ (Nordd. Bund) Kinberufung bes Heihstagg — zu bem 
Zwede, einen gelinden Drud auf die Particulariiten Sũddeutſchlande 
auszuüben — auf ben 24, b. M. nad Berlin (nicht, wie es zuerft 
beabfichtigt worden zu fein fcheint, nach Verſailles). 


„ MNordd. Bund). Während mit ben Bevollmächtigten nicht 
bloß Badens und Heffens, fondern auch Württembergs ein Einvers 
ſtändniß über die deutſche Frage bereits fo weit erzielt ift, daß bie 
Unterzeichnung ber bießfälligen Verträge mit allen breien am 15. b. 
M. erfolgen fol, erhalten vie Bevollmächtigten Württemberge uner: 
wartet ein Telegramm ihres Könige, bas fie anweift, mit Payern 
zu geben. Diefelben beſchließen jofort, nad Stuttgart zurückzukehren 
und centweber bie Genehmigung ihrer bisherigen Schritte burdhzus 
ſehen ober ihre Eutlafjung zu verlangen. 
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13. Nov. (Luremburg). Auch ber Etaatsrath richtet eine Abrefie an 


15. 


16. 


17. 


18. 


19. 
21. 


22, 


ben Prinzen Heinrich für die Aufrechthaltung der Unabhängigkeit 
bes Landes. Der Prinz antwortet berubigend, es jei fein Grund 
vorhanden, biefe Unabhängigkeit anzutaften. 


„Mordd. Bund). Abſchluß der Unterhandlungen zu Berfailles 
mit ben Bevollmächtigten Babens und Heſſens über ihren Beitritt 
zum bisherigen norbdeutfhen Bunde und über bie Verfaflung bes 
beutihen Bundes unb Unterzeichnung eines Ecparatprotofols mit 
Heflen betr. eine vorläufige Vereinbarung bez. der Militärverhälts 
niffe bes Großherzogthums (f. Anhang Actenftüde I u. 2). Werts 
laut der Berfaffung des deutſchen Bundes, wie fie fih nunmehr 
geitaltet bat (ſ. Anhang Actenftüd 4). Eine Cinigung auch mit 
Bayern fcheint vorerft noch in weitem Felde zu fein. 


» (Preußen). Allgemeine Landtagswahlen. In Hannover fallen 
von 36 Wahlen 28 auf Nationalliberale und nur 3 auf welfild 
Sefinnte, während bie minifterielle Partei fih von 3 auf 5 Mit: 
glieder verſtärkt. In Rheinland und Weftphalen fiegen bie fpecis 
filden Katholiten in einer langen Neihe von Mahlen, fo baß bie 
in ben legten Jahren ganz zurüdgetretene Partei auf einmal wieder 
an 60 Mitglieder ſtark auf den Echauplaß treten wirb. 

Das Ergebnik der 432 Wahlen Felt fi etwa folgendermaßen heraus: 
Conſervative 184, Freiconſervative 87, Rationalliberale 99, Fortſchritispartei 43, 
Iintes Centrum 10, jonftige Liberale 20, Glericale 57, Polen 17, Welten 3, 
Dänen 2. Es würde alfo die conjernative Bartei 171, die liberale 182 Mit⸗ 
glieder zählen, fo daß keine derſelben die abjolute Majorität hätte und bie 
Entſcheidung in den Händen der Glericalen und Polen wäre Die Eon» 
fervativen und Freiconſervativen zählten im vorigen Haufe mit ben Miniftern 
173 Mitglieder, jo daß dieje einen Zuwachts nicht erhalten. Die Rational» 
liberalen haben diefelbe Zahl erreicht wie im legten Haufe. Die Fortſchritts⸗ 
partei bat im Ganzen 4 Mitglieder verloren, wogegen daB linke Centrum 
beinahe die Hälfte feiner Mandate an die Glericalen bat abgeben müſſen. 
Doppelt gewählt find 10 Abgeordnete, Hr. v. Bordenbed if fünfmal gewählt; 
e8 werben aljo im Ganzen 14 Rachwahlen Rattfinden müſſen. 

„ (Der Krieg). Der Großherzog von Medlenburg beginnt bie 
Operationen gegen bie neue Loire:Armee: Einnahme von Dreur. 


„ (Preußen) Der Senat ber Univerfitätt Vonn wendet fid 
gegen das Vorgehen bes Erzbiihofs von Köln wider bie lehramt⸗ 
liche Wirkſamkeit mehrerer Profefforen in ber kath.⸗theol. Yacultät 
an ben Unterritsminifter v. Mühler um Schutz ber verfafiunges 
mäßig garantirten Freiheit der Wiſſenſchaft und ihrer Lehre, 

» (Der Krieg). Beginn ber Belagerung von Belfort. 

» (Rorbd. Bund). Ter Qundesrath genehmigt einftimmig bie 
Berfaflungeverträge vom 15. d. DM. mit Baden und Heflen. 

„ Der Fürfterzbifhof von Breslau fuspenbirt bie Profefioren Ca⸗ 
nonicus Dr. Baltzer, Reinkens und Weber ab officüs, meil fie fid 


124 


Preußen und der norddeutfhe Bund. 


iweigern, gegen ihre Ueberzeugung ſich dem Unfehlbarkeitsdogma zu 
unterwerfen. 


23. Nov. (Norbb. Bund). Die Unterhandlungen zu Verſailles mit ben 


24. 


n 


Bevollmächtigten Bayerns betr. Abſchluß eines Verfaſſungsvertrages 


gelangen dech noch zum Abſchluß. Der Vertrag wird unterzeidynet 


(f. Anhang Actenftüd 5). 

„ (Der Krieg). Die Feltung Thionville capitulirt. 

„ Der Pfarrer von Unkel, Dr. Tangermann, einer ber angejcehen: 
ften Pfarrer der preuß. Rheinprovinz, der bie Anerkennung der 
päpftlichen Unfehlbarkeit durch fchriftliden Revers verweigert hat, 
wird vom Erzbiihof von Köln abgefebt und ihm anbefohlen, das 
Pfarrhaus zu Unkel in Lürzefter Frift zu verlaflen. 

„ (Rordb. Bund) Eröfinung bes Reihstags. Der Präſident des 
Bundeskanzleramtes v. Delbrück verlieit die Thronrebe bes Königs 
von Preußen: 

„83 würde Sr. Majeftät zu hoher Befriedigung gereicht haben, heute im 
Ihrer Mitte zu fein, um an diefer Stelle Gott für die Erfolge zu danlen, 
nit welden die Waffen der deutichen Keere gejegnet worden find, und um 
Ihnen auszuſprechen, welchen Antheil die nationale Haltung und die Ein- 
mütbigfeit des Reichſstages bei Bereitftellung der zur Führung des Krieges 
erforderlihen Mittel an diefen Erfolgen gehabt haben. Durd die in der 
Kriegsgeſchichte beifpiellofen Siege, welche nad) Gottes Willen die heldenmüthige 
Tapferkeit und die einfichtige Führung der deutichen Heere erfochten haben, iſt 
der Angriff, den Frankreich im Yuli auf Deutichland unternahm, zurückgewor⸗ 
fen worden. Das franzdjiihe Volt muß die Ueberzeugung gewonnen haben, 
daß feine jegige Kriegsmacht, nad) der Vernichtung der gegen uns aufgeſtellten 
Heere, der neeinten Wehrkraft Deutihlands nicht gewachſen if. Wir Könnten 


daher den Abſchluß des Friedens als gefichert betraditen, wenn unfer ungläd- 


liches Nachbarland eine Negierung hätte, deren Träger ihre eigene Zukunft 


als untrennbar von der ihres Landes betradteten. Eine foldde Regierung 
würde jede Gelegenheit ergriffen haben, die Nation, an deren Spige fie fıd 
aus eigener Machtvollkommenheit geftellt hat, zur Wahl einer Bollsvertretung 
und durch dieje zur Ausiprache Über die Gegenwart und Zukunft des Landes 
in den Stand zu fegen. Aber die Actenftüde, welche Jhnen, m. Ö., von dem 
Präſidium des Bundes vorgelegt werden jollen, werben Ihnen den Beweis 





liefern, daß die jegigen Machthaber in Frankreich e8 vorziehen, die Kräfte | 


einer edlen Nation einen ausfichtslofen Kampfe zu opfern. Die unverhältniß⸗ 
mäßige Erichöpfung und Zerrüttung, welche für Frankreich die Folgen der 
Fortſetzung dieſes Kampfes unter den gegenwärtigen Umftänden find, müſſen 
zwar bie Kraft des Landes in dem Maße ſchwächen, daß daſſelbe zu feiner 
Erholung längerer Zeit bedürfen würde, als bei einem regelmäßigen Berlaufe 
des Krieges der Gall geweien wäre. Die verblindeten Regierungen haben aber 
mit Bedauern der Ueberzeugung Aufdruck zu geben, daB der Friede zwiſchen 
den beiden großen Nachbarvöllern, auf defien ungetrübte Dauer fie nodh vor 





weniger als einem halben Jahre zählten, durch die Erinnerungen, welche de 


Cindrüde diejeg Krieges in Frankreich hinterlafien werden, nur um fo 

gefährdet fein wird von dem Augenblide an, wo Frankreich durch die Er- 
neuerung der eigenen Kraft oder durch Bündniffe mit anderen Mädten ſich ſtarl 
genug fühlen wird, den Kampf wieder aufzunehmen. Die Bedingungen, 
unter welchen die verblndeten Regierungen zum fyrieden bereit fein würden, 
find in der Deffentlichleit beiprodden worden. Sie müſſen zu der Größe der 
Opfer, welche diefer ohne jeglichen Grund, aber mit der Zuftimmung der ge 
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famımten franz. Ration unternommene Krieg unſerem Baterlande auferlegt hat, 
im Berhäliniß ſtehen; fie müffen vor allen Dingen gegen die Yortfegung der 
von allen Machthabern Frankreichs feit Jahrhunderten geübten Eroberungs- 
politik eine vertheidigungsfähige Grenze Deutſchlands dadurch her» 
Rellen, daß fie die Ergebniffe der unglüdlichen Kriege, welche Deutichland in 
der Zeit feiner Zerrifienheit nad) Frankreichs Willen führen mußte, wenigftens 
theilweije rüdgängig machen und unfere füddeutihen Brüder von dem Drucke 
der drohenden Stellung befreien, welche Frankreich jeinen früheren Eroberungen 
verdantt. Die verbündeten Regierungen haben das Bertrauen zu dem nord- 
deutſchen Reichtage, daß derjelbe ihnen die Mittel, weldye zur Erreichung dieſes 
Zieles noch erforderlich, nicht verfagen werde; fie find gewiß, jetzt, wo e8 gilt, 
die erlangten Erfolge zu fidhern, bei Ihnen der nämlichen patriotiichen Hin⸗ 
gebung zu begegnen, welche fie fanden, als es darauf ankam, die heute ge⸗ 
monnenen Erfolge zu erreihen. Es ift ihr lebhafter Wunſch, daß es möglich 
werde, jene Mittel nicht im vollen Umfange zu verwenden. Um Ahnen einen 
vollftändigen Ueberblid der politiichen Zage zu gewähren, werden Ihnen die Mit- 
theilungen vorgelegt werden, welde den auswärtigen Amte bezüglich des Pa⸗ 
rijer Friedensvertrages vom 30. März 1856 neuerdings zugegangen find, und 
an welche die verbündeten Regierungen den Ausdrud ihrer Hoffnung knüpfen, 
daß die Wohlthaten des Friedens den Völkern erhalten bleiben werden, welche 
ſich derfelben bisher erfreut haben. Die Fortdauer des Krieges hat eine fried⸗ 
liche Arbeit nicht verhindert. Das Gefühl der Zufammengehörigteit, welches 
durch gemeinfame Gefahr und dur gemeinfam erlämpfte Siege belebt ift, 
das Bewußtſein der Stellung, welde Deutihland zum erften Male feit Jahr» 
bunderten durch feine Einigkeit errungen hat, die Erkenntniß, daß nur durch 
die Schöpfung dauernder Anftitutionen der Zukunft Deutjchlands das Vers 
mãächtniß viefer Zeit der Opfer und der Thaten gefichert werden könne, haben 
ſchneller und allgemeiner, als noch vor Kurzem denkbar erichien, das deutiche 
Boll und feine Fürſten mit der Ueberzeugung erfüllt, daB c8 zwiſchen dent 
Süden und Norden eines fefteren Bandes bedürfe, als der völferrechtlichen 
Verträge. Diele unter den Regierungen einhellige Ueberzeugung hat zu Unter⸗ 
handlungen geführt, als deren erjte auf dem fyelde des Krieges erwachſene 
Frucht Ihnen eine, zwiſchen dem nordbeutihen Bunde, Baden und Heijen 
vereinbarte, vom Bundesrathe einftinmig angenommene Verfafſung eine deut⸗ 
ſchen Bundes zur Genehmigung vorgelegt werden wird. Die auf gleichen 
Grundlagen mit Bayern getroffene Berftändigung wird ebenfalls Gegenftand 
Ihrer Berathungen werden, und die Uebereinitimmung der Anſichten, welche 
mit Württemberg über daS zu erftrebende Ziel befteht, läßt hoffen, daß eine 
gleiche Uebereinfiimmung über den Weg zum Ziele nicht ausblciben werde, 
Eie werden, geehrte Herren, mit dieſem Werte cine Thätigkeit wilrdig abs 
ſchließen, wie ſolche wenigen gejehgebenden Verſammlungen vergännt geweſen 
ift. In wenig mehr als drei Jahren haben Sie durch eine lange Reihe wich» 
tiger, in die verfchicdenften Berbältnifie des Volfslebens tief eingreifender Ges 
fee den Ihrer Mitwirkung anvertrauten erften Ausbau der Bundesverfafung 
fördern helfen, und durch die lebte, vor dem Ablauf Ihrer Amtsdauer Ihnen 
zugehende Vorlage fol diefe Verfaſſung und follen die auf derjelben beruhen» 
den Geſetze über die Grenze ausgedehnt werden, welche bisher unfere jilddeuts 
ſchen Brüder von uns ſchied. Der große nationale Gedanke, welcher Sie ftets 
bei Ihren Berathungen leitete, wird durd die letzte Berathung, zu welder Sie 
zujanımentreten, fo ®ott will, um einen entſcheidenden Schritt jeiner vollen 
Berwirklihung näher geführt werden.” 

DTie Regierung verlangt einen Grebit von 100 Mil, Thlrn. bes 
hufs Fortführung bes Krieges gegen Frankreich und legt die Ber: 
träge mit Baben und Heflen vom 15. Nov. und ben Entwurf einer 
Verfaſſung des deutihen Bundes vor. 
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25. Nov. (Nordd. Bund). Abflug des Vertrages zwiſchen bem norb- 
beutihen Bunde und Württemberg bez. Beitritt Mürttemberge zu 
bem am 15. Nov. in Verjailles mit Baden und Heffen vereinbarten 
Entwurf einer Verfaſſung des beutihen Bundes (f. Anhang Acten: 
ftüd 6). 

„on Mord. Bund). Nahträgliger Abſchluß einer Militärcon- 
vention zwiſchen bem norbbeutjhen Vunde und Baben (ſ. Anhang 
Actenflüd 3). 

26. „ Mordd. Bund) Reichstag: Erfte und zweite Lejung ber 
Erebitvorlage. Tie Social⸗Demokraten erllären fi gegen die Borlage 
und gegen die Fortjegung bes Krieges, unb erregen durch bie Art, wie 
fie es thun, cinen gewaltigen Ecanbal. Die Vorlage wird fdlich- 
li mit allen gegen bie 4 Etimmen der Eocialilten angenommen. 

Die Debatte läßt kaum einen Zweifel über die faft einflimmige Ueberzeu- 
gung des Reichstags von der Rothwendigfeit des in der Thronrede aufgeſtellten 
Programms für den lünftigen Frieden mit Frankreich. 

Der Abg. Löwe von der Fortſchritispartei erklärt fi im feiner 
Rede für eine Abſchließung bes Friedens felbit mit bem gefangenen 
Kaifer, wenn nichts anderes übrig bleiben follte. 

„no (Nordd. Bund). Der Vundeskanzler jucht zwiſchen Nußland 
und ben übrigen Großmädten bez. ber Pentusfrage zu vermitteln, 
indem er England, Dejterreih, Rußland, Italien und die Pforte 
telegraphiſch erſucht, 

„ihre Vertreter in London zu ermächtigen, mit den dortigen Vertretern der 
Mächte, welche den Pariſer Friedensvertrag vom 30. März 1256 unterzeichnet 
haben, zu einer Conferenz zujammenzutreten, um in derjelben die Fragen zu 
erwägen, welche fih an die von dem Zaifer!. ruffiiden Gabinet durch Gircular 
vom 19. (31.) Oct. gemadten Eröffnungen Inüpften.“ . 

27. „u (Der Krieg). Tie Heine Feſtung La Fere capitulirt. General 
v. Manteuffel ſchlägt die franz. Norbarmee bei Moreuil: General 
v. Göben beſetzt Amiens. — Ter Großherzog von Medienburg be: 
werfitelligt feine Verbindung mit bem Prinzen Friedrich Karl gegen 
bie Loirearmee. 

„ » 231 Glieder ber Gemeinde Intel a. Rhein treten in einem 
Schreiben an ben Erzbifhof von Köln für ihren, von biefem wegen 
feines Widerſtandes gegen das neue Dogma ber päpftl. Unfehlbarteit 
gemaßregelten Pfarrer, Dr. Zangermann, ein. 

» » Der Tomcapitular und Prof. ber Theologie an ber Univerfirät 
Bonn, Dr. Tieringer, bisher einer ber entſchiedenſten Gegner ter 
päpfil, linfehlbarkeit, weit ber Preifion des Erzbiihofs von Köln 
und unterwirft fih den Beſchlüſſen des vaticanifhen Concils und 
bem neuen Dogma als einer „päpftl. Eonftitution”, womit ſich ber 
Erzbiſchof begnügt. 

28. „ (Der Krieg). Siegreihes Gefecht bei Baune la Rolande 
gegen bie Loirearmee. 
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28. Nov. (Nordd. Bund). Reihetag: Dritte Lefung ber Crebitvor: 


29. 


30. 


Iage. Die Socialdemokraten erregen neuen Ecanbal, Die Vorlage 
wird fhlichlid mit 178 gegen 8 Stimmen (die Socialdemokraten, 
Schraps und Ewald) angenommen. 


„ — 3. Dee. (Der Krieg). Großer Ausfall aus Paris unter 
den Generalen Trochu und Ducrot. Es gelingt ihnen nicht, bie 
Gernirungsarmee zu burdbreden, und fchließlidh werben fie auch ge: 
nötbigt, die im eriten Anprall eroberten Bofitionen wieber zu räus 
men und fih unter dem Schutz des Feſtungsgürtels zurückzuziehen. 


„ (Rorbd. Bund). Bundesrath: Das Bundespräſidium macht 
demfelben eine Vorlage bez. ber ſchwebenden Pontusfrage: 


„Seitens des Präfiviums des norbbeutihen Bundes ift eine Antwort auf 
die kaij. ruffifche Mittheilung noch nicht ergangen. In einer fo wichtigen Un» 
gelegenheit hat dasjelbe ſich nit amtlich ausſprechen wollen, ohne die Ans 
Sicht feiner Hohen Bundesgenojjen zu kennen und die Stimme der 
Nation zu hören. Es bat fi daher einfiweilen darauf beſchränkt, die Vertreter 
des nordd. Bundes bei den betbeiligten Regierungen anzuweiſen, daß fie nad 
Möglichkeit auf Erhaltung des Friedens unter den näher betbeiligten Mächten 
binmwirten, und erllärt, daß daß Bundespräfivium keine amtliche Erklärung ab⸗ 
geben werde, ohne zuvor die Stimme des Bundesraths und des Reichstags 
gehört zu haben. Das auswärtige Amt des Bundes gebt von dem Grund» 
fatge aus, daR politifde Schritte, welche die friedlichen Beziehungen Deutſch- 
lands zu feinen Nachbarn gefährden Tünnen, ſteis nur inſoweit gerechtfertigt 
fein werden, als vertragsmäßige Berpflitungen fie als eine völterrechtliche 
Pflicht auferlegen, oder als unabweisbare Interefien der deutſchen Ration fie 
fordern. Die erfteren liegen nad) feiner Ueberzeugung nit vor. Preußens 
Stellung zu der gegenwärtig angeregten Frage war von Haus auß eine an⸗ 
dere, als die der Mächte, melde den Bertrag vom 15. April 1856 abgejchloffen 
haben. ... Beſondere Barantien oder Pflichten ergeben fi für Preußen aus 
dem Bertrage vom 30. März 1856 nicht, jondern nur das Recht, die Erfül- 
lung von Pflichten, welche von Andern in dem Bertrage übernommen worden 
find, zu fordern. Ob aber dieſes Recht ausgelibt werden foll, darüber find 
nur die Interefien der Nation zu Rathe zu ziehen. Die Form, welche das 
Gabinet zu Petersburg gewählt bat und welche, nad) feiner eigenen Erflärung, 
eine weitere Berfländigung durch gemeinfame Berathung nicht ausſchließt, nad 
ihrer Rechtsbefländigleit zu prüfen, wilrde erſt dann in den Aufgaben des 
auswärtigen Amtes liegen, wenn feftftände, daß durch Formverletzungen die 
Sinterefien oder das Anjehen Deutichlands in Frage geftellt wären. Das Prä- 
ſidium hofft, daß feine Auffofjung von der rechtlichen Stellung des norddeut⸗ 
fchen Bundes zu der vorliegenden Angelegenheit von dem Bundesrathe getheilt 
wird, und wünſcht die Anjicht feiner Bunpdesgenofjen über die Frage, 
wie weit die Interefien Deutſchlands durch die Berhältniffe, auf welche die vor⸗ 
gelegten Actenftüde fi) beziehen, berührt werden, Iennen zu lernen, um fi 
demnähft in gemeinfamer VBerathung Über die Behandlung der frage zu ver» 
Rändigen und dem Reichztage die Sachlage mitzutheilen. Inzwiſchen 
hat das Präfivium den Zeitpunkt für günflig erachtet, um einen Vermittlungs« 
vorſchlag u. |. w.“ 

So viel befannt geworden, iR das die erfie förmliche Vorlage über eine 
Frage der auswärtigen Politil, weldhe dem Bundesrath jeit dem Beſtehen des 
norbdeutfchen Bundes gemacht worden ift, was jedenfalls nicht zufällig ift, 


Mordd. Bund). Der Reihstag geht über eine Petition für 
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Erwerbung des franz. Saigoun (in Cochinchina) — aus Abneigung 
gegen mögliche Colonie-Ideen — zur Tagesordnung über. 

30, Nov. (Nordd. Bund). Der vermittelnde Vorſchlag bes Aunbes: 
fanzlers vom 26. d. M. iſt bereits von ben Regierungen jämmt: 
liher Großmächte (außer Frankreich) und ber Pforte angenemmen 
worden. Die weitere förderung ber Sache und bie förmliche Gin: 
ladung zur Conferenz in London wirb bie englijhe Regierung über: 
nehmen. 

— „Mordd. Bund). Fürſt Lynar geht mit Lriefen bes Königs 
von Preußen von Berjailles nah Etuttyart, Münden und Tresden. 


1. Deec. (Nordd. Bund). Der Nunbesrath ertheilt dem Berlrage mit 
Bayern bez. der deutſchen Frage ſchließlich doch auch cinjlimmig jeine 
Genehmigung. 

„„C(BPreußen). Auch der akademiſche Senat ber Univerſität Breslau 
beſchließt, gegen die Eingriffe des Viſchofs in die Rechte der Uni— 
verſitäten energiſchen Proteſt zu erheben und den Cultus- und Unter: 
richtsminiſter um Schutz wider das Vorgehen gegen die katholiſchen 
Docenten anzugehen. 

„— 4. „ (Der Krieg). Blutige Kämpfe mit der Loirearmee. Ce: 
neral Chancy erringt zuerit einige Erfolge gegen die beutichen Streit: 
fräfte vor Orleans. Die Deutſchen ergreifen indeß alsbalb wieder 
die DOffenfive und nehmen nady zweitägiger Schlacht Orleans wieder 
ein. Die Loirearmce zicht fi ſüdlich und nörblidy der Loire gegen 
Bourges und gegen Tours zurüd. 

3% u Mordd. Vund). Ter Bundeskanzler richtet an die Regierung 
von Quremburg und gleichzeitig aud) au bie Garantiemädhte von 1567 
eine Note, in weldier er eine Reihe vou Verletzungen ber Neutralität 
Seitens Luxemburgs conftatirt und dahin ſchließt: 

„Hiermit find die Vorausſetzungen, an welche dic kgl. Regierung die Be⸗ 
obachtung der Neutralität de8 Großherzogthums knüpfen mußte, nicht mehr 
vorhanden. In Folge deſſen hat der Unterzeichnete auf Befehl Er. Mai. des 
Königs die Ehre, der großh. Regierung zu erflären, daß die kgl. Regierung 
auch ihrerjeitS in den militärijhen Operationen der deutjchen 
Heere jih durch Feine Rüdjiht auf die Neutralität des Grop- 
herzogthums mehr gebunden erachtet, und daß fie die Berfolgung 
ihrer Aniprüde an die Regierung des Großherzogthums wegen der ihr 
durch Nichtaufrechthaltung der Neutralität zugefügten Schädigung und die 
nöthigen Maßregeln zur Sicherſtellung gegen ähnliche Vorkommniſſe fi 
vorbehält.“ 

4 u Teer König von Bayern richtet eigenhändige Schreiben an jämmt: 
liche deutidhe Eouveräne, den König von Preußen ausgenonunen, jo 
‚wie an die Senate ber brei freien Etäbte, mit ihm bei Er. Maj. 
ben König von Preußen in Anregung zu bringen, daß bie Aus: 
übung der Yunbespräfibialrehte mit Führung bes Titels eines 
„beutihen Kaiſers“ verbunden werde: 


ur; 
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„Die von Preußens Heldenkönige fiegreich geführten deutſchen Stämme, in 
Sprade und Eitte, Wiflenihaft und Kunſt ſeũ Jahrhunderien vereint, feiern 
nunmehr aud eine Waffenbrüderichaft, welche von der MadhtRellung eines ges 
einigten Deutichlands glänzendes Zeugniß gibt. Beſeelt von dem Streben, an 
diefer werdenden Einigung Zeutichlands nach Kräften mitzuwirken, Habe ic 
nicht gejäunit, dephalb mit dem Bundesfanzleramte des norddeutſchen Bundes 
in Berhandlungen zu treten. Diefelben find jüngft in Verſailles zum Ab⸗ 
ſchluſſe gediehen. Rad dem Beitritte Süddeutihlands zum deutichen Berfaf- 
fungsbündniffe werden die Gr. Mai. dem Könige von Preußen übertragenen 
Präſidialrechte über alle deutichen Staaten fich erftreden. Ich babe mid zu 
deren Bereinigung in Einer Hand in der Ueberzeugung bereit erklärt, daß da- 
durch den Befammtinierefien des deutichen Baterlandes und feiner verbündeten 
Fürften entiprochen werde, zugleih aber in dem Bertrauen, daß die dem Bun⸗ 
despräfidium nad der Berfafjung zuſtehenden Rechte dur Wiederberftellung 
eines deutlichen Reiches und der deutichen Kaiferwürde als Rechte bezeichnet wer» 
den, welde Se. Majeftät der König von Preußen im Namen des gefammten 
deuiſchen Baterlandes auf Grund der Einigung feiner Yürften ausübt. In 
Würdigung der Wichtigkeit diefer Sache werde ich mi nun an Euere & .. 
mit dem Vorſchlage, in Gemeinſchaft mit mir bei Er. Maj. dem Könige von 
Breußen in Anregung zu bringen, daß die Ausübung der Burtdespräfidial- 
rechte mit Führung des Titels eines „deutichen Kaiſers“ verbunden werde. 
Es ift mir ein erhebender Gedanke, daß ich mich durch meine Stellung in 
Deutichland und durch die Geſchichte meines Landes berufen fühlen kann, zur 
Krönung des deutichen Einigungswerkes den erften Schritt zu thun, und gebe 
ich mich der freudigen Hoffnung bin, daß Euere t. . . meinem Vorgehen Yhre 
freundliche Zuftimmung ertheilen werden.“ 


4. Tee. (Sachſen). Die Regierung verbietet tur Telegramme bie 
Berlefung eines Hirtenbriefs des Biſchofs Forwerk, welder in allzu 
ftarfen Yusbrüden ben Katholiken die wichtigſten Theile ber En: 
cyclica des Papſtes mittheilen follte, durch melde berjelbe gegen 
die „räuberiiche* Wegnahme feiner Länder proteftirt und ben großen 
Bann über den König von Stalien und beffen „Helfer“ ausſpricht. 

5. „ (Ser Krieg). General v. Manteuffel befegt Rouen. 


„— 6. Tec. Mord d. Bund). Reichstag: Erfte Debatte über die Ver- 
träge mit ben fübbeutfhen Etaaten. Die Fortfchrittspartei ftellt den 
präjubicielen Antrag: 


„Der Reichttag wolle beſchließen, die verblindeten Regierungen aufzufordern, 
diejenigen Schritte zu thun, welche den jüddeutſchen Regierungen und verfafs 
fungsmäßig den Reichsſtag des norbbeutichen Bundes gegenüber erforderlich 
find, um die deutſche Berfafiung einem nad den Wahlgefegen zum Zollparla- 
mat gewählten gemeinjamen Reichstag zur Vereinbarung mit den dent⸗ 
ſchen Regierungen vorzulegen.” 

Präfident des Bundeskanzleramtes v. Delbrüd: „... Sehr viel rafcher, 
als es bei Berathung der Berfafiung gehofft werden konnte, raſcher, als es 
ſelbſt die Iebhafteften Anhänger der deutichen Einheitsibee zu erwarten wagten, 
bat ein großes weltgefchihtliches Ereigniß ſämmtliche deutſche Stämme mit 
dem Bewußtſein erfüllt, daß die Zeit gelommen fei für die volle Raatliche Ver⸗ 
einigung aller Theile Deutichlands, und die jämmtlichen jübdeutichen Negie⸗ 
rungen beftimmt, mit dem norbbeutfchen Bunde zur Begründung eineß deut⸗ 
fen Bundes zufammenzutreten. Erlauben Sie mir, mit einigen Worten den 
äußeren Hergang darzuftelien, aus welchem ſich die Ihnen vorliegenden 
Verträge entwidelt haben. Die Inttiative kam von Bayern. Die 1. bayer, 
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Erwerbung bes franz. Saigoun (in Codindina) — aus Abneigung 
gegen möglide Colonie-Ideen — zur Tagesordnung über. 
30. Nov. (Nordd. Bund). Der vermittelnde Vorſchlag bes Vundes⸗ 
kanzlers vom 26. db. DM. iſt bereit von ben Regierungen jammt: 
licher Großmächte (außer Frankreich) und ber Piorte angenommen 
worden. Die weitere Förderung ber Sache unb bie jörmliche Ein⸗ 
ladung zur Conferenz in London wirb bie engliihe Regierung über: 
nehmen. 
„ (Rorbd. Bund). Fürſt Lynar geht mit Lriefen bes Königs 
von Preußen von Berjailles nah Etuttyart, Münden und Tresden. 


1. Dec. (Nordd. Bund). Der Yundesrath ertheilt dem Vertrage mit 
Bayern biz. der deutſchen Frage Ihlichlih dech auch einſtimmig jeine 
Genehmigung. 

„„ (Breußen) Auch der akademiſche Senat der Univerſität Breslau 
beſchließt, gegen die Eingriffe des Viſchofs in die Rechte der Uni— 
verfitäten energiſchen Preteft zu erheben und den Gultus: und Unter: 
rihtöminifter um Schutz wider das Vorgehen gegen bie katholiſchen 
Docenten anzugeben. 

„— 4. „ (Der Krieg). Vlutige Kämpfe mit ber Loirearmee. Ge: 
neral Chancy erringt zuerft einige Erfolge gegen bie deutſchen Streit: 
fräfte ver Orleans. Die Deutſchen ergreifen inbeß alsbald wieder 
die Offenſive und nehmen nach zweitägiger Schlacht Orleans wicher 
ein. Die Loirearmie zicht fih ſüdlich und nörblid ber Loire gegen 
Bourges und gegen Tours zurüd, 

3 „ Mordd. Bund). Der Bundeskanzler richtet an die Regierung 
von Luremburg und gleichzeitig aud) an bie Garantiemädte von 1567 
eine Note, in welcher er eine Reihe vou Verletzungen ber Neutralität 
Eciten® Luremburgs conftatirt und dahin jchließt: 

„Hiermit find die Vorausfeungen, an welde die gl. Regierung die Ber 
obachtung der Neutralität de8 Großherzogthums knüpfen mußte, nicht mehr 
vorhanden. In Folge deſſen hat der Unterzeiägnete auf Befehl Er. Maj. des 
Königs die Ehre, der großh. Regierung zu erflären, daß die kgl. Regierung 
auch ihrerjeit3 in den militärifhen Operationen der deutjchen 
Heere ſich durch Feine Rüdjiht auf die Neutralität des Groß- 
herzogthbums mehr gebunden eradtet, und daß fie die Berfolgung 
ihrer Aniprüde an die Regierung des Großherzogthums wegen der ihr 
durch Nichtaufrechthaltung der Neutralität zugefügten Schädigung und die 
nöthign Maßregeln zur Sicerftellung gegen ähnliche Vorkommniſſe ſich 
vorbehält.“ 

4. „ Tier König von Bayern richtet eigenhändige Schreiben an jämmt: 
liche deutidhe Eouveräne, ben König von Preußen ausgenommen, To 
‚wie an bie Ecnate der brei freien Städte, mit ihn bei Er. Maj. 
ben König von Preußen in Anregung zu bringen, Laß die Aus: 
übung ber Qundespräfidialrehte mit Führung des Titels eines 
„beutihen Kaijers" verbunden werbe: 
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„Die von Preußens Heldenkonige fiegreich geflibrien deuticden Shänme, in 
Sprade und Sitte, Wiflenihaft und Kunſt jeit Jahrhunderten vereint, feiern 
nunmehr auch eine Waffenbrüderichaft, welche von der Machtſtellung eines ges 
einigten Deutſchlands glänzendes Zeugniß gibt. Beſeelt von dem Streben, am 
diefer werdenden Einigung Teutichlands nah Kräften mitzuwirken, Habe ich 
nicht gejäun, deßhalb mit den Bundesfanzleramie des norbbeutigen Bundes 
in Berhandlungen zu treten. Diefelben find jüngft in Verſailles zum Ab⸗ 
ſchluſſe gediehen. Rah dem Beitritte Süpdeutichlands zum deutichen Berfaj- 
jungsbündnifje werden die Sr. Maj. dem Könige von Preußen übertragenen 
Praſidialrechte über alle deutihen Staaten fig erftreden. Ich habe mich zu 
deren Bereinigung in Einer Hand in der Ueberzeugung bereit erklärt, daß da- 
dur) den Bejammtinierefien des deutichen Baterlandes und feiner verbündeten 
Fürften entiprochen werde, zugleich aber in dem Bertrauen, daß die dem Bun- 
despräfidium nad der Berfafiung zuftehenden Rechte durch Wiederherftellung 
eines deutichen Reiches und der deutichen Kaiſerwürde als Rechte bezeichnet wer⸗ 
den, welde Se. Majeftät der König von Preußen im Namen des geſammten 
deutſchen Baterlandes auf Grund der Einigung feiner Yürften ausübt. In 
Würdigung der Wichtigkeit diefer Sache werde ih mi nun an Euere k... 
mit dem Borjchlage, in Gemeinihaft mit mir bei Sr. Maj. dem Könige von 
Preußen in Anregung zu bringen, daß die Ausübung der Yurdespräfidial« 
rechte mit Führung des Titels eines „deutſchen Kaiſers“ verbunden werde. 
Es ift mir ein erbebender Gedanke, daß ih mid dur) meine Stellung in 
Deutſchland und durch die Geſchichte meines Landes berufen fühlen kann, zur 
Krönung des deutlichen Einigungswerles den erften Schritt zu thun, und gebe 
ich mid der freudigen Hoffnung bin, daß Euere f. . . meinem Vorgehen Ihre 
freundlihe Zufimmung ertheilen werden.“ 


4. Dec. (Sadhfen) Die Regierung verbietet durch Telegramme bie 
BDerlefung eines Sirtenbriefs bes Biſchofs Forwerk, welcher in allzu 
ſtarken Ausdrücken ben Katholiten die wichtigſten Theile der En: 
cyclica des Papites mittheilen follte, durch welche berjelbe gegen 
bie „räuberische” Wegnahme feiner Länder proteftirt und ben großen 
Bann über den König von Italien und befien „SHelfer” ausſpricht. 

5. „ (Fer Krieg). General v. Manteuffel beſetzt Rouen. 


„— 6. Tec. (Norbd. Bunb). Reichstag: Erfte Debatte über die Ver- 
träge mit ben ſüddeutſchen Etaaten. Die Zortiärittspartei ſtellt ben 
präjubiciellen Antrag: 

„Der Reichstag wolle beichlieken, die verblindeten Regierungen aufzuforbern, 
diejenigen Schritte zu thun, welche den jüddeutichen Regierungen und verfafs 
fungsmäßig dem Reichsſtag des norddeutſchen Bundes gegenüber erforderlich 
find, um die deutihe Berfafiung einem nach den Wahlgeſetzen zum Zollparla⸗ 
ment gewählten gemeinfamen Reichſtag zur Vereinbarung mit den dent⸗ 
fen Regierungen vorzulegen.” 

Vräfident des Bundeslanzleramtes dv. Delbrüd: „... Sehr viel rafdher, 
als e8 bei Berathung der Berfafjung gehofft werden konnte, raſcher, als es 
ſelbſt die Ichhafteften Anhänger der deutichen Einheitsidee zu erwarten wagten, 
hat ein großes weltgeſchichtliches Ereigniß ſämmtliche deutſche Stämme mit 
dem Bewußtſein erfüllt, daß die Zeit gekommen jei für die volle ſtaatliche Ver⸗ 
einigung aller Theile Deutſchlands, und die ſämmtlichen jühdeutichen Negie⸗ 
rungen beftimmt, mit dem norddeutſchen Bunde zur Begrlindung eineß deut« 
hen Bundes zufammenzutreten. Erlauben Sie mir, mit einigen Worten den 
äußeren Hergang darzuftclien, aus welchem fi die Ihnen vorliegenden 
Berträge entwidelt haben. Die Initiative kam von Bayern. Die k. bayer, 
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Regierun gab im Laufe des September dem Bunbespräfidium zu erfennen, 
die Entwidelung der politiiden Berhältniffe Deutichlands, wie fie F 

bie kriegeriſchen Ereigniſſe herbeigeführt fei, nad ihrer ung 
bebinge, von dem Boden ber vbllerrechtlichen Verträge, welche bisher die m 
deutjchen Staaten mit dem norbbeutichen Bunde verbanden, zu einem Berfal- 
Tungsbünpniie überzugehen. Gie verband mit biefer Mittheilung den Uus 
drud des Wuniches, mit einem Bevollmächtigten des Präfiviums über die Bor- 
ſchläge in Beſprechung zu treten, welche fie zur Ausführung ihres Gedankens 
vorbereitet hatte. Das Praſidium beeilte fih, diefem Wunſche zu entiprecen, 
und es wurde mir der Befehl zu Theil, mic zu dieſem Zwede nah Münden 
zu begeben. Der Zwecdk war nicht eine Verhandlung, jondern eine Unhöruug 
der Vorſchlage, die von der k. bayer. Regierung vorbereitet waren, eine Be 
ſprechung dieſer Vorſchlage aus der Kenntniß der Berhältnifie heraus, die mir 
meiner Stellung nach beimohnte; die einzige Inſtruction, welche ich erhielt, war 
bie, mich jeder ußerung zu enthalten, welche gedeutet werden koͤnnte, als ob 
das Präafidium im jegigen Moniente gefonnen jei, auf die freien Entfäliegungen 
eines treuen und bewährten Alliirten au nur den entfernteften Drud ausju- 
üben. Die Beſprechungen in Münden fanden Statt und wurden mefentlid 
gefördert dadurch, daß die E württemb. Regierung durch eines ihrer Mitglie 
der an diefen Beipredhungen Theil nahm. Während das Ergebniß dieſer Be 
ſprechungen der Erwägung des Bundespräfidiums unterlag, wurde von Stutt⸗ 
gart aus der Wunſch ausgeiprochen, die in München eingeleiteten Beiprechun- 
gen in Berjailles fortzujegen und gu ergänzen, zu ergänzen namentli nad 
der militäriihen Seite hin, indem der k. württemb. Vertreter in München 
nicht in der Rage geweſen war, ſich über dieſen vorzugsſweiſe wichtigen Theil 
der Berfafiung weiter als in einigen allgemeinen Andeutungen zu äußern. 
Gleichzeitig mit diefer Anregung erfolgte der officielle Antrag Badens auf 
Eintritt in den norbdeutfhen Bund. Das Prafidium konnte nicht zögern, 
diefen Anregungen zu entipredden und fowohl die k. württembergiihe als die 
großh. badiſche Wegierung zur Entiendung von Benollmädtigten nad Ber- 
jailles einzuladen. Es gab gleichzeitig davon nah Münden Nachricht. indem 
es zur Wahl ftellte, entweder ebenfalls in Berfailles die Münchener Beſprech⸗ 
ungen fortzufegen, oder wenn e8 vorgezogen werden follte, das Ergebniß der 
Berhandlungen mit ben anderen bort vertretenen deutichen Staaten abzuwarten, 
um fodann die Berbandlungen in Münden wieber aufzunehmen. Endlich er⸗ 
Härte auch die großh. heifiiche Regierung ihren Entſchluß, mit dem füdlichen 
Theile ihres Bebietes in den Bund einzutreten, und jo geſchah es, daß in der 
zweiten Hälfte des Octobers Vertreter der ſammilichen fübdentfchen Staaten 
in Berſailles zuſammentraten, um über die Gründung eineß deutſchen Bundes zu 
en Die Berhandlungen mit Württemberg, mit Baden und mit 
Helfen führten ſehr bald zu der Ueberzeugung, daß es ohne große Schwierig⸗ 
feiten gelingen werde, auf ®rundlage der Berfafiung des norddeutſchen Bundes 
zu einer Verftändigung zu gelangen; die Verhandlungen mit Bayerm boten 
Unfengs größere Schwierigkeiten, und e8 war auf den eigenen Wunſch der !. 
bayeriſchen Bevollmächtigten, daß zunädhft die Verhandlungen mit den drei 
anderen ſuddeutſchen Stanten fortgefegt wurden. Die gl. bayeriihen Bevoll⸗ 
mädtigten fühlten das Bedürfniß, nicht ihrerjeitS durch bie ſich darbietenden 
Schwierigkeiten den Abihluß mit den anderen Staaten zu verzögern. So 
kam es, daß gegen Mitte November die Verftändigung mi den drei anderen 
fübdeutfchen Staaten zum Abſchluß gelommen war. Gin unvor hergeſehener 
Zufall verhinderte e8, daß gleih am 15. Ron. Württemberg an der mit ihm 
bereit8 in allen Hauptpunkten feſtgeſetzten Berfländigung theilnahm. Es wurde 
deßhalb zunächſt mit Baden und mit Heflen abgeſchloſſen. Während dem wur 
den die Verhandlungen mit Bayern wieder aufgenommen oder fortgei ; ‚fe 

hrten raſcher, als es Unfangs erwartet werben durfte, zum Abſchl 

dem Bertrage vom 23. Rov. vorliegt. Um 25. Ron. erfolgte alsdann auf 
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Grund der in Berfailles bereits fefgeftellten Berfländigung der Abſchluß mit 
Württemberg. Ich habe geglaubt, auf diefen hiſtoriſchen Hergang aud aus 
einem jadhlihen Grunde eingehen zu müſſen, nämlich deßhalb, weil ich es bes 
tonen möchte, daß die Verträge, wie fie ijetzt hiſtoriſch Hinter einander liegen, 
nicht dem Gedanken nad hinter einander entflanden find. Als mit Wurttem⸗ 
berg, Baden und Hefien verhandelt wurde, waren die Wunſche Bayerns be» 
konnt. Es fand von Seiten des Präſidiums feinen Anftand, einer Zahl dieſer 
Wunſche fofort zu entſprechen. E83 wurde davon, wie es nicht anders fein 
Ionnte, den übrigen verhandelnden Staaten Mittgeilung gemadt; fi eigneten 
fih die bayeriſchen Amendement3 an, und fo find in dem erften Ihnen vor- 
liegenden Bertrage in die Anlage des Protofolls vom 15. Nov. eine Anzahl 
Beſtimmungen aufgenommen, welde eigentli, wenn id) jo jagen darf, bayes 
riſchen Urfprungs find, welche der Sinitiative Bayerns ihren Urjprung vers 
danfen. Ob fie von anderer Seite gebracht fein würden, werm fie nicht von 
Bayern gebradht worden wären, daB habe ich anheimzuflellen. Indeſſen die 
Thatjahe möchte ich hier conftatiren, weil fie fiir die Beurtheilung des Ganzen, 
wie ich glaube, nicht ohne Intereſſe iſt. Ich made auf diejen Hergang aus 
einem zweiten Grunde aufmerkſam, nämlich um zu erklären, weßhalb in dem 
Bertrage mit Bayern vom 23. Nov. verjhiedene formelle Incongruenzen mit 
der Anlage des Protokolls vom 15. Nov. und mit dem Inhalte des Ber- 
trages vom 25. Nov. fi vorfinden. Während der Sig der Verhandlungen 
inzwifhhen nad) Berlin verlegt war, wurde mit Bayern in Berfailles verhan- 
delt, und fo ift e8 gelommen, das über diefelben Gegenſtände in etwaßs ver 
ſchiedenen Ausdrücken hier und da verhandelt ift, und daB e8 notwendig wurde, 
dem Ehlußprotofolle mit Bayern eine Clausula salvatoria hinzuzufügen, 
welche die Natur diefer nicht beabfichtigten. fondern durch die Ratur der Dinge 
herbeigeführten Incongruenzen conftatirte. Wenn ich mich nun zur Sade jelbf 
wende, jo glaube ih vorausjchiden zu müffen, daB es bei den Verhandlungen 
nicht unerwogen geblieben ift, ob e3 ſich empfehle, in die neue Berfaffung Bes 
flimmungen aufzunehmen, welde, unabhängig von der in Ausfit genommenen 
Erweiterung des Bundesgchieteß, die eigentlich verfafiungsmäßige Ausbildung 
des Bundes zum Gegenftand hätten. Ich glaube, die zwei Yragen, die bier 
vorzugsweiſe in Betracht fommen mußten, nicht bezeichnen zu follen; fie Liegen 
in aller Munde. Man glaubte indeflen, daß, ohne die Bedeutung diefer ragen 
zu unterfhäßen, ohne die Nothwendigkeit der Ordnung diefer Fragen im Laufe 
der Zeit irgendiwie verneinen zu wollen, der jebige Augenblid nit dazu ge» 
eignet jei, um diefe an ſich ſchwierigen, zum Theil zwar viel befprochenen, aber 

wenig vorbereiteten Fragen zum Abfchluß zu bringen. Man ging davon 
aus, daß e3 richtiger jei, jetzt fih auf das zu beſchränken, was unmittelbar 
durd den Beitritt der füddeutfhen Staaten geboten jei, und den weiteren in» 
neren Berfafjungsbau dem Zuſammenwirken des zufünftigen deutichen Bundes» 
rathes mit dem künftigen deutſchen Reichstage zu überlaflen. So bewegen fidh 
denn die vorliegenden Berträge auf der Grundlage der Berfaffung des nord⸗ 
deutihen Bundes und beſchränken fi darauf, in diefe Berfaffung dasjenige 
Hineinzutragen, was durch die Erweiterung des Bundes unmittelbar geboten 
war. Wenn ich fage, die vorliegenden Verträge ſchließen fi an den Inhalt 
der Bundesverfafjiung an, fo hebe ich dabei befonder8 hervor, weil man viel⸗ 
leicht darüber zweifeln Tönnte, daß zu dem Inhalt der Bundesverfafiung nad 
allen diefen Berträgen auch der Eingang der Bundesverfafjung gehört. Es 
fönnie auß der Yafjung der Ermägungsgründe in dem preambule des Ver⸗ 
trages mit Bayern hergeleitet werden, daß der Eingang unferer norbbeutjchen 
Bundesverfaffung, der wörtlich übernommen ift in den Eingang der dem Pro» 
tofolle vom 15. Rov. beigefügten Bunbesverfaffung, verändert ſei. Das if 
nicht der Fall. Diefe Eonfiderants in den Eingange des Vertrages mit Bayern 
find GEonfiderants, wie fie in einem ſolchen Vertrage üblich find. Acceptirt {ft 
unbedingt mit der Berfafjung aud deren Eingang. Die Aenderungen nun, 
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weldhe die Bundesverfaflung erhalten hat, glaube ih ın allen ihren Ginzel- 
heiten bier bei der Generaldiscuſſion nicht motiviren zu follen; ih glaube mid 
darauf beſchränken zu dürfen, die weientlichften und eigentlih charakteriſtiſchen 
davon hervorzuheben; diefe aber auch glaube ich jo weit beſprechen zu müſſen 
und, ohne der Sperialviscuffion vorzugreifen, beſprechen zu dürfen, als es zur 
Klarlegung des Gedankens nothwendig if. Die Aenderungen, welche die Vun⸗ 
desverfafiung erhalten hat, charakteriſiren fih in der Hauptjadde dahin, deß 
der föderative Charakter der Bundesverfafjung verfärft iſt 
Es konnte das in der That bei einer Verhandlung, die von Thatjacdhen, von 
actuellen Berhältnifien ausging, nicht anders fein. Die Staaten, die dem Bunte 
zutreten, gehören ſämmtlich zu den größeren: der größte diefer Staaten hat 
nicht jehr viel weniger Einwohner wie jämmtlide Staaten des norddeutſchen 
Bundes mit Ausnahme Preußens; ihm reihen fi, wenn auch geringeren Um⸗ 
fanges, die anderen Staaten an. €8 liegt in der Natur der Sache, daB dieſer 
Beitritt größerer Staaten zum Bunde daB füderative Element in der Bundes- 
verfafjiung nothwendig verftärfen mußte und daß, wenn man überhaupt den 
Anſchluß der ſüddeutſchen Staaten wollte, e8 ohne Anerfennung der berechtig⸗ 
ten Seiten dieſes Element3 nicht geichehen konnte. Im Einzelnen tritt dies zu⸗ 
nächſt bei einem der mwichtigften Punkte hervor, bei der Regelung des Bundes» 
kriegsweſens. Gerade bei biefem Punkte glaube ich wieder an die Verhand⸗ 
lungen erinnern zu dürfen, die im Jahre 1867 Hier ftattfanden. Der erfte 
Redner, der damals zur Generaldiscuffion ſprach, deſſen beredte Stimme zu 
unfer Aller Schmerz verſtummt ift, der damalige Abgeordnete für Reichenbach, 
hob es als einen Vorzug des Verfafjungsentwurfs hervor, daß er Modifica- 
tionen nach verſchiedenen Seiten hin offen lafie, daß er Mobdificationen in 
einer Form namentlich offen Lafie, welche den Regierungen die Möglichleit ge- 
währe, durch Sonderftipulationen über die militäriſchen Verhältniſſe der voll⸗ 
ftändigen Abforbirung durch die Gentralgewalt zu entgehen; er bob dies her⸗ 
vor in bejonderem Hinblide auf den auch von ihm lebhaft gewünfchten Anſchluß 
der füddeutichen Staaten. Ber Gedanke ift unzweifelhaft ein vollkommen rich⸗ 
tiger; e8 Tann auf diefem Gebiete — und es ift dies ja aud ſchon in dem 
beitehenden Bunbesverhältniffe geſchehen — es kann auf diefem Gebiete der 
Sonderftellung den einzelnen Staaten Rechnung getragen werden, und in ziem- 
lich weitgehender Art, ohne da3, worauf es anlommt, nämlich die Einheit des 
Bundesheeres, zu gefährden. So ift es aud in den hier vorliegenden Berträgen 
geihehen. Die Grundlagen der Bundesfriegöverfaffung: die allgemeine Wehr- 
pfliht ohne Stellvertretung, die Dauer der Wehrpflicht in dem ſtehenden Heere, 
in der Rejerve und in der Zandwehr, die Beftimmung der Friedens⸗Präſenz⸗ 
färfe — dieſe allgemeinen Srundlagen find alljeitig diefelben. Auf dieſen 
Grundlagen herauf ift aufgebaut, auch vollftändig libereinflimmend die Erga- 
nifation, die Formation und die Ausbildung. In der Ausbildung fledt zu- 
gleich der Präfenzitand ſämmitlicher Contingente. Es find übereinftimmend die 
Vorſchriften Über die Mohilmahung, und die Anordnung der Mobilmadung 
liegt allein in der Hand des Bundesfeldherrn. Es ift ferner übereinflimmend 
die Geldleiftung, welche von den beitretenden Staaten aufzubringen if: es if 
auch in diefer Beziehung die vollſtändige Gleichheit der Pflichten durchgeführt. 
Dies find die großen allgemeinen und durchweg übereinftimmenden Grundlagen, 
welche unter Hinzutritt anderer Beftimmungen nad der licherzeugung der 
Männer, denen ich meinerſeits das entſcheidende Urtheil über dieje technifchen 
Gragen zufähreiben muß, die vollite Gewähr dafür geben, daß in Beziehung 
auf das Bundesheer dasjenige erreicht ift, was nothmwendig iſt. Ich gehe nun 
über zu den Abweichungen. Sie liegen zunächſt darin, daß in einzelnen der 
beitretenden Stuaten die Geſetzgebung über die militäriichen Verhältniſſe nicht, 
wie e8 der betreffende Artifel der Bundesverfafjung vorjchreibt, fofort einge 
führt werden ſoll. Indeſſen, m. H., dieſer Vorbehalt iſt weder zu überſchätzen, 
noch in feiner Berechtigung in Frage zu ſtellen. Er iſt nicht zu überjchägen 
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dekhalb, weil das Kriegsdienftgeieg — alfo von den geſetzlichen Beftimmungen, 
die neben ter Berfaffung Über die Militärverhältnifie beftehen, das wichtigfte 
— in Württemberg, Baden und Hefien durch die Berfafiung felbft eingeführt 
wird und in Bayern in jedem Uugenblide im Wege der Geſetzgebung einge⸗ 
führt werben kann, und ich bemerfe dabei, daß das bayerische Kriegsdienſtgeſeg 
mit dem norbdeutichen im Weſentlichen ſchon jeht übereinſtimmt. Es gilt das 
legtere auch von dem feit Erlaß der Bundesverfaffung zu Stande gelommenen 
Gelege über die Einguartierung im Frieden. Das Militärftrafrecht konnte in der 
That in den fübdentfchen Staaten jegt nicht eingeführt werden. Dem Reichs⸗ 
tage ift in Erinnerung, daß bereit in der letzten ordentlichen Seſſion zu⸗ 
gejagt ift und zugelagt werden mußte, Tab dem nächſten Reichstage ein Mi⸗ 
Litär-Strafgejegbuch vorgelegt werden würde, und zwar in naturnothwendiger 
Gonfequenz der Aenderungen tes allgemeinen Strafrehtes. Es konnte nicht 
in der Abſicht liegen, den ſüddeutſchen Staaten zuzumuthen, jekt das preuß. 
Militär⸗Strafgeſetzbuch einzuführen, mit deſſen Aufhebung und Erſatz durch 
eim anderes Gejeh man eben umgeht. Damit hängt die Strafprozekorbnung 
zufammen, und ganz gleich Liegt e8 mit dem Rayongeſetze. Dem vorigen 
Reichstage ift Thon eine Geſetzvorlage gemacht worden, welche damals nicht 
hat zur Berathung gelangen Fönnen; ich zweifle nicht daran, daß dem nädhften 
Reicästage eine gleihartige Borlage gemacht werden wird. Hiemit, m. H., 
haben Sie ans der Enumeration der Geſetze, welche fih in den bezüglichen 
Berfaffungsartikeln vorfinden, die wefentlichften, und in dem, was id zu be⸗ 
merlen die Ehre hatte, wie ich glaube, den Nachweis, daß e3 theils unbedenk⸗ 
lich, theils nothwendig war, die Ausführung diefer Geſetze zu fuspenbiren. 
Es Tommen nun noch andere Geſetze in Betracht, 3. B. über Vorſpann⸗ und 
ähnliche Leiftungen; e8 find das Vorſchriften, auf deren unbebingte Gleich⸗ 
mäßigteit, glaube ich, ein enticheitender Werth von feiner Seite gelegt wird, 
bei denen es im Weſentlichen zunächſt nur darauf anlommt, daß Vorſchriften 
beftehen. Eine erhebliche Abweichung von den Bellimmungen der Bundesver- 
fafſung findet fi in dem Bertrage mit Bayern endlich darin, daß der Ober» 
befehl im Frieden nicht, wie es die Bundesverfaflung will, dem Bundesfeld⸗ 
herrn, fondern Sr. Majeftät dem Könige von Bayern zufteht. M. H.! Bei 
diefer Frage befindet man fi wieder vor realen Berhältniffen, vor denen man 
feine Augen nicht verichließen kann. Bas Gewicht, welches ein größerer Staat 
an ſich hat, zugleich aber auch die Fähigkeit, welche ein größerer Staat in Bes 
ziehung auf die tüchtige Erhaltung einer felbftändigen Armee befist, Haben 
dahin geführt, diefe Abweichungen von der Bundesverfafiung für zuläffig zu 
erachten, eine Abweichung, die durch die im Uebrigen dem Bundesfeldherrn 
zuftebenden Rechte ihre Begrenzung und, fo weit nöthig, ihr Gorrectiv findet. 
Sch gehe nun über zu einigen mehr die inneren Verhältnifſe betreffenden Ab⸗ 
änderungen, die gleich ben eben erwähnten die Vedeutung einer Berftärkung des 
föderativen Elements haben. Es kann dahin zunächſt gerechnet werden die neue 
Redaction des Art. 7 der Berfaflung, in weldher die Attributionen des Bundes⸗ 
raths zuſammengefaßt find. Ich jage, fie kann hieher gerechnet werden, denn diefe 
Zufammenfafiung von Beflimmungen, die weſentlich Abereinftimmend fi an 
anderen Stellen der Bundesverfafiung finden, hat eine ins Gewicht fallende 
materielle Bedeutung nit. Es wurde Werth gelegt auf diefe Zufammenfaf- 
fung, um an Einem Orte Har zu ftellen bie eigentlichen Zufländigleiten deß 
Bundeßraths, deren Ergründung ans der Bundesverfafiung felbft nicht ohne 
ein gewifles Studium moͤglich war. Eine materielle Uenderung des Beſtehenden 
iR damit kaum herbeigeführt. Es gehört ferner hieher die Schaffung eineß neuen 
Ausſchuſſes für die auswärtigen Angelegenheiten. Je weiter ſich 
der Bund ausdehnt und je mehr größere Staaten ihm beitreten, defto mehr tritt 
das ſachliche Bedurfniß hervor, daß nicht bloß, wie es bisher vielfach geichehen 
iR, durch —— an iheilungen an die Befandten und an die im Bundes⸗ 
rath verfammelten Vertreter der Bundesregterungen, fondern in einem formell 


134 


Yreuhen und der nerbbentice Bund. 


geregelten Wege Mittheilungen über den Gang der politiſchen Lage gemadt 
werden. Es liegt in der Ratur der den Ausſchüſſen des Bundbesratbhs über- 
haupt zugewiefenen Functionen, daß die Snftruirung der Gefandien dieſen 
Ausſchuß nicht zufallen kann; er wird feinerjeits Kenntniß von der Lage der 
Dinge nehmen und wird in der Lage fein, durch diefe Kenninik, durch Un- 
träge, die er an den Bundesrath ficht, durch Bemerkungen, die cr dem Pra⸗ 
fidium madt, auf die Behandlung der Politit einen Einfluß auszuüben. Ich 
habe ferner zu erwähnen den Artilel über die Erecution. Es if Die Acnde 
zung, die diefer Artilel erhalten hat, eine fact in der That nicht mweimt- 
lie; die Beranlafiung zu der Uenderung liegt hauptſächlich auf dem Gebiete 
der internationalen Convenienz. Ich komme endlich bei Beiprehung ver hicher 
gehörigen Aenderungen auf den Zuſatz, melden der Art. 11 der Bundesver⸗ 
fafjung in Beziehung auf die Rriegserklärung erhalten hat. Dieſer Zulas 
läßt fih unzweifelhaft charakterifiren als eine Berflärkung, des föderativen Ele- 
ments in der Yundesverfafiung ; jein wirklicher Charakter liegt aber in eimes 
Anderem. Je mächtiger der Bund wird, je weiter er ſich ausbehnt, um fo 
mehr ift es von Intereſſe, au dem Auslande gegenüber in der Yuntesper: 
faflung felbft zum Ausdruck zu bringen, was der Bund ift, nämlich ein we 
fentlich defenfives Staatsweſen. Diefer Gedanke Ionnte in keiner zutreffenderen 
Weiſe zum Ausdruck gebracht werden, als durch ven Zuſatz, den Sie hier in 
ten Urt. 11 aufgenommen finden. Einige die Finanzen beirefiende Aenderun⸗ 
gen der Bundesverfafiung waren nicht zu vermeiden. Sie beireffen die inneren 
Steuern von Bier und Branntwein. Theil ganz befondere ſtaatsrechtliche 
Berhältniffe, wie fie 3. B. in Bayern in Betreff der Malzfteuer in ihrem Zu- 
fammenbange mit der Staatsſchuld obwalten, theils abweichende Vetriebsver- 
hältniffe, wie fie in Suddeutſchland gegenüber Rorbdeutichland beftehen, ließen 
e8 jedenfalls zur Zeit nicht zu, die Beſteuerung des Biers und Bronntweins, 
wie fie jegt im Bunde geſetzlich befteht, auf Süddeutſchland auszudehnen. Es 
fam dazu, daß, wie den Herren allen bekannt if, bei uns felbR erhebliche 
Zweifel über die Richtigkeit der Grundlage für die Branntweinfteuer und, wie 
ih glaube, eine ziemlich allgemeine Uebereinfimmung darüber obwaltet, daß 
die Bierſteuer, jo wie fie befteht, nicht lange mehr fortdvauern kann, und daß 
in einem Wugenblide, wo man belanntli fih mit eingehenten Ermittlungen 
darüber beichäftigt, ob an Stelle der Maifchraumfteuer eine Sabrilaifteuer ge 
fegt werben fol, fei e8 jo oder jo, — wo man fid) ferner mit der Frage be 
ſchäftigt, ob die Biexbefiruerung, wie fie in tem größten Theile des norbbeut- 
ſchen Bundes befteht, einer Wbänderung zu unterziehen ſei, — in foldem 
Augenblide konnte man nicht füglich den ſüddeutſchen Staaten zumutben, bieie 
beiden Steuerformen anzunehmen. Die nothivendige Conſequenz diefe Zune 
Rändniffes war, daß in Beziehung auf diefe Steuern dafür Vorſorge getrofien 
werden mußte, wie ihre Behandlung ſowohl im Bundesrathe, als im Reichs⸗ 
tage Statt zu finden hat. Man konnte nicht wohl davon ausgehen, daß die 
ſuddeutſchen Regierungen im Bunbesrathe Über Steuern mit zu beichlichen 
hätten, die auf fie leine Anwendung finden; und eben fo wenig, daß die füd- 
deutihen Abgeordneten im Reichstage die entfcheidende Stimme bei folden 
Steuerfragen mit abgeben dürfen. &s bat diefe Erwägung geführt zu den 
beiden Ausnahme-Beilimmungen, die jowohl im Kapitel vom Bundesratke, 
als im Rapitel vom Reichstage hinfichtlich derjenigen Angelegenheiten fich fin» 
den, die nicht dem ganzen Bunde gemeinihaftlih find. Sodann wurde von 
Bayern jowohl, als von Württemberg ein enticheidender Werth auf die Bei⸗ 
bebaltung der eigenen Verwaltung der Poften und Telegraphen gelegt. 
Es berubte der Werth, den man der Erhaltung diefer beiden Inſtitutionen in der 
Selbfiverwaltung beilegte, auf verfchiedenen Motiven. Das finanzielle Motiv, 
wie ich gleich bemerfe, war nicht daß weientlich enticheidende. Man wünſchte 
theils, dem Berlehr liebgewordene Einrichtungen zu erhalten, welche man bei 
dem Vebergange auf den Bund für gefährdet Hielt; man wünfcdhte Beamten 
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Drganifetionen zu erhalten, an die man Thon fett Ianger Belt gewöhnt war. 
Es konnte diefen Wunſchen füglich und ohne Schaden für die Einheit und 
Semeinjamfeit nadhgegeben werden, da fowohl Bayern wie Wurttemberg dar⸗ 
Uber nicht ich Zweifel waren, daß die Gefeggebung des Vundes in allen dieſen 
Angelegenheiten, jobald fie fi nicht lediglich auf die internen Berhältnifie 
Bayerns und Württembergs binfichtlih des Porto’s bezieht, daß die Geſetz- 

ebung über diefe Angelegenheiten ſich auf beide Staaten zu erfireden babe. 

ch bemerke .bierbei, daß die bezüglichen Berabredungen in dem Bertrage mit 
Bayern und in dem Bertrage mit Württemberg nit mit einander tegtuell 
übereinftimmen. Es gehört dies eben zu den Imeongruenzen, welche die Ber- 
handlung an zwei verſchiedenen Orten herbeiführt. Es bat nicht in der Wbficht 
gelegen, ſachlich durch die eine TFaffung etwas Underes zu jagen, als durch 
die andere. Bayern allein bat ſich endlich noch zwei Borbehalte gemacht, den 
einm in Beziehung auf die Borjchriften des Titels über die Eifensahnen, 
welche eigentlich reglementärer und adminifirativer Natur find. Ber Borbe 
halt berubte darauf, daB es Hd in Bayern um ein im Großen und Banzen 
völlig geſchloſſenes Gebiet handelt, in weldem Gebiete neben der Staatsver⸗ 
waltung nur eine einzige Privateifnbahn befteht, und daß man wünfchte, fich 
in Beziehung auf die Regelung diefer abminiftrativen Verhältniffe freie Hand 
zu balten. Ber zweite Borbehalt wiegt ſchwerer, er findet feinen Yusdrud 
darin, daß von den Gegenfländen der Beauffiätigung und Geſetzgebung des 
Bundes für Bayern ausgeſchloſſen if die Befimmung über Heimaths- und 
NRiederlaffungsperhältniife M. H.! In Bayern hat bis vor 2 Jahren 
rechts des Rheins in Beziehung auf diefe Materie eine Geſetzgebung beftanden, 
melde fi von der in dem größten Theile des übrigen Teutihlands beflehen- 
den fehr weſentlich unterjchied, welche der freien Bewegung ungemein ſtarke 
Tefleln anlegte und melde, wie man jet auch wohl in Bayern davon übers 
zeugt if, entſchieden nicht zum Heile des Landes diente. Bor zwei Jahren 
hat man eine volllommen neue Geſetzgebung in diefer Materie erlafien; dieſe 
fogenannte Socialgefeßgebung ift eben erſt eingeführt, ihre Reſultate find bis⸗ 
ber günftig geweſen, und man trug in Bayern Bedenken, den Beſtand und die 
Ergebniſſe diejer eben erft ins Leben getretenen Geſetzgebung durch die Annahme 
der im Bunde erlafienen und in dem wichtigſten Theile im Bunde noch nicht 
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denfen, weiches fi unliberwindlich zeigte und welches zu dem Ausichluffe diefes 
Gegenftandes führte. M. H.! Ich Habe bisher eine Reihe mehr oder minder 
weientlicher Uenderungen der beftehenden Bundesverfafſung zu erwähnen ges 
habt; ih Tann zum Schluffe mit einer Befriedigung, welche, wie ich glaube, 
der Reichttag theilen wird, auf den legten Artikel des Berfaflungsentwurfs 
übergeben, auf den letzten Artikel 80. Durch diefen Artikel wird eine 
fehr lange Reihe von Geſetzen, in der That mit einer oder zwei Ausnahmen 
alle fundantentalen und wichtigen Gefege, die im norbdeutihen Bunde bes 
fliehen, in Württemberg, Baden und Südheſſen entweder fofort oder zu einem 
von vornberein befimmten nabeliegenden Termin eingeführt. Man hat es in 
den genannten Staaten gewagt, ohne auf Borbereitungen in der inneren Ge⸗ 
feßgebung zu warten, den Sprung zu madıen, der, wie unverfennbar if, mit 
der en bloc-Annahme einer großen Unzahl jo tief einfchneidender Geſetze ver⸗ 
bunden if. Ich kann, m. &., bier gleih noch Eines binzufügen. Bei den 
Berbandlungen, die Über den Artikel 80 Statt fanden, war, wie Gie eb bes 
greiflih finden werben, nicht immer in Beziehung auf jedes einzelne Geſetz die 
volle DOrientirung über die Möglichkeit der Einführung zu einem beftimmten 
Termine durchweg vorhanden. So ift es gekommen, daß für Südheſſen bie 
Einführung des Strafgeſetzbuches vorbehalten if für den 1. Yan. 1872 und 
die Einführung der Gewerbeordnung ohne einen beftimmten Termin in Aus⸗ 
figt genommen iſt. Die großb. heifiiche Regierung hat es für möglich erachtet, 
nad nochmaliger Erwägung — und ich bemerfe, daß die jämmtlichen bethei- 
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ligien Regierungen damit eiverftanden find, — das Einführungsgefek zum Enel⸗ 
—** für den nordd. Bnnd, das Strafgejegbuc für den nordd. Bund und 
die Gewerbeordnung für den nordd. Bund gleichzeitig mit dem Eintritte der 
Berfafiung für Heſſen als Bundesgefeg in Kraft treten zu lafien. Es würden 
hiernach am Schluſſe des Urt. 80 diejenigen Veränderungen eintreten müſſen, die 
durch Dieje von der großh. Regierung gefaßte und von ſämmtlichen übrigen bethei- 
ligten Wegierungen angenommene Aenderung nothwendig werden. Ich komme 
nun auf die Stellung Bayerns zu dem Artikel. Ich kann auf das Beltimm- 
tefte conflatiren, daß, wenn eine Anzahl von diefen Geſetzen in dem bayeriidhen 
Bertrage nicht als ſofort einzuführen bezeichnet find, dies darauf beruht, daß 
man mit Rückſicht auf die befondere Lage der Dinge in Bayern eine Vorbe⸗ 
reituug durch die Landesgefeßgebung bei einzelnen dieſer Geſetze fiir nöthig 
hielt. Man bat fid — und darüber hat gar Fein Zweifel obgewaltet — 
binfiguic aller dieſer Belege in Bayern der Vundesgeſetzgebung in Beziehung 
auf den Einführungstermin unbedingt unterworfen, man bat aber Bedenlen 
getragen, ohne die Moͤglichkeit zu haben, eine legislative Borbereitung in 

ayern ſelbſt zu treffen, oder auch nur in grundliche Erwägung zu ziehen. 
ob eine foldye Jegißlative Vorbereitung nicht zu entbehren ſei — ih jage, men 
hat Bedenken getragen, vorher eine große Reihe der hier in Rebe ſtehenden Geſetze 
Bayern einzuführen. Aus dem Bertrage mit Bayern ſelbſt ergibt ſich, DaB 
diefe Einführung nicht in Trage fteht hinſichtlich des Wahlgcieges für den 
norddeutigen Bund. M. 9.! Ich glaube in der allgemeinen Discufftion mid 
auf Diele Sharacterifirung der vorliegenden Verträge beihränfen zu müſſen 
Ich wieberhole: fie find erwachien auf dem Boden der Thatſachen, fie find zu 
Stande gelommen, indem man fi die realen Berhältnifie vergegemmwärtigte. 
Ich bitte, daß auf Sie, m. H., Sid bei Beurtheilung der Vorlage auf die- 
fen Standpunft fielen und ſich vergegenwärtigen, daß es Deuiichland ſchon 
mehr als einmal nicht zum Segen gereicht bat, das Erreichbare dem Wün⸗ 
ſchenswerthen zu op 

Trot der —8 lebhaften Debatte namentlich gegen die Bayern gewährte 
Ausnahmsftellung wird die Annahme der Berträge, die den Bedenken der 
ſtarken nationalliberalen Partei gegenüber lange entſchieden zweifelhaft gewe⸗ 
fen, bereits vor dem Beginn der Debatte als geficdert betrachtet. 

Ziemlich gelegentlich bringt ber (freisconfervative) Abgeordnete 
Friedenthal im Einverſtändniß mit der Regierung bie Frage bes 
Kaijertiteld zur Sprade, worauf Minijter Delbrück das Schreiben 
des Königs Ludwig von Bayern an den König von Preußen vor: 
lieft mit dem Beifügen, daß die in Verſailles anweſenden deutſchen 
Fürften ihre Zuftimmung zu dem Borfchlage bereits ausgeſprochen 
hätten, und die Erklärungen ber übrigen Eouveräne und freien Städte 
zu gewärtigen feien. Die Mittheilung wirb von ber Verſammlung 
ziemlich kühl aufgenommen und zunächſt nicht weiter befproden. 

Der präjubicielle Antrag ber Yortfchrittspartei wirb ſchließlich 
gegen bie Stimmen biejer Partei abgelehnt. 


„» (Der Krieg). Der König von Preußen erläßt einen Tags; 
befehl, der einen neuen Abſchnitt bes Krieges anfünbigt und zur 
Ausdauer ermahnt, bis ein ehrenvoller Friede erfämpft fein werde. 


„Mordd. Bund). Ein Telegramm bed Bunbeslanzlere aut 
Verſailles tritt nachträglich entfhieben für Annahme der Verträge 
mit ben fübbeutichen Staaten ein und ftellt feinen Rüdtritt in Aus: 
figt für den Fall, daß fie vom Neichstag verworfen werden follten. 
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7—8. Te Mordd. Bund). Reichstag: Zweite Spezialdebatte über 


10. 


die Verträge mit ben ſüdd. Etaaten. Zuerft werben tie Derträge mit 
Vaden und Heſſen, kann berjenige mit Württemberg und zulegt 
auch derjenige mit Bayern nah Ablehnung aller Amendements⸗ 
anträge unverändert angenommen und "zwar mit greßer Majorität 
gegen die Etimmen der Socialiſten, ber Fortfchrittäpartei und eint: 
ger Nationalliberalen. Am Schluſſe macht Präfident Telbrüd dem 
Reichstage bie Mitteilung, 

daß heute in dem norbbeutichen Bundesrathe ein Antrag eingebradt ift, 
welder dahin geht, im Einverftändnig mit den Bevollmächtigten der ſüddeut⸗ 
fen Staaten in die Bundesverfafjung diejenigen Aenderungen einzutragen, 
welche in Folge der von Sr. Maj. dem König von Bayern an Se. Mai. 
den König von Preußen geftellten, inzwilden von der ganz überwiegenden 
Mehrzahl aller beiheiligten Souveräne, in dieſem Augenblid vieleicht jchon 
von jämmtlihen mit zuſtimmenden Grllärungen begrüßten Aufforderung in 
der äußeren Bezeihnung ter Präſidialmacht ſowohl als des Bundes erfor» 
derli find? — Diefer Antrag wird morgen früh zur Verathung im Bundes» 
zathe fommen, und wie id vorausjegen darf, wird die nothiwendige Verband» 
lung mit den Bevollmädtigten der jüddeutichen Staaten ebenfalls morgen zu 
(Ende geführt werden können. Ich habe mir vorbehalten, das Ergebniß dieſer 
Berathung den hohen Haufe vorzulegen, ich habe aber nicht ermangeln wol⸗ 
len, ſchon heute dieſe Mittheilung Hier zu machen.” 


“. Die Bevollmächtigten Bayerns, Württembergs, Badens und Heſſens 


in Berlin erklären durch ein Protokoll ihre gegenſeitige Zuſtimmung 
zu den Verfaſſungsvertraͤgen mit dem norddeutſchen Bunde. 


. 9. „ (Der Krieg). Die franz. Delegationsregierung in Tours 


fiedelt nah Borbeaur über. — Die franzöfifhe Loirearınee unter 
General Ehancy macht der Armee bes Großherzogs von Medlenburg 
das Borrüden gegen Blois und Tours bei Meung und Beaugency 
mit zäber Tapferkeit ftreitig. 

„ :(Rordd. Bund) Reichstag: Dritte Leſung ber Verträge mit 
ben fürdeutfhen Staaten. Diefelben werben neuerdings unverändert 
angenenimen und zwar biejenigen mit Baden, Helfen und Wiürt: 
temberg mit allen gegen die Etimmen ber Eocinlijten, berjenige mit. 
Bayern unter Namensaufruf mit 195 gegen 32 Stimmen, nachdem 
dv. Bennigien die Zuftimmung ber Nationalliberalen zu demſelben 
noch beſonders motivirt Bat. 

Der Tuntesrath beantragt, in der Einleitung zu ber modificir⸗ 

ten neuen Verfafjung ben Ausbrud „Deutiher Bund“ mit „Deut: 
ſches Reich“ zu erfeßen und in Art. 11 dem Präfipium des Bunbes 
ben Titel „Deutſcher Kaiſer“ zu ertbeilen. 
„Mordd. Bund). Der Reichstag genehmigt in erfter, zweiter 
und britter Lefung das Geſetz betr. bie durch Einfügung ber Worte 
„Koifer und Reich“ bebingte Verfaſſungsveränderung wieder gegen 
die Stimmen der Socialdemokraten und beijchließt eine Adreſſe an ben 
König von Preußen, bie ihm burd eine Deputation von 30 Mit: 
gliedern, über beren Wahl das Loos entiheiden fol, in Verſailles 
überreicht werben wird. Schluß bes Reichstags. 
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Adrefſe des Reihstags an den König von Preußen: „Uuf den 
Ruf Em. Maj. bat das Boll um feine Führer fi geſchaart, und auf frem- 
dem Boden vertbeidigt e8 mit Heldenkraft das frevelhaft heransgeforderte Bater- 
land. Ungemefiene Opfer fordert der Krieg, aber der tiefe Schmerz über den 
Verluſt der tapfern Söhne erſchüttert nicht den entſchloöſſenen Willen der 
Nation, welche nicht eher die Waffen ablegen wird, als bis der Friede durch 
geſiche rte Grenzen beffer verbirgt ift gegen wieberfehrende Angriffe des eifer- 
ſüchtigen Nachbarn. Bank den Siegen, zu denen Ew. Majeflät die Heere 
Deutſchlands in treuer Waffengenofienfchaft geführt bat, fieht die Nation der 
dauernden Einigung entgegen. Bereint mit den Fürften Deutſchlands naht 
der norbdeutiche Reichſtag mit der Bilte, dak es Ew. Majeftät gefallen möge, 
dur) Annahme der deutichen Kaiferkrone das Einigungswerf zu weihen. Die 
deutiche Krone auf dem Haupt Ew. Maj. wird dem mieder aufgeridhieten 
Reich deutfcher Nation Tage der Macht, des Friedens, ter Wohlfahrt und der 
im Schuge der Gejſetze geficderten Freiheit eröffnen. Bas Vaterland dantt 
dem Führer und dem ruhmreichen Heere, an deſſen Spige Ew. Maj. heute 
noch auf dem erfämpften Siegesfelde weil. Unvergefien für immer werben 
der Nation die Hingebung und die Thaten ihrer Söhne bleiben. Möge dem 
Bolte bald vergönnt fein, daß der ruhmgelrönte Kaifer der Nation den Frie⸗ 
den wiedergibt. Mächtig und fiegreich Hat fich daS vereinte Deutfchland im 
Kriege bewährt unter feinem hoͤchſten Feldherrn, mächtig und friebliebend 
wird das geeinigte deutſche Reich unter feinem Kaiſer fein.” 


12, Dez. (Der Krieg). Tie Feftung Pfalzburg capitulirt. 


H 


» (Der Krieg). Aus Görlitz, Hirfhberg, Minden, Münfter, 
Oppeln, Zrier, Magdeburg entweidht eine nicht unbedeutende Anzahl 
gefangener franzöfiiher Offiziere unter Brud ihres verpfänbeten 
Ehrenworts. Gleichzeitig macht fi unter ben zahlreichen Triege: 
gefangenen Franzofen, über 300,000, weldye Zahl fid) noch täglich ver: 
mehrt, ein gefährlicher Geift ber Miderfeblichfeit bemerkbar, ber be: 
fondere Borfihtsmaßregeln nöthig macht. 

Die meiften Internirungsorte werden in Belagerungszuftand verfegt und 
zugleich erläßt der König an die Generalgouverneure und commanbirenden 
Generale die firenge Weifung, die Befangenen in jeder Beziehung aufs ſcharfſte 
zu überwachen. 

„ (Braunfäwecig). Landtag: Der Abgeordnete Müller bringt 
ben Antrag ein, 

„für den Gall, daß der Er-Rönig von Sannover wirflih eine WBelfen- 
Iegion zur Unterflügung Frankreichs gebildet, ihm und feinen Nachkommen 
die Regierungsnacdfolge im Herzogtfum Braunſchweig zu entziehen, und eine 
Militärconvention mit Preußen, woburd den Offizieren des braunſchweigiſchen 
Sontingents das Avancement durch bie ganze Armee des deutichen Reiches ge 
fidert werde, abzuſchließen“. Beide Anträge werden lebhaft unterftlägt und 
ter ſtaatsrechtlichen Commiſſion zur Berathung überwieſen. Zur Motivirung 
bemerkt der Antragfteller unter Anderm: „Die Frage hinfihtlich der Erbfolge 
im Herzogthume Braunfchweig, melde jeit dem Jahre 1861 aufgetaucht fei, 
warte nod) immer auf die Erledigung, und die ſtaatsrechtliche Commiſſion der 
Randesverfammlung jet mit ihrem Bericht noch im Nüdftande, vielleicht aus 
dent Grunde, weil ein praftiicher Erfolg doch nicht zu erwarten geweſen fei 
Sein Antrag fei vielleicht Urſache, daß man die Berichterftattung befchleunige. 
Man möge fih den Fall denken, daß der ehemalige König von Hannover den 
Thron des Herzogthums befteige, alfo ein Wann, der, wenn er Privatmanı 
wäre, mit langjähriger, ja vielleicht Iebenslänglicher Kettenftrafe zu betrafen 
fein würde. Könne man fi den Gall nur als möglich denfen? Der Braun 
ſchweiger ſei mit Recht hochſtolz auf feine Fürſten. Er habe den Helden, 


13. 
14. 
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welde im Kampfe mit Frankreich ihr Blut vergoffen und ihr Leben für das 
Baterland gelofien, Monumente gejegt und fee ihnen noch gegenwärtig groß» 
artige Dentmäler. Wie würde den Braunfhweigern zu Muthe werden, wenn 
Angefihts ter Neiterftatuen der beiden Iegiverfiorbenen Herzöge ein Mann den 
Herricherſtuhl des Herzogthums befteige, der mit dem Erbſeinde jener Helden 
und des ganzen Teutichlands Hand in Hand gegangen fc. Der Gedanke 
werde jedem Braunfchweiger unerträglich fein. Er glaube feinen Antrag ge- 
nügend motivirt zu haben. Die Braunſchweiger feien es fid) und des Landes 
Ehre ſchuldig, fid vor dem Borwurfe zu bewahren, daß fie ihre Fürſten je 
vergeffen und einen Mann zum Herrſcher nehmen Tönnten, von dem man 
fagen müfle, er jei ein Randesverräther, der, wenn er nicht auf dem Throne 
fäße, mit Kettenftrafe belegt fein würde. Man könnte freilich fragen: Wenn 
König Georg ein Landesverräther ift, wa8 haben wir an ſeinem Sohne aus⸗ 
zujegen? Deshalb erinnere er daran, daß der vormalige Kronprinz Ernſt 
Auguft von Hannover in den Örundjägen feines Vaters erzogen ſei, und fi 
ſtets in Kreifen bewegt habe, welche nicht neeignet feien, beſſere Erwartungen 
von dem Willen und den Anſichten deſſelben bervorzurufen. Ueberdem leite 
der Sohn ſtets feine Anſprüche vom Bater her, und men diefer ſolche ver» 
loren habe, jo fei aud der Sohn von ihnen ausgeſchloſſen.“ 


„ (Der Krieg). Blois wirb beſetzt. 

„ (Der Krieg) Die Feſtung Montniedy capitulirt. 

„ (Ser Krieg). Um das erftrittene Uebergewicht zu behaupten 
und ben Krieg fiegreih zu Ende zu führen, werben immer neue 


Truppen nad) Frankreich gezogen. 

Gine GabinetSordre des Königs von Preußen aus Verſailles befiehlt „die 
Errichtung von Garnifon-Bataillonen aus den im Beurlaubtenftande noch vor» 
bandenen und für diefen Zwed dieponiblen Mannichaften aller Waffen ver 
Garde und der Provinzial⸗Landwehr unter Miteinftelung von foldden Frei⸗ 
willigen, die zwar gedient haben, aber nit mehr vienftpflichtig find. Be⸗ 
regie Truppentheile find zum Garniſondienſt und zur Bewachung der Kriegs⸗ 
gefangenen beftimmt, um demnächſt für die Beſatzung der in Folge des fielen 
fiegreihen Borfchreitens der Armee occupirten ausgedehnten feindlichen Lan⸗ 
desitheile Landwehrtruppen disponibel zu machen.“ Ferner werden nunmehr 
ſelbſt die ältefien Jahrgänge ter Landwehrcavallerie eingezogen, um zunächſt 
in der Handhabung des Infunteriegewehrs unterwielen zu werden und dent- 
nächſt gleichfalls im Innern des Landes an Stelle der neugebildeten, nad) 
— abmarſchirenden Landwehrregimenter Garniſonsdienſte zu vers 
richten. 

„Mordd. Bund). Nachdem mehrfache Beſprechungen (ſ. Oeſter⸗ 
reich) vorausgegangen, zeigt Graf Bismarck der öſterreichiſchen Re⸗ 
gierung die neue Geſtaltung der deutſchen Verhältniſſe an und 
ſtellt eine innigere Verbindung zwiſchen beiden Reichen in Ausſicht: 

„Die Ew. x. bekannten Verträge des norddeutſchen Bundes mit den ſüd⸗ 
deutichen Staaten, welche hier in Berjailles mit Bayern, Baden und Heſſen, 
in Berlin mit Württemberg unterzeichnet worden find, haben durch die letzten 
Zerhandlungen in Berlin, bei welden die ſämmtlichen Staaten gegenfeitig 
ihre Zuftimmung ausgeſprochen haben, ihren Abſchluß ſoweit erhalten, daß 
fie den jüddeutſchen Landtagen vorgelegt werden Tönnen. Nicht allein die Rück⸗ 
fit auf den Prager Frieden, in welchem Preußen und Oefterrei» Ungarn 
fi) über ihre Auffaffung von der damals erwarteten Geſtaltung der deutſchen 
Berhältnifie verftändigt haben, fondern aud) der Wunſch, mit dem mächtigen 
und befreundeten Nachbarreiche Beziehungen zu pflegen, welche der gemeine 
famen Vergangenheit ebenjo, wie den Befinnungen und Bedürfniſſen der bei⸗ 
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derfeitigen Bevölkerung entfpredden, veranlagt mich, der kaiſ. und Fal. öfterr.- 
ungariſchen Regierung den Standpunkt darzulegen, weldyen die Regierung Er. 
Mai. des Königs in Bezug auf diefe Neugeftaltung der deutichen Berhältnifie 
einninntt. In dem Frieden vom 23. Auguſt 1866 ift der Borausiekung 
Ausdrud gegeben, daß die deutſchen Regierungen jüdlih vom Main zu eincn 
Qunde zufammentreten würden, weldher neben einer eigenen unabhängigen 
Stellung zugleid zu dem Bunde der norbbeutihen Staaten in engere natic- 
nale Beziehungen treten würde. Die Verwirklichung dieſer Borausfet;ung 
blieb jenen Regierungen überlafien, da feiner der beiden contrahirenden Theile 
durch den Friedensſchluß berechtigt oder verpflichtet werden fonnte, den ſouve⸗ 
ränen füddeutichen Etaaten über die Geftaltung ihrer Peziehungen zu einan- 
der Vorſchriften zu machen. Die füddeutichen Staaten haben es ihrerjeits 
unterlaffen, den Gedanken des Prager Friedens zu verwirfliden. Sie haben 
die Herftellung ter in Ausfiht genommenen naticnalen Veziehungen zu Rord- 
deutichland zunädft in Geſtalt des Zollvereins und gegenjeitiger Garantic⸗ 
verträge angeftrebt. Es lag außerhalb menſchlicher Berechnung, daß Dice 
Einrichtungen unter dem Drange der mädtigen Entwidlung, zu weldger ein 
unerwarteter franzdfiiher Angriff das deutiche Nationalgefühl aufrief, ihren 
Abſchluß in den jett vorliegenden Verfaſſungsbündniſſen und in der Errichtung 
eines neuen deutſchen Bundes finden follten. &8 konnte nicht der Beruf Nord» 
deutichlands fein, diefe nicht von uns herbeigeführte, fondern aus der Geſchichte 
und dem Geifte des deutichen Volkes hervorgegangene Entwidlung zu hem⸗ 
men oder abzumeifen. Auch die k. k. Regierung von Deflerreijellngarn, da⸗ 
von find wir durd Ew. Hochwohlgeb. Berichterftattung verfichert, erwartet 
und verlangt nicht, daß die Beſtimmungen de8 Prager Friedens die gedeih⸗ 
lie Entwidlung der deutichen Nachbarländer erſchweren follen. Die Taiferliche 
Regierung flieht der Neugeftaltung, in welcher die deutſchen Berhältnifie be» 
griffen find, mit dem bereditigten Vertrauen entgegen, tab alle Genofien des 
neuen deutſchen Bundes und insbeſondere der König, unſer allergnädigfter 
Herr, von dem Verlangen bejeelt find, die freundſchaftlichen Beziehungen 
Deutichlands zu dem dſterreichiſch⸗ ungariſchen Nachbarreiche zu erhalten und 
zu fördern, auf welde beide durch die ihnen gemeinfamen Intereſſen und die 
Wechſelwirkung ihres geiftligen, wie ihres materiellen Verkehrslebens ange» 
wielen find. Die verbüindeten Regierungen hegen ihrerjeit3 die Zuverfidht, daß 
derjelbe Wuni auch von der dſterreichiſch⸗ ungariſchen Monarchie getheilt wird. 
Die bevorftehende Befriedigung der nationalen Beitrebungen und Bedürfniſſe 
des deutichen Volkes wird der weiteren Entwidlung Deutſchlands eine Gtetig- 
feit und Sicherheit verleihen, welde von ganz Europa und beionders den 
Nachbarländern Deutſchlands nicht allein ohne Beſorgniß, jondern mit Genug⸗ 
thuung wird begrüßt werden können. Die ungehemmte Entfaltung der ma⸗ 
teriellen Intereſſen, melde die Länder und Völker mit jo mannigfaltigen Fäden 
verbinden, wird auf unfere politiicden Beziehungen eine wohlthätige Rückwir⸗ 
fung äußern. Deutichland und Oeſterreich- Ungarn, wir dürfen es zuverfichtlich 
hoffen, werben mit den Gefühlen des gegenfeitigen Wohlmollend auf einander 
bliden und fi zur Förderung der Wohlfahrt und des Gedeihens beider Län- 
der die Hand reihen. Sobald die Grundverträge des neuen Bundes die 
Ratification allerfeits erhalten haben, werde ih €. PN zu amtlicher Mittheilung 
derjelben an den Herrn Reichslanzler in den Stand fegen. Ich erfude E 
H. ergebenft, dieſen Erlaß dem Herrn Reichslanzler vorzulejen und ihm eine 
Abſchrift von demjelben zu übergeben.” 


14. Dez. (Preußen). Cröffnung bes Landtags durch eine Rebe bes 


Hanbeleminifters Graf Itzenplitz als älteften Miniſters: 

„Seit Monaten nimmt ein blutiger Krieg für des Baterlandes Unabhän- 
keit die ganze Kraft deB Volkes in Anſpruch. Unfere Heere kämpfen unter 
unjerß theuern Königs Bührung mit unübertroffener Tapferkeit und Wusbauer 
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einen langen und ſchweren Kampf: des Bolfes Herzen und Gedanken find bei 
unjern Kriegern. Aber Gotte Gnade hat e8 gefügt, daß der vaterländijche 
Boden vom Feinde frei geblieben ift, und daB wir, neben der Erfüllung der 
unmittelbaren Anforderungen des Yugenblids, die Fürſorge für die regel- 
mäßige Ordnung des Staatsweiens nicht ruhen zu laflen braudyen. Inmitten 
der fih drängenden großen Ereignifie der Zeit durfte die Staatsregierung 
zwilchen dem Endpunfte der Legislaturperiode und der Bildung eines neuen 
Abgeorpnretenhaufes feinen Zeitraum eintreten laffen, in welchem fie außer 
Stande geweſen wäre, den Landtag der Monardie um ſich zu verfammeln. 
Zwar ift ein erheblicher Theil der Wahlberechtigten durch die Einberufung zu 
den Fahnen von der wirkſamen Betheiligung an den Wahlen außgeichloffen 
geweſen: allein in diejer Zeit, wo ein Geiſt und ein Pulsichlag die Söhne 
Breußens in der Heimath und im Felde belebt, Tonnte das unvermeidliche 
Fernbleiben eines Theil der Wähler auf das Ergebniß der Wahlen von 
feinem wejentliden Einfluſſe fein. Die Staatsregierung hält e8 für ihre 
Bit, dem Landtage den Staatshausyalts-Etat für das Jahr 1871 fo früh⸗ 
zeitig, als die Verhältnifie es geftatteten, zur Beichlußnahme vorzulegen. Die 
wichtigen Aujgaben der inneren Reforngejeggebung, welche die Landesvertre⸗ 
tung zum Theil bereits beichäftigt haben, müſſen vor den außerordentlichen 
Erzignifjen, welchen die ganze Aufmerkſamkeit der Nation zugemendet ift, vor⸗ 
übergehend zurüdtreten. Die Staalsregierung wird diejelben nad der Rück⸗ 
fchr des Friedens und mit der Zuverfiht wieder aufnehmen, daß der verjöh- 
nende Geift, welder in dieſer Zeit mächtig erwachter Baterlandsliebe die 
Schroffheit fonfliger Gegenſätze ausgleiht, auch die Löſung jener Aufgaben 
erleichtern werde. Indem Sie, meine H9., an Ihre Arbeit gehen, werden 
Sie fih mit uns in dem Wunſche vereinigen, daB Gott unfern königl. Herrn 
bald mit dem Kranze des Sieger3 und der Palme des Friedens zurüdtehren 
laſſen, und daß der Frieden uns und fünftigen Geſchlechtern in Preußen und 
in ganz Deutichland reihen Segen bringen möge.“ 

15, Dez. (Luremburg) Tie Regierung fuht fih gegen die Beſchwer⸗ 
den ber preußiihen Note vom 3. Dezember wegen zahlreiher Ber: 
Ießungen ber Neutralität in einer ſehr cinläßligen Antwort möglichft 
zu vertheidigen. 

— „ (Der Krieg). Ungeheure Munitionsfendungen wälzen fi 
aus Deutſchland nah Paris behufs eines Bombardements deſſelben. 

16. „ (Preußen). Abg.Haus: v. Forkenbeck wird faſt einſtimmig 
wieder zum Präſidenten gewählt. Bei der Wahl der Vicepräſidenten 
fallen circa 70 Stimmen auf Candidaten der ſpecifiſch katholiſchen 
Nichtung. Die Regierung legt das Budget für 1871 vor. Das: 
jelbe reprobueirt im Wefentlihen bie Anſätze von 1870 und jchließt 
ohne Deficit. 

17. „ Morde Bund) Die Eubjeriptionen auf bie neuen E chat: 
anmweijungen des Bundes (von dem durch ben Reichstag bewilligten 
zweiten Kriegscrebit von 100 Mil, Thlrn.) ergeben in Deutſchland 
mehr als das vierfadhe, in England faft das dreifache der von ber 
Bundesregierung zur Zeichnung gebrachten Summe. 

18. „ (Breußen). Ag Haus: Die nationalliberale Partei ſetzt bie 
Berathung des Budgets im Plenum wie bisher durch gegen bie 
Etimmen der Forftſchritts⸗ und ber kath. Partei, die für Commiſſions⸗ 
berathungen flimmen. 
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19. Dez. (Der Krieg). Die Padenfer erftlürmen Nuits. 


„ (MRordb. Bund). Uebergabe ber Abreffe bes NReihstaye durch 
bie ſog. SKaijerbeputation an ben König von Preußen in Berjailles. 

. Anrede des Präfidenten Simfon: „... Ew. Majeflät empfangen 
die Abgeordneten des Meihtags in einer Stadt. in welder mehr als ein 
verderblicher Heereszug gegen unſer Baterland erfonnen und ins Werk geicht 
worden ift. Nahe bei derfelben find unter dem Drude fremder Gewalt die Ber- 
träge geichloffen, in deren unmittelbarer Folge das Reich zufammenbrady. Und 
heute darf die Nation von eben dieſer Stelle ber fi) der Zuſicherung getrö- 
ten, daß Kaiſer und Rei im Geift einer neuen lebensvollen Gegenwart wie 
der aufgerichtet und ihr, wenn Gott ferner hilft und Segen gibt, in beidem 
die Gewißheit von Einheit und Macht, von Recht und Gefeg, von Freiheit 
und Frieden zu Theil werde.“ 

Untwort des Königs von Preußen: „Indem ich Sie hier auf 
fremden Boden, fern von der deutſchen Grenze, empfange, if es mir das 
erſte Bebürfniß, meiner Dankbarkeit gegen die göttliche Vorjehung Ausdruck 
zu geben, deren wunderbare Fügung uns bier in der alten franzöfiichen 
Königsftabt zufammenführt. Gott hat uns Sieg verliehen in einem Maße, 
wie ich es kaum zu hoffen und zu bitten wagte, als ih im Sommer diejes 
Jahres zuerft Ihre Unterftügung für dieſen ſchweren Krieg in Anſpruch nahm. 
Diefe Unterftügung ift mir in vollem Make zu Theil geworden, und ich ſpreche 
Ihnen den Dank dafür aus in meinem Namen, im Ramen des Heeres, 
im Namen des Vaterlandes. Die fiegreihen deutichen Heere, in deren Mitte 
Sie mid aufgefuht haben, fanden in der Opferwilligleit des Baterlandes, 
in der treuen Theilnahme und Fürſorge des Volles ihre Ermuthigung in 
ſchweren Kämpfen und Entbehrungen. Die Gewährung der Mittel, welche 
die Regierungen des norbdeutihen Bundes noch in der eben gejchloffenen 
Sefjion des Reichstags für die Fortſetzung des Krieges verlangten, hat mir 
einen neuen Beweis gegeben, daß die Ration entihloffen ift, ihre volle Kraft 
dafür einzujegen, daß die großen und ſchmerzlichen Opfer, welde mein Herz 
wie das Yhrige tief beivegen, nidyt umfonft gebradt fein follen, und die Waf- 
fen nicht aus der Hand zu legen, bis Deutichlands Grenze gegen künftige 
Angriffe ficher geftellt if. Der norddeutſche Reichſstag, deſſen Grüße und 
Glückwuünſche Sie mir überbringen, ift berufen geweien, noch vor feinem 
Schluß zu dem Werke der Einigung Deutihlands enticheidend mitzuwirken. 
Ich bin demfelben dankbar für die Bereitwilligleit, mit welcher er faſt ein» 
müthig feine Zuflimmung zu den Berträgen ansgeſprochen bat, weldje der 
Einheit der Ration einen organischen Yusdrud geben werden. Der Reichstag 
hat, gleich den verbündeten Regierungen, diejen Verträgen in der Ueberzeugung 
zugefiimmt, daß das gemeinfame ftaatliche Leben der Deutſchen ih um jo 
fegensreicher entwideln werde, als die für dafjelbe gewonnenen Grundlagen 
von unfern füddeutichen Bundesgenofien aus freier Entiliehung, nah Maß⸗ 
gabe ihrer eigenen Würdigung des nationalen Bebürfnifjes, bemefien und dar⸗ 
geboten worden find. Ich hoffe, daß die Vertretungen der Staaten, denen jene 
Verträge noch vorzulegen find, ihren Regierungen auf den beireienen Wegen 
folgen werden. Mit tiefer Bewegung hat mich die durch Se. Mai. den König 
von Bayern an mich gelangte Aufforderung zur KHerftellung der Kaiſerwürde 
des alten deutſchen Reichs erfüllt. Sie, meine Herren, bringen mir im Ramen 
des norbdeutichen Reichstages die Bitte, daß ich mid dem an mid ergebenden 
Rufe nicht entziehen möge. Ich nehme gern aus Ihren Worten den Aus⸗ 
drud des Vertrauens und der Wunſche des norddeutſchen Reichttageß entgegen. 
Aber Sie wifien, daß in diefer jo hohe Intereſſen und fo große Erinnerungen 
der deutichen Ration berührenden Frage nicht mein eigenes Gefühl, auch nicht 
mein eigenes Urtheil meinen Entſchluß beflimmen lann: nur in der einmäthi- 
gen Stimme der deutſchen Fürſten und freien Städte und in dem damit über⸗ 
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einſtimmenden Wunfche der deuifchen Nation und ihrer Vertreter werde ich 
den Auf der Vorſehung erfennen, dem ich mit Vertrauen auf Gottes Segen 
folgen darf. Es wird Ihnen, wie mir zur Senugthuung gereichen, daß ich 
durd Se. Maj. den König von Bayern die Nachricht erhalten Habe, dak das 
Einverftändniß aller deutichen Fürften und freien Städte gefichert if, und die 
amilihe Kundgebung defielben bevorfteht.“ " 


21. Se (Der Krieg). Neuer großer, aber wieberum frucdtlofer Aus: 


fal aus Paris. — Tours ergibt fid. 

„ (Luremburg) Tie Kammer beſchließt bez. der Differenz mit 
Preußen wegen Verletzung ber Neutralität einftimmig eine Tages: 
ordnung, in der es heißt: 

„Die Kammer prüfte auf das Eingehendſte die Antwort des großberzogl. 
Staatsminifteriums auf die Rote des norddeutſchen Bundeskanzlers. Sie ent» 
nimmt derfelben mit Befriedigung die Ueberzeugung, daß die zur Begründung 
jenes ernſten Entſchlufſes angeführten Thatſachen nicht beftehen, oder nicht: die 
Bedeutung haben, die ihnen auf Grund irriger und übertriebener Privat- 
berichte beigemefien wird. Die Kammer will, wie ftetS feit Beginn des Krie⸗ 
ges, im Einverfländnig mit der Regierung die genauefte Erfüllung der Neu⸗ 
tralitätspflicgten und die firengfte Beobachiung der internationalen Rüdfichten. 
Sie ift bereit, jeder Maßregel zuzuftimmen, welche die Erfüllung diefer Auf⸗ 
gabe erleichtern und zu weiteren freundſchaftlichen Beziehungen zu den Radh- 
barftaat beitragen Tönnte. Gleichzeitig aber ift fie überzeugt, daß die durch 
den Londoner Bertrag dem Großherzogtum garantirte Stellung keinerlei 
Abänderung erfahren kann ohne die freie verfafjiungsmäßige Einwilligung be 
Landes und ohne die Zuffimmung jänmtlider Mächte, die fich verpflichtet 
haben, diefe Stellung zu achten und zu garantiren. Die Kammer bofit, daß 
Deutihland und die andern Staaten, aufgellärt und befriedigt durch die 
großherz. Mittheilungen, dem Lande das Wohlmwollen bewahren werden, das 
fie ihm bis heute bewiejen haben.“ 


„ (Preußen) Das Abg.Haus hat 10 von ben 18 Gruppen 
des Budgets für 1871 erledigt unb vertagt fih bis zum 5. Sa: 
nuar 1871. 


Eine Ueberfit der Stärke der Parteien und Fractionen des neugewählten 
Haufes ergibt folgende Verhälinifie: Die Nationalliberalen haben beim 
Abſchluß der vorigen Legislaturperiode 97 Mitglieder gezählt; fie zählten bei 
Eröffnung der gegenwärtigen Sefiion 106 Mitglieder, haben alſo im Ganzen 
um 9 Mitglieder fi vermehrt. Bon den Altern Mitgliedern find 63 wieder⸗ 
gewählt; von den nicht wiedergewählten 35 find 3 geftorben, und von den 
übrigen 32 find 16 durch andere Rationalliberale, 16 durch Mitglieder anderer 
Barteien erjegt worden, und zwar : 8 durch Conſervative, 6 durch Clericale, 1 durch 
einen Particulariften, 1 durch einen Altliberalen. Demgemäß hat die nat.-lib. 
Partei 28 Site gewonnen, welche früher andern Parteien zugehörten, während fie 
19 frühere Sige an andere Parteien oder ſolche Abgeordnete abgegeben hat, 
welche fi bis jet noch keiner Partei angeichlofien haben. Die Kortihritts 
partei hat im vorigen Jahre 47 Mitgliever gezählt; von ihnen find 26 
wiedergewählt; 21 Site dagegen bat die Partei eingebüßt, dagegen find 8 
durch andere Mitglieder der Yortichrittspartei erfeht und etwa 13 Site nen 
gewonnen, fo daß der wirkliche Berluft nur 5 Site beträgt. Am meiften 
unter den Kiberalen eingebüßt bat das linke Gentrum. Von 34 Mitglies 
dern find 16 nicht wiedergewählt, während biß jeßt neue Mitglieder der Frae⸗ 
tion noch nicht Hinzugetreten, 6 frühere Mitglieder aber andern WYractionen 
beigetreten find, jo daß die Braction des Linken Gentrums thatſächlich als aufs 
gelöft betradgtek werben darf. Die Altliberalen haben in der vorigen 
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Zenislaturperiode 16 Mitglieder gezählt, von denen 11 nicht wiedergewählt 


find. Einige wenige neue Mitglieder dürften als zu derfelben Richtung ge 
börig betrachtet werden, doch wird die Bildung einer felbftändigen Fraction 
vermuthli nicht erfolgen. Ein ungleich ſtärkerer Wechſel hat bei den Gon- 
jervativen Etatt gefunden. Bon den 119 Mitgliedern der altconjerbativen 
Sraction find nur 39, von den 50 Freiconjerbativen nur 23 frühere Aber 
ordnete wiedergewählt. Es find jedod von den neugewählten Mitgliedern bis 
jet etwa 56 der altconjervativen und etwa 22 der freiconferbativen Fraction 
beigetreten, jo daß die erflere um etwa 19 Dlitglieder, die zweite um ewa 
5 Mitglieder ſchwächer ift, als die Zahl in der vorigen Legislaturperiode war. 
Demgemäß hat außer den Polen unter allen Ion früher gebildet geweſenen 
Fractionen die nationalsliberale allein an Mitgliedern zugenommen; auch hat 
fie bei Weiten die meiften Wiederwahlen aufzuweiſen. Böllig neu entftanden 
ift die Fraction, welde fi die „Berfafiungspartei” nennt, aber ausſchließlich 
aus clericalen Katholiken von verſchiedener politiider Parteirichtung 
beſteht. Eie zählt in ihrer Mitte Particulariften, Conſervative und Kiberale 
verſchiedener Schattirung und nur das clericalsfatholifche Intereſſe iſt ikt 
Bindeglied. Dieſe Yraction hat fi recrutirt aus cinigen katholiſchen Mit⸗ 
gliedern, welche ſchon früher den Abgeordnetenhauſe angehört haben, meiſt 
aber aus Reugemählten in folgen Kreijen Preußens, Echlefiens und bejonders 
Weſtphalens und des Rheinlandes, in denen es den Glericalen gelungen it, 
Mitglieder aller übrigen Parteien zu verdrängen. Die Zahl der eingeſchrie⸗ 
benen Mitglieder fol etwa 55 betragen; doch halten fi auch einzelne nicht 
eingefchriebene Abgeordnete zu dem clericalstatholiichen Intereſſe, welches dieſe 
Fraction vertritt. Eiwa 90 Mitglieder haben ſich noch feiner beftehenden 
Fraction angeſchloſſen; darunter befinden fidh die etwa 20 Abgeordneten, welche 
früher dem Iinfen Gentrum und den Witliberalen zugehört haben. Es iſt 
bis jeßt noch unentſchieden, ob die größere Zahl den Gonfervativen oder den 
Liberalen angehört. 


23. Des. (Der Krieg) Eieg des Generals Manteuffel über bie fran: 


24, 


zöfifhe Nordarmee unter Faibherbe an der L'Hallu bei Amiens. Tie 
Nordarmee zieht fi nah Douai und Nrras zurüd, 


„Mordd. Bund) Cine Depeſche des Xunbesfanzler@, in 
Antwort auf cine ſolche des engliihen Gabinets vom 17. Dezember 
präcifirt bie gegenüber Luremburg tur bie Note vom 3. b. Mis. 
eingenommene Etellung tes näheren, 

Lord Granville hatte mit Vefriedigung conftatirt, daß Preußen den Ver⸗ 
trag vom 11. Mai 1867 nicht einfach gekündigt, fondern fi in Folge der 
angegebenen Reutralitätsverlegungen Luxemburgs feinerjeit8 wegen der mili⸗ 
täriſchen Operationen zur Sicherung der deutihen Truppenbewegungen freie 
Hand gewahrt habe und glaubte vorausfegen zu dürfen, daß fih Preußen 
vorher mit den Mitcontrahenten verftändigen werde. Die Antwort des Bun- 
destanzlerd beflätigt nunmehr, daß feine Bertragslündigung flattgefunden 
habe, macht aber mit bejonderer Bräcifion darauf aufmerkfam, daß wegen ber 
militärifhen Operationen unmöglich in dem gegebenen fall eine vorgängige 
Anfrage bei den Mitcontrahenten erfolgen lünne, wie denn 3. B. dem Mar: 
Ihall Mac Mahon, wenn er zur Unterftügung Bazaine's dur Belgien und 
Quremburg nach Met vorgedrungen wäre, die deutichen Truppen hätten fol» 
gen müflen. Auf die Bemerkung Granville's: daß die angeführten NReutras 
Yitätsverlegungen vorübergehender Natur feien, und fi nicht wiederhelen 
würden, wird mit dem Hinweis geantwortet: daß, wenn ſich bei der Belage⸗ 
rung don Longwy daß wiederhole, was fi vor Thionville ereignet, eine Bes 
jegung des Iugemburgifchen Gebiets erfolgen würde. Auch gedenkt der Bun⸗ 
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Desfanzler wieder der Entiäbigungsforderung an Quremburg, welche der 
großh. Regierung direet zugehen werde. 

Die gejammte deutſche Prefje erörtert bei biefer Gelegenheit 
neuerdings bie Iuremburgiihe Frage und iſt einflinmig nicht nur 
ber Anſicht, daß der Wicdererwerb Luremburgs für Deutſchland 
wünſchenswerth wäre, ſondern bält es aud für wahrſcheinlich, daß 
derſelbe beim Friedeneſchluß in dieſer ober jener Form erfolgeu 
werde. 

27. u. 28. Dez. (Der Krieg). Beſchießung des befeſtigten Mont Avron 
vor Paris als Einleitung zum Vombardement von Paris. Die Fran⸗ 
zoſen räumen die Poſition, die von den Deutſchen beſetzt wird. 
Die Ueberlegenheit der deutſchen Artillerie erſcheint nunmehr außer 
Zweifel. 

„ u (Luremburg). Eine Deputation des fogen. patriotiſchen Co: 
mité's überreiht dem Statthalter Prinzen Heinrich zur Uebermitt: 
lung an ben König eine zahlreich unterſchriebene Petition um Auf—⸗ 
rechthaltung ber internationalen Stellung bes kleinen Ländchens. 


28. „ (der Krieg). Gegenüber bem Anrüden bebeutender Streits 
fräfte von Lyon her (Armee Bourbali) räumen die Deutihen Dijon 
wieder, um ſich auf ber Linie Veſoul-Belfort zu concentriren. 


» nr (Breußen). Der Unterritsminifter v. Mühler weift bie 
Ucbergrifje des Fürſtbiſchofs von Breslau zurüd. 

Die Beſchwerden defielben gegen die katholiſchen Religionslehrer de Gym⸗ 
nafiums, welche fi dem Infallibilitätspogma nicht unterwerfen wollen, wer⸗ 
den zurückgewieſen und die katholiſch⸗theologiſche Facultät der Univerflät durch 
den Curator derjelben zu einer Erklärung, beziehungsweiſe Rechtfertigung dar» 
über aufgefordert, aus welchen Gründen die nad) den Facultätsſtatuten unzuläf- 
fige Immediatcorrejpondenz der Wacultät mit dem Furſtbiſchof eingetreten fet. 

30. „ (Der Krieg) Beginn des Vembardements ber Forts von 


Paris und zwar zunächſt derjenigen ber Oſtſeite der Stadt. 


"u MRordd. Bund). Die VBerfafjungsverträge mit Württemberg, 
Baden und Heſſen werben, buch bie Zuftimmung bes Reichstags 
und ber betrefjenden Lanbtage perfect geworben, ratifizirt in Berlin 
ausgewechſelt. 

Nur Bayern, wo die patriotiſche Mehrheit der II. Kammer Miene macht, 
die Verträge zu verwerfen, jedenfalls aber die Entſcheidung abſichtlich über den 
fegefegten Termin hinaus verzögert, fteht noch aus, obgleich ſowohl in als 
außer Bayern Niemand zweifelt, daß fie ſchließlich doch, ſei es von der befte- 
henden, fei e8 von einer neu gewählten Kammer angenommen werden müßten 
und auch würden angenommen werden. 

„» m (Preußen) Antwort bes Interrichtsminifters v. Mühler auf 
bie Veſchwerde ber Univerfität Bonn vom 18. v. DM. gegen ben 
Erzbiſchof von Köln: 

„Der Bericht vom 18. v. M. betrifft eine Angelegenheit, melde bereits 
vor dem Eingange deifelben Gegenftand der Verhandlung gewefen ift. Bereits 
am 24. October und wiederholt am 21. v. M. habe ih dem Hrn. Erzbiſchof 
von Köln zu erlennen gegeben, daB feine Verhandlungen mit den betheiligten 

10 


146 Sreußen und der nerddeuifge Bind. 


Brofefioren das rein kirchliche Gebiet in fo fern 1berſchrit ten Haben, als 
denjelben unter Androhung von Maßregeln, welche ihre lehramtliche Thatigkeit 
berübren, das Verſprechen abgeforbert worden if, bei Uusübung ihres Lehr 
amts den auf dem Goncil zu Rom jüngft gefaßten Beſchlüſſen treue Folge zu 
leiten. Dem gegenüber babe ih daran erinnert, daß durch den 8 26 der 
nad vorgängigem Benehmen mit der Kirche erlafienen Statuten der katholijqh⸗ 
theologiſchen Facultät der Univerfität Bonn und dur die demgemäß von den 
Lehrern diefer Yacultät geleiftete professio fidei Tridentina eine Rorm für 
die Ausübung ihres Lehramts gegeben ift, welche ohne Zufimmung des 
Staates nidt verändert werden Tann. Gbenio babe ich erklärt, 
daran fefthalten zu müflen, daß nah 8 4 Rr. 8 jener Statuten eine biſchof⸗ 
liche Zurechtweiſung von Mitgliedern der gedachten Yacultät, aud in ihrer 
Eigenſchaft als katholiſche Geiſtlich, nur mit Bormwillen des Staates 
eintreten darf. Der academilche Senat wird hieraus die lieberzeugung ge 
winnen, daR auf Seiten der Staatsregierung ein Zweifel gegen die fort 
dauernde, durch die Verfafjungsurfunde nicht veränderte Giltigkeit der Etatu- 
ten der lkatholiſch⸗theologiſchen Focultät nicht befteht und daß die Etaatsregie 
rung die rechtliche Stellung der Profefioren der latholiſchen Theologie im dem 
vom Staate ihnen anvertrauten Lehramie lediglich nad} den vom Staate ſelbſi 
fanctionirten gejeglichen und ſtatutariſchen Beſtimmungen ermikt.“ 

31. Dez. (Norbb. Bund). Das Bundesblatt verkündet, ohne auf bie 
formelle Zuftimmung auch Vayerns zu Marten, bie mit Haben, 
Heflen und Württemberg vereinbarte neue Verfaſſung mit Kaiſer 
und Neid. 


2. Bie füddenifden Staalen. 


3. Jan. (Bayern). Zufammentritt der Kammern. Die neue II. Kammer 


6. 


10. 


zablt 80 Mitglieder der patrietiigen, 63 Mitglieder ber Fortſchritto⸗ 
partei und 11, bie fi) kenier der beiden Parteien anfchließen. 

„ (Bürttemberg). Der erfte Sirtenbrief bes neuen Biſchofé 
Hefele fpricht ſich fehr entichieden für die Aufrechthaltung bes bie: 
berigen Friedens zwiſchen Staat und Kirche aus. 

„ (Bayern). I Kammer: Der bemokratifhe Abg. Kolb trägt 
auf Einführung bes allgemeinen und birelten Wahlrechts an. 


„ (Bürttemberg). Lanbesverfammlung ber Bolfspartei in 
Etuttgart: Diefelbe ift von .ca. 400 Delegirten aus allen Teilen 
des Landes beſucht und beſchließt, einen allgemeinen Sturm gegen 
das Kriegsdienftgefeß zu organifiren: 

„1) Die Anhänger und Genofien der Volkspartei werden aufgefordert, bis 
Ipäteftens zum 1. März in jedem Oberamt des Landes, in welchem feither fein 
Bezirls- Bolksverein war, einen folchen zu gründen. 2) In jedem Wahlbezirke 
des Landes ift Seitens der Partei dafür zu forgen, daß ſämmtliche Wähler 
zur Unterzeichnung einer an die Kammer gerichteten Adreſſe Gelegenheit haben, 
in welcher dem Berlangen des Volles nach Aenderung des Kriegsdienſtgeſetzes 
im Ginne der wahrhaft allgemeinen Dienfipfliht mit militäriſcher Jugend⸗ 
vorbereitung und kurzer Praſenz Ausdruck gegeben if. Die Adreſſe fol jedem 
Abgeordneten mit den Originalunterſchriften durch eine Deputation aus feinem 
Bezirke überreiht und derjelbe — aufgefordert werden, ſeinen ganzen 
Einfluß und alle der Bollsvertretung zuſtehenden Mittel anzuwenden, um bie 
Regierung zum Eingehen auf die verlangte Belegesänderung zu beftimmen.“ 
„ (Heifen). Mieter wird in Folge einer preuß. Forderung ein 
General in Ruheſtand verfeht. Die Zahl ber penfionirten heſſiſchen 
Ctabsoffiziere ift nachgerabe eine fehr beträchtliche. — Die Handels; 
fammer fpricht fi) neuerdings für den Eintritt Heffens in den norb- 
deutſchen Bund aus. 


„G(Gayern). I. Kammer: Der Finanzminiſter legt das Bubget 

für 1870 und 1871 vor; basfelbe erfordert eine Steuererhöhung 

von 1,521,126 fl. Der Kriegsminifter verlangt für außerordentliche 
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Militärbebürfniffe: 2,792,000 fl. für überzählige Offiziere, Feftunge⸗ 
bauten zc. und 3,665,000 fl. für Neubewaffnung. 

Mit 82 gegen 47 Stimmen wirb in geheimer Situng befchlofien, 
bie 7 (liberalen) Wahlen der Etadt Münden zu beanftanden und 
bie Gewählten vorerft zu ſuspendiren. 


11. San. (Baden). Die U. Kammer genehmigt ben Eeſetzentwurf, ei: 


13. 


14. 


17, 


nige Abänderungen ber Wahlordnung betr. (Ginführung des allge: 
meinen Stimmrechte, aber mit indirekten Wahlen) unb erſucht tie 
Regierung um eine Vorlage bez. ber Wahlbezirkseintheilung. 

„» (Baden). ZTie IL Kammer beſchließt fat einftimmig, daß in 
Zukunft Lehrer aller Eonfeifionen zur Anftelung an Gelehrtenſchulen 
berechtigt fein follen. | 

„ (Baben). Abſchluß eines Jurisdictionsverirages mit dem norb: 


beutichen Vunde. 
» (Bayern). Feierliche Eröffnung ber Lanbtagsfeffion. Xhron: 
rebe des Königs: 

„... Der Widerftreit entgegenftehender Meinungen bat in der letzten Zei 
einen Grad ungewöhnlicher Heftigfeit erreiht. In Folge deffen haben fidh vicl- 
fah irrthümliche und beunrubigende Borftellungen verbreitet. Im Bertranen 
auf Ihrer Aller Vaterlanvsliebe und Einſicht gebe ih mich der Hoffnung hin, 
daß das Vorbild maßvoller Haltung, welches Eie dem Lande geben werden, 
weientlich zu feiner Beruhigung beitragen wird. Ich weiß, daß manche Ge⸗ 
mlüther die Sorge erfüllt, e8 jei die wohlberechtigte Selbfändigfeit 
Bayerns bedroht. Die Befürdtung ift unbegründet. Alle Verträge, welde 
ih mit Preußen und dem norddeutſchen Bunde geſchloſſen habe, find dem 
Lande befannt. Treu dem Allianzvertrage, für welden id) mein könig⸗ 
liches Wort verpfändet babe, werde ih mit meinem mächtigen Bunbeögenofien 
für die Ehre Deutſchlands und damit für die Ehre Bayerns einftchen, wenn 
es unjere Pflicht gebietet. So jehr ich die Wiederherſtellung einer nationalen 
Verbindung der deutichen Staaten wünſche und hoffe, jo werde ih doch nur 
in eine ſolche Geftaltung Deutſchlands willigen, melde die Selbfländigfeit 
Bayerns nicht gefährdet. Indem ich der Krone und dem Rande die freie 
Selbſtbeſtimmung wahre, erfülle ich eine Pflicht nicht allein gegen Vayern. 
fondern auch gegen Deutihland. Nur wenn die deutſchen Stämme fi nidt 
jelbft aufgeben, fihern fie die Möglichkeit einer geveihlichen Entwidlung Ge⸗ 
fammtbeutfchlands auf dem Boden des Rechtes. Ich hege die zuperfichtliche 
Erwartung, daß Sie mein Beltrchen, an dem Wohle meined Bolles im 
Beifte der neuen Geſetzgebung fortzubauen, Träftig unterftügen werden. 
Die Aufgaben, melde Sie erwarten, find widtig. Unter ihnen tritt die Res 
gelung des Staat5haushaltes für die X. Finanzperiode dor Allem bervor. 
Meine Regierung war forgfältig bemüht, bei Feſtſtellung des Voranſchlages 
der Staatsausgaben mit al derjenigen Sparſamkeit zu Werke zu gehen, 
welche die pflichtinäßige Rüdjiht auf die berechtigten Intereſſen des Landes 
als zuläflig erjcheinen ließ. Gleichwohl war es, insbefondere bei dem Wegfall 
jener außerordentliden Tedungsmittel, welche für die IX. fyinanzperiode zu 
Gebote Itanden, nit möglid, da8 Budget ohne erhöhte Inan— 
ſpruchnahme der Steuerfräfte des Landes aufzuftellen. Eie 
werden den Voranſchlag der Ausgaben und Einnahmen, welcher mit dem Ent- 
wurfe des Finanzgeſetzes an Sic gelangen wird, eingehender Prüfung unter 
ftellen. Ich darf zu Ihrer Opferwilligfeit das Vertrauen hegen, daß Sie für 
die Vebürfnifie des Landes die erforderlichen Mittel redhtzeitig zur Verfügung 
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Rellen werden. Rod andere Vorlagen von Bebeutung werben erfolgen. Bes 
feelt von dem Wunſche, daß die Wahlen zum Landtage einen getreuen Aus⸗ 
drud der im Volke lebenden Ueberzeugung bieten, babe ich meine Regierung 
beauftragt, Ihnen den Entwurf eines Wahlgejeges auf der Orundlage 
des direlten Wahlrechtes vorzulegen... .. * 


17.—18. Zan. (Baden). IL Kammer: Beraihung bes fog. Stiitunge- 
gefehes betr. Ausſcheidung zwiichen kirchlichen und milden Stiftungen, 
von denen bie lebteren in weltlide Verwaltung übergeben follen. 
Roßhirt verlangt Veſeitigung der ganzen Borlage durch Etellung 
ber Borfrage. Die Kammer lehnt ben Antrag gegen bie fünf ultra= 
montanen Mitglieder ab, welche darauf den Saal verlaften, und 
ninımt bas Geſetz mit allen gegen 3 Etimmen an. 


19. „ (Bayern). Der Tomprobft J. J. v. Töllinger erläßt in ber 
Allg. Augsb. Ztg. unter bem Titel „Einige Morte über bie Unfehl: 
barkeitsadrefje" eine fehr entſchloſſene Erklärung gegen die Adreſſe 
der Majorität des ſog. vaticaniſchen Concils an ben Papſt: daß er 
bie erforberlichen Schritte thun möge, um feine eigene Unfehlbarkeit 
zum Glaubensartikel erheben zu laſſen (ji. Rom). 


25. „ (Bayern). Dear Magiitrat von Münden befchließt mit 22 
gegen 6 Stimmen, dem Etiftsprobft v. Döllinger, in Yolge feiner 
öffentlihen Erklärung gegen die päpftliche Unfehlbarkeil, das Ehren: 
bürgerreht ber Etadt zu ertbeilen. Die Gemeindebevollmädhtigten 
ftimmen mit 23 gegen 12:Stimmen zu. Döllinger Tehnt bie Ehre ab, 

„um diefe durchweg religidfe Frage ihrer naturgemäßen innerfirchlichen 
Stellung nicht entrücken und auf ein ihr fremdes Gebiet hinüberziehen zu laſſen.“ 
Derſelbe erklärt zugleih: „Ich habe den fraglichen Artikel veröffentlicht, 
weit ich mid) als Bffentlicher Lehrer, als Senior der theologiſchen Brofefloren 
Deutihlands in einer geipannten Zeit und wahrhaft beängfligenden Tage dazu 
berufen glaubte. Ich habe es gethan in dem beruhigenden Bemubtfein 
mit der großen Mehrheit der deutſchen Biſchöfe, zu welder aud 
mein eigener verehrter Oberhirie gehört, im Weſen der Frage einig zu 
fein, und in dem Drange, das, was ich einft als Lehre der Kirche empfan⸗ 
en, was ich 47 Yahre lang als ſolcher vorgetragen, nun am Abende meines 
ebens in einem Momente drohender Verdunkelung oder Berunftaltung offen 
zu bekennen. Endlih auch — warum foll ich e8 nicht jagen? — in der Hoff⸗ 
nung, daß mein Wort, meine Hinweifung auf die Irrthümer eines durch 400 
Unterfchriften verbürgten Bocumentes, felbft dort, wo gegenwärtig über die 
ganze Zukunft der Kirche entſchieden werden fol, noch bevor die Wurfel ger 
fallen find, vielleicht doch einige Beachtung finden werde.“ 

27. „ (Bayern). IL Kammer: Ndreßcommilfion. Der Regierungs: 
Commiflär, Schr. v. Völdernborff, erörtert die Trage bed casus 
foederis, 

alfo die völkerrechtliche Frage, ob in einem concreten Gall die Verpflichtung 
Bayerns aus dem Schutz⸗ und Trutzbündnifſe mit Preußen mit oder ohne 
Prüfung begründet fei, und conflatirt die Thatfache, daß in der Luxemburger 
Brage Bayern dieſe Enticheidung bereits einmal ausgeübt babe, nimmt aljo 
das Recht der Prüfung In Anſpruch. (Vie diejelbe Damals außflel, ift für 
die ſtaatsrechtliche Frage gleichgiltig. Ullerbings tft eB ein boffentliches Geheim⸗ 
niß, daß die bayeriiche Regierung damals, auf den Entſchluß des Königs Hin, 
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die Unfrage, melde im Frühjahre 1867 von Berlin kam, ausprüdlich daın 
beantwortete, daß ſich Bayern zur Bundeshilfe bereit erkläre. Bergl. nord- 
deutichen Bund....) 

28. Jan. (Bayern). Reichsrath: Adreßdebatte. Der Commiffionsent: 
wurf, von bem prot. Oberconfiftorialraths:Präfidenten v. Harlch ver:: 
faßt, ftellt fih ganz auf Ceite ber kath.Patriotiſchen Partei und er: 
theilt bem ganzen Minifterium cin cntidiebenes Mißtrauensvotum. Tas 
Minifterium und bie fehr gemäßigt Liberale Minderheit wehren ſich 
energifh. Schließlich wird aber bocd ber Entwurf mit nidt ſehr 
wefentlihen Mobificationen mit allen gegen 12 Stimwen angencem: 
men. Die ?. Bringen, mit Ausnahme des Herzogs Karl Theodor 
in Bayern, ftimmen fämmtlih für bie Wtrefle und gegen das Mi. 
nifterium. Eine Teputation von ſechs Mitglietern ſoll tie Adreſſe 
bem König überreichen. - . 

Adreßentwurf Harleß: „... Zur die Randhafte Husdaner der 
Ew. tgl. Maj. treuergebenen Mehrheit des bayeriſchen Bolles 
find jene Schwierigkeiten der Gonftituirung der Kammer der Abgeordneten be 
feitigt, weldye als Anlaß der im Herbſte v. 3. erfolgten Auflöjung derſelben 
bezeichnet wurden. Mit Ew. Maj. beflagen auch wir den außgebrodyenen Wider: 
ftreit entgegengeletiter Meinungen, deflen ungewöhnliche Heftigkeit durch die er⸗ 
neuten Wahllämpfe und die damit zufammenhängenden Hergänge nur geſtei⸗ 

ert wurde. Entſprechend der tiefgefühlten Treue gegen Em. Majeftät und der 
Fehlen Unhänglichleit an das Land und defien felbftändige Entwidlung bat fid 
in der Maiorität des Volles ein durd die Parteiftelung des Miniſteriums 
noch gefteigertes Mißtrauen gebildet, defien Ausdrud der Erfolg der Wahlen 
if. Wohl find die erhabenen Worte Ew. Maj. geeignet, die erregten Gemüther 
zu beruhigen, allein ein wirkliches Bertrauen wird nur dann zurädtehren, 
wenn es Ew. Mai. gelingt, Männer als Räthe der Krone au fin- 
den, welde den entiprechenden Willen mit der Tyeftigfeit des Handelns ver- 
einen, und die in gleicher Weile das Bertrauen Ew. Maj. wie das des Landes 
befigen. Wir freuen uns der entſchiedenen Worte, mit welden Ew. Maj. den 
feiten Entſchluß zu erlennen geben, neben treuer Erfüllung ter Allianzverträge 
die Selbftändigkeit Bayerns wahren zu wollen. Durchdrungen 
von der Wahrheit des Ausſpruchs, dab die Möglichkeit einer gebeihlichen Ent- 
widlung Deutihlands nur auf dem Boden des Rechts und in dem Make 
Rattfinden könne, als die deutſchen Stämme fi nicht felbft aufgeben, und ge- 
tragen von gleicher Liebe für das gejammie, wie das engere Vaterland werden 
ih in der Stunde der Gefahr die treuen bayeriihen Männer um Ew. Mai. 
ſchaaren, in gleicher Weile zur Vertheidigung ter Ehre und der Integrität 
Deutihlands wie zur Bewahrung der Rechte und der Wurde der Krone Em. 
Mai. entilofien. Was zur Förderung des Bollswohls im Geifte der neue 
ren Geſetzgebung wahrhaft dient, wird von uns, wie bisher, fo auch ferner 
als Aufgabe uns zufländiger pflichtgetreuen Mitwirkung gewifienbeft in das 
Auge gefabt werden. In diefem Sinne werden wir uns aud jenen Oblie 
genheiten unterziehen, welche mit der Regelung des Staatshaushaltes für die 
X. inanzperiode, als mit der Feſtſtellung des Budgeis und der Prüfung 
der Nechnungsnacweiie gegeben .find, und welde eben fo fehr der Erfüllung 
des Staatszwedes, als der Erleichterung der Laſten des Volkes gelten 
möüflen. In leiter Beziehung müflen wir ſchon jett wagen, Ew. Mai. auf 
daB Bedenklide einer Steuererhöhung zu einer Zeit aufmerkſam zu 
machen, in welcher der in den politiſchen Berhältniſſen wurgelnde 
Mangel an Bertrauen mit ſchwerem Drud jowohl auf der Landwirth⸗ 
ſchaft als auf den Bewerben laſtet. Der Borlage eines neuen Wahlgeſetes 
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fehen wir mit dem Wunſche enigegen, daß basielbe ges eeignet fein möge, ebenio 
ſehr wider PBarteiterrorismus als gegen willkürliche Beamienbesinfluffung beil- 
ſame Schranken aufzuridten... 

Gegenantrag der Minderseit durch Frhrn. v. Buttenberg: Richt 
einmal die Worte Berjöhnung und Berfländigung finden fi im Adrehent⸗ 
wurf; er ſpricht nur won Treue und Qingebung jener Partei, die bei ben 
legten Wahlen eine Majorität erlangte, und verlegt jo bie andern Barteien. 
Der Udeehßentwurf enthält ein beſtimmtes ausdrückliches Mißtrauenvotum 

egen bie gegenwärtigen Mäthe der Krone, die von fo vielen tauſend treuen 
Bayern als geeigenfchaftet gehalten werben, eine Vermittlung ber ſchroffen 
herbeizuführen. in auszubrüdgg, daß in diefem Haufe wirklich 


en vejößnlicher Seit waltet, anderfeiiß um zu beurfunden, daß aud im 


großer Theil der Bevdllerung und ein anſehnlicher Theil dieſes 
Haufe das Berbleisen der Minifier zum Wohle Bayerns und Deutſchlands 
swolinkht, haben wir uns vereinigt, eine Modification zu der Adreſſe zu verfafien ; 
wir beſchtänlen uns darauf, zu beantragen, Abſ. 3 und 4 zu freien und 
abi. 5 zu mobificiren. — Debatte: Graf v. Bothmer: Die Thronrede 
verlangt von uns, wir follen Alles aufbieten zur Berubigung des Landes. 
Zu dieſer Beruhigung ſcheint mir nichts nothwendiger zu fein, als dem Lande 
— zu en daß die treue Unhänglichleit an den König in beiden Lagern 
finden fei. laube, daß ein großer Theil der Heftigleit auf bicler 
Uumtiarbeit berubt. De Dr die Brände zu prüfen, wirb zur Verdächtigung 
Gegners geichritien, und es muß Außerft Ichmerzlich Iein, wenn unfere A 
hängliäleit an die Dynaſtie verbädtigt wird. Als der letzte Krieg die un. 
felige Wendung nahm, da dachte ach an nichts als was zu thun ſei, 
am das Land zu retten, um eine ähnliche Kataſtrophe für die Zukunft zu 
verbindern. Ich dachte an das, was in Preußen nad den Jahren 1806 und 
1807 geichehen war, und welches waren die Mittel dazu, um das zu erreichen, 
was ich anfirebiet Es waren diefelben Mittel, die das Miniflerium vorges 
— hat, Feen 1) die Kraft des Zandes zu heben durch Entfeflelung der 
beitsfzaft, 2) die Verbreitung von Kenntniſſen zu vermehren, von Kennt» 
—5 bie nicht nur zur erſprießlichen Ausubung ber Geſchäfte —— 


lagen zu erhöhen, 4) mit Pr eußen Schutz⸗ und —— — zu ſchließen. 
Ich habe die — im bayeriſchen Sinn gedacht, um Bayern ein 


wohlgerü verſchaffen. 
das Berhalmiß Bayerns zu Geſammideutſchland geftalten möchte, fo Babe id 
ebenfo wie die Thronrede die Herfiellung einer nationalen Berbindung gehofft, 
jedod nur unter der Bedingung, daß die berechtigte Gelbfländigfeit Bayerns 
gewahrt werde. Es handelt weientlih darum, wie diefe Berechtigung 
ausgelegt werben muß; jeder Bund, aud der Loderfte, verlangt von den Mit- 
lieben Opfer. Es it unmöglich, ein gemeinfames Handeln zu erzielen, wenn 
Sehe m unbebing! auf feiner Meinung belebt. Ich glaube, dat dieſeß Opfer 
nicht ſo rd zu fein braudt; Bayern Tann fein Heer volftändig 
—— ausbilden. Die Maßregeln des Miniſteriums in dieſer Veziehung 
habe ich aufmerlſjam verfolgt; ich geſtehe offen, daß ich nicht in der Lage bin, 
bie Friction zu beuztheilen, welche fih damals ergab, glaube jedoch, daß das 
Minifterium die berechtigte Gelbfländigleit Bayerns im Uuge behalten hat, 
und daß daſſelbe —— ù wenn Unträge auf Bildung eines nationalen 
Bundes geftellt worden wären, biefe Anträge angenommen hätte. In der Ad⸗ 
ref iR aud ein Mißirauenspotum ausgeiprodden: das Haus bat das a nei, 
Wunſch nah einem Wechſel des Minifleriums auszufprechen, allein jetzt 
r. iR biefer Wechſel am wenigfien bereihtigt. Zwei Parteien fiehen ſich gegen- 
: das Mißtrauen, welches jegt dem Minifterium von einer Partei ent- 
—— wird, wärde dem künftigen Miniſterium von der andern Partei 
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entgegengetragen. Bel den jetigen Verhäliniſſen it e8 ein ſehr koſtbares Wedt 
der Krone, die Miniſter jelbR zu wählen Wir wüniden, dak das Minific- 


.rium nicht gewechielt wird, weil wir hoffen, daß e8 ihm gelingen werbe, eine 


Kräftige Mittelyartei um ſich zu bilden. Hohenlohe: Die Adreſſe enthält 
eine pofitive Anklage gegen die Minifter, und e8 berübrte mich eigenthümlich, 
als ich die Aorefle Ins und den Vorwurf formulirt fand, und erfuhr, daß fie 
im Ausßſchuß angenommen fei, ohne daß ein Minifter eingeladen worben wäre, 
um ſich vertheibigen zu können. Die Billigfeit hätte es erfordert, den Mi- 
niftern Gelegenheit zu geben, fh im Ausſchuß zu vertheidigen. Frhr. 
v. Thüngen bemerkt, daß alß Grund der Bewegung im Lande die Partei- 
ftellung des Minifteriums nicht angegeben, fondern nur ausgeſprochen werte, 
daß fie dadurch verftärft worden ſei. Sch weiß wohl, daß man darauf Gewicht 
legt, daß feine Thatſachen vorliegen, die das Mißtrauen rechtfertigen. Es iſt 
aber nicht nothwendig, daß prägnante Thatſachen dazu vorliegen. Es Lönnen 
leinere Thatſachen nad) einer Richtung beftehen, die ein Urtheil über Tas 
Spftem des Minifteriums zulaſſen. Die politiiche Vergangenheit Sr. Turdl. 
hat Grund gegeben, zu glauben, dag Ce. Durchl. fih mehr zu Preußen und 
dem Nordbunde hinneige, als zu Bayern. Ich erinnere an das Zollparlament; 
noch entſchiedener ſcheint fi der Standpunkt zu kennzeichnen in der Stellung 
St. Durdl. gegenüber den jegigen Parteien. Mir fcheint e8, dab ein Mini⸗ 
ſterium, das zwilchen zwei Parteien fteht, daS das Mibtrauen der einen ge 
nießt und von der andern nur geduldet wird, nichts Griprichlices für das 
Land ſei. Wir wollen Verföhnung, Eintracht und die Ruhe des Landes, aber 
vorher muß entfernt werden, was den Anlak zum Zwieſpalt gegeben bat, und 
das iſt das Mißtrauen, welches gegen das Minifterium oder doc gegen 
einige Minifter beſteht. Dieſes Miktrauen Tann aber nur dadurch befeitigt 
werden, wenn ein wenigftens theilweiler Minifterwechfel vorgenemmen wirt. 
Hohenlohe: Ich finde e8 auffallend, daß die Mitglieder des Ausſchuſſes erſt 
jegt von einem ſolchen Miktrauen befallen werden, nachdem fie ſich ſchon drei 
Habre demfelben Minifterium gegenüber befinden, ohne demfelben je ein Zeichen 
dieſes Mibtrauens zu geben. Die bedeutendfte Handlung des Miniſteriums, 
die Erneuerung des Zollvereins, ift unter Zuftimmung der Majorität des hoben 
ea zu Stande gelommen; jeitdem find zwei Yahre vergangen; in dieſer 

eit iſt nicht ein Alt meiner amtlichen Thätigkeit in dieiem hohen Haufe ver 
Kritit unterzogen worden. Das lettemal bat fi die Kammer im Mai ver- 
fammelt: was if ſeitdem Neueß geichehen, um den Tadel zu rechtfertigen? 
Minifter v. Pfretzſchner: Die Principien, nad welchen die äußere Politik 
zu führen ift, find unter den Miniftern niemals ftreitig geweien: fie fichen in 
Harmonie mit den erhabenen Worten des Königs. Sie gipfeln in der Ueber⸗ 
zeugung, daß der Allianzvertrag aufrichtig erfüllt werde, ohne daß der EcIbfl- 
Händigfeit der Krone und des Landes nahe getreten wird. Was nun den Boll- 
zug der Orundjäge des Befammtminifteriums betrifft, jo waren die übrigen 
Minifter nie in der Lage, gegen eine Handlung des Staatsminifier des Aeußern 
Einſprache zu erheben. Miniſter v. Schlär: v. Thüngen meint, ein Minifte 
rium, welches zwiſchen zwei Parteien ftebe, Tönne nichts wirten, habe keine 
Eriftenzfähigfeit.. Der Schluß if ganz richtig der: wir müſſen deshalb ein 
Barteiminifterium haben. Grhr. v. Thlingen: Was die frage betrifft, ob 
ein Barteiminifteriium geichaffen werden fol, fo befteht in allen conftitutionellen 
Staaten ein Kampf zwilchen zwei Parteien und aus der fiegenden Partei wird 
gewöhnlih das Minifterium genommen. Die Behauptung, daß die Majorität 
der patriotiihen Partei eine jehr eine fei, iſt unrichtig. v. Bomharp: 
Auch er jet begeiftert für die deutſche Einigung, aber er glaube, daß die na 
ttonale Entwidlung Deutſchlands nicht zu erreichen ift durch den norbdeutichen 
Bund, weil deſſen Entſtehen auf eine fluchwurdige That gegründet je. Wer 
dem norddeutichen Bund fi anjchließe, nehme Theil an dieier That. Bilden 
Gie einen deutſchen Cinheiisftant mit Stämmen, die fo weit in ihren Un- 
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ſchauungen verſchieden find, jo bauen Sie ein Haus ohne Grund. Bayern 
thut am befien, wenn es feinen jelbftändigen Wen geht. Tem norbdeutichen 
Bunde fih annähern, wäre ein Uufgehen in demfelben. v. Haubenſchmied: 
Die Adreſſe ſiellt fi auf den Standpunkt der verföhnungsiofen Partei und 
trägt bei, den Parteihak neuerdings zu ſchüren. Mein Herr Vorredner fagte, 
man fönne in einem folchen Falle mit der Meinung nicht zurüdftehen. Ich 
babe mich vergeblich bemüht, irgend einen erheblichen Grund zu dem erbitter- 
ten Hab gegen das Minifterium zu finden. Es find lediglich unbeſtimmte, 
unbedeutende Alte angeführt worden, die einen ſolchen Schluß nicht zulafien. 
Nachdem gerade zwei nleih große Parteien ſich gegeniiber ftehen, kann der 
einen der Wechiel des Minifteriums nichts Helfen, er würde im gegenwärtigen 
Augenblid den ParteisAntagonismus verflärfen und erhöhen. Die Elemente 
der Berjöhnung find genügend im Lande vorhanden. Wenn auch die ge⸗ 
mäßigten Elemente zur Zeit niebergebrüdt find, fo find fie nicht verſchwunden, 
fie find wirklich vorhanden, und wenn ein Minifterium maßvoll vorgeht, jo 
iM Hoffnung vorhanden, daß nad) der Aufforderung der Thronrede eine ver⸗ 
jöhnlichere Gefinnung in die Parteien einzieht. Ich bitte, der Adreſſe nicht 
beiguftimmen. Fürſt Hohenlohe conftatirt noch, daß die Thatfachen, auf 
weldhen das Mißtrauensvotum beruht, durchaus fehlen. Ber wahre Grund 
des Mißtrauensvotums jet der: die Wortfildrer der Partei, welche die Adreſſe 
verfaßt haben, haben ſich jener Partei angeichloffen, die zwar die Vertragstreue 
im Munde führt, ihm (Redner) aber die Vertragstreue gegen den nordbeut- 
khen Bund zum Borwurfe made. Wenn er fi das Mißtrauen in folder 
Weile erlläre, fo müſſe er es als ein ehrenvolles Zeugniß feiner politifchen 
Thätigleit eriennn. Schluß der Generaldebatte: Bei der fpeciellen 
Beratbung beantragen bei Abi. 2 Herzog Karl Theodor und Gen. die Streis 
Kung diejes ganzen Abſatzes. Stiftsprobſt v. Döllinger tadelt, daß in 
diefem Abja von einer treuergebenen Mehrheit des bayeriichen Volkes geipro- 
den wird. Darin liege eine ſehr ſchwere Anklage gegen einen jehr beträchtlichen 
Theil des Volles, und er el, wenn diefer Paſſus unverändert ftehen bleibe, 
gezwungen, gegen die ganze Adrefie zu ſtimmen. Der Gegenſat von Treue 
und Ergebenheit jei lein anderer, als Untreue. Durch eine ſolche Spaltung 
erfläre ih Bayern in Deutfchland für das, was die Türkei in Europa ift, 
nämlich fir den kranken Dann. Es wäre ein Unglüd, wenn feine Ausfidht 
auf Berföhnung und Bereinigung, wern auf der einen Seite nur Treue und 
auf der andern nur Untreue wäre. — Es wird beichlofien, den Ausdrud 
„treuergebene* Mehrheit zu ſtreichen, dagegen der Abſatz jelbſt genen 10 Stim⸗ 
men aufrecht erhalten. Abſ. 5 (das Mißtrauensvotum) wird dahin mobdifizirt: 
„Wohl find die erhabenen Worte E. Maj. geeignet, die erregten Gemüther 
zu beruhigen; allein ein bauerndeß Vertrauen dürfte nur dann zurüdfehren, 
wenn e8 Em. Maj. gelingt, Männer als Räthe der Krone zu finden, welche 
mit entiprechendem Willen und Feſtigkeit des Handelns in gleicher Weile das 
Bertrauen Ew. Majeftät, wie daS des Landes in ſich vereinigen,“ und obgleich 
Dödllinger erklärt, er lönne in derjelben keinen Unterſchied entveden, da fie 
den Tadel gegen das Minifterium aufrecht erhalte und nur die Spike etwas 
ſtumpf made und Frhr. v. Thüngen zugibt, e8 jolle damit außgeiprodden wer⸗ 
den, daß nur ein theilweifer Miniſterwechſel (Hohenlohe) gewünſcht werde, wird 
der mobifizirte Abjag mit allen gegen 12 Stimmen angenommen. 


28. Jan. (Bayern). I. Kammer: Beginn ber Ndreßbebatte. Der Entwurf 


ber patriot. Mehrheit verlangt bie Entfernung bes Fürften Hohenlohe. 


Entwurf der Majorität (patriotifche Bartei): „Dem Rufe Em. kgl. 
Maj. folgend, nähert ſich die allerunterthänigft treugehoriamfte Kammer der 
Abgeordneten den Stufen des Thrones, beieelt von den Gifer, treu und ges 
wifienhaft die Vebürfnifie des Landen zu erwägen und, jo viel an ihr iſt, dem 
bayeriſchen Bolt den inneren Frieden wieder zu geben, deſſen Trubung Ew. 
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Maj. mit uns beklagen. Ew. Maj. konigliches Wort: Alle Berträge, wel 
Ich mit Preußen und dem norbbeutichen Bunde geichlofien babe, find 
Lande befannt” — legt den Brund zur Beruhigung der durd ein ſchweres 
Schickſal erſchütierten Gemüther. Nie wird eine Lockung zum Bertragsbrad 
bei unſerm Volt, Eingang finden. — Uber wir leben in einer Zeit, die zu 
entſcheidenden Krifen führt und wo don europaiſchen Rechtszuſtänden 
faum mehr die Rede fein Tann. Die Verträge mit Preußen find er- 
fahrungsgemäß der Deutung fähig, und die möglichen Deutungen verbrei- 
ten Beängftigung im Volke. Daraus entipringt unmwillfürli das Berlangen 
nah einem Leiter unferer auswärtigen Ungelegenheiten, dem 
das Vertrauen des Landes entgegengetragen werde. — Wir Richen 
ein wie Ein Dann für die Integrität der deutſchen Grenzen; und aud die Hofl- 
nung ift in uns nicht erloſchen, daß eine nationale Verbindung auf der Bafis 
des gleichen Rechts der deutichen Stämme bereinft ſich verwirklichen werde. In 
den erbabenen Worten Em. kgl. Maj. finden wir das eigene Programm un» 
ferer ebenjo deutich- als bayerifch» patriotiichen Hoffnung wieder. — Auch im 
Innern werden wir keiner befonnenen Reform unjere getteue Mitwirfung ver- 
fagen. Nachdem aber durch eine Reihe neuer Belege dem Lande erhöhte Leif- 
ungen zugewachſen find, fo ſehnt ſich das Bolt zugleich, !Bege der Reform ein- 
geichlagen zu fehen, welche zu annähernder Entlaftung der Staaisaus- 
gaben zu führen geeignet wären. — Bon neuen Geſetzen erwarten wir, daß 
ihr Geiſt nicht den Gefühlen und Anigauungen des Volks entgegen Sei. 
Taran ift das Schulgeie gefcheitert, nit an einer Scheu vor vermehrten 
Koften für Schule und Lehrer. Den unmittelbarftien Einfluß auf die Stim⸗ 
mung im Lande übt der Geiſt, welcher fih in der Ausführung der Geiche 
und in der Verwaltung kundgibt. Das bayeriihe Boll, monarchiſch von 
Natur, kann und wird nicht verſtehen, daß die Machtmittel des Staats einer 
Partei dienftbar fein könnten. Das bayeriiche Bolt iR conſtitutionell von Ge⸗ 
burt, aber es will feine Partei⸗Regierung. — Umſomehr anerlennen wir mit 
dem allerunterthänigftien Dank den hochherzigen Entichluß Ew. Maj., durch ein 
neues Wahlgelet auf der Grundlage des directen Wahlrechts notoriige Miß⸗ 
bräuche abzufchneiten und der im Rolle lebenden Ueberzeugung zu einem ge 
treuen Ausdrud zu verhelfen. — Gott der Allmächtige ſegne Ew. Maj. für 
die warme Liebe, deren Ew. Maj. treues Boll immerdar verficdert iR, und 
die wir an unſerm Theil zu verdienen nad beftem Willen und Gewiſſen be⸗ 
ſtrebt fein werden.“ 

Üdrehentwurf der Minorität (Fortichrittspartei): „Mit Ew. gl. 
Mai. beklagen wir den Grad der Heftigkeit, weldden der Wiberftreit der Mei 
nungen in der letzten Zeit erreicht hat, jo wie die vielfach verbreiteten irribäkm- 
ihen und beunrubigenden Vorflellungen. Borurtheilsfreier Prüfung und um 
befangener Baterlandsliebe wird es hoffentlich gelingen, jene Vorſtellungen, 
welche den innern Frieden des Landes untergraben, zu zerfireuen. Um jo 
mehr wird dann Em. al. Mai. Regierung, getragen von der aufgellärten 
Bollsmeinung, mit Erfolg an der Löfung der hohen Aufgaben arbeiten 
fönnen, welche die ernſte Zeit und die ſchwierige Lage des Landes geftellt haben. 
Meder durch die Verträge mit Preußen und dem norddeutſchen Bunde, nod 
auch durch eine enge nationale Bereinigung der füddeutichen Staaten mit dem 
Norden jehen wir bie berechtigte Selbftändigkeit der deutſchen Stamme bebraßt. 
Möge es Ew. Igl. Mai. Regierung gelingen, dur entgegenlommende Mit 
begründung der bundesftaatliden Reugeſtaltung Deutiälands die 
Befahren, welde in der jegigen Jiolirung Bayerns liegen, ab 
zumenden und zugleich den Einheitöftaat fern zu halten. Dann 
wird die feſt begrlindete Macht und Größe, die Freiheit und Wohlfahrt bes 
deutfchen Vaterlandes an den mohlberedhtigien und wohlverbienten Yortbeftand 
der Einzelftaaten gebunden fein. In Folge der veränderten Geftalt, weldhe vie 
Ereignifie des Jahres 1866 Deutichland gegeben haben, if der Weg nahe 
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gelegt, welcher zur LBoſung des im Jahre 1848 genebenen und vom Bolle 
mit Jubel aufgenommenen Fürftenwortes führt. Mit der Ausbildung des 
völkerredtlih anerlannten norddeutihen Bundes zu einem 
deutſchen Bundes ſtaate if die Wahrung der Örundlagen unjeres Staats⸗ 
baushaltes und die Selbfländigleit im Innern, insbejondere die freiheitlidhe 
Entwidlung Bayerns, jehr wohl vereinbar. Die erneute Berfiherung 
aus föniglidem Munde, daß, wenn die Pflicht ruft, unier Land an der Eeile 
des mächtigen Bundesgenofien für die Ehre Deutſchlands, mit der Bayerns 
Ehre ohnehin unlöslid verbunden if, einftehen werde, wird als gewichtige 
Friedensbürgſchaft allüberal im deutſchen Baterlande den Iebhafteften 
Wiederhall finden... . Wie Em. fgl. Maj., die Lage und die Bebrfnifie der 
Zeit ertennend, bisher die foriale Geſetzgebung mit feſter Hand geſchirmt ha» 
ben, jo möge auch fortan Ew. kgl. Mai. Regierung die Wiederaufnahme und 
Weiterführung nothwendiger Reformen, wie: die Förderung der bürger- 
lichen Selbſtverwaltung, die Reviſion der Preß- und BVereinsgejeßgebung, Res 
formen auf dem Gefammigebiete des Unterrichts, insbejondere die zeitgemäße 
Hebung der Vollksſchule und die Aufbefierung der finonzicen Lage der Bolls- 
ſchullehrer, feft im Auge behalten.“ 

Modificationganträge des Reſtes der Mittelpartei (7 Mit⸗ 
glieder): Ad IH. „Ew. kgl. Mai. deutiher Sinn und Liebe zum bayerifchen 
Bolke find uns Bürgichaft, daß die zum Schutze Gefammtdeutihlands geſchloſ⸗ 
fernen Berträge unverbrüdlic gehalten, im loyalen Sinne und im Intereſſe 
Deutſchlands und Bayerns verftanten und in ter Etunde der Gefahr gehand⸗ 
habt werden.” Ad IV. „Eo entihieden wir tem Eintritte Bayerns in den 
norbdeutichen Bund widerftreben, jo freudig find wir bereit, die Entwidelung 
der nationalen Einigung im Geifte der von Em. kgl. Maj. ausgeiprocdhenen 
Grundfäge unter Wahrung der freiheit mit allen Kräften zu unteritligen.“ 

Debatte: Referent Jörg: Ber feierlihe Moment iſt gelommen, wo mir 
dem Könige Antwort zu geben haben auf die von ihm geſprochene Thronrede, 
der feltene Anlaß, wo wir gleihlam Aug' in Aug’ mit ihm jprechen dürfen. 
Er bat die Hoffnung ausgebrüdt, daß die Kammern ein Vorbild maßvoller 
Daltung jein werden, aber diefe Worte dürfen uns, nicht hindern, auch unſerer 
Stellung gegenüber dein Land gerecht zu werden. In meinem Entwurfe ifl 
es nur als eine Andeutung niedergelegt, was wir verlangen; unjer Herz 
vollents auszuſchutten, dazu ift die Woreßdebatie da. Mein Entwurf iſt nur 
die Untwort auf die Thronrede, aber doch ſpricht er deutli aus, was uns 
bewegt. Gehen wir an die Erörterung, und bebenfen wir, daß dieje Stunden 
folgenreih find für die Geſchicke des Baterlandes und darüber hinaus, daß die 
Augen Europa’s jegt ‚auf dieſen Eaal ſchauen. Fürſt Hohenlohe: Ter 
von der Gommilflon vorgeichlagene Entwurf verlangt einen Leiter der baye⸗ 
riſchen auswärtigen Ungelegenheiten, weldyer das Bertrauen des Landes befite. 
Demit will er ſelbſtverſtändlich mir dieſes Vertrauen abjprechen, aber cr gibt 
biefür feinen Grund an, er jagt nur, jenes Verlangen ſei ein unwillfürliches. 
Auf das Gebiet ter fubjectiven Empfindungen, der Sympathien und Antipa⸗ 
thien Tann ich nicht eingehen, und wenn ter Entwurf, indem er von den Deu⸗ 
tungen der Berträge mit Preußen ſpricht, mir nicht die Fähigleit zuerkennt, 
fie zu deuten, fo will ich darüber nicht fireiten. Aber eine pofttive Brundlage 
für Ihr Urtheil möchte ich geben, und deßhalb geftatten Sie mir einen Rüde 
blid auf meine dreijährige Umisführung. Die Brundjäge, mit denen ich in 
das Miniftcrium getreten und denen ich treu geblieben bin, find dieſelben, 
welde die Thronrede außipridt, und diefe hat Ihre Zuflimmung gefunden. 
er leitende Gedanle meiner Politik faßt ſich in zwei Eäbe zufammen: Suchen 
nad einem Zujammenhang der jüdtentihen Staaten mit dem Norden und 
Erhaltung der Selbftändigleit Bayerns. Eeit 1248 kommt der nationale 
Gedanle in allen politiſchen Verhandlungen aud in diefer Berjammlung zum 
Borſchein, ſelbſt das Jahr 1866 hat darin Feine Aenderung hervorgebracht, 
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die durch daſſelbe geſchaffenen Gefahren haben jenen Gedanken nur noch ver⸗ 
ſchärfſft, und der Umſtand, daß die Exiſtenz der deutſchen Mitielſtaaten nicht 
auf ihrer Macht, ſondern auf ihren Necht und auf den Verirägen beruht, 
bat dahin geführt, daß man fuchte, für beide einen vertragsmäßigen Voden 
wieder zu gewinnen. Man tradhtete alſo, die Beſtimmungen des Rilolsburger 
Präliminarvertrags auszuführen; denn je länger Bayern ifolirt bleibt, deſto 
ſchwerer wird ein ſpäteres Bundniß gefchloffen werben, defto größer werden die 
Opfer fein, welche wir um daſſelbe zu bringen haben. (Bravo! won der Linken.) 
Dies zeigt Ichon die Krifls des Zollverein im Oct. 1867; wäre Bayern da⸗ 
mals abfeitS geblieben, fo hätte e8 in kurzer Zeit jeinen Wiebereintritt um 
ieden Preis nachſuchen müflen. Ich bin ſtolz darauf, da id damals auf 
nur eine zeitweile Abtrennung Bayerns verhindert habe. Eine weitere Frage 
war die gleihmäßige Seftaltung des Wehrfyſtems. Auch ich beflage die Laften, 
welche das neue Beleg dem Lande auferlegt, aber dieſe Laſten find nothwenvig 
und können nicht vermindert werden, ohne die Pflichten zu verabfäumen, welche 
der Allianzvertrag und die Intereſſen Deutſchlands uns auferlegen. Dieſer 
Bertrag war ſchon vorhanden, als ich in das Miniflerium eintrat, und ich 
habe nie, wie mir vorgeworfen wurde, ihn abgeleugnet, id} habe nur das Ge⸗ 
heimniß, das mir auferlegt war, gewahrt. Der Adreßentwurf betont e8, daß 
fein Bertragäbruch begangen werben ſolle. Es gibt aber zweierlei Bertrags- 
bruch: einen offenen und einen verftedten. (Stürmijches Bravo von der Linken.) 
Wir haben die neue Wehrverfafiung nicht eingeführt, weil wir Preußen zu 
folgen haben, fondern deßhalb, weil Bayern ein werthvoller Alliirter fein fol. 
Die Gemeinſamkeit des deutſchen Südens erſchien mir in jeder Hinfidht und 
auch dem Norden gegenüber von hohem Werth, deßhalb babe ih auch mit 
diefen Staaten Berträge abgeichlofien, welche unfere Intereſſen verfetten und 
unjere Mehrhaftigkeit erhöhen. Hieraus ergibt fi, daß die Regierung Alles 
gethan Hat, Deutiland vor weiterer Zeriplitterung zu bewahren und hier⸗ 
dur zur Erhaltung des europäiichen Friedens beizutragen. Man urtheile über 
meine Thätigfeit, wie man will, es wird fein anderer bayeriiher Minifter 
einen andern Wen geben können, den Prager Frieden mit der Selbfifländigkeit 
Bayerns im Einklang zu erhalten, als den ich gegangen bin. Xheoretiiche Aus» 
arbeitungen, um ondere Bahnen zu bezeichnen, helfen nicht; eine foldde theo- 
retifche Ausarbeitung ift das Project des Sübbunbs. (Bravo! von der Linken.) 
Wenn der Sitdbund nicht ein Scheinbild fein fol, jo müßten einzelne Staaten 
auf einen gewiffen Grad ihrer Selbflänhigkeit verzichten ; das läßt fich bei Baden 
und Württemberg nicht vorausfegen, und würden fie e8, fie thäten es dann 
lieber zum Eintritt in ein ganzes Deutichland, als zu dem in einen Sonder 
bund. Die Berfafjung des norbbeutichen Bundes ift fo geftaltet, daß Bayern 
fie nicht annehmen Tann. Erfirebt man dennod unſern Eintritt, jo wäre das 
eine Pflege des nationalen Gedankens, die einem bayeriſchen Minifter wicht 
erlaubt ift; aber auch die Pflege unferer Selbftändigleit könnte zu weit aus⸗ 
gedehnt werden, wenn man nämlich vergefien wollte, daß Bayern ein Theil 
des großen deutſchen Baterlandes ift. (Bravo! von der Kinten.) Der Adreß⸗ 
entwurf erflärt fi mit den Grundjägen einverfianden, welche die Tihronrede 
ausſprach, und welche zugleich die meiner Politik find; dennoch ſpricht fie mir 
periönlih Mißtrauen aus. Ich muß daber bitten, daß nachgewieſen werde, 
wo ich der Dynaftte und dem Lande Schaden zu bereiten geeigenſchaftet fei. 
Freilich, wenn diefe Eigenſchaft darin befteht, daß ich unfähig bin, ein dop⸗ 
peltes Spiel: zu jpielen, zugleih dem norbveutichen Bunde Bertragätreue zu 
betheuern und andererjeits Nänfe zu fchmieden, der Dynaſtie Ergebenheit zw 
beſchworen und andererjeitß fie in Gefahr zu bringen — dann allerdings hat 
dieſes Mißtrauen vollen triftigen Grund. (Unhaltendes Bravo! von der Linken.) 
Dr. Sepp: Seit der legten Thronrede find die Stellungen alle ganz verwech⸗ 
felt worden; die damals opponirten, find jet vertrauensvoll, die damals Ver⸗ 
trauen hatten, jprechen jegt Miktrauen aus, und fogar die Thronrede ſpricht 
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von Gefahren, die nicht beſtehen jollen, fie predigt einen Frieden, an den Nies 
mand glaubt. Der Inſtinkt des Volkes hat es richtig herausgefühlt, daß 
wirklich große ſchwere Gefahren vorhanden find, und unter dem Schreden, 
daß die Selbfländigfeit Bayerns nahe am Ende fei, find wir gewählt. Die 
Wahl war ein ſchweres Gewitter, fo find wir Donnerkinder (Gelächter), und 
wir werden an Donnern e8 au nicht fehlen laſſen. (Bravo!) Und wollte 
man uns daran hindern, wollte man die Kammer abermals auflöien, dann 
tönnte der Bollsinftintt ſich leicht in Volkszorn verwandeln. (Ohr!) Wir 
ftehen an einem nationalen Wendepunkt. Wenn Bayern fallen muß, dann 
fol es mit Miderftand fallen, wir wollen mit Ehren zu Grunde gehen. Wer 
hätte vor 20 Jahren gedacht, daß e8 jo kommen werde; hätten wir damals 
doch die Reichsverfaflung ſammt dem Erblaifer und den Grundrechten ange- 
nommen: lettere find auch nicht ſchlechter geweſen, als unfere Socialgefeke. 
(Heiterkeit) Preußen hat bisher nichts gethan, was im Intereſſe Deutſchlands 
wäre. Ja wenn es einmal ein Deutihland gäbe, für das wollen wir alle 
Opfer bringen, und dann wäre es auch möglich, daß die Rechte mit der Kine 
fen ginge; ja, wenn ein norbbeuticher Regent, und wäre e8 der König don 
Preußen, als deutſcher Kaiſer ſich gerirte, dann wollte die patriotifche mit der 
Vortihrittspartei gehen. Wenn man uns eine neue Nationalverfammlung in 
Frankfurt eröffnete, dann wären wir verjöhnt, dann glaubten wir an ein 
Deutſchland; wie aber die Dinge jetzt liegen, nit. Doch mag kommen was 
immer, id) vertraue dem füddeutihen Volle Niemals darf das Vertrauen 
wanten; der nationale Gedanke wird ſich noch fo kräftigen, daB e8 Preußen 
nicht gelingt, uns zu Bafallen zu machen. Wir wollen Deutihe fein und Bayern 
bleiben. Das if unfer Programm! 


30. San. (Bayern). Der König zieht die Minifter und biejenigen 
Mitglieber bes Reichsraths, bie gegen bie Abrefle und gegen base 
Mißtrauensvotum für die Miniſter geftimmt haben, bemonjtrativ zur 
t. Tafel. 


1. Sehr. (Bayern). Der König lehnt e8 ab, die Adreſſe bes Reiches 
rath8 entgegenzunehnen: 

„Die Adrefie der Kammer der Reichsräthe hat durch principielle Angriffe 
auf den Geſammtbeſtand des gegenwärtigen Minifteriums ohne jede thatjäch« 
[ich oder gejelich greifbare Begründung dem Geifte der Berföhnung nit 
entiprodhen, welchen Ich in meiner Thronrede der Landesvertretung entgegen» 
gebracht habe, und hiedurch die Möglichkeit ihrer Annahme für Mich ausge- 
ſchloſſen. Mebrigens werde Ich deßhalb nicht vermeiden, dem Lande die durch 
das Uebermaß der Parteibewegung geflörte Ruhe wieder zu geben. Bon diefer 
Meiner Enitſchließung ift der erfte Präjident der Sammer der Reichsräthe 
jofort zu verftändigen.* 

Tem Prinzen Luitpold und deſſen beiden Eühnen läßt ber 
König mittheilen, daß fie bis auf weitered vom Beſuche des Kol. 
Hofes bdispenfirt jeien; ben Bringen Otto (Bruder Er. Maj.) und 
Adalbert, die beide in ber Fol, Reſidenz wohnen, geht eine ſolche 
Mittheilung nicht zu. 

3. „ (Bayern). HI. Kammer; Fortſetzung ber Adreßbebatte: 

Zürft Hohenlohe: In der leiten Eitung war bei der vorgerüdten Zeit 
es mir nicht mehr möglich, auf einige damals gemachte Aeußerungen zu er⸗ 
widern. Hr. Kolb wünſchte, daß die bayer. Negierung den Verſuch gemacht 
hätte, zu erfahren, welche Bebingungen Preußen Stellen würde für eine nähere 
Verbindung der ſüddeutſchen mit den norbdeutichen Staaten; die Bedingungen 
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wären entweder befriedigend geweien, dann hätte man darnach handeln können, 
oder daß Begentheil, dann wäre die Bevölferung ins Klare gelommen. 
erfenne die von Hrn. Kolb gegebene Anregung an, aber ich gehe noch weiter, 
ich würde es für eine Pflicgtverlegung halten, wenn ich nicht von ſelbſt den 
fraglichen Verſuch gemadt hätte. Es if fonft nicht Sitte, in derlei delicaten 
Fragen dffentli) zu ſprechen, allein die beiondere Situation in Bayern, wo 
die Gemüther fo erregt find, rechtfertigt wohl eine Ausnahme. Auf von mir 
eingeleitete Beranlaffung hat Preußen nicht erflärt, daß e8 den Eintritt Bayerns 
in den Nordbund verlange, oder daß es die Verbindung mit ihm in dieſer 
Form des Bundes erfirebe; es flellt uns anbeim, ob und wann wir Dielen 
Eintritt wünjden wollen, und es fiehbt unſern Vorſchlägen entgegen. Run 
glaube ih, daß es nicht in ſüddeutſchem Intereſſe läge, wern Bayern ein 
feitig vorgeben wollte, abgejehen davon, daß in unferm fFriedensvertrage vom 
22. Yuguf 1866 Bayern die NRitolsburger Präliminarien anerlannt hat und 
diefe nur von einer gemeinſchaftlichen Verbindung der Südflaaten mit dem zu 
gründenden Nordbund wiflen. Correct if aber, daß erft dann, wenn die vier 
Staaten ſudlich des Mains fid) verſtändigt haben, Schritte zu einer Unnäbe 
zung geſchehen. Ich babe ſchon neulich erwähnt, dab ich eine Einigung mit 
Württemberg und Baden mit allen Kräften anftrebte. Unter dieſer Sadlage, 
welche einjeitige Verhandlungen Bayerns ausihliekt, kann ich keine Aufflärung 
darüber geben, welche Bedingungen uns möchten geftellt werben. 


Referent Jörg begründet das Mißtrauensvotum gegen ben Mi: 
nifter Fürſt Hohenlohe: 

Es ift wahr, ih kann dem Fürften Hohenlohe Feine große Staatsaction 
zum Vorwurfe maden, denn er hat feine vollbradt. lm Staatsactionen 
hanbelt es fich nicht, fonft wäre flatt des Miktrauenspotums eine förmlicye 

nHlage geboten, e8 handelt fih auch nicht um Unterlaffungen, denn dann 
Fönnte man einwenden und hat eingewendet, daß ein anderer Minifter, einer 


"von unferer Farbe, auch nichts Anderes, aud nicht mehr hätte thun Lönnen. 


Es bezieht fih das zunächſt auf das Sübbundsproject, von welchem der FR 

am 31. Auguſt 1866 in der Weichsrathslammer ganz verädtli als von 
einem Winteldeutichland und auch fpäter bis in diefe Tage nur mit einer Art 
von Malice geſprochen, obſchon derſelbe in den Nilolsburger Präliminarien 
vorgeiehen if. Ich made ihm daraus feinen Vorwurf, denn ich muß ein- 
räumen, daß irgend ein anderer Minifter den Südbund auch nicht zu Stande 
gebracht hätte. Um erflen Tage unfrer Debatte bat der Fürſt gefragt, ob 
wir denn beabfichtigen, ihn auf feine Gefinnungen Hin zu prüfen? Ich ante 
wortete: Ya! das wollen wir. Es handelt ſich allerdings um eine Prüfung 
der Öefinnung des Fürften. Dagegen aber verwahre ich mich, als greife man 
damit die perjönliche Ehrean. Das gehört nicht hieher, fonft könnte jede par» 
lamentariſche Erörterung auf ein Piſtolenduell Binauslaufen. Fij 

hat gejagt: er und feine Partei ſtützten den Fürften Hohenlohe, weil fie ihn 
für einen ehrlichen Mann hielten, der fein gegebenes Wort löfen werde. Aber 
welches Wort? Das in der Thronrede niedergelegte, welches wir in einem 
uns günfligen Sinne verfichen, oder das am Samſtag hier geſprochene, wel⸗ 
ches den lauten Beifall der entgegengeſetzten Seite fand? Um zu meinem 
Zwed zu gelangen, bleibt mir allerdings nichts Underes übrig, als gewiſſe 
Worte Sr. Durchlaucht zu prüfen und mit einander zu vergleichen. Worte, 
die ein Minifter ſpricht, find feine fo unbedeutenden Dinge. Sie verlangen 
immer Thatſachen von uns, meine Herren! Run, Worte, die ein Miniſter 
ſpricht, iind auch Thatſachen. Solche Worte find fogar beſtimmt, zukünftige 
Thaten zu werden... Um zunächſt den perſonlichen Standpunft, den id 
meine, zu figiren, muß ich zurüdgeben auf die Reichsrathsrede, welche Se. 
Durdlaudt, damals noch nit Minifter, am 81. Auguft 1866 im anderen 
Haufe gehalten Hat. Es war Damals ein wichtiger Moment für unfer Land, 
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Tags vorher hatte die Kammer der Abgeordneten mit allen gegen 11 Stim⸗ 
men beichloffen, daß die Entwidlung der deutſchen Dinge von Bayern fortan 
betrieben werden folle und müfle im engern Anſchluſſe an Preußen. Für 
diefen Veichluß der zweiten Kammer iR am andern Tage Ge. Durchlaucht 
fehr energiſch eingetreten, eingetreten im Sinne des eng Anſchluſſes an 
Preußen, im Sinne deß unmittelbaren EintrittS in den zu gründenden Bund, 
im Sinne des Berfaffungsbiinpniffes, von dem nachmals viel die Mede war, 
von dem aud ich noch des Weiteren reden werde Ge Durchlaucht hat jo» 
dann geäußert: „Als ich vor fiebzehn Jahren in der Sikung vom 12. Ros 
vember 1849 der Neugeflaltung Deutihlands im Sinne der damaligen Vor⸗ 
fchläge Preußens, im Sinne eineß engeren Anſchluſſes an Preußen, das Wort 
redete, that ich e8 und mußte es thun unter der ausdrücklichen Unerlennung, 
daß ich mich mit den Anihauungen des bayeriider WBolles im Wideriprud 
befinde, ih habe mid) damals der Anſchauung der Majorität gefügt.“ Nun, 
m. H. muß id) fragen, wie kann ih, wie muß ich die letzten Worte verfie- 
ben? Rann man mir einen Vorwurf daraus machen, wenn ich auß dieſen 
Worten den Schluß ziehe: alfo verlegt Se. Durchl. fi unter Umſtänden auf 
die Kunft des Temporifirens, Se. Durchl. gibt nicht feine urſprüngliche Mei» 
nung auf, aber als Eluger Politiker ftellt er fie zu Zeiten in den Hintergrund, 
um fie wieder mehr herbortreten zu lafien, dann, wenn günfligere Umſtände 
tommm? Und hieran gleich Inüpft fih für mich eine ſehr ernſte Trage. 
Tritt nicht ein ähnliches Verhältniß hervor zwiſchen der Thronrede und der 
Samflagt-Erflärung des Hrn. Fürften? IR vielleicht diefer unlösbare Wider: 
ſpruch — ich bemerte nochmals, m. ich fafle vor Allem den Erfolg bei- 
der Erflärungen in's Auge — ift dieſer unlösbare Widerjpruch nicht vielleicht 
dadurd zu erflären, daß Se. Durdl. in der Thronrede feine urjprüngliche 
Meinung in den Hintergrund geflellt bat, und daß er fie in der Samſtags⸗ 
Erflärung wieder in den Vordergrund ftellt? ch gehe nun zu den officiellen 
Mittheilungen über, die in früheren Jahren von Sr. Durdlaudt in diefem 
Haufe gemacht worden find, und Eomme vor Allem zu der Erklärung vom 
19. Yanuar 1867. Am 14. Januar war der Antrag Adi's und Genofien 
in die Kammer gelangt, welcher eine Adreſſe an Se. Maj. den König zu dem 
Zwecke verlangte, damit die bayer. Staatsregierung beivogen werde, energilcher 
als bisher die Entwidlung der deutſchen Dinge von Seite Bayerns im eng» 
Ren Anſchluſſe an Preußen und unter der Führung Preußens zu einem deut⸗ 
Icon Barlamente und einer einheitlichen Gentralgewalt zu betreiben. Dieſem 

ntrage kam Se. Durdlaudt zuvor duch die gedachte Erflärung vom 
19. Januar. Wenn Sie fi erinnern, m. H., eine Debalte materieller Natur 
durfte Damals in diefem Haufe gar nicht flattfinden; mir felbft wurde das 
Wort abgefchnitten. In der Mittheilung vom 19. Januar nun kommt bereits 
die Erklärung vor: der norbdeutihe Bund bekunde eine jo „entſchiedene Hin⸗ 
neigung zum Ginheitsflaat“, daß der Hr. Fürſt zum bedingungslofen Ein⸗ 
tritte nicht rathen könne. Diefe Erklärung bat damals viel Aufſehen und 
in unfern Rreifen fogar tröſtliches Aufſehen gemacht. Man hatte vergeffen, 
daß ſchon Monate vorher Graf Bismard dafielbe gejagt hatte. Als nämlich 
der jekige Kanzler des norbbeutichen Bundes von den bohmiſchen Biutfeldern 
zurüdgelehrt war und zum erſten Male in der Commiffionsfigung der preu- 
Bifchen Kammer erſchien, da erklärte ex: man könne doch von einem Staate 
wie Bayern nicht den Eintritt in den zu gründenden Bund unter denſelben 
Bedingungen fordern, wie von den Heinern nordbeutfchen Staaten. Er fügte 
bei und machte den Herren jehr bemerflih: vorerſt komme e8 vor Allem dar» 
auf an, die „Macht des leitenden Staates”, die preußiiche Hausmacht zu ver⸗ 
Härten. Nebenbei gejagt, möchte ich die Herren Berfafler der Minoritätsxdrefle 
bitten, in der nachfolgenden Debatte doch auch darauf einige Rüdficht zu neh⸗ 
men. Der Sr. Fürft ka dann in feiner Mittheilung vom 19. Yan. fort: 
„er werde fi inzwiſchen jedem Schrilte entgegenitellen, der die Erreichung des 
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Bieles verhindern Lönnte.“ Als diefes Ziel wurbe bezeichnet das Berfaffungs- 
bündniß mit Preußen und als der Schritt, der fi diejem Ziele entgegenflelln 
Tönne, ift unmibverftehbar der Südbund bezeichnet. Sie werden vielleicht dar- 
aus verfiehen, warum die Yeußerungen Sr. Durchlaucht über den Südbund 
von da an immer der Urt und Natur waren, wie ich vorhin zu bemerken 
die Ehre hatte. Se. Durchlaucht fuhr weiter fort: „Das Ziel, die Aufgabe 
der bayeriſchen Politik fei die Anbahnung eine VBerfafiungsbürdniffes mit den 
übrigen Staaten Deutichlands, jo weit diefes unter Wahrung der baheriſchen 
Souperänetätsrecdhte und der Unabhängigkeit des Landes möglich ſei.“ Wenn 
Sie diefe Worte hören, jo bitte ich, viel weniger den Ton zu legen auf „Ber- 
faſſungsbündniß“, als auf die Worte „Wahrung der. bayeriſchen Souverä- 
netätßrechte und Unabhängigkeit des Landes.” Sie werden ſpäter fehen, wa⸗ 
rum ich diefe Bitte eigens an Sie ftelle. Inzwiſchen fei es, fo lautet die Er- 
Hörung weiter, Aufgabe der bayeriihen Regierung, die Bundesgenoſſenſchaft 
mit Preußen zu pflegen, und dies bringe e8 mit fi, dab Bayern gegen bes 
flimmte Garantien für die Souveränetät des Königs fih im Falle eines Krie 
ge3 gegen das Ausland der Führung Preußens unterfielle, bringe mit ſich, 
daß das bayerifche Heer in einer Art und Weile organifirt werde, die cine 
gemeinſchaftliche Kriegführung erfordert. Diefe Bundesgenofienihaft werde 
an Werth gewinnen, wenn e3 gelinge, nit nur die Wehrkraft Bayerns zu 
erhöhen, fondern auch die übrigen ſüdweſtdeutſchen Staaten zur Errichtung 
einer gleihmäßigen Träftigen Heeresorganijation zu beftimmen. Darauf hin 
folgte die bekannte Stuttgarter Vereinbarung über die Milttärorganifation 
der fddeutichen Staaten. Sie haben bier, meine Herren, die Wurzel vor 
Augen, aus welcher das jett fo viel beklagte Wehrgeieh uns erwuchs. Gie 
haben hier die Quelle vor fi, aus welder ſich das Unheil des Militarismus 
über die einft jo glüdlichen Länder Sübdeutichlands und auch über Bayern 
ergoß. Nun bat erft in den jüngften Tagen Se. Durchlaucht betont, daB 
vertragsmäßige Verpflichtung nicht vorgelegen habe; er hat gefagt, daß er 
ſelbſt frei und willtürlich die bejagte Eonjequenz aus dem noch geheim gehal⸗ 
tenen Bertrage gezogen habe; er bat nun aber zugleich gejagt, wie die Con⸗ 
fequenz diejes Vertrages, menn auch nicht vertragsmäßig, uns hindern würde, 
an der auf die Länge erprüdenden Waflenrüftung etwas abzjuändern. Bes 
trachten Sie das, meine Herren, nur als Einleitung zu dem, wozu ich jett 
fomme. Ich meine die officielle Mittheilung Sr. Durchlaucht vom 8. Octo⸗ 
ber 1867. Ich lege darauf ein ganz bejonderes ſchweres Gewicht; denn Diele 
Mittheilung bezeichnet ganz gewiß die Sonnenhöhe der preußiſchen Anſchluß⸗ 
politit Sr. Durdlaudt, und ich müßte jagen, von diefem Standpunkte aus 
bis zu den Worten der Thronrede, die wir jüngſt vernommen haben, wäre 
ein wahrer Salto mortale, wenn nit Sr. Durchlaucht verfianden hätte, in 
der Samftagserflärung jofort wieder einen mebr oder weniger verbedien Rüde 
zug anzutreten — in derjelben Erklärung, welche, nachdem die Thronrede uns 
befriedigt Hatte, thatfädhlich die entgegengefehte Seite dieſes Hauſes nicht weni» 
ger befriedigt hat. Ich komme auf diefe officiele Mittheilung nun zurüd. 
Se. Durchlaucht ſprach da vor Allem von diplomatiihen Berhandlungen, 
welche ftattgehabt hätten über die Grundzüge, an weldden Bayern für den 
Fall einer deutſchen Geſammtverfafſung fefthalten müffe, kurz in Bezug auf 
das mehrgedachte Verfaſſungsbündniß. Geftern, wenn ich nicht irre, hat Ex. 
Durchlaucht gejagt, einfeitige Verhandlungen in Bezug auf einen etwaigen 
Eintritt in den nordbeutfchen Bund würde er nicht correct finden. Ich will 
darüber nicht flreiten, ob dieſe diplomatiſchen Verhandlungen, von denen im 
Jahr 1867 die Rede war, einfeitig waren oder nit. Ich fahre einfach wei- 
ter. Der Herr Fürſt bemerkt zwar, wenn er ſchon damals, als erfi ter 
Entwurf der norddeutſchen Bundesverfaffung borgelegen, den bedingungslofen 
Eintritt in den Nordbund für unthunlich gehalten habe, fo ſei dieſes nad 
Abſchluß der Verfaſſung no mehr der all. Uber er fährt fort: „Im All- 
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gemeinen Tännen dieſe Grundlagen — das Berfafiungsblnbnik nämliid — 
dahin definirt werden, daß die in Art. 3 m. 4 des urfprünglichen Entwurfs 
der norddeutſchen Berfafiung enthaltenen Gegenflände, ſonach ein nicht unbe» 
deutendes Gebiet der Geſetzgebung und Verwaltung für gemeinfam erklärt 
und als Bumdesangelegenheit behandelt werben follten, und daß im Uebrigen 
die Berbindung den Charakter eines Gtaatenbunbes unter preußiſchem Präft- 
dium zu tragen habe“. Run habe ich vor Allem eine Rebenbemerkung zu 
machen, der Herr Fürſt betont da wiederholt einen Unterfehied wwiſchen dem 
urjprünglichen Entwurf der norbdeutiden Bundesverfafjung und zwiſchen der 
definitiven Faſſung, in welcher die Charte des norbbeutichen BVundes aus den 
betreffenden Berhandlungen des norbdeutigen Reichstages hervorgegangen ſei. 
Ich habe bier beide Faſſungen bei der Hand. Einen irgendwie weſentlichen 
Unterſchied zwiſchen denjelben Tann ich nicht finden. Was insbefondere den 
Art. 4 beirifit, fo iſt der leizte Abfag des urſprünglichen Entwurfs in ber 
definitiven Faſſung einigermaßen mobdifizirt oder befler gefagt, ſpezifizirt. Es 
find da insbefondere die Worte „und das gericht liche Verfahren“ hinzugekom⸗ 
men. Gollie aber der Hr. Furſt ſich vielleicht berufen wollen auf den Art. 78 
der norddeutſchen Bunbesverfafjung*), jo muB ich bemerken, daß dieſer Artilel 
die im hoͤchſten Grade gefährliche Tragmeite, welde man ihm jetzt gegeben 
bat, damals nod nit hatte. Es redete damals Niemand davon, wenn man 
vielleicht auch, was ich nicht weiß, ſchon daran dadte.. Ich werde Sie 
nun einladen, diejenigen Angelegenheiten des Staates, welqhe Se. Durchlaucht 
damals der freien Selbſtbeſtimmung des Königs von Bayern und der bayer. 
Landesvertretung zu entziehen, diejenigen Angelegenheiten des Staates, welche 
Se. D.damald an dennorbd. Reihstag binliberzugeben bereit war, unter den 
übermädhtigen Cinfluß Preußens ftellen wollte, nad der Art, wie jest gewiſſe 
Ungelegenbeiten Bayerns im Zollparlament behandelt werden — 1 ſage, ich 
werde Sie einladen, dieſe Angelegenheiten in einem flüchtigen Ueberblicke mit 
mir durdgugehen. Der Beauffihtigung von Seite des Bundes und der 
Geſetzgebung defielben wären demnach unterſtellt worden: die Beflimmungen 
über Freizugigleit, Heimath- und Riederlaffungsverhältnifie, über Gemerbsbetrieb 
einſchließlich des Berfiderungsmweiens; die Zoll» und Handelsgeſeygebung; 
die für Bundeszwede zu verwendenden indirecten Steuern; die Orbnung des 
Maß⸗, Miünz- und Gewichtsiyftems, die Brundfäge über Emiſſion von fun- 
dirtent und unfundirtem Papiergeld; die allgemeinen Beſtimmungen über das 
Bankweien ; die Erfindungspatente, der Schub des geiftigen Eigenthums; 
gemeinfamer Schuß des Handels im Ausland; conſulariſche Vertretung , das 
Gijenbahnweien im Intereſſe der Landesvertheibigung und des allgemeinen 
Verlehrs; yemeinfame Waſſerſtraßen, Yluß- und Waflerzölle; Poſt⸗ und 
Telegraphenweſen; wechjeljeitige Erledinung von Erkenntnifſen und Requiſitio⸗ 
nen; ®Be alaubiaung von Öffentlichen Urkunden; gemeinjame Civilprozeßord⸗ 
nung ‚ ‚gemeinjames Goncursverfahren, Wechſel⸗ und Handelsrecht. Alſo, 

m. H., in allen dieſen wichtigen Staatsintereſſen gedachte Se. Durchlaucht im 
Jahre 1867 die Gelbftbeftimmung der bayeriſchen Krone und der bayeriſchen 
Landesvertretung zu Ihmälern und diefelben zu einer gemeinfamen Angelegen⸗ 
heit mit dem norddeutſchen Bunde zu machen. Ich habe kurz darauf in der 
Zollvereinsdebatte in dieſem Kaufe gefragt: a, wenn alle dieſe Begenflände 
unferer Selbftbeftimmung entzogen werden jollen, was haben wir denn dann 
eigentlih in der bayeriichen Landesvertretung hier noch zu thun, und was 
bleibt noch übrig von dem ſouveränen Selbitbeftimmungsrechte Str. Maj. des 
Königs ? Der Abg. Brankenburger hat uns jüngft gejagt, wir fönnten dann 
in unjern innern Ungelegenheiten ganz republikaniſche Einrichtungen treffen. 
Ich kann nicht genau willen, wie Hr. Frankenburger diejes verftanden hat, 


*) Rad) welchem Abänderungen der Verfaſſung mit Zweidritielmehrheit im Bundes« 
zaih, im Webrigen. aber im Wege der Geſetzgebung beſchloſſen werden künnen, 
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aber e8 thut mir Teid, nebenbei bemerken zu müſſen: allerdings, wenn «8 lo 
ginge, dann Tönnte fi in Bälde die Trage ergeben: ob eß nicht am Gejchei⸗ 
teften wäre, gewifle Ausgaben als überfläffig zu reichen. made Sie 
aber nun darauf aufmerffam: während Se. Durchlaucht mit den von mir 
ausführlich geſchilderten Anſchlußplänen an Preußen fih trug, war er doch 
im Stande zu jagen: im Webrigen würde die Berbindung den Gharafter eines 
„Staatenbundes* tragen. Se. Durchlaucht bradte es über fi, Daneben fort: 
während zu ſprechen von der „Selbftändigfeit Bayerns”, von der „Unabhän- 
gigkeit des Landes”, von der „integrität und Souperänetät der Krone Bayerns“, 
die in Feiner Weile angetaftet werden dürften. Wie erllären Sie fi dicie 
Widerſprüche? Se. Durchlaucht hat uns in der Samftags-Erflärung gejagt, 
man jolle ihn eines doppelten Spieles nicht für fähig halten. Das will ich 
wahrlich nicht; aber ih frage, ift das nicht ein Spiel mit Worten in den 
wichtigſten und heiligften Angelegenheiten unjeres Landes? Das frage id, 
und ich erinnere neuerding8 an das Berbältnik, in welches Se. Durdlaudt 
die Thronrede zu feiner Samftags-Erllärung gelebt hat. Das find „Xhat« 
ſachen“, die man im Lande gar nicht einmal zu fludiren braucht; der einfadhlie 
Bauer kann das verftehen, wenn er bört, und lief: Die Thronrede Sr. Maj. 
des Königs hat die Patrioten tief befriedigt, und die Samftagserflärung Er. 
Durchlaucht hat die entgegengefegte Seite zu einem hellen „Bravo” aufgera- 
fen. Ich bitte Sie nun, nicht mehr zu fragen, wie ich denn das Mißtrauen 
motiviren will, von dem ich jage, daß es im Lande herrſche. Sehen Eie, Io 
etwas kann unjer Boll gar nicht begreifen. Ich darf gar nicht die Ausdrücke 
gebrauchen, weldde, wenn auch bloß im politiichen Sinn gemeint und in feiner 
MWeife der perfönlihen Ehre Sr. Durdlaudt nahe treiend, geeignet wären, 
die Anficht des Volkes über ſolche Widerſprüche ganz genau wiederzugeben. 
3% Tage Ihnen bloß einfah, wenn ich den Entwurf einer Woreffe nad der 
Samftagserllärung Str. Durchl. gerieben hätte, dann hätte mir Niemand 
verargen können, wenn ich da hineingeſchrieben hätte: „Wir leben in einer 
gefährlichen Zeit, die treuen Gemüther in Bayern find beforgt um die Eri- 


‚Renz unſeres Baterlandes; die Verträge, die uns an Preußen binden, find der 


Deutung fähig; das Bolt will einen Minifter, der «8 nit auch if. Tas 
Volk will einen Minifter, deſſen Sefinnung e8 kennt, der immer einerlci Rede 
führt, von welchem es weiß, weſſen es fih unter allen Umfländen von 
ihm zw verfehen, was es unter allen limftänden von ihm zu erwarten 

at”... Die Zeitungen haben viel berichtet über die Berhandlungen, 
welche Se. Durdlaudt angefnüpft hatte ınit der. Majorität des vorigen 
kurzlebigen Landtags in der mohlmeinenden Abſicht der Bermittlung und 
um der Sammer zur Gonftituirung zu verhelfen. Bon Seiten des Beauf- 
tragten des Hrn. Fürften fielen dabei merkwürdige Yeußerungen; diefe Aeuße⸗ 
rungen find au in den Blättern der Begenfeite beiprochen worden, und es 
tauchte bereit3 das leiſe Wort „Verrath" auf. In der „Abendzeitung” Habe 
ich diefes Wörtlein ſelbſt gelefen. Der Beauftragte Sr. Durdlaudt wurde 
deßavouirt. Allein Se. Durchlaucht hat fi in Berlin ſelbſt ganz ähnlich ge 
äußert, wie fein Beauftragter fih hier und gegenüber geäußert bat. Ich habe 
daflir einen mittelbaren Zeugen in diefem Saale Es ift überdies, was den 
Kern diefer Aeußerungen betrifft, namentlid) bezüglich der innern Politik, der- 
jelbe fogar in eine Circulardepeſche eingetragen, welde Se. Durdlaudt, wenn 
ich nicht irre, unter dem Datum des 29. Mai (1869) an die bayer. Gefandt- 
ſchaften gerichtet hat. Die Aeußerung, welche ich meine, lautet ungefähr, mie 
folgt: Man jehe die Stellung Sr. Durchlaucht zu dem Refultate der Mais 
wahl vielfach ganz falih an. Diefe Neuwahlen hätten nun den Ultramontanen 
oder jog. Patrioten eine, wenn auch Leine, Majorität verſchafft. Wllein, was 
wollten dieje Leute? Sie perhorresceirten vor Allem jede weitere Conceſſion 
an Preußen, das thue Se. Durchlaucht auch. Zweitens: In der imern Po- 
Vitit habe bis jegt, und das ift namentlich auch in der Gircnlarbepeidhe im 
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deutlichen Worten gejagt, die bayeriiche Regierung keine Stüge gehabt gegen 
über der Fortichrittspartei, fie babe fih von der Yortichrittspartei wider Wil⸗ 
len weiter und weiter vorwärts drängen lafien müſſen; daß werde nun ein 
Ende haben. Das Schulgejeg insbejondere würde als eine Landescalamität 
zu betrachten geweſen fein, wenn es durchgegangen wäre. Für das Schulgeſet, 
ich bemerke das nebenbei, hat Se. Durchlaucht in der Reichsraihslammer 
feiner Zeit jehr eifrig geiprochen. In der jüngften Sitzung der Rammer der 
Reihsräthe hat Se. Durchlaucht von der Partei, von der er damals feine 
Stüte erwartete, erllärt, dab er allein daB Gircular des Hrn. dv. Hörmann 
gekannt und gebilligt habe, welches, wie ihm fcheine, eine zwar draftitche, aber 
wahre Charalteriftit der patriotifchen Partei enthalte. Das war am freitag, 
wenn ich, nit irre, und Tags darauf ift Se. Durchlaucht in dieles Haus 
gelommen und bat, wie ih nochmals conftatire, dur feine Erklärung die 
entgegengefeßte Seite diejes Hauſes zum Iauten Beifall fortgerifien. M. H., 
ich jage nun: daß Maß der Widerjprüche, da8 Maß der Schwankungen ift 
nad der Meinung des Landes voll; ich jelbft bin der Meinung, es ift jogar 
ion übergelaufen. Fürft Hohenlohe: Ich conftatire, daß der Hr. Referent 
fein Mißtrauensvotum modificirt hat; er nennt e8 nicht mehr „Mißtrauens⸗ 
votum“, fondern, wenn ich recht verftanden babe, ein „Nichtvertrauenspotum”, 
Ehe ih auf die Rechtfertigung derjenigen meiner Worte und Aeußerungen 
eingebe, welche nad dem eben gehörten Vortrag zum Mißtrauen gegen mid) 
allein Beranlaifung gegeben haben, möchte ich aud einen Blid auf die Ger 
finnung meiner Gegner werfen. Der Hr. Referent hat am Anfang der Des 
batte gejagt, „Europa blide auf diefen Saal”. Es ift richtig, die Entſchei⸗ 
dung, welche Sie hier treffen werden, wird von weittragender Bedeutung fein, 
nicht deshalb, weil die Greignifie unjeres Königreichs für die Welt von fo 
großer Wichtigkeit wären, fondern deßhalb, weil der Kampf, der hier feit 
einer Woche entdrannt if, nur einen Theil des großen Sampfes bildet, der 
zur Zeit die Welt bewegt. Es ift der Streit der beiden Anſchauungen, deren 
eine im modernen Rechtsſtaate und in der ganzen freiheitlihen Entwidlung 
der Gegenwart etwas zu Grhaltendes und zu Pflegendes erblidt, und “deren 
andere diefen modernen Staat und die ganze moderne Entwidiung perhorres- 
eirt und daß Keil der Menfchheit in einer Neugeftaltung des Staates auf 
anderer Grundlage fucht, einer Reugeftaltung, welche durch die Kirche und 
zwar durch eine im abjolutiftiihden Sinne reconftruirte Kirche vervollftändigt 
und getragen würde. In dieſem Kampfe eine Aenderung der Ueberzeugungen 
duch Worte herbeiführen zu wollen, wäre die vergeblichite aller Bemühungen. 
Meine Auffaffung wird auch nicht beirct durch Die Verfiherungen Jener, 
welche ſich frei willen von Ubfichten, wie ich fie eben bezeichnet, auch nicht durch 
die klare Nede eines fehr geehrten Dlitgliedes, welches die Verföhnung des 
Liberalismus mit der Kirche zur Aufgabe feines Lebens macht und welches 
wohl auch demſelben Schidjale entgegengehen wird, welches alle diejenigen ges 
troffen bat, die diejelben Beftrebungen hatten. Denn ih kann mic des Gedankens 
nicht entihlagen, daß ein Theil der Gegner nur deßhalb mit den Feinden bes 
modernen Staateß gemeinjame Sache macht, weil e8 diejen gelungen ift, für 
ihre Tendenzen jene erregte Stimmung zu benüßen, in weldhe die Gemüther 
durd die Ereignifie des Jahres 1866 gebradht worden find. Dieſe Erregtheit 
beruht aber einestheil® auf der Furcht, welche der gegenwärtige Zuſtand 
Deuiſchlands einflößt, nachdem das Band zerriffen if, welches die deutichen 
Stämme biß 1866 zufammengehalten bat. Sie beruht ferner auf der Furcht 
vor den Beſtrebungen derjenigen, weldje den nationalen Gedanken zum end» 
lichen Ausdruck zu führen fuchen, ohne den gegebenen Thatſachen und den 
Gefühlen des Volks allfeitig Rechnung zu tragen. Jh habe mich feit 3 Jahren 
redlich bemüht, Bayern aus diefem Zuftande der Unficherheit herauszuführen; 
ih habe mich bemüht, ſchon jet und gerade vor jener Zeit, zu welder eine 
Kündigung des Zollvereins eintreten kann, zu vertragsmäßig geordneten Zus 
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ftänden zurückzugelangen. Freilich Haben einzelne Redner gemeint, dag über⸗ 
haupt eine vertragsmäßige Verbindung der füddeutihen Staaten mit dem 
Norden vom Uebel fei. Allein das kann ich nicht als die Ueberzeugung der 
ganzen Partei annehmen, denn jonft würden ihre Berfiherungen in Siff. IV 
des Adreßentwurfes nicht denjenigen Grad von Glaubwürdigkeit verdienen, 
welchen ich ihnen, wie man e8 einem loyalen Gegner ſchuldig if, gerne zu- 
geſtehe. Sie ſprechen aus, daß Sie eine nationale Verbindung der dbeutichen 
Stämme wollen und verlangen, und ich darf wohl annehmen, daß Sie die 


ſen Wunſch und diefe Hoffnung nicht in eine nebelhafte Ferne und in eine 


Zeit verlegen wollen, in welcher durch ungeahnte und nicht zu erwartende Er⸗ 
eigniffe nicht etwa bloß die Baſis der Friedensverträge von 1866 beſeitigt, 
fondern aud) der ganze feit Jahrhunderten vollzogene Entwidlungsgang ber 
deutihen Stanten in fein Gegentheil verkehrt fein würde Wenn Sie aber 
darauf nicht warten wollen, jo gibt es nur Einen Weg, diefe nationale Ver⸗ 
bindung zu erlangen, und das ift derjenige, welchen die bayeriihe Regierung 
verjucht hat, es ift der Weg, durch Verträge, alfo durch Alte der gleichterech⸗ 
tigten Staatsjouveränelät eine verfaflungsmäßige Gemeinſchaft des Eüdens 
mit dem Norden herbeizuführen. Nichts jchadet dem politiſchen Leben jo viel, 
als die Unklarheit der Begriffe So ift e8 denn gelommen, daß das Mik- 
trauen gegen meine leitenden Gejchäfte ganz bejonders darin feinen Urjprung 
hat, daß fich die wenigften meiner Gegner die Mühe gegeben haben, ſorgfäl⸗ 
tig über Die verjchiedenen ſtaatsrechtlichen Fragen, die hier in Betracht kommen, 
nachzudenken und jene Unterjcheidungsmerknale feftzubalten, welde in fo 
ſchwierigen und vermwidelten Angelegenheiten feftgehalten werden müſſen. Ad 
muß e3 gegenüber den Aeußerungen des Hrn. Referenten nochmals betonen, 
ih habe niemals, auch nicht im Auguft 1866, mid für den Eintritt in den 
norddeutihen Bund ausgeiproden. Der norbd. Bund war damals nicht ab« 
geichloffen, und der Hr. Ref. würde im Verfolge meiner Aeußerungen von 
damals gefunden haben, daß ich eben deshalb für die Annäherung an den 
Norden Deutſchlands geſprochen habe, weil es damals noch möglich geweien 
wäre, Bedingungen zu erlangen, mit welden die Selbfländigleit Vayerns 
vereinbar gewejen wäre. Sie werden vielleicht eine ſolche Vorausſetung naiv 
finden; ich bitte Sie aber, nicht zu vergefien, dak ich noch nicht Minifter war 
und als Privatmann nicht die volle Senntnik aller thatſächlichen Berbältnife 
befigen konnte. Ich halte auch den Eintritt in den norbdeutihen Bund nicht 
bloß für eine Frage der Zeit, wie Hr. Pfahler mir imputiren wollte. Ad 
habe die Gründe, und es find nicht bloß Geldgründe, wie derfelbe Mebner 
meinte, weshalb ich die Verfaſſung des nordd. Bundes nicht für die geeignete 
Form einer nationalen Bereinigung für und Süddeutſche anjehen Tann, ſchon 
fo oft und fo verftändli auseinander gefeht, daß es wohl genügen dürfte. 
Uber das ift do volllommen unmöglich, überhaupt eine nationale Berbin- 
dung zu ſchaffen, wenn gar feine Rechte, gar keine Legislative, überhaupt gar 
nichts, was bisher der einzelne Staat für fi beforgt Hat, fünftig gemeinfam 
bejorgt werden fol; und ich erachte die Selbſtändigkeit Bayerns dadurch aller 
dings nicht gefährdet, wenn es gewiffe Angelegenheiten einer gemeinlamen 
Behandlung unterjtellt, bei welcher aber natürlid — und das iſt das Unter 
ſcheidende — Bayern eben fo viel Rechte Hat und eine ebenfo enticheidende 
Stimme führt, wie jeder andere Staat. Ih bin nun mit dem Hrn. Nee 
renten einverftanden, daß wir die Beauffihtigung über diefe Angelegenheiten und 
die Geſetzgebung innerhalb derjelben nicht einer Bundesbehörde Übertragen 
ſollen, wie fie an der Spite des nordbeutichen Bundes fteht, und in welcher 
Bayern Feine andern Befugniſſe hätte, al3 daß ihm im Bundesrathe nur 
etwa 6 oder 8 Stimmen zuftünden, und wo dann im Neichstage die Minori- 
tät von 50 bayer. Abgeordneten in der großen Maſſe der norddeutſchen ver- 
loren ginge. Ich Habe auch nicht in meiner Rede vom 8. October 1867 
gefagt, wie der Hr. Referent meint, daß ich beftrebt fei, dieſe Rechte und Ber 
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fugniffe an das norddcatſche Barlament zu überiragn. Auch ich halte die 
Organiſation des nordd. Vnndes und die dadurch bedingte Behandlungsart 
der Bundesangelegenheiten allerdings nicht für geeignet, die Damals als ge- 
meinjam projeetirten Angelegenheiten ihr zu unterftellen. Ich habe getradhtet, 
in jenen Berhandlungen eine vertragsmäßige Gemeinſamkeit aller der Ange- 
legenheiten zu erzielen, bei welcher die einzelnen ſüddeutſchen Staaten als 
gleichberechtigte Paeiscenten und gleichberechtigte Factoren in Behandlung dies 
ſer Angelegenheiten anerkannt worden wären. Das ift e8, was die Berhand- 
lungen im Auge hatten, welche id mit den fübbeutichen Staaten — denn mit 
dem norbbeutichen Bunde haben gar Heine Verhandlungen ftattgefunden — 
bezüglich eines weitern Bundes zwiſchen Suüddeutſchland und Norddeutſchland 
geführt habe, und deshalb bezeichnet meine damalige Rede die anzuftrebende 
nationale Verbindung ausdrüdli als einen Staatendbund. Sie wiſſen, woran 
jene Verhandlungen gefceitert find. Der Berjuh der Gründung eines ſüd⸗ 
deutſchen Staatenvereing, unter deſſen Vorausſetzung die Beftimmungen ver 
Rikolsburger PBräliminarien hinficätlich einer nationalen Berbindung mit dem 
Rorden Deutſchlands allein zur Ausführung zu bringen wären, if bisher 
nicht gelungen. Es gibt politifche Situationen, in welchen der Wille des ein- 
zelnen Menſchen, ja ter Wille eines Staates fih als unzulänglich ermeilt. 
Die Schwierigkeiten, welche fih einer befriedigenden Reugeftaltung Deutſchlands 
entgegenftellen, find durch den Gang, melden die Erneuerung des Zollvereins 
genommen hat, in gewiſſer Beziehung vermehrt worden. ch habe es damals 
verſucht, die Reconftruction des Zollvereind auf anderen, mehr füberativen 
Grundlagen zn bewirken. Allein meine Vorſchläge find in Berlin vereinzelt 
geblieben. [Sie fanden insbefondere nicht die geeignete Unterflügung von 
Seiten des Hrn. v. Barnbüler, welcher in diefer Angelegenheit eine Stellung 
einnahm, wie feinerzeit Hr. v. Beuft als ſächſiſcher Minifter in der Trage des 
preußifch-franzöfiigen Handelsvertrags]. And wenn wir den Zollverein nicht 
aufgeben wollten, mußten wir der neuen Form zuſtimmen. Damals ftand 
der Weg offen, auszuſcheiden aus der deutſchen Gemeinſchaft und eine ifolirte 
Stellung ſowohl in wirihſchaftlicher als politiicher Beziehung einzunehmen; 
es fland der Weg offen, uns auf uns felbft zurlidzuzichen. Ich hätte einer 
folgen Polftil nicht zuſtimmen lönnen, und id) tar bereit, im Sommer 
1867, als ich von Berlin zurückkam und bevor der Zollvertrag abgeichloffen 
war, mein Amt nieberzulegen. Ich habe die Entſcheidung Sr. Maj. dem 
König und dem Lande überlaflen; Se. Maj. der König und das Land haben 
fh für Erhaltung de8 Zollverein auf der von Preußen vorgeihlagenen 
Grundlage entfchieden ausgeiproden. Damit war die Geftaltung Deutichlands 
in föderativer Richtung weſentlich erſchwert; daß auch der Gedanke des Süd⸗ 
Bundes dadurch nicht gefördert wurde, werben Sie begreifen. Ich conftatire 
bei diefer Gelegenheit mit Vergnügen, daß auch der Hr. Referent feine Anſicht 
dahin außgeiprodden hat, e8 hätte auch fein Anderer als ich den Südbund zu 
Stande gebradt. Wenn der Hr. Abg. Greil aber verftanden hat, ich halte 
den Südbund nicht für ratbfam, weil daburd die Selbftändigkeit der einzelnen 
Gtaaten gefährdet werde, jo hat der Hr. Abgeordnete mich falſch verftanden. 
Ich habe nur auf die Schwierigkeiten hingewieſen, welche der Gonftruirung 
des Sudbundes deshalb entgegenftehen, weil dberjelbe nur dann zu Stande 
fommen Fünne, wenn jeder von den füddeutichen Staaten auf einen Theil fei- 
ner Gelbfländigfeit, auf einen Theil feines Selbſtbeſtimmungsrechtes verzichtet. 
Ich ſetzte Hinzu, Bayern allerdings könnte diefe Opfer bringen, da wir die 
ſtärkſte Macht innerhalb des Südbundes feien und die gebrachten Opfer wie« 
der ausgeglichen würden dur die Stellung, melde Bayern im Sübbunde 
einzunehmen hätte. Ich fügte dann weiter bei, daß Würtieniberg und Baden 
auf einen foldden Verzicht einzugehen wenig Grund hätten. Ber Hr. Abg. 
Greil will aber weder den Bundesſtaat noch den Staatenbund, ja nicht einmal 
ein Unlehnen an den Palaft des norddeutſchen Bundes. Damit ift auch der 
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don mir angefirebte weitere Bund verurtbeilt und die Politik des Abwariens 
als die eigentliche bayeriſche Politik proclamirt. Es ift möglich, ve ir 
vorderhand dazu gerwungen fein werden; allein es gibt für uns zwei 4 
des Abwartens. Die eine befteht darin, dak wir die gegebenen Berhältnine 
offen und rlidhaltlos acceptiren und fie nit als ſolche anfehen, bie wieder zu 
zerlören wären, daß wir aufmerffam beobachten, ob und wann der Augen 
blid gelommen jein wird, in weldem an der großen nationalen Aufgabe 
mitgewirlt werden Tann unter Wahrung der Rechte und Interefien unſerts 
engern Baterlandeß; und es gibt eine andere Art des Abwartens, die darin 
befteht, mit Ungebuld nad dem Augenblid zu jpähen, wo man das Geſchehene 
ungeſchehen, wo man die Ereigniffe rüdläufig machen und NRevande für das 
Erduldete nehmen könnte. Daß id mit lehterer Art des Abwariens nicht 
einverftanden bin, daß werden Sie begreifen; id würde damit mit meiner 
ganzen politiſchen Vergangenheit in Widerſpruch gerathen. Ich komme mun 
noch auf einen weiteren Punkt, der in der allgemeinen Tebatte berührt wor⸗ 
den if, Der Hr. Abg. Schleih bat der Staatsregierung einen Borwurf 
gemadt, daß fie Sr. Maj. dem König feinen Uusiprud über umfer Berhält- 
ib zu Oeſterreich in der Thronrede ‚angerathen hat. Allein ih habe vergeb- 
lich au in Ihrem Adreßentwurfe eine derartige Aeußerung gejudt, und id 
muß mid wahrhaftig wuntern, daß, wenn Sie jo vorfichtig find, ſich über 
diefen delicaten Gegenftand nicht auszuſprechen, Eie es der Etaatsregierung 
und in&bejondere dem Minifter des Heußern, defien Worte von großer Tragweite 
find, wie uns aud der Hr. Ref. gefagt hat, zumuthen, fi in diefer Beziehung 
auszufprehen. Es hat aber Hr. Abg. Echleih und au der Hr. Abg. Kolb 
fih über unſere gefährliche geographiſche Lage gegenüber Oeſterreich ausge⸗ 
ſprochen. Ich bin nun zwar nicht der Meinung des berühmten ſtrategiſchen 
Wortfuhrers dieſer Theorien; ich glaube, daß Süddeutſchland auch ſtrategiſch 
eine größere Bedeutung habe, als Oeſterreich zum Feſtungsgraben und Glacis 
su dienen; noch weniger kann ich Tem Ausſpruche des citirten Schriftſtellers 
beiftimmen, daß die Geihide Bayerns mehr von Wien als von Münden ab» 
hängen, aber das verfenne ich allerdings nicht, daß, wenn Oeſterreich, verbün- 
bet mit Frankreich, Deutſchland angreifen würde, Bayern und Süddeutſchland 
in eine ſehr bedenkliche Lage kämen. Allein, was kann ein bayeriſcher Miniſter 
in dieſer Beziehung thun? Doc gewiß nichts Underes, als fein volle Augenmert 
darauf richten, daß er feinen Anlaß zu einer jolchen Goalition gibt, und andrer- 
jeits Alles aufbicten, damit der Riß, welder jeit 1866 Oeſterreich von Preu⸗ 
Ben trennt, vermindert werde. ch kann es mir nur als eine Pflichterfüllung 
anrechnen, wenn ich jeinerzeit, als der Luxemburger Conflict drohte, aud in 
diefer Beziehung activ vorgegangen bin. Tie vielen Angriffe, die ich deßhalb 
in ber Preſſe zu erdulden hatte, können mich nicht beirren. Es ift jehr leicht, 
eine Maßregel zu fritifiren, die an ſich gut ift, deren ſchwache Seite aber da» 
rin befteht, daß ein Heiner Staat fi) immer in einer unglüdlidden Lage 
befindet, wenn er zwiſchen zwei Großmächten vermitteln will. In weldger 
Meile dereinft das Berbältnig Oeſterreichs zu Deutichland fi geftalten wird, 
das vorauszufehen, wird wohl kein fterblidher Politiker die Gabe haben. Daran 
aber will und Tann ich fefthalten, daß ih in Defterreid ein Reich mit Mil» 
lionen eines trefflihen und an allen deutſchen Tugenden reichen Bruderftam- 
mes erblide, und daß ich den Frieden Europa’8 und das Heil unferer Zufunit 
vor Allem von der endlichen Berjöhnung Defterreihs und Preußens erwarte. 
Bis diefer Augenblid eintritt, laſſen Sie ung feithalten an dem, was wir zur 
Zeit an nationaler Gemeinjamleit noch befiten. 
Damit fchließt die Generaldebatte über die Adreſſe und das von ker 


Majorität beabfichtigte Mißtrauensvotum gegen ben Fürften Hobenlobe. 


9. Febr. (Würtemberg). Die Ngitation der demokratiſchen Partei 


gegen das Wehrgeſetz iſt eine mächtige landauf und landab: Allent: 
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halben werben Bollsverfammlungen meift unter Beibeiligung ber 
Abgeordneten der Bollspartei und anderen Delegirten aus Stuttgart 
abgehalten, Beſchlüſſe gefaßt, Abreflen angenommen und in Umlauf 
geſetzt. Die Regierung fieht der Agitation völlig unthätig zu. Da: 
gegen fucht ihr die nationale Partei durch eine fehr warme Aniprache 
entgegenzuireten. 


10. Febr. (Bayern). IH. Kammer: Epecialbebatte über bie Adreffe. 
Rede des Abgeorbneten M. Barth über ben Abreßantrag ber Minder⸗ 
heit (Fortſchrittspartei) und die Bedingungen, melde Bayern bei 
einem Eintritt in den nordd. Bund zu fordern hätte: 

... Alſo zurüdgeben lönnen wir nicht, nun jo wollen wir vorwärts geben, 
aber e8 wird gut fein, vorwärts zu gehen, jo lange e8 noch Zeit ift, daß wir 
als Eompaciscenten mitreden, daß wir Bedingungen flellen, daß wir unterhan⸗ 
deln können. Bielleiht, nad fünf Jahren fon, wenn die Frage der Erneue⸗ 
rung des Zollvereins un die Reihe fommt, Tann e& für ſolche Unterhandlun⸗ 
gen zu ſpät fein, vielleicht nad fünf Jahren jhon, wenn daflelbe Haus, wel⸗ 
ches heuie fist, no in Wirkſamkeit ift, vielleicht nach fünf Jahren ſchon wird 
man ung jagen, entweder ihr tretet in den Bund oder ihr tretet aus dem 
Zollverein. Ob wir dann jo ohne weiters austreten können aus dem Joll⸗ 
verein und ung gleichzeitig iſoliren aud in politiicher Beziehung, daB if eine 
Brage, die der ernfleiten Erwägung bedarf. Nah allem diefen tft unfere 
Meinung in Beziehung auf die deutiche Frage folgende: Wir wollen nicht, 
daß Bayern bettelnd an den Norden komme, um bineingelafien zu werden in 
den norbdeutichen Bund, wir wollen aber, daß, wenn fi im Rorden eine 
Geneigtheit zeigt, mit uns in Unterbandlungen zu treten, von Bayern dieie 
Geneigtheit nicht zurückgewieſen werde. Mir wollen nicht unbedingten Eintritt 
in den norddeutihen Bund, wir wollen aber, daß man durch Unterhandlungen 
eine ſolche Organifation, eine ſolche Neviſion der Berfaffung dieſes Bundes 
kerbeiführe, daß wir mit Anftand, mit Aufrechthaltung unjerer berechtigten 
Selbſtändigkeit und mit Aufredhthaltung der Würde der bayeriichen Krone 
dieje Bedingungen annehmen können. Eie ſehen hieraus, wir find feine 
Schwärmer für den norddeutihen Bund, uns wäre auch eine andere Einrich⸗ 
tung, wenn fie möglich wäre, im bayeriſchen Intereſſe lieber, aber wir halten 
feine andere für möglich, wir glauben nicht an die Möglichleit eineß weiteren 
deutſchen Bundes neben dem norbdeutihen, und wir glauben, daß dadurch 
die Schwierigleiten nur mehr vermehrt würden. Darum möchten wir es lie 
ber verjucden mit der Umgeftaltung des norbdeutichen Bundes zu einem deut⸗ 
fen Bunde durch eine Revifion feiner Verfaflung, die unjere innere Selbfi- 
ftändigfeit und die Freiheit der Entwidlung beftehen läßt. Ich habe Ahnen 
nun die Grundgedanken unjerer Anſchauung in Beziehung auf die deutſche 
Trage dargelegt; erlauben Sie mir, noch einige Bemerkungen beizufügen. 
Wie wir den Begriff der Selbftändigfeit auffafien, habe ich Ahnen ſchon vor⸗ 
bin gejagt, es if} nicht die unbedingte ſchrankenloſe Selbfländigleit, die verträgt 
ch mit keinem Bundesverhältnifiee Wer eine ſolche Selbftändigfeit und doch 
einen Bundesflaat will, der gleicht in meinen Augen einem Manne, der zu 
einem Meſſerſchmiede geht, um ein Meſſer zu kaufen, weldes aber keinen 
Griff und feine Klinge haben fol. Was die Revifion der Bundesverfaffung 
betrifft, fo glaube id, daß dieſelbe in dreifacher Richtung geſchehen müßte. 
Es müßte nämlich D NRüdfiht genommen werden darauf, daß diejenigen 
Mängel, welche die Berfafiung des norddeutſchen Bundes als Ganzes an ſich 
trägt, befeitigt werden ; 2) müßte Nüdficht genzmmen werden auf den Unter» 
Ichied, welden, wie Hr. Referent bemerkt bat, der Kanzler des norddeutſchen 
Bundes andeutete, auf den Unterſchied zwiſchen den SKleinflaaten und den 
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Mitteltaaten, und 3) müßte Nädficht genommen werden auf unfere ſpecifiſch 
bayeriihen Berhältnifie. In Beziehung auf die weientlichen inneren Mängel 
der norbdeutfchen Bundesverfafiung babe id) nur Tyolgendes beſonders hervor⸗ 
zubeben. Wir betrachten e8 als einen weſentlichen Mangel diefer Berfaffung, 
daß der norddeutſche Bund fein verantwortlicdes Miniſterium bat. Ein wei⸗ 
terer ift die Beſchränkung der Bollsvertretung in ihrem Budgetrecht. Ein drit- 
ter Mangel betrifft die Gewähr der Berfaffung. In Urt. 78, welder nur 
mit einer Leinen Moajorität durchgegangen ift, Iefen Sie folgende Beftimmung : 
„Veränderungen der Berfaffung erfolgen im Wege der Geſetzgebung, jedoch 
iR zu denjelben im Bundesrathe eine Mehrheit von zwei Drititheilen der 
vertretenen Stimmen crforderlih*. Hier könnte es uns aljo begeanm, Tab 
wir durch eine Abflimmung in eine Abänderung der Bundesverfafjung uns 
fügen müßten, welche wir durchaus nicht wollten. Diefe Beflimmung müßte 
dahin abgeändert werden, daß eine Berfaffungsänderung nur mit Einwilligung 
jämmtlicdder Staaten geſchehen könnte. Ich komme nun zu dem Unterſchicde 
in den Berhältniffen der Kleinftaaten und in denen der Mittelflanten.... Cs 
blieben nur no die befonderen Stipulationen zu berühren, die bei einem 
Eintritt Bayerns in den Bund zur Wahrung der ſpecifiſch bayeriſchen Inter⸗ 
effen getroffen werven müßten und dahin rechne ich namentlich die Wahrung 
der Srundlagen unferes Staatshaushalter. Es gehört dahin in erfter Reihe 
der Malzaufſchlag. Das wäre nach meiner Meinung abjolut notwendig, 
daß wir den Malzaufihlag uns vorbehielten. Das würden wir nicht zugeben 
dürfen, daß uns derſelbe etwa durch eine allgemeine Bierfieuer entzogen würde. 
Sie werden vielleicht fragen, warum wir früher diefe Unterfcheitungen nicht 
gemacht haben und ich bin Ihnen auch darauf eine Antwort ſchuldig. Es if 
uns mit dem norbbeutfchen Bunde ähnlich gegangen, toie dem Hrn. Fürſten 
v. Hohenlohe. Die Entwidlung des norbdeutichen Bundes hat ihre Etadien 
gehabt, und in der erften Zeit wußte man noch gar nicht, was aus demfelben 
werden folltee In der zweiten Periode war wenigſtens die praltiihe Durch⸗ 
führung defielben, wenn aud die Berfaffung fon da war, no im Flufſſe 
und erft in der lebten Zeit hat fih mehr und mehr daB Streben zu erkennen 
gegeben, die Befugniffe de8 Bundes immer weiter auszudehnen. Webrigens 
war es niemals unfere Meinung, daß Bayern bebingungsies in den Bund 
eintreten fol. Wir haben immer, wie wir als praftiide Bolititer ja muß⸗ 
ten, ala ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt, dab dem fürmlichen Beitritte Unter⸗ 
bandlungen vorhergehen, und daß beftimmte Goncefjionen gefordert werben 
würden. Aber jett, nachdem ſich der norddeutſche Bund jo ausgewachſen hat, 
wie er gegenwärtig fi) darftellt, finden wir e8 notbwendig, zur Bermeidung 
von Mibverftändnifien noch befonders zu betonen, daß wir den (Eintritt 
der ſüddeutſchen Staaten nur dann wollen, wenn derfelbe unter anftän- 
digen Konditionen ftattfinden Tann. ch zweifle aber nicht, daß, wenn der 
geſammte Süden mit billigen Propofitionen an den norddeutſchen Bund käme, 
der norddeutſche Bund einen ſolchen Antrag fehr ernſilich in Erwägung ziehen 
und nicht leichthin zurückweiſen würde. Einen Punkt muß ich noch berühren. 
Wir haben in unferm Antrage beſonders hingewieſen auf die Jjolirung 
Bayerns und die daraus hervorgehende Gefahr. Es hängt das zuſammen 
mit dent, was ich zulegt gefagt babe. Wenn wir von Anfang an in dem 
nordbeutfchen Bunde geweien wären, wenn wir Untheil gehabt hätten am der 
Herftellung feiner Berfaflung und an feiner Ausbildung, glauben Sie wohl, 
daß Anträge, wie fie in der neueften Zeit dort vorgefommen find, fo leicht 
durchgegangen wären, wie jet? Bei einem Bundesſtaate thut die Berfaffung 
viel weniger al8 der Charakter der einzelnen Staaten, die zu dem Bunde ver 
bunden find. Wenn Sie mit der nämlichen Berfaffung einen deutſchen Bun« 
desftant haben, in dem die ſämmtlichen deutſchen Mittelftaaten begriffen find, 
in dem namentlih aud Bayern mit darin ift, jo wird die Berfafjung eine 
ganz andere Wirkung haben, als wenn diefelbe Verfaſſung nur angewendet 
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wird auf Reuß-Breiz und Reuß⸗Schleiz und wie die Meinen Stanten alle heißen. 
Aber nachdem wir nun einmal nit in dem Bunde finn, wächſt von Tag zu 
Tag die Gefahr, daß der nordd. Bund zulegt in einen formlichen Einheitsftaat über» 
gebt, und glauben Sie, daß diefer Einheitsftaat dann am Main ftehen bleiben 
wird? Der Yundesftaat thut es, der Einheitöflaat aber thäte e8 nimmermehr. 
Man wird den rechten Zeitpunkt fuchen, man wird un dann auch uniren, 
und der Ginheitsftant, das einheitliche, aber vielleicht leider auch centralifirte 
Deutſchland, wird die Folge fein. Tie deutihen Bölfer könnten fi vielleicht 
nad) Generationen Über dieſen Wechſel der Tinge tröften unter Einer Boraus» 
fegung, wenn der Einheitsſtaat eben nicht centralifirt würde, jendern wenn an 
die Stelle der autonomen Etanten, autonome Provinzen treten würden. Aber 
Die Dynaſtien würden bei diefem Wechſel am meiften verlieren. Dir liegt 
daran, daß der Etaat Bayern erhalten werde. Ih will nit auf kühne 
Erperimente mi einlaffen, mir ift e8 lieber, wir haben einen gefidderien 
Staatenbund mit möglichſt ſelbſtändigen Einzelnftaaten, als wir haben einen 
Einheitsftaat, von dem ich noch nicht weiß, ob er centralijirt fein wird. Trotz 
alledem muß id) Ihnen das Eine no jagen: halten Sie uns für feine 
Schwärmer, unjere Hoffnung, dab wir mit unferen Anträgen etwas erreichen 
werden, ift nicht groß. Daß Sie diefe Anträge nicht annehmen werden, da⸗ 
von jind wir voſtardig überzeugt. Wir glauben aber auch leider, es wird 
ſchwer halten, daß die bayeriiche Regierung in unferer Richtung vorgehen wird. 
Wenn fie es nicht thut, jo unterläßt fie e8 wohl in guter Meinung, aber ich 
fürchte, fie wird e8 fpäter zu bereuen haben. Ich achte jede politifche Leber» 
jeugung, ja jogar jedes politiihe Gefühl, aber eines darf man doch jagen, 
wenn die Männer, die berufen find, für das Belle des Staates zu jorgen, 
wenn die zur rechten Zeit, wo e8 gilt, einen enticheidenten Schritt zu thun, 
wenn die in diefem Momente die richtigen Gedanken nicht finden, oder ſich 
nicht aneignen Tönnen, fo ift das ein Verhängniß für den Staat. 
Abjtimmung über die Abjäge 3 und 4 (Mißtrauensvotum gegen 
ben Fürften Hohenlohe). Derjelbe erklärt vorher, er würbe feine 
bisherige Politik’ auch ferner beibehalten. „Sie jind im Pegriff, über 
viefelbe abzuftimmen,; wie aud Ihre Entſcheidung ausfalle, möge 
fie zum Wohle Bayerns gereihen.” In namentliher Abſtimmung 
wird das Mißtrauensvotum mit 77 gegen 62 Stimmen beichloffen. 


12. Gebr. (Bayern). I. Kammer: Schluß ber ganzen Abreßbebatte. 


15. 


Der Finanzminiſter erklärt Namens jeiner Collegen, die Gejammt: 
beit der Miniiter trage die Derantwortlichleit für bie Wahlkreis: 
eintbeilung. Wenn man ihnen daraus und fonit ben Vorwurf ber 
Barteiregierung made, fo können fie denjelben nicht auf fidy fißen 
lafien. Referent Joͤrg erläutert, daß er für dieſe Minifter kein 
Mißtrauensvotum beabſichtige. Die gefammte Adreſſe wird nad 
ben Ausſchußvorſchlag mit Ausnahme des Wortes „erfahrungs⸗ 
gemäß” in Abſatz 3 mit 78 gegen 62 Stimmen angenommen. 
Die proviioriihe Erhebung ber Eteuern wird faft einjtimmig 
bewilligt. Die Majorität beichlicht die Annullirung der (liberalen) 
Münchener Wahlen und ebenjo ber (liberalen) Wahlen in Günzburg. 
„ (Bayern). Fürſt Hohenlohe bittet den König in Folge bes 
Mißtrauensvotums der patriotiihen Mehrheit beider Kammern um 
feine Entlafjung. Die übrigen Minijter find Anfangs uncinig, ob 
fie gleihialls ihre Entlafjung begehren follen, unterlaffen es aber 
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ſchließlich. — Der König verlangt die Einfendung ber Abrefle ber 
DO. Kammer. 

— Gebr. (Bayern). Im proteftantifchen Theile des Landes entwidelt 
fi) eine fehr Heftige Agitation gegen ben proteftantiihen Obercen⸗ 
fiftorialpräfidenten v. Harleß, ber mit ben Batrioten im Neichsrath 
gemeinfame Sache machte. Dagegen treten die fog. Bauernvercine 
bes (Tath.) Niederbayerns für benfelben ein. 


20—23. „ (Baben). U. Kammer: Tebatte über die brei zufammen: 
hängenden Geſetzrorlagen ber Regierung betr. das Nicberlafjunge: 
iweien, das Recht ber BVerehelihung und dase Armenweien. Tas 
erſte wird mit 42 gegen 6, das zweite mit 49 gegen 2 unb das 
britte mit Al gegen 14 Stimmen angenommen. 


21. „ (Heilen) Eine proteftantifche Landesverfammlung kefchlicht, 
Gleichſtellung der proteftantiihen Landeskirche mit ber Fatholifdyen 
Kirche ftatt des bisherigen Conſiſtorialſyſtems zu verlangen, 

gibt dem „tiefen Mibtrauen gegen die dermalen mit Berwaltung der An⸗ 
gelegenheiten der evangeliihen Kirche in Heflen beauftragten obern Behörden“ 
Ausdrud und legt „gegen jeden Verſuch der Behörden, eine Kirddenverfaflung 
ohne Durchführung der Rechte der Gemeinden und des Laienftandes zu Stande 
zu bringen, öffentlihen und feierlichen Proteſt“ ein, dem eintretenden Yalles 
ih anzuſchließen alle Glaubensgenofien im ganzen Lande aufgefordert werden. 

23. „u (Bayern) Die Münchener Neuwahlen zum Landtaz fallen 
wiederum entidieben liberal aus, Tie Fortſchrittͤpartei und bie 
Reſte ter Deittelpartii gehen immer mehr zuſammen gegen bie Ye: 
ftrebungen ber Patrioten. 

— . (Bayern), Tie in der „Allg. Augsb. Big.” ericheinenben 
„Römischen Briefe vom Soncil* erregen cin ſteigendes Intereſſe, ta 
fie in der Sage find, bie von ber römiſchen Curie bem Concil unter 
dem Eicgel der Verſchwiegenheit vorgelesten Actenftüde meift jefort 
und zuerit zu veröffentlihen. 


Anf. März. (Bayern). Die bemofratifche Volkspartei und ein großer Theil 
der patriotiſchen Partei erganifiren eine Tebhafte Agitation gegen bas 
neue Wehrgeſetz. 

3. „ (Bayern). Tie drei cafjirten” Günzburger Wahlen fallen 
nunmehr ypatriotiih aus. Die Majorität ber patrietiihen Partei 
in der II. Sammer fteigt badurh auf 83 gegen 71 Etimmen. 


„_ » (Baden). Tie IL Kummer genehmigt das von ber Regierung 
vorgelegte Geſetz über die Eintheilung der Wahlbezirte mit allen 
gegen bie vier ultramontanen Etimmen. 

Die bisherige Eintheilung hatte der ultramontanen Partei eine allerdin.s 
nur zu geeignete Handhabe zu NReclamationen geboten. Durch die neue werden 
die Wahlfreife von 50,000 Ecelen, aber aud die von 17,000 Seelen befeitigt 
und einige neue Landwahlbezirke geichaffen. Dagegen wird gegen die Oppofition 
der ultramontanen Fraction die Trennung von Stadt» und Landwahlbezirken, 
fowie eine gewiſſe Rüdficht auf die Höhe des Steuerkapitals beibehalten. 
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4. März. (Heſſen). Die II. Kammer lehnt den Antrag auf einen 


Proteft gegenüber dem Kriegsminifterium bez. der fortwährenden 
Penfionirungen höherer Offiziere mit 18 gegen 17 Etimmen ab. 
— Für die Organifation der Landwehr werben ftatt ber geforderten 
356,000 fl. nur 225,000 fl. bewilligt. 


„ (Baden) Die II. Kammer erklärt fi mit 40 gegen 9 
Stimmen für Abfhaffung der Tobeaftrafe Der Juftizminijter be 
zeichnet den Standpunkt der Regierung dahin, daß es eine Frage 
der Zeit fei und fie freie Hand zu behalten münfche, je nachdem 
die Entiheidung im norddeutſchen Bunde erfolge, — Mit allen gegen 
die 4 ultramontanen Etimmen wird die Abſchafſung ber geiftlichen 
Vorbereitung zum Eide beſchloſſen. — Tebatte über den mit dem 
norddeutſchen Bunde geſchloſſenen Jurisdiktionevertrag und einftin: 
mige Genehmigung deſſelben. 


Miniſter Obkircher: Dieſer Verirag, welcher im norddeutſchen Reichstag 
genehmigt worden, gebe jedenfalls davon Zeugniß, daß an ein fofortiges Ein⸗ 
treten Badens in den norddeutſchen Staatenverband hier nicht gedacht werde, 
andernfalls hätte man ja warten können, biß die Bundesgefehe dieſe Rechtsſätze 
in noch ausgebehnterem Maße einführen würden. Edhard weist auf Lasker's 
Antrag bin. Dieſer Antrag, wie Bismard’s Antwort, erheiſche, daB auch 
die badiſche Kammer ihre Anſicht ausſpreche. Baden hat fi) nur ungern zum 
Kriege von 1866 entſchloſſen. Nach jener Zeit habe Baden gern alle Vers 
pflidtungen übernommen, welde aus einer nationalen Annäherung hervor⸗ 
gingen; e8 habe die Berträge nicht allein geſchloſſen, ſondern auch redlich ge⸗ 
halten. Ymmer aber habe man der größeren Macht überlaffen, den Augen» 
blick zu beflimmen, in weldem eine Annäherung erfolgen follie. Der Antrag 
Lasker's wurzle dort, wo er geftellt worden fer; er ſpreche allen den Männern 
im Reichttag, welche auch die badiſchen Beſtrebungen aneriennen, den Dant 
aus. Man müſſe beiderjeils die Sprödigfeit aufgeben, die den Norden und 
Süden auseinander hält. Was Bismard gelagt habe, fei für Baden nichts 
Neues. Die Form, in der er fi ausgeſprochen, jei allerdings etwas zu fchroff 
geweſen, allein Badens Opfermilligleit werde dadurch nicht abnehmen; es hätte 
diefe Opfer nicht für Preußen gebracht, ſondern für die Einigung Deutſchlands. 
Richt die Hoffnung des heutigen oder morgenden Eintritts beſtimme Baden, 
fondern daS Bewußtſein, feſt und geeinigt dazuftehen in der Stunde der Ge⸗ 
fahr. Er Spree im Einverftändnijje mit feinen Freunten: Wir bleiben auf 
dem bisherigen Wege, Minifter v. Freydorff: Wenn fi vielleicht in der 
Rede des Abg. Laster in den Berhandlungen des norbbeutichen Reichstags 
vom 24. Febr. ein Anhalt zu der Bermuthung finde, daß die großherzogliche 
Negierung, wenn nicht jchon in der nächſten Zeit ein Anſchluß an den nord» 
deutſchen Bund ermöglicht werde, in Verfolgung des beiretenen Weges ermüden 


Jönne, fo fei dieje Befürchtung höchft unbegründet. Niemals jei die großher⸗ 


zogliche Regierung in Berfolgung ihres Zieles feier, vertrauenspoller ge⸗ 
weien, als eben jetzt. Sie jei geftügt durch die große Mehrheit des Bolles 
und der Bollsvertreiung ; fie ſei erfreut, von diefer auch heute noch die Zus 
fiherung der Unterftügung zu bören; es jei gelungen, in der inneren Geſetz⸗ 
gebung alle Borausjegungen der nationalen Einigung, namentlih im Militärs 
weien, zu ſchaffen, und dieje Einigung felbft habe in den verflofienen 34 Jah» 
ren weſentliche Yortichritte gemacht. Nicht nur ſei eine Anzahl neuer, mit 
dem norddeutichen Bunde gemeinſchaftlicher Gelege entftanden, nicht nur bes 
Händen die Allianz» und Zollvereinverträge, fondern es feien auch jpeciell von 
Baden der Berirag über militäriiche Freizügigkeit und der vorliegende Juris⸗ 
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dictionſsvertrag geſchloſſen; andere gemeinſchaftliche Befchgebungswerfe auf dem 
Gebiete des bürgerlichen und Strafprozeſſes fländen bevor. Redner wiſſe nmicht. 
was die großherzogliche Regierung, auf fo viel feſterem Boden ſtehend, fo viel 
näher am Ziele, zur Umlehr oder zur Betretung eines anderen Weges ver- 
anlafien folte. Als ein günftiges Ergebniß der Verhandlung vom 24. v. M. 
fei zu verzeichnen, daß ſich auch bei dieſer Gelegenheit die Uebereinſtimmung 
der Ziele der Politit der großherzoglichen Regierung nicht nur mit jener der 
nationalen Parteien, fondern auch mit jener des Vertreters des norbdbenutichen 
Bundes gezeigt habe. Hier fei von Anfang an der Sat aufackellt worden, 
daß nad Auflöfung des deutichen Bundes und mit dem Ausihluß aus dem 
nordbdeutichen Bunde die ſuddeutſchen Staaten in ihre volle Sonveränetät ein- 
getreten feien, daß die Nikolsburger und Prager Verträge ihnen nur freiftellen, 
unter fi einen Verein zu bilden und durch deſſen Vermittelung die nationale 
Verbindung mit dem norbdeutihen Bunde zu juchen, keineswegs aber die für- 
deutihen Staaten zur Betretung dieſes Weges zu zwingen. Eine folde Zu- 
mutbung gegen Staaten, deren Unabhängigkeit und Souveränetät man doch 
ollfeitig anerfenne, wäre unerbhört und neu. Wohl feien ſchon Staaten gegen 
ihren Willen in einem QBundesverhältniß feftgchalten worden, das fie einmal 
freiwillig und vertragsmäßig eingegangen. Redner erinnert an den Sonder⸗ 
bundstrieg, den Bürgerkrieg der Bereinigten Staaten von Amerika, an die 
Tendenz des deutichen Krieges von 1366. Nod niemals aber fei es irgend 
Jemanden eingefallen, fouveränen Staaten die Eingehung eines Bundes zuzu⸗ 
mutben, zu dem fie fein Bedürfniß fühlen, von dem fie feinen Bortheil fehen 
und vielleicht ſelbſt NRachtheil befürchten. Jeder foldhe dauernde Bund fordere 
Opfer an Soupveränetätsrechten, und ehe man ſolche Opfer bringe, wolle man 
den Zwed und einen die Opfer aufwiegenden Bortheil für Land und Bolf 
jehen. Die großherzogliche Regierung fei niemals gemeinfchaftlicden Berband- 
lungen zwiſchen den jübdeutichen Staaten Über Herftellung nationaler Bezie- 
bungen zu den Nordhunde ausgewichen ; diefe Verhandlungen feien ohne Schuld 
Badens eingeichlafen, oder «8 feien, wie in den Berbandlungen über die Fe⸗ 
ftungsverträge, mühfelig ungenügende Ergebniffe erreicht worden. Die fouve- 
ränen jüddeutichen Staaten bätten auch nad den Berträgen von 1866 die 
Freiheit, jowohl auf dem Wege der. Bildung eines jübdentichen Vereines als 
auch unmittelbar, jeder für fi, die nationale Einigung mit dem Norden zu 
ſuchen und berzuftellen. Dieler, ſchon im Art. 79 der norbdeuticden Bundes» 
acte conftatirte Standpunkt finde fi) auch wieder in den Verhandlungen vom 
24. Febr. Roßhirt erflärte fih im Allgemeinen mit dem Bertrane einver- 
fanden. Was die politifche Seite deffelben betreffe, jei er der Anſicht, daR 
die fübdeutihen Staaten zufammengehen müßten, eine Einigung, welche aud 
theilweife durch die Rede des Bundeslanzler8 angeratben werde. v. Feder 
(Demokrat): Er flimme dem Bertrag zu, halte aber dafiir, daß man nod 
eher mit den jübdeutichen Staaten, die uns näher flünden, ſolche Berträge ab» 
ſchließen folle. Auch er wolle daflelbe Ziel, Freiheit und Einheit Deutichlanbs. 
Uber ihm fcheine, daß der bisher von der Regierung befolgte Weg, das Biel, 
ein einiges und freies Dentichland zu erreichen, noch fein prafti Reſultat 
gehabt habe. Eine nähere Bereinigung der ſfuddeutſchen Staaten ſei eher an- 
auftreben, und werde auch geeigneter zum Anſchluß an den norbbeutichen Bund 
führen. Insbeſondere müfle eine Bollsvertretung der ſüddeutſchen Staaten 
aeichaffen werden, denn ohne diefe ſei fein einheitliches Deutſchland möglid. 
Kiefer: Feder fei auf dem unrichligen Wege. Bismard babe nur bom den 
jegigen Verhältnifien geſprochen; fowohl der Einzeleintritt wie der Geſammt⸗ 
eintritt der ſüddeutſchen Staaten hänge von dem opportunen Moment ab. 
Auch die badiihe Kammer ehe dies ein; es habe ihr ja frei geftanden, im 
Zaufe des zu Ende gehenden Landtags einen dahın zielenden Antrag zu ftellen. 
Er habe Lasker's Antrag nicht veranlaßt. Der Partei, weldder Feder ange 
höre (Bollspartei), jei es nur darum zu thun, mit einem fübbentichen Wunde 
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dieffeits des Mains zu bleiben. Lender (ultramontan): Er werde dem Juris» 
dictionsvertrag beiftimmen, ohne die politiihen Anfichten Edhard’s zu theilen. 
Dieſe feien nicht die des badiſchen Volles. Man gebe ihm directes Wahlrecht, 
und es werde anders enticheiden. Bilfing (ultramontan): Er ſei erflaunt, 
zu hören, daß Lasfer’s Antrag nicht von badiſcher Seite veranlaßt worden 
fei; er freue fich deſſen; Bismarck's Nede ſei eines Staatsmannes würdig. 
Was er in Biarrig gethan, könne übrigens Oeſterreich aud tun. Badens 
Eintritt in den norbbeutichen Bund läge nicht im Intereſſe Preußens. Würt⸗ 
temberg und Bayern feien jehr zweifelhafte Berbiindete vieles Staates. Ge⸗ 
ſchmerzt habe ihn, dak Bismard mit fo großer Ungenirtheit über die Regie⸗ 
rung von 1866 geiprocdhen habe; er nehme ihm noch übel, daß damals ba- 
diſche Soldaten erſchoſſen worden jeien. Er benehme ſich überhaupt als Herr, 
der dem gehorfamen Diener befehlen könne, wann er über den Main herüber 
ſolle. Lamey: Baden fei ein Heiner Staat, der fih Deutſchland anſchließen 
müfle. Das hänge aber nit im Willen Bismard’3, der von Deutihland 
überdauert werde. Was Feder wolle, jei unmöglid. Wenn man einen Süds 
bund haben wolle, müfle man ihn erzwingen. Baden, Württemberg und 
Bayern würden allein nicht unter Einen Hut zu bringen fein. 


5. März (Hejfen). Tie II. Kammer genehmigt einjtimmig ben mit 


ben norbd. Bunde und mit Baden abgefchloffenen Vertrag bez. mis 
Iitärifcher Freizũgigkeit. 
„ (Württemberg). Der Landesausihuß der Volkspartei bes 
fließt bez. des vorbereiteten Eturmes gegen das Wehrgeſetz, 

dag in allen Bezirken moͤglichſt zahlreiche Deputationen, aus 10, 12 und 
mebr Männern beftehend, gewählt werden und ſämmtlich an Einem Tage, 
nämlich am Sonntag den 20. März, in Stuttgart erjcheinen jolfen, um jede dem 
Landtagsabgeordneeten ihres Bezirks, welcher politiichen Richtung er auch an⸗ 
gehöre, einen Beſuch abzuftatten und die in dem Bezirk angenommenen Adreſſen 
behuf3 der Beförderung an die Kammer zu Überreihen. Nach der Uebergabe 
der Adreſſen jollen ſämmtliche Deputationen zu einer Landesverſammlung zu⸗ 
fammentreten, um weitere Beſchlüſſe zu faſſen. 


» (Bayern). Fürſt Hohenlohe wird als Minifter des Auswärs 
tigen entlaflen. Graf ray, Bayer. Geſandter am öſterreichiſchen 
Hofe, tritt an feine Etelle. 


„ (Bürttemberg). Gröffnung des Landtags, Die Negierung 
legt demſelben das Budget für bie nächfte Yinanzperiode vor. Die 
bemofratiihe Partei richtet fofort eine Anterpellation an ben Mi: 
nifter Varnbüler betr. die Frage bes casus foederis mit Preußen: 

„In der Abendfigung der Abgeordnetenkammer vom 30. Oct. 1867 ſprach 
der Minifter des Aeußern bei der Berathung des Allianzvertrags mit Preußen 
vom 13. Aug. 1866 Folgendes: „Daß die Frage, ob man Über den casus 
foederis eine Gognition habe oder nicht, eine unzmweifelhafte ift, das will ich 
Ihnen beweiſen, und den Beweiſe, den ich Ihnen hier führen werde, wird 
fein einziges Mitglied diefes Haufes widerſprechen. Als die Luxeniburger 
Frage anfing, brennend zu werden, wurde die k. Regierung von ber preußifchen 
gefragt, ob fie dieje Trage, Fall Ddiejelbe zu einen Kriege fülhre, als casus 
foederis anjehe? Die preußiiche Regierung hat alfo damit pofitiv anerkannt, 
daß fie die Entſcheidung der württembergiichen Regierung zu erwarten habe. 
Die Antwort ging dahin, daß man, um dieje Frage zu enticheiden, erft wiſſen 
müfle, was die Beranlaffung zu diefem Kriege jei, daß man überhaupt ge= 
naue Kenntniß der Verhältniffe haben miüfie, und wenn man dieſe haben werde, 
dann erfi die Entiheidung zu geben im Stande fei, und Graf VBismard habe 
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diefe Antwort volllommen in den Berhältnifien begründet gefunden.“ Sie 
„Nordd. Allg. Ztg.“, ſoviel bekannt, jpecielles Organ des Hrn. Grafen Bie- 
mard, fagte in ihrer Nummer vom 11. Yebr. 1870 an hervorragender Stelle 
von diejer Erflärung des Frhrn. v. Varnbüler wörtlid: „Wenn bie preus. 
Regierung damals diefe Darftellung nicht öffentlich berichtigt hat, jo dürfte 
fih das aus der Rüdfihtnahme auf das parlamentarifche Bedürfniß bes Hrn. 
Minifters erllären. Daß in den Mittheilungen, die während des Luremburger 
Conflicte® von bier aus an die ſüddeutſchen Regierungen gerichtet worden find, 
die frage, ob der casus foederis eingetreten jet oder unter welden lUmftän- 
den er eintreten wilrde, gar nicht aufgeivorfen worden ift, verficht fi von 
ſelbſt. Eine ſolche Eognition würde, wenn in einem alle Rürttemberg, im 
andern auch Preußen zuftehen und factiich das Bündniß annulliren.“ Hier 
wird aljo die thatjächliche Richtigkeit ter amtlichen Angabe des Hrn. Minifters 
Frhrn. v. Barnbiller, daß die preußiiche Regierung bei dem Qugemburger 
Handel die württenıbergijche Regierung gejragt habe, ob fie eventuchl den casus 
foederis al& vorhanden anjche, geleugnet, und die Angabe als nur aus „par- 
Iamentariihem Bedürfniß* hervorgegangen charakteriſirt. If der Hr. Mir 
nifter des Aeußern nicht gencigt, der Kanımer die ciwaigen Schritte mitzu⸗ 
theilen, die er wegen jeneß ehrenrührigen Bezichts der „Rordd. Allg. Ztg.“ 
und mit welchem Erfolge er fie getban hat?“ 


8. März. (Baden). Die 1. Kammer genchmigt tas vorgelegte Diilitär: 


10. 


11. 


ftrafgefeß und die Militärftrafgerichtsorbnung und bewilligt gelegent: 
lich des Budgets die Totation des Erzbisthums Freiburg in ber 
bisherigen Höhe, fordert aber bie Heyicerung zur Erwägung auf, cb 
diefelbe bei längerer Vacanz noch fernerhin zu bezahlen ſei. 

. Minifter Jolly erklärt fi damit einverfianden, wenn das Erzbisthum 
nur deshalb nicht bejetst würde, weil das völlerrechtlich garantirte Recht der 
badiſchen Regierung, personas minus gratas vom Erzbistyum auszufchlichen, 
nicht geachtet würde. Die Regierung werde unbeirrt fortfahren, alle von ihr 
für minus gratae gehaltene Perſonen außzufchließen. 

„ (Baben). I. Kammer: Der Antrag auf Abſchaffung der Todes: 
ftrafe wirb auch in zweiter Berathung mit allen gegen 10 Stimmen 
angenommen. 

Juſtizminiſter Oberkircher erklärt vor der Abſtimmung: Die Regierung 

behalte ſich vor, wenn beide Häuſer die Abſchaffung der Todesſtrafe beichläfien, 
je nad den obwaltenden Umftänden die Sanction zu ertyeilen oder zu vere 
weigern. 
»„ (Bayern). Der (bemofratiihe) Abg Kolb, vom Finanzaus⸗ 
ſchuß der II. Kammer zum Referenten über die von der Regierung 
geforderten außerorbentlihen Militärerebite ven ca. 65 Mil. Gulden 
ernannt, bat fein Neferat vollendet, Derfelbe will nicht ganz 2 Mill. 
Gulden bewilligen und fofort bei Gelegenheit biejer Bewilligung 
und berjenigen des orbentliden Militärbubgeis mit ber allmähligen 
Ueberleitung des bayeriſchen Heerweſens in das Milizſyſtem beginnen. 
Das Neferat, im Club der patriotiſchen Partei vorgeleien, findet 
„nicht nur fait cinftimmigen, fondern wahrhaft begeijterten Beifall“. 
„ (Württemberg). U. Kammer: Geſtützt auf die von ter 
Volkspartei organiſirte Ngitation gegen das Kriegsdienſtgeſetz bringen 
21 Mitglieder dev Volkspartei und 24 Mitglieder ber ſog. groß 
deutſchen Partei folgenden Antrag ein: 
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„Sm Erwägung, daß es die Wichtigkeit des Gegenſtandes verlangt, ſchon 
beim Beginne der Budget⸗Seſſion die Anfiht der Kammer der Abgeordneten 
über einen der Hauptabiähnitte des Etats darzulegen, und daß es alsbaldiger 
Ausarbeitungen bebürfen wird, um noch während diejer Seffion eine entipre 
ende Ordnung dieſes Gegenflandes herbeizuführen, beantragen die Unterzeich- 
neten: Hohe Kammer wolle 1) der k. Staatöregierung ertlären, daß fie in 
den militärifhen Einrichtungen ſolche Aenderungen geboten finde, welche die 
großen volfSmwirthichaftlichen und finanzichen Nachtheile des beftehenden Sy⸗ 
fiems erheblich, insbefondere durch Herabjekung der Präjenz, zu mildern ges 
eignet find, und daß fie die Ausgaben für Zwecke der militäriſchen Einübung 
nicht in der bisherigen Hühe zu bewilligen vermöchte; 2) demgemäß die kgl. 
Staatsregierung bitten: noch im Laufe der Seflion entiprechende Vorlagen 

" einbringen zu wollen.“ 

12. März. (Bayern). I. Kammer: Der Finanzausſchuß bridt dem 
principiclen Borgeben feines Referenten Kolb auf ben Antrag bes 
einzigen liberalen Mitgliedes, Frhrn. v. Staufjenberg, vorerft bie 
Epite ab, indem mit 5 gegen 4 Stimmen bejchloffen wird, 

die erfte Forderung der Regierung (Neubewaffnung) von 3,665,000 fl. auf 
2,473,725 fl. zu ermäßigen, von der zweiten Forderung von 2,791,396 fi. 
dagegen nur 52,000 fl. für die Durch die neue Bewaffnung nöthigen Abände⸗ 
rungen am Armatur» Lederwerk der Infanterie zu genehmigen, alle übrigen 
Bofitionen aber bis zur Budgetberathung zurüdzuftellen. 


Der Referent Kolb Hatte feinem Bortrage als Ginleitung einen Ercurs 
über Milizwejen vorausgeſchickt. Es gehe weder an, die Steuern zu erhöhen, 
noch neue Schulden zu unprobductiven Zweden zu machen; auch habe da3 or« 
dentlihe Militärbudget eine Höhe erreiht und drohe noch fortwährend zu 
wachſen, jo daß eine durchgreifende Sparjamfeit unbedingt einmal einzutreten 
habe. Am einfaften und natürlicäften geichähe dies durch allmiählige Ans 
bahnung und lieberführung der gegenwärtigen bayer. Militärverhältniffe in ein 
wahrhaft volksthümliches Wehrſyſtem, für melches Referent im Texte ſeines 
Neferates wie im Anhange defielben die glänzendften Zeugnifie bochberühmter 
Feldherrn (Radetzky, Blücher, Clauſewitz, Raglowich zc.) anführt. Zu dieſem 
Behufe ſchlägt Referent nachſtehende Punkte vor, welche ſchon jetzt in der baye⸗ 
riſchen Armee ein⸗ und durchgeführt werden könnten: 1) ſtarke Abkürzung der 
Präſenzzeit; 2) ſtarke Verminderung der Reiterei (Auflöſung der 2 Küraifier- 
und der 2 Uhlanenregimenter; 3) und 4) entſchiedene Verminderung der Zahl 
der Generäle und auch der Offizierszahl in anderen Graden; 5) Aufhebung 
der Regimentsverbände bei der Infanterie und Artillerie; 6) und 7) Neuregue 
lirung des Avancements und des Penfionsmwejens; 8) Verbefierung der Oeko⸗ 
nomie; 9) und 10) Beſchränkung der Pferberationen an höhere Offiziere und 
der Neubauten; 11) und 12) Aufhebung des SKadettencorps und entbehrlicher 
Feſtungen, namentlih Landau's; 13) beſſere Sorge für die Unteroffiziere. 


„» » (Rürttemberg). I. Kammer: Volkspartei und Negierung ges 
rathen vorläufig gelegentlich eines Gejeßesentwurfs über Beſchaffung 
weiterer Gelbmittel für ben Eifenbahnbau ziemlich hart an einanber, 


Das Haupt der Volkspartei, Karl Mayer, greift den Minifter Barnbüler 
vehement an, namentlich aud wegen feiner ausm. Politil. Minifter Mitt» 
nacht erllärt das Minifterium in dieſer Beziehung für folidar und Minifter 
Barnbüler fertigt ihn noch derber ab, ob er ſich denn bereits als „jüddeuts 

ſchen Bundesprälidenten” betrachte. Schmid gratulirt der Regierung dazu, 
daß fie fi von ihrer bisherigen Duldung der Beobachtertendenzen fo entichieden 
befehrt habe, während Römer (national) mit fcharfer Ironie den Conflict 
zwifchen Mayer und Barnbüler als einen „rein häuslichen Zwift” bezeichnet, 





176 | Die füddentfgen Staaten. 


12. März. (Heſſen). Tie II. Kammer jpricht ſich für ein umfaſſendes 
nenes Volkoſchulgeſetz, die J. Kammer cinſtimmig dagegen aus. 


15. „ (Württemberg). Die II Kammer nimmt bas ven ber Re: 
gierung vorgeſchlagene fchr fiberale Dijfidentengefeg mit 66 gegen 
16 Stimmen an und beſchließt, 

die Regierung um Einleitung zu geſetzlicher Einführung des Srundiages 
zu bitten, daß die Religionsverſchiedenheit zwiſchen Ghriften und Nichtchriſten 
fein bürgerliches Ehehinderniß bilde, 

Tie Ergänzungswahlen für tie Commiffionen fallen gegen bie 
(vereinigte) Regierungs: und nationalliberale Rartei und zu Gunſten 
ber gemeinjamen Ganbibaten ber Volle: und ber ſog. großdeutjchen 
Partei aus. 


„„ (Baden) Die IL Kammer bewilligt tie von ber Regierung 
geforderte Unterftüßung von 3 Mill. Fr. für das Gotthard - Unter: 
nehmen mit allen gegen 3 Stimmen. 

16. „ (Bayern). I. Kammer: Der Finanzausfhuß fößt feinen Ve: 
ſchluß vom 12. d. M. wieder um und nimmt das AusjhuR-Referat 
Kolb's in allen jeinen Theilen fait einſtimmig an. 

17. „ (Württemberg). U. Kanımer: Der Antrag ber vercinigten 
Volks- und fog. großteutihen Partei wird an bie Finanzcommiſſien 
gewiefen. Dabei entipinnt fi cine Debatte über das Verhalten 
ber Regierung gegenüber ber Mgitation ber Volkspartei gegen das 
Wehrgeſetz: 

Hölder (nat.clib.) ſpricht den Wunſch aus, daß die Regierung möglichſt 
bald in die Lage komme, ihre Stellung zu dem Antrage der großdeutichen 
und der Volkspartei fundzugeben, nachdem die Agitation im Lande gegen das 
Kriegsdienſtgeſetz, von welcher man nicht wife, wie die Regierung dazu ftehe, 
binlänglid Berwirrung und Unklarheit herbeigeführt habe. Juftizminifter 
v. Mittnacht: Die Regierung, welche gewußt habe, daß demnächſt die Stände 
zufammentreten würden, habe es für angemeljener eradhtet, hinſichtlich dieſer 
Angelegenheit den Ständen gegenüber fi) auszufpredien, als in die Agitation 
einzugreifen. Römer (nat.Iib.): Die Regierung babe bei den allerverjchie- 
denften Agitationen fonft ihre Stellung alsbald genommen und diejelbe in 
der Prefie u. ſ. f. zur Beröffentlihung gebracht. In der vorliegenden Agi⸗ 
tation habe fie feinen Laut von fich gegeben, obgleich die Öffentlichen Organe 
gar nicht gewußt, wie fie fih hier zu verhalten hätten. Tas Schweigen ber 
Regierung jei hier fo viel geweſen, als der Agitation Vorſchub leiften. Wenn 
diefe Agitation Württemberg zum Nachtheil gereichen werde, trage daB bis⸗ 
herige Schweigen der Regierung die Schuld daran. SC efterlen: Er müſſe 
dies bezweifeln, das Schweigen der Regierung babe einfach einen conftitutio- 
nellen Grund. Die Regierung hätte ein Recht nicht gehabt, in das Bereins- 
weſen einzugreifen. v. Mittnacht fragt, wie filh denn Römer ein Borgehen 
der Regierung gedacht hätte: ob etwa die Minifter in den Vollsverſammlun⸗ 
gen hätten ericheinen oder in Zeitungsbeilagen eine Erklärung gegen die Agi⸗ 
tation hätten veranlaffen follen? Römer: Ein Attentat auf das Bereins 
und Berfammlungsreht jei ihm in feiner Weile eingefallen. Die Regierung 
hätte fi) in einer Proclamation an das Boll wenden lönnen, und dieß wäre 
ndihig geweien ; denn die Agitation könne in ihren Folgen die Grundfeſten 
Wurttembergs erjhlittern und zum Bruch des Ullianzvertrages führen, wenn 
nämlich durch Berminderung der Präfenz der Stand des Heeres alß ein kriegß⸗ 


Die füpdentfgen Biasten. 177 


Hicstiger nicht mehr anerlannt werden Tönnte. Wenn bie Agitalion ben Erfolg 
haben ſollte, welden die Antragfteller beabfichtigen, jo würde dies weit über 
deren Ziele hinausgehen; er gebe zu beventen, daß es auch Über den nord⸗ 
deutjchen Bund Hinaus und zum Einheitsfaate führen könnte. Schott: Es 
fei ganz weile von der Regierung geweſen, in diefer Frage den Parteien freien 
Zauf zu laflen, warum habe denn die politiiche Partei Nömer’s nicht mit 
einer GBegenagitation geantwortet? Holder: Geine Partei babe in dieler 
Frage Stellung genommen. Die Regierungspartei, die freilih Mein genug 
ei, ſei in dieſer Frage im Stich gelaſſen worden, weil die Regierung geſchwie⸗ 
gen babe. Er glaube, daß dur nichts mehr die politiiden Zuftände im 
Bande gefährdet und die Perjonen demoralifirt wären, als wenn das Bolt 
nicht zu wiſſen befomme, wie e8 mit feiner Regierung daran ſei. Frhr. 
v. Barnbüler: Die Regierung habe das Kriegsdienfigeieh im Yahre 1368 
mit der allergrößten Energie durchgeſetzt und Habe es inzwiſchen ausgeführt ; 
er frage nun, wie irgend jemand auf die Anficht fommen könne, der Regies 
rung jei eine Agitation gegen dies Geſetz, wie die Volkspartei fie in’s Werk 
gelegt, willlommen? Im Allgemeinen glaube er, die Wegierung dürfe und 
ſolle in eine Agitation nur dann eingreifen, wenn fie den Weg der Ueberzeu⸗ 
gung in diefem Haufe erjhöpft habe. Dann erft werde es Zeit fein für eine 
Regierung, mit einer Proclamation an das Volk zu appelliren. 


18. März. (Württemberg). Die II Kammer nimmt ein Genoſſen⸗ 


21. 


22. 


ſchaftsgeſetz an, das demjenigen bes norbbeutfhen Bundes vollkom⸗ 
men entipridt. 

»„ (Baben). Die I Kammer tritt dem Beſchluſſe ber II. Kammer 
bez. Abſchaffung der Todesſtrafe einſtimmig nicht bei, da bie frage 
befjer vertagt werde, bis man fi) bei Annahme des norbdeutichen 
Geſetzbuchs hierüber ſchlüſſig machen könne. 

„ (Bürttemberg). Bon allen Seiten bes Landes treffen bie 
Deputationen mit ben burd bie Agitation ber Volfspartei erzielten 
Adrefien gegen bas Wehrgeſetz in Stuttgart ein. Tie Gefammtzahl 
der Unterſchriften beträgt 100— 150,000, 

„ (Bürttemberg). Das Diiniftertum Varnbüler bietet in Folge 
bes Adreſſenſturms unb ber dadurch hervorgebradhten Lage feine 
Entlafjung an. 


„ (Baden). Die IL Kammer nimmt die Vorlage bez. Abkürzung 
des Abgeorbnetenmanbats einftimmig an. 

Die L Kammer lehnt die Mobificationen ber DI. Kanımer in bem 
Gemeindegeſetze größtentheild ab und ftellt die urſprünglichen Des 
flimmungen ber Regierungsvorlage wieder ber, namentlih das Be⸗ 
ftätigungsredst der Regierung bei Bürgermeifterwahlen unb bie Bei: 
behaltung des Klaſſenſyſtems. 


„ (Württemberg). IL Kammer: VBarnbüler antwortet auf bie 
Sinterpellation vom 8. März, betr. bie Frage bes casus foederis. 
Die demokratiſch⸗großdeutſche Partei iſt durch bie Antwort nicht bes 
friebigt:: 


Minifer v. Varnbüler: „Ich würde mich für berechtigt halten, die An⸗ 
frage des Abgeorbneten der Stadt Tübingen unbeantwortet zu lafien, da ih 
Zeitungsartifel für kein Material halte, welches Anlaß zu minifteriellen Er⸗ 


12 


178 


Bis fübdentfgen Staalen. 


Härungen ober zu diplomatiſchem Notenwechſel bietet, namentlich wen fie weder 
officieller noch officiöfer Ratur find; allein ich benüte die von dem Abg. Schot 
mir gebotene Gelegenheit, mich über die von ihm angeregte Frage Kar aus 
zufpreen. Im Jahre 1867 hat mir der k. preuß. Geſandie eine vertraulide 
Circulardepeſche vorgelefen, welche gleihlautend nicht allein nad München und 
Karlsruhe, jondern (mie mir erft jet bekannt geworden ifl) auch an andere 
Regierungen im norbdeutfgen Bunde ergangen if. Dieſelbe enthält nad: 
ftebende ragen, wie ih Ihnen vorzulegen in der Lage bin: Ob Württemberg 
aus eigener freier Ueberzeugung entichloffen fei, die Berantwortlichleit für die 
Folgen, welche der Schug der Unabhängigfeit Zuremburgs direct oder indired 
haben könne, mit Preußen zu theilen und, was nad) Anſicht der kgl. Regie⸗ 
rung dem unentbehrlichen Anſehen der deutichen Regierungen bei dem deni«- 
ſchen Volke entfpreche, entweder in Webereinftimmung mit den nationalen 
Seldftgefühl die Gefahren, weldhe auß Verweigerung der von Frankreich ge 
forderten Eonceffion entfliehen, zu übernehmen; oder im Hinblid auf die Ga 
lamität des Kriegs dem Frieden, wenn er auf andere Weiſe nicht erhalten werke, 
ein Opfer zu bringen, welches die dffentlihe Meinung im gegenwärtigen Au⸗ 
genblid verurtheilt; endlich wie weit die kgl. Regierung vorbereitet fei, der 
Gefahr. falls fie ſchnell herantreten follte, zu begegnen, und wenn fe Anfland 
nehme, mitzugehen: „ob fie bereit fei, diefe Ablehnung und die hierin liegende 
Zuſtimmung zu den verlangten Opfern vor der Deffentlichkeit zu vertreten.” 
Darauf babe ih am 20. April 1867 u. a. Folgendes geantwortet: „Die kgl. 
württembergiſche Regierung wird nicht allein ſtets die von ihr eingegangenen 
Verpflichtungen mit vollfter Loyalität erfüllen, fondern auch, abgejehen von 
ſolchen Verpflichtungen, eintreten für die Ehre und das Intereſſe der Deutichen 
Nation, wenn diefelbe bedroht oder verlegt würde. Ste kann daher für jekt 
dabingeftellt fein Iaffen, ob der casus foederis nad dem Bertrage vom 2. 
Aug. 1866 in diefem Augenblick vorliege oder nicht.” Ich hielt mi durch 
diefe Erörterung zu dem Ausſpruch, den ih am 30. Od. 1867 in dieſem 
Saal gethan babe, um fo mehr für berechtigt, ala laut Bericht des kgl. Ge⸗ 
fandten in Berlin vom 26. April 1867 die fgl. preußifche Regierung ihre 
Befriedigung über meine Antivort am 20. April 1867 ausdrücklich außgeipro- 
Ken hat. Selbſtverſtändlich ift aber die Auffafſung, welcher ich in meiner Rede 
vom 80. Oct. 1867 Ausdruck gegeben habe, lediglich die des württembergi⸗ 
ſchen Minifters, und ih babe ausdrücklich hervorzuheben, daB die kgl. preuß. 
Regierung bald nad) der von mir gehaltenen Rede mir bat erklären Lafien, 
daß fie bei den von ihr bei der Qugemburger Frage veranlaßten Erörterungen 
den casus foederis einer Prüfung nicht habe unterziehen, fondern in bundes⸗ 
freundlicher Weiſe ihre Bundesgenofien darauf habe vorbereiten wollen, daR 
der casus foederis möglicherweile binnen Kurzem eintreten Tönne. Gegenüber 
der Mikdeutung, welche meine Worte vielfach gefunden haben, gegenüber na- 
mentlich den ungejheut berbortretenden lUmtrieben gegen den Rechtsbeſtand 
eines von der kgl. Staatsregierung abgefchloffenen und von den Ständen ge- 
nehmigten Staatsverirags ſpreche ich aus, daß, fo lange ich an diefem Plage 
zu Reben die Ehre habe, ich an diefem Bertrage nicht werde rütteln laffen, 
und nicht zuſtimmen werde, daß Württemberg ji ter loyalen Erfüllung jener 
Berbindlichkeit entziehe, mit den übrigen deutichen Heeren einzutreten, wenn «6 
ie um die Bertheidigung deutihen Gebiets handelt." Schott iR dadurch 
fefter als je überzeugt, daß Preußen gar nie Württemberg die Entſcheidung 
des casus foederis zugeftanden habe. Hätte man da früher gewußt, würde 
die Kammer Hu dent Bertrag ihre Zuftimmung nicht gegeben haben. Jeden» 
falls könne fie jet, wenn fie e8 für opportun halte, auf die Giltigkeit des 
Bertrags zurüdtommen. 


Die Maffenpetition gegen das Wehrgeſetz wirb ber Kammer 
überreicht. 
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.. 22. Mär. (Baden). Die I. Kammer flimmt dem Stiftungsgefehe im 


24. 


26. 


Weſentlichen nach den Beſchlüſſen der I. Kammer bei. 


„ (Helfen) ſchließt, wie ſchon vorher Baden, mit dem norddeut⸗ 
ſchen Bunde einen fog. Jurisdictionsvertrag, betr. wechſelſeitige Ges 
währung ber Rechtshilfe, ab. 

„ (Württemberg). Der König nimmt bie Entlaffung der Mis 
nifter Wagner (national), Geßler und Golther (Mittelpartei) an 
und ernennt den energiihen und noch entjchiedener als fein Vor: 
gänger national gefinnten General v. Sudom zum Kriegeminifter, 
den ebenfo energiihen Staatsrath v. Scheuerlen zum Winifter bes 
Innern Durch kgl. Refcript werben gleichzeitig bie Kanımern ver: 
tagt und ber Hauptfinanzetat zurüdgezogen. Die Preſſe bezeichnet 
bas wmobiftzirte Minifterium als eine „Negierung ber Energie”. 


»„ (Bürttemberg) Erſt nachträglich veröffentlicht bie Finanz⸗ 
commijfion ihren Bericht und Antrag über ben Antrag ber 45 auf 
Herabſetzung ber Präfenzzeit zc.: 

Die Mehrheit der Commiſſion (8 gegen 7 Stimmen) beantragt Annahme 
des Antrags. Die Minderheit der Commiſſion wüunſcht lediglich eine gemäßig⸗ 
tere Faſſung des an die Regierung zu richtenden Geſuchs und ſpricht — unter 
fi einfimmig — fi) dahin aus, daß fie mit Ausführung und Begründung 
des MehrheitSantrages zwar nicht in allen Theilen einverflanden fei, eine er⸗ 
hebliche Ermäßigung des Kriegsetats aber aus finanziellen und volfswirth- 
Ichaftligen Gründen ebenfalls für dringend geboten eradhte, auch der Anfidht 
jei, daB eine folde Ermäßigung unbeſchadet der Qualität der Armee durd 
eine Serabiegung der Präjenzzeit, wie durch eine Verminderung der Contingent⸗ 
ſtärke herbeigeführt werden könne. Sie beantragt demgemäß, die Bitte an die 
Regierung zu richten, fie möge den Kriegsetat nad) der Seite einer erheblichen 
Srmäßigung deſſelben einer nohmaligen Prüfung unterwerfen. Diefe Minder- 
heit ſetzt fi aus den in der Commiſſion befindlichen fünf Mitgliedern der 
Regierungspartei und dem einen der nationalsliberalen Partei zufammen, 
denen ein Mitglied der großdeutfchen Partei beigetreten if. 

Der Bericht der Majorität (von Moriz Mohl) ift, im Begenfage gegen 
den Bericht Kolb's in der bayerifchen IL Kammer, mit großer DMäßigung 
abgefaßt und ſpricht fi namentlich jehr entihieden gegen eine Annahme des 
Milizigftems aus. 

Die Volkspartei und bie fog. großbeutfche Partei erlaffen Dani: 
fefte gegen das neue Minifteriun: 

Manifet der Bollspartei: „Es mag bahingeftellt bleiben, ob bie 
„mögliden“ GEriparniffe jeinerzeit wirklich den Forderungen des Bolfes und 
feiner Vertreter entiprechend befunden werden. Eins jedoch iſt ſchon jet gewiß, 
daß der wichtigere Theil diefer Forderungen, die Herabſejung der Präfenz, 
in dem Bertagungsrefcript mit Stillſchweigen übergangen ift, und daß die 
Antwort der Regierung auf diejes Verlangen, welches die Aenderung ihres 
militäriſchen nicht nur, fondern auch ihres politiſchen Syſtems in fih ſchließt, 
in der Reuzufammenfegung des Minifteriums zu ſuchen if. Nun bat fidh 
aber Hr. v. Barnbüler, unftreitig die Seele des neuen wie des bisherigen 
Minifteriums, jchon bei der Berathung des Kriegsvienftgejeges im Jahre 1868 
gründlich und beflimmt für lange Präfenz ausgeſprochen und fi auch jekt 
wieder (in der Sigung vom 17. März) auf die energiihe Durchführung -des 
von dem Antrag der 45 bedrohten Gejetes als auf einen Beweis für bie 
Tendenzen der Regierung berufen. Damit hat fi der Herr Minifter fo uns 

' j 12* 
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ummunden zu den politiſchen Gonfequenzen des Geſetzes belannt und zu der 
weſentlichen Yorderung der die Mehrheit bildenden 45 Abgeorbnneten, zu der 
Herabjegung der Präjenz, in jo unverjöhnlichen Widerſpruch geftellt, daß die 
Griparniffe, welche da noch möglich find, unmöglich genligen können, die For⸗ 
derungen des Volks und feiner Bertreter zufrieden zu ftellen. Bei ſolch m 
nerem, mit einer halben Million nicht abzulaufenden Widerflreit mußte viel⸗ 
mehr das Gejammtminifterium nad Hrn. v. Barnbiller’5 eigenen !Borten deu 
Muth jeiner Ueberzeugung bethätigen und den Kampf mit conflitutionellen 
Waffen in der Kammer und mit der Kammer aufnehmen... Statt jo den 
Willen des Volkes zu hören und zu vollziehen, hat die Regierung vorgezogen, 
unter dem Schein der Nachgiebigkeit auf dem bisherigen, die Freiheit und 
Mohlfahrt des Landes gleich gefährdenden Wege zu beharren. Die Periön- 
lichleiten und die politische Vergangenheit der neu ernannten Minifter Iafen 
feinen Zweifel darüber, daß der wahre Geift des Kriegsdienſtgeſezes von 18638, 
d. h. die militärifche Verpreußung Württembergs, aufredht erhalten 
werden fol. Hr. v. Sudom, der neuernannte Kriegsminiſter, in weit höhe 
rem Grade als der abgetretene ein allzeit williger Bollftreder der militäriichen 
Gebote Preußens, ift die lebendige Bedrohung unſerer Selbfländigfeit. Hr. 
Scheuerlen, wie allbefannt, ein Mann von reactionären Srundfägen, der eij⸗ 
rigfte Ankläger in den politiihen Berfolgungsprozefien der Fünfziger Jahre, 
der ftet8 bereite Vertheidiger des Minifteriums Barnbüler in der Regierung!» 
prefie, gibt ung feine Gewähr für die Freiheit, nicht für den reiten Ausbau 
unjerer Verfaſſung, nicht für die lang erjehnte Organifation der Verwaltung. 
Mit der Entlaffung Hrn. Golther's, des einzigen großdeutſch gefiinnten Mit⸗ 
gliedes der Regierung, ift die preußifhe Schwenkung des Miniſte⸗ 
riums in der deutſchen Politik ausgeiproden. Ya! ſolches Borgehen 
einer „eonftitutionellen" Regierung ift ein Schlag in’s Geſicht unſeres verfaſ⸗ 
jungstreuen Bolfes, ift eine Verhöhnung feines hundertmal erllärten Willens 
in der deutſchen Frage. Allein nicht Hohn noch Gewalt wird das württem⸗ 
bergiiche Volk und feine treuen Vertreter abbringen von dem verfaſſungs mäßi⸗ 
gen Weg, den fie betreten haben zur Wahrung feines Rechts, zur Gerkellung 
eines in freiheit geeinten Baterlands, Wir erwarten von den Bertretern 
des Volks, daß fie fein von der Berfaffung gebotenes Mittel unverfucht Iajien, 
um dem Willen des Volles Geltung zu verfdhaflen. Wir erwarten vom 
Volle, daß es einmüthig und entichloflen zu feinen treuen Vertretern ſteht!“ 

Manifeit der großdeutſchen Bartei: „Die plögliche Vertagung der 
Kammern, als dieje eben im Begriffe fanden, größere Geſetzgebungsvorlagen 
zu berathen, und noch ehe die ©elegenheit gegeben war, über den Untrag der 
45 in der Militärfrage zu berathen und zu beichließen, fill um fo über- 
raſchender in die Mitte der Abgeordneten, als gleichzeitig eine Miniflerverän- 
derung befannt wurde, welche eben fo wenig vorauszujehen war. Das alio 
wäre die Antwort auf die 150,000 Unterjäriften, welche eine Aenderung der 
Militäreinrichtung verlangen; dv. Sudow, der entſchiedenſte Anhänger des preu- 
Biichen Syſtems, Kriegsminifter! Und um nichts an Deutlichleit vermifien zu 
lafien, erhält — gegenüber dem entichievenen Willen des württembergifchen 
Volkes, wie er fih bei den Zollparlamentswahlen und wiederum bei den Abe 
geordnetenwahlen geäußert hatte. wo unter 70 Volksabgeordneiten 45 Groß- 
deutihe und Demokraten gewählt wurden, — der großdeutiche Eultusminifter 
Golther feine Entlaffung. Dafür ftellt man andererjeitS eine Berminderung 
des MilttärbudgetS un eine halbe Million in Ausfiht. Daran follen die 
Wogen der Bewegung fi) brechen, oder es follen doch mit diefem Köder die 
weniger Entſchiedenen unter den 45 Untragfiellern zur Regierung herüber- 
gelodt, es foll aus der RegierungSminderheit eine Majorität gemacht werden. 
Daß bei diefen verjchiedenen Beweggründen und Nüdfichten die Regierung 
nichts weniger al3 einer fihern Stellung und eines Haren Zieles fi bewußt 
ift, geht ſchon daraus hervor, daß fe den auf die nächſten Tage zu eriwar« 
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tenden Berhandlungen über das Militärweien und den davon ungertrennlichen 
politiiden ragen zuvorgelommen, daß fie dem Kampfe darliber ausgewichen 
if. Was num weiter folgen fol? Das Land hat feit 1866 nie gewußt, was 
es von dem Minifterium Barnbüler fernerhin zu erwarten habe. Die Herren 
Minifter haben ihre Maßnahmen für den Augenblid getroffen, fie wiſſen wohl 
ſelbſt nicht, wohin fie weiter fteuern. So viel if aber gewiß, daß diele Be⸗ 
handlung der widtigften Angelegenheiten deß Landes von den Großdeutſchen 
wie ein Schlag ins Gefiht empfunden wird, und daB das ganze Land, bie 
wenigen Feinde feiner Freiheit ausgenommen, den Schmerz mitempfindet. 
Und man täufdhe fi nid, der Schlag Hat nicht wie ein Unglüd getroffen, 
das man mit Refignation binnimmt; er ift die brutale Zurüdmweifung 
einer zu gemeinfamer Berfolgung eines Haren Zieles oft dargebotenen Hand. 
Das Aufgebot rüdjihtslofer Energie, daB Hr. v. Barnbüler in 
den neuen Miniftern fich gefichert zu haben fcheint, ſchreckt die Männer nicht, 
die fi bewußt find, ebenfo feſt für des Staatsoberhauptes Lönigliches Hecht, 
ala für des Landes Wohl einzufiehen. Solchen Schritten der Regierung 
gegenüber, von welchen nichts gewiſſer ift, als daß fie dur preußiſche Mah—⸗ 
nungen an firammere Haltung hervorgerufen und zur Beurkundung beftimmt 
find, daß man an den Willen des Volkes ſich nicht zu lehren gemeint jei, 
halten die Abgeordneien um fo feiter zufammen, und das Boll wird 
feine Gewählten nit im Stiche laſſen.“ 


27. März, (Württemberg). Der neue Diinifter bes Innern, v. Scheuer: 


Ien will die in letzter Zeit und gegenüber ber Agitation ber Volle: 
partei ziemlich erjchlafiten Zügel der Regierung etwas fchraffer an: 
ziehen, Rundſchreiben befjelben an feine Bcamteten über bie Ab: 
fihten der Regierung: 

„ ... Die k. Regierung iſt zu der Ueberzeugung gelangt, daß dem durch 
die Zeitverhältniffe gebotenen Grundſatze mögliäfter Sparſamkeit im ganzen 
Staatshaushalt nod weitere Rechnung getragen werben kann. Sie mußte fi 
daher eniſchließen, den bereitö bei der Ständeverfammlung eingebradten (nun 
aud im Drud ausgegebenen) Hauptfinanzetat für die Jahre 1870—73 einer 
erneuten forgfältigen Prüfung zu unterwerfen. Sie wird biebei, wie ſchon 
jest feitfleht, zu namhafter Reduction einzelner Erigenzen gelangen, und in 
möglichfter Zeitlürze der mit der Berichterftattung über den Etat beichäftigten 
Binanzeommilfion die entiprechenden Nachträge zu ihrer Borlage zugehen laj- 
fen. Insbeſondere werden im Etat des Kriegspepartements, welcher gegenüber 
der ſtändiſchen Verwilligung für das letzte Etatsjahr bereits eine Minderung 
um 167,000 fl. aufweift, weitere bebeutende Eriparnifie vorgeſchlagen werden, 
wobei jedoch feft an dem Grundfage gehalten werden muß, daß diefe auf 
größtmögliche Erleihterung der Laſten des Volkes abzielenden Maßregeln die 
durch die Reorganifation begründete Kriegstüchtigfeit der Armee nicht beein- 
trächhtigen dürfen. Die k. Regierung wird bereit jein, über ihr Vorgehen 
und ihre Wbfichten der Bandesveriretung Rede zu Reben, und alle Conſequenzen 
—F Berhaltens auf zu nehmen, Bis dahin aber darf fie erwarten, daß 

e gegenwärtigen Ein en als dem Geifte der Berfaffung eniiprechend 
anerfannt werden und die Deunrubigungen des Bolls aufhören, 
die insbeſondere durch das Vorgehen einer zu befürdhtenden Aenderung in den 
politiſchen Berhältnifien Wärttembergs bewirkt worden find. Die k. Regie⸗ 
rung erflärt: daß, wie jevem bei unbefangener Betrachtung der Zeitlage Klar 
fein jollte, zu ſolchen Befürchtungen entfernt kein Anlaß und Grund vorliegt. 
Undrerfeits hält fie fich verpflichtet, aud bei diefer Gelegenheit auszuſprechen: 
daß fie an dem mit Preußen geihlofienen Allianzvertrag in 
Uebereinfimmung mit ihren hierüber von Anfang an gegebenen Erklärungen 
unverbrüchlich feſthalt und die dadurch von ihr übernommenen Pflichten 
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ehrlich und in patriotifhem Sinn erfüllen wird, dab fie demzufolge ein auf- 
richtig freundliches Verbältniß zum norbbeutien Bunde zu erhalten beſtrebt 
it. Beim Wiederzufammentritt der Stände werden denfelben Vorlagen über 
Revifion des 10. Gapitels der Berfafiungsurfunde, über Erjegung des gehei⸗ 
men Raths durch ein Staatsminifterium und über die Organijation der 
Berwaltungsrchhtspflege gemacht werden. Aud die Bankfrage wird auf dem 
nachſten Landtag ihrer Loſung entgegenführt werden. In der Weiterverhandlung 
der von den Ständen bereit? in Berathung genommenen Entwürfe der Yau- 
ordnung und eines Weibenblöjungsgeieges wird mein Eintritt in das Mini: 
ſterium einen Stilftand nicht zur Folge haben. Die Frage der Organijation 
der Verwaltung im Departement des Innern werde ih unverzäglih in Ar⸗ 
beit nehmen, und es wird mir beſonders angelegen fein, diefen wichtigen un: 
dringenden Gegenftand in Uebereinftimmung nit den obenbezeichneten Entwür⸗ 
fen jo raſch als möglich zur ſtändiſchen Berathung zu bringen. Euer... 
erjuche ich, Teine Gelegenheit zu verfäumen, um den von der k. Regierung einge 
nommenen Standpunft barzulegen, zur Berichtigung der verbreiteten Irrthümer 
nad) Kräften beizutragen und ber weitern Berbreitung falſcher Auffaffungen 
und Nachrichten, ſoweit Ihre Stellung es zuläßt, mit Entſchiedenheit 
entgegenzutreten. Das mir von St. k. Majeftät gnädigſt übertragene 
Amt habe ich angetreten in dem Vertrauen, bei den Beamten meines Depar- 
tement8- Träftige und einmätbige Unterfligung zu finden. Nur aufrichtigem 
Zuſammenwirken kann e8 gelingen, die Schwierigfeiten zu überwinden, welde 
der fihern und ruhigen Entwidiung zeitgemäßer Reformen drohen.“ 


28. März. (Württemberg). Der offizielle Staatsanzeiger veräffent: 


licht folgende Kundgebung des Miniftertums: 

„Schon bei Entwerfung des Hauptfinanzetats, wie er vor dem Jufammen- 
tritt der Kammern bei dem ſtändiſchen Ausihuß eingebracht ward, hatte bie 
Regierung die großen Schwierigkeiten wohl erkannt, welchen eine beträchtliche 
Steuererhöhung und insbefondere die von dem Kriegsminifter ſchließlich für 
unerläßli erllärten Anforderungen für das Kriegsdepartement begegnen 
mußten. Nad dem Zufammentritt der Stände, nad Einbringung des An 
trags von 45 Abgeordneten, nad Bekanntwerden der Stellung ter Yinanz- 
commifiton zu diefem Antrag war ein Zweifel in jener Beziehung nicht mehr 
möglid. Sämmtlide Minifter erlannten die Unthunlichkeit, auf den gefiellten 
Forderungen zu beharren. Die Erflärung des Kriegsminifters, daß er einen 
ermäßigten Etat nicht zu vertreten vermdge, veranlaßte das Geſammtmini⸗ 
fterium, feine Entlaſſung anzubieten und alles Weitere der Entiliekung Er. 
Mai. des Königs anheimzuftellen. Der König entſchied dafür, den Wünſchen 
des Landes Rechnung zu tragen durch eine erneute Prüfung des Finanzetats 
behufs der Erzielung möglichfter Erjparnifle, in8bejondere im Srienßetat, Ic- 
weit jolde mit Erhaltung der Kriegstüchtigkeit des Heeres vereindar find. 
Ein dahin zielender Plan if in der Yusarbeitung begriffen, Behtanbtheile 
defielben find eine Beichräntung des Yormationsflandes der Linie, wodurch 
zugleich der Bedarf an Rekruten vermindert wird, fowie Feſtſetzung der Prö- 
ſenzzeit auf das niederfte zuläffige Maß. Eine Anderung des SKriegsdienf- 
geſetzes in Abficht auf beicgräntte Wiedereinführung der Stellvertretung 
zum Zwede der Gewinnung eines tüdhtigen Unteroffizierflandes ift in Erwägung 
gezogen. Weſentliche Erleichterungen hinfichtlich der Controlevorſchriften für 
Relerve und Landwehr auf Grund der gemadten Erfahrungen find vorberei- 
tet. Den Forderungen und Zielen allerdings, welche die befannte Wgitation 
gegem das Kriegsdienſtgeſeh aufgeftellt hat und verfolgt, wird die neue Vor⸗ 
age nicht entiprechend gefunden werben; fie find aber auch feinesiwegS von 
Allen getheilt, welche eine Erleichterung im Militärwefen in finanzieller und 
voltswirthſchaftlicher Hinſicht für geboten erachten. Nachdem die Ausarbeitung 


‚ einer neuen bie Höhe des bisherigen Kriegsetats weſentlich mindernden und 
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auch jonflige Erleichterungen bezwedenden Borlage von der Regierung beſchloſ⸗ 
jen war, Zonnte die Beralhung des nad) feinem Wortlaute eben hierauf zie⸗ 
Icnden Antrags der 45 Abgeordneten der Sade nicht mehr förderlich fein. 
Die Regierung darf es auch als ein conftitutionelles Recht in Anſpruch neh⸗ 
men, daB ihre Borlagen abgewartet und in verfafjungs- und geſchäftsordnungs⸗ 
mäßiger Weile geprüft und erledigt werten. Die neuen Vorlagen werden von 
der Regierung fo beichleunigt werben, daß die Arbeiten der Finanzcommiſſion 
feine Verzögerung erleiden. Sind diefe Arbeiten der Kammer vorgelegt, jo 
wird diejelbe fofort in die Lage geſetzt werden, fi zu entſcheiden, und das 
Miniſterium wird feiner Pflicht nemäß jeder ſachlichen und perfönlicdden Er⸗ 
örterung Rede ftehen. Diele Erörterung wird aud die Politit in der deut⸗ 
Ihen Frage umfaflen. &8 wird dann zu erwarten jein, ob gänzlich unbe⸗ 
gründete Verdächtigungen der Art, dak Mahnungen der preußifchen Regierung 
an die württenıb, ergangen oder daß Mitglieder des Minifteriums Winken aus 
Berlin gefolgt jeien, aufrechterhalten werden. Es wird dann volle Klarheit 
zu hoffen fein über die Stellung derjenigen, welche Aenderungen in den mili» 
täriſchen Einrichtungen verlangen, zu den Verträgen mit Preußen. Dieſe Ber- 
träge will das Minifterium aufridtig und Ioyal gehalten wiſſen, und fein 
Zweifel ſoll darüber beftehen, daB die Regierung ebenjo entſchloſſen, die Selb⸗ 
Händigfeit Württemberg zu wahren, als Willens if, Aufreizungen zum 
Bertragsbruh und Anfeindungen des dur den Frieden mit Preußen aner⸗ 
fannien Rehtözufands innerhalb ihrer verfaffungsmäßigen Stellung entgegen- 
auireten. 


29— 31. März (Bayern). IL Kammer: Debatte über ben außer: 


ordentlichen Militäreredit. Programmrebe des neuen Miniftere bes 
Auswärtigen, Graf Bray. Kinftimmig werben für die Neubewaff: 
nung 2,471,750 fl. für anbere Militärbebürfniffe 470,000 fi. 
bewilligt. Auch die Fortſchrittspartei flimmt für bie Herabminde⸗ 
rungen ; das Weitere bleibt ber Berathung des ordentlihen Militär 


budgets vorbehalten. 

Brogrammrede Bray’s: „Der Zweck unferer innern Bolitil, wie 
ich ihn auffaffe, iR die Verſohnung, nicht bloß Compromiß und Vermittlung, 
fondern Berjöhnung entſtandener Segenfäge dur Aufllärung von Mikver- 
Rändniffen und Beruhigung der Gemüther durch Beleitigung unbegrändeter 
Beſorgniſſe. Die Regierung ift Teine Parteiregierung, fie kann und will e8 
nicht fein; fie ſteht nicht Über den Parteien; denn diejer erhabene Standpunft 
gehört im conflitutionellen Staate nur dem Souverän. Sie fteht aber außer⸗ 
halb der Parteien und, m. H., das ift nicht immer ein bequemer Standpunft, 
aber der einzige, der der Regierung zulommt. Dadurch, daß wir uns im 
Imnern verföhnen, flärken, uns fammeln, forgen wir für die Gegenwart, aber 
wir bereiten auch die Zukunft vor, eine befiere Zukunft des engeren, tie des 
weitern Baterlandes. Bezüglich der äußern Politik und der alle unfere auswär⸗ 
tigen Berhältnifie beherrſchenden deutſchen Frage ift uns ein ziemlich enger 
Weg dur die jegige Lage der Dinge vorgezeichnet, von welchem wir uns 
weder rechts noch links weit entfernen Lönnen. Es beſtehen bindende und auf 
Gegenfeitigleit beruhende Verträge, die gehalten werden muſſen, ſowie andrer⸗ 
ſeits die berechtigte Unabhängigkeit unferes Landes, unfere freie Selbſtbeſtim⸗ 
mung unverfehrt zu erhalten find. Es ift behauptet worden, daß die jegige 
Stellung, die jekige Lage Bayerns nicht haltbar fe. M. H.! Ich theile dieſe 
Anficht nit. Es gebt allerdings durch Europa ein Zug des Propiſoriums, 
in den allgemeinen europäiſchen Zuſtänden Liegt viel Unfertigeß, viel Schwie- 
riges, und auch Bayern ift nicht frei davon. Aber deshalb ift die Lage nicht 
unbaltbar, und ih jage mehr, jie it unangreifbar. Bayern liegt im 
Gentrum von Europa und von Deutihland: jeder Angriff, jede ernfle Be⸗ 
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drohung Baherns würde Complicationen hervorrufen, welden auch die größte 
Macht fich nicht wird ausjegen wollen. Dazu kommt als erfier Sactor, daR 
ein Staat von nahezu 5 Millionen mit dem Sernvolle, wie das unfrige if, 
mit einer tapferen und tüchtigen Armee einer äußern Gefahr nit jo Leit 
unterliegt, wie denn überhaupt fein Bolt ohne eigenes Verſchulden zu Grunde 
geht. Deshalb, m. ©, fürchte ich diefe Gefahr für Bayern nit. Ein poli- 
dileher Grundjag jcheint fi) uns gerade jetzt vorzugsweile zu empfehlen; wir 
follen das Erreichbare anftreben; als ſolches glaube ich bezeichnen zu folen 
die jorgjame Pflege der freundfchaftlichften Begiehungen zu aflen unlern Rad» 
barn in erſter Linie zu unſern deutſchen Stammesgenofſen in Nord und Eid, 
im Oſten und im Weſten. Unſer Verhältniß zu Rorddeutſchland beruht auf 
der ſichern Grundlage der Verträge. Einen Suüdbund zu begründen, wie 
er im Prager Frieden vorgejehen war, ift bis jet nicht gelungen. Es mag 
dahin geftellt bleiben, ob deshalb emdgiltig darauf zu verzichten it, aber eud 
ohne ihn Liegen in der Gemeinſamkeit der Interefien Süpdeutihlands Anhalts- 
punkte genug zu einem fleten und herzlichen Zujammengehen auf der Bajis 
vollſter Gleichberechtigung. Was ich hiemit empfehle, if eine praftifcge Poli⸗ 
tik, eine Politik unferer wahren Intereſſen; was ich Ihnen verſpreche, if eime 
offene Politik und ſelbſtverſtändlich eine ehrliche und Ioyale Politit. Eine 
offene Bolitil hat für und um fo weniger Schwierigkeiten, als wir feine ge- 
heimen Berträge haben, keine geheimen Verpflichtungen, keine geheimen Pläne 
und überhaupt keine politifchen Geheimniſſe. Was wir wollen, was wir an 
fireben, mas wir wünſchen, darf die ganze Welt erfahren: wir wollen Deutſche, 
aber au Bayern fein.* 


30. März, (Baden). Die IL Kammer gibt ber L Kammer bez. bes 


©emeindegefebes nur theilweiſe nach. 

» (Bayern). Der infallibiliftifhe Biſchof von Regeneburg ver: 
bietet ben Stubirenden aus feiner Diöcele ben Befuch ber Borlejun: 
gen Döllingers an der liniverfität München. 


I, April. (Württemberg). Die Volkspartei befchließt, im Widerſtand 


3. 


gegen das Wehrgeſetz fortzufahren, da bie frage durch ben von ter 
Regierung gebotenen Abftrich von einer halben Million am Militär: 
budget nicht gelöft fei, und ba das gegen ben allgemeinen Bolte: 
willen gebildete neue Miniſterium keineswegs geeignet ericheine, Wer: 
trauen im Lande zu erweden. Dagegen forbert bie „beutiche Partei” 
ihre Mitglieber in Württemberg zu einer Landeöverjammlung am 
Dftermontag in Stuttgart auf: 

„Es gelte vor Regierung und Bolt, ja vor ganz Deutihland den Beweis 
* führen, daß eine zahlreiche und mädtige Partei entihloflen Sei, 

den Kampf gegen alle undeutſchen und zerjehenden Beſtrebungen mit Ente 
ſchiedenheit fortzufegen und bei jebem Wechſel der Dinge das unperrüd- 
bare Ziel der Vereinigung Suddeutſchlands mit dem norddeutſchen Bunde 
aufrecht zu erhalten.“ 
»„» (Baden) Die I und IL Kammer einigen fi über ihre Dif: 
ferenzen bez. bes Gemeinde: und bez. des Etiftungsgefehes. 


„» (Baden). Die I. Kammer genehmigt den von ber Regierung 


am 31. März auch mit Heffen abgeſchloſſenen Jurisbictionsvertrag und 
ertheilt derfelben Vollmacht zum Abſchluß folder Verträge auch mit 
Bayern und Württemberg. 
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3. April. Hervorragende Mitglieber ber nationalen Partei aus Bapern, 


N 


Mürttemberg und Baden treten in Stutigart zufammen, um fi 
über ein praftiides Zuſammenwirken in allen drei fübbeutichen 
Staaten zu verſtändigen. 

GBaden). Schluß ber Seſſion bes Landtags. Thronrede bes 
Großherzogs: 

„In freudig gehobener Stimmung richte ih heute bei dem Schluffe Ihrer 
Urbeiten, bei deren Beginn ich Sie vertrauensvoll begrüßte, Worte der auf» 
richtigen Anerkennung und des warmen Dankes an Sie für den einfidhtigen 
Roth und die thatbereite Singebung, mit welchen Sie im Verein mit meiner 
Regierung des Landes Wohl zu fördern bemüht waren. Mit geredhtem Stolz 
können Sie, mit freudiger Dankbarkeit wird Mein Boll auf die Nefultate 
Ihrer langen und angeftrengten Arbeit bliden. Die Berfaijung des Landes 
it erneuert in einer den veränderten Berbältniffen und den Anfchauungen der 
heutigen Zeit entipreddenden Weile; fie hat in der feit ihrem Beſtehen jegt 
zum erfienmal zu vollem Abſchluß gelangten Gefehgebung über die Minifter- 
verantwortlichleit eine neue formelle Garantie erhalten .... Mit flolger 
Freudigleit ſehe id) auf die innere Entwidlung meineß Landes, welche durch 
die glüdlicden Arbeiten vieles Landtages weſentlich gefördert if. Ich füte 
darauf das Vertrauen, daß mein an politiiches Dentn und an politifche 
Arbeit gewöhntes Boll bei Mir ausharren wird in Erftrebung des hoͤchſten 
Bieles, der nationalen Einigung Deutichlands. Die verſchiedenen Staais⸗ 
verträge mit dem norddeuiſchen Bunde und mit den ſuüddeutſchen Staaten, wel⸗ 
den Sie Ihre Genehmigung ertheilt haben, bekunden in erfreulidher Weile 
ein allmähliches ortichreiten der immer umfaflender und inmer feiter wer» 
denden Berbindung unter allen deutſchen Staaten. Ach dante Ahnen, daß 
Sie mit patriotifcher Bereitwilligkeit dur) Verlängerung des Contingent⸗ 
geſetzes, dur) Bewilligung des Kriegsbudgets und durch Ihre Zuflimmung 
zu der Militärftrafgejeggebung, welde neben der Annäherung an die Inſti⸗ 
tutionen des norbdeutichen Heeres zugleich einen weſentlichen Foriſchritt auf 
diefem wichtigen Rechtsgebiet begründet, meine Regierung in den Stand geſetzt 
haben, getreu dem feflftehenden Programme die nationale Politik in ernfler 
That fortzuführen und mein Bolt bereit zu halten, daß es, wann die Zeit 
gefommen fein wird, als ein ebenbürtiges Glied des Ganzen in die volle 
nationale Gemeinſchaft eintreten fann. Empfangen Sie — edle Herren und 
liebe Freunde — zum Abjchied meinen freundlihen Grub. Kehren Siena 
anftrengender Arbeit froh in die Heimath zurüd. Dort werden Sie die Bere 
treter defien ſein, was diefer Landtag gewollt und geichaffen hat. Gott jegne 
da3 Baterland !“ 


„ (Württemberg). Große Lanbesverfammlung der „beutichen 
(nationalen) Partei” in Etuttgart. Erklärung ber württembergifchen 
Ritterſchaft. Nefolutionen der Verſammlung. 

Bor Eintritt In die Tagesordnung gibt Frhr. v. Wollwarth sen. Namens 
einer Anzahl feiner in der Verſammlung anweſenden Gtandehgenofien, dar⸗ 
unter mehrere ritterſchaftliche Abgeordnete, als Weltefter derjelben, eine kurze 
Erflärung dahin ab: „Die erihienenen Mitglieder der württemb. Ritter 
ſchaft, welche keiner der verſchiedenen Parteien angehören, glauben dennoch 
die heutige Verfammlung begrüßen zu fönnen, da fie fig mit ihr in der 
wichtigften Trage, der deutjchen, in der Forderung einer engen Zuſammen⸗ 
gehörigfeit aller deutfhen Känder und Stämme eins mwiffen. „ Sei vieles Ziel 
erreicht, dann werde im ganzen deutihen Vaterland der alte Sprud „Die 
gut Württemberg allweg“ wieder einen guten Klang bekommen.“ Raufchender 
Beifall folgt der mit bewegter Stimme ausgeiprochenen Kundgebung. Die 
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bom Landescomit& vorgeichlagenen Rejolutionen lauten: „L Die bentide 
Partei, wie fie bisher ſchon den Angriffen der Bolfspartei und der Ultramon- 
tanen auf das Kriegsdienſtgeſetz offen entgegengetreten it und das Stillſchwei⸗ 
gen der Regierung zu diejen Angriffen entidhieden mißbilligt hat, weit ebenio 
die in Ausficht geflellte Fortfegung jener Agitation zurück und erwartet, uf 
die Regierung künftig jederzeit klar und deutlich zur Aufrechterhaltung des 
Geſetzes fich befenne. Die deutihe Partei hält feft an der nationalen Pflicht 
Württeinbergs, In gleihem Maße, wie die übrigen deutiden Staaten zum 
Schutz des gemeiniamen Baterlandes beizutragen und die militäriichen Ein- 
richtungen jo zu treffen, daß unfere Truppen ein ebenbürtiger Veſtandtheil des 
deutichen Heeres find. Erſparniſſe im Militärweien find nur inmerbalb der 
bezeichneten Grenze zuläfiig. Die Wiedereinführung des Loslaufes wärde die 
Bleichheit der ſtaatsbürgerlichen Plichten aufheben und das Hauptprinzip der 
neuen Heeresverfaſſung verlegen. IL Der lebte Zwed der vollsparteilichen 
und ultramontanen Agitation ift der Umſturz des Rechtszuftandes von 1860. 
Die Folgen davon wären für das Land die verhängnißvolliien. Mit dem 
Schutz- und Trugbündnig würde auch die wirthſchaftliche Gemeinſchaft des 
Bollvereins gefährdet. Schon jetzt iſt durch jene Veunruhigungen das innere 
politiiche Leben unſeres Landes ſchwer geichädigt. Die notäiwendigfien Refor⸗ 
men unjerer Gejeggebung find im Stoden. Nur der rüdbaltslofe Anſchluß 
an da8 bereits geeinigte Deutichland fidhert den ftetigen Fortichriit unterer 
inneren Entwidlung; nur der Eintritt in den nordd. Bund gewährt uns ben 
gebührenden Antheil an der Entſcheidung über die Geſchicke derRation. IIL Das 
Land bedarf einer Regierung, weldhe ehrlich zur nationalen Sache ſteht, jeden 
Pakt mit Volkspartei und Ultramontanen von fi) weift und alle national- 
gefinnten Elemente jammelt, um jene unverjöhnlichen Feinde der deutſchen 
Einigung in der Ohnmacht zu erhalten, das Einigungswerk ſelbſt aber auf 
den gewonnenen Örundlagen weiter zu führen. In der heutigen haltloſen 
Lage, in welche unfer Land durch das bisherige Schwanten jeiner Politik ge 
raten ift, genügt es noch nicht, Angriffe auf die Verträge abzuwehren und 
die Aufrechthaltung des gegenwärtigen proviloriihen Zuſtandes zu procde- 
miren. Das Bertragsverhältniß zu Norddeutſchland if zu er- 
weitern zur vollen deutihen Bundesgemeinihaft. Die politifche 
Vergangenheit der bisher leitenden Mitgliever des theilweife neugebilveten 
Minifteriums beredtigt nicht zu der Hoffnung, daß daſſelbe dieſe Aufgabe 
Idjen werde. Wir wollen aber keiner Maßregel unjere Anerfennung und bie 
etwa erforderliche Mitwirkung verfagen, welche geeignet: wäre, die Unterſtützung 
der deutichen Partei zu rechtfertigen.” 


21. April. (Bayern). IL Kammer: Die Regierung legt berfelben das 
neue Wahlgeſetz vor. 

Daſſelbe beruht auf dem directen Wahlreht mit geheimer Abflimmuny. 
Stimmberedtigt ift, wer 25 Lebensjahre zurückgelegt bat und diredte Steuer 
zahlt. Bon der Ablegung des Verfafjungseibes wird abgeiehen. Wählbar 
ift, wer 30 Lebensjahre zurüdgelegt hat. Die Zahl der Abgeordneten beträgt 
wie bisher 154. Das Königreih ift in 148 Wahlkreife eingetheilt, wovon 
Münden 5, Augsburg und Nürnberg je 2, die Übrigen Kreife je 1 Abge⸗ 
ordnneten wählen. Die Diäten find beibehalten. Tas Inſtitut der Erjag- 
männer fällt weg. . 

Die Motive zu dem Geſetzentwurf befagen über bie Wahlkreiseintheilung: 
„In der Wahlkreiseintheilung bezielt der Entwurf den möoglichſt billigen Aus⸗ 
gleich der verſchiedenen Intereſſen der Bevöllerung. Der von der 1ändlich en 
Bevölkerung mehr oder weniger verſchiedenen fädtifhen Bendlferung 
und der in größeren Städten aufblübenden Induſtrie ift die entſprechende Be⸗ 
dachtnahme zugewende. Die Theilung in ſtädtiſche und ländliche Wahlkreiſe 
hat daher eine gerechtfertigte Begrundung und berüdfiätigt, ohne zur ſtändi⸗ 
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ſchen Gliederung zurüdzulchren und ohne irgend ein Recht zu verleihen, con⸗ 
erete und wohlberechtigte Wunſche. Bon den gleihen Principien ift auch der 
badiſche Gelegentwurf vom 16. Februar 1870, die Wahlbezirfe für die 
Wahlen zur zweiten Rammer betreffend, ausgegangen. Die Einwohner 
zahl der neuen Wahllreiſe ift aus ter dem Gejegentwurje beigegebenen Leber» 
fiht zu erfehen. Nah Bezirksämtern konnte die Bildung der Wahlfreife wohl 
nicht erfolgen. Zum Nachweiſe defien will hier nur ausgeführt werden, daß 
die Seelenzahl der 153 Bezirksämter fi) zwiichen 66,296 und 9721 bewegt. 
Mit der Beftimmung, dat jeder Wahlkreis zum Zwede der Stimmabgabe in 
Heinere Bezirke getheilt wird, und daB diefe Bezirke räumlich abgeyrenzt und 
thunlichſt abgerundet fein jollen, fol den Wählern die Stimmabgabe möglichſt 
erleichtert werden. Der Umfang diefer Bezirle von 5000 bis 8000 Seelen 
dürfte einerſeits Hinreichen, das Princip der geheimen Stimmabgabe zur that- 
ſächlichen Geltung zu bringen, andererjeit3 verhüten, daß die Dauer der Wahl- 
handlung über Gebühr verlängert werde.“ 

Die patriotiihe Partei ift mit dem Entwurf nicht zufrieden, indem ſie 
findet, daß das ländliche Element in der Wahllzeiseintheilung zu Gunften 
des ſtadtiſchen vielfach benachtheiligt fei. 


26. April. (Heilen). Der Großherzog macht, zum erften Mal feit 


1866, einen Bejuh am Hofe von Verlin. 


13. Mai. (VBürttemberg). Tie Etuttgarter Jugendwehr beſchließt nach 


16. 


18. 


neunjährigen fruchtloſen Verſuchen, ihre Exiſtenz zu befeſtigen und 
auszubehnen, ſchließlich ihre Auflöfung. 

» (Bayern). Die L Kammer flimmt dem Beſchluffe ber 
U. Kammer bez. außerorbentliher Deilitärcrebite bei, doch unter 
mehrfacher Erhöhung der betreffenden Poften. Die IL Kammer 
bebarrt jedoch auf ihrem Beſchluſſe. 

"» (Bayern). Die I. Kammer lehnt bie von ber II. Kammer 
(ber patriotiihen und ber Fortfhrittspartei) beichluffene Revifion bes 
Preßgeſetzes ihrerfeits ab. 

I. Kammer: Schluß ber langen Tebatte über bie Rechnungs: 
nachweiſe von 1866— 1868. 

Der (patriot.) Referent Greil hatte die Selegenheit dazu benügt, alles 
was die patriotifche Partei nur irgend wünſchte oder verlangte, zur Sprache 
zu bringen, wa8 nicht nur lange, ſondern theilmeife auch jehr erbitterte De⸗ 
batten veranlaßte, Der Referent geht dabei in feiner clericalen Zendenz fo 
weit, daß er von andern Mitgliedern unummunden mehrfach desavouirt wer⸗ 
den muß. Dieß bringt die ſchon beftehende innere Spaltung zwiſchen ben 
gemäßigteren und den entſchiedeneren Bliedern der Partei zum Ausbruch. 
Die Abgeordneten Lukas und Bucher erklären in Yolge davon ihren Aus⸗ 
tritt aus der Kammer. 


19—21. „ (Bayern). U. Kammer: Debatte über ben Antrag bes 


Frhrn. v. Stauffenberg auf Abſchaffung ber Todesſtrafe. Der in 
ber früheren zweiten Kammer angenommene Antrag wirb nunmehr 
mit 76 gegen 67 Etimmen abgelehnt. 

Der Austritt des Abgeorbneten Bucher wird ohne Debatte, ber 
bes Abgeordneten Lukas mit 77 gegen 65 (patriot.) Stimmen 
genehmigt. 
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— Mai. (Baden). Die erzbiihöflige Curie von Freiburg proteftirt 


gegen bie von beiden Kammern genehmigten Gefeße bez. Stiftungen 
und bez. Gelehrtenſchulen. 


1. Suni. (Heſſen). Neue Penfionirungen höherer Militärs auf 


Preußens Begehren. Die Zahl der Penfionirungen wirb aber doch 
nunmehr als geſchloſſen betrachtet. 


Der norbbeutihe Bund figurirt erft jetzt im heſſiſchen Hof: und 
Staatshandbuch. Die öffentlihe Meinung ficht barin einen Erfelg 
ber Neije des Großherzogs nach Berlin. 


„ (Bayern). Die patriotiide Partei organifirt in Altbayern 
einen Abrefjenfturm gegen das fiebente Schuljahr ber Volksſchule. 


„» (Württenberg). Auch ber ſtändiſche Ausihuß erklärt fidy mit 
ben von ber Regierung beabfichtigten Abftrihen am Militärbubget 
nicht zufrieden. 


„» (Bayern). I Kammer: Beginn ber Bubgetbebatte. Greif 
teferirt über den Ausgabe:Etat ausſchließlich ber Militärausgaben, 
Kolb über den Militäretat. Beide ſchlagen ftarke Abſtriche im fait 
allen Theilen des Budgets vor, um .jebes Defizit und damit jebe 
Erhöhung ber Steuern zu vermeiden. . 

Greil ſchließt feinen Commiſſionsbericht Überdies mit folgenden Bemer- 
tungen: „Es unterliegt feinem Zweifel, daß wir in unferm jocialen Leben ſehr 
ſtark an den Norden gelettet find. Weferent verlangt aud) nicht, daß das 
Band, weldes den Süden noch mit dem Norden zujammenhält, zerrifien 
werde; aber es darf aud nicht überjehen werden, dab Preußen wiederholt 
Bedingungen für Erhaltung diefes Bandes gefett hat, welche nur mit Wider 
willen angenommen werden Tonnten. Es ift fehr zu fürchten, daß etwas 
Aehnliches nach Ablauf der Periode, für melde der Zollvertrag geſchloſſen if, 
wieder geichehe. Deshalb liegt Alles daran, daß fi Bayern in eine Lage 
verſetze, daß es nicht mehr genöthigt if, Bedingungen ohne Weiteres anzu 
nehmen, fondern eher Bedingungen zu ftellen. Dazu ift eine kräftige Beiter- 
entwicklung unſeres induftriellen Lebens, eine Vervollftändigung unjeres Eiſen⸗ 
bahnnetzes mit Hinblid auf die angedeutete Eventualität und die Knupfung 
joeialer Bande mit dem Süden und Often nothwendig. Referent ftellt darum 
den Antrag, dem Minifterium des Handels und der Öffentlichen Arbeiten und 
zugleih dem Minifterium des Aeußern den Wunſch auszufpredhen, rechtzeitig 
diejenigen Borlehrungen für das fociale Leben Bayerns zu treffen, welde 
uns der Gefahr entziehen, für Forterhaltung des Zoll. 
vereins a ngungen annehmen gu müfjen, welde den Beſtand 
der Selbftändigleit Bayerns und deifen Ehre beeinträdtigen.‘ 

Kolb beantragt im Militäretat Abſtriche, die fih im Ganzen auf mehr 
als 2 Mill. fl. beziffern. Der wirkliche Bedarf für die Armee fellt fich nach 
dem miniſteriellen Voranſchlage auf 15,700,000 fl., nach feinen Rebucirungen 
auf 12,657,368 fl., jomit niedriger um 3,042,632 fl., oder niebriger als der 
Etat für die IX. (Ieatvergangene) Sinanzperiode um 2,300,456 fl. Da man fid 
aber {on im 6. Monat der X. Finanzperiode befindet und die Erledigung 
des Budgets fowohl, als die erforderlichen Umbildungen im Heerweſen Seit 
erfordern, jo jchlägt Referent die Bewilligung von weiteren 862,671 fl. vor, 
jo daß der Militäretat für jedes Jahr der Laufenden Finanzperiode 13,520,089 fL 
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oder 2,179,961 fl. weniger, als die Forderungen des Kriegsminifters, beiragen 
würden. Dazu käme nod die Erfparung ungefähr einer Million, die bisher 
regelmäßig aus dem Reſervefond entnommen wurde, und e3 wären Löhnungs⸗ 
erböhungen bei der Mannſchaft — inshejondere für Menage — und den Unter 
offizieren, dann GehaltSaufbefierungen der gering bejolveten Offiziere in Aus» 
fit genommen. 

Die Kammer genehmigt. das proviforiiche Zargeleb und bamit 
definitiv die Einführung des neuen Civilprozefles auf den 1. Juli. 

Regierung und patriotifhe Partei geben fi in diefer Trage in particus 
lariſtiſchem Sinterefie die Hand, um dem norbdeutichen Bund eine vollendete 
Thatjache entgegen zu fielen. 


15. Suni. (Bayern). L Sammer: General Graf Bothmer beantragt 


20. 


im Budgetausſchuſſe eine Revifion des Militärbubgets, um gegenüber 
der Majorität ber II. Kammer allfällig durch einen mäßigen und 
möglichen Abſtrich das Ganze zu reiten. Der Kriegsminifter erflärt, 
daß das ihm wenigſtens geradezu unmöglich fei, und ber Ausſchuß 
lehnt den Antrag ab. 

» (Bayern). Um bezüglih ber Wahlgefehfrage und ber Einfüh: 
rung des allgemeinen und birecten Wahlrechts vorausfihtli irgend 
etwas zu Etande zu bringen, ſetzen bie beiden großen Parteien ber 
I. Kammer außerhalb derjelben Parteiausſchüſſe nieder, um fich wo 
möglich gegenjeitig zu verſtändigen. 


„ Der fübbentihe Vuchhändlerverein fpricht fich in feiner General: 
verjammlung zu Etuttgart auf den Antrag bes Buchhändlers Rohner 
aus Nördlingen einftinmig dafür aus, daß bas vom norddeutſchen 
Reichstag beſchloſſene Nachdrucksgeſetz auch von ben ſüddeutſchen 
Staaten aboptirt werden möge. 

„» (Bayern). Die J. und I. Kammer einigen fi ſchließlich über 
ihre Tiifferenzen bez. ber außerorbentlihen Militärcrebite. Die IL. Kam⸗ 
mer gibt in einem Punkte, bie I. Kammer dagegen in allen übrigen 
nad. Die Hauptjragen bleiben ber Berathung des ordentlichen Mi: 
Vitärbudgets vorbehalten unb ben Anträgen Kolb ift nicht präjubicirt. 
„Abſchluß einer Convention zwiihen ben ſüddeutſchen Staaten 
und dem norbbeutfhen Bunbe bez. ber Militärtransporte auf Eijens 
bahnen in Krieg und Trieben. 

„ (Bayern). U. Kammer: Pfarrer Mahr interpellirt bie Regie: 
rung im Intereſſe größerer Sreiheit zu Gunften des Jeſuitenordens. 
Die Tifferenzen innerhalb der patriotifhen Partei werben dadurch 
vermehrt: ein Theil der Partei hält bie Interpellation für ſehr wenig 
opportun. 

„Gayern). IL Kammer: Die Protokolle des Finanzausfhuffes 
über die Berathung bes Militärbubgets und bie einjchneidenden Anz 
träge bes Referenten Kolb liegen nunmehr gebrudt vor. 


Der Ausſchuß gehört ganz Überwiegend der patriotiiden Partei an, die 
um jeden Preis hinreichende Abftriche verlangt, nicht ſowohl um den Abſichten 
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Kolb's bezüglich allmählicher Einführung des Miliziyfiems zu enifpredgen, als 
um der Steuererhöhung zu entgehen, wo immer möglich vielmehr die Steuern 
vermindern zu können, wie fie dem Volke |. 3. verſprochen hatte. Aber au 
die der liberalen Partei angehörige Minderheit verlangt Abſtriche, jo weit es 
nur immer möglich ift, ohne ber beftehenden Organiſation und Schlagfertig⸗ 
feit der Armee zu nahe zu treten, und gibt daher in manden Punkten der 
Mehrheit die Hand. Der Kriegsminifter wehrt fih dagegen faſt gegen alle 
und jede Ermäßigungen mit der wiederholten Erflärung, daß er daB gegen 
wärtige Militärfgftem nicht verlaffen und fi dem vom Referenten angeftreb- 
ten Milizigftem nicht zuwenden könne, weil er darin nur Gefahr für Bayern 
ſehe. Trotzdem werden die meiften von Kolb beantragten Abſtriche teils mit 
Mehrheit, tHeils einftimmig angenommen. Am lebhafteflen war die Debatte 
über die Bräfenzzeit. Zunächſt wies der Referent darauf bin, dab in der 
Frage der Präjenzzeit der Schwerpunkt ſeines Referates liege, da von deren 
Beantwortung die Möglichkeit einer fo allgemein erfehnten und durch Pie 
Finanzlage dringend gebotenen Herabfegung des Militärbudgets, daneben die 
Verwirklichung des im Wehrgeſetze ausgeiprodenen, aber nicht ausgeführten 
Princips der allgemeinen Wehrpflicht abhänge, auch nur dadurd eine Auf» 
beflerung der Löhnung erzielt werden könne. Der Kriegsminifter ſprach ſich, 
dagegen unter Bezugnahme auf feine bei Berathung des Befegentiwurfs über den 
außerord. Militärceredit gemachten Ausführungen, wiederholt dahin ans, daR 
er an dem 2jährigen Präfenzftande der Infanterie, als dem äußerfien Mimi⸗ 
mum, wildes zur Ausbildung abjolut nothwendig fei, feithalten mäfle; man 
tönne vielleicht in kürzerer Zeit einen Rekruten nothdürftig abrichten, aber nit 
zum Soldaten maden. Gegen eine Erhöhung des Soldes habe er nichts ein- 
umenden, wenn es nicht auf Koften des ganzen Beilandes der Armee ge 
hehe. Die Sagen der Oberoffiziere feien in Bayern fchledhter, als in anderen 
Armeen. Für die Menage werde 4 Pfo. rohes leiih auf den Mann ge 
rechnet. Abg. Freytag bezog ſich auf die ihm von techniſcher Eeite gegebene 


Information, nad) welcher eine Präjenzzeit von 10 Monaten, nämlich 8 Mo 


nate im erften, 6 Wochen im zweiten und 2 Wochen im dritten Jahre vol» 
fommen ausreichen würde, wenn der geſammte Garniſonsdienſt in offenen 
Plägen ganz mwegfalle und in den Heflungen auf ein Minimum reducirt werde; 
die Rachtheile des Garniſonsdienſtes jeien phyſiſch und moraliih uugehener 
und rauben der Mannſchaft einen großen Theil der zu ihrer Ausbildung noth⸗ 
wendigen Zeit; in Münden 3. B. läme der Mann jeden vierten Tag auf die 
Wade. Er möchte wohl einen Bermittlungsporihlag machen und richte an 
den Hrn. Rriegsminifter die Trage, ob denn nicht mit Hinwegfallen des Gar- 
nifongdienftes — Aufhebung aller Wachen mit Ausnahme der !gl. NRefidenz, 
Hauptwache und militäriſcher Gebäude — eine geringere, allenfalls 1Omonat- 
liche Präfenzzeit als genügend angenommen werben würde. Der Kriegs- 
minifter erllärte hierauf, daß er, wenn auch der Garniſonsdienſt ganz auf- 
hören follte, auf der zweijährigen Präfenzzeit al8 dem Minimum fliehen blei- 
ben müfje und von feiner Ueberzeugung nicht abgehen könne, Generalverwal- 
tungsdireftor dv. Yeinaigle machte darauf aufmerkfam, dag der Wachtdienſt 
bei den Strafanftalten hauptjählih das Militär in Anſpruch nehme, was 
Neferent beklagte: den Soldaten jollte man den Polizeidienft abnehmen und 
hiefür in anderer Weile Sorge treffen. Der Yeußerung des Hrn. Kriegs⸗ 
minifters über die Gagen der Sberoffiziere flimme er bei; diefelben könnten 
aufgebefiert werben, wenn deren Zahl und die Penfioniften vermindert feien. 
Abg. Greil war der Anfiht, daß ſchon 6 Monate PBräfenzzeit zur Ausbil 
dung eines Soldaten hinreihen, wobei man ihm ja den Soldalengeiſt, von 
dem er (Greil) nichts wiffen wolle, nicht beibringen könne: er müfle für die 
möglichfte Herabſetzung der Präfenzzeit ftimmen, weil dent Lande hiedurch nicht 
nur banre GBeldauslage, fondern, was nod mehr fei, Arbeitskraft eripart 
werde. Abg. Cramer (liberal) hielt die Frage für außerordentlich wichtig 
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und bevauerte das flarre Feſthalten des Hrn. Kriegsminifters an feiner Mei⸗ 
nung, das eine Bermittlung unmöglich made. Cine Ubminderung dei Mi- 
Iitäretats jei abjolut nothwendig, e8 frage fih nur wo? Man müfle der vom 
Referenten wiederholt ausgeſprochenen feflen Ueberzeugung von der Zuläng- 
lichleit der acht Monate vertrauen, und in diefem Bertrauen werde er deſſen 
Untrage zufimmen. Wie fiehe e8 aber dann mit der allgemeinen Wehrpflicht ? 
Wenn eine größere Anzahl von Leuten zur achtmonatlichen Dienftzeit einbe⸗ 
rufen werde, werde daun nicht eine Vermehrung der Koflen wieder eintreten; 
das fei ihm nicht ganz Har. Referent führte aus, daß er feiner Zeit gegen 
das Wehrgeſetz geftimmt habe, weil ex die Einberufung der gefammten Jugend 
nach demielben für unmöglich hielt. Er halte eine Präfenzzeit von 8 Monaten 
für das Maximum; gegen die 24 Monate der kgl. Staatsregierung würden 
daher % eripart. Wenn man jeht 1000 Mann halte, könne man dann 3000 
Mann Halten. Jeder gejunde Mann jollte in den Waffen geübt und hiefür 
ſchon durch militärifche Jugendbildung gejorgt werden. Zu diefem Zwecke 
könne dann fpäter die Präfenzzeit noch weiter abgemindert werden. Sein 
Streben gebe auf Uebung der Geſammtheit der männlichen Jugend in den 
Wahlen. Rahdem der Rriegsminifter wiederholt betont hatte, daß er die 
Verantwortung für den guten Zuftand der Armee nur mit zweijähriger Prä⸗ 
fenzzeit behalten Tönne, und bemerkt hatte, daß nicht Alle zwei Jahre volle 
Rändig präfent feien, daß vielmehr zu einer vollftändigen zweijährigen Präſenz⸗ 
zeit eine durchſchnittliche 2Yjährige Präfenzzeit gehören würde, fchritt der Aus- 
ſchuß zur Abftimmung. Der Untrag des Referenten auf Ablürzung der 
Präfenzzeit auf 8 Monate wurde mit 7 Stimmen gegen 1 Stimme (Graf 
Fugger), der Antrag auf eine Erhöhung der Löhnung um 3 fr. (außer dem 
Zuſchlage von 3 Ir. zur Menage) wurde mit 6 Stimmen gegen 2 Stimmen 
(Graf Bugger und Breil) angenommen. bg. Breil Hatte eine Erhöhung 
der Löhnung von 2 Ir. beantragt. 


— Juli. (Baden) Auf den Wunſch ber badiſchen Regierung werben 
die badiſchen Truppen von preußiihen Generalen infpicirt. 

41. „ (Bayern). IL Kanımer: Tebatte über bie neue Advokatenord⸗ 
nung. Das Princip ber Treigabe ber Atvolatur und bie Nefeitigung 
bes Zweillafjenfyftems wird mit großer Mehrheit (gegen etwa 15 
Etimmen) beſchloſſen. 

2. „ (Bayern). U. Kammer: Tie von ben beiden Parteien niebers 
geſetzten Ausſchüſſe außerhalb ter Kammer haben fich wirklich bes. 
der Wahlgefehvorlage behufs Einführung bes allgemeinen und birecten 
Wahlrechts geeinigt. Die Abmadhung gebt zur Beftätigung an bie 
Barteiclubs. 

5. . (Bayern). DO. Kanmer: Tie liberale Partei ratifizirt, bie pas 
triotifche Partei verwirft dagegen bie von ben Parteiausfchüflen ers 
zielte Verftänbigung bezüglih des Wahlgeſetzes. 

Die Regierung wird zur Forterhebung ber Eteuern bis Ende 
September ermächtigt. 
13.—15. Juli. (Bayern). IL Kammer. Generaldebatte über ben Mis 
litär.Etat. 
Debatte: Referent Kolb bezieht fi auf feinen gebrudten Vortrag und 


hebt nur noch beſonders hervor, daß nad feiner Anſicht auf dem bisherigen 
Weg nicht weiter gegangen werden Fönne, ohne das Sand zu ruiniren; Mr 
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daß ordentliche Budget verlange die Regierung 15 Mil. für das Jahr, dazu 
fomme der erſt jüngft bewilligte außerordentliche Militärerebit von 14, Mil. 
für das Yahr, und noch die Jahr für Jahr nöthige Aushilfe aus dem Reicht⸗ 
tejervefonds zur Dedung der höheren Raturalienpreile, die auch wieder 1% 
Mil. für das Jahr betrage. Das einzige Mittel, erlleckliche Eriparungen zu 
machen, liege, wie er glaube, in dem Berlaften des jegigen Militäriyftems. 
Dafielbe beizubehalten, dafür beftehe weder eine juriftijche, noch eine moralijche 
Verpflichtung gegen einen andern Staat (Preußen). und zur Sicherheit des 
eigenen Staates jei dieſes Syſtem auch nicht nöthig, denn es drobe feine Ge⸗ 
fahr von außen, wenn fih Bayern nicht zu aggreiliven Zwecken mißbrauden 
lofie. Uber wehrlos wolle er darum doch das Land nit madıen, im Gegen⸗ 
theile, es joll jeder in den Waffen geübt werden, doch jo, daß er nie aufhöre, 
Bürger zu ſein; das letztere haralterifire eben das Milizſyſtem. Freilich zu 
Angriffstriegen eigne ſich daffelbe nicht; das wolle er (Kolb) aber eben; und 
nicht minder ſei es ungeeignet, der Regierung als Werkzeug zur Rieberhal- 
tung des eigenen Landes zu dienen. Bayern könne mit Sicherheit die Aen⸗ 
derung vornehmen, weil e8 eben nicht bedroht ei; die anderen Staaten wür⸗ 
den ſchon nachfolgen. Thue man das nicht, fo jei man über kurz oder lang 
der Annexion verfallen. Wenn nun bei jedem einzelnen Poflen die vorge⸗ 
ſchlagenen Abftride mit dem Einwand abgewielen würden, gerade da könne 
abjolut nicht geipart werden, fo müſſe er jagen; von diefen „jahlundigen“ 
Händen könne eine Beflerung eben nicht erwartet werben. Auf die Präfenz- 
frage übergehend, bezieht Kolb fi auf das öſterreichiſche Reglement, wonach 
die Rekrutenſchule in 6 Wochen beendigt und nach 8 Wochen der Rekrut zum 
geichloffenen wie zerſtreuten Gefecht eingeibt fein muß; was dort möglich jei, 
das müfje und könne aud in Bayern geleiftet werden. Kolb hofft, dak, wenn 
das jegige Syſtem verlaflen und almählih zum Milizſyſtem übergegangen 
werde, eine Menge großer Bortheile dadurch errungen werde: Gelderiparung, 
Kräftigung der ganzen Jugend durd allgemeine Uebung in den Waffen, Er⸗ 
ſparung von Arbeitskraft, Verhütung von Krankheiten, die fih im Kaſernen⸗ 
und Garniſonsleben erzeugen, Minderung der Selbfimorde, die bei ſtehenden 
Heeren unverhältnigmäßig zahlreich fein. „Schreiten Sie — fo ſchließt er — 
fühn voran, andere Bölfer werden folgen, und Sie werden gepriejen werden 
als MWohlthäter der Menſchheit.“ Minifterpräfident Graf Bray: Er Habe 
neulich gelagt: die centrale Lage Bayerns im Kerzen von Europa jei eine 
Barantie feiner Sicherheit und Unangreifbarleit. Der Referent habe vielen 
Sat aufgegriffen und für feine Zwecke benügt; er (Redner) halte an demſel⸗ 
ben feit, knüpfe aber daran die Folgerung, daß eben dieje centrale Lage für 
Bayern die Unmöglichkeit bedinge, fi von einem europätichen Gonflict fern 
zu halten. Eben deßhalb fei für Bayern eine gute und flarfe Armeeorgani- 
fation abfolut nothwendig. Ihm (Redner) gelte die Qualität der Truppen 
mehr als die Zahl, und lieber wolle er ein Kleines, aber gutes Heer, als eine 
große jchledht geübte Urmee haben, der Referent dagegen lege das Haupt⸗ 
gewicht auf die Zahl und ſchlage die Qualität weniger ho an. Man mäüfie 
einen tüchtigen Kern haben; an dieſen Zönne fi) in Zeiten der Gefahr die 
Maſſe der raſch Aufgebotenen mit Erfolg anſchließen; nimmermehr aber wärde 
diefe Maſſe für ſich allein etwas Erkleckliches leiften. Er weist ſchließlich auf 
den Exnft des gegenwärtigen Moments bin, wo die Verhandlungen noch im 
Gange jeien, welche über Krieg und Frieden zu entjheiden haben, da wäre 
es doch jedenfalls Höchft unpafiend, zu einer Wenderung der Keerekorganifation 
zu fchreiten, welche ſich ja nicht mit einem Schlag vollziehen laſſe, ſondern 
Bayern in die Gefahr brädte, im Fall der Roth ein braudibares Keer über- 
haupt nicht zu haben. Prof. Gerfiner (demofr.): gebt zunächſt vom volle 
wirthſchafilichen Standpunlt aus. Allerdings fei das Boll noch nicht fo er- 
ſchöpft, um nicht noch länger die jetzige Laſt oder ſelbſt eine noch etwas größere 
tragen zu können, aber man bürfe es eben nicht jo weit kommen Laffen, jon⸗ 
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dern muſſe bei Zeiten vorbauen. Ein wahres Bollsheer wäre ihm ) 
freilih am liebften, aber er glanbe, der Zeitpunkt ſei noch nicht gelommen, 
ein ſolches einzurichten, weil weder die Regierungen Vertrauen dazu haben, 
noch das Bolt die Einficht befize, es in feinem vollen Werth zu erkennen und 
die dafür nöthigen perjönlichen Opfer aud willig zu bringen, endlich weil 
man die Ausführung eines Planes nicht jenen übertragen ſolle, die ihn nicht 
verfichen oder ihn mißbilligen. Deßhalb will Redner zur Zeit ſich mit den 
Erſparungen begnügen, die nad dem Ausſchußvorſchlag innerhalb des jegigen 
Rahmens vorzunehmen wären. ine Berfländigung zwiſchen den tedhniichen 
Torberungen, welde die Kriegsverwaltung vertrete, und zwiſchen dem finan- 
zielen Standpunft, welchen die Kammer einzunehmen habe, fcheine freilich un⸗ 
möglih zu fein, und zwar müſſe er die Schuld der Keriegsverwaltung bei⸗ 
meflen, weil fie das Wilitärbudget ohne die erforderliche Rüdficht auf bie 
finanzielle Lage des Landes aufgeftellt habe und hartnädig daran fefthalte. 
Dadurch fei die Kammer in den Notbftand geſetzt, ſich jelbft die techniſche 
Brage anzufhauen, ſich felbft darüber ſchlüſſig zu machen. Es bleibe ihr 
nichts anderes übrig, als nun ibrerfeits die Kriegsverwaltung auch in einen 
Rotbftand zu verfeen, fie zu nöthigen, daß fie mit dem außlomme, was ihr 
bewilligt werde. Dr. Schleich (patriot.): Nach der inhaltsſchweren Rebe des 
Minitters des Aeußern könnte man eigentlich die Debatte abbredhen und war« 
ten, was die nächſten Tage bringen. Er jei indek der Anſicht, daß es bis 
jegt von vornherein an der Theorie gefehlt habe, da alle Boranfchläge der 
Ausgaben auf der Bafis des Kriegs aufgeftellt worden ſeien, und dann feien 
entweder alle vor dem Jahr 1848 aufgeftellten zu hoch oder die jetzigen alle 
zu niedrig. Richtig könne nur die Vaſis des Friedens fein; Zmed der Kammer 
aber jei, ein Friedensbudget zu machen; das ſei auch der Sinn aller neuen 
Wahlen in Süddeutihland. Zu einem Friedensbudget gehöre vor allem die 
Abkürzung der Präjenzzeit. Er fei geftern und heute noch der Meinung ge 


weien, daß gerade der jegige Augenblid der geeignetfte Zeitpunkt geweſen jei, 


ein Friedensbudget zu votiren; allein fein Muth ſei ihm durch das heute Ge⸗ 
hörte etwas geſunken. Frankreich ändere feine Gefinnung jeden Augenblid, 
und es wäre geradezu verrüdt, von frankreich, von einem Autofraten, fein 
Heil für eine Friedenspolitit zu hoffen; ein Krieg zwiſchen Frankreich und 
Preußen fei unbeilbringend, daB ſei feine Anfiht und die eines jeden Pa⸗ 
trioten. Sepp: In einem Punkte fei Europa einig, daß die gegenwärtige 
Militärlaft nicht länger ertragen werden könne Europa habe 3. 3. 4 Mil 
lionen Soldaten, welche jährlih 1000 Mill. Gulden often, und 84,000 Mil. 
Bulden Schulden. „Es jcheint fait, als ob ein Kriegsallarm in Scene gefegt 
wird, damit wir um jo nachgiebiger beim Budget fein follen. Allein wir 
laſſen uns nit aus der Ruhe bringen, da wir Teine Gefahr zu beſorgen ha⸗ 
ben; denn es wird leinem deutichen Fürſten einfallen, die ihm angebotenen 
paniſchen Qufticpläfler anzunehmen. Wir werden deshalb keinen Mann mehr 
aufftellen und feinen Gulden mehr bewilligen, da wir weder den oasus foe- 
deris, no den casus beili anertennen. Wenn es einer nationalen Sache 
gilt, wie 3. ®. bei Luxemburg der Fall gegeben war, werden wir alles aufs 
bieten, aber jet handelt es fi bloß um dynaſtiſche Intereſſen, und ich glaube 
nicht einmal das, fondern man bringt bloß anſcheinlich ein großeß Opfer, das 
eigentlich nichts Toftet. Ich meine, man will uns nur einmal den Puls füh- 
Ien, ob wir rüften, aber wir wollen un3 nur entrüftet zeigen, denn daß Toftet 
nicht fo viel. Kriegsfall ift keiner vorhanden, lafien wir uns alfo auch feine 
Daumſchrauben anlegen bei unferer Berathung, und mollen wir nicht mehr 
bewilligen, als wir für nothwendig erachten.” Graf Fugger (patr.): Das 
Budget müffe allerdings verkürzt werden, aber man jolle nur ftreidhen, wo 
die Armee nicht geichädigt werde. Frhr. dv. Freyberg (patr.) jagt: das 
Zand könne die 19 Millionen, die jetzt im Ganzen jährlih für das Militär 
gefordert werben, nicht aufbringen, namentlich) der Grundbeſitz ſei e nicht im 
13 
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Stande. Der von Kolb vorgeiälagene Weg habe vielen Anſtoß erregt, und 
die Frage: wie zu ſparen fei, jei auch vielleicht anders zu Löfen, aber die blog 
negirende Saltung des Kriegsminifters habe eben fein anderes Mittel gelaſſen 
als jene Borfäläge anzunehmen. v. Stauffenberg (liberal) erörtert: er ie 
der Anſicht, man jolle lieber, um zu Iparen, eine Kleinere Armee aujficken, 
die man dann tüchtig ſchulen könne, als die quantitativ flarfe des Referenten, 
welche qualitativ wenig taugen würde. Wenn man jeden Augenblick des Kriegs 
gewärtig fein müfle, dann müfle man fein Friedensbudget ganz anders ein⸗ 
richten, als zu einer Zeit des ewigen fyriedend. Trotzdem fei er, nach genauen 
Studium des vorgelegten Budgetß, zu der Anſicht gelommen, dab ſich immer⸗ 
hin Erflediiches daran fparen ließe, etwa fo viel, als der Ausſchuß im Ganzen 
abgeftrichen babe. Die ganz beftimmte Erklärung des Kriegsminiſters: def 
er mit weniger als den verlangten 16 Millionen nicht ausreichen Töume, la 
übrigens alle fpeciellen Anträge als nutzlos erjdeinen; diefe Erllärung fei ein 
Ultimatum und laſſe nur die Wahl, alles zu bewilligen oder des Räditriits 
des Minifterß gewärtig zu fein, gleichviel ob viel ober wenig, ob ba ok 
dort geftriden werde. „Mit dem Budget des Kriegsminiſters lann ich nicht 
einverftanden fein, eben fo wenig mit dem des Ausichufles; wir bramdhien ein 
auf ganz anderen Grundlagen ausgearbeiteteß Budgel; das kann aber cin 
Einzelner nicht berftellen, und fo fehe ich mich gendthigt, mich lediglich ver- 
neinend zu dem vorliegenden zu verhalten.” Zödrg (patr.): Borgeftern fei er 
noch feſt entichlofien geweſen, in bie Debatte nicht einzugreifen; aber Die Wen⸗ 
dung, welche die Debatte geflern genommen, veranlaffe ihn, das Wort zu er⸗ 
greifen. Bei der Berathung des neuen Wehrgefeges fei er mit einer geringen 
Oppofition der Anſicht geweſen, daß Bayern eine Tleine, gut geichulte und 
wohldigciplinirte Armee bebürfe. Mit Berwunderung habe er heute von Fchra. 
v. Stauffenberg vernommen, daß er Diele Anficht auch theile, denn bei ber 
Berathung der Wehrverfafiung habe derjelbe fi) ganz anders ansgeiprochen. 
Seit jener Zeit, wo man das Wehrgeſetz berathen, jeien zwei Wahlen vorüber⸗ 
gegangen, welche bezeugen, daß er mit feinen politiiden Freunden damals 
echt gehabt. Sie Händen deshalb in der gegenwärtigen Frage auf einem 
Ich einfachen Standpunkt, fehr verſchieden von denen, welche das Wehrver⸗ 
faflungsgejeg gemadt haben. „Man hat geftern ſchon vom casus fı : 
von Reutralität gejproden — zur Stunde fehlt für uns noch jeder Anhalts 
punkt, und wir wiſſen nicht, ob Krieg, 0b Frieden; wir wiſſen noch weniger, 
welche Fragen auf die Spike des Schwertes geftellt werden, und wir thäten 
Aug, nicht zu hohe Politit zu treiben.” Gr würde fih nicht erfühnen, die 
Sache jo bedenklich darzuftellen, wie Hr. v. Stauffenberg, denn, wenn Rap 
leon mit Preußen anbinden wolle, dann müſſe er einen Punkt finden, der die 
Intereſſen der Suüddeuiſchen nicht berühre. Er verzweifle noch nicht, daß Frank⸗ 
zeich friedliche Satisfaction erhalte. Daß aber ein beuticher Fuürſt aus der 
blutig-[mugigen Hand eines Meuterer⸗Generals ein Kronangebot annchmme, 
und daß der Kerr des norbbeutichen Bundes feinen Gegen dazu gebe — bei 
feien die traurigen Bolgen vom Jahr 1866. Seit 3% Jahren fei es das 
drittemal, daß die europäifche Ruhe geflört werde durch einen Alarm zwiſchen 
Preußen und Frankreich. Bei Luxemburg ſei er nicht in Zweifel geweſen, ob 
das in der Adreſſe angegebene Princip anwendbar geweien wäre; damals oder 
niemals hätte man thun müflen, was früher oder jpäter geichehen müfe. „Ei 
jpaniſche Verwidclung lann auf unſere Budgeiberathung einen Einfluß wich 
üben, wir erklären aus dem Willen und aus der Unihauung des Bollkes 
heraus: fo und fo viel kann das bayeriihe Boll auf die Urmee verwenden, 
und nicht mehr. Tritt Krieg ein, jo wird das Ariegsminifterium bervortreim 
mit einer neuen Rechnung von fo und jo vielen Millionen, die wir auflande 
108 beiwilligen, und mit diefen Millionen wird es lich fein, unfere 
wärtige Organifation fortzufegen. Denn kommt der ‚jo wird er 
Iommen; und bevor noch biefe Militär-Budgelvorlage im anderen Kaufe ber 
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iR, werben wir willen, woran wir find. Nach dem Kriege wird aber 
auch der Friede lommen, und dann kennt die Staatsregierung unfere Anfict. 
Für jest lönnen und dürfen wir ung einen weiteren Blid in die Zukunft nicht 
erfauben. Es wird der gegenwärtige proviſoriſche Zufland nicht immer fort 
dauern, nad) der Rataftrophe aber wird vielleicht der erfle Artikel eines euro» 
päijhen Gongrefies ein Verbot enthalten gegen die gegenwärtige Militär- 
organifation, melde Preußen eingeführt bat, und der alle Bolker nachfolgen 
mußten. Nolite perturbare circulosg meos!“ Kriegsminifter: Er babe 
fein Budget als ein Friedensbudget aufgeftellt; es ſei daher auch auf die 
jetzige drohende Lage, welche jo überraichend hereingebrochen, dabei nicht Rück⸗ 
figt genommen; aber immerhin rechifertige diefe Bage das Verlangen, eine 
tuchtige, Schlagfertige Armee zu haben: diejes Verlangen liege feinem Budget 
zu Grunde. Das Wehrgefeg, welches, nebenbei bemerkt, ein jehr gutes Belek 
fei, fordere in Art. 1 ein flehendes Heer, nicht ein Milizbeer, und in Art. 2 
fege es die Stärke defielben (ohne Berechnung der Offiziere und Beamten) bis 
zum 31. Dec. 1871 auf 1 Procent der Bevöllerung feſt, d. h. auf 48,000 
Mann. Diefe Ziffer Tiege dem Budget zu Grunde Wer wolle ihm zum 
Borwurf machen, daß er das Geſetz ausführe? Die Formation der activen 
Armee feftzuftellen, diefes Recht babe die Regierung ausſchließlich, und müffe 
es haben, denn fie richte ſich nach den jeweiligen Grundſätzen und Anforde⸗ 
zungen der Taktik. Die Theile der Armee müßten in einem dem entiprechen- 
den Ebenmaß ftiehen; enthalte eine Armee die im Krieg erforderlidden Organe 
int Frieden nur nothdürftig, fo fei fie eben nicht fchlagfertig, nicht zu brauchen 
für die heutige rajche Kriegführung, das Geld dafiir fei hinausgeworfen. 
Man Tlage über die großen Koften des Heeres, die mit jeder Finanzperiode 
wachſen; aber es möge ſich doch jeder feinen eigenen Saußhalt anjehen; jeien 
denn deſſen Koften in den letzten zwanzig Jahren nicht fielig gewachſen? Wie 
follte denn der Kriegsminifter mit den früheren Summen reihen, wenn er 
Brod, Fleiſch, Haber, Heu, Leder ꝛc. theurer Laufen müflet Man habe ihm 
vorgehalten, daß im Rordbunde die Kriegsverwaltung mohlfeiler ſei; das fei 
nur ſcheinbar der all, weil der bayeriihe Rahmen bei zweilähriger Präfenz 
derſelbe fei, wie der dortige bei dreiiähriger Präfenz, alſo das Nämliche koſte, 
ohne dafielde zu leiften ; man gebe drei Jahre Präfenz, und Bayern leiſte 


daſſelbe. Dan babe feinem (de Redners) einfach ablehnenden Verhalten per» 


ſonliche Gründe unterlegt — fehr mit Unrecht, ſchon bei den Debatten über 
Den außerordentligen Militärcredit jei es fihtbar geworden, daß die Abſicht 
der Mehrheit im Haufe dahin gebe, ein anderes Syftem herbeizuführen: es 
handle fih aljo um ein Princip, und da kenne er fein Nachgeben; die Folgen 
werde er auch tragen. Er jolle die Kammer durch fein flarres Fefthalten an 
feinen Forderungen in einen Nothſtand verjegt haben, folle die Vereinbarung 
Dadurd hindern, was nod nie ein Kriegsminifter gethan habe; aber es ſel 
aud noch Fein Kriegsminifter vor einer ſolchen Frage geftanden, wie jetzt er. 

e man, ftatt eine andere Organifation zu diltiren, ihn gefragt: welches 
it die Außerfte Summe, mit welcher du bei der jekigen Organilation aus⸗ 
reichen kannſt? jo würde er geantwortet haben: ich begnüge mid mit der 
bisherigen Summe (daS wären aljo 15,250,000 fl. ftatt ber geforberten 
15,700,000 fl.). Aber fo habe man nicht gefragt, alfo habe er aud nicht 
fo geantwortet. Redner kommt ſodann auf die Präfenz zu ſprechen, in Frank⸗ 
rei verlange man 4, im Rorbbund 8, in Ocfterreih 2 Yahre (die neulich 
erwähnten 6 Wochen im öſterr. Reglement betreffen nur die Zeit, binnen wel« 
er der Mann zur Einftelung in die Abtheilung abgerichtet wird); unter 
zwei Jahren laſſe ſich's nicht machen, wenn Bayerns Heer würdig fechten joe 
neben und gegen gut geübte Truppen, wie fie die Staaten rings herum haben. 
Den Pferdeſtand Töne man nicht verringern, da man ohnehin ſchon 10 Pferde 
per Schwadron weniger babe, als der Rorbbund; made im Ganzen 1909 
Pferde; zudem babe der Rorbbund ein Pferbeconfcriptionsgefet;, während Bayern 
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in Kriegsfall feinen Bedarf Laufen müſſe. Auch braude man im Frieder 
natürlich ſtets einen höhern Gavallerieftand, als den, mit welchem man irs 
Feld marſchire. Der Geſammtſchlußantrag des Ausichufles ſtreiche im Ganzen 
24 Mill., aber am ſtehenden Heer und der Landwehr allein 4 Mill. und m: 
Einrehnung des Getreidemehrbedarfs 4% Mill.; dieſe 44 Mil. machen der 
wahren Effect, mit den verbleibenden 8% Mill. Tönne er, Rebner, das Het: 
nicht erhalten, e8 wäre diefe Summe auch gar nicht werth, denn es mir 
dann nur der unbraudbare Rumpf eines verftümmelten Heeres. „Beiler wär: 
e8 danın, Sie geben da8 Heer ganz auf, Rellen 10,000 Rann Sendarmr.: 
auf für die innere Sicherheit, und treffen ein Ablommen für den riegsfok‘“ 
Daß der Ausſchuß Löhnungs- und Dienageaufbeflerung boriilane: ki zean —* 
aber wenn man die Mannſchaft aufbeſſere, müſſe man das © der 
Offizieren thun; namentlih die Höheren Offiziere feien viel —* he 
als im Rordbund, während die Unteroffiziere und Soldaten entſchieden berer 
verpflegt jeien als dort. Was fodann die Bruppirung der Ausihukantrice. 
reip. der Pofitionen im Ausſchußbudget betreffe, jo jet fie eine ganz neue. r:: 
zwar derartige, daß der Regierung damit indircet die von Kolb beabfidticte 
neue Organifation vorgefchrieben werde. „Nun ift aber die Regierung für tie 
Organifation und die Leiftungsfähigkeit verantwortlich ; wollen Sie (die Kar. 
mer) etwa diefe Verantwortlichkeit übernehmen ? Sol die Regierung blos 
das Vollzugsorgan der Kammer werden?" Rad dem Schlußwort des Referenten, 
eingeleitet mit dem Sag: „Wir leiden alle unter dem Eindrud der Außer: 
Nachrichten, aber wir dürfen nicht auß dem Auge verlieren, daß es fi ı= 
die Herftellung eine3 Friedensbudgets handle, und daß, wenn ein Krieg en: 
treten jollte, auf denjelben auch wieder der Friede folgen wird“, und fließend mit 
der Bitte, bei der Abſtimmung nicht irre zu werden durch die trüben Rolten 
am politiſchen Horizont, fondern man folle fo flimmen, daß daS Land ein 
Milttärbudget befomme, mit dem es gut beftehen könne — ift die allgemeine 
Debatte beendigt und macht der Präfident der Kammer den „unmaßgebliden‘ 
Vorſchlag, die heutige Sitzung zu ſchließen und den Beginn der Speciaföcher: 
auf nächſten Montag zu verſchieben, was er aus mwohlerwogenen Gründen thue. 
deren Erörterung man ihm aber erlaffen werde. 


Unmittelbar nah Schluß ber Sitzung trifft bie Nachricht ven 
ber im geleßgebenden Körper Yranfreihe von ber Regierung aus 
gefprochenen Kriegserklärung gegen Preußen ein. Gleichzeitig ver: 
nimmt man, baß die bayer. Regierung bie Offiziere in Urlaub ein: 
berufen babe. Ueber bie Haltung Bayerns ift bereit Taum cin 
Zweifel mehr möglid. Allgemein verbreitet fih bie Nachricht, bak 
der König den Eintritt bes casus foederis mit Preußen feinerfeits 
unummunben anerkannt habe. 


415. Juli. (Baden) verproviantirt aufs eiligfte und nod in ber Nadt 


16. 


bie Feſtung Naftatt. 

„ (Bayern) mobilifirt. Ultramontane und demobratiſche Blätter, 
bie fidy aufs beftigfte gegen einen Krieg an ber Ceite Preußen! 
ausipredhen, werben mit Veſchlag belegt. Die offiz. Korr. Hoffmann 
erflärt, Bayern anerfenne ben eingetretenen Bündnißfall. 


» (Bürttemberg) Eine großartige Volksverſammlung in 
Stuttgart gibt den Ausichlag für die allg. Stimmung. 
Die deutihe Partei hatte „alle deutichgefinnten Männer“ eingeladen, 
is zur Berathung über bie bedrohte Lage des Vaterlandes zu verfammeln. 
nd wie die Berfanmlung gemeint war, fo fiel fie denn auch aus: alle Bar 
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teien, die des , Beobachters“ nicht ausgenommen, find vertreten, und nad) Un« 
börung weniger kurzen Reden beſchließt man einſtimmig unter brauſendem 
YJubeltuf: „Ter Krieg zwiſchen Frankreich und Preußen iR ein nationaler 
Krieg. Sein Ausgang entſcheidet über die Zukunft unſeres Volles. Unter 
nichtigem Borwand if er von Frankreich heraufbeichworen, um Deutichland 
m die alte Ohnmacht und Zerftüdelung zurüdzufioßen und deutſche Länder 
vom baterlänbijchen Boden abzureißen. In einem folden Krieg darf es 
unter den Deuiſchen feine Parteien geben. Für die Bündnißverträge ift die 
Eiunde der Probe gelommen. Bon der mürttembergifhen Regierung ins- 
befondere erwarten wir, daß fie feit zur deutſchen Sache halte, mit allen 
Mitteln und auf alle Gefahr. Das Boll wird einer Regierung Iräftig zur 
Seite ſtehen, weiche fi in der Zeit der Prüfung als eine deutiche erweift.“ 


16. Juli. (Baden) mobilifirt aufs ciligfte feine ſämmtlichen Truppen und 


18. 


läßt bie Kehler Eiſenbahnbrücke ausfhalten. Da bei dem Borfprung 
ber Franzolen ein Einbruch derjelben jeden Augenblid gewärtigt 
werben muß, die Regierung aber ber Zuflimmung bes Landtags 
gewiß fein kann, jo wirb unter biefen Umſtänden von einer Ein: 
berufung deſſelben Umgang genommen. 


„ (Heifen) mobilifitt. 


„» (Bayern). In Münden wirb bem König für feinen Entſchluß 
eine großartige nationale Demonſtration bargebradt. In Nürnberg 
bejchließt eine von circa 4000 Männern — an ber fi auch bie 
bemofratifhe Bolfspartei unter vorgängiger Wahrung ihres Stanb> 
punktes betheiligt — beſuchte Volksverſammlung folgende Erflärung: 
„1) Angeſichts des Krieges, den Frankreich in frevelhafter Weife gegen 
Preußen erklärt hat, erachten wir uns mit dem ganzen übrigen beutichen 
Volke folidarifch verbunden. 2) Unfere Staatsregierung hat bereit8 die volle 
Kraft des bayerischen Volkes aufgeboten zum Schutze des gemeinfamen deut» 
ſchen Baterlandes. Wir erwarten, daß unfere Bolfsvertretung einmäthig und 
einſtimmig alle Mittel zur energifchen Durchführung des Krieges bewillipt. 
8) Wir erwarten von unferer Triegsfähigen jungen Mannſchaft, daß fie fi 
in diejer Zeit der Gefahr dem Baterland freudig zur Verfügung ftellt, und 
nicht minder von unfern übrigen Mitbürgern, daß fie jedes Opfer für die 
Unabhängigkeit und Iinverleglichkeit des deutſchen Landes bringen.“ 
„ (Bürttemberg). Der König trifft aus Bad St. Moritz wieber 
in Stuttgart ein und befiebli fofort die Mobilifirung ber württem⸗ 
bergiſchen Etreitlräfte, ſowie bie Einberufung bes Landtags auf ben 
21. d. Mis. 


„Der württembergiſche Miniſter bes Auswärtigen Frhr. v. Varn⸗ 
bülcr trifft Abenbs ſpät in München ein, eonferirt mit dem Gra⸗ 
fen Vray und kehrt am folgenden Tage früh wieder nad Stuttgart 
zurück. 

„ (Bayern). II. Kammer: Die Regierung zeigt ber Kammer 
an, daß der König am 16. d. M. die Mobilmahung bes bayeris 
fhen Heeres angeorbnet habe und verlangt für dieſelbe einen außer: 
orbentlihen Erebit von 5,600,000 fl., für ben Unterhalt des Heers 
auf Kriegefuß bis Ende bes laufenden Jahres 21,100,000 fi., 
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beöavouirt dagegen bie Mittheilung ber offiz. „Hoffm. Korr.“, ta 
ber König ben casus foederis mit Preußen bereits anerkannt Bake. 

Minifter Graf Bray: „... Der Nüdtritt des Prinzen v. Hohenzelern 
von der ſpaniſchen Throncandibatur erfolgte am 12. d., und nachdem fomit 
das eigentliche Motiv der Aufregung geſchwunden war, fo verbreiteten fıä 
ſchnell auch in der franzdfiichen Kammer die ficherfien Priedenserwartungen. 
Allein am 13. wurden von Seiten des franzöfiigen Geſandien vom Köniz 
von Preußen neue Erklärungen gefordert, c8 wurde hiebei gefortert, doß dei⸗ 
fen Antwort fjofort auf telegraphifchenm Wege nad Paris abgefendet werd, 
und als der König diefe Forderung mit feiner Ehre unvereinbar hielt, er⸗ 
folgte ſchon am 15. Juli zu Paris im geſetzgebenden Körper die Forkderung 
eineß Credits zu kriegeriſchen Bweden. Bon bier ab ändert fi bie 
Rotur der Frage Die ſpaniſche Candidatur verſchwindet und 
die deutſche Frage beginnt. Es erfolgten hierauf die Rüfungen und 
Mobilmachung des norbdeutichen Bundes, ſelbſt neutrale Staaten, wie Belgien 
und die Schweiz rüfteten fih, um ihre Sicherheit zu vertheidigen. Liejem 
Beiipiele mußte ſich auch Bayern anihlieken, und daß es ohne Zaubern ge 
ſchehen ift, daB dabei keine Zeit verloren wurde, ergibt fi$ aus dem Umſtande. 
daß Ion am 16. Juli der Befehl zur Mobilmadung erfolgte. Eo Acht 
jett die Lage. Eine Kriegserflärung if von feiner Seite erfolgt. Die Ber- 
mittlungen der Großmächte zur Erhaltung des Friedens, an denen ih aud 
Bayern betheiligt, werden mit menig Ausficht auf Erfolg jeht noch forigejest. 
Auch Ihre wichtige Stimme haben wir noch zu vernehmen.“ 

Die nationale Partei will die Vorlage zu Bericht und Antrag an 
den zweiten Ausſchuß verweilen, da mit einer neuen Wahl mehrere Gtunden 
verloren gingen, die Angelegenheit jedenfalls aber heute noch berathen werden 
mäfle. Graf Seinsheim (patr.) verlangt dagegen die Wahl eines eigenen 
Ausichuffes von 9 Mitgliedern. Krager (patr.): Die Wichtigkeit erheiiche 


die Wahl eines bejontern Ausſchuſſes, in melden Männer kämen, die das 


19. J 


volle Bertrauen der Kammer beläßen; man habe während eines halben Jah» 
res ſich befier kennen gelernt, als damals, da der zweite Ausſchuß gewählt 
worden. Es handle fih um große Summen, man müfle die Acien des Mi» 
nifteriums prüfen; e8 wäre befier, nicht heute ſchon überftürgend vorzugehen. 
Kür einen befondern Ausſchuß erhebt ſich die ganze patriotiſche Partei und 
der demofratijche Abg. Kolb. Der Ausſchuß wird mit 7 Mitgliedern der 
patriotiſchen und zwei der liberalen Partei beftelt und die Bortiegung der 
Sigung auf Abends 7 yo anberaumt. Abends theilt der Präfident mit, 
der Ausſchuk babe zu Meferenten Idrg für den politiihen, und Kolb für ten 
finanziellen Tbeil gewählt, ſei aber noch nicht in ter Lage, feinen Untrag zu 

ellen, und werde feine Berathung am folgenden Bormitiag fortfegen, jo das 
die nächſte Sitzung der Kammer erſt auf den 19. d. Nachmittags 4 Uhr an- 
gejett werden könne, 


Die Majorität der Commiſſion ift entſchloſſen, fi für bewafj⸗ 
nete Neutralität auszuſprechen. In ber Abenbfikung des patrictr 
fen Klubs geben fih die Mitglieber tas Mert, biefür und nur 
biefür zu ſtimmen. 


uli. (Bayern) Der Eonberausihuß ber II. Kammer enticheibet 
fi mit 7 gegen 2 Ctimmen für Ablehnung ker Regierungsvorlage 
und mit 6 gegen 3 Etimmen für bewaffnete Neutralität. 
Protololl der Ausſchußſitzung: Weferent Yörg beantragt, Urt. 1 
folle lauten: „Zur Aufrechthaltung bewaffneter Neutralität 
gegenüber den Kriegsereigniffen zwifhen Preußen und Frank—⸗ 


rei wird für einmalige außerordentliche Bedürfniſſe, dann für Wrmirung 
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u. |. w.“ Den Begriff einer bewafineten Neutralität figirt ex in 
folgender Weile: „bewaftnete Neutralität if das ernftlide und principielle 
Beitreben eines Etaates, in den Krieg anderer Mächte fich nicht cinzumilchen, 
fo lange nit eine directe Bedrohung feiner eigenen Exiſtenz zur Action 
zwingt.“ Greil wuünſcht lediglich die Aufftellung fo .viel bewaffneter Macht, 
als nöthig if, Streifcorps und Plünderungen abzuwehren. Der Krieg» 
minifter vertheidigt die Vorlage gerade vom bayeriſchen Standpunlt aus; die 
Selbflerhaltung zwingt Bayern zur Theilnahme am Krieg. Marquard 
Barth erklärt, für eine bewaffnete Neutralität gar kein Gelb bewilligen zu 
können, worauf Rolb die einfache und unbewaffnete Neutralität als dasjenige 
bezeichnet, wa8 Bayern Gut und Blut erjparen und ben Interefien am Beften 
entipredhen würde. Auch Huttler äußert fi in diefem Sinne. Graf Brah, 
der das Ternbleiben vom Kampfe, wenn es möglich wäre, auch wünſchen 
würde, conftatirt, daß Bayern bon zwei Seiten bebrängt wird. Gr babe den 
Allianzvertrag mit Preußen immer nur als einen befenfiven aufgefaßt und 
als foldhen werde er auch gegenwärtig angerufen. In der Lleberzeugung von 
der Unmöglicpleit einer bewaffneten Reutralität, die von Preußen nicht aner- 
fannt würde, und gegen die Franzoſen vertheidigt werden müßie, und um dos 
bayeriiche Baterland in diefem Augenblid um eines Wortes willen nicht zu 
compromittien, fchlägt hierauf Schleich folgende Eingangsfaflung des Ars 
tikels 1 vor: „Zur Ermöglihung aller im Intereſſe des Lantes gelegenen . 
Maßregeln zur Mobilifirung des Lönigl. Heeres, dann zur Berproviantirung 
u. ſ. w.“ Im Berlaufe der weiteren Discuffion erklärt der Kriegsminis- 
RRer: Preußen wird die bayeriichen Armercorps gegebenen Falls nur unter 
der Bedingung commandiren, daß es die bayeriiche Armee bleibt. Nachdem 
Huttler einen Antrag auf die Faſſung: Zur „Aufrechtgaltung der Neutra⸗ 
lität und zum Schutze gegen den auswärtigen eind“ zurückgezogen, wird zu⸗ 
erfi über den Art. 1 des Regierungseniwurfes abgeftimmt und derjelbe mit 
7 gegen 2 Stimmen abgelehnt. Desgleichen wird die modifizirte Faſſung des 
Dr. Schleich mit 6 gegen 3 Stimmen abgelehnt und hierauf die Dr. Jörg’iche 
Teflung mit 6 gegen 3 Stimmen angenommen. Greil batte zugeflimmt, 
daß die vorhin erwähnte Interpretation der bewaffneten Reutralität ins 
Prototoll aufgenommen werde. Hierauf geben die anmejenden Vertreter der 
Staatsregierung Ramens derſelben Folgendes ausdrücklich zu Protokoll: 
„daß fie weder der Fafſung des Art. 1, wie ſie ſoeben beſchloſ⸗ 
fen wurde, noch au der im Protofolle niedergelegten Inter- 
pretation der bewaffneten Neutralität ihre Zufimmung 
geben, weil die Staatsregierung Dadurd gehindert fein würde, 
fofortdann in die Friegerifhe Action einzutreten, wenn jie 
Diesim Intereſſe Bayerns für unabweisbar erachtet.“ 

Zu Urt. II beantragt Kolb ſtatt bis „zum Schlufle dieſes Etatsjahres“ 
zu fegen: „des Monats DOltober und dem entiprechend ſtatt 21,100,000 fi. 
nur 12,660,000 fi. zu bewilligen, was mit 7 gegen 2 Stimmen beichlofien wird. 

DO. Kammer: Entſcheidung über die Kriegsfrage. Der Ausſchuß 
trägt auf bewaffnete Neutralität an, und ber Antrag wird vom Ref. 
Jörg nahbrüdlich begründet. Reben ber Minifter Tray unb Prankh. 
Der patriotiiche Abgeorbnnete Eepp geht unter den vorliegenden Ums 
ftänden zur nationalen Partei über. Der Ausihußantrag mwirb mit 
89 gegen 58 Stimmen verworfen, eine Mobification Huttler's, ben 
von ber Regierung geforberten Grebit „für bemafinete Neutralität 
oder für ben Fall ber Unvermeiblichleit bes Kriege zur Erhaltung 
ber Integrität bes Königreichs“ nur mit 76 gegen 72 Stimmen 
abgelehnt, dagegen ber vermittelnde Antrag Schleichs, bie Neutralität 
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ganz fallen zu laſſen und bie Bewilligung „einfah für ben mi 
ber Unvermeidlichkeit bes Kriegs”, zu ertbeilen, womit ſich bie Re 
gierung einverftanben erflärt, mit Mehrheit, der ganze Gefchentwuri 
mit 101 gegen 47 Etimmen angenommen. 

Debatte: Die Sigung dauert von 4 Uhr Abends bis Halb 11 Uhr 
Nachts und verfließt in höchfter Spannung und Aufregung, zum Theil unter 
förmlich tumultuarifen Auftritten. Die Sallerien find gedrängt voll, das 
Ständehaus von Milttän bejekt, bie anliegenden Straßen von großen Boll 
maſſen erfüllt. Die Bffentlihe Meinung in der Stadt iſt eine entidhicken 
nationale und ſehr aufgeregte. Referent Jörg (patriot.): Nach den Feidlüi: 
fen der Majorität des Ausſchuſſes jollen die vom Minifterium für Ausrüſtung 
des Heeres verlangten Summen bewilligt werden, aber nur zur Aufrechtha!⸗ 
tung einer bewaffneten Neutralität in den Striegsereignifien zwiſchen Frankreich 
und Preußen. Da entfteht vor Allem die Frage: Was ift bewaffnete Reu⸗ 
tralität? Der Ausſchuß firirte den Begriff dahin, daß fie das ernſtliche und 
principielle Streben eines Stantes fei, in den Krieg anderer Mächte ſich nit 
einzumifchen, fo lange nicht eine directe Bedrohung feiner eigenen GEriftenz zur 
Action zwinge. Mit diefem Beſchluß und diefem Begriff hat der Ausſchuß 
aljo das Borhandenfein des casus foederis nicht anerfannt, und darauf legt 
er das Hauptgewicht. Die Frage war: wo iſt die Urſache der gegenwärtigen 
Berwidelung zu finden? und wir antworten, fie liegt außerhalb des Gebieis 
deutiher Ehre und Integrität (Ziſchen). Hören Sie mid ruhig an, wie ih 
ruhig und nur im Namen des Ausfchufles ſpreche. Die Urfade iſt aus emer 
Art von preußifcher Hauspolitit hervorgegangen, die in der ſpaniſchen Thron» 
frage heimlich auftrat und, ohne irgendivo davon Mittheilung zu machen, 
angenommen und von Preußen genehmigt wurde, während man dod willen 
ntußte, wa8 das in den Augen Frankreichs betreute. Nun Hat der gewählte 
Prinz verzichtet, und von da an foll die Frage eine deutſche geworten fein. 
Über was ift meiter gejchehen? Frankreich verlangte das Verſprechen, daß 
auch nicht künftig diefe Kandidatur wieder aufgeftellt werde, und es hätte 
Preußen nur ein Wort gekoſtet, um das Vergieken von Strömen Blutes zu 
verhindern. Bon einer Beleidigung, welche dem König von Preußen wider⸗ 
fahren, ift nirgend8 cine Spur. Hier muß ih aus den mitgetheilten Akten⸗ 
ftüden eine Note erwähnen, welche mir ſehr merkwürdig erſcheint. Der Graf 
Bismard fchrieb an den hiefigen preußiſchen Gelandten, nachdem er die Bor: 
gänge in Ems erzählt, der König von Bayern werde ein Gefühl dafür haben, 
daß Graf Benedetti den König von Preußen auf der Promenade provocirt 
babe — mir ift der Eindrud geblieben, daß der Srieg feinen lIriprung nimmt 
aus einen wirklichen oder eingebildeten Berftoß gegen die Etiquette (Ch; 
Wie die Sache fteht, können wir nicht mit der Aeußerung des Miniſters über 
einftimnien, daB eine deutiche Frage begonnen habe; nein! e8 ift nad) wie vor 
ein Streit zwilchen zwei Großmädten. Dem entiprit der Urfprung, der 
Verlauf und der wahriheinlide Erfolg der Verwicklung. Denn aud den 
legteren müffen wir in Rechnung nehmen: wenn nad) dem erften geführten 
Stoß die beiden Gegner fich etwa vereinigen Über Luxemburg, Belgien und 
Holland, wo bliebe da die deutiche Sache? Wenn wir bier zur Heeresfolge 
uns verpfliäten, dann find wir e3 in allen Fällen, dann ift der Allianzvertrag 
ein tiefer Eingriff geweien in die Souveränetät der bayeriſchen Krone und in 
das Steuerbewilligungsredt des Landtags, dann hätte er niemals Geltung 
erlangen können ohne Acnderung der Berfaffung. Noch eine Erwägung hat 
den Ausſchuß geleitet. Wenn heute der casus foederis anerfannt wird, dann 
ſteht morgen unfere Urmee unter preußiihem Oberbefehl, und Bayern hat 
darüfer nicht mehr zu verfügen; denn der Vertrag verpflichtet uns abfolut, 
da können wir nicht noch Bedingungen aufftellen. Cine Bedingung aber läne 
in der Brage: welchen Schug Fönnte Preußen Bayern bieten für den fall 
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einer franzdfifcden Imvafion? Auf diefe Trage wurde uns geantwortet, daß 
da3 Kriegsziel für Preußen allein maßgebend fein müfle, e8 wurde fogar an« 
gedeutet, das bayer. Heer fünne aus dem Land gezogen werten, Bayern wehrlos 
bleiben, und das Ausſchußmitglied Marqu. Barth bat gemeint, daß ſei eine 
Gonfequenz des Bertrags, die ertragen werden müffe Um dieſen ungeheuern 
Preis und bei der Wahrfcheinlichkeit, daB unfere Kriegstheilnahme auch an⸗ 
dere Mächte, die neutral bleiben möchten, in die Action treiben würde, konn» 
ten wir nicht für die Regierungsvorlage, nur für die Neutralität uns erklären. 
Ausgeſchloſſen wurde dabei jeder Gedanke an ein Zuſammengehen mit Frank⸗ 
rei” — diejen Sieg hat die nationale Idee unzweifelhaft errungen. Hr. Graf 
Bray ſelbſt hat uns zugeftanden, wenn die Neutralität ſich erlangen liebe, fo 
würde aud er fie für das Beſte eradten, fie müßte aber von beiden krieg⸗ 
führenden Mächten anerkannt fein. Run, Frankreich hat ſich erboten, unjere 
Neutralität zu rejpectiren, der Herzog von Gramont erflärt, der Krieg jolle 
feinen Fußbreit deutichen Bodens erwerben (Gelächter), und wenn ich recht 
verftanden babe, jo will man von franzöfifher Seite ausdrücklich die Pfalz 
uns garantirn. Was Preußen betrifft, war bis geftern eine Anfrage von 
dort noch nicht angekommen, man kann nit wiflen, welche Anſchauung Preu⸗ 
Ben hat; daß aber die ſüddeutſche Neutralität für die preußiſche Aufſtellung 
fogar große Bortheile böte, liegt auf der Hand, denn diefe mürde in ihrer 
linfen Flanke nicht angegriffen werden fünnen. Die Chancen des Siegs oder 
der Niederlage der fireitenden Parteien zu erörtern, widerftrebt meinen Gefühl, 
obwohl ſchon im Ausſchuß die Anficht ausgeiprodhen wurde, wir könnten von 
Preußen im Falle feines Sieges Übel behandelt werden. von Frankreich aber 
nie, denn das ginge gegen deiien Intereſſe. Der Ausſchuß hat alſo befchlof- 
fen: 1) er finde feinen redtlichen Grund fir das Borbandenfein des 
casus foederis, e8 babe die Kammer alfo allein von dem interefie Bayerns 
ſich leiten zu lafien, und 2) das Land befinde fi in einer Zwangslage, welche 
ihm nur die Neutralität geftattee Someit ſprach ich als Referent; nun nod 
eine perjönliche Bemerkung. Ach bin ein Mann. der fich zeitlebens mit Poli⸗ 
tif und mit Beobachtung der flaatlihen Dinge beihäftigt hat. Meine Ueber» 
jeugung ift, daß die Zwangslage, in der wir uns befinden, auß der Art ſich 
herichreibt, wie man Oeſterreich aus Deutihland hinausdrängte, und wie 
man feit 1866 Deutſchland ohne Defterreih zu geftalten juchte. Vorderhand 
bin. ich fertig. Minifter Graf Bray: Wie ich ſchon geftern fagte, waren wir, 
folange e3 bloß um die ſpaniſche Kandidatur ſich handelte, nur mittelbar bes 
rührt. Wäre der Rüdtritt des Prinzen Hohenzollern nur ſcheinbar, nur ein 
vorübergehender geweſen, jo hätte ſich daran nicht3 gändert. Aber die Renun⸗ 
ciation mar ernft, und daß fie e8 war, das beweift cine ſoeben angekommene 
Nachricht, daß die ſpaniſche Regierung die auf den morgigen Tag berufenen 
Gortes als nichtberufen erklärt, alfo zum Voraus wieder entlaffen hat. Nach⸗ 
dem dies fo ſich ereignet, erklärt Frankreich einer Großmacht den Strieg, weil 
deren König eine dictatorifch verlangte Sommation über eine gegenſtandsloſe 
Sade nit abgibt. Das ift in der Geſchichte noch nicht dageweſen. Nah all 
dieſem glaube ich nicht, daß noch etwas Anderes vorliegt, als ein weiterer 
Alt des Drama’s, das ſchon oft auf den Feldern Frankreichs und Deutſch⸗ 
lands geipielt Hat. Man Hat vom casus foederis geſprochen; ich war ein 
Mitunterzeichner jenes Vertrags und weiß daher, wie das Schub» und Trutz⸗ 
bündniß gemeint war; ich habe auch meine Etellung zu demjelben nicht ver⸗ 
laſſen. Ich babe bei Uebernahme meines jekigen Amtes in diefem Haufe er« 
Härt, daß ich die Verträge als auf egenfeitigleit beruhend betrachte. Das 
Schutz- und Trugbündnig ift ein Defenfivvertrag, wir find nicht zur Miwir⸗ 
fung an einem Kriege verbunden, wenn Preußen einen Krieg anfängt; aber 
wir find dazu verpflichtet, wenn ein Ungriff auf deutiches Gebiet ftattfindet. 
Diefer Fall hat fkattgefunden, der Krieg ift da, das deutiche Gebiet wird von 
Frankreich Aberſchritien, die Ariegserflärung ift erfolgt, Der Wall des Ber 
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trags iſt jomit eingetreten, und wir müflen Stellung zu Deutſchland nehmen. 
(Stürmijcher — Die Regierung achtet im hoͤchſten Grade die Rechte 
dieſes Hauſes, aber fie verlangt, daß auch ihre Rechte, daS Recht ber Krone, 
des Königs geachtet werde. Dieſes Recht beflieht in Vorzeichnung der ganzen 
Richtung, weiche der Staat zu beobadten hat. Ih muß Ihr Votum als ein 
negatives betrachten, wenn fie ung vorjchreihen, was wir zu thun haben. Der 
Neferent hat mir entgegengebalten, id hätte gejagt: die Neutralität wäre 
wünfchensiverther für Bayern. Das habe ich ausgeſprochen unter der Bedin⸗ 
gung, wenn e8 möglich wäre, fie auf ganz Süpdeutichland zu erfiredien, und 
wenn beide friegführende Mächte damit einverftanden wären. Die Neutralität 
it die größte Wohlthat, wenn fie allgemein anerlannt ift, wie bei der Schweiz 
Schweden, Belgien u. |. w.; wenn aber das bei einem Staate zweiten Ranges 
nicht der Tall, dann ift die Neutralität eine Laſt. Ihr Botum if ein Ber- 
trauensvotum für die Regierung; wenn diefelbe Ihr Vertrauen nicht erhält, 
wenn ihr nicht die Mittel anvertraut werden, für die Ehre und die Unabhän- 
nigleit des Landes einzutreten, dann find wir nicht im Stande, die Geſchafte 
fortzuführen. Für mich gibt es leine andere Auslegung des Bertrages. Id 
habe nicht bis jetzt gelebt, um heute meine Ueberzeugung, meine Unterſchrijt 
zu verleugnen. (Stürmijcher Beifall.) Kriegsminifter Schr. v. Prandh: 
Ich bin kein Bolititer, fein Juriſt, nur Soldat und Fachminiſter. Wenn id 
dennod in dieſe Debatte eintrete, jo gibt mir den Muth dazu mein wohl. 
begründeter Ruf als Barticularifi und das Bewußtjeu, daß ih in vollem 
Einklang mit meinen Gollegen mid befinde. Es mögen bier Barteien befteben, 
welche da wollen, ich Ipreche do zu Männern, die lediglich von ihrer Lieber» 
zeugung, lediglich von den Intereſſen Bayerns fi leiten laſſen. Die Lage ıR 
klar durch das männliche Eingreifen unjers Königs für die Sache Deutfchlands 
(begeifterter Zuruf), und aud die Regierung erlennt das Borhandenjein des 
casus foederis an. (Beifall.) Erlauben Sie mir, die Motive dazu von dem 
Standpunkt eine Patrioten Ihnen zu entwideln. In der Politil gibt es 
weder Liebe noch Haß, es kommt nur das Intereſſe in Betracht. Was ver» 
langt nun das bayeriſche Intereſſe? Bor Allem die Selbſtändigkeit, umd dieſe 
liegt darin, daß Bayern feine Pflicht in Deutichland erfülle, denn nur dann 
fann es in Deutichland jelbftändig beftehen. Die Regierung ſteht vor emer 
gewaltigen Trage; wenn fie mit Sicherheit und ohne Wanken vorgehen joll, 
dann braucht fie die Unterſtützung dieſes Haufes, wir wünſchen uns diefe Unter⸗ 
Rügung und bitten Sie darum. Die Regierung bat fi wohl bebadt, was 
fie zu thun babe, und ich wiederhole, daß ich als Particularifi ſpreche, wenn 
ih Ihnen zurufe: halten wir zu Deutichland, fonft find wir verloren (ſehr 
out!), jonft find wir dag Object, über welches die Streitenden ſehr Ichnell ſich 
einigen werden. Beweiſe Bayern, das in 1000 Jahren ſchon viele Stürme 
beitanden, daß es ein jelbftändiger Staat ift, beweile e8 das dadurch, daR es 
die nationale dee, weldde nun einmal befteht, fich richlig aneigne. Kine Bes 
dingung zur Erreichung des Ziels, eine Borausjegung für den Gieg unferer 
Waffen ift aber die Einheit des Oberbefehls, das ift der Echlüffel zu der Be⸗ 
dingniß des preußiichen Commando's im Kriege, und über dem Hauptziel fol 
man nicht Nebenziele verfolgen. Ih will auß nabeliegenden Gründen fiber 
die getroffenen Vorbereitungen nicht ſprechen; nur Eines muß ich jagen, weil 
vorhin darüber ein Tadel hat laut werden wollen: die Pfalz iR nicht ver 
geilen, wir werden für fie eintreten, es find alle Maßnahmen bereitß getroffen. 
Sehen wir muthig und getrojt in diefen Krieg, vergefien Sie alle nod vor⸗ 
handene Spaltung, und verleiht uns Gott den Sieg, jo werden wir nit nur 
einen geficherten Frieden nach außen haben, es wird vieleicht auch der inmere 
Friede daraus hervorgehen. Es hat ein ädter Bayer, ein Wltbayer, aber 
auch ein Deutſcher zu Ihnen geiprodhen. Fiſcher (Lib.) weit den ſchwebenden 
Gonflict als einen unzweifelhaft deutihen und als einen die Ehre aller Deut» 
gen berührenden nad. (Lebhafte Bravo’s von der Gallerie; erſte Verwarnung 
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berjelben durch den Bräfidenten Weis.) Dr. Sepp: Zwiſchen dem geflrigen 
und dem heutigen Tage liegen 10 Jahre. (Gelächter) Geftern hatte man 
nod Hoffnung auf Erhaltung des Friedens, heute ift fiher, dak der Krieg 
erklärt iſt; geftern durfte man hoffen, es werde unfere Neutralität rejpectirt wer⸗ 
den, heute ift die Berliner Thronrede, melde die Zuverfiht auf unſern Anſchluß 
ausipricht, aljo die Neutralität verweigert. Wer fragt jet noch nad dem 
Anlab zum Krieg? Der Anlaß begann fon im Quremburger Kandel. 
(Bravo!) Wir Bahern haben nicht Theil genommen an der Leipziger Schlacht, 
aber da es fein muß, werden wir bei ter neuen Nationalihladit dabei fein 
(Stärmifches Bravo!). Geftern konnte man noch an das Wehe denlen, das 
wir 1866 erfuhren, heute erwacht die Kriegsluft gegen den Wälſchen in allen 
Deutichen Männern, und das ift ein Factor, mit dem man rechnen muß. 
Werfen wir einen Blid auf uniere Gollegen bier ım Saale aus der Pfalz, 
wie fie feftftehen und nicht erichreden, dann werden aud wir nicht zittern. 
(Bravo!) Wer heute in einer Sammer ſpricht, wird jeine Worte wohl er- 
wögen. Ich war zum erfien Mal in meinem Leben jo fleißig, mir geſtern 
weine Rede aufzujegen, ich wollte für Neutralität ſprechen; heute lann ich ben 
Aufſatz nicht brauchen. (Bravo!) Kriege Lönmen aufgeſchoben werden, auf⸗ 
gehoben werden fie nit; würde der jegige noch ein Jahr verzögert, wir hät⸗ 
ten einen Zuftand der Agonie, der doch zur Kataftrophe führte. Alſo feien 
wir entjchlofen, ſeien wir nicht die Einzigen in Deutſchland, welche zurüd⸗ 
bleiben! Was mid am meiften empört, das iſt die Inſolenz einer wäljchen 
Macht, uns Briefe zu ſchicken, worin nit undeutlih geiagt ift, die Allianz 
wit ihr verflehe ſich von ſelbſt. Bleiben wir Herren unjerer Geſchicke, treten 
wir muthig ein für unjer Vaterland, und Gott gebe den Waffen der Deuts 
Ichen den Sieg! Vöolk (lib.) beleuchtet die Trage von nationalen Stand» 
puntt, beruft fih auf das Bertrauen, in welchem die Verträge abgeichlofien 
worden und auf die heute in Berlin gehaltene Thronrede. Er, der mit ganz 
bejonderer Wärme und Begeifterung ſpricht, ift von häufigem Beifall begleitet. 
Dr. Ruland (patriot.) it für den Ausſchußvorſchlag: er vermöchte e3 nice 
mals zu verantworten, die bayeriichen Landeskinder in einen biutinen Kampf 
zu jagen gegen einen fyeind, der uns perjönlich niemals beleidigt hat. 
Serſtner (demokr.) erklärt fih für den Arien, den man nehmen müſſe, weil 
er aufgezwungen werde, und gegen den eine Keutralität nicht ſchütze, weil jeder 
nächſte Moment fie illuſoriſch maden könne. Weſtermayer (patr.) für 
Neutralität, weil er eine deutiche Frage nicht anerfenne, fo lange e8 ein Deutſch⸗ 
Iand nicht gebe, fo lange 8-10 Millionen Deutſche ausgeichlofien ſeien. Cr 
glaubt, e8 gebe einen Etandpunft der Moral, mo die Sorge für den eigenen 
Herd und Hof vorangehe der Hilfeleiftung für den bedrohten Nachbar. 
(Redner wird bei diefem Sat von einem Sturm der Entrüſtung und einem 
tumuftuarifhen Pfui! unterbroden.) Levi (Pfalz, lib.) berichtigt eine ge⸗ 
fallene Aeußerung dahin, daß in der Pfalz alle Parteien einig feien, daß die 
Brovinz wife, was ihr zunächſt bevorftehe, daß fie aber deutſch jein und mit 
den deutichen Brüdern gehen wolle (lebhafte Bravo! zweite Drohung des 
Präfidenten gegen die Gallerie, wenn fie fih nit ruhig verhalte). Schluß 
der allgemeinen Disceufiion. In der Spezialdiscufiion werden zu Art. 1 zwei 
Modificationen eingebradht: bie erfle von Dr. Huttler (pate.): „Segenüber 
den Kriegsereigniſſen zwiſchen Frankreich und Preußen werden zur Erhaltung 
der bewaffneten Reutralität oder für den Wall der Unvermeidlichkeit des Kriegs 
zur Erhaltung der Smtegrität des Königreichs bewilligt u. |. w.“, und der 
zweite von Dr. Schleich (patr.): „für ten Fall der Unvermeidlichleit des 
Kriegs wird bewilligt u. |. w.” Beide Untragfieller begründen ihre Modifi- 
cationen. Dr. Marq. Barth (Tib.) gibt die Erklärung im Auftrag feiner 
Fraction, daß dieſe einflimmig für den Regierungsentwurf und nur eventuell 
für eine Modification fimmen werde. Nun folgt eine begeifterte, von 
glühendem Patriotismus getragene, fortwährend von Beifall begleitete Rede 
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bon Dr. Edel (Mittelpartei), der ganz auf nationalem Standpunft ſteht, ein 
Ganzes ganz, ein Halbes niemals gethan haben wil. Gegen den Schwung 
dieſes Redners fällt die nüchterne Trockenheit Greil's entjeglih ab und errest 
Murren und Unrube, indem er fih für Neutralität und gegen jede active Be⸗ 
theiligung ausſpricht. Darnad erklärt Minifter Graf Bray, daß die Re 
nierung ihren Entwurf fallen laſſe zu Bunften des von Dr. Schleich gemachten 
Vorſchlags, welchen fie fi aneigne. Es folgt die Abflimmung. — Rad ter 
zweiten bricht ein heftiges Hocrufen aus, der Präfident droht zum dritten 
Mal, die Gallerie räumen zu lafien. Zulegt wird die von Dr. Schleich vor⸗ 
geſchlagene Yaflung in einfacher Abflimmung genehmigt und zu Art. 2 tes 
Entwurfes übergegangen. Aber in dieſem Augenblid hört man durch die ge- 
öffneten Fenſter von unten herauf taujendflimmige Rufe erfchallen. er 
Bräfident unterbricht die Situng, weil er die Fortſetzung der Berathung 
unter einer auf die Verjammlung gelibten Preffion nicht dulden dürfe, aber 
er nimmt fie nad) einigen Dinuten wieder auf, da — wie es ſcheint — er 
fih perjönlich Hberzeugte, daß dns Geſchrei nicht innerhalb des Gebäudes, 
\ondern in den benachbarten Straßen ftattfand. (Das Ständehaus iſt im Erd⸗ 
geſchoß mit Militär befegt.) Als die Abgeorbneten um Y11 Uhr aus dem 
Ständehaufe treten, ift die ganze Gaſſe von Taufenden von Menſchen erfüllt, 
die fort und fort in jubelnde Hoc ausbrechen. 


20. Juli. (Bayern). Die I Kammer tritt ohne Tebatte dem Veſchluſſe 


21. 


ber II. Kammer für Bewilligung bes Kriegscredites einftimmig bei. 

Die Regierung telegraphirt fofort die nunmchr vollendete Ent- 
ſcheidung nad Berlin. Antwort des Königs von Preußen und Rüd: 
antwort bes Königs von Vayern. 

Telegraphijche Antwort des Königs von Preußen: „Rod Em- 
pfang des Telegrammes Yhres Minifteriumg übernahm id fofort das Com⸗ 
mando der bayeriichen Armee und überwies die letztere der unter den Cher- 
befehl des Sronprinzen geftchten dritten Armee. Wir find dur unerbörten 
Uebermuth aus dem tiefften Frieden in den Krieg geworfen. Ihre echt deuiſche 
Haltung clectrifirte auch Ihr Voll. Ganz Deutihland ficht zujammen, wie nie 
zuvor. Gott jegne unfere Waffen in den Wechſelfällen des Krieges. Ihnen 
perfönlih aber muß ih meinen innigften Tank ausſprechen für die irene Feſt⸗ 
haltung an dem Bertrage, worauf Deutſchlands Heil beruht. Wilhelm.” — 
Telegraphiihe Rüdantwort König Ludwigs: „Ihr Telegramm hat 
in meiner Bruft den freudigften Wiederhall erweckt. Mit Begeiflerung werben 
meine Truppen an der Ecite Ihrer ruhmgefrönten Waflengenofien für dent⸗ 
ſches Recht und deutihe Ehre den Kampf aufnehmen. Möge er zum Wohle 
Deutſchlands und zum Heile Bayerns enden!“ 

Die II. Kammer genehmigt die proviſoriſche Forterhebung ber 
Eteuern bis Ende des Jahres 1870 und die Fortbauer des Aus: 
gabe-Etats bis chen bahin. 


„ (Hefien). Beide Kammern bewilligen einftimmig die von ber 
Negierung geforderten außerorbentliden Militärcrebite für ben Krieg. 
„ (Württemberg). Zufammentritt bes Landtags: II. Kammer: 
Tie Regierung erklärt fich entichieden für Eintritt in ben Krieg an 
ber Seite Preußens und verlangt dafür einen außerorbentliden Erebit. 
Selbſt die Volkspartei verzichtet nach dem in Bayern gefallenen Ent: 
ſcheide auf jeden Widerſtand bagegen. 


Vicepräfident Pr obft hegrüßt die Kammer bei ihrem Zufammentritt in 
einer ſchweren Zeit. „Möge,” jagt er, „den riefenbaften Aufgaben, melde 
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dieſer Zeitpunkt ſtellt, ein Geſchlecht nicht Fehlen, welches ihrer Aufgabe ge» 
wachſen if. Das ift mein Wunſch und meine Hoffnung, aud für unjere in» 
neren Berhältnifie. Im übrigen wird Bott über unjerem Baterlande walten.“ 
Sinanzıninifter v. Nenner legt der ſtammer einen Gefeßentwurf vor, betr. 
die Beftreitung des Aufwands für aukerordentlihe Militärbedürfnifie im Bes 
trage von 5,900,000 fl. PBicepräfident Probſt bringt die Trage in Anre⸗ 
gung: ob die Vorlage, da fie nicht rein finanzieller Natur fei, nicht ſowohl 
an die Finanzcommifjion al8 an eine fpeciell zu wählende Gommifiion zu ber» 
weiſen. Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, Schr. v. Barnbüler, gibt 
ein Erpoje über die Entwidlung der gegenwärtigen Lage, um mit folgender 
Erklärung zu ſchließen: „Nanıens des gefammten Minifteriums babe ich Ihnen 
Folgendes zu erflären: Mit dem am 12. Juli unter Vorwiſſen und Geneh⸗ 
migung de8 Königs von Preußen erfolgten Berzichte des Erbprinzen von 
Hohenzollern auf die ſpaniſche Throncandidatur mußte die friedliche Löſung 
diefer Frage allen Uinbefangenen als gefihert erfcheinen. Daß es anders fam, 
daß mit folder Eile, ſolchem Ungeftüm zum Kriege getrieben ward, beweist, 
daß die ſpaniſche Frage wohl der Anftoß, nicht aber der wahre Grund des 
Krieges jein kann, und deshalb auch die Endzicle des Krieges weiter reichen. 
Das Minifterium, welches in der ganzen Angelegenheit von Anfang an voll« 
ſtändig einig ging, hält, fo wie die Dinge liegen, die Integrität Deutichlandg 
bedroht. Für Deutjchlands Unverjehrtheit und Ehre rechtzeitig, ohne Schwan 
fen und mit aller Kraft einzutreten, halten wir für Pflicht, wir find deshalb 
der Anfiht, daß auf Preußens Frage: ob wir in diejem Kriege ihm uns an⸗ 
zufchließen gejonnen jeien, mit einem offenen Ya geantwortet werden muß. 
Wir fliehen vor einen Entihluß, welcher enticheidend werden Tann für das 
Schickſal Württembergs, für dasjenige Deutſchlands. Mit tiefem Schmerze 
verläßt die Regierung die fegensreichen Arbeiten des Friedens, ruft fie die 
Wohlſtand und Gefittung ſchaffenden Kräfte zu zerftörender Thätigkeit. ch 
bitte Sie, m. H. ftehen Sie zu ihr mit der vollen Kraft des Mürtteinberger 
Landes, und zeigen Sie Europa dur einen raſchen Träftigen Beſchluß, daB 
ein jelbfländiger deutjger Stamm aus freier Entſchließung mit männlicher 
Kraft und freudigem Muth emtritt in den Kampf um beutfches Land, um 
deutsche Ehre! Hölder: Der Ernft der Lage fordert eine ſchnelle Entichlies 
Bung. Da verfaffungsmäßig jede f. Vorlage durch Commiſſion zu berathen, 
fo ift eine fofortige Berathung in der Kammer nit möglih. Aber die Zeit 
Darf nicht dur eine Commiſſionswahl verloren werden. Daher ift die Vor⸗ 
Lage jofort an die Finanzcommifjion zu verweilen. Die politifche Frage erxiftirt 
nicht mehr; es ift entichieden, daß Württemberg in den Kampf ſich einläßt. 
Hölder trägt darauf an, die Berathung der Vorlage in der Kaınmer auf die 
morgige Tagesordnung zu ſetzen. Becher will Prüfung der vom Minifter 
des Auswärtigen zu Gebot geftellten Actenflüde, um jo mehr, als er die po» 
litiſche Motivirung im Bortrag des Minifterd vermißt, und beantragt dems 
gemäß Verweilung an einen Sonderausihuß. Defterlen: Die Bewilligung 
der Erigenz ift zugleih als ein PVertrauenspotum für das gegenwärtige Mi« 
niſterium aufzufafien. Obwohl jeder innere Zwift und jede Differenz zwiſchen 
den Parteien und der Regierung jetzt zu vergefien ift, und ohne Einfluß auf 
den Beſchluß der Kammer bleiben muß, fo muß e8 doch der Regierung jelbft 
erwünſcht jein, wenn diefer nad genauerer Prüfung gefaßt wird. Minifter 
v. Barnbüler fagt, daß die Regierung fein Vertrauensvotum für ſich beab⸗ 
fihtige, und mahnt nachdrücklich, daß jet alle Streitigkeiten beifeite zu lafſen 
jeien. Römer: Der kürzefte Weg müffe eingefchlagen werden, daher der durch die 
Finanzcommiſſion, welde ja auch unter politiſchen Geſichtspunkten gewähli fei. 
Von heut an, bis Deutſchlands Schwert in die Scheide geſteckt werde, keine 
Partei, vor allem in dieſem Haus! Die Zeit, die zu einer Commiſſionswahl 
nöthig wäre, kann die Finanzcommiſſion gleich zur Berathung benügen. Eine 
befondere Commiſſion könnte die Plenarfigung auf Übermorgen verzögern, wo 
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vieleicht ſchon die Kanonen geſprochen. Becher verwahrt feinen Antrag geges 
die Deutung, als ob er den Parteilampf hereinwerfen wollte! Ber Griolg 
werde dafür zeugen! Die Wahl einer befondern Gommiffion Rede der Brirg- 
Iichleit nicht im Wege. Dieſe könne morgen ſchon Bericht erflatten. Mayer 
(Haupt der ,Beobachter“⸗Partei) ergreift das Wort gegen die Weitläufigtet 
einer Gommifionswahl, die Parteien feien auch in der Finanzcommiſſion re 
präjentirt. Er babe biß geftern geglaubt, es Tönnte die Bollspartei die Con 
fequenz ihrer bisherigen Daltung jieben. Dur eine wlürttembergijch-baye- 
riſche Neutralität würde Oeſterreich die Gelegenheit gegeben, ſich an einem 
nationalen Krieg zu betheiligen. Er gehe von der Anſficht aus, daß die Ilm 
verſehrtheit Teutichlands an der Eonau wie am Rhein feftzubalten, und em- 
pfinde ſchmerzlich die Rostrennung der bſterreichiſchen Macht. Es fehle ums 
in Defterreich der Iinte Armı zur Vertheidigung. Da aber die bayeriſche 
Kammer ein Rein ausgejproden, fo ſei jegt nichts mehr Abrig, 
als unter den preußiſchen Oberbefehl zu treten und ji an dem 
Kriege zu betheiligen. Große politiihe Discuffionen feien nicht mehr 
möoglich, und nichts mehr zu wuünſchen, als der Sieg der deutihen Waffen, 
die in diefem Val mit Preußen ziehen. Aud die Einfihtnahme von ben 
Aufſchlüſſen der Regierung ſei mehr noch Formſache, und Tönnen dieſelben 
dem Lande gegeben werden. Er bittet daher Becher, feinen aus einem ge 
meinfamen Beihluß ihrer Partei bervorgegangenen Antrag zurüdzuzichen. 
Becher entipricht diefer Bitte Wi eſt mahnt noch die Commiſſion, feine Mo 
tivirung zu geben, da cine foldde morgen die heutige Einſtimmigkeit zerfiörcn 
tönnte. Der Antrag Hölder's wird einftimmig angenommen. Während 
der Sitzung erſchallt mehrfach von der Tribline der Beifall begeifterter Zu- 
hörer, und von draußen herein dringen die Rufe einer lebhaft erregien Bolls 
ade Die heraustretenden Abgeordneten werden mit lauten Hochrufen em- 
pfangen. 


21. Juli. (Baden). Die franz. Regierung bat offenbar Luft, Vaden 


22. 


bei einem allfälligen Einrüden ber franz. Armee in daſſelbe ſcho⸗ 
nungslos und auf's Härtefte zu behandeln, 

Der franz. Minifter des Auswärtigen, Herzog v. Gramont, verlangt burg 
feinen Souschef v. Ring vom badiſchen Geſandten in Paris raſche und kate⸗ 
goriſche Auskunft darüber, ob wirkli, wie dem kaiſerl. Kriegsminifterium 
von der Grenze berichtet werde, explofive Flintenkugeln unter die badiſchen 
Truppen vertheilt worden feien, da Baden der Petersburger Convention bei. 
Eprengtugeln nicht beigetreten ſei: wäre die Thatſache richtig, fo würde ſich die 
kaiſerl. Regierung zu Repreſſalien gendthigt fehen, und zwar würde fie fofort 
aud) an ihre Truppen Sprengfugeln vertheilen, und das Großh. Baden als 
außerhalb des Völferrechts ſtehend betrachten, Baden würde verwüſtet werden 
wie die Pfalz unter Ludwig XIV., und einer vollfländigen Vernichtung auß- 
gelegt fein, ſelbſt Frauen würden nicht geſchont werden (m&me les femmes ne 
seraient pas Epargnees). Ber Bejandte erllärt, Baden fei der Peteräburger 
Gonvention allerdings beigetreten und läßt ſich durch das Petersburger Gabind 
bezeugen, daß fein Beitritt am 15. Januar 1869 allen Regierungen, alſo aud 
der Faiferl, franzöfiichen, in aller Form angezeigt worden fei. 

„ Württemberg). Die IL Kammer bewilligt ben von ber 
Negierung geforderten außerorbentlihen Militärerebit mit 85 gegen 
41 Stimme. Motivirte Abftimmungen. 

Die Commiſſion beantragt einftimmig: —X Kammer wolle dem Geſet⸗ 
entwurf mit einer Ginihaltung, beziehungsweile Wenderung zuflimmen. be. 
Mohl Hat feiner Abflimmung in der Gommiffion folgende Erklärung beige 
fügt: „Der Unterzeicänete würde für bewaffnete Neutralität geftimmt haben, 
wenn diefe in Bayern angenommen worden wäre. In der jet eingetretenen 
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Zwangslage fügt er ſich der ſchmerzlichen Rotihwendigkeit, dem Geſetzentwurf 
zuzuſtimmen.“ Art. 1 und 2 werden in der aflung der Commiſſion anges 
nommen und dann das ganze Se in namentliher Abftimmung mit 85 
gegen 1 Stimme (Hopf) genehmigt. Ber Borfigende, Probft, verliest ſodann 
folgende motivirte Abftimmung: „Nicht die Beranlaffung des ausgebrodenen 
Krieges, in welchem wir nur eine Folge des Werkes von 1866 erbliden, ſon⸗ 
dern einzig die Rückſicht auf die bedrohte linverjehribeit des deutſchen Gebiets 
und die Solidarität der deutſchen Volkerſchaften konnte uns in der Lage, in 
welche uns die Kriegserllärung verjeht hat, bewegen, dem Untrag der Com⸗ 
miffion zuzufimmen, wobei wir nicht unterlafien können, unjern Schmerz dar⸗ 
Aber auszuiprechen, daß in dieſem Augenblid ſchwerer Prüfung für feine Un⸗ 
verjehrtheit nicht mehr das ganze Deutſchland einſteht.“ Unterzeichnet von: 
Becher, Ammermüller, Nägele, Rietbammer, Wieſt, Schott, Stumpp, Netter, 
Delan Maier, Uhl, Cefterlen, Vollmer, Wolbach, Neuffer, Mayer (Beſigheim) 
und anderen, zuſammen achtunddreißig. 


22. Juli. (Bayern). Der Landtag wird durch k. Entſchließung bis auf 


24. 


weiteres vertagt. 
„GBaden) ſprengt die Rheinbrũcke bei Kehl. 


„ (Württemberg). Der preußiſche General v. Prittwitz, ber 
Erbauer ber Feftung Ulm, wirb zum Gouverneur berjelben, ber 
prenßiſche General v. Obernik zum Commandanten ber württems 
bergiſchen Feldtruppen ernannt, 


„ (Bayern). 44 Profeſſoren und Docenten ber Univerfitäit Müns 
Ken (unter ben 3. 3. in Münden anweſenden fehlen fomit nad) 
Abzug der beurlaubten, ſowie ber Theologen, welde fi) aus befons 
deren Gründen nicht betheiligen, nur 10 Unterfhriften aus der bes 
treffenden Kategorie bes Lebrkörpers) erlaflen eine öffentlihe Erklä⸗ 
rung gegen bie Decumenicität bes vaticaniihen Concils unb gegen 
bie neue Lehre ber päpftl. Unfehlbarteit: 
„In Erwägung der offentundigen Thatjadhen: daß man den zum fog. das 
tieaniſchen Goncl von 18691870 einberufenen Bilhöfen die Hauptgegen- 
der kunftigen Berathung verheimlicht und dadurch die nothwendige 
Borberathfung unmöglih gemadt bat; dab — abgejehen von der erheblichen 
Bedenten unterworfenen Zujammenfegung der Berfammlung — dur die oc» 
troyirte Beichäftsorbnung jede wirkliche und völlig freie Debatte in den Sig» 
ungen verhindert wurde: daß viele Mitglieder des Concils in unbedingter Abs 
bängigleit von der roͤmiſchen Propaganda ftanden und überdies ſowohl vom 
Papfte, als au von deflen Behörden in Rom ein empfindlicher moralifcher 
und phyfiſcher Drud auf die Bilhöfe ausgelibt wurde; daß endlid — was 
unjere Hauptbeſchwerde bildet — gerade -die wichtigften VBeichlüffe nicht mit der 
zur Definition eines Dogma's abjolut erforderlichen moraliſchen Einftimmigs 
feit gefaßt wurden, halten fi} die Unterzeichneten in ihrem Gewiſſen für dere 
pfliötet, freimüthig zu erklären, daß fie die vaticanifhe Verjammlung 
nit als ein freies deumeniſches Goncil anzuerlennen vermö» 
gen und ihren Befhlüffen Leine Biltigleit beilegen können, 
insbefondere daß fie den Sat von der perſönlichen Unfehlbarkeit des 
Papſtes als eine in der heiligen Schrift nicht begründete, ſowohl der Tra⸗ 
dition des kirchlichen Alterihums als der Kirchengeſchichte offen widerſprechende 
neue Lehre verwerfen.“ 


9. Aug. (Bayern). Die Regierung verbietet die Veröffentlichung 
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ber Concilsbeſchlüſſe ohne vorgängige Ertbeilung bes Placetum 
regium: 

„Mit der vierten öffentlichen Sitzung des vaticaniſchen Eoncils am 18, Yulı 
I. 3. und der darauffolgenden Beurlaubung eines Theils der verjammelten 
Väter find die Verhandlungen, welche für’3 Erfte mit der Constitutio dog- 
matica prima de ecclesia Christi abſchließen, dis auf Weiteres unterbrod.n 
worden. Die hierauf erfolgte Rückkehr der bei dem Goncil anwejenden hoch⸗ 
würdigften HH. Erzbiichöfe und Biſchöfe des Landes bietet dem unterfertigten 
k. Staatsminiflerium die Gelegenheit dar, ſich an diefelben mit nachſtehender 
Entſchließung zu wenden: Die bisher auf dem vaticaniihen Concil gefaßten 
Beſchlüſſe find theils aus Öffentlichen Blättern befannt geworden, theils haben 
einzelne Paftoral- und oberhirtliche Verorpnungsblätter mit dem Abdruck der 
neuen dogmatiſchen Conftitutionen begonnen. Diefem leßteren Borgang gegen- 
über muß zunädft am die unterm 7. Nov. v. J. an den hochw. Herrn Bı- 
ſchof von Regensburg erlaffene Minifterialentichließung, mitgetheilt den ſämmt⸗ 
lichen zum Goncil abgegangenen HH. Erzbiſchöfen und Biſchöfen, zurüderinnert 
werden, in welder bereit die nad Tit. IV 8 9 der Rerfafjungsurlunde er- 
forderlide Genehmigung Sr. Mai. des Königs zur Verfündigung und 
Vollziehung jener Beichlüffe vorbehalten wurde. Auch jeht noch und neuer» 
dings muß daß unterfertigte f. Staatsminifterium betonen, daß die Befhlüjje 
des vaticanijhen Concils allgemein der eben allegirten Berfaffungsitelle 
und den correlativen 88 57 und 53 ber zweiten Berfafjungsbeilage unterfteilt 
werden müffen und jomit dem Placetum regium unterliegen. Die 
Unterlafiung des dort vorgejchriebenen Verfahrens und jomit die einfeitige 
Berlündigung und Vollziehung der mehrerwähnten Beſchlüſſe des vaticaniichen 
Concils würde daher cinen Verſtoß gegen verfafjungsmäßige Grundbeitim- 
mungen enthalten, welchen das unterfertigte Igl. Staatsminiſterium, eingeben! 
feiner Pflicht zur Beobachtung der StantSverfafiung, ferne zu halten verbun» 
den if. Hiernach muß den bodmürbigften HH. Erzbilhöfen neuerdings in 
Erinnerung gebracht werden, daß die Berlündigung und Vollziehung der bis 
ber ergangenen Goncilsbejhläfle und aud) der einfache Abdrud derſelben in 
den oberhirtlichen Verordnungsblättern, al8 den officiellen Organen der geift- 
Iihen Obrigkeit, ohne vorgängige Erfüllung der von der Staatsverfaſſung 
diesfall3 geforderten Vorausjesungen nit Hattfinden dürfe Auf Sr. 
kgl. Maj. allerh. Befehl. v. Zub.“ 


Aug. (Bayern) Die Regierung richtet neuerdings 11 Tragen 
über ben Einfluß des neuen Unfchlbarkeitsbogma's auf bie Bezie— 
hungen zwiſchen Kirhe und Etaat an bie theologiidhen und jurifti- 
fen YFacultäten ber Univerfitäten Münden und? Würzburg Of 
ficidje Artikel deuten an, baß von der Beantwortung biejer Tragen 
die Entieidung über den Fortbeſtand des bayerifhen Concorbats 
mit Rom abhängen dürfte. 

» (Bayern). Der Erzbiihof von Münden, obgleih er in Rom 
zur Minderheit des Concils gehört hat, publicirt in einer Beilage 
zum Paſtoralblatt, troß des ausbrüdlihen Verbots der Regierung 
vom 9. d. M., die Beſchlüſſe des vaticaniihen Concils. 


„ (Württemberg). Cntlaffung bes Miniftere v. Varnbüler. 
Die nächſten Motive find Feine politiſchen. 


1. Sept. (Bayern). Im Anſchluß an die Berliner Danifeftation vom 


30, Aug. (ſ. unter norbb. Bund) beſchließen in München bie beiten 
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Fürgermeifter, die Vorſitzenden bes Gemeinbecollegiume, bes Ge⸗ 
werbevereins, ber Handelskammer, bie Vorſtände ber Bezirkövereine, 
bie Abgeordneten ber Stabt jowie einige aubere gerade anweſende 
Abgeorbnete und cine Auzahl Liberaler Notabilitäten Münchens, bar: 
unter aud J. v. Liebig, folgendes Telegramm an ben König zu richten: 

‚Sr. Waj. dem König Ludwig I. von Bayern. Im Namen der Mün- 
chener Bürgerihaft wünſchen die Unterzeiääneten Ew. kgl. Maj. Glüd au dem 
neuen glorreihen Siege der deutſchen Waffen in dem Kampfe bei Beaumont 
Mouzon, an weldem fi) aud) wieder unjere bayerischen Truppen in hoöchſt 
ruhmvoller Weiſe beiteiligt haben. Wir begen daB unerjchütierlide Ber: 
traum, dag Ew. fol. Mai. im Berein mit den verbiindeten Furſten Deutſch⸗ 
lands dem deutſchen Volke durch die Wiedererwerbung-der deutſchen 
Zande Eljak und Lothringen einen dauernden Frieden fidhern, jeden 
Verſuch einer fremden Einmiſchung in die riedensunterhandlungen energijch 
zurüdmweilen und der deutſchen Ration zu einer gemeinjfamen, ih» 
rer Stellung würdigen Befammtpvertretung, derm Bebürfniß die 
deutichen Bürften wie das deutſche Volk ſchon längſt anerkannt haben, verhelfen 
werden.“ | 

2. Eept. (Bayern). Der Magiftrat und die Gemeindebevollmächtig⸗ 
ten von Münden beſchließen einftimmig, dem Telegramm ber No⸗ 
tabeln vom 1. ds. Mis. an ben König von Bayern und ber am 
30. Aug. in Berlin befhloffenen Adreſſe an ben König von Preußen 
zuzuftimmen, 

Die Magiftrate ber Städte Augsburg, Nürnberz ꝛc. beſchließen, 
ähnliche Kundgebungen an den König von Bayern zu richten unb 
fih der Verliner Adreſſe an den König von Preußen anzufdließen. 

„» „ Boaden) Die badiide Regierung erflärt fih in einem Schrei⸗ 
ben an den Bundeskanzler des norbbeutichen Bundes zuerft für eine 
Wiedererwerbung bes Eljaffes und Lothringens im Intereſſe Eüb- 
deutſchlands und feiner militäriihen Sicherung gegen Frankreich und 
für bie nunmehrige verfaffungsmäßige Vereinigung ber ſüddeutſchen 
Staaten mit bem norddeutſchen Bunde und zwar in der Weile, daß, 
da dies in mandyen Beziehungen eine Loderung ber bisherigen 
Gemeinſamkeit im nordd. Bunde zur Folge haben werbe, ein Gegen⸗ 
gewicht durch Verſtärkung ber Eentralgewalt auf militäriſchem und 
diplomatiſchem Gebiete gejchaffen werben möge. 

3. „ Eine mafjenhaft beſuchte Volksverſammlung in Etuttgart nimmt 
einftimmig Refolutionen an, beren Anhalt im Weſentlichen folgen: 
ber iſt: 

1) Das deutſche Volk weist jeven Vermittlungs« oder Einmiſchungsverſuch 
der neutralen Mächte bei dem Friedensſchluſſe zurüd; 2) die Wiedergewinnung 
von Elſaß und Lothringen für das deutiche Reich ift die einzige Bürgichaft 
gegen die franzöfiihen Belüfte und der Preis des nationalen Kampfes und 
Siege; 3) durch den Beitritt der jübdeutihen Staaten und die Erwer⸗ 
bung lange verloren gemejener deutſcher Länder muß der norbbeutihe Bund 
ein deutſcher Bundesflaat werden. Ein einiges Bolt, Ein Heer, Ein Reichstag, 
Ein deutigeg Stantsweien ift für Deutfchland und Europa die Gewähr eines 
dauernden und fihern Friedens. — Eine an den König beichloffene Adreſſe ift 
damit im Weſentlichen identiſch. " 
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4, Sept. (Baden). Der Großherzog geht nad Verſailles. 


5, 


12. 


16. 


17. 


» (Bayern). Aus allen Stäbten x. Bayerns gelangen zahlreise 
Beglähwänfhungs:Telegramme an ben König, in welchen zugleid 
ber Anſchluß an bas Telegramm ber Münchener Bürgerfchaft und 
an ben Berliner Aufruf an das beutfche Volt erflärt wird. Ter 
König läßt fie dahin beantworten, er bege bie „volle Auverficht, bay 
e8 gelingen werde, Deutichland wie Bayern bie Früchte des Sieges 
in reichften Maße zu ſichern.“ 

„» (Bayern). Die liberalen Bezirkövereine von Münden fanger 
an, fi einmüthig und mit Nachdruck den Stuttgarter Refolutionca 
vom 3. db. M. anzuſchließen doch mit dem Beilabe: „bie Germani: 
firung biefer Provinzen (Eljaß und Lothringen) darf weber burd 
eine Zerreißung noch durch eine dauernde Sonberftellung derſelben 
gefährdet werben.“ 

Diefer —— feine Entſtehung den ultramontanen Blättern, die 
einen Zankapfel in die Einverleibungsfrage der deutjchen Grenzländer dadurqh 
zu werfen juchen, daß fie für theilweife Einverleibung der neuen Prodingen 
in die Sudſtaaten plädiren. . 
„ (Württemberg). Der König erläßt auf bie Adreſſe ber Ber: 
fammlung vom 3. d. als Antwort ein Cabinetsfchreiben, worin es 
heißt: ber König theile die Gefühle warmen Dankes für das Heer, 
unb hoffe, daß ein bafdiger Friebe Deutfchland eine dauernde Ga: 
rantie nach Außen, und im Innern eine Geftaltung bringen werke, 
welche bie nationale Zufammengehörigkeit aller, wie bie berechtigte 
Selbftänbigfeit ber einzelnen Staaten, in richtigem Verhältniſſe zur 
Geltung bringe. Hierzu werde ber König als deutſcher Fürſt das 
Seinige beitragen. 
» (Bayern). Das Gefammtminifterium beantragt in einem 
Beriät an ben König, mit bem norbbeutfen Bunde über eine 
nähere Verbindung Bayerns mit bemjelben in Unterhanblungen za 
treten. 
„ (Württemberg). Der entſchieden national gefinnte Kriegs⸗ 
minifter v. Suckow wirb vom König ins Hauptquartier des Könige 
von Preußen nach Berfailles gejanbt. 
» (Baben) Der Berwefer bes Erzbisthums Freiburg verfünte 
bie Beſchlüſſe bes Eoncils in feinem Anzeigeblatte. Die Regierun: 
antwortet mit der Erflärung, daß biefe Beſchlüſſe als rechtlich un 
verbindlich zu betrachten feien, joweit fie mittel- ober unmittelbar in 
bürgerliche Verhältniſſe eingriffen. 
„ (Bayern). Behr. v. Schrend gebt zum Erfah bes Grafen 
Bray als bayer. Gefandter nah Wien ab. 

Die liberale dffentlihe Meinung äußert darüber lebhaftes Wiftcauen, de 


.d. Schrend, der legte Bundestags dte ® ß, ederzeit als partica- 
Ska Gone al wirklich —X a — —8* 


„Gayern). Die „Allg. Augsb. Ztg.“ veröffentlicht einen Ber: 
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fafjungsentwurf für ganz Deutſchland, in welchem bie Bebingungen 
erörtert werben, unter melden Bayern bem norddeutſchen Bunbe 
beitreten Tönnte. 


Dem Entwurf wird vielfad ein officidfer Urſprung zugefchrieben. Die 
Sffentlihe Meinung in Norddeutſchland ſcheint vorerfi wenig geneigt, auf 
folche Bedingungen einzugehen, während fie den particulariftiichen und patrio⸗ 
—5 — Organen der Bffentlihen Meinung in Bayern bereits viel zu weit 
gehen. 


19. Sept. (Bayern). Das Gemeindecollegium von Münden (Magiftrat 


21— 


23, 


und Gemeindebevollmädhtigte) beſchließen mit allen gegen 6 Stim: 
men, folgende Adreſſe an ben König zu richten: 

„Ew. Maj. wagen die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten ihre Ueberzeugung 
auszudräden, daß die Nation als Erfolg ihrer ruhmvollen Waffengemeinſchaft, 
wie die äußere Sicherheit, fo die endlih verfafiungsmäßige Einigung Süd⸗ 
und Norbdeutihlands erwartet. Da Bayern, als dem mädtigften Staate im 
Süden, voranzugehen gebührt, und im Bertrauen, daß die durch die Beden⸗ 
tung Bayerns und feine volfswirthichaftlicden Berbältnifie gebotenen Modifi- 
cationen der Berfafjung des nordbeutihen Bundes allfeitig Anerkennung finden 
werden, rihten an Em. Maj. die Unterzeichneten die Bitte: Ew. Mai. möge 
geruden, durch Vereinbarung mit den verbündeten Staaten die Bollendung 
des deutichen Bunbesftaats auf Grundlage der Berfafjung des der. 
zeitigen norddeutihen Bundes als Abſchluß des opferreichen natio⸗ 
nalen Kampfes herbeizuführen.“ 


Zugleih wird eine NAgitation ind Wert gejeht, um Anſchluß⸗ 
abreffen an bieje ober ähnliche Manifeftationen in allen Cheilen bes 
Königreichs hervorzurufen. 


27. u» Bayern u. Württemberg). Dem Wunfde Bayerns 


entſprechend kommt ber Präfident bes norddeutſchen Bundeskanzler: 
amtes v. Delbrück in Münden an, wo fih aud ber mürttember: 
giſche Yuftizminifter v. Mittnacht einfindet, Beiprehungen über bie 
beutihe Verfaflungsfrage. 

Der Vertreter des norbdeutichen Bundes iſt angetviefen, Teinerlei Drud 
auf den freien Willen der jüddeutfchen Regierungen auszuüben und deshalb 
auch Feinerlei Vorſchläge zu machen, jondern bloß ſolche entgegen zu nehmen. 
Bayern ift dabei noch weit entfernt, fi auf den Boden der befiehenden 
norbdeutihen Bundesverfaffung ftellen zu wollen. 


„ (Bayern). Eine große Volksverſammlung in Münden 

ſpricht fih gegen eine von den Socialdemofraten geforderte Abſtimmung 
der Elfäfler und Lothringer über einen Anſchluß derjelben an Deutſchland 
umd gegen die Einberufung eines conftituirenden deutfchen Parlaments behufs 
Loſung der deutichen Berfaffungsfrage, „woburd) nichts gefördert, ſondern die 
Sache nur verfchleppt würde”, aus und beiähließt eine Adreſſe an den König, 
wonad die Berfammlung derjenigen der beiden Gemeindecollegien zuftimmt, 
und tritt den drei Stuttgarter Refolutionen bei. An die Verſammlung ſchließt 
fi eine Ovation für den Präfidenten des norbdeutihen Bundestanzleramis 
v. Delbrück mit einem Hoch auf den „zufünftigen deutſchen Kaiſer“. Prä⸗ 
ſident Delbrück antwortet mit einem Hoch auf den König von Bayern, „deflen 
bundestreuem raſchen Entſchluß allein die Erringung der glänzenden Erfolge 
des gegenwärtigen Krieges zu verdanten fei.“ 


14* 
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26. Sept. (Bayern). Der gemäßigtere Theil der patriot. Majorität te 


Abgeordnetenkammer (unter Leitung bes Präfibenten Weis) ipr::: 
fih in einer Berfammlung in Münden gegen einen Eintritt Fayerr: 
in ben beftehenden norbbeutihen Bund und dagegen für Auflöiur: 
befjelben und Erfegung beffelben durch einen neuen, auch bie fü: 
deutihen Etaaten umfafjenden Bunbesitaat, ober aber, ba his 
faum möglich fein werde, für bie Gründung eiries „weiteren Bundes 
zwilchen ben Norbbunde und ben ſüddeutſchen Etaaten“ aus. 

„ (Württemberg). Der offiz. „Staatsanzeiger“ bementirt net 
nah ter Rückkehr des Miniſters v. Mittnacht aus Münden das 
Gerücht von ber Geneigtheit Württenibergs, in den norbbeutiken 
Bund einzutreten, 


2. Oct. (Württemberg). Kine in Canſtatt abgehaltene, aus alla 


Theilen bes Landes ſtark beſuchte Notablenverfanmlung nimmt ein: 
ftinmig cine Adreſſe an den König an, morin feine conftituiren‘e 
Verſammlung, fein fogenanntes weiteres VBundesverhältniß, ſondern 
ber Anjhluß an bie DBerfafjung des norddeutſchen Bundes ter: 
langt wird. 


» Bayern). Die Regierung zieht (in Folge ber dur bie Fu: 
baer Conferenz ber Biſchöfe vom 31. Aug. (f. nordd. Bund) total 
veränderte Sachlage) ihre an bie theologiſchen und juriftiihen Facul: 
täten ber Univerfitäten Münden und Würzburg gerichteten Frasır 
über den Einfluß ber Eoncilsbefhlüffe auf das Verhältniß zwiſchen 
Etaat und Kirche zurüd. 


„ (Bayern). Der Viſchof von Regensburg proteflirt in einer 
Zujärift an den König gegen den Erlaß vom 9. Auguſt, ber das 
fol. Placet für die Veröffentlihung ber Concilsbeſchlüſſe forderte. 
n ... Demgemäß muß ich befennen, daß ich nad) dem höchften Erlaiĩſe v. 
9, Oct. 1854 den Vollzug des Concordats betr., ad II. Ziff. 2, die em 
erte Forderung des Placet, zumal für rein dogmatifche Decrete, wie folk: 
die Constitutio dogmatica de fide catholica und die Constitutio dogmaticı 
prima de Ecclesia Christi trog aller entgegenftehenden, der Unwifjenheit oder 
Teindfeligfeit entjprungenen Behauptungen find und bleiben, nicht mehr er- 
wartet oder befürchtet hätte, Geireu meiner Amtspflit als Tatholifcher Bi» 
ſchof und im Hinblid auf die Nothwendigfeit vor allem meinen Clerus, zu: 
mal gegenüber den Entjtelungen in ciner gewiſſen Tagespreffe, über das, ıwc5 
auf dein vaticaniſchen Concil bisher beſchloſſen worden ift, zu unterrichten, 
habe ich die genannten Bonftitutionen in meinem PBerordnungsblatt einfad 
mittbeilen lafien. Den Charakter einer eigentlichen Publication im juridiſchen 
Sinne hat diefe Mittheilung um jo weniger, als e8 befannt jein muß, des 
die feierliche Publication in ver öffentlichen Sitzung des Concils ſelbſt bei 
dogmatiſchen Deereten die bezügliche Rechtswirkung vollkommen in fich ſchlicüt. 
und daher eine weitere Publication zu dieſem Zweck in den einzelnen Diöceica 
weder nothwendig nod angezeigt if." Der Bilchof, welcher fi mit der Hcr- 
nung ſchmeichelt, man werde jein Vorgehen — zumal „im Zufammenpalt 
mit Maßnahmen der Staatögewalt, melde theologiſche und juriftiihe Facul⸗ 
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täten als Richter über Papſt und Eoncil aufrufen, oder mit den beharrlich 
fortgefegten gehäfligen Ausfällen der öffentlichen Preſſe, oder mit der Organi⸗ 
firung einer Proteftbewegung gegen das Eoneil ꝛc.“ — nit nur als voll» 
kommen berechtigt, fondern auch als ganz angemeflen zu erachten nicht umhin 
Zönnen, verweift die fgl. Regierung auf die — gewiß „unverfänglihe — 
Dentirift des öſterreichiſchen Eultusminifter v. Stremayr d. d. 25. Juli 
1870 über die Aufhebung des Goncordats und Über das landesherrliche Pla- 
cet und ſchließt — unter Bezug auf die Tegernjeer Erklärung vom 15. Sept. 
1821 — folgendermaßen: „Radhvem dies (die Anwendung des k. Placet auf 
die Beröffentlihungen ver PBaftoralblätter) aber geichehen, erwächſt dem aller- 
unterthänigft Unterzeichneten die unangenehme Erfüllung feiner Pflicht, ſowohl 
die Freiheit und daß Recht der Tatholifchen Gewiſſen, die von dem dkumeniſchen 
Goncil publicirten dogmatifchen Decrete nach ihrem authentiſchen Wortlaut 
fennen zu lernen, als auch die von Gott dem Heiland gewollte freie Aus⸗ 
übung des kirchlichen Lehr⸗ und Hirtenamtes im Sinne des Goncorvats mit 
ſchuldigſter Ehrerbietung, aber entſchieden zu wahren.“ 

9. Det. (Württemberg) Der König läßt auf die Abreffe vom 
2. d. DM. der mit Ueberreihung berfelben beauftragten Deputation 
eröffnen: - | 

. Borlegung der in einer Berfammlung zu Gtuttgart am 8, Sept. 
d. J. gefaßten Reiolutionen haben Ge. Maj. der König über Hochſtihren 
Standpunkt in der beutiäen affungsfrage Im Wllgemeinen ſich ausgeſpro⸗ 
en. Daß feltdem ein bgelanbier HOdchſtihrer Regierung an den in Münden 
gepflogenen ahredun en über eine neue Geſtaltung der deutſchen Werhältnifie 
fich betheiligt Hat, ift befannt. Weber die Urt und Weiſe, wie die Einigung 
Deutihlands herbeizuführen ſei im Einzelnen fih außzuſprechen, erlaubt 

ter Regierung der Stand der Verhandlungen nit. Bon den Anſich⸗ 
ten der am 2. October in der Liederhalle Berfammelten haben Se. Mai. der 
König Kenniniß genommen. Hochſt diefelben vertrauen, daß die in Ausſicht 
ſtehenden Berbandiungen unter den deutihen Regierungen einen günftigen, den 
nationalen Bedurfnifſen entipreidenden Verlauf nehmen werben.“ 

Gleichzeitig Bringt ber Staatsanzeiger“ eine Art minijterieller 

"Antwort auf biefelbe Abrefle. 

Diefe Antwort vermeidet, in diplomatiſcher Fafſung fi darüber auszu- 
fprechen, daß die würtiemb, Regierung in den norddeutſchen Bund einzutreten 
bereit ei, ſpricht aber von einer bundesſtaatlichen Einigung und ber gebote» 
nen Ummandlung des bisherigen met internationalen in ein ſtaatsrechtliches 
ante von verfaffungsmäßiger Einigung Deutichlands mit Gentralgewalt, 
deutſchem Parlament, gemeinjamer, beſtimmt begrenzter Geſetzgebung und ein. 
heitlichem Heere. XTrog aller Zurüdhaltung if aber doch aus der Erklärung 
zu entnehmen, daß Württemberg — in den Nordbund eintreten will. 

An demſelben Tage tritt auch das Landescomitoͤ ber Volkspartei 
in Stuttgart (14 Wbgeorbnete ber Volkspartei und ale Gäfte 
5 großbeutihe Abgeorbnete) zur Beſprechung ber beutfchen frage 
zufammen. Das Ergebniß wirb in einer Erklärung niedergelegt, 
melde ben in ber Öffentlihen Meinung eingetretenen Umſchwung 
klar zu Tage legt: 

„Die gewaltige Offenbarung der Einheit nad Außen, beginnt das Schrift⸗ 
ſtuck, welche in dem Feldzug und in den Siegen der verblindeten beutjchen 
Heere zu Tage tritt, lieh den alten Wunſch nach einheitlicdem inneren Aufbau 
des Baterlandes mehr als je lebendig werden im Kerzen des Volle. Die 
rüdlehrenden Kämpfer, welche außzogen für des Bodens Sicherheit und Unver⸗ 
jehrtgeit und durch unerhörte Opfer und Keiftungen Deutfhland zu einer bis⸗ 
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je nicht geahnten Stuſe der Macht erhoben, follen daheim — To wil es de} 
olt — die alte Zerrifienheit, den alten Zwiejpalt, die iraurigen inneren Tre 
nungen nicht wieder finden. Auch diejenigen, welche die deutſche Bolksfreiheit eiſer⸗ 
juchtig zu wahren befirebt waren und welche ohne die deutlichen Stämme Lee: 
reichs das Baterland nimmer als ein ganzes und abgeihloffenes beiradka | 
und empfinden können, find beute entichlofien, in die Einigung des Rordens 
und Südens zu Einem Bundesflaat zu willigen. Mögen dieenigen Stämme, 
weldde nun einmal gemeinfam für Deutichland lämpfen und bluten durfien 
zu einem engeren Bundniß zufammentreien, um ihren in Roth und Tod ge 
einten Söhnen eine Heimath zu Ichaffen, im welcher ſich die Brüderlichleit des 
Lagers wiederholt. Aufgegeben if darum die Hoffnung nicht, daß im Berlevi 
der fernesen Entwidlung das niemals eridichende Streben nad) Wiedervertim⸗ 
gung mit dem deutjchen Defterreih auch diefem Ausgeichloflenen dem frie- 
lien Eintritt in den Bund und die bereditigte Stätte im Mutterhauſe be 
reiten werde. Fur die Sübbeutfchen wenigftens wird ein Sporn zu folder 
Wiedervereinigung der Umfland fein, daß fie, jolange jene Stanrmverwandten 
ihnen, die vor Allem auf Freiheit bedacht find, im Bunde fehlen, der ner 
deutiden Mehrheit gegenüber ihre numeriiche Schwäche jederzeit zu fühlen 
haben werden.” Die Erklärung verneint darauf die Frage, ob es nicht rät 
lich fei, die im Norden bereits beſtehende DOrganifation zur Grundlage u 
nehmen- und kurz und gut in den norbbeut Bund einzutreten. Die Deut 
ſchen feien ein Bundesvolk, der norbdeutiche Bund aber befige die Kennzeichen 
und Einrichtungen eines wahren Bundesflantes nicht. Daher könne and kein 
Berſuch glüden, den Bund durch gewiſſe Abänderungen der Aufnahme neuer 
Elemente anzupafien. Wollten daher wirklich die Regierungen Sübdeutichlands 
jelbR ihren Volkern diejen Eintritt zumuthen, fo müßte das Verhalten des 
Volks darauf gerichtet fein, „die bisherigen Zuftände möoglichſt zu erhalten 
und die einzelnen Staaten des Südens, ſelbſt ohne Verbindung unter Fi, 
hinüberzuretten in eine Zulunft, wo auch in den regierenden Kreiſen die Gr- 
fenntniß fich geltend machen wird, daß Deutichland nicht blos kriegeriſcher 
Erfolge und einer hervorragenden Weltfiellung, fondern aud einer großer 
inneren Erneuerung im Geiſte des Stammlebens und der Freiheit bebarf, um 
kommenden; Stürmen gewachſen und zu einer feinem eblen Volke gebüährenden 
Stellung erhoben zu fein.” „Unjer Troſt biebei, fährt die Erklärung fort. 
wäre nur der, daß felbft bei der Außerliden Erbaltung der gegenwärtigen 
Zerjplitterung die Macht des Einheitsgedankens doch fo ſtark erwachſen if. 
wie eben das Jahr 1870 erwieſen hat, daß ungerechten fremden Bebrohmmger 
und Ungriffen gegenüber der Süden, auch wenn ihn fein engerei Bunde 
verhältniß mit dem Norden verknüpft, jederzeit unverbrüdlich mit diefem zw 
fammenftehen wird. Das Werk der Einigung würde, wenn der Eintritt in 
den Rorbbund zur Bedingung erhoben werben wollte, auf eine vielleicht ncäh 
etwas firaffere militäriſche Zufammenfafjung einſchrumpfen.“ Doc will die 
Partei die Hoffnung nicht aufgeben, daß der neue Aufſchwung Sentichlands 
diesmal nit ohne Früchte für die Freiheit fein werde. Wenn man aud) auf 
die Wiederbelebung von Formen verzichte, in welchen vor noch nicht langer 
Zeit eine Barantie der Freiheit erblidt wurde, — auf die Freiheit jelbR kan 
und dürfe man nicht verzichten. „Ein großer, wehrhafter, innig verbundener, 
die Freiheit erhaltender und ermeiternder Bunbesftaat, beißt e8 dann im Fol⸗ 
genden, das ift «8, was das Volk erwartet, und was ein allen Rationen an 
Tugend und Bildung voranleuchtendes Bolt jetzt mehr als je zu verlangen 
berehtigt und gejonnen if. Mögen die Regierungen unter fi das neu 
Berfafjungswerl entwerfen und es der gemeiniamen Bertretung der im 
Kriege verbundenen Staaten, einem Nord» und Eid umfaflenden Reichstag, 
einem vom allgemeinen Stimmreät gewählten deutſchen Bar 
lament zur Sanction vorlegen. Mögen fie dabei anerlennen, das, 


‚wenn eine des neuen Bundesſtaates würdige und demjelben Dauer verheißende 
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Berfoffung entfichen fell, dieſe gegründet fein muß in aufrichtig confitutioe 
nellem Weſen, mit allen Forderungen, weldie aus $ demfelben entfpringen, mit 
Budgeireiht und Minifierverantwortung und Ullem, was zu einem bürgerlich 
freien Staats leben gehört. Den verbundenen Staaten muß die zum eigenen 
Zeben erforderliche Selbfändigleit, den Gemeinden muß ihre Selbfiverwaltung, 
den Bürgern ihre perjönliche Freiheit verfaffungsmäßig gewahrt fein. Die 
Wehr haftigkeit des neuen Deutſchlands joll über allen Zweifel fefigeflellt, aber 
mit dem Bildungs» und Ermwerbsleben der Ration in Einklang gebracht jein. 
Solchem Werl iſt die Zuftimmung des Bolfes, ift Dauer und Entwidlung 
gewiß." Die großdeutſchen Abgeorbneten, welche an den Berathungen 
theilgenommen, ftellen ihre Zufimmung ausdrücklich dahin feſt, daß 1) ein 
Bundesverhältnig mit Rorbdeutichland einzugeben jel, auch wenn Deutſch⸗ 
borerfi außer der Berbinbung bleibe, daß aber 2) die ſtaatsrecht- 
liche Berbindung nit auf Grund der beflehenden Rorbbundsverfaflung mög- 
lich fei, vielmehr 3) der neue Bund die Barantien eines wahren Con⸗ 
Ritutionalismus zu geben habe. Auf diefer Grundlage behalten fie ſich 
vor, auch ihrerfeits mit ihren Gefinnungsgenofin in Berathung zu treten. 


10. Det (Württemberg). Eine Verfammlung ber nationalen unb 


11, 


ber fog. liberalen Mittel: (Regierungs:)Partei beſchließt zu Stutt: 
gart einflimmig folgende Erflärung: 

⸗Rachdem durth die vertragstreue Haltung der fühbentichen Regierungen, 
dur die Einmuthigkeit des Deutihen Volles, dur die meifterhafte Kriegs» 
leitung und die bewunderungsmwärdige Tapferkeit des bdeutichen Heeres der An⸗ 
griff des übermäthigen Rahbars zurüdgewieien und berjelbe ur eine Reihe 
unerhörter Siege zu Boden geworfen ift, erwartet daß deutſche Volt die ver⸗ 
fofjungsmäßige Einigung Sühdeutihlands und Norbdeutichlands zur Entfal- 
tung und Kräftigung feines nationalen Lebens. — Erfüllt von dem Gefühle 
Ioyaler Anhanglichleit an das wurttembergiſche Negentenhaus, wie von der 
Liebe zu einem — —— begrüßt die liberale Partei mit Dank 
und Freude die Kun ung der Regierung, welche die verfafiungsmäßige Ei⸗ 
nigung Datiölens mit entralgewalt, deutihem Parlament, gemeinfamer 
beftimmt begtengier Geſetzgebung und einbeitlihem Heer als ihr Ziel aner- 

Die liberale Partei hält e8 für unerläßlid, daß mit dem Abſchluß 
des Sriedens, welcher die für defien Dauerhaftigleit und die Sicherheit der 
deutſchen Grenzen erforberlihen Barantien und volle Schadloshaltung ver- 
Tgaffen muß, die bundesſtaatliche Einigung Deutſchlands ins Beben tritt. — 
Sie erwartet, daß eine neu zu wählende Boltsnertretung einem Staata⸗ 
vertrage ihre verfaflungsmäßige Zufimmung ertheile, durch weldden auf der 
Brundlage der norddeutfhen Bundesperfajjung die gemeinfame 
Gefeggebung, die diplomatiſche Vertretung des geeinigten Deutihlands und ein 
einheitliches Heer erreicht wird. — Unjere Mitbürger, welde die neue Ges 
Kinn Deutihlands auf diefem Wege wollen, werden darin mit uns einig 

daß dieſes große Ziel nur err bar iR, wenn Gonberauffafjungen ein- 

Kr Geagen en und untergeordnete Bedenken zurüdgebalten und überwunden 

r verirauen der gefunden Entwidlung des deutlichen Staatslebens, 

—* ein in ſeiner Gigenart, erhaltenes Württemberg ein Iebensträftiges Slie 
des Banzen bleiben werde.“ 


» (Bayern). Der extreme Theil ber patriotifchen Abgeorbneten 
zur DI. Kammer (unter Führung des Prof. Greil) tritt in Geifels 
böring zufammen, kommt jedoch zu keinen einläßlichen Reſolutionen 
und begnügt fi mit dem Beichluffe, an ven Grunbfähen bes Pro: 
gramms der Partei feitzubalten, fih von bem andern Theile, ber 
am 26. Sept. in Münden tagte, nicht zu trennen unb im übrigen 
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nur zu einer föberativen Einigung Deutſchlande, wobei Bahyern 
Selbſtändigkeit unangetaftet bleibe, bie Hand zu bieten. 


— Oct. Auf Anregung Mürttembergs verflänbigen ſich diefe® und Taten 
mit Preußen, bie weiteren Berbanblungen über den Anſchluß au 
ben norbbeutihen Bund nad Berfailles zu verlegen. Nach einigem 


Zögern enſchließt fich auch Hefien, zuletzt auch Bayern dazu. 


17. „ (Württemberg). Die Kammern werben auf ben 21. d. M. 
einherufen. 


19. „ (GHeſſen). Erlaß eines Tanbesherrlihen Edicts, bie Berfaflung 
ber evangelifchen Kirche bes Großherzogthums betreffend: 


„Um für bie evangelifchen Gemeinden Unſeres Großherzogthums, Ber ven 
Uns tundgegebenen Abſicht gemäß, eine presbyterial⸗ynodale Berfeflung axi 
Grund kirchlicher Selbftändigkeit herbeizuführen, haben Wir durch Unſere Fir» 
lichen Behörden den Entwurf einer folgen Berfaffung ausarbeiten laſſen, und 
diefem in der Faffung, wie er nachſtehend folgt, Unſere Genehmigung ertheilt. 
Zugleih haben Wir Unfer Minifterium des Innern beauftzagt, gr Maßgabe 
der in dieſem Kerfallungsentwur] enthaltenen Beſtimmungen die e orderfiden 
Unorbnungen zur Wahl der proviſoriſch zu bildenden Kirchenvorſtünde zu 
treffen und, nachdem biefe ſammilich gebildet fein werden, die Delanatsiynoden 
zu bilden und einzuberufen, damit diefe nad Maßgabe der für die Bildung 
der Kandesipnode getroffenen Beſtimmungen die Mitglieder einer außerordent- 
lihen Synode wählen, welcher der Entwurf der Kirchenverfaſſung zur begut- 
achtenden Berathung vorgelegt werben fol, Urkundlich ꝛc.“ Es Gott bierauf 
der 108 Paragraphen unfaffende Entwurf. Bon den Schlubbefimmungen 
lautet der Iehte Paragraph: In Bezug auf die WUufbringung der Mittel zur 
Befriedigung der Io lirchlichen Bedurfniſſe bleibt es vorerſt bei den bes 
ſtehenden Beftimmungen. Die Urt und Meile der Aufbringung der Mittel 
dur Beftreitung der allgemeinen Laſten wird durd ein bejonderes Beck ge 
orbnet werben. i 


20. „ (Bayern). In einer Verfammlung ber patriotiihen Partei in 
Münden macht ber Abg. Dr. Sepp folgende Enthülungen über bie 
Borgänge innerhalb ber Partei amı 18. und 19. Auli: 


Die Patrioten fländen fich nicht in feindfeliger Spaltung gegenüber, fon- 
dern jeien bei der Abſtimmung am 19. Juli von den Ereignifien überrumpelt 
worden, In der Clubberathung am Vorabend haben fi die Anweſenden das 
Wort gegeben, für bewaffnete Neutralität zu ftimmen, nachdem aus minifte 
rielem Munde befannt war, dab Frankreich die Neutralität anerkenne und 
man das Gleiche von Preußen erwarte. Man denke! an demielben Tage er 
[plote die Franzdfiicge Kriegserflärung, hielt der Kbnig von Preuben feine 

hronrede, worin er die Hilfe und Heeretfolge von Eüdbeutiäland in Un 
ſpruch nahm (fie wurde vor der Gigung im Vorzimmer des Etändehauich 
verliefen) — und vom Miniftertiich erging die Mittheilung an bie Umfiehenden: 
Ser Angriff auf deutſches Gebiet ſei bereits erfolgt, alſo der Tall des Schut⸗ 
und Trutzbündniſſes gegeben und von Er. Maj. dem Könige und den Din: 
ftern anerkannt, So kam es Schlag auf Schlag; nicht alle nahmen davon 
Motiz oder berechneten in der Eile, daß unfere Neutralität gar feinen Boten 
mehr babe, und der Wechſel der Situation die Ausführung des Glubbeichlufies 
zur Unmböglichkeit made. 


Die „Donau: Zeitung“ ber HH. Bucher, Lucas, Greil zc., bes 
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ertremen Theild der patriotiihen Partei, erflärt ben „Einheitsftaat“ 
für unabwendbar und gibt die „bayeriihe Selbſtändigkeit“ auf: 

„Der preußifche, oder wenn ihr wollt, der deutſche Einheitsſtaat ift nicht 
mehr aufzuhalten; wen dies weh thut, der mag ſich bei Dr. Weis, Dr. Quttler, 
Dr. Schleich und überhaupt den Männern des 19. Juli (der gemäßigten Frac⸗ 
tion) dafür bedanfen. Bei der Häglichen Lage der patriotiichen Traktion ift 
an emen erfolgreichen Widerfland gegen die Allianz des Hofes, der Regierung 
und der ſtarken liberalen Partei unter den gegenwärtigen politiſchen Verhält⸗ 
niffen nicht zu denen, und bei der erſten ernftliden Schwierigkeit, welche von 
Eeiten der Kammer gemadt werden würde, wäre die Kammerauflöfung un⸗ 
ausbleiblih. Ich weiß nicht, ob daS bayerische Volk fih gar fo gern nad 
Neuwahlen im gegenwärtigen Kriegszuſtand ſehnt. Darum bleibt e8 dabei: 
Wir unjerjeils werden den Schwerpuntt unferer Thätigfeit auf die innere Po⸗ 
Iitit verlegen und für die „Selbfländigleit Bayerns“ werben wir uns gar 
nicht mehr erhitzen.“ 


20. Sch. (Bayern). Tie Minifter v. Tray, v. Prandh und v. Zub 


21. 


Ne 
8 


gehen behufs Unterhandlungen über die deutſche Verfaſſungsfrage 
ins Hauptquartier des Könige von Preußen nad Verſaillea ab. 


„ (MBürttemberg, Baben und Heſſen). Ebendahin gehen von 
Märttemberg bie HH. v. Suckow und v. Mittnadt, von Baben bie 
SH. Jolly und v. Frepborff, von Heflen Hr. v. Dalwigk ab. 


„ (Württemberg) Eröffnung bes Lanbtage. Die Regierung 
verlangt ein Eteuerproviferium auf 3 Monate und einen weiteren 
außerordentlichen Militärcrebit von 3,700,000 fl.: Probſt beantragt 
in ber II. Kammer fofortiges Eintreten auf dieſe Vorlagen ſchon 
am nächſten Tage, Mohl mit ber Volkspartei bekämpft biefe „Webers 
eilung”, unterliegt aber bereits einer Mehrheit. 


„ (Württemberg) Tie IL Kammer nimmt das Steuerprovi⸗ 
forium einftimmig, ben neuen Militärcrebit mit allen gegen bloß 
3 Stimmen an. Die Regierung kündigt bie Nuflöfung ber Kammer 
und bie Anorbnung von Neuwahlen an. Erklärung ber Volkepartei 
gegen einen Gintritt in ben norddeutſchen Bund, ber Großbeutfchen 
für einen folgen, wenn unter Mobification feiner Verfaſſung. 


Ertlärung der Regierung: „Die Regierung hat ſich in offizieller 
Kundgebung offen über Ihren Etandpunlt und ihr Ziel in der deutſchen Frage 
außgeſprochen. Gie if} der Ueberzeugung, daB fe den richtigen Weg einges 
ſchlagen hat, um dieſes Biel zu erreichen: fle gibt ſich der offen Ein, daß 
es in naher Zeit fein wird. Zwei Minifter wohnen den Verhandlungen an, 
welde zu diefem Zweck Rattfinden unter Vetheillgung von Vertretern ded nord⸗ 
deutſchen Bundes und unferer Nachbarſtaaten Bayern und Baden. Das Merk, 
das auß dielen Verhandlungen hervorgehen wird, bedarf der Zuftimmung der 
Stände, und e8 fommt hiebet in Betracht, daß ohne Uenverung unferer Ver⸗ 
fafjung die bundesſtaatliche Neugeflaltung Deutſchlands nicht möglich if. Cs 
mag dahingeftellt bleiben, wie daB Ergebniß der Stimmungen in diefer Kammer 
bei ihrer dermaligen Zufamnienjeßung ausfallen würde; unter allen Umftän- 
den muß die Erwägung Play greifen, daß ein fo hodjwichtigeß Werk wie der 
deutſche Verfaſſungsbau eine Stütze Haben muß in der Ueber» 
Jeugung des Volts, das ſich auszuſprechen berufen iſt vor» 
nehmlich durch die Wahl feiner Vertreter. Die letzte Abgeordneten⸗ 
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wahl iR zu einer Zeit erfolgt, in welcher die dentſche Trage, fo wie fie jch 
Tiegt, nicht in's Auge gefaht fein konnte; es darf daher die neue deutſche Bun 
desverfaflung nicht der gegenwärtigen, fie muß einer neuzubildenden Stände 
verſammlung vorgelegt werden.” 

Zwanzig Großdeutſche motiviren ihre Zufimmung dahin: daß fie, 
einverftanden mit dem Ziel einer wahrhaft bundesſtaatlichen Einigung Deutid- 
lands, welche die nationale Sujammengebörigteit, wie die berechtigte Selbftän- 
digfeit der Einzelfiaaten zur richtigen Geltung bringt, als den geeigneten eg 
zur Erreihung diejes Ziels die Annahme der nordbeutichen Bundesverfaff 
ohne weſentliche Aenderungen derjelben nicht zu erfennen vermögen; daB fe 
eine für die Dauer befriedigende Beftaltung Deutſchlands nur auf der Grun» 
lage eines wahren Gonftitutionalismus für möglich halten; und dab fie mit 
ihrer Zuftimmung zu dem vorliegenden Gefegentwurf eine Politik nicht gut» 
zubeißen beabfichtigen, welde, der Stimmung und dem Erfolge des Yugen- 
blicks huldigend, die Zukunft der Ration dem Geiſt unterorbnen würde, der 
den Nordbund beherrſcht.“ Die Motivirung von 15 Abgeordneten der Boll 
partei lautet: „Wir Fr uns berufen, der Regierung Kunde zu geben 
von dem jehnlichen Wunſche des Landes, daß ein guter Friede jo bald als 
möglid dem Kriege ein Ende made. Richt weniger haben wir uns in ber 
deutſchen Trage, deren Loͤſung foeben im Hauptquartier der deutſchen Armee 
von Bertretern der verbündeten Regierungen verfucht wird, zu erklären gegen 
den Eintritt Württembergs in den Nordbund, welcher nicht die bundeßgenöf- 
iſche Einigung und freiheitliche Entfaltung des deutſchen Volles, jondern die 
Unterwerfung Deutiglands unter Preußen bezwedt. Jederzeit bereit, einzu. 
fteben für des deutſchen Landes Sicherheit und Unverfehriheit, fol XBürttem- 
berg allerdings feine ſelbſt opferwillige Mitwirkung nicht verjagen zu einer der 
Rampfgenofienichaft des gegenwärtigen Kriegs entiprecdenden bundesflantlichen 
Berbindung mit dem Rorden Deutſchlands. Doc darf dieje nicht gebaut fein 
auf den bleibenden Ausſchluß des deutichen ODeſterreichß, wenn fie den Inter⸗ 
efien und Wunſchen Süddeutichlands entiprechen fol. Der new zu bildende 
deutihe Bund wird nur dann Dauer haben und der Nation Heil bringen, 
wenn er die Selbftändigfeit der Einzelftaaten wahrt, foweit die mit einem 
echt deutichen Bund vereinbar ift, und wenn er die Freiheit bes Volles ge 
währleiftet durch alle Einrichtungen, welche ein aufrichtige® Berfafiungsleben 
vorausfegt und mit fih bringt.“ 


— Oct. (Bayern). In Folge einer Anregung ber preuß. Fortſchritts⸗ 


28. 


partei für Mitwirkung zur Berufung eines conſtituirenden beutjchen 
Parlaments ergibt fih, daß die bayeriſche Yortichrittspartei in ihrer 
weit überwiegenden Mehrheit gegen biefen Weg ift, um zu einer 
Löſung ber deutlichen Verfaflungsfrage zu gelangen. 

» Bayern). Der König beglückwünſcht ben König von Preußen 
zu ber Capitulation von Met, mit bem Beifügen, bie Nachwelt 
werde ihm den Namen „Wilhelm ber Siegreiche“ beilegen. 


„ (Bayern). Die Ubreffen für Vereinigung mit Norddeutſchland 
und zwar auf ber Grundlage ber gegenwärtigen norbbeutichen Bun⸗ 
besverfaffung haben bie Zahl von 1000 überſchritten. 

Schwaben zählt 250, Mittelfranten 200, die Rheinpfalz 160, Oberbayern 
150, Oberfranten 90, Niederbayern 60, die Oberpfalz 50, Unterfranfen 30 
Adreſſen. Aus Schwaben find aus ſammtlichen Landgerichten zahlreiche A⸗ 
reſſen eingelaufen, nur 2 ausgenommen; in Oberbayern fehlen in der Bertre⸗ 
tung nur 3 Vandgerichte; von den größeren Städten im Sande finb mid 
vertreten: Bamberg, Würzburg, Bandshut und Regensburg. 
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Auf. Nov. (Bayern). Der Erzbiſchof von Münden forbert von ben 


10. 


13. 


15. 


16. 


Profeſſoren der Theelogie an ber Univerjität München bie Unter: 
zeichnung eines Reverjes betr. Anerkennung ber Beſchlüſſe bes vati: 
caniſchen Eoncile. 


» (Bayern). Die Bevollmädtigten Yayerns in Verfailles erheben 
für den Anſchluß Bayerns an den neuen beutfhen Bund ungemein 
weitgebente Anſprüche. Diejelben werben gerabezu als eine Art 
Bicelaijertbum für das Haus Wittelsbach bezeichnet. 


„» (Bayern) Der Pfarrer Renftle in Mering bei Augsburg 
proteftirt gegen die Anerkennung bes valicanifhen Concils und bie 
Unfeblbarkeit des Papſtes und wird barin gegen bie Zumuthungen 
bes Biſchofs von Augsburg von feiner Gemeinde unterftüßt. 


„ (Württemberg). Abends: Die beiden Pevollmächtigten zur 
beutfchen Berfaffungsfrage in Verfailles erhalten unerwartet ein kgl. 
Telegramm, das ihnen bie Siftirung bes bereits zum Abſchluſſe 
reifen Berfaflungsentwurfe befiehlt, mit ber Anweiſung, mit Bayern 
zulammenzugeben. Der Bundeskanzler Ichnt die Zumuthung neuer 
Unterbanblungen auf anderer Bafis entichieben ab, Die Bevoll⸗ 
mädhtigten entſchließen fich fofort zur Rückkehr und perfönlicher Be: 
richterftattung und telegrapbiren dies erſt von Zabern aus. 

„ (Baden) Abſchluß eines Vertrages mit bem norbbeutichen 
Bunbe bez. Beitritts zu bemfelben von Eeite Badens zu Verjailles 
(ij. Anbang Actenflüd Nr. 1). 

„ Heilen) fließt zu Verfailles einen Vertrag über ben Beitritt 
auch jeines füblihen Theils zum norddeutſchen Bunde rejp. zu dem 
neuen beutihen Bunde, fo wie eine vorläufige Vereinbarung bez. 
ber Militärverhältnifje bes Großherzogthums ab (f. Anhang Acten: 
Nüd Nr. 1 und 2). 

„ (Bayern). In Folge der ungünftigen Nachrichten über bie 
Unterbandlungen in Derfailles bez. ber beutiheh DBerfaflungsfrage 
fafjen die Gemeindebehörden von Münden und Nürnberg ſehr bes 
monftrative Neichlüffe. 

Beſchluß der Bemeindebevollmädtigten von Münden: „Es 
feien die durch Veichluß vom 17. Sept. d. 3. zur Illumination beim Einzuge 
der d Truppen in Baris bewilligten 4700 fl. zurüdzugiehen, wenn zu 
befürdten ift, daß Bayern dem auf Brundlage der norbdeutichen Bundeßver⸗ 
faflung je gründenden deutſchen Befammtbundesftaat nicht beitreten jollte; das 
gegen jeien diefe Mittel, infowett fie noch nicht verbraucht find, dem zu grün. 
denden Invaliden⸗Fonds zuzuweiſen.“ Der Antrag wird, nachdem betont wor» 
den, daß, wenn Bayern auß dem deutichen Bundesftaat ausgejchlofien bleibe, 
dann feine Zeit zu Freudenfeſten, vielmehr zur Trauer jei, mit Einflimmigleit 
angenommen. . 

Beihluß der Semeindebevollmädtigten von Nürnberg: Un 
den König die Bitte zu flellen: „Se. Maj. wolle einer zu diefem Zwei neu 
zu wählenvden Rammer die zur Berathung der deutſchen Trage nöthigen 
Borlagen jofort unterbreiten laffen, um daß dem weiteren wie engeren Batere 
land drohende Mißgeſchick noch reihtzeitig abzuwenden." In der Motivirung 
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biefer Bitte ift gefagt: „Die Vertreter der bayerifhen Etanißregierung find es. | 


welche, in Berfennung der. dringenden Nothwendigleit eines engen Anſchlufick 
an Norddeutihland, eine Lage für Bayern heraufzubeſchwören im Begrint 


ſtehen, die den politifhen und finanziellen Untergang des bayerifchen Bolles 


herbeiführen muß." Adreſſe und Motivirung derjelben werden ohne Discuſſica 
und einftimmig zum Beſchluß erhoben. 


18. Nov. (Bayern). Die Regierung fieht fi kemüffigt, die Gemeinte: 


19. 


23. 


28, 


28, 


bebörden von Münden und Nürnberg barüber zu berubigen, baß bie 
Unterhandlungen mit bem norddeutſchen Vunde keineswegs abgebre- 
hen jeien. 

„» (Württemberg). Die Bevollmächtigten in Berjailled referiren 
ben König in Etuttgart. Die Uebereinftimmung zwiſchen bem Hof 
und ber Regierung wirb wieder hergeftellt. 

„ (Württemberg). Der König unterzeichnet bie Inftruction für 
bie Bevollmächtigten in Verſailles, die fie ermächtigt, auf Grund ber 
Berfailler Vereinbarungen ben Bertrag über ben Anſchluß Württem⸗ 
bergs an ben neuen beutihen Bund zu unterzeichnen, und bie Bevoll: 
möchtigten geben bamit nad) Berlin ab, 

„ (Bayern). Die Bevollmächtigten Bayerns ſchließen in Ber: 
failles doch noch einen Vertrag bez. Anſchluſſes an den norddeutſchen 
Bund ab (f. den Wortlaut im Anhang, Actenſtück Nr. 5). 

„» (Bayern). Tie theologiſche Yacultät ber Univerfität Münden 
unterwirft fih dem Vegehren bes Erzbifhois von Münden mit 6 
gegen 3 Etimmen (Döllinger, Friedrich und Silbernagel). 

„ (Württemberg). Abſchluß des Vertrags zwiſchen Württemberg 
und bem norbbeutfhen Bunte betr. Veitritt beffelben zu bem neucn 
beutfhen Bunde in Berlin (ſ. ben Wortlaut im Anbang, Actenſtüd 
Nr. 6). | 

» (Baden). Abſchluß einer Militärconvention zwifhen Preußen 
und Baden zu Verſailles (|. Anhang, Actenſtück Nr. 3). 

„ (Bayern) Die liberalen Abgeordneten Etenglein, v. Schauß 
und M. BVarth gehen nach Berlin, um ihre Gefinnungegenoffen im 
norbbeutfhen Neihstag zur Annahme bes bayeriſchen Vertrags von 
23. Nov. zu bewegen. 


„ (Bayern). Auch in Kempten rührt fi ber im Eommer ent: 


ſtaudene Verein ber „Altkatholiken“ und richtet eine Zuftimmunge: 


abreffe an ben Pfarrer und bie Gemeinde von Mering. 

„ (Bayern). Der ultramontane Mbgeorbnete Jörg Tünbigt in 
ben „hift.:polit. Blättern“ der Regierung bie bisher fo ſtark betonte 
„bayerifhe” Treue. 

Ausgehend von einer Weußerung der Berliner ſtreuzzeitung“, daß bei 
dem bevorftehenden deutfchen Einigungswert unbezweifelbar Die Gentralgemalt 
in den Händen Preußens bleiben müfle, und daß mindeſtens die militärtjdie 
und die diplomatifche Einheit, ſowie die Einheit der hiezu erforderlichen Geld⸗ 
mittel erwartet werden dürfe, wird die Erklärung abgegeben: daß eine flarle 





“ Die fündenifchen Staaten. 221 


Eentralgewalt von den Patrioten niemals zugeflanden würde, und daß die 
jenigen von ihnen durch den richtigften Inftinct geleitet würden, welche einem 
derartigen Bunde mit Preußen den Einheitsftaat, vorzögen, weil in diefem die 
preußifchen Particulariften mit ihnen das gleiche Interefie hätten, ſich gegen 
den Liberalismus zu menden. Die logiſche Folge des gegenwärtigen Kriegs 
fünne und dürfe für Bayern nichts anderes fein als die vollfländige Reſtitu⸗ 
tion feiner politiſchen Freiheit und die Annullirung des Schut⸗ und Trutz⸗ 
bündniifes von 1866. Den Zumuthungen der liberalen Partei und den An⸗ 
ſprüchen der preußiſchen PBarticulariften Zönne Bayern nur dadurch entgehen, 
daß die Patrivten an competenter Stelle nit mehr als Oppofitionspartei 
betradtet würden. Ohne fie lönne Bayern ohne Preisgebung feiner Rechte 
gar nicht regiert werden. Sollten aber die Patrioten von oben herab nicht 
unterftügt werden, jo würden fie darin eine Dispenfirung von der höochſten 
ihrer beſchwornen Pflichten erbliden, und e8 würde dann eine große Verände⸗ 
rung der Parteiverhältnifie entflehen. Denn der bayeriſche Patriotismus fei 
nur die Folge der gemwohnheitsmäßigen Pietät des Volkes und feiner Eides⸗ 
treue; er fei an und für fi fein Grundjat ihres religiöfen Glaubens, ihrer 
politijhen Moral, ihrer focialen Philoſophie. Würden fie einmal ihrer ander» 
weitigen Pflichten entledigt, dann wollten fie aud die Bortheile der neuen 
Stellung geniehen, und nicht mehr innerhalb einer angeblich berechtigten Selb» 
ftändigfeit des bayerischen Staates ih von Liberalismus tyrannifiren laſſen. 
Zudem bätten die Katholifen noch am eheften von Preußen eine energiſche 
Mißbilligung der jüngften Greigniffe in Rom zu erwarten, während es 
—— ſei, zugleich den Katholicismus und den bayeriſchen Patriotißmus zu 
vertreten. 


2. Dee. (Bayern). Der Juſtizminiſter v. Luß geht in Angelegen⸗ 


4. 


5. 


11. 


13, 


heiten ber deutſchen Verfaſſungsfrage nad Berlin ab. 


„ (Bayern). König Ludwig ergreift die Initiative zum befiniti- 
ven Ausbau ber deutſchen Berfaflung, indem er bie übrigen beutichen 
Fürften burch eigenhändige Handſchreiben einlabet, dem König von 
Preußen ftatt dem bisherigen Titel eines Bundespräfidenten ben: 
jenigen des „Leutfchen Kaiſers“ anzutragen (fiehe den Wortlaut 
unter norbd. Bund). 

„» (Heffen). Die Negierung legt dem Landtage die Verträge mit 
dem norddeutſchen Bunde vor. 


„ (Bürtteinberg). Das Nejultat der Neuwahlen zur zweiten 
Kanmer bat eine totale Niederlage ber bemofratiihen oder Volks⸗ 
partei ergeben. Das Haupt berjelben, Karl Mayer (Beobachter) ift 
nicht wieber gewählt worden. Tas Verhältniß ber Parteien in der 
neuen Sammer ift berart, baß die vereinigten Parteien ber Negierung 
und ber Nationalgefinnten ſich gegen bie vereinigten Parteien ber 
Temofraten und Großdeutſchen verhalten wie J zu % oder, wenn 
bie ſog. Privilegirten hinzugerechnet werben, jogar wie K zu X. 
Xm Ganzen find 149,406 Etimmen ober 68% für und 27% gegen 
bie Genehmigung ber Verträge abgegeben worben, während 41% 
zweifelhaft find. 

„ (Bayern). I Kammer: Die patriotiihe Majorität nimmt 
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bie von bem bemofratifhhen Abgeorbneten Kolb geforberie Entlafiung 
nicht an. 

In einer dur die Zeitungen verdffentlichten Denkſchrift jucht derfelbe nad- 
zuweilen, daß die Annahme der Verträge mit dem norbdeutichen Bund für 
Bayern im günfligften Fall eine Erhöhung aller directen Steuern um ı:, 
im ungünfligften dagegen ſogar um 146%, Prozent zur Folge Haben werde 


13. Dee. (Baden) Eröffnung bes Landtags durch den Etaatsminifter 


14, 


Jolly. Die Regierung legt bemfelben bie Verträge mit bem nerbt. 
Bunde und bie Militärconvention mit Preußen vor unb verlangt 
bie nachträgliche Genehmigung zu benjenigen politiichen und finas: 
ziellen Maßregeln, melde fie nach ber franzöfiigen Kriegeerklärung 
getroffen hatte, ohne ben Lanbtag einzuberufen. 


„ (Bayern). DI. Kammer: Die Regierung legt berfelben tie 
Berträge mit bem norbbeutfhen Bunde vor unb verlangt cinen 
weiteren Kriegserebit bis Ende März 1871 im Netrage von 
41 Mid. fl. 

Darlegung des Juftigminifters v. Bug bei Borlegung der Ber- 
träge: „ . . . Nah den Schlachten von Weißenburg, Wörth, Saarbrüden, 
Metz und Sedan waren die deutjchen Grenzen gefidhert und die deutlichen Lande 
von grenzenlofem Jammer und unjäglihem Elend für immer befreit. Uuf- 
atbmete jedes Deutſchen Bruft, und heiße Dankesgebete entquollen unſeren 
Herzen. Aber mächtiger noch als die Freude Über die Abwehr des Feindes 
von Heerd und Hof, mächtiger noch als die Benugthuung über die Sicherheit 
unferer Grenzen, über die Sicherung unferer Frauen und Kinder, tiger 
noch als die Genugthuung über den errungenen Wallenrubm enifaltete ſich 


‘der Gedanke, daß wir alle diefe Herrlichkeit und Ehre der Ginigleit des deut⸗ 


ſchen Volles verdanken, entfaltete ſich die Ueberzeugung, daß dieſe Einheit mie 
mehr auseinanderfallen dürfe, mächtiger noch entfaltete ſich die deutiche Idee. 
Sin diefer Zeit reifte bei der !. Staatsregierung der Gedanke, daß der Verfud, 
ein einigeß Deutichland unter einer einheitlicden Berfafjung wieder herzuftellen, 
nicht länger mehr verfchoben werden dürfe... Unfere Abfiht und unſert 
Auffafſung war die, daß Deutichland nicht für alle Zeit in einzelne Theile 
zerfallen jein Tönne, und daß die Zeit, von weldder ich eben zu ſprechen die 
Ehre hatte, die rechte, die einzige Zeit fei, in welcher diefe Seftaltung in ent 
ſprechender Weile, entſprechend nach jeder Richtung, von uns geidhaffen werben 
könne. Die 1. StaatBregierung ergriff die Initiative für die Geftaltung 
Deutſchlands. Es ift diefes von competenter Seite an denkwürdigem Orte zw 
geftanden worden. Wir rechten nicht mit dem Redner, der die Jnitiative bem 
Bolte vindieirte. Ich glaube, wir überheben uns nicht, wenn wir in Bezug 
auf die deutiche Politit behaupten, daß wir uns Eins willen mit dem Bolle, 
defien Geſchicke wir biß zu diefer Stunde zu leiten berufen geweſen find. Mir 
erbliden in diefer Lebereinflimmung der k. Staatsregierung mit den Anſchau⸗ 
ungen des Volles über die beutihe Trage nicht eine Shwädung unferes 
Gtandpunttes ; im Begentheil eine Stärkung unferer Pofition mar «8, wenn wir 
genüigenden Anlaß hatten, zu glauben, daß die Richtung, welche wir verfolgen 
zu müſſen glaubten, auch im Bolfe bereits tiefe Wurzeln geichlagen habe. 
Unter allen Umfländen laſſen wir uns genügen mit dem Bewußtfein, mutet 
den deutichen Regierungen die erſte —** zu fein, welche es verſachte, die 
deutſche Idee vom Gebiete der theoretiſchen Erörterungen auf das Gebiet der 
Thatjahen hinüber zu führen... Das Yahr 1866 hat, nachdem die Un- 
haltbarfeit des bisherigen Zuſtandes nachgewieſen war, und noch Riemand in 
der Lage gewejen if, einen annehmbaren Vorſchlag darüber zu machen, wie 
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fi die Sache in der Folge geflalten follte, Bayern eine völlige Unabhängig- 
keit von verfaffungsmäßigen Verbindungen mit den Abrigen deutſchen Staaten 
und eine völlig unabhängige internationale Stellung gebradit. Uber auch dieſe 
Wandlung vollzog fi, darüber ift fein Zweifel, nicht etwa in der Weile, daß 
es irgend Jemand beabfichtigt hätte, es follte jo werden und nicht anders. 
Rur die Unreife der Verhälmiſſe hat zu diefem völlig unabhängigen inter» 
nationalen Standpunkt geführt. Niemand war im Zweifel darüber, ich wenige 
Rena habe mich von jeher zu der Anfiht bekannt, daß die erfte große Krifis 
dem im Jahre 1866 geichaffenen Zuftande ein Ende machen werde. Die Un 
gewißheit beftand nur, meines Erachtens, darliber, wie biejeß geſchehen werde, 
ob mit entfpreddender Schonung unferer berechtigten Eigenthümlichleiten, ob 
dadurch, daß das Beihid über den Ramen Bayern hinweggehe. ber trotz 
diefer unabhängigen Stellung waren und blieben die Beziehungen Bayerns 
zum übrigen Deutihland jo eng, daß ſelbſt Deflerreih und Frankreich, melde 
doch das dringendfle Interefie gehabt Hätten, alle Berbindungen zu löfen, ich 
will nicht jagen, es nicht wagten, aber e8 nicht für angemefien hielten, von 
folgen Berbindungen gänzlich abzuſehen. So eng waren und blieben die 
Beziehungen Bayerns zu dem übrigen Deutichland, daß in dem Augenblide, 
in welchem der alte Bund auseinanderfiel, an deſſen Stelle die Allianzverträge 
traten, die uns in politiicher Beziehung enge mit Norddeutſchland und den 
übrigen deutichen Staaten in Verbindung brachten, und daß an die Stelle der 
alten Beziehungen auf wirthſchaftlichem Gebiete der neu formulirte Zollverein 
trat, welcher uns bereitS zu dem Anfange eines verfaffungsmäßigen Zuſammen⸗ 
fchluffes mit dem übrigen Deutichland führte. Meine Herren, ich denfe mir, 
e8 Tann Riemand behaupten, daß uns die Allianzverträge und der Zollverein 
eine größere und wahrere Unabhängigkeit geficdert hätten, als dies bei einem 
verfaffungsmäßigen Bundniſſe der Fall if. Der weientliche Unterſchied zwiſchen 
beiden beftebt darin, dag wir mit den Allianzverträgen die Bolitil, die man 
anderwärt8 zu machen für gut fand, einfach unfrerfeitS acceptiren mußten, 
während wir jetzt fortwährend in der vage fein werben, die gewichtige Stimme 
Bayerns in der Ordnung der deutihen Berhältnifie zur rechten Zeit auf red» 
lichem und ehrlihem Wege und, ich denke mir, nicht ohne Erfolg zu verwer⸗ 
then. Soldde Erwägungen und die feit begrlindete Ueberzeugung, dab jekt 
die Zeit fei, um mit Wahrung aller berechtigten Imterefien das Ziel zu erreis 
chen, das wir früher oder fpäter erreichen mußten, dieſe Heberzeugung hat die 
bayerifche Staatsregierung zu der von mir bereit$ erwähnten nitiative vers 
anlaßt. Auch wenn Sie nüchterner, als wir e8 geihban haben, die Lage der 
Dinge beiradgten, werden Sie zu dem Schluffe fommen, daß die Stellung, 
welche wir eingenommen haben, die allein richtige war, und dag wir auf dem 
rechten Wege geweſen find. Betrachten Sie die Lage der Dinge mit dem nüde 
ternften und fälteften Blide, jo werden Sie, aud wenn e8 allen Ihren Ems 
pfindungen widerfpridht, zu dem Schluſſe kommen, daß Bayern gezwungen 
war, den Verſuch einer Reugeflaltung Deutſchlands zu machen, ja, daß es in 
einer Zwangslage war. Nicht als ob von Seite der deutſchen Großmacht, 
mit der wir transigirt haben, irgend ein Zwang gelibt worven wäre. Nein! 
Auch mit den Behauptungen über dieſen Punkt im norddeutſchen Parlamente 
bat es feine Richtigkeit. In den Loyalften Worten hat man uns zu wieder⸗ 
holten Malen beftätigt, wir würden von feiner Seite einen Zwang zur Erdffs 
nung und Weiterführung der Verhandlungen über die Reugeftaltung Deutich- 
lands zu erleiden haben, ja nicht einmal Vorichläge hat man uns gemacht, 
um, wie e8 in den betreffenden Erdffnungen heißt, nicht unfere Empfindungen 
ie verlegen. Schäten Ste diefe Loyalität fo gering, als Ihnen gut bünkt, 

Sie jagen, man wußte auch von der andern Seite, wie weit die Mög- 
lichkeit reichte, in Bayern eine volfländig ifolirte Stellung zu bewahren, fo 
ſteht doch die Thatſache fe, daB man einen Zwang nicht geibt Hat. Und 
dennoch waren wir gezwungen, mit dem norbdeutichen Bunde in Berhandlune 
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gen einzutreten, denn wir wuhten mit Beilimmtbeit, daß, wenn Bayern auf 
nit dem Bunde fi anſchließe, diejes von Seite Württembergs, Badens un: 
Heſſens doch geſchehen würde. Und mit diefem Augenblide war für un:. 
mindeftens für eine unferer jchönften Provinzen die Möglichkeit eier gedeit- 
lichen Erxiftenz außerhalb des Bundes ein für allemal befeitigt. Ich denke 
mir, auf wirthſchaftlichem Gebiete wäre in kürzeſter Zeit auch für das 
übrige Bayern die Unmöglichkeit einer ifolirten Exiſtenz eingetreten Si⸗ 
willen, in weldem Maße wir des Zollvereins bebürfen.. Mindeflens u:r 
jpäteftens die Zeit, in welcher die Zollvereinsverträge zu erneuern geweirr 
wäre, würde und die Nothiwendigfeit, ohne Bedingung dem Bunde bei- 
zutreten, auferlegt haben. u dieſem Sinne ſpreche ih von einer Zwangs⸗ 
fage Bayerns. Die ſybilliniſchen Bücher find ein abgedrofchenes Beirpiel, un: 
doh habe ih in meinem Leben feinen Fall gejehen, in welchem die Moral der 
alten Sage von diefen Büchern befier am Platze geweien wäre, als gerade 
jegt. Darf ich Sie denn nicht daran zurüderinnern, daß Preußen im Jahre 
1866 bei Löjung de alten Bundes Borfchläge gemacht hat, die den Einen: 
thümlichkeiten der einzelnen Staaten no cin weſentlich freieres Feld liegen. 
als fpäter die norbdeutiche Bundesverfaflung ? Jene Bropofitionen Hat mon 
zurückgewieſen. Sie gingen ja viel zu weit! Sie entfernten ſich von tem 
alten deutihen Bunde in einer Weife, dab man fih in Süddeutſchland mit 
diejen Propofitionen unmöglich vertragen Ionnte! Aus dem, was ich inzwi⸗ 
ſchen erlebt habe, — ih kann Ihnen dieſes nicht mit Schwarz auf Weiß nadı- 
weijen, aber ich bitte Sie, glauben Sie es mir — babe ich die Lieberzeuguna 
geigöpft, dag, wenn wir vor der großen Kriſis und bevor die Nation und 
dasjenige, was die Nation that, jo hoch fland, wie in der legten Zeit, das 
Anerbieten gemacht hätten, und mit dem nordbeutichen Bunde abzufinden, das, 
jage ich, die Bedingungen, weldye damals zu erlangen gemweien wären, nod 
ein ganz anderes Bild geboten hätten, als der Vertrag, den wir Ihnen heute 
vorlegen. Jetzt find wir wieder an dem Punlte, uns entiheiden zu möüflen ; 
wir haben uns wieder über Bedingungen ſchlüſſig zu machen — weiſen Eie 
fie nicht zurüd! Zum zweiten Male werden auch diefe Pcdingungen von lei⸗ 
nem NReichötage, von Feiner Bundesregierung bewilligt. Sagen Sie mir nidt, 
was man bisweilen hört: wir mollen dieſe Bedingungen nicht; wir wollen, 
wenn doch Bayern zu Grunde geben jol, mit Ehren zu Grunde geben: 
jagen Sie mir nicht, wir wollen licher anncetirt fein. Ich betrachte Dice 
Heußerungen lediglich als vorläufige Aeußerungen des Unmuthe über eine 
Rage, von der ich recht wohl fühle, daß fie für Mehrere in diefem Hauie 
peinlich iſt. Laſſen Sie mid nun noch der Empfindungen der Großdeutjchen 
gedenken. Ich thue diefes fehr gerne, meine Herren, weil ich bis in Die neueite 
Zeit zu den Großdeutſchen gehört habe und dem Herzen nad noch ein Greß⸗ 
deutſcher bin. Ten Schnierz der Herren, die ein Deutſchland jetzt werden 
Sehen gegen ihre Wünfche, begreife ih wohL Ich wünſchte auch, es wären 
alle deuticden Brüder in den Vunde vereinigt, den wir zu fchlieken im Be⸗ 
griffe find. Es find nicht blos Sympathien allein, die mir dieſe Worte in 
den Mund legen, e8 find jehr reale Erwägungen. Ich fühle jehr wohl, was 
e8 heißt, Deutihland mit einer Mehrzahl Heinerer Staaten und Einer Groß⸗ 
macht zu reconſtruiren; ich erkenne ſehr wol die Gefahren, die für die einzel 
nen Staaten in diefer Verbindung liegen könnten. Aber mit der Politik der 
Großdeutichen hat meines Erachtens das Jahr 1866 aufgeräumt. Tas Ge 
biet der Thatſachen, auf dem man fich bei Handhabung der Politik be 
wegen muß, ſchließt die Politik der Großdeutſchen, meiner Anſicht nad, fürs 
Erfte, und bis vieleicht auch für diefe wieder glüdlichere Zeiten fommen, aus 
Setzt nützt es nichts mehr, der großdeutichen Idee nachzuhängen. Einer Wittwe 
fteht die nie endende Trauer un den verlornen Oatten, um das Icdeal ihres 
Lebens, ſehr wohl an; den Regierungen und Bölfern ift ein joldes Trauern 
über ein verlornes Ideal nicht vergännt; Negierungen und Böller muſſen von 
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der Bahre eines verlornen Ideals weg den Blick zum Leben kehren, und das 
haben wir geihan. Eie lennen nunmehr die Motive, die uns in die Rage 
brachten, Berhandlungen anzuknüpfen. Es geſchah, wie Sie wiſſen, dadurch, 
daß wir der preußiſchen Regierung gegenüber den Wunſch ausſprachen, es 
möchte ein Abgeordneter derſelben hieher kommen, um mit ihm die Lage der 
Dinge zu beſprechen und einen Boden dafür zu gewinnen, wie dann bie Ver⸗ 
handlungen tbeiter zu pflegen feien. Dieſer Einladung bat man bereitwillig 
eniiprochen, und der Präfident des Bundeskanzleramtes, Staatsminifter Del- 
brüd, hat fich hieher begeben. Die Beſprechungen, welche wir mit ihm hat⸗ 
ten, wurden unter dem Einbrude gepflogen, den man in GSiiobeutichland, 
namentli (zur rechten Seite des Haujes gewendet) auf Ihrer Seite, meine 
Herren, bezüglich des norddeutſchen Bundes hatte; fie wurden gepflogen unter 
der Befürchtung, daß die dermalige Geſtaltung des norbbeutichen Bundes 
leicht zu viel unifizirende und zu wenig föderative Elemente enthieltee Bir 
glaubten, in diefer Bundesverfaflung, jo wie fie lag, ſei der berechtigte Par⸗ 
ticularismus, von dem man heute noch nicht viel jpredden darf, der aber, wie 
ich überzeugt bin, jehr bald zu größerer Ehre kommen wird, nicht hinreichend 
gewährleifte. Die Berhandlungen wurden gepflogen unter dem Eindrude der 
aus dem Kauptquartiere kommenden außerordentlich freundlichen Mittheilun« 
gen, die wir vielleicht zu unfern Gunften etwas zu weit ausgelegt hatten; fie 
wurden gepflogen unter der Borausjegung, daß, menn man ganz Deutſchland 
in einen Bund vereinigen fönne, es wohl zu erreichen ei, daß der norbbeutiche 
Bund in weſentlichen Beziehungen umgeftaltet werden könnte; fie wurden ger 
pflogen endlich unter dem Gedanken, daB es vorerſt unjere Aufgabe fei, die 
Rage kennen zu lernen, und daB es in diefem Stadium natürlich nicht gera- 
then ſei, jeinen allerlegten Gedanken ſogleich auszuſprechen. Die Propofitionen, 
die wir damals gemacht haben, ftehen hinter dem Vertrage, der nunmehr zu 
Ihrer Genehmigung vorliegt, weit zurüd. Un den Beſprechungen mit dem 
Stuatsminifter Delbrüd hat Württemberg Antheil genommen und bat viel 
fad unjern Standpunkt getheilt. Auch Württemberg hat einen weniger weit 
gehenden Standpunkt bier eingenommen, als in den jpäteren Verhandlungen 
zu Berjailles. Unſer Grundgedante war der, es folle und müfle cin lebens» 
fähiger Bund geichloflen werden, ein Bund, der mehr Thätigfeit und Wirk⸗ 
famteit zu entfalten im Stande wäre, als dieſes bei dem alten deutichen 
Bunde der Yall war; daß diefem Bunde fomit alles Nöthige abgetreten wer- 
den müſſe, Alles aber, was nicht abjolut zur Herftellung der Einigkeit erfor« 
derlich jei, den einzelnen Staaten belafjen werden könne Ich made kein Kehl 
daraus, ic habe damals geglaubt, man dürfte die Eompetenz des Bundes in 
Bezug auf die Juſtizgeſetzgebung bei Weitem nicht in dem Maße anerlennen, 
wie es päter in dem Bertrage geſchehen ift. Und wenn ich diefen Standpunkt 
eingenommen habe, jo darf ich mich auf daß Beilpiel anderer Föderationen 
berufen, die in der That in Bezug auf die Zufammenfafjung der nationalen 
Kräfte nicht weniger leiften, als wir vielleicht zu leiften im Stande fein wer⸗ 
den, und doch auch auf den: Gebiete nicht jo meit umifizirend vorgegangen 
find, als die deutſche Bundesverfaflung dieſes thut. Ich erinnere im diefer 
Beziehung an Amerika, an die Schweiz. Im dem Standpunkt, den ich in 
Diefer Beziehung eingenommen habe, wurde id — ich werde wohl nicht miß⸗ 
verflanden, wenn ich dieſe Ausdrüde gebraude — von Patrioten Bayerns 
und bayeriihen Staatsmännern ernftlihft unterſtützt. Wir haben damals 
auch nod mit ganz entſchiedenem Gewichte die Unmöglichkeit betont, ein jo 
hohes Militärbudget für das Land zu Übernehmen, wie es die norddeutiche 
Bundesverfafjung den einzelnen Staaten auflegt. Wir verzweifelten damals 
nit an der Möglichkeit, die Militärlaft nit etwa für uns allein — denn 
das hielt ih für meinen Theil für abjolut unmöglid —, aber für ganz 
Deutſchland abzumindern, wenn der neue Bund geſchaffen märe. Auf unjere 
hieſigen Propofitionen, an deren Mittheilung, wie es ſcheint, das hohe Haus 
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kaum noch Intereſſe bat, wurde uns bon Preußen zunächſt eine Mittheilun: 
nicht, und zwar um deßwillen nicht, weil früher, als e8 möglidh war, ta 
uns eine Erwiberung zuging, von Seite Württembergs im Haurtquartiere 
der Antrag geftellt worben if, nunmehr die Verhandlungen in Berialt 
wieder aufzunehmen und dort mündlih zu Ende zu führen. Darauf be 
wurde auch die bayeriiche Regierung eingeladen, foferne es ihr zufagte, rcä 
Berfailles Abgeordnete zu jenden, um dort an den Verbandlungen Theil ;z 
nehmen. Dan ließ e8 uns aber doch auch frei, wenn wir e8 borzögen, de 
NRüdkehr des Hrn. Staatsminifters Delbritd hieher abzuwarten. Wir glaut- 
ten, daß es richtiger wäre, gemeinichaftlih mit den andern Staaten vorzu- 
geben, und jo wurde der Beſchluß gefabt, einen Theil der Staatsregierung 
nach Berfailles zu weiteren Verhandlungen abzuoronen. Dort trat alsbel 
gegen die von uns gehegten Erwartungen eine Trennung der Berbandlungen 
ein. Richt allein, daß der Bundesfanzler den Vorſchlag madte, es follte 
Staatsminifter Delbrüd zunähft mit den Abgeorbneten der einzelnen Gtester 
die Angelegenheit durchſprechen, jondern aud in der Weile ward eine Tre 
nung borgenommen, daß man die jogenannten civilen Angelegenheiten, went 
Sie mir den Uusdrud geftatten, von den militäriſchen abgeirennt bat. Es 
wurde im Neichstage gelagt, Bayern Babe die Trennung der Verhandlungen 
gewünſcht. Run ja, meine Herren, diefes if infoferne aud richtig, als ves 
den bayerifchen Vertretern bei einer Gelegenheit geäußert wurde, wir hätten 
die Abficht und den Wunſch nicht, flörend in die Verhandlungen mit ven 
übrigen Staaten einzugreifen und den Abſchluß derfelben zu verhindern. Sie 
erlafien e8 mir, nun noch auf die weiteren Einzelnheiten des Berbanblung:- 
ſtadiums einzugehen. Manches davon entzieht fih jet, wo, wie ich glaube, 
ein gebeihliches Ende erzielt ift, der Mittheilung und der Defientlichkeit; nur 
fo viel darf ich noch beifügen, bag die Bewegung, welche durch die Preñe 
ging, von der au wir aus mehrfachen Mittheilungen zu Berjailles Kenninik 
befamen und deren Inhalt dahin ging, daß mit uns nichts zu erzielen ſei 
und der Abbruch der Verhandlungen mit uns bevorflehe, aud uns in hohem 
Grade überrafcht hat. Wir mußten von einem folden Stande der Tinge 
nichts. Nachdem mit den Übrigen Staaten die Verträge theils abgefchlofien, 
theils dem Abſchluſſe nahe gebracht waren, find auch mit uns die Verband 
ungen rajch zu Ende geführt morden. Die Berträge, die dabei abgefchlofien 
wurden, find nun folgende...” Der Minifter zählt die Verträge auf und erör 
tert einzelne beſonders hervorragende Punkte. So bemerkt er Über die Nie 
derfegung eines diplom atiſchen Ausſchuſſes im Bundesrathe: 
„Dieler Ausſchuß hat vielfach Anfechtung gefunden, und ih befenne Ihnen, ih 
babe eigentlich nicht begriffen, weshalb man ſich diefem Inſtitute gegenüber jo 
feindjelig verhalten zu müffen glaubt. Iſt e8 wirklich etwas Unberechtigtes, 
daß die deutſchen Staaten, die in einem Bunde zufammengefaßt find, auf 
mindeftens Kenntniß davon haben wollen, wie ſich die Politik geftaltei , welche 
fie ſchließlich in ihren Gonjequenzen mittragen müſſen, die Politif, die zu 
Kriegen führen kann, welde wir mit unjerm Gut und Blut mitzuführen be 
zufen find? Sicherlich nit! Es handelt fi Hier nit um eine Maſchine 
zum Sintriguiren, fondern leblih darum, daß die Bundesregierung den Bun 
Desgliedern in Aufrichtigkeit Nechenihaft gehe Über ihre Beziehungen zum 
Ausland, und daß diejenigen Bundesglieder, welche nicht in der Lage fein 
Können, activ theilzunefmen an der Handhabung der Politil, doch auch im die 
Lage verjegt werden, ihren Empfindungen rechtzeitig Ausdruck zu verleihen. 
Daß der erfte deutſche Staat nit im Ausſchuſſe vertreten if, das it Lediglid 
eine Conſequenz der Aufgabe, welde man dem Ausſchuſſe geſetzt bat. Der 
Ausſchuß ſoll Mitigeilungen entgegennehmen. Don wen? Gerade von der 
Bundesregierung. Er ſoll Anfichten mittheilen. Zu welchem Zweck? Damit 
die Bundesregierung fie fennen lernt. Er fol aber nicht flörend eingreifen, 
und Beſchluffe zu faſſen bat der Ausſchuß nah unferm Bertrage nicht. Ob 
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dieſer Ausſchuß eine Bedeutung erlangt, wird davon abhängen, ob wir in 
der Rage fein werden, die entſprechenden Männer in diefen Ausſchuß abzuord- 
nen. Sind die Mitglieder diefes Ausichufles jo, daß ihre Anfichten Werth 
haben, daß der Träger der deutichen Politik es nicht leichten FKaufs wagen 
darf, über die geäußerten Anfihten hinwegzugehen, dann wird diefer Ausſchuß 
eine weientlihe Bedeutung haben. Wenn nit, dann mag das eintreten, was 
der Abg. Windthorft in Berlin gefagt bat, daß der Ausſchuß die Depeichen 
um einige Tage früher zu lejen befommt, alß fie dem ganzen Publikum in 
den Zeitungen vorgelegt werden.” Berner Über die künftigen Militärver- 
bältnifie Bayerns: „Man bat dem Bertrage den Vorwurf gemadt, es 
feien beim Abſchluß der Berjailler Verhandlungen die Rechte der Krone fo 
weit als. irgend thunlich gewahrt, die Rechte des Volles aber bei Seite geſetzt 
worden. Ich fühle e8 jehr wohl, wie viel an diefen Vorwürfen in Beziehung 
auf das Kapitel, von dem ich eben zu ſprechen begonnen habe, begründet if. 
Allerdings find mande bereiitigte Wunſche in Beziehung auf dieſen Punkt 
beim Abſchluß des Vertrages nicht berüdfichtigt worden. Aber folgende Gründe 
find es, die uns trog Allem und Allem zum Abſchluſſe der hierauf bezüg⸗ 
lichen Bertragsbeftinnmungen veranlakt haben. Das Eine ift, wir haben uns 
überzeugt, für den nordd. Bund und mehr no: auch für den durch Heſſen, 
Baden und Mürttemberg erweiterten Bund ift es für die nächſte Zukunft abfolut 
unmöglid, eine Abminderung der Militärlaft zu erreihen. Wenn wir alfo 
feine Steigerung der Militärlaft wollten, jo blieb uns nur das Eine übrig, 
Kein zu fagen zu dem ganzen Bertrage, und das glaubten wir — gedenken 
Sie gütigft meiner Erörterung über die geographifche und politifhe Stellung 
Bayerns — nicht thun zu dürfen, das fchien uns unmöglich. Das Zweite 
it: In einem Bunde kann nicht ein Theil in Beziehung auf die Laft, die 
man mit Aufopferung von But und Blut bezeichnet, befjer gefteflt werben als 
ein anderer Theil, e8 müſſen alle Theile die gleiche Laſt auf den Schultern 
tragen. Es ift ein abjolut unzuläfiiger Standpunkt, daß Bayern den Uebri⸗ 
gen gegenüber gejagt hätte: Wir find ein bebeutender Staat, ihr müßt froh 
fein, ung in eure Mitte zu befommen, aber wenn e8 zum Zahlen und zum 
Kragen von Laften kommt, dann wollen wir ein Privilegium. Den Stand» 
punkt fonnten wir nicht vertreten, und hätten wir e8 verjucht, jo hätte e8 zu 
teinem Refultate geführt. Die Steigerung diefer Laft, die übrigens, ich darf 

Ihnen das nicht verſchweigen, umſoweniger abzuwenden war, als die Stellung, 
die diejes Haus zum Militärbudget bei unjern Berathungen im Sommer ein- 
genommen hatte, unfere Tage außerordentlidh erſchwert hat, dieſe Steigerung 
der Laft iſt nur eine vorübergehende. Es if nicht davon die Rede, daß dem 
Volke das Recht genommen if, über die Beſtimmung der Militärlaft mitzu- 
jprechen, mitzuratben und mitzubeichließen. Nein, im Gegentheile, die Beftre- 
bungen, welche Ihren, wie ich glaube, zu weit gehenden Anträgen zu Grunde 
Liegen, dieje Beitrebungen werden an einem andern Orte im Bereine mit den 
Abgeordneten des ganzen Übrigen deutſchen Volkes, wie ich nicht zweifle, neu 
aufgenommen werden, und dort wird ed am Plate fein, daß auch die baye 
riſche Stimme diefen Laften gegenüber fi) erhebe. Damit das Recht hiezu 
dem bayerifhen Volke nicht verkürzt werde, war es abjolut unumgänglich, 
mindeftens die Feitftellung des Geſammtbudgets dem Reichstag zu übertragen, 
denn natürlich nur unter diefer Vorausſetzung allein ift e3 zu erreichen, daß 
die bayeriſchen Abgeordneten ihr Wort und ihre Stimme in dem Reichstag 
auch bezüglich des Militärbudgets in die Wagſchale werfen. Wer weiß, ob ce 
nicht möglich gewejen wäre — ich glaube es nit —, aber wer weiß, ob es 
nit möglich gemeien wäre, mit gewifien Vorbehalten die Feſtſtellung tes 
Budget3 überhaupt dem bayeriihen Landtage zu vindiciren. Aber als 
natirlide Folge davon hätte das anerfannt werden müflen, daß die bayes 
riſchen Abgeordneten bei der Feſtſetzung des Budgets im Neichstage dann nicht 
mitzufprehen haben ; gleichwohl aber Hätten wir die Grundlage für unjer 
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Budget von der Reichsgeſetzgebung her empfangen, und es wäre fomt tı 
Stimme, die dem bayerischen Bolfe bei Feſtſezung des Militärbudgeis ı-- 
bührt, volfländig ungehört verhallt. Im Uebrigen glaube ich von ben Be— 
ftimmungen über das Kriegsweſen nur jagen zu dürfen, daß fie in gebührm- 
der Meife der Stellung Rechnung tragen, welde Bayern einmal bat. Bir 
haben nicht Urſache, zu beflagen, wie e8 an einer andern Stelle geichehen it. 
daß fi ein Staat von der Größe und Bedeutung Bayerns in Keutidlen: 
entwidelt bat, und ich denfe mir, es wird auf Grund der Beflimmungen, die 
bier getroffen worden find, möglich werben, das fortzuerhalten, was geidafrı 
it und wa3 ſich in glänzendfter Weife bewährt Hat, nämlich daß die baheri'che 
Urmee ebenbürtig neben unjern deutſchen Waffenbrüdern fteht.” — Ber Schluß 
der Rede lautet: „Nun noch einige perfönlihe Bemertungen. Man bat um 
ſere Abmadungen ſehr berbe Fritifirt. Wir haben fein Recht, uns darüber 
zu beflagen. Das Werk gehört der Defientlichleit an und muß ſich alle Kri⸗ 
tif gefallen laſſen. Aber man hat feinen Verdruß über den Particularismız, 
dem wir uns noch hingegeben haben und von dem ich glaube, daß er durd 
den Particularismus anderer deutſcher Volksſtämme noch um ein Beträchtliches 
übertroffen werden wird — vielleicht Überzeugen mir uns bald davon, meim 
Herren —, man hat dem Unmuth darüber, daß mancher rechtgläubige Ra- 
tionalpolitifer an der Erfüllung feiner Wunſche noch etwas entbehren muß. 
wenn die Verträge angenommen werben, dur) Angriffe auf die Perjonen der 
Unterhändler Zuft gemacht. Es hat ein Redner geſagt: der Geifl, der rm 
großes Princip dem andern gegenliberftellt, der etwa eine große Idee des 
Barticularismuß formulirt, der fehle unfern Abmadungen; die Miniſter kät- 
ten überall nur für ihre beſondern Departements gelorgt, um zu Hauſe öjelb⸗ 
ftändig zu fein. Meine Herren, was der Hr. Redner gejagt hat, muß mwehl 
jehr wahr fein, denn der Hr. Redner hat es nicht allein gejagt. Abgeſehen 
von feinem Collegen, der fih in ähnlicher Weife über die Herrſucht und Vor⸗ 
urtheile der bayeriichen Mlinifter, der bayeriihen Militär und Civibureau⸗ 
tratie erging, hat Aehnliches, wenn ih in Berjailles richtig bedient worden 
bin, ein anderer bedeutender Mann gejagt, aber freilih in einer viel frübe:n 
Zeit, in einer Zeit, wo ein fol herbes Urtheil vielleiht mehr thatjädlıde 
Unterlagen hatte, in dem erften Stadium der Verhandlung. Eine feld: 
Üebereinftimmung der Meinungen müfjen wir vielleicht als Beleg für die Rich⸗ 
tigkeit deß abgegebenen Urtheils anſehen. Denn das wird doch Niemand 
glauben, wa3 man fih mitunter erzählt, daß Parteien oder Einzelne aus der 
Parteien irgend woher Ordres darüber belommen, wie fie ſprechen ſollen: 
daran glaube ih nicht. Und dennoh muß ich den Vorwurf, den men ur: 
gemacht hat, ablehnen; er trifft ung nicht. Wo ift denn die Selbſtändigkeit, 
die fi der Minifter des Aeußern gewahrt hat? Die deutihe Bolitif wird 
auch nad) unſerm Vertrag von Deutihland gemadt, und nur darauf haben 
wir beftanden, worauf wir, wie ich glaube, daS Recht haben zu beftehen, das 
man die deutfche Politif nicht immer und ewig einfah uns über den Kori 
hinweg madt. Wo ift denn die Selbftändigkeit des Hrn. Kriegaminifters? 
Sein Budget wird ihm in der Hauptſache von der Reichöregierung zugefendt. 
Menn er erfüllt gewejen wäre von dem Streben, jelbftändig und möglid 
wenig behelligt zu fein, dann — verzeihen Sie meine Aufrichtigleit — würde 
er auch die Detailberathungen nicht in dieſes Hauß, fondern in den Reichstag 
verlegt haben. Denn daß es dort leichter geht, als hier gewöhnlich, wilien 
Sie alle recht gut. Endlich, wo ift denn meine Selbftändigfeit, die Selbftän- 
digkeit des Juſtizminiſters? Ich habe nit einen ederftri vor den Juſtiz⸗ 
miniftern des Übrigen deutſchen Reiches mir vorbehalten, nit aus Zwang, 
jondern weil ich fühle und weiß, was es um ein gemeineß beutiches Recht iit, 
und weil ich e8 nicht wagen mag, mit den Kräften, die dem einzelnen Staate 
zu Gebote ftehen, auf dem Gebiete der Geſetzgebung Concurrenz zu machen 
der ganzen Wifjenichaft des deutſchen Vaterlandes. Sch denke, es wäre billig 
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geweſen, mit ſolchen Vorwürfen ung, die wir ſchon Manches ertragen haben, 
zu verſchonen. Meine Herren, man bat ung die Qualität von Staat3männern 
abgeftritten. Ich vermag die Härte dieſes Urtheils nicht zu tragen, einmal, 
weil ich nie gegeizt habe nad) diefem mir nicht gebührenden Titel, und dann, 
weil dieſes Urtheil nicht aus competentem Munde kommt; aber ich erwähne 
dieß lediglich deshalb, um daran die Bemerkung zu nüpfen, daß unfer Stres 
ben in Verfailles nicht dahin ging, ruhmredige Prädicate und zu erwerben, 
fondern feſt zu unjerer Ueberzeugung zu fliehen und ein gutes Gewiflen davon 
zu tragen, und das, meine Herren — ich ſage es mit Stolz — ift und ge 
lungen. ®Biele Vorwürfe hat fid die Regierung dadurch zugezogen, weil wir 
nicht geiprochen hätten. Wir hatten ja geſprochen! In der Thronrede war 
deutli zu lefen, daß die Regierung einer nationalen Einigung nicht abhold 
iR und aud ein Zweites ift deutlich zu Lefen, daß mir eine nationale Einigung 
nicht um jeden Preis wollten. Etwas Anderes hätten wir trotz aller Sollis 
ciationen nicht zu erklären vermodt, und felbft, meine Herren, wenn wir mit 
der Abfiht nach Berfailles gegangen wären, — und aud die Thatjache, daR 
wir nad Berfailles gingen, ift ein Sprechen — felbft wenn wir mit der Ab- 
ſicht hingegangen wären, um jeden Preis ein deutſches Reich zu erreichen, 
würde man uns nicht haben zumuthen können, daß wir im vornebinein bieß 
fagen. Wer wird denn, wenn er ein Haus zu laufen gedenkt, aller Welt 
jagen, daß er diefes Haus haben muß und wenn der legte Seller darauf 
ginge! In einem andern Staate et hat man geſprochen, und 
wenn ich nicht ganz ſchlecht unterrichtet bin, jo bat man in dem andern 
Staate eingejehen, daß man mindeften® ebenſo klu um hätte, wenn man 
nicht geiprocden hätte. Aus dem betreffenden Artikel hat Jeder das Beine 
und jeder zu viel für den Gegner herausgeleien. Bisher war die Enticheidung 
bei uns, und wir waren Im echte, wenn. wir die Entſcheidung uns bisher 
vorbehielten. Ich meines Theils erfläre, daß ich mir die Handhabung dieſeß 
Reiten — nein! diefer Pflicht — nicht duch Adreſſen und ähnliche Dinge 

ümmern lafle. Ueberhaupt If es mit den Wdrefien und Demonftrationen 
bet uns nachgerade bahin gelommen, daß mir fcheint, das Mittel iſt ver» 
braucht. Man kann die Politik num einmal nicht von der Gaſſe machen; 
Sie können vor Feiner Regierung Achtung haben, die heute der, morgen jener 
Adreffe — Was ſoll eh Beihen, wenn die Wegierung heute auf eine 
Worefie ein Schulgefeg vorlegen, morgen auf eine andere Worefle e8 wieder 
zurüdgiehen, heute den Präftdenten eineß hoben Eolleglums abfegen, morgen 
wieder für Rom eintreten fol? Dieſe Stellung können Gie Teiner Regierung 
zumuthen, und ih denke, e8 darf Feine Regierung eine ſolche Stellung fi 
aufdringen laſſen. est, jest ſteht die Entſcheidung bei Ihnen; die Entſchei⸗ 
dung fage ich, meine Herren, aber ich füge bei, nicht die Wahl — glauben 
Sie nit, daß ich mit diefem Ausdrucke einen Einzriff in die Competenz der 
Rammer machen will, o nein! Gie konnen „Ya jagen, Sie können „Rein“ 
fagen, dennoch fage ih, Sie Haben die Entſcheidung, nicht die Wahl; 
Sie haben die Entiheidung in dem inne, mie der —* die Entſcheidung 
in einem Rechtufalle hat: Das, was Sie für Recht erkannt haben, müffen 
Sie ausiprechen, es bleibt Ihnen keine Wahl, und ich habe die Ueberzeugung 
— prüfen Gie die Sage Bayerns, prüfen Sie die Verträge ruhig —, Sie 
werden zu dem Gate fommen,den ich hiemit ausiprehe, — ich wiederhole, 
nicht in der Abfiht, um irgend ein Mecht gu beeinträchtigen, — Sie müſ⸗ 
fen die Berträge annehmen." 


15. Dec. (Bayern). U. Kammer: Wahl eines Fünfzehner⸗Ausſchuſſes für 
Prüfung der Verträge mit bem norbbeutihen Bunbe, Bei berfelben 
unterliegen innerhalb ber patriotifhen Partei bie gemäßigten ben 
extremen Elementen. Der Ausſchuß beſteht ſchließlich aus 12 Pa» 
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trioten unb 3 Liberalen und wählt fofort ben entfdhiebenften Gegner 
ber Verträge, Abg. Jörg, zu feinem Referenten. 

— „ (Bayern) Biſchof Reither von Speyer fuspenbirt einen Coplan 
wegen Widerſpenſtigkeit gegen bas Unfehlbarkeitsdogma. 


16. „ (Baden). IL Kammer: Tebatte über bie Verträge mit dem 
norbbeutfchen Bunde unb die Militärconvention mit Preußen. Tie 
erfteren werben cinftimmig (aud die 4 Abgeorbneten ber katholiſchen 
Partei flimmen zu), bie legteren mit allen gegen 1 Etimme ange: 
nommen unb eine Dankadreſſe an ben Großherzog zu richten be⸗ 


ſchloßen. 

Debatte: Edhard trägt als Berichterſtatter über die Verträge mit 
dem norddeutſchen Bunde auf Genehmigung an, obwohl er die durch Bayern 
in die Bundesverfaflung gebrachten Veränderungen und die von bemjelben ge⸗ 
wonnenen Sonderrechte Bayerns einer einläßlichen Kritik unterziebt umd die 
empfindlichen Mängel der neuen unendlich verwidelten Berfafiung lebhaft her» 
vorhebt. Zum Schluß ſpricht ex e8 als einfimmigen Wuni der Commiſſion 
aus, daß Laden, nachdem es nun in die große nationale Gemeinſchaft einge» 
treten, auch für fi felbft in allen Beziehungen die nothwendigen Folgerungen 
ziehe. Die Bereinigung des badifchen Gontingents mit dem deutſchen 
mache felbfiverftändlilh ein befonderes badiſches Kriegäminifterium überfläffig ; 
ebenjo aber werben ein befonderes Minifierium der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten und befondere badiſche Sefandtichaften enibehrt werden können. Kiefer 
als Berichterftatter Über die Militäreonvention begründet die volftändige Ber» 
einigung des badiſchen Gontingents mit dem deutſchen Heer als ein Wert, 
durch das Baden den in militäriichen Dingen einzig correcten Standpunkt ein» 
nehme. Dem bei jevem Anlaß bewielenen hochherzigen Patriotismus des Grof- 
herzogs jei auch diefer große Fortſchritt zu danken, durch den Baden, jo viel 
an ihm gelegen, die Schwäde der übrigen Verträge gut gemacht habe. Aller⸗ 
dings habe es auch hierin das volllommen Angemeſſene nicht erreichen Tönnen, 
da es das, was eine gemeinfame Inſtitution des Reichs fein follte, durch 
eine befondere Abkunft mit Preußen babe herbeiführen müflen. Uber es Sei 
zuperfichtlih zu Hoffen, daß mit der Zeit jene nothwendige Gemeinjamteit 
werde erreicht werden; biß dahin werbe die von Baden abgeidylofiene Conven⸗ 
tion nicht nur dem Ganzen, fondern namentlih aud Baden ſelbſt frommen. 
Denn eb gebe für die Einzelftanten keine klügere Politik, als eine ehrlich na- 
tionale. Staatsminifter Jolly: Zuerft rechtfertigt er die Regierung wegen 
der unterlaffenen Berufung der Kammern im Juli. Diefelbe ſei unmöglid 
geweien. Nachdem am 13. Yuli befammtlih ganz Europa die Kriegsgefahr 
für beieitigt gehalten, ſei plöylih am 15. in Paris der Entihluß zum Sriene 
verfündigt worden. Rod denfelben Abend babe die großb. Regierung die 
Mobilmahung der badiſchen Divifion beichloffen, gewiß, darin mit Dem pa- 
triotiichen Willen der Bevölkerung übereinzufimmen und lediglich zu thun, 
was die Kammern jet vier Jahren gewünjcht in Bezug auf den unbedingten 
Anſchluß Badens an die nationale Sade. In den nächſten Wochen, wo man 
jeden Augenblid auf eine Räumung Karlsruhe's habe gefaßt jein müſſen, fei 
eine Berufung der Kammern ebenjo wenig thunlich geweſen. Auch habe das 
Land damals fo einmäthig und feſt feinen Entichluß bekundet, mit allen Mitteln 
und auf jede Befahr hin feine Pflicht gegen Deutihland zu thun, daß die Re 
gierung wohl die ausdrückliche Zuflimmung der Kammern unter jo ganz 
abnormen Berbältnifien habe entbehren können. Die ſchweren Sorgen jener 
Wochen feien dann durch die herrlichen Siege des Auguft verſcheucht und ein 
glüdliher Ausgang des Krieges fo raſch verbürgt worden, daß ſchon Ente 
Auguſts die großh. Regierung für angemefien habe Halten mäflen, die für 
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Baden fpeciell wünjhhenswerthen Friedensbebingungen ins Auge zu faflen. Am 
2. September ſei da8 betreffende Schreiben an den Bundeslanzler abgegangen. 
Dafielbe habe zwei Puntie für befonders wichtig erflärt: zuerft die Sicherung 
der fuddeutſchen Grenze gegen Frankreich durch Wiedererwerbung bes Elſaßes. 
Ken Land babe ein dringenderes Intereſſe an diefem Erwerb, als Baden, 
defien ganz unerträglidde Lage bei der bisherigen Grenze die erften Wochen 
des Kriegs in der empfindlichfien Weiſe fühlbar gemadt hätten. Er balte es 
für feine Pflicht, gegenüber den von vielen Seiten erhobenen Anfhulbigungen 
preußiicher Eroberungsſucht ausdrücklich zu conflatiren, daß zuerft ein ſild⸗ 
deutiher Staat in jpeciell ſUddeutſchem Intereſſe jenen Wuni nah Wieder- 
geminnung des Gljahed ausgeſprochen habe. Selbftverftänvlich habe Baden 
nit daran gedacht, bei biefer Gelegenheit fein Gebiet zu vergrößern, jondern 
die Verbindung des Elſaßes mit dem großen Banzen gewünſcht. Als zweiten 
Punkt habe Baden die Erweiterung des norddeutſchen zu einem deutſchen 
Bunde bezeichnet, und dabei feinen Wunſch ausgeiprochen, daß gegenüber der 
beim Eintritt der Südflaaten unvermeiblichen Loderung des Yundes in man⸗ 
chen Beziehungen die Sentralgewalt auf dem militäriichen und diplomatiſchen 
Gebiete verftärlt werden möge. Daß diefer Wunſch nicht werde erreicht wer⸗ 
den können, hätten bereits die im September zwiſchen Preußen, Bayern und 
Württemberg eröffneten Berhandlungen klar gemadt. Am 2. October habe 
Baden feinen Eintritt in den norbdeutichen Bund beantragt, ohne irgendeine 
Aenderung der Berfafiung derfelben, bis auf den einen Punkt der Getränke⸗ 
fleuer, wo durdaus von den norbdeutichen abweichende Betriebsverhältniffe eine 
Ausnahme aud für Baden wünichenswerth gemadt haben, da dieſelbe von 
Bayern und Württemberg gefordert ſei. Wenn nun in den Verfailler Unter» 
bandlungen ftatt der von Baden gewünfchten Verflärfung der Centralgewalt 
in den genannten Beziehungen eine nicht unbedenkliche Schwächung erreicht fei, 
fo trage Baden daran keine Schuld. Der eigenthümliche Gang der Verhand⸗ 
lungen babe e8 mit ſich gebradt, daß fein Name ſich unter einem Actenftüd 
befinde, für welches er die Autorfhaft im firieten Sinne nicht übernehmen 
fönne. Der mit Baden und Heflen am 15. Nov. unterzeichnete Berirag ent» . 
halte verſchiedene Beftimmungen, welche Baden nicht allein nicht gefordert, 
ſondern nicht einmal gewunſcht babe, die vielmehr aus den gleichzeitig mit 
Bayern und Württemberg geführten Verhandlungen herrührten. Nichtsdeſto⸗ 
weniger habe er es nicht für angemeflen gehalten, deswegen Schwierigkeiten 
zu machen, fo wenig er die in dem Bertrag mit Bayern getroffenen Stipu- 
Iationen, jo bedenklich einige derjelben fein möchten, für einen Grund halten 
lönne, um dem ganzen Bertragfwert feine Zuflimmung zu entziehen. Er 
vertraue, daß eine nicht zu ferne Zukunft mande diefer Beſtimmungen hin⸗ 
wegräumen werde, und zwar, weil die anfcheinend bevorzugten Staaten die 
Erfahrung machen würden, daß die ihnen gewährten Ausnahmen vor allem 
ihnen felber nachtheilig ſeien. Denn das habe doch die deutiche Geſchichte auf 
taufend Blättern gelehrt, dab das Gonderftrchen der einzelnen Territorien 
nicht allein das Ganze geſchädigt, fondern namentlich Uber jene Einzelnen die 
ſchwerſten Prüfungen gebracht —8 Was den von der Commiſſion geäußers 
ten Wunfch des künftigen Wegfalls eines Minifteriums des Kriegs und eines 
ſolchen für auswärtige Angelegenheiten betrifft, jo erklärt fi) der Minifter 
damit einverflanden, nur daß in Betreff des Yuswärtigen theils eine Menge 
von Geſchaften abgewickelt, theils für eine Reihe immerhin dem Einzelſtaate 
verbleibender Bedurfniſſe anderweitige Furſorge getroffen werden müſſe. Mi⸗ 
niſter des Ausw. v. Freydorff hebt dieſen Vorbehalt noch etwas ſtärker 
hervor, ſcheint aber im Weſentlichen mit der Commiſſion gleichfalls einverſtan⸗ 
den zu ſein. Im Weitern bemerkt er, es ſei getadelt worden, daß in dem 
durch den Bertrag mit Bayern eingefetzten politiſchen Ausſchuſſe nur die drei 
Königreiche vertreten fein. Wenn dieſer Ausſchuß irgend welche Bedeutung 
gewonnen hätte, wäre ſchon der Wortlaut des Vertrags und die bisherige 
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Uebung des Bundesraths einer Berftärkung deſſelben durch weitere Bevoll- 
mädhtigte nicht entgegengeftanden. Indeſſen fei auf Antrag Badens und Heffens 
in der fetten Gonferenz der füddeutſchen Staaten die ausdrüdlige Zufügung 
zweier Wahlflimmen zu dem Ausſchuſſe beichloffen worden, es fei aber zu 
fpät zur Vorlage diefer Aenderungen an den norbbeutichen Reichſtag geweien; 
fie wird daher in die dem künftigen deutſchen Neihstage vorzulegende neue 
Redaction der Bundesverfaftung aufgenommen werden. 

Dantadreffe an den Großherzog: „.. Ew. J. Hoh. haben in drang- 
vollen Tagen, als Frankreich mit überraſchender Schnelligkeit den ungerechten 
Krieg heraufbeſchwor, keinen Augenblick gezögert, die gefahrvolle Wadht der jüd- 
deutſchen Grenzmark zu übernehmen. Wir können mit hoher Befriedigung aus» 
ſprechen, Daß das badische Volk in patriotifcher Hingebung einmüthig zu diefem 
Entſchluſſe geftanden if. Seine Söhne haben begeiftert die Waffen erarifien, 
und im Wetteifer mit den Waffenbrübern aus allen Theilen des großen Bater- 
landes ihren vollen Ruhmesantheil und ihr volles Anrecht auf untere Zant- 
barkeit erftritten. Und als es galt, das Einigungswerk Deutichlands zu voll 
enden, da war Ew. k. Hoh. der erfte, um das Wort der Treue gegen Deutjch⸗ 
land mit Verleugnung jedes Sonderinterefjeß einzuldien, in der Ueberzeugung, 
daß das, was Deutichland ſtark und frei zu machen berufen if, auch dem 
Theil des Ganzen, dem geliebten Heimathlande, zum Segen und Keile ge 
reiht. Ja, das badifche Volk, daB ganze deutiche Volt weiß es, und wird es 
unvergefien in dantbarem Gemulth bezeugen, daß unter allen feinen Patrioten 
feiner bochfinniger, keiner mehr von treuer Liebe zum Baterlande befeelt, kei⸗ 
ner mit reinerm Kerzen die Einigung Deutichlands erfirebt und ihren Auf⸗ 
bau befördert uud vollgogen hat, als Badens Yürfl, Wir, die getreuen Stände 
des Bandes, fühlen uns aus tieffter Seele gebrungen, Ew. 8. Hoh. den imni⸗ 

en Dank und die Tiebende Verehrung des Landeßs in dbiefem großen Augen⸗ 

lid autzuſprechen, in welchem eine neue glüdverheißende Zeitepoche für Teutid- 
land und Baden beginnt. Möge ein balviger ebrenpoller Friede Ew. k. o 
vergbnnen, als — die freie und friedliche Entwicklung des großen 
terlands zu fördern, als geliebter Sandesherr in gewohnter Treue die fort« 
ſchreitende Wohlfahrt unfers Heimathlandeß zu pflegen.“ 


19, Dee. (Württemberg). Eröffnung bes neugewählten Lanbtage, 


Thronrebe bes Könige: 

v0. Die Wa —— in welcher Deutſchlandd Stämme verbunden 
find, hat In der Nation den Drang auf nad politiier Einigung mädtig 
angefacht. Wird diefes Ziel, um welches Deutihland fo lange gerungen, jekt 
nicht erreicht, fo fehlt den weltgeſchichtlichen Ereigniſſen diejes —28— die höchfie 
Weihe.... Nach eingetretener Wirkſamleit der deutſchen Verfaſſung wird es 
Aufgabe meiner Regierung und der Stände fein, bie den neuen Verhältniffen 
a henen Einrichtungen in Berfaffung und Verwaltung des Landes durch⸗ 
zuführen.“ 
» Bayern). Eine Anzahl zum Theil hochſtehender Katholiken 
in Münden, an beren Spike ber Oberceremontenmeifter bes Könige, 
Graf Moy fteht, erlaffen folgenden 

‚Brote der Altkatholiken. Dur die Decrete de romano pon- 
tiice wurden auf der vaticaniihen Verſammlung zu Rom weſentliche Wenbes 
zungen unfereß alten katholiſchen Glaubens angeftellt. Unter alter Glaube 


“ Yehrt, daß die Kirche, d. h. der Papft in Uebereinitimmung mit den Bifchdfen, 


als den Nachfolgern der Wpoftel, in Glaubenslehren nit irren könne, und 
daß nur Ölaubensfäge, welche „von Mllen, immer und überall“ geglaubt 
worden find, auf deumeniſchen, freien Goncilien mit moraliider Ginftimmig- 
teit als Dogma aufgeftellt werden dürfen. Die vaticaniſche Verſammlung 
ſpricht aber in den oben angeführten Decreten dem Papſt allein, ohne Gin- 
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vernehmen mit den Bilchöfen, die Unfehlbarkeit in Glaubens⸗ und Sittenleh⸗ 
ren zu und ftellt dieſen Eat als Dogma auf, obgleih 88 Garbinäle und Bis 
fchöfe dagegen und 102 nicht dafür geftimmt haben; obgleich dieſe Lehre feit 
ihrem Entftehen im 13. Jahrhundert in der Kirche fiets auf den entichiedenften 
Widerſpruch gefloßen iſt und deshalb früher zu concilarifcher Berathung nie 
gelangen Tonnte, obgleih im Jahre 680 Papft Honorius von dem allgemein 
anerfannten Concil zu Ronftantinopel als Reber verfludht wurde und bis zum 
13. Jahrhundert die Päpfte bei Befteigung des heil. Etuhles jedesmal den 
Fluch gegen ihren kegeriichen Vorgänger erneuert haben. Dieſen Thatjachen 
gegenüber können wir die vielen Beweiſe für die Unfreiheit der vaticaniſchen 
Berfammlung unberührt laſſen, und erklären biemit: daß mir die wider» 
rehtlih zu Rem am 18. Juli d. 3. aufgeftellten Decrete nit anneh- 
men, daß wir unferem alten katholiſchen Glauben, in weldem 
unjere Bäter lebten und ftarben, treu bleiben und despalb jedem etwaigen 
Berfude, und eine neue Lehre aufzuzwingen oder ung auß der 
Kirhe hHinauszudrängen, activen und pajfiven Widerftand ents- 
gegenjegen werden.” 


20. Dee. (Württemberg) Die II. Kammer ſchlägt dem König für 


21. 


das Präſidium drei entfchieben national gefinnte Mitglieder vor, 
fegt für bie Prüfung der Verträge eine befontere Commiſſion nieder 
unb entjcheibet ſich bezüglich berjelben mit 67 gegen 17 Stimmen 
für (beſchleunigte) fchriftlihe ftatt (langſamerer) gebrudter Bericht: 
erftattung. 


(Helfen). Die I. Kammer nimmt bie Berträge mit bem 
norbbeutihen Bunde mit 40 gegen 4 (2 demokratiſche, 1 clericale 
und 1 abelige) Stimmen an. 

„ (Bayern). Nachdem das ganze Jahr verfloffen iſt, ohne baß, 
erit in Folge ber von ber patriotifchen Mehrheit ber IL. Kammer 
eingenommenen Haltung unb dann burd bie eingetretenen Kriegs⸗ 
ereigniſſe, das von ber Verfaffung geforderte Finanzgeſetz für bie 
Sabre 1870 u. 1871 zu Stande gelommen wäre, iſt bie IL, Kam⸗ 
mer gendthigt, neuerdings auch für 1871 eine proviſoriſche Steuers 
erbebung zu genehmigen, was einftimmig geſchieht. 

„ (Baden). Die vier Abgeordneten der katholiſchen Partei in 
ber II. Kammer rechtfertigen ihre Zuftimmung zu ben Verträgen 
durch folgende Erklärung: 

„..Gie haben dabei die bielfadgen und großen Mängel Be Berfaffungs- 
mertes, Tomte inKbefondere der mit demfelben In Verbindung ſtehenden Militärs 
eonvention lelneſswega verfannt. Wenn file gleihwohl zu dem erwähnten Votum 
fich entſchloſſen haben, jo haben fie eh gethan vor allem mit Rüdficht auf die 
Bage des in einem ſchweren und langwierigen Kriege befindlichen Vaterlandes, 
welde ein moglichſtes Bufammengehen aller Parteien als politiihe Pflicht er⸗ 
feinen Taßt. Sie haben es ferner gethan, weil nad den Greignifien dieſes 
Jahres es fih als unmdglich herausgeftellt hat, daß das badiſche Land ferner« 
Hin ein politiiches Einzeldaſein führe, und weil eine andere oder beſſere Form 
der Einigung mit den übrigen deutfchen Staaten fih unter den gegenwärtigen 
Berhälinifien nicht mehr erwarten ließ. Sie haben es endlich gethan, weil es 
von jest an die Aufgabe der katholischen Volkspartei Badens fein muß, ihre 
dem Volke zur Genüge befannten und durch die Abſtimmung vom 16. d. Mi 
in feiner Weile erſchutterten Grundfäge in treuem Anſchluß an die große ka⸗ 


234 Pie ſnodentſchen Staeten. 


tholiſche Partei Geſammideuiſchlands mit allen geſetzlichen Mitteln innerhalb 
der Formen der neuen Reichsperfafiung zu vertheitigen und ihrer Berwirl- 
lichung entgegenzuführen. Die unterzeichneten Abgeordneten der Tatholiichen 
Bolfspartei find ſich hiebei bewußt, in ſchwerer Stunde und nad reiflidyer 
Prüfung nur dasjenige gethan zu haben, was bei der gegenwärtigen Weltlage 
allein im Stande if, die richtig verftandenen Interefien ſowohl des Baterlands 
als der katholiſchen Kirche zu fördern und zu verbürgen.” 

22,—23. Dec. (Württemberg). I. Kammer: Debatte über bie Ber: 
träge mit dem norbbeutfhen Bunde Die Kammer beihließt nad 
dem Antrage bes Ausfchuffes mit 74 gegen 14 refp. mit 81 gegen 
7 Etimmen: 

I. Ben vorliegenden Verträgen und Xctenftüden im Ganzen und in dem 
Sinne zuzuſtimmen, daß die Wirkſamkeit ihrer Veſchlüſſe von dem Zuſtande⸗ 
kommen der Verträge unter Gruppe II unabhängig if: 1) dem Bertrage mit 
dem bisherigen norddeutſchen Bunde, 2) den Schlußprotofoll zu diefem Ber» 
trage, 3) der Militärconvention, 4) dem Bertrage zwiſchen dem norbdeutichen 
Bunde, Baden und Hefien, 5) der diefem Bertrage beiliegenden Berfafjung des 
deutſchen Bundes. IL Den folgenden Berträgen im Ganzen ihre Zuſtimmung 
zu erteilen: 1) dem Vertrage zwiſchen dem norbdeutichen Bunde und Bayern, 
2) dem zu diefem Bertrage gehörigen Schlußprotofoll, 3) dem Bertrage zwi⸗ 
ſchen dem norddeutſchen Bunde, Bayern, Württemberg, Baden und Heften. 
III. Im Ginverftändniß mit den Regierungen von Württemberg, Bayern, Ba- 
den und Hefien den vom Bundesrathe und NReichätage angenommenen Uende⸗ 
rungen der deutſchen Bundesverfafiung, betreffend Kaiſer“ und Reich“ ihre 
Zuftimmung zu geben. IV. Der k. Staatsregierung gegmüber die ernſtliche 
Ueberzeugung und Vorausſetzung außzuipredhen, dak die den Verträgen Mürt- 
temberg8 im Bundesrathe zu ertheilende Inſtruction in Bemäßheit der SS 51 
und 52 der Berfaflungsurkunde erfolgen werde. V. An die k. Staatäregierung 
die Bitte zu richten, die Vereinfachung des Haushalts hHerbeizuführen, insbe 
fondere jo bald als möglich eine neue Steuergeieggebung vorzulegen. 

Die Theilung der Verträge in zwei Gruppen erfolgt, um den Gintritt 
Württembergs in den neuen deutſchen Bund oder das Reich auf für den Fall 
zu fihern, daß Bayern demfelben vorerft noch nicht beitreten follte. 

24. „ (Bayern). Der Eenat ber Univerfität München beſchließt in 
Folge der Erffärung ber theologiſchen Facultät bez. bes Unfeblbar: 
feitsbogma’s, ber lehteren cinen Verweis zu ertbeilen und bie ganze 
Angelegenheit zur Kenntniß des Eultusminifters zu bringen, 

weil der Erzbiſchof nicht berechtigt geivefen ſei, eine folde Erklärung zu 
verlangen und die theologiſche Facultät deshalb verpflicgtet geivefen wäre, fie 
ju verweigern. 

27. „ (Bayern). I Kammer: Der erfte, zweite und britte vereinigte 
Ausſchuß befchlicht einftimmig, der Kammer die Annahme ber Ber: 
träge mit dem norddeutſchen Bunde zu empfehlen. 


29. „ (Bayern) I. Kammer: Der Bünbnifausihuß beſchließt mit 
12 (patriotijhen) gegen 3 (Tiberale) Stimmen, der Kammer bie Ver 
werfung ber Verträge mit dem norbbeutihen Bunde zu empfehlen. 

„» . (Württemberg). Die I Kammer tritt ben Befchlüfien ber 
U. Kammer vom 23. d. M., betr. die Verträge mit bem norbbeut: 
ſchen Bunde, mit allen gegen 3 Etimmen bei, ber Refolution IV 
jebo nur unter Vorbehalt unb ber Refolution V gar nicht. 
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Tie I. Kammer fügt fi ihrerſeits dem von ber I. Kammer bes 
Tchloffenen Vorbehalt zu Refolutien IV und bejlicht, Refolution V 
einfeitig an bie Krone zu bringen. 


29. Tec. (Württemberg). Karl Mayer, ber bisherige Führer ber bes 


30. 


31. 


mofratiijhen Partei, tritt in Yolge ber Annahme ter Verträge und 
bed im Lande eingetretenen Umfhwungs von ber Rebaction des 
„Beobachters“ zurüd. 


» (Hefien). Die I. Kammer nimmt bie Verträge mit bem norb- 
beutiden Bunde einftimnig an. 

»„ (Zayern). Die J. Kammer nimmt bie Verträge mit bem norb: 
beutfhen Bunde ihrerjeits mit allen gegen 3 Etimmen an. Ter 
Erzbifhof von Münden und ker Biſchof von Augsburg flimmen 
dabei mit der Majoritãt. 

„ (Württemberg). Die Ik Kammer befälicht, cine Dankadreſſe 
über bie glüdlihe Vollendung bes beutihen Einigungsmwerles an die 
Krone zu richten. 

„ (Bayern) Gin Theil der patriotiihen und clericalen Prefje 
erklärt fih nicht und mehr entidieden für Annahme der Verträge 
burd bie II. Kammer, ba bemjelben koch nicht mehr zu entrinnen, 
dagegen wo immer möglid cine Auflöfung ber jetzigen Kammer und 
cine Neuwahl zu vermeiden fei, indem ter in ber öffentlichen Mei— 
nung eingetretene Umſchwung zum Nachtheil ber patriotifhen Partei 
wenigftens tbeilweife zugeſtanden wird. 

„ (Baden). Im Folge ter doch einigermaßen veränderten Zu: 
jtände verſchmelzen fi bie beiden demokratiſchen Dlätter in Mann: 
heim unb gebt der demokr. „Volksfreund“ in Conſtanz ganz ein. 


, Anhang 
von Actenſtücken zur dentfchen Verfaffungsfrage. 


1. 


Protokoll wegen Abſchluſſes einer neuen Verfaſſung bes beut: 
[den Vundes, abgefäloffen zu Verfailles d. d. 15. Nov. 1870 zwiſchen 
ben Vevollmächtigten des norddeutſchen Bundes, bed Großherzogthums 
Baden und des Großherzogthums Heſſen. 


Nachdem Se Majeftät der König von Preußen, im Namen des norbbeutichen 
Bundes, Ge. tgl. Hoheit der Großherzog von Baden und Ge, kgl. Hobelt der Broß- 
berzog von Heſſen und bei Mhein übereingelomnien find, über die & eines 
—*8— Bundes In Verhandlung zu treten, und zu dieſem Zwecke bevollmächtigt has 
ben ꝛc. (von Gelten deß nordbeut! en Bundes waren bevollmädtigt: Graf Bismard, 
dv, Briefen, Delbrüd, von Selten Badenß Jolly und v. Freydorff; von Gelten Seffens 
v. Dalwigk und Hofmann), In diefe Bevollmächtigten In Verſaillet zuſammengetreten 
und haben ſich, nach gegenſeitiger Vorlegung und Anerkennung —* Vollmachten, 
über die Verfafſung des deutſchen Bundes verſtändigt. 

Eie find ferner darüber einverftanden, daB dieſe Verfaſſung vorbehaltlich der 
weiter unten zu erwähnenden Mabgaben mit dem 1. Yanuar 1871 in Wirkjamteit 
treten ſoll, und ertheilen ſich deßhalb gegenfeitig die Zufage, daB fie unverzüglich den 
geießgebenden Factoren des norbdeutichen Bundes, begiehungsmeile Badenß und Keffens 
zur verfafiungsmäßigen Buftimmung vorgelegt und nad Ertheilung diefer Zuſtim⸗ 
mung im Laufe des Monats December ratificirt werden fol. Der Wustauj der 
Ratilcations-Erklärungen fol in Berlin erfolgen. 

In Betracht der großen Schwierigkeiten, welche theils die vorgerüdte Zeit, theils 
die Wortdauer des Krieges, theilß endbli die in einigen betheiligten Staaten bereits 
erfolgte Regulirung des Landesbudgets der Aufftellung eines Etats für die Militär 
verwaltung des beutichen Bundes für das Jahr 1871 entgegenftellen, it man über 
eingelommen, daß die Gemeinſchaft der Ausgaben für das Landheer erſt mit bem 
l. —* 1872 beginnen fol. Bit zu dieſem Tage wird daher der Ertrag der im 
Art. 85 bezeichneten gemeinihaftlihen Abgaben nicht zur Bundeskaſſe fließen, ſondern 
den Staatskaſſen Badens und Heſſens, letterer rüdfichtlich des auf Süphefien fallen 
den Untheils, verbleiben, und e8 wird der Beitrag diefer Staaten zu den Bundes⸗ 
ausgaben duxch Matricularbeiträge aufgebracht werden, wegen deren Feſtſtellung dem 
im nädften Jahre zu berufenden Reichſtage eine Vorlage gemacht werben wird. 
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Auch die Beſtimmungen in den Urt. 49—52 der Bundesverfaffung follen für 
Baden erfi mit dem 1. Januar 1872 in Wirkſamkeit treten, damit die für bie Ueber⸗ 
leitung der Landesverwaltung der Poften und XTelegraphen in die Bundesverwaltung 
erforderlihe Zeit gewonnen werde. 

Im Uebrigen wurden noch nadfiehende, in Laufe der Verhandlung abge- 
—* xlarungen in gegenwärtiges Protokoll niedergelegt: Man war darüber ein⸗ 
verſtanden: 

1. zu Urt. 18 der Verfafſung, daß zu den einem Beamten zufſtehenden Rechten 
im Sinne des zweiten Abſaätzes dieſes Artikels diejenigen Rechte nicht gehören, welche 
feinen Hinterbliebenen in Beziehung auf Penfionen oder Unterftügungen etwa zuſtehen; 

2. zu den Urt. 35 und 38 der DVerfaffung, daß die na Maßgabe der Zoll» 
vereinsverträge auch ferner zu erhebenven Uebergangs-Abgaben von Branntwein und Bier 
ebenso anzufehen find, wie die auf die Bereitung diefer Getränte gelegten Abgaben; 

8. zu Art. 38 der Berfaflung, daß, jo lange die jetige Belteuerung des Vieres 
in Heſſen fortbefleht, nur der dem Betrage der norbbeuiihen Braumalzſteuer ent⸗ 
ſprechende Theil der heffiſchen Bierfteuer in die Bundeskaſſe fließen wird; 

4. zum VII. Abſchnitte der Berfaffung, daß die Verträge, durch melde das 
Verhaäliniß des Pofl- und Telegraphenwejens in Heffen zum norddeutſchen Bunde jetzt 
geregelt ift, durch die Bundesverfaflung nicht aufgehoben find. Insbeſondere behält 
es hinfichtlich der Zahlung der Canons und der Chaufleegeld-Entihädigung, jowie der 
Entſchädigung für Weges und Brüdengelder und ſonſtige Eommunications » Abgaben, 
ferner hinfihtlih der Vergütung für Benützung der Staats- und Privatbahnen und 
hinfichtlich der Behandlung des Portofreiheitsweſens in Südheſſen bis zum Ende des 
Jahres 1875 fein Bewenden bei dem jet beftehenden Zuftande Für die Zeit vom 
1. San. 1876 ab fällt die Zahlung des Canons und der Ehauffeegeld-Entihädigung 
weg. Wie e8 in Bezug auf die Bergütung für die poftaliihe Benützung der Eijen- 
bahnıen, jowie in Bezug auf die fübbeifiihen Portofreiheiten für die Zeit nach dem 
1. Januar 1876 zu halten jei, bleibt jpäterer Berfländigung vorbehalten. Die Ente 
ſchädigung für Wege und Brüdengelder und fonftige Communications-Abgaben wird 
auch nad dem 1. Yanuar 1876 an die großh. heifiiche Regierung gezahlt, wogegen 
dieje die Entihädigung der Berechtigten auch für die Zukunft wie bisher übernimmt. 

5. Zu Art. 52 der Berfafjung wurde von den badiſchen Bevollmächtigten be= 
merkt, daß die finanziellen Ergebnifje der Poſt- und Telegraphen-Berwaltung des 
Bundes, wie fie ſich bisher geftaliet hätten und in dem Bundeshaushalts Etat für 
1271 veranſchlagt feien, ungeachtet der in Art. 52 getroffenen Beltimmung, feine 
Gewähr dafür Ieifteten, daß der auf Baden fallende Antheil an den Einnahmen diefer 
Berwaltungen aud nur annähernd diejenige Einnahme ergeben werde, welche es 
gegenwärtig aus feiner eigenen Verwaltung zun Betrage von durdfchnittlid 130,000 
Thlrn. beziehe. Sie hielten es deßhalb für billig, daß Baden durch eine bejondere 
Verabredung vor einen, feinen Haushalt empfindlich berührenden Einnahıne» Ausfall 
gefichert werde. 

Wenngleih von anderen Seiten die Beſorgniß der badiſchen Bevollmächtigten 
als begründet nit anerlannt werden fonnte, jo eininie man fi doch dahın, daß, 
wenn im Laufe der llebergangsperiode der nad dem Procentverhältnifie fih ergebende 
Antheil Badens an den im Bunde auffommenden Poſtüberſchüſſen in einem Jahre die 
Summe bon 100,000 Thlrn. nicht erreichen follte, der an dieler Summe fehlende 
Betrag Baden auf feine Matricular- Beiträge zugute gerechnet werden ſoll. Cine 
ſolche Anrechnung wird jedoch nicht flattfinden in einem Jahre, in welches kriegeriſche 
Ereigniffe fallen, an denen der Bund betheiligt iſt. 

6. Zu Art. 56 der Berfafjung bemerken die Bevollmächtigten des norddeui⸗ 
ſchen Bundes auf Anfrage der großh. badijchen Bevollmächtigten, daß das Bundes⸗ 
präfidium ſchon bisher, nad) Bernehmung des zuftändigen Ausichufies des Bundes⸗ 
rathes, Bundesconjulate errichtet habe, wenn eine ſolche Einrihtung an einem be⸗ 
ftimmten Plage durch das Interefie auch nur Eine Bundesftantes geboten worden jei. 
Sie verbanden damit die Zujage, dab in diefem Sinne au in Zulunft werde vers 
fahren werben. 
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7. Zu Urt. 62 der Berfaffung wurde verabredet, daß die Bahlung der nch 
diefem Artikel von Baden aufzubringenden Beiträge mit dem erften Tage des Dionats 
beginnen fol, welcher auf die Unordnung zur Rüdiehr der badiſchen Truppen non 
dem Sriegszuftande auf den Friedensfuß folgt. 

8. Zu Urt. 78 der Verfafſung wurde allfeitig als felbftverfländlich angejchen, 
daß diejenigen Borichriften der Verfaſſung, durch welche beflimmte Rechte einzelner 
Bundesftanien in deren Verhältniß zur Gejammtheit feftgeftellt find, nur mit 3m 
ftimmung des berechtigten Bundesſtaates abgeändert werden fünnen. 

9. Zu Urt. 80 der Verfafiung war man in: Beziehung auf das Beck, betr. 
die Errichtung eines oberfien Gerichtshofes für Handelsfaden, vom 12. Aumi v. 38. 
darüber einig, daß eine entſprechende Vermehrung der Mitglieder. diefes Gerichtshofes 
durch einen Nachtrag zu defien Etat für 1871 in Borfchlag zu bringen fein werde. 

Es wurde ferner allfeitig anerlannt, daß zu den im norbdeutichen Bunde er» 
Hangenen Geſetzen, deren Erflärung zu Geſetzen des deutſchen Bundes der Bundes 
geleggebung vorbehalten bleibt, daB Geſetz vom 21. Juli d. %., betreffend den außer» 
ordentlihen Geldbedarf der Militär und Marine-Berwaltung, nit gehört, uud daß 
das Gele vom 31. Mai d. J. beir, die St. Gotihard⸗Eiſenbahn, jedenfalls nicht 
ohne Veränderung feines Inhalts, zum Bundesgejehe würde erklärt werben kürmen. 

Gegenwärtiges Protokoll ift vorgelefen, genehmigt und von den im Gingenge 
genannten Bevollmächtigten in einem, in das Archiv des Bundeslanzleramtes zu Berlin 
niederzulegenden Exemplare vollzogen worden. 


(Gez.) v. Bismard. Jolly. v. Dalwigk. dv. Frieſen. v. Freydorff. 
Hofmann. Delbrüc. 


2. 


Separat⸗Protokoll zwiſchen den Bevollmächtigten des norddentſchen 
Bundes und des Großherzogthums Hefien, d. d. Verſailles 15. Nov. 
1870, betr. vorläufige Vereinbarung bez. der Militärverhält niſſe bes 
Großherzogthums,. 


Nachdem durch das heute unterzeichnete Protokoll über die Feſtſtellung der 
Verfafſung des deutſchen Bundes vereinbart. worden if, daß die Gemeinſchaft ber 
Ausgaben für das Landheer erſt mit dem 1. Januar 1872 beginnen ſoll, it von 
den unterzeichneten Bevollmächtigten des norbdeutfchen Bundes und Heſſens anertannt 
worden, daß die Militärverhältnifie des Großherzogthums mährend des Jahres 1871 
in dem gegenwärtigen, dur die Militärconvention vom 7. April 1867 begründeten 
Buftande zu verbleiben haben. Bom 1. Januar 1872 ab tritt das gefammte heſſiſche 
Gontingent in den Etat und in die Verwaltung des Bundesheeres, und es werden 
zur Vereinbarung der hiedurch bedingten Übänderungen der gedachten Convention im 
Baufe des Jahres 1871 Verhandlungen flattfinden, bei welchen der Gefihispunft lei 
tend fein wird, daß die heſſiſche Divifion als ein geſchloſſener Truppenlörper zu er 
halten, ihre Formation aber den für das Yundesheer geltenden allgemeinen Rormen 
anzupafien if. Was insbefondere die Feſtung Mainz anlangt, jo war man darin 
einverflanden, daß die Rechte und Pflichten Preußens aus der Bellimmung unier 
Mr. 8 des Schlußprotokolls zu dem Triedensvertrag bom 8. Sept. 1866 auf den 
Bund übergehen. 


En 5 Su 
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3. 


Militärconvention zwiſchen ben BVevollmächtigten bed Königs 
von Preußen als Bunbesfeldherrn und bes Großherzogs von Vaden, 
abgeichloffen zu Berjailles d. d. 25. Nov. 1870, 


Als Bevollmädtigter Preußens fungirt General v. Roon, Minifter Jolly und 
General vd. Neubronn vertreten Baden. Nach diefer Gonvention wird das badiſche 
Contingent ein unmittelbarer Beſtandtheil der deutſchen, beziehungsmweile der preußi⸗ 
ſchen Armee in der Art, daß der König als Bundesfeldherr alle Rechte und Pflichten 
des GontingentS und Kriegsheren, einſchließlich der Fürſorge für die Feſtung Raftatt, 
under Borbehalt der badiſchen Territorial-Hobheit, übernimmt, wogegen Baden die das⸗ 
jelbe jeweils bundesverfaflungsmäßig treffende Summe für das Bundes-Landbheer der 
preußilchen Kriegsverwaltung für Bundesrechnung zur freien Verfügung überläßt; außer 
diefer Summe hat Baden für die ihm zur Erhaltung bes Landheeres ohliegenden Lei⸗ 
ftungen feine weiteren Zahlungen zu übernehmen. Das GEontingent wird ungeirennt in 
Die deutiche Armee eingereiht, die Zruppentörper erhalten eine Regimentsnummer, bie 
Regimenter behalten ihre Fahnen, refp. Standarten, der Yahneneid enthält die Eine 
Ihaltung der Verpflichtung des Gehorſams gegen den Bundesfeldherrn nad Art. 64 
der Berlaffung. Die Offiziere, Fähnriche, Aerzte verpflichten fih außerdem mittel 
Neverſes, das Wohl und Beſte des Großherzogs zu fördern, Schaden und Nachtheile 
von ihm und feinem Haus und Land abzuwenden. Die Offiziere legen eine filberne 
Schärpe in den Bundesfarben an, am Helm tragen die badiſchen Soldaten das ba» 
diſche Wappen und die Landescocarde, die Offiziere 2c. daneben die preußifche Cocarde. 
Das Gontingent bleibt, abgejehen von außergewöhnlien Beranlaffungen, in Baden. 
In Betreff der Recrutirung und Landwehrangelegenbeit nimmt das badiſche Mini« 
flerium des Innern diefelben Functionen wahr, wie das preußiſche Minifterium des 
Innern in Preußen. Die höheren badiſchen Lehranſtalten ftellen unter den gleichen 
Borausfekungen wie die der andern Bundesftaaten Zeugniffe für Zulaffung zum ein» 
jährigen —ã— ans. Die Garniſonseinrichtungen an Gebäuden ⁊c. ver⸗ 
bleiben badiiches Eigenthum. Das Begnadigungsredt bei militärgerichtlichen Erkennt» 
niffen ſteht dem Könige von Preußen zu. Badiſche Offiziere ze. können auf ihren 
Wunſch in die preußiiche Urmee aufgenommen werden. Die Materialbeftände fir 
das Eontingent geben auf den Bund über. Die Convention tritt mit dem erſten des 
auf die Demobilifirung des badiſchen Gontingents folgenden Monats in Kraft. 


4. 


Entwurf ber nunmehrigen Berfaffung bes beutihen Bunbes 
als Beilage zum Vertrage vom 15. Nov. 1870 (f. Actenjtüd 1). 


Die dem zwilchen dem norbdeutichen Bunde, Baden und Hefien abgeichlofienen 
Protokoll beigefügte Verfaſſung des deutichen Bundes ift in allem Wefentlichen die 
Berfafjung des norbdeutichen Bundes. Bon deren 79 Artikeln werden nur (außer 
dem Eingange) 29 geändert, und davon beziehen ſich die vorgeſchlagenen Aenderungen 
in 16 Artileln (1, 36, 37, 38, 39, 40, 48, 50, 51, 52, 56, 57, 59, 62, 74 u. 75) 
nur auf Rebenſachen. Die in der bisherigen Verfafſung auf deren Beſchränkung auf 
Rorddentichland hinweifenden Ausdrücke werden durch ſolche erjeßt, melde dem ges 
fammten deutſchen Charakter der neuen Berfafjung entiprechen,; es finden der beſſern 
Unordnung halber Berfegungen einzelner Verfaffungsbeftimmungen aus einem Artikel 
in einen andern flatt; es werben in der bisherigen NRorbbundsverfafiung enthaltene, 
aber ſeitdem erledigte Lebergangsbefliimmungen weggelafſen. Dieje Veränderungen 
mitzutheilen erſcheint überflüflig. Dagegen find fachlich bemerfenswerthe Veränderun⸗ 
gen vorgenommen in den Art. 4, 5, 6, 7, 8, 11, 18, 19, 20, 28, 85, 78 und 79, 
Es find dies folgende: 
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Art. 4 (Competenz der Bundesgeſetzgebung) enthält zuläglich eine neue Rr. 16, 
die Beſtimmungen über die Preffe und das Vereinsweſen. (Eine Ausdehnung der 
Gompetenz auf das gelammte bürgerliche Recht ſoll alfo nicht ftatifinden.) Art. 5. 
Außer bei Geſetzvorſchlägen über das Militärweien und die Kriegsmarine fol auf 
bei folden über die im Art. 35 bezeichneten Abgaben (Zölle und indirete Etenern) 
die Stimme des Bundespräfidiums den Ausſchlag geben, wenn diejelbe fi für Auf 
rechterhaltung der beftehenden Einrichtungen ausſpricht. Art. 6. Baden erhält 3, 
Heilen (flatt der bisherigen 1) gleihfalls 3 Stimmen im Bundesrathe, dDefien Ge 
Jammtftimmenzehl von 43 auf 48 Stimmen fi erhöht. Art. 7 erhält neben neben- 
ſächlichen oder aus Vorftehendem fi ergebenden Aenderungen folgenden Zujag: „Bei 
der Beihlukfaflunggfim Bundesrath) über eine Angelegenheit, welche nach den Ber 
ſtimmungen diefer Verfafjung nicht in dem ganzen Bunde gemeinidaftlid if, werden 
die Stimmen nur derjenigen Bundesftaaten gezählt, welchen die Angelegenheit gemein« 
ſchaftlich iſt. Art. 8 beftimmt megen der Bundesratbsausichüfie, welche die bisheri- 
gen bleiben und aud wie bisher vom Präfidium ernannt oder vom Bundesrath ger 
wählt werden follen: „In jedem diejer Ausſchüſſe werden außer dem Präfitium min- 
deſtens vier (ftatt bisher 2) Bundesftaaten vertreten fein, und führt innerhalb der⸗ 
felben jeder Staat nur eine Stimme.” Art. 11 enthält den Zufag: „Zur Erflärung 
de3 Krieges im Ramen des Bundes ift die Zuftimmung des Bundesraths erforderlich, 
e3 ſei denn, daß ein Angriff auf das Bundesgebiet oder defien Küften erfolgt." rt. 
18 beftimmt neu binfihtli der Bundesbeamten: „Den zu einem Bundesamte ber 
rufenen Beamten eine Bundesftaates ftehen, jofern nit vor ihrem Eintritt in ben 
Bundesdienft im Wege der Bundesgefeigebung etwas andere beftimmt ift, dem Bunde 
gegenüber diejenigen Rechte zu, welche ihnen in ihrem Heimathland aus ihrer dienſt⸗ 
lichen Stellung zugeſtanden hatten. Art. 19 fol fortan lauten: „Wenn Bundesglieder 
ihre verfaflungsmäßigen Bundespflichten nicht erfüllen, Tönnen fie dazu im Wege der 
Erecution angehalten werden. Diefe Execution ift vom Bundesrathe zu beichliehen 
und vom Bundespräfidium zu vollfireden.“ (Bisher konnte in Militärfadhen auf 
der Bundesfeloherr allein die Execution verfügen. Ganz wegfallen joll auch die bis⸗ 
herige Beſtimmung, wonach die Execution bis zur Sequeftration des betreffenden Lan⸗ 
des und feiner Regierungsgewalt ſollte ausgedehnt werden dürfen.) Art. 20 fett feſt. 
daß Baden 14, Süphefien 6 Abgeordnete in den Reichſstag wählen und dieſer dem» 
nad fortan 317 Mitglieder zählen fol. Art. 28 beftimmt entiprechend der Aenderung 
in Art. 7 auch für den NReihstag: „Bei der Beſchlußfaſſung über eine Angelegen- 
heit, welche nad) den Beſtimmungen diefer Verfafjung nicht dem ganzen Bunde ge 
meinſchaftlich ift, werden die Stimmen nur derjenigen Mitglieder gezählt, die in Bun- 
desftaaten gewählt find, welchen die Angelegenheit gemeinjchaftli if.“ Art. 35, von 
den Abgaben und Zöllen, erhält den Zufag: „sn Baden bleibt die Befteuerung des 
inländischen Branntweins und Biers der Landesgeſetzgebung vorbehalten. Tie Bundes» 
Staaten werden jeboch ihr Beſtreben darauf richten, eine Uebereinftimmung der Gefet- 
gebung ber die Befteuerung auch diefer Gegenftände herbeizuführen.” rt. 78 ber 
ftimmt: „Veränderungen der Berfafjung erfolgen im Wege der Geſetzgebung, jedoch 
ift zu denfelben im Bundesrath eine Mehrheit von drei Biertheilen (Matt bisher zwei 
Drittel) der vertretenen Stimmen erforderlich.” Art. 79 foll fortan lauten: „Der 
Gintritt eine dem Bunde nicht angehörenden deutichen Staats in den Bund erfolgt 
auf den Vorſchlag des Bundespräfidiums im Wege der Bundesgeſetzgebung.“ Endlich 
enthält die neue Verfaffung als Uebergangsbeitimmung folgenden Zufagartifel (80): 
„Die nachſtehend genannten, im norddeutſchen Bunde ergangenen Geſetze werden zu 
Geſetzen des deutſchen Bundes erflärt, und als folde von den nachſtehend genannten 
Zeitpunkten an in daß geſammte Bundesgebiet mit der Wirkung eingeführt, daß, mo 
in diejen Gejege von dem norbbeutichen Bunde, defien Berfafjurig, Gebiet, Mitgliedern 
oder Staaten, Indigenat, verfaliungsmäßigen Organen, Angehörigen, Beamten, Flagge 
u. ſ. w. die Rede ift, der deuticde Bund und defien entiprechende Beziehungen zu ver 
Steben find, nämlid: 

I. vom Tage der Wirkſamkeit der gegenwärtigen Berjafiung an: 1) das Ge 
fe über das Paßweſen, vom 12. Oct. 1867; 2) das Geſetz, betreffend die Nationa⸗ 
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ität der Kauffabrteiichiffe und ihre VBefugniffe zur Führung der Bunbesflagge, vom 
5. Oct. 1867; 3) das Geſetz über die Freizügigkeit, vom 1. Rov. 1867; 4) das 
Beiekz, betreffend die Organiſation der Wundesconjulat fowie die Amtsrechte und 
Pflichten der Bundesconjuln, vom 8. Ro. 1867; 5) das Belek, betreffend die Ber- 
Pi zum Sriegsbienfte, vom 9. Rov. 1867; 6) das Beiek, betreffend die ver⸗ 
ragsmäßigen Zinfen, vom 14. Rov. 1867; 7) das Beleg Aber die Uufpebung ber 
oli zeilichen Veſchrankungen der Eheſchlieung, vom 4. Mai 1868; 8) das , 
vetreffenn Die Uufhebung der Schuldhaft, vom 29. Mai 1868; 9) das Geſetz, ber 
reffernd die Bewiliigung von Ichenslänglidden Benfionen und te habengen an Offi⸗ 
iere und obere Militärbeamte der vormaligen ſchleßwig⸗ holſteiniſchen , ſowie 
a deren Wittwen und Waiſen, vom 14. Mai 1868; 10) das Geſet, die 
rivatreq;tliche Gielung der Erwerbs- und Wirtbihafts-Benofienichaften, vom 4. Juli 
868; 11) We Maß⸗ und Gewichtsordnung für den norddeutſchen Bund, vom 17. 
Ing. 1868; 12) das Geſetz, Maßregeln gegen Die Minderheit betr, vom 7. Uyril 
869; 13) a8 Wahlgeiek für den Reichstag des norbdeutichen Bundes, vom 81. Mai 
869 ; 14) daS Geſetz, beireffend die Gautionen der Bundesbeamten, vom 2. Juni 
869; 15) das Geſetz, beirefiend die Einführung der allgemeinen Wechſelordnung, der 
Rürnberger Wedhiel-Rovellen und des allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs als 
Bundesgeieke, vom 5. Juni 1869; 16) das Weich, betreffend die Wechſelſtempelſteuer 
m zuorbdeutien Bunde, vom 10. Yunt 1869; 17) das Gefek, die 

ung eines oberften Gerichtshofs für Handelsſachen, vom 12. Juni 1869; 18) das 
Zeſjetz, betreffend die Beſchlagnahme des Arbeits- oder Dienftlohns, vom 21. mi 
‚869 ; 19) das Geile, beirefjend die Bewährung der Rechtshilfe, vom 21. Juni 1869; 
0) das Geſet, betreffend die Gleichberechtigung der Gonfeifionen in bürgerlidger und 
taatsbürgerlicher Beziehung, vom 8. Juli 1869; 21) das Geſetz, betreffend die Be⸗ 
oifligung von lebenslänglicen Penfionen und Unterfägungen an Militärperfonen der 
Interflaffen der vormaligen ſchleſswig⸗holſteiniſchen Armee, jowie an deren Wittwen 
ind Waiſen, vom 8. Mär; 1870; 22) das Geſetz wegen Bejeitigung der Doppelbe- 
teuerung, vom 13. Mai 1870; 23) das Belek Über die Abgaben von der Fldßerei, 
‚om 1. uni 1870; 24) das Gele über die Erwerbung und den Berluf der Bundes⸗ 
ınd Gtaatsangehörigfeit, vom 1. Juni 1870; 25) das Geſeg, betreffend das Urbeber- 
echt an Schriftwerken, Abbildungen, mufilalifgen Compoſttionen und bramatifchen 
Berken, vom 11. Yuni 1870; 26) das Geſetz, betreffend die Commanditgeſellſchaften 
uf Alktien und die Wltiengefellichaften, vom 11. Juni 1870; 27) das Beleg über bie 
Kusgabe von Papiergeld, vom 16. Juni 1870; 28) das Geſetz über die Befugnik 
er Bundekonfuln zu Eheichließungen u. |. w., vom 4. Mai 1870. 

DO. Bom 1. Januar 1872 an, jedoch unbeſchadet der früheren Geltung im 
Bebiete des norddeutichen Bundes: 1) das Belek über die Ausgabe von Banknoten, 
‚om 27. März 1870; 2) das Einführungsgeie zum Strafgeſetzbuch für den nord» 
eut Bund, vom 31. Mai 1870; 3) das Strafgeſetzbuch für den norbbeutichen 
Bund? vom 31. Mat 1870, und mit Ausflug von Hefien jüblih des Mains; 
t) Die Gefehe über das PVoflweien des norbbeutihen Bundes, vom 2. Nov. 1867, 
\ber Das Poſtiaxweſen im Gebiete des norddeutſchen Bundes, vom 4. Nov. 1867, 
vetreffend die Einführung von Telegraphen⸗Freimarken, vom 16. Mai 1869, und bes 
reffend die Portosfgreiheiten im Bebiete des norddeutſchen Bundes, vom 5. Juni 1869. 

In Heſſen, fübluh des Maine, werden als Bundesgeſetze eingeführt, und zwar 
om Rage der Wirkſamkeit diefer Berfaffung an: das Belek, betreffend die Schließung 
nd Beſchränkung der öffentlihen Spielbanten, vom 1. Yuli 1868; das Geſetz, betr. 
ie Einführung von Telegraphen⸗Freimarken, vom 16. Mai 1369; vom 1. Juli 1371 
ın; das Gele Über den Unterftügungswohnfig, vom 6. Juni 1870. 

In den Hohenzollern’Ihen Landen wird vom Tage der Wirkſamkeit diefer Ver⸗ 
afung an eingeführt: das Geſetz, betreffend die Wechſelſtempelſteuer im norddeutſchen 
Bunde, vom 10. Juni 1869. Die Erklärung der Übrigen im norddeutſchen Bunde 
zgarıgenen Belegen zu Bundesgejegen bleibt, ſoweit dieſe Geſetze fi auf Angelegen⸗ 
yeiterre beziehen, welche verfafjungsmäßig der Gefehgebung des deutſchen Buntes 
ınterliegen, der Bundesgeſetzgebung vorbehalten.“ 
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Vertrag zwiſchen dem norddeutſchen Bunde und Bapern 
über die Gründung eines deutſchen Bundes d. d. Berjailles 
23. November 1870. 


Se. Majeftät der König von Preußen im Ramen des norbdeulichen Bunde 
und Se. Majeftät der König von Bayern haben in der Abficht, die Sicherheit des 
deutfchen Gebietes zu gewährleiften, dem deutichen Rechte eine gedeihlihe Entwicklung 
zu fihern und die Wohlfahrt des deutichen Volkes zu pflegen, beichlofien, über Grüm⸗ 
dung eines deutichen Bundes Verhandlungen zu eröffnen und zu diefem Wehufe zu 
BDevollmädgtigten ernannt: Se. Maj. der König von Preußen, im Ramen des nor’ 
deutichen Bundes: den Kanzler des norbbeutichen Bundes, Ullerhöchftihren Präftdenten 
des Staatsminifteriums und Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, Grafen 
Otto dv. Bismard-Schönhauien, und Allerhöchftibren Kriegs- und Marineminifter, 
General der Imfanterie, Alb. v. Roon; Se. Mai. der König von Bayern, Alle: 
— Staatsminifter des k. Hauſes und des Aeußern, Grafen Dito v. Bray 

teinburg , Allerhöchſtihren Kriegsminiſter, Generallieuteneant Sigmund Yrhm. 
v. Pranckh, und Alterhöftihren Staatsminifter der Juſtiz Joh. v. Lug. Diefe Bevol- 
mädtigten find in Verſailles zujammengetreten, haben ihre Vollmachten ausgetauiät 
und haben ſich, nachdem dieſe lebteren in guter Ordnung befunden waren, über 
nachfolgende Bertragsbeftimmungen geeinigt: I. Die Staaten des norbdentichen Bun- 
des ımd das Königreih Bayern ſchließen einen ewigen Bund, weldem Das Grot- 
herzogthum Baden und das Großherzogthum Heflen für befien jüblih vom Mair 
belegenes Staatsgebiet ſchon beigetreten jind, und zu welchem der Beitritt des Königreich: 
Württemberg in Ausfiht ſteht. Diefer Bund heißt der beutihe Bund. I. Sie 
Berfafiung des deutichen Bundes ift die des bisherigen norddeutihen Bundes, jedoch 
mit folgenden Abänderungen: 8 1. Der Urt. 1 der norddeutſchen Bundesverfaflung 
wird fünftig lauten, wie folgt: Das Bundesgebiet befteht aus den Staaten Preugen 
mit Lauenburg, Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Heften, Mecklenburg⸗Echwe⸗ 
rin, Sadjen-Weimar, Medienburg-Strelig, Oldenburg, Braunſchweig, Sadie- 
Meiningen, Sachſen⸗Altenburg, Sachſen⸗Toburg⸗Gotha, Anhalt, Shwarzburg-Rudol- 
ſtadt, Schwarzburg⸗Sondershauſen, Waldeck, Reuß älterer Linie, Reuß jüngere 
Linie, Schaumburg⸗Lippe, Lippe, Lübeck, Bremen und Hamburg. 8 2. Zu Art. 4. 
(Bundesgejehblatt) wird folgender Zufag vereinbart: Ziff. 16. Die Beſtimmungen übe: 
die Prefle und das BVereinsweien. $ 3. Das zweite Alinea des Art. 5 Iautet Lünftie 
wie folgt: Bei Geſetzesvorſchlägen Über das Militärmeien, die Kriegsmarine und Ye 
im Urt. 35 bezeichneten Abgaben gibt, wenn im Bundesrathe eine Meinung Sverſchie 
denheit ftattfindet, die Stimme des Präfidiums den Ausichlag, wenn fie ſich für die 
Aufrestbaltung der beſtehenden Einrichtungen ausſpricht. 8 4. Art. 6 erhält fol⸗ 
gende Faflung: Der Bundesrath befteht aus den Vertretern der Mitglieder des Bun- 
des, unter welchen die Stimmführung fi in der Weile vertbeilt, daß Preußen mi: 
den ehemaligen Stimmen von Kannover, Ehurhefien, Holflein, Raflau und Frankfun 
17 Stimmen führt, Bayern 6, Sachſen 4, Württemberg 4, Baben 3, Heſſen 3. 
Medlenburg- Schwerin 2, Sachſen⸗Weimar 1, Medienburg-Strelig 1, Oldenburg 1. 
Braunſchweig 2, Sadien- Meiningen 1, Sadfen-Altenburg 1, Sachſen⸗Coburg⸗Gotha 
1, Anhalt 1, Schwarzburg-Rudolftabt 1, Schwarzburg-Sondershaufen 1, Walded 1. 
Keuß älterer Linie 1, Reuß jlingerer Linie 1, Schaumburg-Lippe 1, Kippe 1, Lübed 
1, Bremen 1, Hamburg 1, in Summa 58 Stimmen. Jedes Mitglied des Buntes 
kann foviel Bevollmädhtigte zum Bundesrath ernennen, wie e8 Stimmen Hat, dad 
kann die Geſammtheit der zuftändigen Stimmen nur einheitli abgegeben werden. 

5. Un die Stelle des Art. 7 tritt folgende Beitimmung: Der Bundesrath be 
chließt: 1) über die dem Reichſstage zu machenden Borlagen und die von demſelben 
gefaßten Beſchlüfſe; 2) über die zur Ausführung der Bundesgejehe erforderlichen all- 
gemeinen Verwaltungsvorſchrifien und Einrichtungen, fofern nicht in dem Geſete jelbft 
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waßs Anderes beſtimmt if; 3) fiber Mängel, welche bei der Ausführung ber Bun- 
esgeieße ober der vorſtehend erwähnten Borfchriften oder Einrichtungen bervortreten. 
Iedes Bundesglied ift befugt, Vorſchläge zu machen und in Bortrag zu bringen, 
nd das Präfivium iſt verpflichtet, diefelben der Berathung zu übergeben. Die Bes 
Hußfaffung erfolgt, vorbehaltli der Beſtimmungen in den Art. 5, 87 u. 78 mit 
infacher Mehrheit. Nicht vertretene, oder nicht inftruirte Stimmen werden nit ge 
ahlt. Bei Stimmengleichheit gibt die Präſidialſtimme den Ausſchlag. Bet der 

9lußfaſſung ber eine Angelegenheit, welche nach den Beſtimmungen diefer Berfaflung 
icht dem ganzen Bunde gemeinſchaftlich if, werden die Stimmen nur derjenigen 
Zundesflaaten gezählt, welchen die Angelegenheit gemeinihaftlih if. 8 6. Art. 8 
rhält folgende Faſſung: Der Bundestag bildet aus feiner Mitte dauernde Ausſchüfſe 
) für das Landheer und die Feſtungen, 2) für das Seeweſen, 8) für Zoll» und 
Stenerweien, 4) für Handel nnd Verkehr, 5) für Eifenbahnen, Poſt und Telegraphen, 
) für Yuftizweien, 7) für Rechnungsweſen. In jedem diefer Ausichüffe werden außer 
em Präfivium mindeftens vier Bundesſtaaten vertreten jein, und führt innerhalb 
erjelben jeder Staat nur eine Stimme. In dem Ausſchuſſe für das Landheer und 
ie Feſtungen bat Bayern einen fländigen Sit, die Übrigen Mitglieder defielben, fo- 
se Die Mitglieder des Ausſchuſſes für das Seeweſen werden von dem Bunbesfeld« 
ern ernannt; die Mitglieder der anderen Ausſchüſſe werden vom Bundesrathe ges 
ahlt. Die Zufammenjegung diefer Ausihüffe if für jede Seflion des Bundes- 
athes, reſp. mit jeden Jahre zu erneuern, wobei die ausſcheidenden Mitglieder wie⸗ 
er wählbar find. Außerdem wird im Bundesrathe aus den Bevollmächtigten der 
tönigreiche Bayern, Sachſen und Württemberg unter dem Borfite Bayerns ein Aus» 
Huß für die auswärtigen Angelegenheiten gebildet. Den Ausichüflen werben die zu 
hren Arbeiten nötbigen Beamten zur Berfügung geſtellt. 8 7. In Urt. 11 wird 
ſach dem erften Abjage folgende Zuſatzbeſtimmung eingeſchaltet: Zur Erklärung des 
trieges im Namen des Bundes ift die Zuſtimmung des Bundesrathes erforderlich, 
8 jei denn, daß ein Angriff auf das Bundesgebiet oder defien Küften erfolgt. 8 8. 
Art. 18 erhält am Schlufie folgenden Zufag: Den zu einem Bundesamte berufenen 
Beamten eines Bundesflaates fliehen, fofern nicht vor ihrem Eintritt in den Bundes⸗ 
ent im Wege der Bundesgejeggebung etwas Anderes beftimmt ift, dem ‘Bunde 
jegenüber diejenigen Rechte zu, welche ihnen in ihrem Heimatlande aus ihrer dienſt⸗ 
ihen Stellung zugeftanden hatten. $ 9. Urt. 19 Lautet fortan, wie folgt; Wenn 
Bundesglieder ihre verfafiungsmäßigen Bundespflichten nicht erfüllen, tönnen fie dazu 
m Wege der Execution angehalten werden. Diefe Execution ift vom Bundesrathe 
u beſchließen und vom Bundespräftium zu volfireden. 8 10. Urt. 20 erhält fol- 
ſende Faſſung: Der Reichſtag geht aus allgemeinen und directen Wahlen mit gehei⸗ 
ner Abftimmung hervor, welche nad) Maßgabe des Wahlgeſetzes für den Reichstag 
es norddeutſchen Bundes vom 31. Mai 1869 zu erfolgen haben. Bis zu der im 
; 5 dieſes Geſetzes vorbehaltenen geſetzlichen Regelung werden in Bayern 48, in 
Württemberg 17, in Baden 14, in Helfen fühlih des Maind 6 Abgeordnete ge⸗ 
vählt, und beträgt demnach die Geſammtzahl der Abgeorbneten 882. 8 11. 
Art. 28 erhält folgenden Zuſatz: Bei der Beichlußfafiung Über eine Angelegenheit, 
velche nad) den Beſtimmungen diefer Berfaflung nit dem ganzen Bunde gemein« 
chaftlich if, werben die Stimmen nur derjenigen Mitglieder gezählt, die in Bun⸗ 
esftaaten gewählt find, welchen die Angelegenheit gemeinihaftlih if. 8 12, 
Hus Art. 34 wird das Wort „KXübel* geftrihen. & 13. Art. 35 erhält folgende 
Zaffung: Der Bund ausichlieklich hat die Geſetzgebung über das gefammte Zollweien, 
iber die Beſteuerung des im Bundesgebiete gewonnenen Salzes und Tabakzg, berei- 
eten Branniweins und Bier und aus Rüben oder andern inländiſchen Erzeugnifien 
yargeftellten Zuders und Syrups, über den gegenfeitigen Schuß der in den einzelnen 
Bundesflaaten erhobenen Verbrauchsabgaben gegen Hinterziehungen, ſowie über die 
Mapßregeln, welche in den Zollausichlüflen zur Sicherung der gemeinjamen Zollgrenze 
tforderlich find. In Bayern, Württemberg und Baden bleibt die Befteuerung des 
nländifchen Branntweins und Bierd der Landesgeſehgebung vorbehalten. Die Bun⸗ 
yesftaaten werben jedoch ihr Beſtreben darauf richten, eine Uebereinſtimmung ber 
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Orjekgebung über die Beſtenerung auch diefer Gegenfländ: herbeizuführen. $ 1.8 
Urt. 36 wird am Sqluſſe folgender Zufag beigefügt: Die von dieſen Beauten Abe 
Mängel bei der Ausführung der geweinichaftlichen Geſetzgebung gemadhten Unzige 
(Art. 35) werden dem Bundesrathe zur Beihlußnahme vorgelegt. Urt. N 
wird Kinftiv Iauten, wie folgt: Bel der Beihlußnahme über bie kurt Mußfüßrung be 
gemeinſchaftlichen Befeßgebung (Urt. 35) dienenden Berwaltungsvoriiriften und Em 
richtungen gibt die Stimme des Präfiviums alsdann den Ausſchlag, wenn fie hä 
für Aufrechthaltung der beftehenden Vorſchrift ober —— ausſpricht. 5 16. 
Art. 38 wird, wie folgt, gefaßt: Der Ertrag der Zölle und der anderen, in Art V 
begeiöäneten Abgaben, legterer foweit fie der Bundesgefeggebung unterüegen, Ki in 
die Bundeskaſſe. Dieſer Ertrag beſteht aus der —— vn den Böllen und 
Übrigen Abgaben aufgelommenen Einnahme nad Wbzug: 1) der un Get he 
allgemeinen Berwaltungsporichriften beruhenden Gteuervergätungen und Ermäßigen 
gen, 2) der Ruückerſtattungen für unridgtige Erhebungen, 3) der Erhebungs- und Ber 
waltungstoften, und zwar: a) bei den Böllen der Koften, welche an den ns“ das 
Ausland gelegenen Grenzen und in dem Grenzbezirke für den Schug und die Erbe 
bung der Zölle erforderlid find, b) bei der Salzſteuer der Koſten, weile zur Beiel- 
dung der mit Erhebung und Gontrolirung diefer Steuer auf den Salzwerken beazf- 
tragten Beamten aufgervendet werden, c) bei der Nübenzuderfieuer und 
der Vergütung, welche nad; den jeweiligen Veichlüffen des Bundesrathes ben einzelnen 
Qundesregierungen für die Koften der Verwaltung diefer Steuern zu gewähren it, 
d) bei den übrigen Steuern mit 15 Prozent der Geſammteinnahme. Die auberhalt 
der gemeinſchaftlichen Zollgrenze liegenden Gebiete tragen zu den Bunbesausgaben 
durd) Zahlung eines Averſums bei Bayern, Württemberg und Baden haben an 
dem in die Bundeskaſſe fließenden Ertrage der Steuern von Branniwein und Bier 
und an dem, biejem Ertrage entiprecdenden Theile des —— erwähnten Upverjums 
feinen Theil. Urt. 39 erhält nachſtehende Fafſung: Die von den Erhebungs- 
behörden der unbesflanien nad Ablauf eines jeden ierteljahres bres aufzuftellenden 
Suartalertraete und die nad) dein Jahreſs⸗ und Büderfchluffe aufzuflellenden Final- 
abſchlüſſe über die im Laufe des Bierteljahreß beziehungsweile während des Rechnungs 
jahres fällig gewordenen Einnahmen an Zöllen und nad Urt. 88 zur Bundeskaſſe 
fließenden Verbrauchsabgaben werden von den Directivbehörben der Bundesſtaaten. 
nad vorausgegangener Prüfung, in Kauptüberfichten zujammengeflellt, in melden 
jede Abgabe gejondert nachzuweiſen ift, und e8 werden diefe Ueberſichten an den Yu 
Ihuß des Bundesrathes für das Rehnungsmweien eingejandt. Der Lestere ſtellt auf 
Grund diejer Ueberfihten von drei zu drei Monaten den von der Kaffe jedeß Bundes 
fantes der Bundeskaſſe ſchuldigen Betrag vorläufig feft und ſetzt von dieſer Feftſtel⸗ 
lung den Bundesrath und die Bundesftanten in Benntniß, legt auch alljährlich die 
ſchließliche Feſtſtellung jener Beträge mit feinen Bemerkungen dem Bunbesrathe vor. 
Der Bundesrath beſchließt über dieſe Feſtſtellung. 8 18. Art. 40 hat zu lauten: 
Die Befimmungen in dem Zollvereinigungsvertrage vom 8. Juli 1867 bleiben in 
Kraft, jomeit fie nicht durch die Vorſchriften dieſer Verfaſſung abgeändert find, und 
fo lange fie nicht auf dem in Art. 7, beziehungsweife 78 bezeichneten Wege abgeän- 
bert werden. 8 19. Urt. 48 Abſ. 2 wird wie folgt gefaßt: Die im Art. 4 vorge 
ſehene Geſetzgebung des Bundes in Poſt⸗ und Telegraphen⸗ Angelegenheiten erfiredt 
ſich nicht auf diejenigen Gegenftände, deren Regelung nad) den gegenwärtig in der 
norddeutſchen Boft- und Telegraphen-Berwaltung maßgebenden Grunblägen, der re 
glementariſchen Feſtſetzung oder abmintitrativen Anordnung überlaften il. 8 20. Un 
die Stelle der bisherigen Art. 50 u. 51 tritt folgende Faſſung: Dem Bundespräfi- 
dium gehört die obere Leitung der Poſt⸗ und Zelegraphenverwaltung on. Daſſelbe 
at die Pflicht und das Recht, dafür zu forgen, daß Einheit in der Organifation der 
erwaltung und im Betriebe des Dienfte, nie i in der Qualification der Beamten 
bergeftellt und erhalten wird. Bas Prafivium bat für den —* der reglementari⸗ 
ſchen Feſtſezungen und allgemeinen adminiſtrativen Anordnungen, ſowie für die aus⸗ 
ſchließliche Wahrnehmung der Beziehungen zu anderen Poſt⸗ und Telegraphenverwal⸗ 
tungen Sorge zu tragen. Sämmiliche Beamte der Poft- und Telegraphenverwaltung 
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fd Dre Eier, den Anordnungen des Bundespräfitiums Folge zu leiſten. Dieſe 
 Berpflichtung iR in den Dienfleid aufzunehmen. Urt. 51. Die Anſtellung der bei 
den Berwaltungsbebörden der Poſt und Telegraphie in den verichiedenen Bezirken 
erforberlichen sberen Beamten (3. ©. der Direetoren, Rathe, Oberirfipectoren), ferner 
die Anflellung der zur Wahrnehmung des Auffichts- u. |. w. Dienfleß in ben ein- 
zelnen Bezirken als Organe der erwähnten Behörden fungirenden Poſt⸗ und Telc- 
graphenbeamten (3. B. Inſpectoren, Eontroleure) geht für das ganze Gebiet des deutichen 
Bundes von dem Praſidium aus, melden diefe Beamten den Dienfteld leiften. Den 
einzelnen Randesregierungen wird von den in Rede ftehenden Ernennungen, joweit 
dieſelben ihre Bebiete betreffen, behufs der landesherrlichen Beſtätigung und Publi- 
cation rechtzeitig Mittheilung gemacht werden. Die anderen bei den Verwaltungs» 
behörben der Poft und Telegraphie erforderlichen Beamten, fowie alle für den localen 
und techniſchen Betrieb beflimmten, mithin bei den eigentlichen Betriebsſtellen fungi- 
renden Beamten u. f. w. werben von ben betreffenden Landesregierungen angeftelli. 
Wo eine felbfländige Landespoft reſp. Telegraphenverwaltung nicht beſteht, entiheiden 
die Beftimmungen der beſonderen Berträge. 8 21. Art. 52 Abf. 3 lautet für die 
Volge: Rad) Maßgabe des auf dieſe Weile feftgeftellten Verhältniſſes werden den ein⸗ 
zelnen Staaten während der auf ihren Eintritt in die Bundespoftvermaltung folgen« 
den acht Jahre, die fih für fie aus den im Bunde auflommenden Poſtüberſchüſſen 
ergebenden Quoten auf ihre fonfligen Beiträge zu Bundeszweden zu Gute gerechnet. 
8 22. Urt. 56 lautet fortan in feinem Eingange: Das gefammte Conſulatweſen des 
deutjchen Bundes flieht unter der Auffiht ze. 8 28. In den Art. 57 und 59 tritt 
an die Gielle des Wortes „NRorddeutihe” der Ausdruck: „Deutſche Bundesangehd- 
rige”. 8 24. Aus Urt. 62 fällt der zweite Abſatz aus. 8 25. Art. 78 Tautet wie 
folgt: Beränderungen der Berfafiung erfolgen im Wege der Geſetzgebung. Sie gel- 
ten als abgelehnt, wenn fie im Bunbesrathe 14 Stimmen gegen fi haben. $ 26. 
Der bisherige Art. 79 der Bundesverfaflung fällt weg. An deffen Stelle tritt fol- 
gende XV. Uebergangsbeflimmung. Art. 79. Die nachſtehend genannten, im nord» 
deutſchen Bunde ergangenen Geſetze werden zu Geſetzen des deutichen Bundes erklärt 
und als ſolche von den nachſtehend genannten Zeitpunkten an in daß geſammte Bun- 
desgebiet mit der Wirkung eingeführt, daß, wo in diefen Belegen von dem norbdeut- 
ſchen Bunde, deflen Berfaffung, Gebiet, Mitgliedern oder Stanten, Indigenat, verfaſ⸗ 
jungsmäßigen Organen, Angehörigen, Beamten, Flagge u. |. w. die Rede ilt, der 
deutſche Bund und deflen entipreijende Beziehungen zu verftehen find, nämlich: I. vom 
Tage der Wirkfamleit der gegenwärtigen Verfafiung an: 1) das Geſetz über Paß—⸗ 
weien, vom 12. October 1867, 2) das Geſetz über die Rationalität der Kauffahrtei⸗ 
ihiffe vom 1. November 1867, 3) daß Geſetz tiber die Freizügigkeit, vom 1. Novem⸗ 
ber 1867, 4) das Gefe Über die Bundesconfulate, vom 8. November 1867, 
5) das Wehrgefeg, vom 9. November 1867, 6) das Geſetz über die ver- 
tragämäßigen Zinfen, vom 14. November 1867, 7) das Geſetz über die Bejeitigung 
polizeiliher Ehebeſchränkungen, vom 4. Mai 1868, 8) daS Geſet Über die Aufhebung 
der Schuldhaft, vom 29. Mai 1868, 9) das Gejek Über die Unterſtützung ſchleswig⸗ 
holſteiniſcher Offiziere, vom 14. Mai 1868, 10) das Gejet über die Erwerbs⸗ und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, vom 4. Juli 1868, 11) das Gefeg fiber die Maß- und 
Gewichtsordnung, von 17. Auguft 1868, 12) das Gejeg über die Rinderpeſt, vom 
7. April 1869, 13) das Geſetz Über die Gautionen der Bundesbeamten, vom 2. Juni 
1869, 14) das Belek Aber die Einführung der Werhfeloronung, vom 5. Juni 1869, 
15) das Geſetz über die Werhjelftempelfteuer, vom 10. Yuni 1869, 16) daB Geſet 
über das Bundes-Oberhandelägericht, vom 12. Yuni 1869, 17) da8 Beleg über die 
Beſchlagnahme des Arbeitälohnes, vom 21. Yuni 1869, 18) das Geſetz Über die Ge⸗ 
währung der Redtshilfe, vom 21. Yuni 1869, 19) das Geſetz über die Gleichberech⸗ 
tigung der Eonfeifionen, vom 3. Juli 1869, 20) das Geſetz über die Befeitigung der 
Doppelbefteuerung, vom 13. Mai 1870, 21) das Geſetz liber die Abgaben von ber 
Slößerei, v. 1. Juni 1870, 22) das Gefe über den Erwerb und Berluft der Bundes» 
angehörigfeit, vom 17. Juni 1870, 23) das Geſetz über daß Urheberrecht an Schrift« 
werten, vom 11. Yuni 1870, 24) das Gejep über die Commanditgeſellſchaften auf 
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Uctten und Ucdiengefellihaften, vom 22. Juni 1870, 25) das Gele über die Uns 
gabe von Papiergeld, vom 16. Juni 1870, 26) das Geſetz über die Ehefchlichun 
vor Bundesconfuln, vom 16. Juni 1870, 27) das Gele über die Ulnterägung 
fgleswig-holfteimifcher Soldaten, vom 3. Mai 1870; IL. vom 1. Januar 1872 ee: 
1) das Geſetz über Boftweien, vom 2. Rovember 1867, 2) das Geſeg über Porter | 
weien, vom 4. November 1867, 3) das Beleg über Telegraphen-Freimarken, von 
16. Mai 1869, 4) das Geſetz über Portofreiheiten, vom 5. Juni 1869, 5) das Ge 
jeg über Baninoten, vom 27. März 1870, 6) das Einführungsgejeg zum Strafgeie, | 
vom 31. Mai 1870, 7) das Strafgeſetzbuch. In Heſſen jühlih des Mains werben 
als Bundesgeiege eingeführt und zwar: I. vom Tage der Wirkſamkeit der Berfaifung 
on: daß Gejetz, betreffend die Schließung und Beihräntung der dffentliden Spiel-⸗ 
banten, vom 1. Yuli 1868, das Beleg über die Einführung der Telegraphen⸗Frei⸗ 
marken, vom 16. Mai 1869; II. vom 1. Juli 1871 an: das Belek über Den Untcrt⸗ 
Rügungs-Wohnfig, vom 6. Juni 1870. In dem Hohenzollern'ſchen Lande wird vor 
Tage der Wirkſamkeit der Berfafiung an eingeführt das Geſetz, betreffend die Wechie!⸗ 
fiempelfteuer, vom 10. Yuni 1369. Die Erklärung der übrigen im norbdeutiden 
Bunde ergangenen Geſetze zu Bundesgeſetzen bleibt, foweit diefe Geſetze auf Angelegen- 
heiten fich beziehen, welche verfafjungsmäßig der Geſetzgebung des dentſchen Bundes 
unterliegen, der Bundesgeſetzgebung vorbehalten. III. Die vorftehend feftgeftellte Ber- 
fafiung des deutſchen Bundes erleidet binfichtlich ihrer Anwendung auf das Käuig 
reih Bayern nachſtehende Beſchränkungen: 8 1. Das Recht der Handhabung der 
Aufficht feitens des Bundes über die Heimathz⸗ und Riederlafjungsverhältnifie und 
defien Recht der Geſetzgebung über dieſen Begenfland erfiredt fi nicht auf das König⸗ 
reich Bayern. Tas Recht des Bundes auf Handhabung der Aufſicht und Geſetzgeb⸗ 
ung über das Eiſenbahnweſen, dann über das Poſt⸗ und Telegraphenweien erfireit 
fi) auf das Königreih Bayern nur nad) Maßgabe der in den 88 3 und 4 enthel- 
tenen Betimmungen. 8 2. Für die erſte Wahl zum Reichstage wird die Abgres⸗ 
zung der Wahlbezirke in Bayern in Ermangelung der bundesgeſetzlichen Feſtſtellung 
von der k. bayer. Regierung beftimmt werden. $ 3. Die Art. 42 bis einſchlichlich 
46 der Bundesverfafiung find auf das Königreih Bayern nicht anwendbar. Den 
Bunde fieht jedoch aud dem Königreiche Bayern gegenüber das Recht zu, im Wege 
der Geſetzgebung einheitlihe Normen für die Eonftrucion und Ausrüflung der für 
die Zandesvertheidigung wichtigen Eiſenbahnen aufzuftellen. 8 4. Die Art. 48 bis 
einschließlich 52 der Bundesverfaflung (Poft- und Telegraphenweien. betr.) finden au’ 
das Königreih Bayern keine Anwendung. Das Königreich Bayern behält die freit 
und felbfländige Verwaltung feines Poſt⸗ und Zelegraphenweiens. Dem Bunde fett 
jedoch auf für das Königreich Bayern die Geſetzgebung über die Vorrechte der Rot 
und Telegraphie, über die rechtlichen Verhältniſſe beider Anftalten zum Bublitur: 
über die Portofreibeiten und das Poſttaxweſen, foweit beide letzteren nicht lediglich 
den inneren Verkehr in Bayern betreffen, ſowie unter gleicher Beſchränkung die Fer 
ftellung der Gebühren für die telegrapbifche Correſpondenz, endlich die Regelung des 
Poſt⸗ und XTelegraphenverlehrs mit den Auslande zu. Un den zur Bunbeslare 
fließenden Einnahmen des Poſt⸗ und Xelegraphenmeiens hat Bayern feinen Untheil 
8 5. Anlangend die Art. 57—63 von dem Bundeskriegsweſen, fo findet Urt. 57 
Anwendung auf das Königreich Bayern; Art. 58 iſt gleihfalls für das Königreich 
Bayern gültig. Dieſer Urtilel erhält jedod für Bayern folgenden Zuſatz: Der m 
dieſem Ärtilel bezeichneten Verpflichtung wird von Bayern in der Urt entiproden, 
dab es die Koften und Laften feines Kriegsweſens, den Unterhalt der auf jeinem Ge 
biete belegenen feften Pläge und fonfligen Kortificationen einbegrifien, ausſchließlich 
und allein trägt. Art. 59 hat gleich wie der Art. 60 für Bayern gefeglidhe Geltung *; 











©) Die beireffenden Artikel lauten: Art. 57. Jeder Norbbeutiche iſt wehrpflichtig 
und kann fih in Ausübung diefer Pflicht nicht vertreten laſſen. Urt. 52. 
Die Koften und Laften des gejammten Kriegsweſens des Bundes find von 
allen Bundesflaaten und ihren Ungehörigen gleihmähig zu tragen, fo daß 
weder Bevorzugungen, noch Prägravationen einzelner Staaten oder Klafien 
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die Urt. 61-68 finden auf Bayern Teine Anwendung. Un deren Stelle treten fol» 
ende Beſtimmungen: L Bayern behält zunächſt feine Wilitärgefeßgebung nebft den 
azu gehörigen Bollzugsinfiructionen, Verordnungen, Erläuterungen x. bis zur ver 
affungsmäßigen Beihlukfaflung Über die der Bundesgeſetzgebung anbeimfallenden 
Raterien, reſp. bis zur freien Berftändigung bezüglich der Einführung der bereits 
or dem Eintritte Bayerns in den Bund in diefer Hinſicht erlaſſenen Geſetze und fon» 
igen Bellimmungen. I. Bayern verpflichtet fi, für ſein Eontingent und die zu 
emfelben gehörigen Einrichtungen einen gleichen Geldbetrag zu verwenden, wie nad 
zerhältniß der Kopfſtärke dur den Militäretat des deutichen Bundes für die übri⸗ 
en Theile des Bundesheeres ausgejeht wird. Dieſer Geldbetrag wird im Bundes⸗ 
udget für das k. bayer. Gontingent in einer Summe ausgeworſen. Seine Beraus- 
abung wird durch Sperialetats geregelt, deren Aufftellung Bayern überlaffen bleibt. 
Jierfür werden im Allgemeinen diejenigen EtatSanjäge nad) Verhältniß zur Nichte 
nur dienen, welche für das übrige Bundesheer in den einzelnen Titeln ausgeworfen 
md. DIL Das bayer. Heer bildet einen in fich gejchloflenen Beſtandtheil des deutichen 
Bundesheeres mit jelbftändiger Verwaltung, unter der Militärhoheit Sr. Maj. des 
königs von Bayern; im Kriege — und zwar mit Beginn der Mobilifirung — 
ınter dem Befehle des Bundesfeldheren. In Bezug auf Organifation, Yormation, 
Iusbildung und Gebühren, dann hinfigtlid der Mobilmachung wird Bayern volle 
lebereinfimmung mit den für das Bundesheer beftehenden Rormen herftellen. Be⸗ 
üglih der Bewaffnung und Ausrüftung, ſowie der Gradabzeichen behält ſich die k. 
ayer. Regierung die Gerftellung der vollen Uebereinftimmung mit dem Bundesheer 
or. Der Bundesfeldherr hat die Pflicht und das echt, fi durch Inſpectionen von 
er Uebereinflimmung in Organijation, Formation und Ausbildung, fowie von der 
Bollzähligleit und Kriegstüchtigkeit des bayeriſchen Contingents Ueberzeugung zu ver⸗ 
chaffen und wird fidh über die Dlodalitäten der jeweiligen Bornahme und über das 
Srgebniß diefer Inſpectionen mit Sr. Mai. dein Könige von Bayern ind Vernehmen 
egen. Die Anordnung der KriegSbereitihaft (Mobilifirung) des bayer. Gontingents 
der eines Theiles defielben erfolgt auf Beranlafjung des Bundesfeldheren dur Se. 
Maj. den König von Bayern. Zur fleten gegenjeitigen Information in den durch 
zieſe Vereinbarung geſchaffenen militärifchen Beziehungen erhalten die Militärbevoll- 
mädtigten in Berlin und München über die einjchlägigen Anorbnungen entipredhende 
Mittheilung durd die rejp. Kriegsminifterien. IV. Im Kriege find die bayerifchen 
Truppen verpflichtet, den Befehlen des Bundesfeldherrn unbedingt Folge zu leiſten. 
Dieſe Berpflitung wird in den Fahneneid aufgenommen. V. Die Anlage von 
ıeuen Befeftigungen auf bayer. Gebiete im Intereſſe der geſammtdeutſchen Verthei⸗ 


grundſaätzlich zuläffig find. Wo die gleiche Bertheilung der Laften fi in 
natura nicht herftellen läßt, ohne die öffentliche Wohlfahrt zu ſchädigen, ift die 
Ausgleihung nad den Grundſätzen der Gerechtigkeit im Wege der Geſetzgebung 
feſtzuſtellen. Art. 59. Jeder wehrfähige NRorbveutiche gehört fieben Jahre 
lang, in der Regel vom vollendeten 20. biß zum beginnenden 28. Lebensjahre, 
dem ftehenden Heere — und zwar die erfien drei Jahre bei den Bahnen, die 
legten vier Jahre in der Reſerve — und die folgenden fünf Lebensjahre der 
Landwehr an. In denjenigen Bundesflaaten, in denen bisher eine längere, 
als zwölfjährige Befammtdienftzeit gejeglich war, findet die allmählige Herab⸗ 
fegung der Verpflichtung nur in dem Maße flatt, als dies die Rüdficht auf 
die Ariegsbereitihaft des Bundesheeres zuläßt. In Bezug auf die Auswan⸗ 
derung der Reſerviſten jollen lediglich viejenigen Beftimmungen maßgebend 
fein, weldde für die Auswanderung der Landwehrmänner gelten. Art. 60. 
Die Friedens Präjenzflärte des Bundesheeres wird bis zum 81. Dezember 
1871 auf ein Prozent der Bevolkerung von 1867 normirt, und wirb pro 
rata derfelben von den einzelnen Bundesſtaaten geftellt. Für die fpätere 
Zeit wird die Friedens⸗Präſenzſtärke des Heeres im Wege der Bundesgeſetz⸗ 
gebung feſtgeſtellt. 
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digung wird Bayern im Biege er ſpecieller Bereinbarung zugeichen. Un den 
Koften für den Bau und Yusrüftung folder Befefligungsanlagen auf feinem 
Gebiete beiheiligt ih Bayern in dem jeiner Vendllerungszahl entipredienden Ber: 
häliniffe gleigmäßig mit den andern Staaten des deutſchen Bundes; cbeufe en dan 
für fonftige Sehtungsanlagen etwa Geitens des Bundes zu bewilligenben i 
narien. VL Die Borausfegungen, unter welchen wegen Bebrobung der dfſentlichen 
Sicherheit das Bundesgebiet oder ein Theil deffelben Durch den Bundesfeldgeren im Krieg! 
zuſtand erlärt werden fan, die Form der Berlündung und die Wirkungen einer ſolchen 
Erklärung werden durch ein WBundesgefe geregelt. VII. VBorfichende Beſtimmungen 
treten mit dem 1. Jan. 1872 in Wirkſamleit. 8 6. Die Urt. 69 u.71 der Bundeiver: 
fafjung finden auf die von Bayern für fein Heer zu machenden Yusgaben nur nad 
Mapgabe der Beſtimmungen des vorfiehenden Paragraphen Unwendung, Urt. 72 
aber nur injoweit, al& den Bundeßrathe und dem Reichstage lediglid die Ueber⸗ 
weifung der für das bayerifche Heer erforderlichen Summe an Bayern nadyzumweilen 
if. 7. Die in den vorfiehenden 88 1—6 enthaltenen Beſtimmungen find als cm 
integrirender Beltandtheil der Bundesverfaffung zu beiradgten. In allen Fallen, u 
welchen zwilchen dieſen Beflimmungen und dem Texte der deutichen Berfafjiungsurtunde 
eine Verſchiedenheit befteht, haben für Bayern lediglich die erfteren Scltung und Ber- 
bindlichkeit. 8 8. Die unter Ziff. II 8 26 dieſes Vertrages aufgeführte Uebergangs⸗ 
beffimmung des nunmebrigen Urt. 79 der Berfafiung findet auf Bayern in Unbe 
tracht der vorgerüdten Zeit und der Rothwendigkeit mannigfaltiger Umgeflaltung an⸗ 
derer mit dem Gegenftande der Bundesgefeggebung im Zuſammenhang fiehender Ge⸗ 
fege und Einrichtungen eine Anwendung. Die Erklarung der im norbbeutiden 
Bunde ergangenen Belege zu Bundesgeiegen für das Kbnigreich Bayern bleibt viel- 
mehr, foweit diefe Belege auf Angelegenheiten ſich beziehen, welche verfaffungsmäßis 
der Geſetzgebung des deutichen Bundes unterliegen, der Bunbesgeiekgebung vorbehal⸗ 
tem. IV. Da in Anbetracht der großen Schwierigkeiten, welche theils die vorgerädi 
Zeit, theils die Fortdauer des Krieges der Wuffiellung eines Etats für die Militär 
verwaltung des deutichen Bundes für das Jahr 1871 und beziehungsweile der Feſi⸗ 
Rellung der von Bayern auf fein Heer zu verwendenden Geſammtſumme für vieles 
Jahr entgegenftelen, die Beſtimmungen unter IIL 8 5 diefes Bertrages erſt mit dem 
1. Januar 1872 in Wirkſamkeit treten, wird der Ertrag der im Urt. 35 bezeichneten 
gemeinichaftlichen Abgaben für das Jahr 1871 nicht zur Bundeslaſſe fliehen, ſondern 
der Etaatslafe Bayerns verbleiben, dagegen aber der Beitrag Bayerns zu den Bun- 
desausgaben durch Matrieularbeiträge aufgebradit werden. V. Diejenigen Boriärt: 
ten der Berfafiung, durch welche beſtimmte Rechte einzelner Bundesftanten in deren 
Verbältni zur Geſammtheit feftgeftellt find, insbejondere, joviel Bayern angeht, die 
unter Ziff. III dieſes Bertrages aufgeführten Beitimmungen können nur mit Zuftim- 
mung des berechtigten Bundesftaates abgeändert werden. VI. Gegenwärtiger Bertrea 
tritt mit dem 1. Januar 1871 in Wirkſamkeit. Die vertragsichließenden Theile 
geben ſich deshalb die Zufage, daB derſelbe unverweilt den gejetinebenden Factorm 
des norbdeutichen Buntes und Bayerns zur verfaflungsmäßigen Zuflimmung vor- 
gelegt und, nach Ertheilung diejer Zufimmung, im Laufe tes Monais Dezember 
ratifizirt werden wird. Die Ratificationserflärungen follen in Berlin ausgetaufdt 
werden. Zu Urkund defien haben die Eingangs genannten Bevollmächtigten dieſen 
Vertrag in doppelter Ausfertigung am beutigen Toge mit ihrer Ramensunterkäriit 
und ihren Siegel verfehen. Go geſchehen Berjailieß, den 28. Rovember 1870. 
v. Bismard, v. Roon, Bray-Gteinburg, Frhr. v. Pranckh, v. Lug. 
Schlußprotokohll. Bei der Unterzeihnung des Vertrages über den Ub 
ſchluß eine Berfafjungsbündnifies zwilhen Er. Maj. dem Könige von Preußen 
Namens des northeutichen Bundes und Sr. Maj. tem Koͤnige von Rayern find die 
unterzeichneten Yevollmächtigten nech über nachſtehende rertragzmäßige Zujagen ur: 
Erklärungen übereingelonmen: I. Es wurde auf Anregung der königlich baveriſchen 
VBevollmädtigtin von Seite des k. preußiſchen Bevollmächtigten anerlannt, daß. nad- 
dem fi) daS Geſetzgebungsrecht des Bundes bezüglich der Heimathe⸗ und Rieder: 
loflungsverhältnifie auf das Königreih Bayern nicht erfizedt, die Bundeslegislative 
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mh nicht zuftändig fei, das Vereheliäungsweien mit verbindlicher Kraft für Bayern 
u regeln, und daB aljo das für den norbdeuti Bund erlafiene Gele vom 
. Mai 1868, die Aufhebung ber polizeilichen Beſchrankungen der Eheſchließungen 
etreffend, jedenfalls nicht zu denjenigen Geſegen gehört, deren Wirkſamkeit auf Bayern 
usgedehnt werden fönnte. II. Bon Geite des ?. preukiichen Bevollmächtigten wurde 
nerlannt, daß unter der GBefekgebungsbefugnik des Bundes Aber Staatsbürgerredht 
mr das Recht zu verfichen fei, die Bundes- und Staatsangehörigfeit zu regeln und 
on Grundfatz der politiichen Gleichberechtigung aller Confeſſionen durchzuführen, daß 
ih im Uebrigen dieſe Legislative nicht auf die Frage erſtrecke, unter welchen Vor⸗ 
möfegungen Jemand zur Ausübung politiſcher Rechte in einem einzelnen Staate 
efugt ſei. III. Die unterzeichneten Bevollmächtigten Tamen dahin überein, daß in 
Anbetracht der unter Ziff. I Hatnirten Ausnahme von der Bundeslegislative der 
Sothaer Vertrag vom 15. Juli 1851 wegen gegenfeitiger Uebernahme der Aus⸗ 
ewieſenen und Heimathsloſen, dann, die fogenannte Eifenacdher Eonvention v. 11. Yuli 
853 wegen Berpflegung erkrantter und Beerdigung verftorbener Unterthanen für das 
derhältnig Bayerns zu dem Übrigen Bundesgebiete fortdauernde Geltung haben ſoll⸗ 
m. IV. Als vertragsmäßige Beſtimmung wurde in Anbetracht der in Bayern be⸗ 
tehenden befondern Berhältniffe bezüglich des Immobiliarverfiherungsweiens und des 
ngen Zuſammenhanges derfelben mit dem Önpothelarcreditweien feitgeftellt, daß, wenn 
ich die Gefeggebung des Bundes mit dem Immobiliarverfiherungsmeien befafien Sollte, 
ie vom Bunde zu erlaffenden gefeglichen Beftimmungen in Bayern nur mit Zuftim- 
nung der bayeriichen Regierung Geltung erlangen können. V. Der k. preußiſche 
zevollmächtigie gab die Zufidderung, daß Bayern bei der ferneren Yusarbeitung des 
intwurfes einc# allgemeinen beutiäfen Civilprozeßgeſetzbuchs entiprechend beteiligt 
wrde. VL Us unbeftritten wurde von dem k. preußiichen Bevollmächtigten zugege⸗ 
en. daß ſelbſt bezüglich der der Bundeslegislative zugewiefenen Gegenflände die in 
en einzelnen Staaten geltenden Gejege und Beroronungen in fo lange in Kraft blei- 
en und auf dem bisherigen Wege der Einzelngeſetzgebung abgeändert werden können, 
is eine bindende Norm vom Bunde ausgegangen if. VII Der k. preußiſche Be⸗ 
ollmädtigte gab die Erllärung ab, daß Se. Maj. der König von Preußen kraft 
er Allerhöchſtihnen zuſtehenden Bräfivialrechte, mit Zufliimmung Sr. Maj. des 
tönigs von Bayern, den k. bayeriſchen Geſandten an den Höfen, an melden folche 
enlaubigt find, Vollmacht ertheilen werden, die Bundesgefanhten in Berhinderungs- 
älen zu vertreten. Indem diefe Erklärung von den k. bayer. Bevollmächtigten ac⸗ 
eptirt wurde, fügten diefe bei, daß die bayeriſchen Befandten angewieſen fein würden, 
n allen Fällen, in welchen dies zur Geltendmachung allgemein deutſcher Intereſſen 
tforderlich oder von Nuten fein wird, den Bundesgejandten ihre Beihilfe zu leiflen, 
’IO. Der Bund übernimmt in Anbetracht der Leiftungen der bayeriichen Regierung 
ür den diplomatiihen Dienſt defielben dur die unter Ziff. VII erwähnte Bereits 
teflung ihrer Befandtichaften und in Erwägung des Umftandes, daß an denjenigen 
rin, an welden Bayern eigene Scjandtichaften unterhalten wird, die Vertretung 
er bayerijchen Angelegenheiten dein Bundesgeſandten nicht obliegt, die Verpflichtung, 
ei Feſtſtellung der Ausgaben für den diplomatilhen Dienft des Bundes der bayeri- 
den Regierung eine angemefiene Vergütung in Anrechnung zu bringen. Ueber Feſt⸗ 
eBung der Größe dieſer Bergütung bleibt weitere Vereinbarung vorbehalten. IX. Der 
preußiſche Bevollmächtigte erfannte es als ein Recht der bayerilchen Regierung an, 
08 ihr Vertreter im Falle der Verhinderung Preußens den Borfig im Bundesrathe 
ihre. X. Zu den Art. 85 u. 88 der Bundesverfaffung war man darüber einver- 
anden, daB die nad) Maßgabe der Zollvereinäverträge auch ferner zu erhebenden 
Iebergangsabgaben von Branntwein und Bier ebenfo anzufehen find, wie die auf die 
sereitung dieſer Getränke gelegten Abgaben. XI. Es wurde alljeitig anerkannt, da 
a dem Abſchluſſe von Poſt⸗ und Telegrapbens Verträgen mit außerdeutichen Staaten 
ur Wahrung der bejonderen Lanvesinterefien Vertreter der an die betreffenden außer» 
eutſchen Staaten angrenzenden Bundesſtaaten zugezogen werben follten, und daß den 
inzelnen Bundesftaaten unbenommen ift, mit anderen Staaten Berträge über das 
Poft« und Telegraphenweſen abzuichließen, ſofern fie lediglich den Grenzverkehr bes 
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treffen. XIL Zu Urt. 56 der Bundesverfaffung wurde alljeitig anerfennt, def de 


einzelnen Bundesflanten das Recht zuſtehe, auswärtige Conſuln bei fi) zu empfangen 


und für ihr Gebiet mit dem Erequatur zu verſehen. Ferner wurde die Zuficherung ge . 


geben, daß Bundesconfuln an auswärtigen Orten aud dann aufgeftellt werden jofien, 
wenn es nur das Intereſſe eines einzelnen Bundesſtaates als wünſchenswerth ericheinen 


läßt, daß dies geſchehe. XII. Es wurde ferner allfeitig anerlannt, dab zu den m 


norbdeutichen Bunde ergangenen Belegen, deren Erklärung zu Belegen des deutiden 
Bundes der Bundesgeſetzgebung vorbehalten bleibt, das Geſetz vom 21. Zuli d. J. 
betreffend den außerorbentlihen Geldbedarf der Militär- und Marines Berwaltung, 
nicht gehört, und daß das Belek vom 31. Mai d. J. betreffend die St. Gotihar» 
Gijenbahn, jedenfalls nicht ohne Veränderung feines Inhalts zum Bundesgeſetze würke 
erHlärt werben können. XIV. In Erwägung der in Ziffer DII 8 5 enthaltenen Bo 
flimmungen über daß Kriegsweien wurde — mit bejonderer Beziehung auf bie Feß⸗ 
ungen — noch Nachfolgendes vereinbart: 8 1. Bayern erhält die Feſtungen Ingol⸗ 
ftadt und Germersheim, fowie die Fortificationen von Neu-Ulm und die im bayen: 
ſchen Gebiete auf gemeinjame Koften etwa künftig angelegt werdenden Befeftigungen 
in volllommen vertheidigungsfähigem Stande. 8 2. Solche neu angelegte Befckigum 
gen treten bezüglich ihres immobilen Materials in das ausſchließliche Eigenthum 
Dayerns. Ihr mobiles Material hingegen wird gemeinfames Eigenthum der Etaaten 
des Bundes. In Betreff diefes Materials gilt bis auf Weiteres die llebereinkunft vom 
6. Juli 1869, welche auch binfichtlich des mobilen Feſtungsmaterials der vormaligen 
deutichen Bundesfeftungen Mainz, Raftatt und Ulm in Kraft bleibt. 8 3. Die Feſtung 
Landau wird unmittelbar nad dem gegenwärtigen Kriege als ſolche aufgehoben. Tie 
Ausrüftung dieſes Plate, joweit fie gemeinjames Eigenthum, wird nach den der 
Uebereintunft vom 6. Juli 1869 zu Grunde liegenden Brincipien behandelt. 8 4. Tier 
jenigen Gegenflände bes bayeriſchen Kriegsweſens, betreffs weldher der Bunbesvertrag 
vom Heutigen oder das vorliegende Protokoll nicht ausdrückliche Beſtimmungen ent- 
halten — johin insbejondere die Bezeichnung der Regimenter zc., die Uniformirung. 
Sarnifonirung, das BPerfonal» und Militärbildungsweien u. |. w. — werden burd 
biefelbe nicht berührt. Die Betheiligung bayerifcher Offiziere an den für höhere mi- 
litärwiflenihaftliche oder techniiche Ausbildung beftehenden Anftalten des Bundes wird 
ſpecicller Vereinbarung vorbehalten. XV. Wenn fih in Folge des mangelhaft dahier 
vorliegenden Materials ergeben jollte, daß bei Aufführung des nunmehrigen Wort- 
lautes der Bundesverfaffung unter Ziffer II 88 1—26 ein Irrtbum unterlaufen if, 
behalten fi die contrabirenden Theile deſſen Berichtigung por. XVI. Die Beſtim⸗ 
mungen diejes Schlußprotokolls jollen ebenjo verbindlich fein, wie der Vertrag som 
Heutigen über den Abſchluß eines deutichen Berfafiungsbündnifies jelbft, und follen 
mit diefem gleichzeitig ratifizirt werden. 
So geſchehen Berjatlles, den 23. Nov. 1870. 
v. Bismard. Bray-Gteinburg Gebr. v. Brandh. v. Lug. 


6. 


Bertrag zwiſchen dem norbbeutfhen Bunde und Württem: 
berg bez. Bundesverfaſſung nebſt Schlußprotokoell und Militär: 
convention, d. d. Berlin 25. Nov. 1870. 


L 


Art. 1. Württemberg tritt der zwiſchen dem norbbeutihen Bunde, Baben 
und Heſſen vereinbarten, der Verhandlung d. d. Berjailles den 14. Rov. d. 3. bei⸗ 
gefügten Berfaflung dergeftalt bei, daß alle in diefer Verfafſung enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen mit den im nachflehenden Art. 2 näher bezeichneten Mabgaben auf Wärtiem- 
berg volle Anwendung finden. 
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Art. 2. Die Mahgaben, unter welchen die Berfafiung des deutſchen Bundes 
auf Württemberg Anwendung finden, find folgende: 1) Zu Art. 6 der Berfaffung. 
Im Bundesrathe führt Mürttemberg vier Etimmen, und es beträgt daher die Ge⸗ 
jammtzahl der Stimmen im Bundesrath 52. 2) Zu Urt. 20 der Berfaflung. In 
Württemberg werden biß zu der im 8 5 des Wahlgeſetzes vom 31. Mai 1869 vor» 
behaltenen gejeglichen Regelung 17 Abgeoronete gewählt, und es beträgt daher die 
Gejammtzahl der Abgeordneien 334. 8) Zu den Art. 35 und 38 der Berfaflung. 
Die im legten Abſatze der vorgenannten Artikel in Beziehung auf Baden getroffene 
Beſtimmung findet auh auf Württemberg Anwendung. 4) Zum VIIL Abſchnitte 
der Berfafjung. An Stelle der im VIII. Abfchnitt der Verfaſſung enthaltenen gelten 
für Württemberg folgende Beflimmungen: Dem Bund ausſchließlich fteht die Geſetz⸗ 
gebung über die Borrechte der Poſt und Telegraphie, über die rechtlichen Berhältniffe 
beider Anflalten zum Bublitum, über die Portofreiheiten und das Pofttagweien, je 
doch ausſchließlich der reglementariichen und Tarifbeftimmungen für den internen Ver⸗ 
fchr innerhalb Württemberg, jowie unter gleicher Veſchränkung die Feſtſtellung ber 
Gebühren für die telegraphifche Eorreipondenz zu. Ebenfo flieht dem Bunde die Re⸗ 
gelung des Pofl- und Telegraphenverfehrs mit dem Auslande zu, außgenommen den 
eigenen unmittelbaren Verlehr Württembergs mit feinen dem beutfchen Bunde nicht 
angehörenden Rachbarſtaaten, wegen defien Regelung e8 bei der Beſtimmung im 
Art. 49 des Poſtvertrags vom 23. Nov. 1867 bewendet. An den zur Bundeskaſſe 
fließenden Einnahmen des Pofte und Xelegraphenweiens hat Württemberg feinen 
Theil. 5) Zum XI. Abfchnitt der Verfaſſung. In Württemberg lommen die im 
XI. Abfchnitt der Berfaffung enthaltenen Vorſchriften nad näherer Beftimmung der 
Militäreonvention vom 21. bis 25. Rov. 1870 in Anwendung. 6) Zum rt. 80 
der Berfafiung. Die Einführung der nadhftehend genannten Geſetze des norbdeutichen 
Bundes als Bundesgefehe erfolgt für Württemberg, ftatt von den im Art. 80 feſt⸗ 
geſetzten, von den nachſtehend genannten Zeitpuntten an, nämlich: I. vom 1. Yuli 1871 
an: 1) des Geſetzes, betreffend die vertragsmäßigen Zinfen, vom 14. Nov. 1867, 2) des 
Geſetzes, betreffend die Errichtung eines oberften Gerichtshofs für Handelsſachen, vom 
12. Juni 1869; II. vom 1. Yan. 1872 an: 1) des Geſetzes, betreffend die Beichlag- 
nahme des Arbeits» oder Dienftlohns, vom 21. Juni 1869, 2) des Geſetzes über bie 
Ausgabe von Papiergeld, vom 16. Juni 1870. 

Die Einführung des Gejeges, Maßregeln gegen die Rinderpeft betreffend, vom 
7. April 1869, als Bundesgefe bleibt für Württemberg der Bundesgejeßgebung vor⸗ 
behalten. Zaffelbe gilt mit der aus der vorftehenden Beftimmung unter Rr. 4 fid) 
ergebenden Beichräntung von den im Art. 80 unter II Nr. 4 genannten auf das 
Poſt⸗ und Telegraphenweien bezüglichen Geſetzen. 

Dos Geſetz, betreffend die Schließung und Beſchrankung der öffentlichen Spiel⸗ 
banken, vom 1. Zuli 1868, wird in Württemberg, vom Tage der Wirkſamkeit der 
Bundesverwaltung an, als Bundesgeſet eingeführt. 

Art. 3. Der gegenwärtige Vertrag foll unverzüglich den geſetzgebenden Fac⸗ 
toren des norbdeutichen Bundes, Badens und Helen, beziehungsweile Württembergs, 
zur verfaffungsmäßigen Zuflimmung vorgelegt und, nad Ertheilung diefer Zuſtim⸗ 
mung, ratifizirt werden. 

Der Austaufch der Ratifitationsurtunden fol im Lauf des Monats December 
d. 3. in Berlin erfolgen. 

So geſchehen Berlin, den 25. Nov. 1870. 


v. Frieſen. vd. Freydorff. Hofmann. Mittnacht. 
L. 8 (L. S.) 8 


. S. . 8. . S. 
AH Fl Türdheim. v. Sudom. 
(L. 8.) (L. 8.) (L. S.) 
u 


Berbandelt Berlin, den 25. Nov. 1870. 
Bei Unterzeichnung des am heutigen Tage über den Beitritt Württembergs 
zu der zwiſchen dem norddeutſchen Bunde, Baden und Hefien vereinbarten Berfafjung 
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des beutjchen Bundes abgefhlofienen Vertrags haben ſich bie unterzeichneten MWeboli- 
mädhtigten über nachſtehende Punkte verftändigt: 

1) Die in dem Protokoll, d. d. Verjailles, den 15. Nov. d. J., wijchen den 
Bevollmächtigten des norbdeutihen Bundes, Badens und Heflens getroffenen Berab- 
redungen, beziehungsweife von den Bevollmächtigten des norbbeutichen Bundes abge 
gebenen Erklärungen: a) über den Beginn der Wirkfamteit der Berfofiung, b) über 
den Zeitpunkt für den Beginn der Gemeinihaft der Wusgaben für das Landheer, 
c) zu Art. 18 der VBerfaffung, d) zu den Artikeln 85 und 88 der Berfaflung, e) zu 
Art. 56 der Berfaffung, f) zu Art. 62 der Berfafiung, g) zu Art. 78 der Berfaffung 
und h) zu Art. 80 der Verfafiung finden au auf Württemberg Anwendung. 

.2) Zu Art. 45 der Berfafjung wurde anerfannt, daß auf den württembergi- 
fhen Eiſenbahnen bei ihren Baus, Betriebs⸗ und Berlehräverhältnifien nicht alle im 
diefem Artikel aufgeführten Transportgegenftände in allen Gattungen von Berlehren 
zum Ein-Pfennig-Sag befördert werben können. 

3) Zum Urt. 2 Nr. 4 des Vertrags vom heutigen Tage war man darüber 
einverftanden, daB die Ausdehnung der im norddeutſchen Bund über die Borredte 
der Poſt geltenden Beflimmungen auf den internen Verkehr Württembergs inſoweit 
von der Zuftimmung Württembergs abhängen joll, als dieſe Veflimmungen der Bot 
Vorrechte beilegen, welche derjelben nad) der gegenwärtigen ©ejeßgebung in Württem⸗ 
berg nicht zuſtehen. 

Vorgelejen, genehmigt und unterjchrieben. 


v. Sriejen. v. Freydorff. Hofmann. Mittnacht. 


Delbrüd. Türdheim. v. Sudomw. 
II. 
Militärconvention zwiſchen dem norddeutſchen Bund und 
Württemberg. 


Art. 1. Die k. württembergifhen Truppen als Theil des deutihen Bundes. 
Heeres bilden ein in ſich geſchloſſenes Armeecorps nad) der anliegenden Gormation 
nebft der entſprechenden Anzahl von Erfah- und Beiagungstruppen nad preußiſchen 
Normen im Falle der Mobilmadhung oder Kriegsbereiiſchaft. 

Art. 2. Die Hiedurch bedingte neue DOrganijation der fgl. württembergiſchen 
Truppen fol in drei Jahren nach erfolgter Anortnung zur Rückkehr von dem gegen- 
wärtigen Kriegsſtand auf den Friedensfuß vollendet fein. 

Art. 3. Bon diefer Rückkehr an bilden, beginnend mit einem noch näber zu 
beflimmenden Tage, die k. württembergifchen Truppen das vierzehnte deutiche Bundes» 
Armcecorps mit ihren eigenen Fahnen und Feldzeichen, und erhalten die Divifionen, 
Brigaden, Regimenter und jelbftändigen Bataillone des Armeecorps die entipredhende 
laufende Nummer in dem deutſchen Bundeßheere neben der Numerirung im königlich 
württembergiſchen Berbande. 

Art. 4 Die Unterfielung der k. württembergiichen Truppen unter den Ober⸗ 
befehl Sr. Maj. des Königs von Preußen als Bundesfeldherrn beginnt ebenfalls an 
einem noch näher zu beſtimmenden Tage, und wird in den biäherigen Fahneneid in 
der Weiſe aufgenommen, daß es an der betreffenden Stelle heißt: „Daß ih Sr. Mai. 
dem König während meiner Dienftzeit als Goldat treu dienen, dem Bundesfeldherrn 
und den Sriegsgelegen Gehorſam leiften und mich ſtets als tapferer und ebrliebender 
Soldat verhalten will, jo wahr mir Gott helfe.“ 

Art. 5. Die Ernennnung, Beförderung, Berfegung u. ſ. w. der Offiziere und 
Beamten des k. württembergifchen Armeecorps erfolgt durch Se. Majeftät den König 
von Württemberg, diejenige des Höcftcommandirenden für das Armeecorps nad) vor» 

ängiger Zuftimmung Er. Maj. des Königs von Preußen als Bundesfeldherrn. Se. 

aj. der König von Württemberg genießt als Chef feiner Truppen die ihm Aler- 
hödft zuftehenden Ehren und Rechte, und übt die entipredhenden gerichtsherriichen Be 
fugniſſe jammt tem Beftätigungs- und Begnadigungsrecht bei Erfenntnijien gegen 
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—— des Armeecorps aus, welche Aber die Befugniſſe des Urmercorpkcomman- 
anten, beiiehungnneii des 1. württembergifchen Kriegsminifteriums, hinausge 
Urt. 6. Unbeſchadet der dem Bundesfeldherrn gemäß der Bundes affung 
uſtehenden Rechte der Disponirung Uber alle Bundestruppen und ihrer Disloeirung 
ol für die Dauer friedlicher Berhältnifie das würtiembergiide Urmeecorps in feinem 
Berband und in jeiner Gliederung erhalten bleiben und im eigenen Sande bislocirt 
ein; eine hievon abweichende Unordnung des Bundesfeldberrn, ſowie die oihtocizung 
ınderex deutſcher Xruppeniheile in bas rg ir Württemberg, jol in friedlichen 
Zeiten nur mit Zuflimmung Sr. Maj. des Königs von Württemberg erfolgen, jo» 
ern es ” Dir um Belegung jüddeuticher oder weſtdentſcher Feſtungen handelt. 
Ueber die Ernennung der Gommandanten für die im —— 
—— gelegenen feſten Pläge, welche nad Art. 65 der Dunbenverfaflung bem 
undesfeldherrn zuſteht, jowie über die demjelben gleichermaßen zuftehende Berech⸗ 
—* nene Befeſigungen innerhalb des Königreichs anzulegen, wird ſich der Bundes⸗ 
eldherr eintretenden Falls mit dem König von Württemberg vorher in Bernehmen 
egen ; ebenfo wenn der Bundesfeldherr einen von ihm zu ernennenden Offizier aus 
m f. wärttembergijchen Armeecorps wählen will, 

Um der Beurtheilung diefer Ernennungen eine Grundlage zu gewähren, wer» 
en fiber die Offiziere des Igl. württembergiichen Armeccorps vom GStabsoffizier aufs 
därts alljährlich Perfonal» und Qualificationsberichte na preußiidem Schema aufs 
jeftellt und Er. Mai. den: Bundesfeldherrn vorgelegt. 

Art. 8 Zur oclörberung der Gleichmaͤßi * in der Ausbildung und dem 
inneren Dienſte der Truppen werben nad gegenfeitiger Berabredung einige f. würt« 
tembergifche Offiziere je auf 1—2 Jahre in die E preußiſche Urmee und E. preußiſche 
Dffiziere in das 1. württembergifce Armeecorps commanbdirt. 

Hinfichtli etwa wünfchenswerther Berfegung einzelner Offiziere aus Län’zlich 
württembergiijgen Dienften in die k. preußiſche Armee, oder umgelehrt, baten in je 
dem Gpecialfall beiondere Verabredungen fattzufinden 

Art. 9. Der Bunbesfelpherr, weldem nad: Art. 63 das Recht zufteht, ſich 
jederzeit durch Inſpectionen von der Verfaffung der einzelnen Gontingente zu UÜberzeu⸗ 
gen, wird die kgl. württembergiichen Truppen alljährli mindeftens einmal entweder 
Allerhöchſtſelbſt infpiciren, oder dur zu ernennende Inſpecteure, deren ‚Berfonen vor⸗ 
ber Sr. Maj. dem König von Württemberg bezeichnet werden follen, in den Garni⸗ 
\onen oder bei den Uebungen infpiciren laffen. 

Die in Folge folder Inſpicirungen bemerkten fachliden und perjönlichen Miß⸗ 
ſtände wird der Bunbesfeldherr dem König von Württemberg mittbeilen, welcher ſei⸗ 
nerfeits diefelben abftellen und von dem Geſchehenen alßsdann dem Bundesfeldherrn 
Anzeige machen läßt. 

Art. 10. Für die Organilation des k. württembergiihen Armeecorpt find — 
jo lange und inſoweit nicht auf dem Wege der Bundesgeſetgebung anders beſtimmt 
wird — bie derzeitigen preußijchen Rormen maßgebend. 

Es fommen demgemäß in dem Königreih Württemberg, außer dem nord⸗ 
beutfchen Befe über die Verpflichtung zum Kriegspienft vom 9. Rov. 1867, nebft der 
dazu gehörigen Militär-Erjag -Inftruction vom 26. März 1868, insbefondere alle 
preußischen Erercier- und jonftigen Reglements, Inftructionen und Refcripte zur Aus⸗ 
ührung, namentlich die Verordnung über die Ehrengerichte vom 20. Zuli 1843, die 
fir Krieg und Frieden gegebenen Beftimmungen über Ausbebung, Dienftzeit, Serbiße, 
Berpflegungß- und Invalidenweien, Mobilmahung u. |. w., über den Erſatz des 
Offiziereorps und über das Militär-Erziehungs- und Vildungsmeien. 

Ausgenommen find von der Gemeinſamkeit in den Einricgtungen des k. würi⸗ 
tembergiichen Armeecorp& mit denjenigen der k. preußiſchen Armee: die Militär » flir- 
henordnung, daB Militär-Strafgefegbuh und die Militär⸗Strafgerichtsordnung, ſowie 
die Beſtimmungen über Einauartierung und Erjag von Flurbeſchädigungen, worüber 

in dem Köonigreich Württemberg bie derzeit beitehenden Geſetze und Einrichtungen vor⸗ 
ft und bis zur Regelung im Wege der Bundesgefebgebung in Geltung verbleiben. 

Die Gradabzeichen, fowie die VBenennungen und der Modus der Verwaltung 
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find in dem kgl. württembergiichen Armeecorps diefelben, wie in der kgl. 
rmee. Die Beſtimmungen über die Belleivung für das k. wärttembergiidhe Corps 
werden von Str. Maj. dem Rönig von Württemberg gegeben, und es foll Dabei den 
Berhältnifien der Bundesarmee die möglichfte Rechnung getragen werden. 

Art. 11. Im Wal eines Krieges ftebt von deſſen Ausbrud bis zu deſſen 
Beendigung die obere Leitung des Telegraphenweiens, ſoweit foldes für die Kriegs- 
zwecke eingerichtet ift, dem Bundesfeldherrn zu. 

Die k. württembergiſche Regierung wird bereitö während des Friedens bie ber 
züglichen Einrichtungen in Uebereinftimmung mit denjenigen des norddzutidhen Bundes 
treffen, und insbejondere bei dem Ausbau des Telegraphennehes darauf Bedacht neh⸗ 
men, I eine der Kriegsftärke ihre! Armeccorps entipredhende Feldtelegraphie zu 
organifiren. 

Urt. 12. Aus der von Württemberg nad) Art. 62 der Bundesverfaffung zur 
Verfügung zu ftellenden Summe beftreitet die 1. württembergiihe Regierung, nad 
Maßgabe des Bundeshaushalts-Etats, den Aufwand für die Unterhaltung des kgl 
württembergiſchen Armeecorps, einſchließlich Neuanſchaffungen, Bauten, Einrichtungen 
u. |. w., in ſelbſtändiger Verwaltung, ſowie den Antheil Württembergs an den Koſten 
für die gemeinſchaftlichen Einrichtungen des Geſammtheeres — Central⸗Adminiſtra⸗ 
tion, Feſtungen, Unterhaltung der Militär-Bildungsanfalten, einſchließlich der Kriegs⸗ 
ſchulen und milttärärztlicden Bildungsanftalten, der Eraminations-Commiffionen, der 
militärwifienfchaftlichen und techniſchen Inftitute, des Lehr» Bataillons, der Militär 
und Artillerie⸗Schießſchule, der Militär» Reitichule, der Gentral-Turnanflalt und des 
großen Generalfiabs. Erſparniſſe, welche unter voller Erfüllung der Bundespflichten 
als Ergebnifle der obwaltenden bejonderen Berhältnifie möglich werben, verbleiben 
zur Verfügung Württembergs. 

Das f. württembergifche Armeecorp8 participirt an den gemeinichaftlidden Ein⸗ 
richtungenn, und wird im großen Generalftab verhältnigmäßig vertreten fein. 

Art. 13. Die Zahlung der von Württemberg nah Urt. 62 der Bundes ver⸗ 
faffung aufzubringenden Summe beginnt mit dem erften Tage des Monats, welcher 
auf die Anordnung zur Nüdlehr der f. württembergifchen Truppen von dem Kriegs⸗ 
zuftande auf Len Friedenſsfuß folgt. In den Etat und die Abrechnung des Bundes 
heeres tritt das Zönigl. württembergiſche Armeccorps jedoch exfi mit dem 1. Januar 
1872 ein. 

Während der im Art. 2 verabrebeten dreijährigen VUebergangszeit wird für 
den Etat des k. württembergiihen Armeecorps die Rückſicht auf die in dieſer Periode 
zu vollgiehende neue Organijation maßgebend fein, und zwar fowohl in Weziehung 
auf die in Anfa zu bringenden Beträge, als aud in Beziehung auf die Zuläffigfeit 
der gegenjeitigen Uebertragung einzelner Titel und der Uebertragung gleichnanriger 
Titel aus einem Jahr ins andere. 

Ürt. 14. Verſtärkungen der 1. württembergiſchen Truppen durch Einziehung 
der Beurlaubten, fowie die Sriegsformationen derjelben und endlih deren Mobil: 
madung hängen von den Anordnungen des Bundesfeldherrn ab. Solden Aenderungen 
ift allezgeit und im ganzen Umfange Folge zu leiften. Die hierdurch erwachienden 
Koften trägt die Bundestafle, jedoch find die k. württembergiſchen Kaſſen verpflichtet, 
inſoweit ihre vorhandenen Fonds ausreichen, die nothwendigen Gelder vorzuſchießen. 

Art. 15. Zur Bermittelung der dienftlicden Veziehungen des k. württenber- 
giſchen Armeecorps zu dem deutſchen Bundesheere findet ein directer Schriftwedgfel 
zwifchen dem k. preußiihen und dem f. mürttembergiichen Kriegsminifterium ſtatt, 
und erhält letzteres auf dieſe Weiſe alle betreffenden, zur Zeit giltigen ober ſpäter zu 
erlafienden Neglements, Beſtimmungen u. |. w. zur entipredenden Ausführunn. 

Nebenbei wird die tgl. württembergiiche Regierung jederzeit in dem Bundes 
ausſchuß für das Landheer und die Feſtungen vertreten fein. 

Art. 16. Die gegenwärtige Convention ſoll nad erfolgter Genehmigung durd 
die legislativen Organe ratifizirt, und es follen die Ratificatione-Urkunden gleichzeitig 
mit den Erklärungen über die Ratification der am heutigen Tage vereinbarten Ber 
fafjung des deutſchen Bundes in Berlin ausgetaufcht werben. 
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Bu Urkund defien Haben die Bevollmächtigten die gegenwärtige Convention in 
boppelter Uusfertigung vollzogen und unterflegelt. 
So geihehen Hauptquartier Berjailleß, den 21. Rov. 1870. 
Berlin, den 25. Rov. 1870. 


vb. Roon. (L. 8.) v. Sudow. (L. 8.) 
IV. 


Sriedensformation des 1bniglich wärttembergifhen Urmeecorps. 


Ein Generalcommando, zwei Divifionscommandos, vier Infanterie⸗Brigade⸗ 
Commandes, zwei Eavallerie-Brigade-Gommandos, ein Urtillerie-Brigade-Gommende, 
acht InfanterierRegimenter & 8 Bajaillone, vier Cavallerie-Regimenter & b Escadrons, 
ein Syeldartilierie » Regiment mit drei Fußabtheilungen A 4 Batterien, eine Weitungs- 
artillerie » Ubtheilung mit 4 Geflungscompagnien, ein Pionier-Bataillon, ein Train⸗ 
Bataillon, jechzehn Landwehr-Bezirkscommandos, die entipredenden Adminiſtrationen. 


Kriegsformation des königlich württembergifhen Armeecorps. 


L Peldtruppen: a) Sommando-Behörben: ein Beneralcommando (nebft Feld⸗ 
gendarmeriesDetadhements und Stabswade), zwei Infanterie Divifions-Gommandos, 
zwei GaballerieBrigade-Gommandos, ein Gommando der NReferve-Artillerie; b) In⸗ 
fanterie, die Regimenter & 8 Bataillone; c) Gavallerie, die Regimenter & 4 Esca- 
drons ; d) Urtillerie: die im Frieden vorhandenen Abtheilungsfäbe, die Batterien 
à 6 Geſchittze, dazu eine Golonnen-Abtheilung, beflehend aus dem Stabe, 4 Infan⸗ 
terie» und 4 Urtillerie-DMRunitionscolonnen; e) Pioniere: 8 felbfländige Compagnien 
nebft Teichtem Weldbrüdentrain, Schanzzeug-Eolonne und Bonton-Golonne; f) Trains: 
Stab des Zrain-Batalllons, 5 Proviani⸗Colonnen, 8 Sanitäts-Detachements, ein- 
ſchließlich Kranlenträger-Eompagnien, 1 Pferde-Depot, 1 Feldbäckerei⸗ Colonne, 1 Train» 
Bezleitungseßcadron, Yuhrpark-Golonnen, etwa 5, & 80 Fahrzeuge; g) Adminiſtra⸗ 
tion: 1) die Intendanturen, und zwar: die Eorpsintendantur, drei Divifionsintendane 
turen (je eine für die beiden AnfanterieDivifionen, eine für die Neferve-Artillerie) ; 
2) die Gorps-Striegskafle; 3) die Feldproviantämter, und zwar: ein Feldhauptproviani⸗ 
amt, drei Beldproviantämter (je eines für die beiden Infanterie-Divifionen, eines für 
die ——— — ein Feldbackereiamt; 4) das dirigirende ärztliche Perſonal; 
5) zwölf Feldlazarethe; 6) das Lazareth⸗Reſerve⸗Perſonal; 7) ein Lazareth⸗Reſerve⸗ 
Depot, 8) die Feldpoſt, und zwar: ein Weldpofl-Amt, vier Feldpoſt⸗Expeditionen, von 
welchen letzteren je eine für die beiden Infanterie-Divifionen, eine für die Reſerve 
(Gavallerie und Urtillerie) beftimmt if; die vierte bleibt zunächſt dem Feldpoſtamt 
attadgirt, und wird nad Maßgabe des eintretenden Bedurfniſſes der Avanigarde zc. 
überwielen; 9) das Auditoriat; 10) bie Beiftlichfeit. | 

IL Immobile Behörden: ein flellvertretendes Generalcommando, vier ſtellver⸗ 
tretende Infanterie Brigade-Gommandos, eine Inſpection der Erſatz⸗Eteadrons, ein 
Commando der immobilen Artillerie, eine immobile Intendantur, ein Rellvertretender 
Corpsgeneralarii. 

. DIE Erſatztruppen: acht Erjagbatalllone, vier Erjagescadrons, eine Artillerie⸗ 
Erf abteilung & zwei Batterien zu je 6 Beichligen, eine Pionier⸗Erſatzeompagnie, 
eine Tra atabtheilung. 

.. TV. Beſatzungstruppen: 16 Sanbwehr-Bataillone, 1-2 Befakungs-Eavallerie- 
Negimenter; 3 Reſerve⸗Fußbatterien & 6 Geſchutze, 8 Feſtungs⸗Urlillerie⸗Tompagnien 
mit den erforderlichen Abtheilungsfläben, 8 Feſtungs⸗Pionier⸗Compagnien. 

Sämmtlide Truppen in Kriegs» und Friedens⸗Formation nad f. preußiſchen 
Etaisſtarken; injoweit hiernach bie Griedensftärke den verfafiungsmäßigen Prozentjay 
der Bevöllerungsziffer überfleigt, bleiben die erforderlichen Mobifitationen bejonderer 
Bereinbarung vorbehalten. 





II. 
Oeſterreichiſch⸗ Ungariſche Monarthie. 


7. Jan. (Deſterreich). Reichsrath, Abg Haus: Die Worchcommiffien 
verwirft ben eiwas allzu föberaliftiih angewehten Adreßentwurf. des 
Graf Spiegel und betraut mit 9 gegen 5 Stimmen ben Grafen 
Tinti mit ber Abfaſſung eines anderen. | 
Reichsrath, Herrenhaus: Die Adreßcommiſſion genehmigt ben ent: 
ſchieden im Sinne ber Miniftermebrheit gehaltenen Entwurf bee 
Grafen Anton Auersperg. | 

9... (Deferreid). - Die Miniftermehrheit conferirt mit ber ven 
faffungetreuen Majorität bes Adreßausſchuſſes unb mit bem ver: 
fafjungstreuen Clube bes Abg.Hauſes. 

10, „ (Defterreid). Die MiniftersMinberheit erfärt bie Confere 
zen ber Diinifters: Mehrheit mit ber verfaffungstreuen Majorität bes 
Neicherathe für eine Verlehung bes vorläufigen Abkommens zwiſchen 
ihnen. Neuer Bruch zwiſchen ben beiben Sractionen. Erneuerum 

der beiberfeitigen Demiflionsbegehren. | 

414. „ (Defterreid: Dalmatien). Abſchluß bes fogen. Friebene von 
Knezlac mit ben Infurgenten ber Grivoscie: Die Infurgenten Tegen 
bie Maffen nieber, erhalten fie aber fofort wieder zurüd, unb ven 
ber Durdführung des Landwehrgeſetzes wird thatſächlich Abflant 
genommen, Die Unterwerfung iſt nur eine ſcheinbare; bie äffent: 
Iihe Meinung bezeicynet ben Vorgang gerabezu ale Komsdie. 
[„Nicht die Crivoscianer finb von Defterreih, fondern Oeſterreich 
ift von ben Erivoscianern amneftirt worden.“] 

4%. „ (Defterreid). Die offizielle „Wiener Zig.“ veröffentliht bie 
Denkſchriften der Mehrheit unb ber Minderheit ber Miniſter vom 
18, u. 24, Dec, 1869 (f. Geſch.⸗Kal. für 1869), 
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- Zan. (Defterreiä) Reichstag, Abg Haus: Die Adreßcommifſion 


nimmt im Wefentlihen den Abreßentwurf Tinti an, der fich ent: 
ſchieden für die Aufrechthaltung ber Verfaflung, aber doch gemäßigt 
gegenüber den Föderaliſten ausſpricht und in ben bie fog. Autono⸗ 
mijten noch einige mildernbe Amendements bineinbringen, 


—15. „ (Defterreid). Reichsrath, Herrenhaus: Abreßdebatte. 


Der Adreßentwurf des Grafen Anton Auersperg (gegen bie Diinifters 
Minorität) wird mit 57 gegen 27 Etimmen angenommen, 

Der Kaijer nimmt nunmehr, ohne auch noch die Adreßbebatte 
bes Abg Hauſes abzuwarten, bie Demiflion der Miniſter⸗Minorität, ber 
Grafen Taaffe und Potodi jowie des Dr. Berger, an und beauftragt 
ben Minijter Plener (von der Minifter-Dajorität) mit Vorſchlägen 
bebufs Ergänzung bes Miniſteriums. 

„ Ter Reihefinanzminijter v. Bede T. Die ungarijgen Blätter 
Ihlagen als Nachfolger fofort ben ungarijchen Finar-m' "er Lonyay 
vor, um aud ber transleitbanijchen Reichshälfte eine Vertretung im 
gemeinjamen Minifterium zu gewähren. 

»„ (Defterreid: Dalmatien). Die nad Montenegro geflüchteten 
Inſurgenten kehren allmählig zurüd und geniey.n, bie ertheilte 
Amneſtie. Tas Verbet, Waffen zu tragen, fowie das Standrecht 
für den ganzen Bezirk Cattaro werben aufgehoben. Die Communi: 
cation mit dem Fort Dragagl ift frei. 

„ODeſterreich: Dalmatien. Auch die Poberianer unterwerfen 
ih. Die Preſſe bezeichnet den Vorgang wieder als Komöbie. 

„ (Defterreid), Reichsrath, Abg.Haus: Die Polen reihen noch 
vor dem Eintritt in bie Adreßdebatte die galiziihen Reſolutionen 


wieder ein. Diejelben werben an eine Spezialcommifjion von 
24 Mitgliebern gewiefen. 


9—23. „ (Defterreih). Reichsrath, Abg.Haus: Adreßbebatte. Der 


Entwurf Tinti wird jchließlich unverändert mit 114 gegen 57 Stim⸗ 
men angenommen. Die ſechs ultramontanen Tyroler (wovon vier 
geiftlihe Herren) ergreifen eine Gelegenheit, um ihren Austritt aus 
dem Reichsrath zu erflären. — Zunädft ſoll nunmehr eine Turze 
Pauſe gemacht werden, bis fih das Minifterium neu conftituirt hat, 
und dann bie galiziihe Refolution in Angriff genommen werden. _ 

Nachdem unter dem Eindrude der Aorekdebatte und der Abflimmung des 
Herrenhauſes der Kaifer die Demiffion der drei Minifter der Minderheit an⸗ 
genommen hatte, findet die Adreßdebatte des Abgeorbnetenhaufes unter weſent⸗ 
li veränderten Umftänden ftatt, da e8 fi nunmehr zumeift darum handelt, 
auf die Neubildung des Minifteriums, den Geift und die Richtung der künf⸗ 
tigen Politit Einfluß zu nehmen. War fon die Adreſſe des Abg.Hauſes in 
ihrem erſten Entwurfe (Tinti's) weniger ſchroff und ablehnend gehalten als 
jene des Herrenbaufes, jo gaben einzelne von den Autonomiften vorgeſchlagene 
Amendements, die von der Adreßcommiſſien angenommen worden waren, 
dem Entwurf, wie er.vor das Haus kam, einen noch verjöhnlicheren Charalter. 

17 
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Geſterreich⸗ Augarn. 


In Wahrheit Hatte der Entwurf der Adreſſe mit der Denfiärift der R:> 
rität der Minifter (vom 18. Dec. 1869) meientlih gebrochen. Die Aut: 
miften erflären daher auf, nunmehr micht gegen, ſondern für den Entwer 
fimmen zu wollen, weil berjelbe dem Seranten der Berjöhnung Rechtxr; 
trage. Zum Säluf verwahrt ſich aud no Miniſter Giskra als Mbgert- 
neter zwar, aber doch „im Auftrag feiner Collegen“, gegen bie unrichtige U: 
faflung de8 Memorandums. Gr nimmt die Thronrede zum Uusgaugsruf 
ſeiner —8 und führt den Beweis, daß dieſelbe ınik der Wereii in Ueber 
einftimmung fei. Ueber das Memorandum gebt er hinweg. „Die Regierre; 
jagt er, Hat die Verfaffung nie als Bmölftafelgejek betraf, welches ur:b 
änderlih fei. Kein Mitglied der Regierung hat fich jemals gegen eine Sa 
fändigung ausgeſprochen — denn welcder öſterreichiſche Mimifler Fännte :ı 
Berantwortlichkeit dafiir auf fih nehmen?" Cine gewiſſe Schwenkung in 
Gegenjag gegen das Mehrheits⸗Memoire if damit unleugbar vollzogen. 
Erflärung des Abg. Baron Giopanelli im Ramen der Tyroler W 

geordneten, durch welde Ne von der clericalen zur ſtaatsrechtlichen Oppofu⸗ 

der Czechen) übergehen: „Der Gedanke Iebte ſchon lange in uns, daß un'e 

telung bier im Haufe "täglich unpaltbaret wird, und daß ber Auges: 
nahe jei, wo unjer Berbleiben mit der Ehre und den Rechten unfers Land 
unvereinbar ifl. In ber eſtrigen Sitzung wurde hier (von Frhrn. v. Tr: 
der Ausspruch getban: dad wir feine Deflerreicher find, daB unſere Han: 
Rom und unjer Kaifer der Papft fei. Ich Habe den Ordnungsruf verlar;ı 
und dieſe Genugtfuung if und verjagt worden. Diefe Invective trifft mi 
uns allein, fie trifft ganz eigentlich die Gefinnung unferer —— ” 
bericht die tiefften, heiligften, Ioyalften Gefinnungen derjelben. Wir find ge:= 
bie Verfaffung, weil fie unjerem Lande ſchadlich iſt. Nun fehen wir, da == 
unferm Lande bier nicht mehr nügen können. Wir könmen nicht Länger 3 
ſchauen, wie unjere beiligften Gefühle auf dem Wltar liberaler miniſterie 
Gedankenlofigkeit geopfert werden... Wir wollen nicht länger dem Eytra 
dienen, deſſen nächſten Untergang wir vorausfehen. (Bravo auf der Einer: 
bant, Oho! links), Als Tyroler, als Männer von Ehre treten wir :-: 
biefem Haufe, mit dem Gefühle, daß wir wenigflens unfere Ehre, die €: 
unfereß Landes gewahrt haben.” Die drei Tyroler Abgeordneten wälite 
Zunge erflären dagegen im Haufe bleiben zu wollen mit der Motivirme«. 7 
„gäben zu, daß Wenderungen an der Berfafiuug nothwendig feien, dak «-- 
der Weg, der einzufchlagen fei, in der Berfafjung jelbft Tiege.* 

Das Abg.Haus beitellt die Commiſſion zu Vorberathung 'r 

galizifchen Nefolution mit 16 Mitgliedern von ber Linken, 4 vi 


ber äußerten Linken und 4 Bolen. 


23. San. Erzherzog Karl Lubwig ertwiebert ben borjährigen Beſuch te 


Kronprinzen von Preußen am Wiener Hofe durch einen Bei: 
in Berlin. 

„ (Defterreid). Zahlreiche Adreſſen an das Minifterium a 
ben deutſchen Kronländern, namentlid aber aus Böhmen, Mätrn 
und Schlefien fprehen fih für bie Aufredithaltung und Durdi: 
rung ber Derfaflung und gegen bie föberaliftiiden Forderungen iM 
Ezehen x. aus. 


4. Febr. (Defterreih). Das neue Minifterium conftituirt fig ir 


Anſchluß an die frühere Majorität des Miniſterrathes: Meiniker: 
präflbent: Hasner; Wagner, Landesvertheidigung; Banhans, Ad: 
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bau; Stremayr, Cultus und Unterricht; Giekra, Herbft, Breftel 
und Plener behalten ihre Portefeuilles. Das Palizeiminifterium 
wirb aufgelöft und feine Agenben werben vertbeilt. 


). Gebr. (Defterreid: Kain). Der Landesausſchuß beſchließt, mit 


). 


bem 1. März bie ſloveniſche Amtirung einzuführen. 


„ Eine Depeſche bes Reichskanzlers Graf Beuft an ben Gefanbten 
in Rom gelegentlih ber Vorlage der 21 Canones an das Concil, 
durch melde die Hauptſätze bes Syllabus bogmatifirt werben jollen, 
warnt die Curie vor Eingriffen in die Rechte bes modernen Staats, 
brobt mit bem Berbot ber Publication derartiger Actenjtüde, und 
mit der Juſtiz bes Staats gegen jede Perjon, die ein ſolches Ber: 
bot verleßen würde: 

„Die Infirucionen, welde ih Ihnen am letzten 28. October, zur Zeit 
Ihrer Rückkehr auf Ihren Poſten, übermacht habe, zeigten Ihnen die Richt» 
ſchnur Ihres Auftretens gegenüber dem Goncil, das ſoeben zujammentreten 
jollte, und klärten Eie über die Haltung auf, weiche die k. und k. Regierung 
angeficht3 eines Ereigniſſes von jo großer Tragweite einnehmen wollte... . 
Treu den Brincipien weiſer Wreibeit, welche die Grundlage unferer Berfaffung 
bilden, waren wir durchaus bereit, die katholiſche Kirche ihre inmeren Ange» 
legenheiten in vollfter Unabhängigkeit ordnen zu laſſen. Ebenjo waren wir 
feſt entichloffen, in die Siaatsaction, in die Domäne der Givilgefeggebung 
nicht eingreifen zu laffen, ganz wie wir jorgfam jeden Schein eines Eingriffes 
bes Staates in die der kirchlichen Domäne gehörigen Ungelegenbeiten vermeis 

wollten. 

„Das waren die Geſichtspunkte, welde die k. und 1. Regierung zur Zeit 
der Eröffnung des Concils leiteten, und unſere fernere Haltung hat jene, fei- 
nen Augenblick verleugnet. Weit entfernt, einen Geift unrubhigen Miktrauens 
zu zeigen, waren wir bereit, eine vertrauensvolle Sympathie der vortheilhaften 
Action zuzumenden, welde das Goncil Üben Tonnte, um die religiöfen Gefühle 
der katholiſchen Rationen zu ſtärken und zu entwideln. Vorſtehendes find bie» 
jelben Ausdrüde, deren ih mich in meiner Depeihe vom 23. October v. J. 
bedient habe. Indem ih Em. Exc. einlud, uns genaue Berichte ber den 
Fortgang der Arbeiten diefer Verſammlung einzufenden, empfahl ih Ahnen, 
fi jeder Ingerenz zu enthalten, welche als ein Berfuh zum Eingriffe in die 
Rechte der Kirche gedeutet werden könnte. Indem wir eine fo gewiſſenhafte 
Achtung vor der Actionsfreiheit des Concils bezeigten, hatten wir Grund, zu 
hoffen, daß die Decrete des lekteren vermeiden würden, Fragen zu berühren, 
für melde feine Gompetenz nicht nachgewielen war. Die erften von Em. Exc. 
eingejendeten Berichte haben uns nicht veranlaft, von der Richtſchnur abzu- 
weichen, welche wir für unjere Haltung vorgezeihnet hatten. Obwohl fie ge= 
eignet waren, uns einige Beſorgniß ber den Geiſt einzuflößen, der bei den 
Berathungen des Eoncils herrſchte, hofften wir, daß die Rathſchläge der Klug- 
beit zuleßt durchdringen würden und daß man fih hüten würde, den Ideen 
ins Antlitz zu jchlagen, welche heutzutage die Grundlage der bürgerlichen 
Geſellſchaft bilden. Weine Depeihe vom 26. Dez v. J. Ichärfte Ihnen des⸗ 
halb ein, in Ihrer Referve zu beharren und einzig, wie bisher, mit Aufmerk⸗ 
ſamkeit den Gang der Berathungen zu verfolgen. Die von einer impofanten 
Minorität der Eoncilsmitglievder angenommene ig — von einer Minor 
rität, welche aus den Prälaten der aufgellärteiten und dem Katholicismus 
am eifrigften ergebenen Länder gebildet wurde, und in deren Reiben wir mit 
lebhafter Genugihuung die berühmteften Namen des öſterreichiſch⸗ ungariſchen 
Episcopats erbliden. — legte und den Glauben an ein unfern Wünfchen 

17° 
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F als or erften uns bisher befannten Manifeltationen entſprechendes Cr: 
rejultat nade. 

„Diele Hoffnung ift gewiß nod nicht zu nichte, da nad den neueſten % 
richten Ew. Exc. die Ideen der Mäßigung nad und nad an Terrain ger 
nen. Symptome indeß, deren Wichtigkeit nicht zu verkennen if, flögen 23 
ernftlihe Bejorgniffe ein. Sie beweilen in der. That — daran iſt nmicht ;z 
zweifeln — daß in den höchſten Kreiſen der Kirche eine ausgeſprochene Trr.: 
denz vorherrſcht, die Yreiheit, die wir für den Staat in allen in den Berte 
der Civilgeſetzgebung gehörenden Fragen fordern, nicht nur nicht anzuerfenne: 
fondern fie nicht einmal zu dulden. Wir willen nicht, ob diefe Tendenz übe: 
die Oppofition, die fi im Schooße des Koncils jelbft regt, den Sieg davor: 
tragen wird, aber ihre Eriftenz, die Quelle, der fie entjpringt, di 
Bundesgenofien, die fie findet, und die Beharrlichleit, die fie entwidelt, iu: 
fiherfih ganz danach angethan, uns zu allarmiren. Die dfjentliche Weincnz 
lehnt ih nicht ohne Grund gegen gewiffe Manifeflationen auf, Die, wem :: 


auch zur Stunde erft in dem Stadium des Projectes find, allerdings, wenn ir 
realifirt werben follten, eine unüberfteigliche Kluft zwiſchen den Geſetzer 


der Kirche und denen, die den größten Theil der modernen Gefellichaft regie- 
ren, bilven würden. Die Nähe diefer Gefahr reicht hin, die Gemüther unend⸗ 
lid zu verwirren, und die k. und E. Regierung würde ihre Pflichten veracher. 
wenn fie, aus Reſpect für die Freiheit eine Anderen, e3 nit verjude 
würde, ihre Stimme zu erheben, das Uebel anzudeuten und die Folgen te 
felben zu bezeichnen, ſoweit es eben fie betrifft. Unter den Symptomen un! 


den Manifeflationen, die den bezeichneten Charalter an ſich tragen, fieht m er 
fter Reihe die Publication jener 21 Canones, die dem Goncil zur Bea 
tbung vorgelegt worden find und in pofitiver Form die Hauptbefimmunc.n 


de unter dent Namen Syl labus befannten Uctenflüdes reproduciren. Es it 
mir wohl befannt, daß dieſes Project noch alle Phafen einer gereiften einge 
henden Berathung durchzumachen hat. Es Tann verworfen oder wenigitens 
bedeutend mobificirt werden. ch will aud zugeben, daß der, ich glaube zus 
erft von der Augsburger Allg. Ztg. verdffentlichte Text deffelben vielleicht nit 


durchgehends authentijch ift, obwohl auch die beftunterrichteten katholiſchen Biä:- 
ter an der Aechtheit nicht zweifeln und das Schriftftüd bereits zum Gegen- 


ftande einer lebhaften Polemik machen, die den Zweck bat, es in das bei: 


Richt zu Stellen. 
„Ungeachtet aller diefer Vorbehalte fann man an der Exiſtenz dices 
Deeret-Entwurfe® und an dem hoben Orts vorhandenen Willen, ihn zuc: 


Kirchengejeße erheben zu laſſen, nicht zweifeln. Dieſes eine Factum genret 
aber jchon, die Aufregung der Gemüther zu rechtfertigen und die & un | 


k. Regierung zu zwingen, der Enthaltſamkeit fi zu entäußern, tz 
fie bis zur Stunde jo ftrict beobadjtet hat. Der Inhalt einiger diefer Ganz 
nes ift von einer Tragweite, welche dergeftalt die Action der Eivilgeieggebung 
zu lähmen und den nothwendigen Refpect cine jeden Staatsbürgers den Ge 
jegen feines Landes gegenüber zu zerſtören trachtet, daß kein Staat der 


Verbreitung folder Doctrinen gleichgiltig zuſchanen kann. 


Was un ſpeciell betrifft, jo haben wir bereits in der an Ew. Exc. gerichteten 
Depeſche vom 2. Juli 1869 (ſ. Geſch.Kal. 1869 S. 239) klar die Demar⸗ 
cationslinie vorgezeichnet, die zwiſchen den Attributen der Staats⸗ und der 
Kirchengewalt exiſtiren muß. Die Principien, die wir damals ausgejprochen. 
müſſen die unveränderliche Vaſis unſerer Haltung bleiben. So ſehr wir auch 
geneigt ſind, der Kirche den größtmöglichen Theil von Freiheit in der ihr 
eigenen Actionsſphäre zu bewilligen, find wir doch immer ebenſoſehr entihle'- 
jen, deren Grenzen nicht Überjchreiten zu laſſen und die Rechte, die wir für 
den Staat in Anjprud nehmen, unverkümmert aufrechtzuerhalten. Riemand 
würde aufrichtiger als wir es beklagen, wenn zwifchen den zwei Gewalten, die io 
gut neben einander in Frieden leben könnten, einnener Conflict fid erhöbe; 
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Niemand würde lebhafter als wir es bedauern, der Kirche feindſelige Leiden⸗ 
ſchaften erwachen zu ſehen — Leidenſchaften, die einem ſolchen Conflicte 
Dimenſionen von furchtbarer Bedenklichkeit geben würden. Und 
doch könnten wir vor der Erfüllung einer gebieteriſchen Pflicht nicht 
zurückweichen, und eine ſolche Pflicht if: den Geſetzen des Stantes den Reſpect 
zu ſichern, den jeder Staatsbürger ohne Ausnahme und unter allen 
Umftänden ihnen ſchuldet. Die k. und k. Regierung wird fi demnad das 
Recht wahren müffen (je nachdem der Text hiezu auffordert), die Publication 
eines jeden Altenflüdes zu verbieten, das die Majeflät des Gefeges verletzt, 
und jede Perſon, die ein ſolches Berbot verlegt, wäre vor der Juſtiz des 
Staates für ihre Haltung verantwortlich. 

„Unfer Gewifien befiehlt ung, forthin an berechtigter Stelle die ernften, 
aber unaußbleiblihen Folgen außeinanderzufegen, melde die im Concil erfol⸗ 
gende Adoption von Decreten, ähnlich denen, auf melde ih die Auf⸗ 
merkjamfeit Iente, haben müßte. Man fol uns nicht eines Tages im 
Sande oder in Rom vorwerfen können, daß wir durch unfer Stillſchweigen 
zu Gntiheidungen ermuthigt hätten, welche im Stande find, die tieffte Erre⸗ 
gung in die Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche zu fohleudern. Indem 
wir endlich unjere fefte Hoffnung wiederholen, die Weisheit der in Rom ver- 
einigten Prälaten werde von jelbft die evidenten Gefahren vermeiden, müſſen 
wir die entgegengefeßte Eventualität ins Auge faſſen und einen Alt der Loya⸗ 
lität vollbringen, indem wir die Haltung nicht verſchweigen, welche wir in ſol⸗ 

Falle einnehmen werden. Wollen Sie mit aller Referve und mit dem 
unter fo delicaten Umftänven nöthigen Zact dem Cardinal⸗Staatsſecretär ver⸗ 
traulicherweiſe die Gefihtspunfte der k. und k. Regierung auseinanderjegen, 
ihm die grundjäßlidde Zuflimmung mittheilen, von mwelder Se. k. k. apofto» 
liſche Majeftät nicht Lafjen werde, und endlih Se. Eminenz bitten, dem heil. 
Bater —* die Anſichten zu verſchweigen, mit deren Darlegung Ew. Exc. be⸗ 
traut ſind.“ 


10. Febr. (Ungarn). Ber Miniſter bes Innern, Rajner, ſiſtirt im 


12. 


ſiebenbürgiſchen Sachſenlande auf Grund bes octroyirten Statuts bie 
Beamtenwahlen nach bisheriger Gepflogenheit. 

„ODeſterre ich). Miniſter Giskra beruft eine freie Conferenz 
einer Anzahl Mitglieder des Abgeordnetenhauſes, um ſich mit ihnen 
über bie beabfichtigte Wahlreform für ben Reichsrath zu verſtändigen, 
und erläßt gleichzeitig Einladungen an einige Czechenführer, um 
fi mit ihnen über die Grundlagen eines möglichen Ausgleichs zu 
benebmen. 

„  Unterhandlungen zwiſchen den Minifterien ber beiden Reichshälf⸗ 
ten bez. der Militärgrenze zerſchlagen ſich vorerft. 

„ (Defterreih: Böhmen). Der Stadtrath von Prag, ber als 
Demonftration fünfmal nah einander fog. Teclaranten zum Bürger: 
meifter gewählt batte, benen bie kaiſerliche Beſtätigung jebesmal vers 
fagt worden war, gibt enblih nad und wählt einen Nichtbeclaran: 
ten, ber fofort beftätigt wird. 

„ (Defterreih: Böhmen). Die Czechenführer Rieger und Stab: 
kowsky lehnen die Einlabung bes Miniiters Giskra zu Ausgleichs: 
conferenzen durch Schreiben an ben Etatthalter von Böhmen ab. 


Anf. März, Beſuch des Erzherzogs Albrecht in Paris, wo ihm bie 
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militaͤriſchen Einrichtungen bes Landes mit ganz beſonderer Zuder- 
kommenheit gezeigt werben. 

1. März. (Ungarn). Der Minifterrath beſchließt in Hebereinflunmun; 
mit bei, ‚ssleithanifeen. Minifterium. bie, Einführung bes metrigher 
Maaßeo und Gewichtes. Dor Kalſer eriheilt:beri Einbriagung einct 
Sefetentmurfs,“ ber‘ bie Einführung ber obligatoriſchen Civilehe ke: 
ſtimmt und, jet wilchen nude und Chiſten gepate, feine Zu—⸗ 
fimmung. 

I u (Dekerrei). geicherath, og. Haus: Der Minifter Giekra 
legt bemfelben als Kinfeitung für bie. beabftähtigte. Wahlreform dee 
Reichsraths bie vorjährigen Vota ber Landiage über biefe Frage, in 
Vebereinftimmung mit ber Thronrebe vom 13. Dee. 1369 vor (. 
Sef.Kal. dv. 1869 3. Nov. u. 13. Tec). 


5. u (Deferreid). Reichsrath: Das Abg. Haus genehmigt bie neue 
Erwerboeſteuer in britter Leſung. 


Der Minifter Giskra legt einer Conferenz von Abgeorbneten ben 
Entwurf eines neuen Wahlgeſetzes vor. 

Derſelbe berubt awf der directen Wahl, behält aber das Gruppeniyfien 
dei und bringt die Zahl der Abgeordneten genau auf das Doppelte (111 Ver⸗ 
treter des Brundbefiges, 28 der Handelstammern, 152 der Landgemeinden un) 
115 der Gtäbte, zufammen 406). Die Gonferenz genehmigt die directen Wat. 

. Ien und die Einbringung des Gejetes noch in der laufenden Seſſion, mit 
überwiegender Mehrheit die Verdoppelung der Abgeorbnetenzahl (auch ker 
Mitglieder für den —— —— um die Beibehaltung der Bruppenmwahlen. 
Ebenſo wirb mit ſtarker Mehrheit die Berechtigung des Reichſsraths ausge 
jpeoden, one die Landtatze vorzugehen. Die Mandatsbauer ift auf 4 Jahre 
Fefgehell, die Ausübung des activen Wahlrechts an das 24., des paſſiven 
Wahlrechts an das 30. Lebensjahr geknupft. — Die Vorlage der Regierung 
befteht namentlich aus zwei Theilen, aus einem Belege, betreffend die Abän- 
derungen der Urt. 6 u. 7 des Grundgeieges über die Neihövertretung vom 
21. Dec. 1867, und aus der eigentlihen Wahlordnung in den Reichsrath, 
einer ſehr umfangreichen Urbeit, welde die Eintheilung der Wahlkreiſe for- 
mulict. Das erfigenannte Sefek befteht im Ganzen aus acht Paragrappen. 
und befimmt auch (mit RAdfiht auf die Czechen 2c.) die Pflit der Wahl: 
canbibaten, bei fonftiger Ungiltigfeit, daß Gelobniß zu leiten, das erhalten 
Mandat auszuiben Was den zweiten Entwurf, die Reichtagswahlorbeung 
betrifft, äußert Biskre felbft fo viele Zweifel an ihrer Bollftändigkeit, daß die 
Sinbringung wenigftens tiefer Borlage in der gegenwärtigen Seffion won 
vorneherein hoͤchſt —ãſIle erſcheint. 


7., 6(O eſterreich). Reichsrath, Abg. Haus: Im Ausfhuß für Bor: 
berathung ber. goliziichen Rejolution bringt Rechbauer einen föürm: 
Iihen Gefebentwurf darüber ein, um einem ziellojen Hin: und Her: 
reben über bie Frage vorzubeugen. _ 

" Derfelbe räumt im Großen und Ganzen Galizien in dem Verbande der 
weſtlichen Reuhshälfte diejelbe Sonderftellung ein, weldde Eroatien den Ländern 
der Stepbanafrone ‚gegenüber inne bat. Ber galigziſche er, erhält die 
Geſetzgebung über die Handelslammern, über Sparkaſſen, Gredit- und Ber 
fiderungsanftalten und Banken (mit Ausnahme der Zettelbanten), über al 
Zweige des Unterrichts und über alle Unterrichtsanſtalten (ſofern dieſe nicht 





14 








Veſterreiq· Angarn. 263 


Koh wei⸗ 
en in —2* des — ide, Bot und 
der — eine eigene Pd mi Kr Men per einem Statthalter 
an der Spitze, Der der -galigichen Laudtage verantmartli iſt. Und endlich 
wird ein dem Veichsrath verantwortlicher eigener galiziſcher Minifter ernannt, 
welder auch. jugleih Mitglied des Miniftertaths if. 


8. März, (Defterreid). Reichsrath: Das Abg.Haus lehnt einen An: 


trag des Baron Petrino (Bulowine), die Trage ber für Galizien 
in Berathung genommenen Ausdehnung ber Yutonomie nicht auf 
Galizien zu beſchränken, fondern auf alle Kronländer auszubehnen 
und zu biefem Behuf einem Ausihuß zur Borberathung zuzumeifen, 
ab. Die Polen flimmen mit den Deutfchen gegen ben Antrag, ba: 
gegen bie Abgeorbneten ber Bulowina, Krains x. für benfelben. 


9—12. „ (Defterreid). Reichsrath, Abg. Haus: Im Ausſchuß für 


11.. 


14. 


bie dalmatiniſche Angelegenheit fprechen fi von 15 Mitgliedern 


“nit weniger ale 13 für ein Tadelsvotum gegen bic Regierung 


(wegen bes fog. Friedens von Knezlac) aus. Im weiteren Berlauf 
ber Verathung wird aber Feine ber vorgefchlagenen Yormulirungen 


dieſes Tadels genehm gehalten, ſchließlich der ganze Zabel fallen 


gelaffen und bie Verhängung bes Delagerungszuftanbes für „gerecht: 
fertigt" erklärt und damit der Regierung Indemnität ertheilt, um 
in diefem Moment feine Cabinctsfrifis herborzurufen. 


„ [Defterreid: Galizien). Das Oberlanbesgeriht verwirft ben 
Hecurs des Etaatsanwalts bez. Einftelung der Unterſuchung wegen 
ber Barbara Ubryd, bie dadurch rechtskräftig wird (4. Geſch.Kal. 
1869 26. Nov.). 

„Oeſterreich). Reichsrath, Abg. Haus: Der galigiiche Ausſchuß 
beginnt die Berathung des Rechbauer'ſchen Antrags v. 7. d.; bie 
Polen rüden endlich mit ber Sprache heraus, indem Czerkowski 
Namens derſelben die von ihnen geforderte ſelbſtändige und dem 
Landtag veranworiliche Landesregierung dahin deflnirt, daß er für 
ben Statthalter bie Befugniſſe eines Miniſterpräfidenten in Anſpruch 
nehme. Der Minifter des Innern, Giskra, zögert nicht mit ber 
Erflärung, daß bie Regierung einer ſolchen Combination „niemals“ 
ihre Zuftimmung geben Önne 

.„ (Ungarn). YbgHaus: Rad viertägiger Debatte, in ber bie 
Männer von 1848 und bie jetige minifterielle Partei hart an ein⸗ 
ander gerathen, wird ber Antrag auf Penflonirung ber Honveds 
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mit 196 gegen 126 Stimmen zurückgewieſen und zur Tagesorbuung 
übergegangen. 

15. März : (Oeſter reich: Niederdſterreich). Differenz mit dem Biſchei 
Rudigier von Linz. 

Ein zum Weligionsfeßrer an einer Realſchule gewählter Prieſter veric- 

— den Sat bie — atsgrundgeſetze, und der Biſchof erflärt, daß neq 

Pönitentiarie in Rom fein Prieſter dieſen Eid. leiſten durie. 

Der gultateifiee entſcheidet dahin: „Da weder bie Verwendung eines den &> 

vertseigernden, ‘noch eines don den kirchlichen Behörden für nicht befähigt er- 

Härten Refigionslehrers zuläffig if, jo erübrige nur, daß, wenn eine Aushilfe 
nit moglich, der Religionsunterricht ſuspendirt bleibe,“ 

17. „ (Defterreid). Heiherath, Abg Haus: Die Annahme bes Red: 
bauer’ihen Antrags vom 7. d. ift im Ausfhuß für die galiziice 
Refolution mehr als zweifelhaft getworben, und bie Polen berath:n 
daher bereits. über ihren förmlichen Austritt aus dem Reichsrath. 


18. „ (Deferreid). Reichrath: Das Abg.Haus ‚genehmigt mit gro: 
ger Haft eine neue Civilprozeßordnung mit Mündlichkeit und Der: 
fentlichleit ber Verhandlungen. 


» m (MUngarn). Das Unterhaus Ichnt gewaltiame Durdführung 
ber Mehrheitsbeſchlüſſe bes ijraelitiiden Congreſſes ab, Deal 
gegen Eötnös, 

19. „ (Defterreih). Mintjterratb unter bem Vorſitz bes Kaifere: 
Derfelbe Tegt dem Kaiſer die Wahlreformoorlage vor. Der Kaiſer 
erflärt fich nicht gegen birecte Reichsrathowahlen, äußert aber Te: 
benfen gegen eine Löſung ber Trage ohne Zuftimmung ber Lanttaze 
und gebt nach Peſth, ohne baf bie Trage entjchieben wäre. 

20. „ (Defterreih). Der Minifterrath befchließt, die Wahlreform: 
frage für biefe Seflion, da die erforderliche Zweibrittelmajorität für 
bie Vorlage doch nicht ſicher wäre, fallen zu laſſen und zu vertagen, 
dagegen im Reichsrathe ein Geſetz einzubringen, wonach bas Roth: 
wahlgeſetz für das Parlament auch auf einzelne Wahlbezirfe ange: 
wendet werben kann, wenn ber Abgeorbnete eines Bezirkes jein 
Mandat im Keicherathe nicht ausübt; Ichließlih aus der Waßl: 
reformfrage für jet feine Cabinets⸗ und eine Portefeuillefrage zu 
maden. Nur Giekra, der für bie unverweilte Behandlung ber 
Mahlreform eingetreten war, erflärt, unter biefen Umftänben feine 
Entlafjung erbitten zu wollen. 

22. „ (Defterreih). Neicherath, Abg. Haus: Der Ausſchuß für bie 
galiziiche Nefolution Tehnt die Punkte des Rechbauer'ſchen Antrags, 
welche bie Vornahme ber Reichsrathswahlen durch ben galiziichen 
Landtag betreffen, mit 9 gegen 7 Stimmen ab, nachdem fi Mint: 
fter Giskra gegen dieſe Ausnahmeftellung Galiziens Namens ber 
Regierung erklärt und bie bervorragendften Redner eine Annahme 


berjelben als das Tobesurtheil ber directen Wahlen zum Reichsrath 
bezeichnet hatten. 
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23. März. (Deſterreich). Reichsrath, Abg.-Haus: Budgetdebatte. Die 


26. 


Regierung, deren Mitglieder früher als Abgeordnete jeden Dispo⸗ 
ſitionsfonds perhorrescirt hatten, und bie noch ſpäter wiederholt er: 
HMärt hatte, daß fie einen Dispoſitionsfonde nicht in Anſpruch neh⸗ 
men werbe, verlangt nunmehr doch einen folden im Betrage von 
50,000 fl. und erhält ihn auch troß lebhafter Proteftationen von 
„nationaler" Seite zugeftanden, ba ber ‘Minifterpräfident Hasner er: 
klärt, daß bie Regierung in einer Verweigerung bie Abfiht bes 
Haujes erkennen müßte, fie für „vogelfrei” zu erklären. 

Ein Antrag Mayerhofers auf Erlaß einer Nejolution bezüglich 
ausgiebiger Kriparungen im Militärbudget und allgemeiner euro: 
päiſcher Entwafinung wird nach kurzer Debatte mit 62 gegen 53 
Stimmen abyelehnt. 

Mit großer Mebrbeit wird eine Rejolution beſchloſſen, welche bie 
Regierung auffordert: bie geeigneten Schritte zu ihun, auf daß bie 
Wehrkraft von Tyrol in einem den Leiltungen ber übrigen Landes: 
theile entiprechenden Verhältniß zur Vertheibigung des Reichs her: 
beigegogen werde. 

Die Ungleichheit der militärischen Leiftungen ift allerdings eine ſtark in die 
Augen fallende. Tyrol ftellt für die Linie nur das einzige Kaiſerjägerregiment, 
d. 5. 11,000 Dann weniger, als e8 bei gleicher Leiftungspflicht zu ftellen ha⸗ 
ben würde; und während die Landwehr aller übrigen Rronländer ſogar außer⸗ 
halb der Reichögrenzen zu kämpfen verpflichtet ift, hat die Tyroler Landwehr 
das Privilegium, unter allen Umftänden nicht außerhalb der Landesgrenzen 
verwendet zu werben. Ein Verſuch, den Tyroler Landtag zu der Conceffion zu 
bewegen, daß bei dringender Gefahr für das Reich wenigftens die Hälfte der 
Zyroler Landwehr zum Dienft außerhalb Tyrols herangezogen werden dürfe, 
war im borigen Jahre an der ultramontanen Mehrheit des Tyroler Landtags 
geicheitert. 

Bein tat des ultusminifteriums werden zu ber Pofition 
„Staatszufhüfle aus dem Fathol. Religionsfonde* zwei Refolutionen 
auf Entziehung der Beiträge für bie geiftlihen Gorrectionsanftalten 
in Zukunft und Verpachtung ober Verkauf ber zu bem Religions: 
fonds gehörigen Liegenihaften angenommen, bagegen eine weitere 
gegen die Bezüge ber Menbilanten: und Nonnenklöfter aus Staats: 
mitteln gerichtete abgelehnt. 

„ (Defterreih). Reichsrath, Abg.-Haus: Das Budgetgeſetz wird 
bereits in zweiter und britter Leſung erlebigt. 

„ Die Minifterien ber beiben Reichshälften verftänbigen ſich über 
bie Grundlagen eines Ausgleichs bezüglich ber Militärgrenze. 

„ (Defterreid: Galizien). Der auf dem lebten Landtage ver: 
juchte Ausgleich zwiihen Polen und Ruthenen muß als gefcheitert 
betrachtet werden. Die Polen find nicht geneigt, den Ruthenen ir: 
gend welche mejentlihe Zugeſtändniſſe zu machen. 

„ (Defterreid). Reichsrath, Abg-Haus: Die Regierung Tegt 
bemfelben (zunächſt mit Rüdfiht auf Böhmen und Tyrol) ein fog. 
Nothwahlgeſetz vor, wonach 
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„der Raifer in dem alle, daß die Beriretung eines Landes im BReidhfrait 
dadurch unvollfländig wird, daß einzelne Gruppen im Landtage entweder gar 
nicht oder nur theilmeije vertreten find, oder die auß einer Gruppe geamäli:: 
Landtags-Wbgeorbneten die Wahl in den Reichsraih: nicht annehmen, oder dr 
in den Reihsrath gewählten Abgeordneten ihr Mandat zurüdiegen, oder 2 
Bolge dauernder Verhinderung als außgetreten zu betrachten find, die Vor⸗ 
nahme unmittelbarer Wahlen durch die beiteffenden. Gebiete, Etädte zr: 
Korperſchaften anordnen kann.“ 


29. März. (Defterreih). Reichsrath, Abg.-Haus: Der Ausikuß für tie 


30. 


31. 


galizifche Reſolution faßt ſchließlich den Beſchluß, bie gänzliche Ab 
lehnung derſelben zu beantragen, J 

nachdem monatelang über die Frage debattirt und von ihm felber cr 
Reihe der galizifchen Forderungen zugeflanden, freilih die beiden Hauptpunti: 
(dad Zugeftändniß einer dem Landtage verantwortlidien Landesregierung un: 
die Ueberlafjung der Reihstagswahlen an den galigiihen Landtag, felbfi mern 
für alle übrigen Kronländer direrte Reichsrathäwahlen beihlofieg. werden follter' 


verworfen worden waren. Der Uebergang zur Xagesorbnumg mar ſchon dır 


Lofung der legten Sitzung; nur die Motivirung — denn die einfadge Zagel- 
ordnung wurde von Niemandem beantragt — koſtet noch harte Kämpfe. Tz 
eine Formulirung (Demel) geht von der Erwägung aus, daß man den Poles 
alles oder nichts bewilligen müſſe; eine andere (Kaiſer) will die Bereitwilligfe: 


des Reichſsraths ausgeſprochen wiſſen, den Rechbauer’ichen YAusgleichsentwurf jr 


acceptiren, falls der galiziiche Landtag fi dadurch befriedigt erfläre; eine drit 
(Rechbauer) fordert die Regierung auf, fih zunächſt mit dem Landtage üter 


einen Ausgleich in Verhandlung zn fegen, und dann dem Reichsrath glei 


zeitig eine Vorlage zur Erweiterung der galizifchen Autonomie und zur Eis: 
führung direeter Wahlen zu unterbreiten; eine vierte endlich (Schindler) be 
gründet das allenlafien der Rejolution — als „gegenwärtig nicht zuläftz‘ 
— mit der Erwägung, daß eine Erweiterung der Autonomie der Köonigrcice 
und Länder nur bei gleihmäßiger BVerflärkung der Eentralgewalt Play gru- 
fen tönne, diele aber nur auf dem Weg einer entſprechenden Reform der Wa}. 
in den Reichsſsrath zu erreichen ſei. Die letzte Formulirung wird vom Yu: 
Ihuß mit 9 gegen 6 Stimmen zum Beſchluß erhoben. Die Polen ſchicken da 
Abftimmung die Erflärung voraus, daß fie fih der Abſtimmung enthalte 
würden, und geben nad geichehener Abflimmung zu Protololl: daB mit einem 
Ergebniß, welches nad ausdrüdlicher Zuftimmung zu einem Theile der Rd» 
Iution den geſammten Inhalt diefer Rejolution ablehnt, „über daS gegenwär: 
tige Regierungsiyftem der Stab gebroden” fei. Ber Minifterpräfident Hasen 
und der Miniſter des Innern, Giskra, welde der Ausſchußſigung beitmohnen, 
find von Anfang bis zu Eude ſtumme Zuhörer der Berbandlungen. 


„.(Defterreib). Reichsrath, Abg.-Haus: Rechbauer trägt auf 
birecte Wahlen für ben Reihsrath und auf Erriätung einer Etänbe 
fammer, nad ber bee bes Reichstags von Kremſier, an, um auf 
biefe Weife auch den nationalen Parteien ein Genüge zu thun. 
„ (Defterreih). Reichsrath, Abg.-Haus: In Folge ber Ahle 
nung ber galiziſchen Refolution durch ben Ausihuß erklären bie 
Polen ihren Austritt gus dem Reichsrath und nehmen bie föbere: 
liſtiſchen Slovenen, Triefter, Iftrianer und Vukowiner Anlaß, gleic- 
falls ihren Nustritt zu erklären. 

Erllärung der Polen: „Die Verhandlungen des Abgeorbnetenhauks 


gelegentlich der Adreßdebatte, das kurz zuvor veröffentlichte Memoranbum jener 
Mitglieder der Regierung, die am Staatsruber verblieben, mußten den Unter 
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fertigten die Ueberzengung beibringen, daß die Majorität der Neichsvertretung 
und die Regierung, von ängftliher Beſorgniß für die politischen Interefſen 
Eines Boltsftammes geleitet, unter dem Namen des Tyefthaltens an der Ver» 
faſſung und der Berfaflungstreue die Berweigerung der bon ‚einzelnen Ländern 
angeftrebten Erweiterung ihrer Autonomie fürmlih zum Regierungsſyſteme er- 
hoben Haben. Auch folde Erweiterungen, die in einzelnen Fällen ausnahms⸗ 
und bebingungsweiie von ihnen ſelbſt für zuläffig erkannt wurden, wollte man 
nur als ein vom Reiche darzubringendes Opfer zugeflanden willen. Daß diejeß 
Syftem, anftatt zum Frieden und zur Verftändigung, nur zu immer beftige- 
ren Kämpfen zwiſchen den Nationalitäten der Monarchie führen und zulcht 
entweder den Tespotismuß oder die Labmlegung des Reiches herbeiführen 
muſſe, war für die Unterzeichneten einleuddtend. Es mußte daher an die Unter⸗ 
fertigten die Trage herantreien, ob es ihnen gezieme, Angefichts dieſes neu in⸗ 
augurirten Regierungsſyſtemes an dein ferneren Beſtreben des hohen Abg.- 
Hauſes theilzunehmen. Die Rüdficht jedoch, daB das Geje Über die Heercs- 
ergänzung noch nicht beichlofien und der Staatsvoranſchlag noch nicht votirt 
war, und daß ſonach ihr Austreten unter ſolchen Umftänden anf den geregel« 
ten ®ang der Verwaltung in diefen zwei Lebensfragen für den Staat mög- 
licherweiſe flörend einwirken könnte, bewog die Gefertigten, auf ihren Plägen 
auszubarren. Während diefer Zeit blieben alle Bemühungen der Gefertigten, 
ein Abgehen von der eingeſchlagenen verderblichen Bahn herbeizuführen, cr» 
folglos. Die Ergebnifie der Ausſchußberathungen über die vom galiziichen 
Zandtage in ber legalſten Form geftellten Wünſche lieferten nur noch einen 
neuen Beweis, daß bei diefem NegierungBinften die Befriedigung der Völker 
Deſterreichs in ihrem Begehren nad Autonomie nicht anzuhoffen if. Im 
Gegentheile ift nur zu oft das Beſtreben herborgetreten, felbft die den König⸗ 
reihen und Ländern verfofjungsmägig gewährleiftete Autonomie einzufchränten, 
welches Beftreben in den jüngft eingebradten Vorlagen über die Nothwahlen 
feinen prägnanteften Ausdrud gefunden hat. Gegenwärtig find jene Rück⸗ 
fichten, die uns Urterzeichnete zurlidgebalten haben, entfallen, wir folgen jomit 
unferer Ueberzeugung und legen, um dem galiziihen Landtage die volle Frei⸗ 
beit der Action für die Zukunft zu wahren, unjere Mandate zu Handen des 
galiziihen Landmarſchalls nieder.” 

Ertlärung der Elovenen ıc: „Das hohe Haus Hat anläßlich des 
vom Abg. Petrino geftellten Antrages in der Sitzung vom 11. Febr. d. J. 
ausgeſprochen, daB daſſelbe die auf die Berftändigung aller Länder und Nas 
tionalitäten abzielenten Vorſchläge defielben nicht in Ermägung zu ziehen ge 
neigt if. Rachdem dafjelbe ferner bei der Berathung des Geſetzentwurfes, be 
treffend die Ergänzung des 8 7 der StantSgrundgefege über die Reichſsvertretung 
(des Nothwahlgeſetzes), an defien Zuftandelommen nad allen früheren Vor⸗ 
gängen nicht zu zweifeln ift, die wichtigften Rechte der Landtage ohne deren 
Mitwirtung zu alteriren und den legalen Boden zu verlafien im Begriffe ift, 
erflären die Unterzeichneten, da für fie kein Erfolg ihrer weiteren Thätigkeit 
im hoben Haufe zu erwarten ift, andererfeit3 fie hiedurch allein die Schaffung 
eines Präjudizes für die unzmweifelhaften Rechte ihrer Landtage verhindern, 
Daß fie an den ferneren Arbeiten des Hauſes keinen Antheil nehmen werden, 
indem fie fi) rejerviren, diefes ihr Verhalten gegenüber den Zandbtagen zu 
rechtfertigen.“ ' 


Nur wenige „Nationale” erklären ihrerfeits, im Reichsrathe blei: 
ben zu wollen, fo baß faft nur bie Abgeordneten .beutfher Nationas 
lität übrig bleiben. Dur Namensaufruf wirb indeß conftatirt, daß 
Das Haus nch beihlußfähig iſt. Daffelbe überweist den Entwurf 
bes Nothiwahlgefeßes an eine Commiljion. 

Die Minifter beſchließen, vom Kaifer bie Auflöfung derjenigen 
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Landtage, deren Mitglieder aus dem Reichsrathe ausgetreten fint, 
ober ihre Entlaſſung zu verlangen. Der Minijterpräfident Hasnct 
geht mit dieſer Yorberung nah Dfen ab. 

Der Ausſchuß beſchließt in einer Nachtſitzung, dem Hauſe tic 
Annahme des Nothwahlgeſetzes zu empfehlen. 


1. April. (Deſterreich). Der Reichskanzler Graf Beuſt folgt bem 


Minifterpräfibenten Hasner nah Ofen. Der Kaijer verweigert bie 
vom Minifteriun geforderte Auflöfung einer Reihe von Landtagen 
und behält fi bezüglich des Entlaſſungsgeſuchs der Miniſter jeine 
Entſcheidung vor. 

„ (Defterreid) Der Kaifer kehrt nah Wien zurüd unb cen: 
ferirt mit bem Grafen Potodi von ber früheren Minifterminorität. 
Derjelbe erhält ben Auftrag, cin neues Minijterium zu bilben. 

» (DOefterreid). Reichsrath, Abg.:Haus: Hasner zeigt bemielben 
an, bag das Minifterium feine Entlaffung verlangt habe. Botedi 
unterhandelt mit Rechbauer über feinen Eintritt in das Minifterium 
und mit ben Miniltern Breſtel, Plener, Banhans und Stremayr 
über ihren Eintritt in die neue Combination. 

Die paar Elaven, die am 31. März noch im Reichsrath bleiben 
zu wollen erflärt hatten, legen nadyträglih ihre Manbate auch noch 
nieber. 

v» (Oefterreid). Reichsrath: Das Abg.Haus wählt bie Mi: 
glieder der cisleithaniihen Delegation. Für Galizien, Iſtrien, Görz 
und Trieft fönnen feine Delegationen gewählt werben, weil Abge— 
orbnete ber betreffenden Gruppen im Haufe nit mehr anweſend 
find. Es wird ber Antrag auf eine Adreſſe an ben Kaijer geſtellt 


und nad kurzer Debatte berjelbe mit allen gegen 4 Etimmen au: 


genommen. 


Die Moreffe fpricht die durch die politiſche Lage für das Haus eingetreim 


Nothwendigkeit aus, feine Anſchauungen mit Offenheit darzulegen, und gift 
dem tiefen Bedauern Über den Austritt der nationalen Abgeordneten Ausorud, 


„weil hiedurch der confitutionelle Boden, auf weldem allein nationale oder 
politiide Differenzen zu einer flaatsrechtlih giltigen Wustragung gelangen 


fönnen, von jenen Abgeorbneten verlafien wurbde*. „Indem wir nun Greig- 
niffen gegenüberftehen“, heißt eB weiter, „welche möglichermweile eine bedenkliche 
Wendung in der inneren Politik zur Folge haben Eönnten, fühlen wir uns 
verpflichtet, unjerem underbrüdglichen Feſthalten an den in unferer ergebenſten 
Horeffe vom 28. Yan. d. J. ausgefprochenen Unfichten im Namen ber burd 
uns vertretenen Bevöllerung feierlihft Ausprud zu geben. Der öfterreichiide 
Meichsgedante iſt es, welcher unſer politiſches Streben immerbar leitete. In 
der parlamentarifchen Einheit der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder erfennen wir die einzige verläßliche Bürgſchaft des Machtbeſtandes 
Defterreichs, der Freiheit feiner Bürger, des Schutzes aller feiner Ratiomalı- 
täten. Die berechtigte Autonomie der Kronländer in ihren inneren Angelegen⸗ 
heiten darf in die Machtſphäre der Kaiferfrone, der Keichſsvertretung und der 
Regierung in Reichsangelegenheiten nicht eingreifen. Die freie Bewegung der 
ſtaatlichen Beftandtheile muß eine Begrenzung finden in den Bedingungen einer 
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febensfräftigen Exiftenz deß Stantsganzen, fowie in der Nothwendigkeit eines 
Schutzes für die Yreideit der einzelnen Staatsbürger und für die nationalen 
Minoritäten, welche Bedingungen und welden Schuß nur eine in ihrem Be- 
Rande geficherte Reichsgeſetzgebung, jowie eine ftarle Reichsgewalt gewähren 
können. Die durh den Ausgleich mit Ungarn geſchaffene Zweitheilung der 
Monarchie erhöht noch die politiiche Nothwendigkeit einer parlamentariſchen 
Einigung und einheitlichen Regierung der diefjetiigen Reichshälfte. Soll Defters 
rei ein monardiicher Staat, eine europäiſche Macht bleiben, dann dürfen 
feine Beftandtheile nicht bloß durch das Band einer Konföderation loſe zu» 
fammengehalten fein. In der Einheit und Sreiheit Liegt Oeſterreichs Macht 
und Größe, im Föderalismus würden Oeſterreich und feine freiheit eine Leichte 
Beute ihrer Feinde. Don diefen patriotiichen, Öfterreichiihen Geſinnungen ge= 
leitet, würden wir daher feiner Regierung unfere Unterjlügung gewähren 
fönnen, melde, den Rechtsboden oder den Örundgedanfen der gegenwärtigen 
Berfafjung verlaflend, das Schwergewicht der Geſetzgebung und der Admini⸗ 
ftration in die Landtage verlegen und die Reichsvertretung und Reichsſsregierung 
in ihren weientlihen Attributen ſchmälern wollte Wir müſſen Beftrebungen 
entgegentreten, welche mit Gefährdung der verfafjungsmäßigen Selbftändigfeit 
der gegenwärtig beftehenden Königreiche und Länder die Schaffung neuer ſtaats⸗ 
rechtlicher Seftaltungen bezweden. Und da unjer Ziel das brüdbderliche Zus 
ſammenwirken gleichberechtigter Öfterreichiicher Völker, nicht aber die Hegemonie 
eines Boltsftammes, jo könnten wir aud niemals verfafiungsmäßigen Ein» 
richtungen oder Regierungsmaßregeln unjere Zuftimmung ertheilen, durch melde 
die Gulturinterefien irgend eines Volksſtammes der Vergewaltigung durd) ans 
dere Nationalitäten preisgegeben würden.“ 

Herrenhaus: Echmerling trägt auf folgende Reſolution an: 

„Indem das Haus ausipricht, daß es unverbrüdlich an den Grundfägen 
fefthält, welche es jederzeit, insbejondere aber zum Beginn der jetinen Seffion 
in der bei Beantwortung der allerh. Thronrede beichloftenen Adreſſe ausge⸗ 
ſprochen Hat, ficht e8 fi zur Erklärung veranlaßt, daß e8 nur jene Regie- 
rung als ihre Aufgabe richtig erfaflend betrachtet, welche es als ihre erfte 
Pflicht anfieht, im Geiſte der Verfaſſung und durch Straft der Geſetze allen 
gegen den Beitand der Berfafjung und gegen die centrale Neichsgewalt gerich- 
teten Beitrebungen wirkjam entgegenzutreien, ſowie den Glanz und die Mechte 
der, Erone und die Wohlfahrt und Zujammengehörigkeit des Reiches zu fichern.“ 

Faſt das ganze Haus erhebt fi zur Unterftügung derſelben. Schmerling 
begründet fie folgendermaßen: „Es liegt die Thatſache vor, daB eine große 
Anzahl von Abgeoroneten daB Abgeordnetenhaus verlaflen hat. In Berbin« 
dung damit fleht die weitere Thatſache, daß die Minifter fich genöthint gejehen 
haben, um ihre Entlaffung zu bitten. An diefe beiden officiellen Akte reiht 
fi die Thätigkeit der Prefle, und zwar jener Organe, von denen es ein dfs 
fentliches Geheimniß ift, Daß fie mit dem Verwalter des Dispofitionsfonds in 
nahen Beziehungen ftehen. Wir haben in ihr feit Monaten das Thema bes 
bandelt gejehen, daß die Berfaffung durchaus nicht geeignet fei, Alle zu befrie- 
digen, daB an eine Aenderung berjelben gegangen, daB den Forderungen ges 
wiſſer Nationalitäten Rechnung getragen, kurz, daß um jeden Preis — wie 
es beißt — der innere Friede hergeftelt und ein Ausgleich verfucdht werden 
möge Dies wird von maßgebender Seite fort und fort als ein Poftulat der 
Machtftellung des Reiches hingeftellt. Wenn wir dieje Wunſche fo lebhaft bes 
tonen hören, fo liegt e8 nahe, zu unterſuchen, was denn die bisherigen auf 
dem Gebiete des Ausgleiches und der Eonceffionen vorgenonimenen Staatsakte 
für eine Wirkung gehabt haben. Der crfte Alt war der Ausgleich mit Uns 
garn. Daß er den Landern dieſſeits der Leitha Leine gunſtigen Bedingungen 
gebraddt Hat, dariiber würde man fi) Hinmengelett haben, wenn die Sache 
damit abgethan wäre. Aber leider ift dies nicht der Wal. Trotz der über» 
nommenen Laſt fiehen wir vor einer Menge nicht gelöfter Fragen. Jederzeit 
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müffen wir mit Recht beiorgt fein, daß uns neue Nachtheile zugefügt werre. 
Run heißt e8, die Machiſtellung des Reiches fei dadurch gefichert. Ich bak 
aber leider die Meberzeugung, daß der Ausgleich der Machtſtellung des Neihe 
Nachtheil gebracht hat, und daß dies nicht allein ung befannt ift, ſondern te} 
man es ebenjo an der Spree und überall fennt, und daB man daher mit dem, 


daß man in Einem fort jagt, die Machtſtellung fei geſichert, diejenigen gem 


nicht täufcht, die nicht getäufcht werben wollen. Zur Machtſtellung gehören 
drei Dinge: ' Einfluß ver Aufern Polttit, geordnete Finanzen und em ſchlag⸗ 
fertiges Herr. Ueber das erfte werde ich ſchweigen, weil jedeß von den Mi: 
gliedern ſich wohl feine Meinung gebildet haben wird. Was aber die Frage 
betrifft, ob durch den Dualismus der Stand unferer Finanzen glänzender ge 
worden ift, fo dürfen wir uns nicht täufchen, daß in unferem Budget cm | 
Maſſe von Einnahmen erjcheinen, welche nur jegt zuflichen, und Daß isir de 
her in einigen Jahren in der traurigen Nothwendigkeit jein werben, für bie 
Staatsberürfnifie andermweit zu forgen. Wie lann dies geichehen? Leider gar 
nicht, denn wir haben feine gemeinfame Staatsfchuld. Eine gemeinfame Credit⸗ 
operation ift für alle Verhältniffe unmöglich gemadt. Wenn wir auch feina 
offenfiven Krieg führen werben, jo haben wir doch Radıbarn, die uns gerade 
nicht ſehr freundlich gefinnt find. Sollten wir daher für unſere Exiſtenz einm 
Krieg führen müſſen, wie foll e8 dann gehalten werden mit der Benützung des 
Credits? Die Delegation hat Feine Beldoperation zu beivilligen, der Rriche⸗ 
finanzminifter hat fie nicht vorzunehmen; die beiden Reidhstage haben zu be⸗ 
ſchließen und die rejp. Finanzminiſter haben fie durchzuführen. Iſt unter jo!- 
Ken Berhältnifien die rafche Durchführung einer Greditoperalion möglich? 36 
tomme zun dritten Momente, der Armee Wenn wir die Sade genau be 
traten, haben wir drei Armeen — ein ftehendes Heer, eine ungariiche Lan» 
wehr und eine deutiche Landwehr. Wenn man jchon im Frieden drei felbf- 
ftändige Gruppen des Heeres bildet, die unter fi ſehr loſe zufammenhängcı, 
it ſchon damit dasjenige, was eine einheitliche Armee macht, im vornhine: 


"beieitigt. Im alle eines SKriegeß aber ift jede Operation wieder an die Zw 


ftimmung beider Reichötage gebunden. Wenn ich all das zufammenfafle, komme 
ih mit gekränktem patriotiihen Gefühle zu dem Ausſpruche, dab die Mad: 
ftellung des Reiches durch den Dualismus gewiß nicht gewonnen bet Gin 
zweiter großer Alt war der jogenannte Ausgleich mit Balizien. Als die Re 
vifion der Februarverfaſſung vorgenommen wurde, war unter der Sand mi 


einer Fraction verhandelt und ihr um den Preis, dab fie überhaupt für di 


Berfaffung ftimme, bedeutende Gonceffionen in autonomiftiicger Richtung ge 
währlciftet worden. . Dadurch kam der NReihsrath in eine ZwangBlage, und 
mußte diefe Modifikationen mit blutendem Herzen annehmen. Was war die 
Folge? Daß jene Fraction bei der dritten Leſung gegen die Berfafjung und 
bei den Religionsgelegen gegen die Regierung ftiınmte, daß der Landtag, aus 
welchem diefe Fraction hervorgegangen, ein Jahr, nachdem die Berfafiung zu 
Stande gelommen war, die berühmte oder berücdtigte Rejolution faßte, und 
daß die Abgeordneten, denen dies großmüthige Geſchenk geworden ift, vor 
wenig Tagen das Haus verlafien haben. Das iſt die Vergangenheit. Te 
darf man wohl fragen, ob wir abermals ein Experiment in der angedeuteten 
Nichtung wünjcen können, ob wir nicht vielmehr laut und entſchieden unfere 


‚Stimmen erheben follen, um alle diejenigen zu beſchwören, welche jet die wid» 


tige Frage, wie die Regierung zu leiten ift, in Händen haben, mit fi za 
Rathe zu gehen, ob es angezeigt ift, ein britteß, wie ich bejorge, noch ſchlechter 
endendes Experiment zu unternehmen. Ich für meinen Theil kenne inmitten 
der Anarchie, in der wir uns befinden, do nur Einen Weg. Er mag m 
mentan noch fo fehwierig, in feinem Berlaufe noch fo mühenoll fein, er iſt am 
Ende doch der einzige, und dag ift, den Reichsſsgedanken feitzubalten. In diefem 
Sinne Habe ih eine Reſolution entworfen. In diefer Rejolution wird Nie 
mandem ein Vertrauens votum gegeben, gegen Niemand ein Mißtrauen auf 
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geſprochen, die Macht der Krone, ſich ſelbſtändig ihre Miniſter zu wählen, in 
gar keiner Weiſe angegriffen. ber fie ift geeignet, einige Klarheit in die Si⸗ 
tuation zu bringen. Ich empfehle daher ihre Annahme. 

Die Refolution wird mit allen gegen circa 16 Etimmen ange: 
nommen. i 


Apr. (Ungarn) Das Unterhaus genehmigt eine Anleihe von 15 


Mil, für Bauten in Peft, die ſog. Verfhönerungsanleige, um Belt 
conenrrenzfähiger zu machen mit Wien. Deinijter Cötvös Dringt 
Sefegentmürfe ein: über Religionsfreiheit, über bie Reorganijation 
ber Univerfität, die Errihtung einer Acabemie in Stlaufenburg, bie 
Reorganilation des Polytechnikums, die Neorganifation ber Mittel: 
ſchulen und die Erridtung von SKleintinderbewahranitalten, ferner 
den Antrag, daß zur Prüfung dieſer Gefebe eine Commiſſion ein- 
gejebt werde, und verlangt einen Nachtragserebit für jogleich einzu= 
führende Verbefferungen an ber Univerfität. 


„ (Defterreid). Der Reichsrath vertagt fih. Energiſche Schluß: 
rede das Präfidenten Saijerfelb im Abgeorbnetenhaufe: 

„Wir dürfen im anſcheinenden Mikerfolge das Bewußtſein unferer Ziele 
und des eigenen Werthes nicht verlieren. Uns mar die Berfafjung werth- 
voll, nit bloß wegen der Treiheit, fondern auch weil wir nur in ihr 
den ftanterhaltenden Gedanken erfennen. Dazu haben wir es aud an Nach⸗ 
giebigfeit — . Zeuge deflen die Berfaffung, wie fie gegenwärtig ift — nicht feh⸗ 
Ien lafien. Unjerer Feftigkeit, Ausdauer und Beharrlichkeit haben fih Intri⸗ 
que und Afterklugbeit entgegengeftellt ; fie haben fich tief eingefreſſen in unjere 
Bartei und ihre Organijation angegriffen. Wir find unterlegen, nicht etwa, 
weil wir die Freiheit nur für uns forderten, fondern weil wir fle auch allen 
unfern Gegnern gönnten, weil wir die Verfaflung vertheidigten gegen Jene, 
welche feine wollen und Alles haſſen, was ihre Herrſchaft behindert. Das 
Urtheil der Gegner wird nicht fchonend fein, aber wird anerkennen müſſen ben 
Kampf, den Sie für die Menſchheit, für vieles Staatsweien geführt. Was 
man vorhat, wird fein Experiment, e8 kann leicht die Kataſtrophe jein. Ein 
Attentat auf die Berfaffung müßte zu demjelben NRejultat führen, wie das 
frühere, wenn es auch im ſogenannten corredten Wege und von radicalen 

änden ausgeführt würde, Wir wmülflen fefthalten an dem ftaaterhaltenden 

edanfen. In unferer Vergangenheit, im energifchen Widerflande gegen jeden 
Verſuch, den faatsrehtlihen Zuſammenhang zu zerreiken, werden wir die 
Schutzwehr finden, nicht die Däpes nebelhafter Ausgleiche zu werden.“ 
„ Defterreid), Graf Botodi Tann fih mit Rechbauer über 
das von bemjelben vorgelegte Programm nicht einigen. Es wirb 
baber die Bildung eines fog. Beamten:Minifteriums ins Auge ges 
faßt. Die czechiſche Preffe kommt Potodi nichts weniger als ent: 
gegen, erMärt vielmehr, ben bisherigen paſſiven Wiberftand auch 
gegen ihn fortjegen zu wollen, ba das Werk von ihm unrichtig an⸗ 
gefaßt worben jet. on 

Programm Rehbauer: 1. Die beftehende Verfaffung iſt der unantaftbare 
Nechisboden unferer ſtaatlichen Exiſtenz; eine Aenderung an derfelben kann nur 
auf dem Boden diefer Verfaffung und auf dem von ihr felbft vorgezeichneten 
Wege durch die hiezu verfaffungsmäßig berufenen Factoren erfolgen. Jede Ver⸗ 
Iegung der Berfaflung wäre ein Rechtsbruch von den verberblichften fyolgen. 2. Zur 
Kräftigung des Conſtitutionalismus und eines wahrhaft volksthumlichen Wire 
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kens der Reichſvertretung erachte ich eine Reform bes Staaiſsgrundgeſches übe 
die Reichövertretung vom 21. Dezember 1867 im Sinne des von mir cin 
bradten Geſetzenwurfes wegen Bildung sines Vollshaufes auf Grund bir 
Wahlen und Umgeflaltung des Gerrenhaufes in ein Länderhbaus für neik 
wendig. 3. Betreffend das ſtaatsrechtliche Berhältnik der einzelnen Sönigrride 
und länder zum Beide, fo ift die verfaflungsmäßig gewährleikiete Raatörıı- 
liche Einheit der im Reichſrathe vertretenen Kbnigreiche mid Bänder mmantal- 
bar zu erhalten; ich müßte daher jederzeit Beitrebungen entidjieden entgegm- 
treten, welche dahın gerichtet find, innerhalb des Territoriums des Reuhärr:\t 
neue flaatöreihtliche Gebilde zu fchaffen, jet e8 auf rund vermeintlicher Hit: 
rider Anſprüche Tängft vergangener Jahrhunderte, wie die angeftrebte Wieder⸗ 
heritellung der czechiſchen Wenzelskrone, jei e8 auf Grund netionaler Prütr> 
fionen, wie die Schöpfung eines ſloveniſchen Zulunftsreichet, oder fei es >urs 
Bildung fonftiger föderaliftiider Ländergruppen. 4. Die verfaflungsmäs:; 
gewährleiftete Autonomie der Königreihe uud Länder fol nit nur ungeſchme⸗ 
lert erhalten, fondern, joweit es die Intereſſen des Reiches geftatten, im Einmme 
einer vernünftigen Vecentralijation erweitert werden. Bezüglich der amtonomer 
Beitrebungen Galiziend wäre ih dafür, dem Lande Galizien wegen temr: 
geographijchen, nationalen und culturhiftorifchen befonderen Eteung jene Zugt⸗ 
ftändnifje zu machen, die ich in einem beſonderen Gefekentwurfe aus Wnlcr 
der galiziſchen Tandtagsrefolution vom 24. Sept. 1868 im Abgeorducten⸗ 
hauſe, rückſichtlich im Ausſchuſſe beantragte, jedoch nur unter der Bedingung. 
dat ein neugewählter galiziicher Tandtag diefe Zugeftändnifie beanfprudht, ::4 
mit deren Gewährung für befriedigt erfennt und diefelben als ein Funde⸗ 
mentalgeie des Landes betrachtet. Aus Anlaß der in einigen Ländern beit 
henden Klagen über Ungercdtigleiten in Eintheilung der Wahlbezirke wäre 
eine KRevifion der Landtagswahlordnung vorzunehmen. 5. Zur Pefriedigung 
der verſchiedenen Nationalitäten iſt die Erlafjung eines freifinnigen Ratione: 
litäten»Gejeges unerläßlich, durch welches jeder Rationalität die volle Freibed 
der Entwidlung ihrer Sprade und nationalen Gultur gewährleiftet und jex 
Nationalität vor Vergewaltigung und Entnationalifirung gejihert, dabei aber 
den Deutjchen jene hervorragende Stellung gewährt werde, die ihnen nah 
Geſchichte, Zahl, Bildung und Vermögen gebührt. 6. Die den Staatsbürger 
in den Stantögrundgejegen und deren Ausführungsgeieken verfafiungsmät:; 
gewährleifteten freiheitlichen Rechte jollen nicht nur nicht geſchmälert, ſonderr 
vol und wahr in allen ihren Conſequenzen praktiſch durchgeführt und im Wege 
ftetigen vernünftigen Wortichreitens erweitert werden, daher Erlaffung eins 
neuen Strafgejege und Strafprogefies mit Geſchwornen x. 7. In Beyza 
auf da8 Verhältnik des Staates zur Kirche erachte ich die Herſtellung der 
vollen Souveränetät des Staates auch gegenüber der Kirche, infoweit dieielbe 
in bürgerlihe Ephären eingreift, zumal nun im Hinblid auf Rom unerlö% 
lid, daher die Erlafjung eines Religionsgeſetzes nothwendig, wodurch Dieres 
Berhältnig nad dem Grundfage: „freie Kirche im freien Staate” und der 
Gleichberechtigung der Eonfeflionen geregelt, die bisher erlafienen confeffionellen 
Geege in ihrem Geifte und Sinne gehandhabt, die kirchlichen Conflicte in 
Eheſachen durch Einführung der obligatorijhen Givilche nad dem dem Ab⸗ 
georbnetenhaufe bereit8 vorgelegten Geſetzentwurfe für immer bejeitigt, das 
Batent vom 5. November 1855, enthaltend das Goncorbat, gänzlich auke 
Kraft gelegt und die dort berührten Angelegenheiten, ſoweit fe ſtaatliche 
Gejeggebungs-Gegenftände find, im verfallungsmäßigen Wege geregelt werden. 
8. Zur Herftellung des Gleichgewichtes im Staatshaushalte ift Die Kerab- 
minderung des Heere3aufmands unerläßlich, was jedod in ausgiebigem Mate 
nur durch Anbahnung des Milizigftens erzielt werden dürfte, deiien Einführung 
jegt bei unjern unfertigen inneren Zuftänden und der mangelnden Vorbildung 
des Bolfes allerdings noch nit möglich ift, aber durch zweckmäßige Umge⸗ 
ftaltung des Landwehr⸗Inſtituts herbeigeführt werden könnte. 9. In Bezug 
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anf unfere äußere Politik fordern die Intereſſen des Reiches gebieteriſch die 
| Grhaltung des Friedens, folange e& Mur immer mit dem Uniehen und der 
Machtſtellung der Monarchie vereinbar if; daher Fernhalten jedes ſtörenden 
ober hemmenden Einwirlens auf die Seftattung Deufichlands, Beläimpfung 
der rufl, Agitationen in den ſlav. Ländern und mogkichſt freundſchaftliches Ver⸗ 
Höltnih mit Preußen und Ralien. — Bezüglich des zumächkt zu benbachtenden 
odus proeedemdi glanhbe ih, dak die ſogleiche Aufibſung des Reichsraths 

And jümmilicher Zanblage bei den tiefgehenden natienalen und: clerifalen 
Agitationen ein Vorgang von ſehr unfigerem Erfolge. wäre uns AG daher 
vorerk empfehlen dürfte, in jenen Rändern, aus welchen die Abgeordneten ben 
Neadsrath verlafien, die Landtage zus Wiederwahl von Reichsrathßabgeord⸗ 
rıeten einzuberufen und johin erft nad limfländen mit der Auflöfung vorzu⸗ 
chen. — Indem ich in die Nothwendigkeit einer gründlichen rationeflen Re⸗ 
form des gefammien Steuermweiens und der auf dem Gebiete des Hanbels und 
der Vollswirthſchaft nothwendigen Reformen nicht näher eingehen will, durf⸗ 
ten die obigen Andeutungen genügen, um meine politilchen Veberzeugungen 
Marzuftellen, nad) denen ih aud als Mitglied eines Minifteriums vorgehen 
würde. Nur wenn ich hoffen darf, dal; ein Vorgehen nad) diefen Ueberzeu⸗ 
gungen allerhöchſten Orts geftattet und darüber mir beruhigende Zuſicherung 
zu Theil wird, zugleih aber nit mir Männer in die Regierung berufen 
würden, welche bieje politiſchen Anſchauungen theilen und zu vertreten Willens 
find, wäre e8 mir möglid, dem an mich ergangenen ehrenvollen Rufe Folge 
zu leiften und die ſchweren verantwortlichen Pilichten, die mit dem Eintritte 
in das Minifterium verbunden find, auf mich zu nehmen, weil ih nur dann 
hoffen kann, für das Wohl des Vaterlandes etwas Erſprießliches zu leiſten.“ 


10, Apr. Ohne bisher eine Antivort Antonelli's auf feine Depeſche vom 
10. Februar erhalten zu haben und abzumarten, vichtet Graf Beuft 
eine neue Depeſche nah Rem, um die Depeſche des franzöjiichen 
Minijters des Auswärtigen, Graf Daru (j. Frankreich) zu unter: 
ſtützen und bie römijche Curie nohmals vor dem betretenen Wege zu 
warnen: 

. Wir beanſpruchen nicht irgend einen Zwang auf die Berathungen 
des Eoncilg auszuüben, noch uns, in welcher Weile es auch fei, in die Tes 
batten dogmatijher Ratur einzumiſchen. Wir wollen nur unjere Stimme 
ebenfalls erheben, um uns vor Berantwortlichleit zu verwahren, und die bei« 
nahe unvermeidlichen Folgen zu ſignaliſiren bon Alten, welche betrachtet wer⸗ 
den müßten als ein Angriff auf die Geſetze die uns regieren. Gleichwie die 
franzoſiſche Regierung, glauben wir eine Gewiſſenspflicht zu erfüllen, indem 
wir dem römijhen Hofe die Gefahren de3 Weges anzeigen, auf weldien über: 
wiegende Einflüffe das Concil drängen zu wollen ſcheinen. Was und errent, 
ift nicht die Gefahr, melde unfern Inftitutionen droht, jondern diejenige, wel⸗ 
ber der Friede der Gemlither und die Erhaltung der guten Harmonie in den 
Beziehungen ded Staats mit der Kirche ausgefeht find. Die Geſinnung, welche 
uns handeln läßt, darf dem heil. Stuhl um jo weniger verdächtig erſcheinen, 
als fie mit der Haltung einer bedeutenden Fraction der Väter des Concils 
übereinftimmt, deren Ergebenheit an die Intereſſen des Katholicismus nicht 
Gegenftand eines Zweifels ‚jein kann. Auf einen ganz andern Boten geſtellt 
als dieſe Fraction, weil wir nur politiſchen Erwägungen folgen, begegnen wir 
ung heute doch in dem gemeinſamen Wunſch, gewiſſe Möglichkeiten zu beſriti— 
gen. Dieſes Zuſammenireffen unſerer Bemühungen erlaubt uns, zu glauben, 
daß, indem wir das Wort nur im Namen der Intereſſen des Staats nehmen, 
wir nicht die der Kirche verlennen. Wenn der Schritt der franzöſiſchen Res 
gierung, welchen wir mit aller unſerer Macht zu unterſtützen wünſchen, in die⸗ 
ſem Augenblick der Minderheit des Concils cine Stütze gibt, und ihr hilft 
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Ideen der Maßigung und der Borfiht zur Geltung zu bringen, jo Emm 
wir ung zu einem folden Erfolg nur Glück münchen, obſchon, ich wirt: 
es, unfere Action ganz unabhängig iſt und in allen Fallen unabhäng;; :.-: 
ben muß von ber der Mitglieder des: Concils. 

12. Apr. (Defterreii). Der Kaifer entläßt. das Mimfterium Gist:: 
Herbſt und ernennt Potockt zum Minifterpräſidenten unb Leiter vi 
Aderbauminifteriung, Taaffe zum Minifter bes Innern ımb te: 
des Lanbesvertheibigungsminijteriums, Hofrat Tihabufchnizg == 
Suftizminifter und Leiter bes Eultusminifteriums, und überträgt ta 
Sectionschef Diftler die Leitung bes Finanzminifterizems, ferner des 
Sectionschef Depretis bie Leitung des Handelsminiſteriums. Erik 
lich iſt und fol das neue Dinifterium nur ein UÜchergangser-- 


fterium fein. 
20. „ Cardinal Antonelli beantwortet endlih bie Note Beufs r:- 


10. Februar und zwar ablehnend im Mefentlihen bahin: 

Die Kirche wife recht gut, bis zu welden Grenzen ihre Macht reide, ro» 
kenne aber auch nicht die Grenzen der weltlichen Machtſphäre; fie made ere 
fühtig über die eigenen Prärogative, achte aber in gleicher BWeife die welt:: a 
Serechtſame. Demnach ſei ſchon der bloße Verdacht, daß die Kirche Biber ::: 
Gebiet hinaus greifen wolle, ein Anlaß zu unangenehmer Ueberraſchung. 
hiedurch die Vorausjetzung ausgeſprochen werde, als gedenle fie ſich über >: 
Grenzen ihrer göttlichen Autorität auszubreiten. Wenn aber die Kirche 8 
auch gewiſſenhaft innerhalb ihrer Grenzen halte, fo könne fie doch in fer 
Weile fi in der Ausübung ihres Amtes behindern laſſen. Ihr fein 
Grenzen von ihrem göttlichen Gründer far vorgezeichnet in der ihr gu 
denen Miffion ; fowie nun diefe Miffion darin beftehe, die Menſchen zur =» 
gen Glüdieligkeit zu leiten, jo habe auch die Kirche das Recht und bie Pi 
die Völker zu befehren, die Gemüther zu erleuchten und die Willenskrän = 
allem zu Ienten, was irgendwie Bezug babe auf moralifhe und ethüde. :: 
gedachten Ziele Ind Bon Berpflidätungen und Rormen. Rein ı zu 









mit den em 3 der — ** der um zwiſchen 8:2 
und Staat bei Punkten gemifchter Gonipetenz, abgeſchloſſenen Concordate Er 
änderungen oder Modificationen einzuführen, da die Enticheidbungen Ye: kr 
meniſchen Eoncil8 über die in dem bejagten Project enthaltenen Bunt: 3 
feiner Weile die bejagten Gonventionen alteriren joflen, falls nur die Nr 
zungen in den fie angehenden Richtungen von den eingegangenen Berpfid-r 
gen nicht abfallen würden. 

25. „ (Defterreid). Der Minifterpräfident Potocki Teitet Unterkir* 
lungen mit ben Führern ber verſchiedenen nationalen Parteien, ta 

Czechen, Bolen, Slovenen x. ein behufs eines Ausgleichs auf Cru: 

lage ber Verfaſſung. 
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3. Apr. Der Neichölanzler Beuft erläßt eine Circulardepeſche über bie 


innere Lage in Eisleithanien und über die Abfihten und Beitre: 
bungen bes Minijteriums Potodi. Die liberale ‚Vaeffe unterzieht 
den Schritt bed Reichskanzlers einer fehr ungünſtigen Kritik, 

„ (Ungarn). Unterhaus: Die Regierung legt demſelben das fog. 
Municipal⸗(Comitats⸗) Geſetz vor. en, 

Die weſentlichſten Beitimmungen des Entwurfes find folgende. Die Mu⸗ 
nicipien (Comitate, Stühle, Diſtrikte, k. Freiſtadte) verfügen in ihren eigenen 
inneren Angelegenheiten jelbftändig, faflen Beſchlüſſe, führen viefelben durch 
ihre eigenen Organe aus, wählen ihre Beamten und bejorgen die Feſtſtellung 
und Dedung der Selbfiverwaltungstoften, indem fie Zuſchläge gu den landes⸗ 
fürſtlichen directen, die k. Freiftädte ſogar auch zu den invirecten Steuern 
auswerten. Jeder Beſchluß finanzieller Ratur Tann nur nad; erlangter Ge⸗ 
nehmigung de3 Minifteriums in Bollzug geſetzt werden. Das Municipium 
iR Bormundichafts- und Euratelbehörde. Außer mit den aus der Selbftver- 
waltung entipringenden Angelegenheiten können fi die Muntcipien auch mit 
Angelegenheiten von Landes» und öffentlichem Intereſſe beihäftigen, dieſelben 
in den Öeneralverfammlungen, deren jährli mindeftens zwei abgehalten wer- 
den müflen, berathen; können ihre Beſchlüſſe veröffentlichen, einander und der 
Regierung mittheilen, und dem Abgeorbnetenhaus in Form einer Petition 
unterbreiten. Das legislatoriſche Vorgehen des Reichstags und einzelner Mit⸗ 
glieder deffelben ſoll niemals zum Gegenſtande der Discuffion und Beſchluß⸗ 
fafjung gemacht, wohl aber fönnen die durd die Erfahrung dargelegten 
Drängel einzelner Geſetze bezeichnet werden. Gelege und NRegierungsperord- 
nungen vollziehen die Organe der Municipien. Gegen einzelne Regierungsperord- 
nungen können die Dunicipien vor der Vollgiehung derjelben Einwendungen 
maden, fordert aber der Minifler trog der angeführten Motive die Vollzie⸗ 
hung, fo bat dies unbedingt zu geidhehen, ausgenommen, wenn «8 fih um 
die Factikhe Einhebung durch den Reichstag nichibewilligter Steuern oder die 
Aushebung nichtbewilligter Rekruten handeln würde. Die Einberufung der 
beurlaubten Soldaten oder irgend eine unaufſchiebliche polizeiliche Verfügung 
kann nur injofern Gegenfland der Discuffion in der Generalverfammlung 
werden, als das Municipium nad Vollziehung der Regierungsverordnung fi) 
darüber bei den Reichstag beſchweren wil. Das Municipium vertritt der 
Ausſchuß, der zur Hälfte aus den Höchftbefteuerten, zur Hälfte aus gewählten 
Mitgliedern beſteht. In den k. Wreiftädten wird auf 250, jonft auf 500 Be⸗ 
wohner ein Ausſchußmitglied gerechnet. Bei der fogenannten Intelligenz“ 
— Aerzte, Redacteure, Seeljorger ꝛc. — wird die Steuer für doppelt gerech⸗ 
net. Die Wahl der Ausſchußmitglieder erfolgt nah Wahlbezirlen. Wähler 
und wählbar ift jeder im Gebiete des Municipiums anjäflige Bewohner, der 
zur Wahl eines Reichstagsdeputirten berechtigt if; in den Städten ift nur 
derjenige wählbar, der Iefen und ſchreiben kann. In den Wirkungskreis der 
Generalverfanmlung, die von dem Obergeſpan präjidirt wird, gehört alles, 
was fi auf das Selbftverwaltungs-, Discuſſions- und Repräſentationsrecht 
des Municipiums bezieht. Ein auf drei Jahre gewählter fländiger Ausſchuß 
beforgt die Vorarbeiten zu den Verhandlungen der Generalvesfammlungen. 
Sjeder Antrag muß 24 Stunden früher angemeldet werden. Un der Spitze 
jedes Municipiums fteht der Obergeipan, der die ausführende Gewalt vertritt. 
Er übt das PVorfchlagsreht bei den Wahlen der Beamten aus, die einen 
politiiden Wirkungskreis haben, und ernennt die Aerzte, Baubeanten ꝛc., 
die daß betreffende Municipium anzuftellen für gut findet. Er überwadt bie 
Ausübung der Selbftverwaltung und hütet die Interefien der von der Juris» 
dietion vermittelten döffentliden Staatspermaltung. Der crite Beamte bes 
Comitats iſt der Vicegeſpan, der die üffentliche Verwaltung leitet, die Be— 
jchluſſe der Generulverfammlungen ausführt, die an die Jurisdiction gerich 
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teten Erlafſe, Zuſchriften ꝛc. empfängt und die Regierungsverordnunges wu 


zieht. Unter Umſtänden kann er gegen diejelben an den Mini 

einlegen, hält der Minifter trogdem feine Verordnung aufredt, jo m 

nen 10 Tagen eine Generalverjammlung einberufen werden, ber die — 
nung vorzulegen iſt, und die dann in ihre diesbezüglichen oben mi 
Rechte tritt. Der erfle Beamte des Bezirks ift der Stuhlrichter, der giak 
falls einen im Geſetze begränzten Wirkungskreis befigt; den der Übrigen > 
amten, fowie den Perfonalftatus ſtellt das Comitat ſelbſt feſt. Gewählt ze: 


| 


den die Beamten durch den Ausſchuß auf 6 Jahre. Die volle Beranmen: | 


lichkeit derſelben, ſowie die Erjagpflict für den Schaden, den fie in ihrer 
amtligen Wirken dem Staate, der Jurisdiction oder Einzelnen wiberrefiiä 
und ungebührlich zugefügt haben, it im Geſetz ausgeſprochen. 


30. Apr. (Defterreich: Böhmen). Die vom Minifterpräfidenten Potedi 


nah Wien berufenen czechiihen Vertrauensmänner ehren nad) Fra: 
zurüd. Die Czechen haben ihrerſeits keinerlei weientlihe Gen 
fionen gemadt, und ber erfte Verſuch eines Ausgleichs ift unzweif. 
haft im Wefen bereits gefcheitert, obgleich bie offiziöfen Blätter ke 
baupten, baß bie Unterhanblungen nicht abgebrochen jeien. 

„ Rußland kündigt den feit 1815 beftandenen Cartellvertrag. Ter: 
felbe erliicht mit dem 27. Suni d. %. 


3. Mat. (Ungarn: Croatien). Im Lanbtage thut fi eine entſchiedene 


6. 


antisungarifhe Oppoſition auf. Derſelbe fett ein GSiebener:&emik 
nieder für Prüfung bes Ausgleichsgeſetzes mit Ungarn behufs Re: 
vifion deſſelben. 
„ Sn Folge ber Antwort ber römiſchen Curie vom 20. April wr! 
ber Geſandte in Rom einfach angewiefen, zu erflären, 

daß jein Cabinet mit tiefem Bedauern die Eurie entſchloſſen jehe, die v:= 


aufrihtigem Wohlwollen eingegebenen Mahnungen der weltlichen Gewalt ausr 
Acht zu laſſen, und daß ihm hierauf nichts übrig bleibe, al8 die Veranwor⸗ 


tung für die möglichen Folgen ihrer traurigen Beharrlichkeit auf ihr eigens | 


Haupt zu wälzen. 


» (Ungarn). Eröffnung des ferbifhen SKirchencongrefies in | 


Carlowitz. 


„ODeſterreich). Ergänzung des Miniſteriums: Baron Petrine 


wird zum Miniſter des Ackerbaus, Baron Widmann zum Miniſter 
ber Zandesvertheidigung, Cectionshef Holzgethan (ftatt Diftler) zum 
Reiter bes Finanzminijteriums ernannt. 


» (Defterreih: Galizien). Beginn ber Unterhbanblungen Botodi' 











mit galizifhen Vertrauensmännern über einen Ausglei mit Galizien. 


„ (Defterreid: Krain). Das in ber lebten Lanbtagsfeflion ven 
ber ſloveniſchen Majorität beichloffene Geſetz betr. die Einführung 
ber flovenifchen Sprade in ben Aemtern erhält nicht bie kaiſerliche 
Sanction. 


„ODeſterreich). Das neue Cabinet zieht den Breſtel'ſchen Ent: 


wurf eines Einkommenſteuergeſetzes zurüd, 
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. Weai. (Defterreid: Böhmen) Fürſt Dietrichftein (früher Graf 


. 


Mennsdorf:Bouilly) wird an bie Stelle bes FML. Koller zum 
Statthalter von Böhmen ernannt. 


„ODeſterreich). Die „Srager Poft* veröffentlicht eine Reihe 


von Thatſachen aus bem früheren Leben bes neuen Laubesvertheibi: 
gungsminiftere Baron Wibmann, bie nicht geleugnet werben können, 
und bie feine Stellung abjolut unhaltbar machen. 

FR (De ſterreich: Böhme). Die Prefle bringt die erſte Nachricht 
von einer an das franzöfiiche Cabinet gerichteten Denkſchrift bes 
Gzechenführers Rieger. 

„ (Defterreid). Der Wiener Gemeinderath beſchließt mit 47 
gegen 43 Stimmen, beim Miniſterium gegen den Landesvertheidi⸗ 
gungsminiſter Baron Widmann zu demonſtriren. Das Miniſterium 
weiſt in ſeiner Antwort auf das Ernennungsrecht der Krone hin 
mit bem Bebeuten, baß folche Kundgebungen Leinen praftifchen Erfolg 
haben würden. 


6—18 „ (Defterreidh: Böhmen). Graf Potodi geht zu Fortfeßung 


19. 


ber Unterbandlungen mit ben Czechen felber nah Prag. Die Feu⸗ 
balen beſchließen in einer Conferenz ihren Beitritt zu ber czechiichen 
Declaration. Der Ausgleih ſcheitert definitiv, und Graf Potocki 
kehrt nah Wien zurüd. Die Cinigung ber nationalen, feubalen 
und ultramontanen Oppofition in Böhmen gegenüber bem ziemlich 
rathlojen Minifterium Potodi ift nunmehr eine vollendete That⸗ 
ſache. 

„ (Ungarn). Das Unterhaus genehmigt die von ber Regierung 
vorgeichlagene Erhöhung bes ungarischen Beitrags zu ben gemein: 
famen Staatskoften in Folge ber befchloffenen Einverleibung ber 
Militärgrenze. 

„ (Defterreih: Tyrol). Der ultramontane Abgeordnete Jäger 
unterhanbelt in Prag über eine Verftänbigung zwifchen ber clerica- 
len Oppofitionspartei Tyrols und ben Czechen Böhmens. 

„ (Defterreid: Galizien). Der Führer ber gemäßigten Partei 
Zimialkoweki und der Führer der Demokraten Smolka verſtändigen 
ſich über ein Fuſionsprogramm. Die Fuſion iſt indeß nur von 
kurzem Beſtande. 

„C(CUngarn). Unterhaus: Im Deakclub findet die von ber te: 
gierung den Höchſtbeſteuerten in dem vorgelegten Municipalgeſetze 
eingeräumte Stellung lebhafte Oppoſition. Das Miniſterium macht 
jedoch aus der Annahme auch diefer Beſtimmungen eine Cabinets⸗ 
frage. 

„ODeſter reich). Ein kaiſerl. Patent verfügt bie Auflöfung bes 
Reichsraths und aller Landtage mit einziger Ausnahme besjenigen 
von Böhmen und bie Anordnung von Neuwahlen. 
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Orfierreid- Fingern. 


Ein dieſe Maßregeln motivirender Boritag des Miniierpräfdentn oc 
den Naiſer jagt über die bisherige „abwartende" Haltung der Regieruı. 
„Das Mintfteriun glaubte, che es fi zu entieidenden Schritten entihi:. 
atwarten zu müfen, welche Unterſtützumg ferne Abſichten von den verfäicte:: 
Parteien erfahren: würden. Von : jener Seite, welde vornehmlich die Geiet 
einer Schädigung der Berfaffung im Auge hatte, konnte es eine gewifle Perc:: 
willigfeit anhehtnen, die Verftändinungsverfudde im verfaffungsmäßigen &i:: 


zu erleidgtern, wäßrend: von der Begenfeite erwartet werden burfte, "Sah dic“ 


tionen, welche an die Reviſivn der Berfaffung zu ihren @unften ihr polinde⸗ 
Sinterefie antnüpften, geneigt fein würden, die ausgleihefreundbliden Crt.. 
nungen bes Miniſteriums zu unterflägen und bie Schwierigleiten der Ya 
gaben nach biefer Richtung nicht durch Übertriebene forderungen ned) zu er⸗ 
ſchweren. Die gemadten Erfahrungen indeh tomaten ber Regierung ein lir- 
geres Zuwarten nicht räihlich ericheinen lafien.” Ueber den Grund der Yu: 
nahme des böhmijhen Landtags von der Wuflöfungsmaßregel wird geſegt: 
„Dos Minifterium hat keineswegs bie Ueberzeugung gevonnen, daß die Er 
ſchickkung des Neichsrathes von Seite des bbhmiſchen Larblages, alfo die ım- 
verrüdbare Vorausſetzung der verfafiungsmäßigen Uction im Falle ber Gt 
fammterneuerung dieſes Banbtages jegt ſchon als zweifellos erſcheinen karn 
Die Schwierigkeiten einer entſprechenden Loſung der ſchwebenden Fragen fü» 
ten aber durch eine eventuelle, gegen die Berfafjung gerichtete Haltung des 
bohmiſchen Landtages nur erhöht werden.” Fur den böhmilden Lanbta; 
jollen lediglich Ergänzungswahlen vorgenommen werden. 


22. Mai. (Defterreih). Verſammlung ber bervorragendften unb ein 


flußreichiten Führer der deutſchen Partei aus allen Kronlänbern in 
Mien. Es wird cin gemeinfames Programm berathen und ke 
ſchloſſen, das der Wahlagitation ber gejammten beutihen Partei in 
ganz Defterreih zur Grundlage bienen ſoll. 

Es find über hundert Theilnehmer erſchienen. Die erfte der gefaßten Re 
foluttonen betrifft die Solidarität der Deutſchen und wird einftimmig 
angenommen. Sie lautet: „Die Deutſchen in Defterreih Reben für ihren 


. nationalen Verband und ihre nationale Stellung foliderii ein. Sie müfe: 


daher. wie Ein Mann Alle für Einen und Einer für Alle zur kräftigen U 
wehr zufammenmirten, jobald ein beutiches Intereſſe in irgend einem Thei: 
des Reichen bedroht iſt. Jede auftauchende Frage if in erſter Linie von 
dem Befitäpuntte aus zu beurtheilen, ob fie den Rechten und Sintereflen ber 
Deutihen entipricht, und jeder das ganze Reich berührende Borihlag, wer: 
er auch an fih oder für einzelne Länder zuläfiig wäre, iſt zu veriwerfen, wer: 
er die nationale Exiſtenz der Deutichen auch nur in Einem Lande bedroht.‘ 

benfalls einflimmige Annahme finden die folgenden Säge für Aufrechthaltung 
der Berfaflung: „Wir halten unerjütterli an dem durch die SiaatSgrunt- 
geſetze v. 21. Dez. 1867 legal geichaffenen Rechtsboden feit und werben eine Yen- 
derung diefer unjerer Berfaffung nur dann anerkennen, wenn fie im Beifte freihen 
licher Entwidlung und in verfaflungsmäßigem Wege vollzogen wird, gleichwie wir 


..uns nur durch verfafiungsmäßige Gelege und zu verfaflungsmäßigen Leiftungen 


verpflichtet eradhteri werden. Da wir nur in der Aufrechthaltung und freibei: 
lichen Fortentwicklung der Verfaffung unfere nationalen Intereſſen, mit denen 
die der Sultur und Freiheit in Oefterreih untrennbar verbunden find, jo: 


. die Machtflellung und den Befland des Bejammtflaates gewahrt fehen, i: 


werden wir einer föderaliftiichen Geftaltung des Reiches nimmermehr unter 
Zuftinmung geben, werden daher auch ein beionderes ſog. Staatsredht der 
böhmifchen Krone oder einen von Böhmen, Mähren und Schleſien zu be 
ſchickenden Generallandtag niemals anerkennen, und zwar um fo weniger, als 


diefe ſelbſt Hiftorifch unbegründeten ſtaatsrechtlichen Gebilde nur dazu dien 
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Löten, die Deutſchen in Bohmen, Mähren und Sälefien von ihren 
Ubrigen Stammesbrüdern im Kaiſerſtaate loszuläjen und der ſlaviſchen Ma⸗ 
jorität, ſowie rüdficptslofer Unterbrüdung durch diefelbe preiszugeben. Aus 
den gleichen Griden werden wir jederzeit den Unfprlchen ſloveniſcher Wort⸗ 
führer auf Berreißung der ‚verfaflungsmäßig gewährleiiteten Integrität einzel« 
nner Ränder auf das Entihiedenfte enigegentreien.“ Zu dem die galiziiche 
Rejolution beir. Punkt der Tagesordnung entwidalte Rechbauer jeine An⸗ 
fichten für eine den Polen zu gewährende Sonderſtellung im Sinne feines 
befannien Untrags und ſpricht fi auch für sine mögliche Erweiterung der 
Autonomie in den übrigen Ländern aus. Hierüber entipinnt fich eine äußerſt 
lebhafte Debatte und wird ſchließlich beichlofien, daß, unter Hinweis auf die 
noch im Gang befindlichen Unterhandlungen mit den Polen, die von Galizien 
beaniprucdhte Sonverfellung erſt dann in Erwägung zu ziehen fei, wenn ber 
neugewählte Landtag die hierauf bezüglichen Wunſche im verfaflungsmäßigen 
Wege ausgeiprodhen haben werde. Tür den Rechbauer'ſchen Vorſchlag in 
Betreff der Erweiterung der Autonomie aller Qänder erheben fih nur 3—4 
der Anweienden. Gin weiterer Punkt, welcher das entſchiedenſte Feſthalten 
am Dualismus als einer Bürgihaft für den Beſtand des conftitutionellen 
Syflems in Defterreich betont, wird nach dem Referat Kaiſerfelds ohne De- 
batte angenommen. Defto Iebhafter geltaltet fidh wieder der Kampf um die 
Wahlreform. Hier gilt es zunächſt, Über den Zwieſpalt in Betreff des Grup⸗ 
penſyſtems hinwegzulommen, der vornehmlich zur Bereitelung ber Wahlreform 
im Reichsrathe beigetragen hatte. Rechbauer fpricht fich gegen das Gruppen» 
jyſtem aus. Mährer und Deutihböhmen erllären dagegen mit Rüdficht auf 
die nationalen Verhältniſſe in ihrer Heimath, der Beibehaltung des Groß⸗ 
grundbefiges nicht entrathen zu lönmen. Harum (Nmnsbrud) erklärt, daß in 
Tyrol wohl auch die Beibehaltung des jegigen Gruppenſyſtems im Synterefle 
der liberalen Partei gelegen wäre, daß jedoch im Intereſſe der Einigung er 
und feine Genofien gleichfalls gegen die beſondere Vertretung des Srofarund- 
befiges im Abgeordnetenhauſe flimmen würden. Run ſprechen Oranitih und 
Kailer (Beide von Rieveröfterreich) mit Kraft gegen das Gruppenſyſtem und 
beichwören die Deutſchboͤhmen, nicht auf diefer ſchwankenden Stüge des Groß⸗ 
arundbefites zu bebarren und lieber auf das Prinzip der reiheit zu bauen. 
In der Abſtimmung erflärt fi die Berfammlung mit Zweidrittelmehrheit 
für directe Wahlen mit Beleitinung des bisherigen Oruppenſyſtems, d. 6. 
gegen den Großgrundbeſitz; die Minorität bilden die meiften Deutihböhmen 
und Mährer. Da erhebt fi unter dem geipannteften Schweigen der Ver⸗ 
fammlung Dr. Schmeykal und gibt im Namen feiner Sandsleute die Erklä⸗ 
rung ab, daß fie, um die Einigung zur Wahrheit zu maden, ſich der Majo⸗ 
rität fügten, den eben gefaßten Beihluß zu dem ihrigen machten und für ihn 
zu wirken entichloffen feien. Auch eine Umgeftaltung des Herrenhaufes „im 
Geifte des Foriſchrittes und der verfafjungsmäßigen freiheitlichen Entwidlung“ 
wird für wünfchenswerth erklärt, dagegen eine Speialifirung der reform⸗ 
bebärftigen Punkte abgelehnt; auch Hier bleibt Rechbauer mit feinem Antrage 
auf Umgeftaltung des Herrenhaujes in eine Länderfammer in der Minderheit. 
Ein weiterer Veſchluß der Berfammlung fordert „die gänzliche Aufhebung des 
Concordates und die unbedingte Befreiung der Stawtsgewalt wie der 
Staatsbürger von jedem erzwingbaren Gebote oder Verbote der kirchlichen 
Organe”, insbefondere die Einführung der GCivilftandsregifter und der obliga- 
toriichen Eivilehe, ſowie die geſetzliche Regelung des Verhältniſſes der Staais⸗ 
gewalt zu den Religionsgeſellſchaften und deren Dienern, und verlangt ent- 
ſchiedene Zurüdhweifung jeder Einmengung der römiihen Gurie und ihrer 
Organe in die Funklionen der conflitutionellen Staatsgewalt. Die Frage 
eines dem Miniſterium zu ertheilenden Mißtrauensvotums wird zivar angeregt, 
aber mit Rüdfigt darauf, daß ein folddes in den Rahmen eines Parteipro» 
gramms nicht paflen würde, wieder fallen: gelafien. Das fo feftgeftellte Pro- 
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gramm fo der Wahlagitation der geſammten dentſchen Partei in ganz Cıkr- 
reich zur Grundlage dienen. 

24. Mai. Der. biöhertge wngariihe Finanzminifter Lonyay wirb we 
Kaiſer zwi Reichsfinanzminiſter ernannt. In Ungarn tritt an jar: 
Stelle Kerkapolhirals Finanzminiſter. | | 

28. „ (Ungerm) Der Carlowiher Eerbencongreß nimmt ben ver 
ber. Partei. Miletits ausgegangsuen Antrag,. daß ber Nirkungstreis 
bes Congreſſes außer: beu Kirchen: und Schulangelegmbeiten ſis 
auch auf. alle jene Rechte erſtrecke, welche bie jerbifhen Privilegien 
enthalten (als: freie Wahl des Wojwoden, eigene Municipien x.), 
einftimmig an. | 

29. „. (Defterreih: Galizien). Schluß ber Ausgleichsconferenzen Pe— 
todi’8 mit den Polen. Ueber das Refultat verlautet nichts Poht: 
ves und Zuverläſſiges. 

— „ (Ungarn). Ber ferbifhe Kirchencongreß in Carlowit befdlick: 
mit 44 gegen 22 Stimmen, baß bie Biſchöfe Fünftig durch ken 
Congreß zu wählen feien. 


DD 


. Juni. (Ungarn). Großartige Batthyany > Leichenfeir. Um nad 
oben nicht anzuftoßen, iſt alles DOfficiele aus bem Programm ge 
firigen worben. | 

18. „ (Ungarn). Unterhaus: Die Regierung erflärt bez. bes Muni— 

cipalgejeßentwurfs, daß fie für benfelben ſolidariſch einftehe, aka 
durch Bekanntmachung der Punkte, aus benen es eine Gabinctsfrag 
mache, nicht die Freiheit ber Debatte einſchränken wolle. | 

— .„ (Defterreid). Die Prefle Tann nit umbin, zu conftatiren, 

ba die Wähler in ben beutfchen Kronlänbern im Großen und Ganzen 
— einzelne politiihe entralpunfte ausgenommen — ben betct | 
ftehenden Landtagswahlen mit grünblider Gleichgiltigkeit entgegen: 
gehen. Nur bie fog. katholiſche Partei eniwidelt bier eine emiis 
Thätigbeit, wie auf der andern Eeite bie verſchiedenen natienalır. 
Barteien. Die foctal:temofratiihe Nartei will fih ber Theilnahme 
an den Wahlen vollftändig enthalten. 

30. „ (Ungarn). Unterhaus: Beginn ber Debatte über bie Muni— 

cipal- (Comitats-)Reform. 

— „u. Juli. (Defterreih). Refultat ber allgemeinen Lanbtage: 

wahlen. 

Trotz der vorangegangenen Gleichgiltigkeit vieler Wähler war der Wahl⸗ 
fampf meiſt doch intenfiver als je, da fich die politiicden Gegenſätze feit dem 
Nüdtritt des VBürgerminifteriums Giskra⸗-Herbſt alfenthalben verſchärft Haben, 
und namentlid) die clerifale Partei mit tem Wufgebot ihrer ganzen Macht 
auf dem Kanıpfplage erichtenen war. Tieſelbe erringt auch in einer erbeb- 
lichen Anzahl von Mahlen den Sieg, doch nit in dem Mafe, wie man 
vielfach erwartet Hatte. In den meiften Landtagen wird immerhin die libe 
tale oder verfafjungstreue Partei gegenüber den Glerifalen und verfaffungs- 
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feindlichen „nationalen? Parteien die Mehrheit haben; denn wenn auch inner⸗ 
halb der liberalen Kreiſe mancherlei Schattirungen ſich vorfinden, und diver⸗ 
girende Anſichten über das Maß der den „Nationalitäten" in autonomiſtiſcher 
Richtung zu machenden Zugeſtändniſſe hertſchen, fo perhorreszirt man dort we⸗ 
nigſtens jede Loſung der innern Schwierigkeiten außerhalb des verfaſſungs⸗ 
mäßigen Weges, jowie jeden Ausgleich, der die Reichseinheit in ihren weſent⸗ 


. lichen Fundamenten zerrütten lönute. Gin kurzer Ueberblid über den Ausfall 


der Wahlen in den einzelnen Zändern ergibt Folgendes: In Niederöfter- 
reich haben die Clerikalen in den Randgemeinden drei Gandidaten durchgeiekt ; 
Der Großgrundbeſitz wählte durchaus clerilal-feudal, Die übrigen Wahlen 
find zu Gunſten der liberalen Partei ausgefallen, fo daß lettere die Mehrheit 
Daben wird. In Steiermark if die Berfafjungspartei mit 43 Stimmen 
gegen 14 Clerikale und 5 Nationale in der Mehrheit; ebenfjo in Mähren, 
wo 40 Berfafjungstreue 28 „Declaranten”, die faft alle in den Landgemein⸗ 
den gewählt find, gegenüberfichen. In Oberöflerreich haben die Land» 
gemeinden, die früher feinen einzigen Clerikalen entjandten, diesmal durchaus 
clerilal gewählt. Durch den Ausfall der Städte und Oroßgrundbefigwahlen 
wird aber trogdem in diefem Landtag die Berfafjungspartei mit ca. 29 gegen 
231 Stimmen die Majorität haben. In Krain verfügt die „nationale” (ſlo⸗ 
veniſche) Partei über 21 von 37 Landtagsfigen. Der Großgrundbefik wählte 
aud hier durchaus verfaffungstreu. In Kärnthen wählten ſämmtliche Grup⸗ 
pen verfofiungstreu. In Salzburg ift durch den Ausfall der Großgrundbeſitzer⸗ 
wahlen der Verfaffungspartei die Mehrheit gefichert. Die Landgemeinden hatten 
7 Clerikale, 1 Liberalen, Städte und Handelsfammer 10 Liberale, 3 Cleri⸗ 
Tale gewählt. In Echlefien wurde fein einziger Ultramontaner und Feu⸗ 
daler gewählt. In Böhmen, wo nur für die ihres Mandates verluftig ges 
worbenen „Declaranten” Neumahlen ftattfanden, wurden lauter „Deelaranten“, 
meiftens die früheren Abgeorbneten, wiedergewählt. In Galizien werden 
die vereinigten Clerikalen, Ariftofraten und „Rejolutioniften” die Mehrheit 
Haben, während die föderaliftiichen, czechen-freundlihen „Demokraten“ mit 
Smolfa an der Spike in einer entſchiedenen Minderheit jein werden. In 
Zyrol haben die deutſchen Gemeinden (ebenfo wie in Vorarlberg) alle clerikal, 
die italienischen „national” gewählt. Troy verjchiedener liberaler Wahlen der 
übrigen Gruppen wird die clerifale Partei die Mehrheit haben. In Dalma- 
tien, Iſtrien, Bulomina find die Wahlen größtentheil® im nationalen 
Sinne ausgefallen. Borerft haben die Wahlen jedenfalls das Reſultat erges 
ben, daß das verfafjungsmäßige Leben in Oeſterreich wejentlih von der Hal- 
tung des Großgrundbefiges abhängt, die indeß in den meiften Ländern den 
Ausſchlag zu Bunften der Berfafjungspartei ‚gegeben bat, ein Umftand, der 
bei der beabfihtigten Reform des Wahlgeſetzes jchwer ins Gewicht Fällt. 


2. Juli. Erzherzog Albrecht begrüßt den Czar bei feiner Rückkunft aus 


3. 


6. 


12, 


Deutfhland in Warfchau. 

„ODeſterreich). Der bisher zur verfaffungstreuen Partei gerech⸗ 
nete Abg. Stremayr wirb zum Cult: und Unterridhtsminifter ernannt. 
„ (Qeiterreih). Schlußverhandlungen gegen bie bes Hochver⸗ 
rathe angeflagten Arbeiterführer. Tiejelben bringen vielfach intereſ⸗ 
fante Enthülungen zu Tage. 

» (Ungarn). Unterhaus: In der Conferenz ber Deak:Bartei in: 
terpellirt Pulſzky bie Regierung: ob fie an die Annahme ober Ber: 
werfung eines Punktes des Municipalgefeges ihre Etellung knüpfe, 
worauf Szlavy erwiebert: bie Regierung werde ihre Demiſſion geben, 
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wenn bei ben Paragraphen über bie Städte-Orbnung, bie Virilſti 
men und bie Etellung ber Dbergeipane bie Yraction ber Red: 
mit ber Oppofition ftimmen werde. Pulſzky erklärt: es bfeibe um 
ſolchen Verhältniſſen keine Wahl, da gegenwärtig ein Cabinetswedſt. 

nicht provoeirt werben bürje. | 


14. Juli. (Ungarn). Unterhaus: Graf Anbraffy beruhigt bie interpell | 


16. 


18. 


28. 


29. 


renbe Linke, bie fidh ſehr entſchieden gegen eine allfällige Betkeili:- 
ung Oeſterreich⸗ Ungarns an bem drohenden Kriege zwiſchen Fraa:- 
reich und Preußen ausfpricht, daß eine derartige Uebereinkunft mi: 
Frankreich weder abgeſchloſſen ſei noch in Unterhandlung ſtehe. 


„ (Ungarn). Das Unterhaus nimmt das Municipalgeſetz im allen 
wejentlichen Punkten ganz nad ber Vorlage ber Regierung mit Us 
gegen 145 Stimmen an, 
„ Der Neihsminifterrath unter Vorfig bes Kaifere mit Zuzug bei 
ungarifhen und öfterreihiichen Minifterpräfidenten erflärt ſich in dem 
beutfch-franzöfifhen Kriege für eine beobachtende, zuwartende Neutre: 
lität. Der Reichskanzler Beuft erläutert biefen Entſchluß in eine 
Eircular:Depefhe babin: 

. Diefe Haltung [liebt jedoch die Pflicht nicht aus, für die Gicerken 
der Monarqhi⸗ zu wachen und ihre Interefſen zu bel ben, indem man ſich u 
die Zage verjet, jede mögliche Gefahr abzuhalten... 
„ Graf Vistzthum geht, mit Rückſicht auf bie Haltung ber neutra 
len Mächte gegenüber bem Ausbruche bes Kriegs zwiſchen Frankrciqh 
und Deutfhland, in außerorbentlidder Mifjion nad Florenz. 


(Ungarn). Unterhaus: Auf eine Interpellation Tisza's (Linke) 
erklärt Graf Andraffy, „um den Begriff ber Neutralität, über beflen 
Auslegung bie verfchiebenften Anfichten berrichen, nah bem Sinne 
ber öſterreichiſch-ungariſchen Regierung feſtzuſtellen“: 

„Meiner Anſicht nad würbe die Regierung weder im Intereſſe der Ro 
nardhie handeln, noch den Unforderungen der öffentlichen Meinung ent‘ 
wenn fie unter den gegebenen Verhältniffen der Neutralität eine Geftalt gäbe, 
welche irgend eine europäiſche Macht als eine Provocation anſehen könnte. © 
wie ich aber einerſeits nicht anſtehe, dies offen auszuſprechen, halte ich es an⸗ 
dererſeits für meine Pflicht, zu erklären, daß die Negierung meiner Anficht 
nach weder den Intereſſen noch den Anforderungen der Monarchie entfpreche⸗ 
würde, wenn fie nunmehr, von der Anficht ausgehend, daß jede ihrer Bertha 
digungsanftalten die Susceptibilität irgend einer Macht weden könnte, unthi 
tig und unbewaffnet Die mgtihen Erentualitaten des Krieges abwartete. Det 
richtige Weg liegt in der Mitte.. 


„ (Ungarn). Ein Egl. Heudſchreiben regelt auf Grund ber im 
Weſentlichen übereinftimmenden Beſchlüſſe des ungarifchen und bei 
croatiſchen Landtags bie Verhältniſſe Fiume's. Stabt und Hafen er: 
halten einen (ungarifhen) Gouverneur, während das Comitat wicber 
ber autonomen Regierung Croatiens untergeorbnet wirb. 


„ (Defterreig: Böhmen). Ein E, Patent orbnet nunmehr tech 
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auch bie Auflöjung des böhmiſchen Landtags und bie Vornahme von 
Neuwahlen für venjelben an. 

Die Maßregel beruht offenbar auf der Hoffnung, daß die Czechen fi mit 
NRüdficht auf die allgemeine europäiſche Lage anders befonnen haben und fo« 
wohl den Landtag als den Reichſsrath zu beichiden nunmehr geneigt fein wür⸗ 
den. Ter dem Patent vorangegangene Bortrag Potodi’s an den Kaiſer Ipricht 
fih darüber näher aus. Es werden darin zunächſt die Gründe wiederholt, 
welde für die Ausnahme des böhmiſchen Landtags von der unterm 21. Mai 
d. J. beſchloſenen Auflöfung ſämmtlicher Landesvertretungen beflimmend ge- 
weſen (inäbefondere das Bedenken, daß ein neugewählter böhmifcher Landtag 
vorausfichtlich den Reichsrath nicht beichidlen werde), und ſodann fortgefahren: 
„Die ernſten Ereignifie, welche fi nahe an den Grenzen der Monardie in 
ſchwerer Gefährdung der allgemeinen Friedensintereſſen Europa's vollziehen 
und die Geſchicke des Neiches nicht minder als die anderer Staaten mit den 
Schwankungen unberehenbarer Eventualitäten bedrohen, haben die Behand» 
Lung der inneren Tragen naturgemäß zurüdgedrängt. Es iſt der Wille Ew. 
Maj., fih baldmöglichſt von ven Vertretern der Gefammtmonardie umgeben 
zu fehen, um patriotifchen Rath und loyale Unterftügung aus ihrer Mitte zu 
empfangen und allerhödftihren Entſchliefungen den Stempel des Einflanges 
mit dem politiiden Bewußtjein Ihrer Völker aufprägen zu können... Es 
bieße aber verſchiedenes Maß an die Opferwilligfeit und den Patriotismus 
der Völker Ew. Maj. anlegen, wollte man aus dem Zwielpalt in den inneren 
Tragen Anlaß nehmen, die Betheiligung eines Bollsftammes an den großen 
Fragen der Sicherheit und der Wohlfahrt des gemeinjamen Baterlandes nicht 
auf jedem durch die Berfaffung gebotenen Wege zu ermöglichen. Der Minifter« 
präfident ift nit im Zweifel darliber, daß mit dem entgegengefegten Vorgehen 
dem theuerfien Rechte und der heiligften Pflicht der Völker, fih in den Stun» 
Den der Befahr um den Thron zu jchaaren, nicht zu rechifertigende Echranten 
geiegt würden. Der Widerſpruch in den inneren ragen des Staatslebens 
bedingt noch nicht den Widerfpru und die Ablehnung gegenüber Aufgaben, 
wie fie in fo folgenfchwerem Augenblide an die Thätigkeit aller Bürger des 
Baterlandes, an die gemeinfame Einfiht, das gemeinfame Staatsbemußtjein 
berangeireten find. Und damit if auch die Hoffnung eine berechtigte, daß der 
ernfte Mahnruf, der jest an die Geſammtbevdlkerung Böhmens ergeht, nicht 
ungehört verhallen wird. Nichts aber wäre enticheivender für die Kraft, die 
dem Staatsgedanten der dſterreichiſch⸗ ungariſchen Monarchie innewohnt, nichts 
Lönnte die einigende und völferverbindende Bedeutung dieſes Gedankens zwin⸗ 
gender und überzeugender herausſtellen, al3 wenn die negenwärtige Krifiß das 
aroße Refultat einer vollſtändigen Beſchickung des Reichsrathes und damit die 
Erfüllung der Vorbebingung einer endlichen und definitiven Beſeitigung unſe⸗ 
rer inneren Differenzen zur Folge haben würde. An der Gefammtbevdlferung 
Böhmens liegt «8, dieſes Rejultat zu ſchaffen, und die Regierung Ew. Ma]. 
glaubt ihr die Möglichkeit dazu vertrauensvoll erſchließen zu follen.“ 


30. Juli. (Defterreih). Ein k. Patent verfügt bie Cinberufung ber 


Landtage und bes Reichsrathes, ber erfteren auf ben 20. bez. 
27. Aug., des Ichteren auf ben 5. Eept.: 

„Die ernfte Lage, in der fi Europa befindet, und ber folgenjchwere Kampf, 
weldher nahe an unferen Grenzen entfefjelt worden, maden e8 zu unferer Res 
gentenpfliht, alle Bertretungstörper der unjerer Fürſorge anvertrauten Mo» 
narchie um ung zu verſammeln.“ ‘ 

„ Börmlihe Aufhebung des Concordats vom 18. Aug. 1855 in 
Folge der päpſtl. Infallibilitäts-Erklärung. 

Handſchreiben des Kaiſers an den Eultusminifter: „Nachdem 

das am 18. Aug. 1855 zu Wien abgefchlofiene Uebereinkommen (Goncordat) 
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durch die neueſte Erklärung des heil. Stuhles über die Machtvolllommenheã 
des Oberhauptes der katholiſchen Kirche hinfällig geworden iſt, und bemzufolee 
mein Miniſter des Aeußern die erforderlichen Schritie eingeleitet hat, zum bu 
formelle Aufhebung dieſes Uebereinflommens dem päpftliden Stuble zu nct- 
ficiren, fo fordere ih Sie auf, die entiprechenden Berfügungen zu treffen un 
insbeſondere diejenigen Geſetzesvorlagen für den Reichsrath vorzubereiten, welche 
fih als nothwendig darftellen, um die noch geltenden Borfchriften meines Pe⸗ 
tente3 dom 5. Nov. 1855 zur Regelung der Angelegenheiten der Tatholiichen 
Kirche in meinem Reihe nad) Maßgabe der Stantsgrundgefeke und mit Räd: 
fit auf die Hiftoriich gegebenen Verhältniſſe abzuändern.“ 

Der die Mabregel motivirende Bericht des Eultusminifters Stremeyr ſprich: 
fih Über da8 Recht dazu folgendermaßen aus: „Wie immer man and tie 
rechtliche Natur der Concordate conftruiren mag — ob man diejelben nun als 
wirkliche Verträge, oder als Staats⸗ und Kirchengeſeze von zuſammentreffen⸗ 
den Inhalte, oder als eine Art internationaler Abmachungen, oder wie fonf 
immer auffaßt, ftetS werben diefelben als Alte angejehen werden müflen, durch 
welche — fei e8 nun in vertragsmäßiger oder nur in vertragsähnlidher Weiſe 
— Recht gemacht, das gegenfeitige Verhältniß der Eompaciscenten auf em 
objective Baſis geftellt, dem freien Belieben auf der einen und anderen Seitz 
eine rechtliche Schranke gezogen wird. Diefe Weienheit des Concordats, nis 
eines Altes gegenjeitiger Beſchränkung und Berpflidtung, iſt aber dur die 
neu proclamirte Eigenichaft des Papftes im Innerften berührt. Die Kirchen⸗ 
gewalt hat hinfort in biefem Gebiete, defien Umfang dur den allein meh 
gebenden Ausiprud des Papites beftimmt wird, die ganze Machtvolllonmen- 
heit, den Vertrag nad eigenem Ermeflen zu halten, zu interpretiven und zz 
brechen, es ſteht nicht mehr — was bei jedem Bertrage der Fall fein muk — 
Recht neben Recht, jondern neben einem ſchrankenloſen und uncontrolirbaren 
Arbitrium. Es ift nichts Anderes, als wenn im gemeinen Rechtsverkehr cin 
Eontrahent fi die ausſchließliche Befugniß vindicirte, den Bertrag zu inter 
pretiren. Die Rechtswifienichaft ehrt, daß ein folder Bertrag nichtig iR 
(1. 108 8 1 Dig. d. V. O.). Es ift Mar, daß der Papſt durch Bertrage 


rein privatrechtlicher Natur auch fernerhin verpflichtet bleibt, und daß die Ab 


ſchließung von Vereinbarungen auf dem Gebiete der Goncorbate auf neun 
Grundlagen nicht ausgeſchlofſen if. Aber unbeftreitbar bleibt «8, Daß das 


. bereit8 abgefichloffene Concordat, wie eben dargethan, dur das neu prock- 


mirte Dogma und defien Gonfequenzen feine rechtliche Grundlage und Wirt: 
ſamkeit eingebüßt hat. Daſſelbe Refultat ergibt fi, wenn das Goncordet vom 
Standpuntte eines internationalen Vertrages aufgefaßt wird. Bei allen ſolchen 
Verträgen befteht, wie bereit$ oben erwähnt, nad) anerlannten Rechtsprincipien 
die ftiliſchweigende Bedingung der fich gleichbleibenden Verhältnifie: rebus sic 
stantibus. Das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche ift aber durch das 
neu proclamirte Dogma wmejentlich geändert worden. Denn weldje Beränbe 
rung ber Verhältnifie könnte eingreifender fein, welche alſo mehr zu dem Nüd⸗ 
tritte berechtigen, als die in Folge des neuen Dogma's heruorgerufene? Ter 
Compaciscent if ein anderer geworben: an Stelle der alten, hiſtoriſchen, limi⸗ 
tirten Kirchengewalt ift eine neue, unbeichränkte und unbeſchränkbare getreten 
Die Gewalt, mit der pactirt wurde, und bie fi der Staat zu binden glaubte, 
indem er ſich ihr ſelbſt band, hat fi eben in jenen Dingen, in Rüdfict auf 
welche ihr gegenüber Rechte erworben werden follten, als alleinige unfehlbare 
Richterin proclamirt. Wahrli eine Causa gravis, justa et rationabilis, 
welche ſchon nad) der Anficht der Eanoniften und Scholaftiler des Mittelalters 
zum Rüdteitte von Concordaten berechtigte! Sehe ich endlich auf einzelne Ve⸗ 
ſtimmungen des Concordates, jo haben auch dieſe in Folge des neuen Togma’ 
einen neuen Inhalt, eine andere Bedeutung erlangt. Vie jura et praeroga- 
tiva der katholiſchen Kirche, die Art. 1 zu ſchüten veripridht, gewinnen dem 
infalliblen Papfte gegenüber einen ganz anderen Umfang; die doctrina eccie 
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siae ejusque vigens disciplina, deren Art. 34 erwähnt, iſt in neue Bahnen 
getreten, und bat der öfterreihiihe Biſchof nad) Art. 20 dem Kaiſer Treue zu 
Schwören: sicut decet episcopum — wie es einem Biſchofe geziemt — jo 
hätte ein folder Schwur nad) dem neuen Dogma eigentlich die Bedeutung, 
Daß er nur noch foweit gelte, als e8 der Papft geftatten will. Geſtützt auf 
alle diefe Gründe, kann id nit umbin, Ew. Maj. ehrfurchtsvoll meine recht⸗ 
Liche Ueberzeugung auszuſprechen: Daß die Vereinbarung vom 18. Aug. 1855, 
injoweit fie noch in Kraft ſteht, dermalen nicht nur mit vollem Yug und felbft 
nad) allem DVertragsrehte vom Staate aufgehoben und al8 unverbindlich er» 
FHärt werden Tann, fondern daß fie bereits thatfählih, und zwar vom heil. 
Stuhle jelbft durch die Broclamirung des neuen Dogma’s aufgehoben ift, und 
Daß der Staatögewalt nichts weiter mehr erübrigt, als dieſe ohnehin bereits 
eingetretene Folge auszuſprechen, beziehungsweije jene Vereinbarung vom 18. 
Aug. 1855 als aufgehoben zu erflären. Es handelt fi hier nit um einen 
Alt aus der Initiative des Staates, fondern nur um die Anerkennung einer 
von kirchlicher Seite her geichaffenen Nothwendigkeit.“ Dagegen ſpricht fich 
der Minifter ſehr entichieden gegen eine Wiederherftellung des fogen. 
Placet3 aus: „Die Regierung Ew. Maj. will auch bei der dermalen geſchaf⸗ 
fenen Sachlage und aud der kath. Kirche gegenüber nicht von jenen Grund» 
jätzen abweichen, welche Ew. Maj. allergnädigit als die Fundamente unferes 
Staatslebens zu fanctioniren gerubt haben, insbeſondere von dem Grundſatze, 
Daß jedem Staatsbürger und jedem Vereine von Staatsbürgern, alfo aud 
den Religionsgefellfchaften, alle mit der gemeinen Sicherheit und mit dem öf⸗ 
Tentlihen Wohle vereinbarliche Freiheit zufommt. Mit diefem Grundfage würde 
ſich eine Maßregel, wie die eben erwähnte, in feiner Weife vertragen. Das 
Placet ift nit nur ein Alt ftantliher Prävention, jondern überhaupt eine fo 
Tpecifiiche Maßregel der Bevormundung, wie fie wohl in dem Bolizeiftaate der 
legten zwei Jahrhunderte, nicht aber auch in dem Rechtsſtaate unferer Zeiten 
ftatthaft erjcheint. Es widerfpridht aber nicht nur das Placet dem Grundjate, 
daß der individuellen Freiheit, injolange fie nicht in gemeingefährlicher Weiſe 
ausſchreitet, voller Spielraum gelaflen, und daß ihr auch unter diefer letzteren 
Borausjegung regelmäßig nur in repreffiver, nicht in präventiver Meile bes 
gegnet werden joll — ſondern es läßt fich dieſe Maßregel und die mit ihr in 
nothwendigem Zujammenhang ftehende der Ueberwachung des Verkehrs zwiſchen 
der Landeskirche und der römilchen Curie mit fpeciellen Orundrechten der öſter⸗ 
reichiſchen Staatsbürger, fo z. B. mit der Preßfreiheit, der Garantie des Brief- 
geheimniffes u. dgl., nicht vereinigen; ja dieſe Maßregel würde den beabſich⸗ 
tigten Zweck überhaupt ganz und gar nicht erreichen, weil die das Gewiſſen 
der Gläubigen bindende Kraft eines Dogma's von feiner beflimmten Art der 
Publication abhängig ift (ut primum innotuerint).“ Schließlich wird auch 
noch die Frage erörtert, ob nicht die Ernennung der Biichdfe durch den 
Kaiſer, die dur das Goncordat fanctionirt wurde, durch die Abichaffung 
deſſelben gefährdet werben könnte: „Endlich darf id) auch die wichtige Trage 
nicht übergeben, ob durd die beantragte Aufhebung des Koncordates nicht die 
Nechte Ew. Maj. in irgend welcher Weile geihädigt oder beeinträchtigt oder 
wenigftens neue, höchſt unangenehme Gonflicte heraufbeſchworen werben könnten. 
Rah meiner vollften juriſtiſchen Ueberzeugung ift dies jo wenig der Tall, als 
dies nach dem proclamirten Dogma der Unfehlbarkeit zu behaupten überhaupt 
möglich if. Artikel XIX des Concordates, welcher auch fernerhin ala maß- 
gebende Rorm unverändert aufrechterhalten Kleibt, conftituirt nämlich nicht 
erſt das Recht Ew. Majeftät zur Ernennung der Bilchöfe, ſondern bezeichnet 
daffelbe als ein Apoftoliiches, Höchftihren Allerdurchlauchtigſten Vorfahren 
uberkommenes Vorrecht. Es ift damit nur das beftchende Necht als ſolches 
anerfannt, und da diefe Anerkennung fi) auf die Ueberkommung des Rechtes 
von den Allerdurdlaudtigften Vorfahren, aljo auf einen jpeciellen Rechtstitel 
gründet, jo ift dieſelbe nach unbeftreitbaren Rechtsgrundſätzen nicht ein rechts⸗ 
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conflitwirender Ult, fondern nur der Ausdruck einer juriſtiſchen Teberzenz:-: 
des päpftlichen Stuhles ſelbſt Über das unabhängig davon bereits breit 
Recht. Diefe Rehtsanihauung und beziehungsweiſe das unbezweifelbar ;- 
geſtellte Recht bleibt durch die Aufhebung des Uebereinkommens feibR gc-: 
unberührt, und ein Abgehen davon auf Geite des papſtlichen Stuhles wär: 
fich ais offenbare Mechtsverlegung, d. 1. ala Regirung eines Rechtes bariicl-- 
für deſſen wirklichen felbfländigen Behand ſich die Kirchengewalt mın eimr:: 
in beftimmier Form ausgeſprochen bat, ohne Unterjdied, ob das bezüs.:t: 
Uebereinlommen fortbeiteht oder nicht.“ 


Depeſche Beufs an den Bertreter Deſterreichs in Rom: „... Ah 


diefe Warnungen waren ebenſo vergeblich, wie die beharrliche Oppofition der 
Minderheit. Weder der römiſche Hof, noch die Mehrheit ves Concils forma 
von dem Wege abgebracht werden, den fie einmal eingeichhlagen, und die legt: 
bffentliche Siuung des Goncil3 hat dem Dogma, daB ſozuſagen die Efer] 
der Lehrfähe ift, deren Triumph der Heilige Stuhl fihern will, eine feirr!:: 
Sanction ertheilt. Die kailerlihe und Föniglidhe Regierung ſah ſich dergri::: 





vor einer Thatjache von ungeheurer Tragweite, die fidh einzig und allein vı 


Geſichtspunkte ihrer Gonfequenzen für die nterefien des Staates, über dic * 


zu wachen verpflichtet ift, prüfen mußte, geftell. Das Ergebniß konnte nix 


zweifelhaft jein. Wie ich dies im Beginne der gegenwärtigen Depeſche geia:: 
habe, ftellen die vom Concil promulgirten Lehrfäge die Beziehungen des Staste 
jur Kirche auf eine ganz neue Orundlage, indem diefe ihren Gompetenztrri! 
erweitert und gleichzeitig in der Perjon des Papftes alle Gewalten concentrirt. 
welche fie auszuüben beanfprudt. Eine jo radicale Umänderung wirft alle Pr 
dingungen über den Haufen, welche bisher bei Regelung der Beziehungen ;=; 
chen Staat und Kirche maßgebend waren. Diecſe Iektere ift e8, melde mi 
einem Alte von jo großer Tragweite die Initiative ergreift und, indem fie is 
handelt, fi auf ein Gebiet flellt, wohin uns nur übrig bleibt, ihr mit der 
Erklärung zu folgen, daß die mit dem Kaiſerreiche unter ganz anderen Ber 
hältniffen abgeſchloſſenen Vereinbarungen nicht mehr als giltig angejehen wer 
den können. Das Soncordat vom Jahre 1855 if aljo hinfällig geworden 
und die faijerlihe und königliche Regierung betrachtet es als aufgehoben. 4 
glaube, daß diefe Entſchließung hinlängli durch die gegenwärtigen Umflänk 
gereihtfertigt wird. Man kann nicht ohne Beſorgniß Beziehungen mit einer 
Macht unterhalten, die ſich felber als eine unbegrenzte und uncontrolirber 
Gewalt hinſtellt. Es ift wahr, daß die päpftliche Unfehlharkeit ſich nur asi 
Glauben» und Sachen der Moral erftreden foll: aber es ift in die Augen 
fpringend, daß derjenige, der nicht fehlen kann, für fi allein das Necht ir. 
Anfprud nimmt, zu beftimmen, was in das Gebiet des Glaubens und der 
Moral gehört, und daß folgerichtig er allein über die Grenzen feiner Com⸗ 
petenz entſcheidet. Die päpftlihe Enchcliea vom 8. Sept. 1864 und der einen 
Anhang derfelben bildende Syllabus bewieſen zur Genüge, bis wie weit dirie 
Competenz, nad den Anſchauungen des heil. Stuhles, ihre Herrichaft icon 
vor der PBroclamation der Unfehlbarkeit erfireden konnte. Angeſichts einer 
derart beichaffenen Gewalt muß diejenige des Staates, um nicht zu neuen 
Mitteln zu greifen, zum mindeften fi) wieder in Beſitz ihrer vollen Actions⸗ 
freiheit fegen, um falt in ſicherer Ausficht fichende Llebergriffe zuruckzuweiſen 
Die ungarische Regierung, fih auf ein altes Privilegium der apoſtoliſchen 
Könige ſtützend, bereitet fi vor, da$ Placetum regium in Anwendung ja 
bringen. Wie ich bereits hervorgehoben, braucht die formelle Abſchaffung des 
Goncordates, deſſen gejegliche Geltung in Ungarn mehr als beftritten ift, nicht 
eigens außgeiprocdhen zu werden in einem Lande, in welchem es als Staat: 
geieg nicht anerkannt iſt. Nicht daffelbe ift der Wal in den Ländern Ddieneits 
der Reitha, in welchen e8 nothiwendig ift, das kailerliche Patent vom 5. Rn 
1855, welches dem Goncordat Gefegesfraft verliehen, zurüdzunchmen. Tieie 
Maßregel, zu welcher ohne Berzug-geichritten werden wird, ſchien ausreichen), 
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ohne daß man zum Placetum regium greift, welches überdies im Wider⸗ 
fpruche mit dem Liberalen Geifle der Staatsgrundgeſetze ſtehen und der Frei⸗ 
beit Hemmniſſe bereiten würde, melde dieſe Geſetze im Belonderen der Aus⸗ 
übung bes katholiſchen Cultus zuſichern. Die laiſerliche und königliche Regie» 
rung beichräntt fi daher darauf, in ihre volle Actionsfreiheit zurückzutreten, 
um gegen die eventuelle Einmijchung der Kirchengewalt, wie fie durch die De⸗ 
crete des letzten Concils conftituirt if, gerüflet zu jein... * 


— IJuli. Oefterreich rirftet bis auf einen gewiſſen Grad fehr eifrig. Troß 


Ende 


ber Finanznoth werben zahlreihe Pferbe für die Artillerie und Ca⸗ 
vallerie angefauft, ber Mannſchaftsſtand bedeutend erhöht und alle 
Einleitungen getroffen, um die Ennslinie fofort befeftigen zu können. 
„ Der beborfichende Ausbrud, bes Krieges zwiſchen Franfreih unb 
Deutihland hat in Defterreih und Ungarn eine mächtige Aufregung 
hervorgerufen. In der deutſchen Bevölkerung bes Reichs hat bie 
Sympathie mit Deutichland entſchieden die Oberhand, unb ift «8 
nur eine Deiinorität, welche theils bie alte Abneigung gegen Preußen 
auch jebt noch nicht verwinden Tann, aber babei body paſſiv bleibt, 
theil8 bagegen ale Kriegspartei entichieben auf eine Betheiligung am 
Kriege und zwar an ber Seite Frankreichs gegen Deutfchland Bin: 
arbeitet. Die nicht⸗deutſchen Bevölferungen, Polen, Czechen ꝛc. ftehen 
mit ihren Sympathien offen und entichieden auf Geite Frankreichs 
oder verhalten fi ganz paffiv. In Ungarn äußert bie herrſchende 
Partei in ihren Organen laut ihre Sympathie für Frankreich, und 
ift es vorerjt die Linke, bie in ihren Organen entichieden auf Neus 


- tralität und Nichtbetheiligung am Kriege bringt. 


3. Aug. (Defterreih). Die Regierung macht eine Creditoperation 


8. 


9. 


20. 


von 12 Millionen behufs der militäriſchen Rüſtungen. 
„ Die Befeftigung der Ennslinie wird in Folge des Ganges bes 
deutſch⸗franzöfiſchen Krieges wieber fiftirt. 
„ (Ungarn: Eroatin). Der Kaifer befiehlt die Wiedereinführung 
bes Placetum regium. Der Banus zeigt es (mie es ſcheint, erft im 
Dctober) den Biſchöfen an mit dem Beifügen, 

daß dies „in Folge einiger Beichlüffe, melde das am 8. Dez. v. 9. eins 
berufene romiſche Goncil gefaßt hat, und durch melde die Rechte Sr. Majeftät 
als apoſtoliſchen Königs von Ungarn und der vereinigten Koͤnigreiche verkürzt 
werden“, geichehen jet, und daß aljo keine Beichlüfie oder Anordnungen bes 
zömilchen Concils und Gr. Heil. des Papftes weder proclamirt noch verfendet 
werben dürfen, wenn fie nicht früher der Regierung vorgelegt wurden‘, Der 
Episcopat — hofft der Ban — werde es für feine patriofilge Pflicht halten, 
dieſem Befehl bei jeder gebotenen Gelegenheit Biltigkeit zu verfchaffen. 

Für Ungarn ſcheint bie Maßregel als überflüffig erachtet zu wer: 
ben, weil bort bas Concordat weder anerfannt noch durchgeführt 
worden war. 


„ (Defterreih). Eröffnung ber meiften Landtage. Eine kaiſ. Bote 
f&haft fordert fie „Angefichts der folgenſchweren Ereigniſſe“ nachdrüclich 
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auf, „bie Wahlen zum Reichsrath ohne Aufſchub vorzunehmen, der 
er bie geſetzlichen Vertreter der Monarchie um ſich verianımeln kir- 
deren verfaſſungsmäßige Mitwirkung dringenb geboten erfhein‘. | 

Der Landtag Baliziens wird in der an ihn geriäteten Botſchaft bei 
lich ver von ihm ausgeſprochenen Bebärfnifie dieſes Kanıdes ſpeciell darüber !.- | 
zuhigt, e8 ſei der Wille „des Kailers, daß die Regierung, weiche Diejelben !e 
reit8 der reifliääften Ermägung unterzogen, hierüber ten: Reichgratbe eine «- 
ſprechende Vorlage mache, durch welche die Wünſche jenes Landes inne‘. ' 
der Grenzen der Reihseinheit mit Veachtung der politiſchen Berhältmine :- 
möglichen Erfüllung zugeführt werden können“. Tem Tyrolcr Landtag =: 
geſagt: „Der Kaifer erwarte von den treuen Tyrolern, deren Hingebung = 
das Baterland allzeit fi nlänzend bewährt hat, daß fie fi der Erfaun 
nicht verſchließen werden, s könne fich jetzt für alle Landtage nur derım £:-: 
dein, jene höd;ften Anteieten suahrzunehmen, deren Gemeinfamtcit eine s':- | 
reihe Geſchichte geheiligt und deren einheitlie Förderung die Macht und .:: 
Anjehen dieſes Reiches bedingt.“ 

In Borarlberg 1. eigert der Biſchof das Gelöbnik ohne Borket:: 
In Tyrol thut eben daſſelbe die ganze clerifale Partei, dir Zajorität !: 
Randtags. In Oberöfterreich verläßt die clerifale Yartei, mit den Ei: 
prüfungen unzufrieden, den Situngsfaal, kehrt aber fpäter doch wieder bc}: 


urück. | 

23. Ang. Oeſterreich-Ungarn tritt der bleß negativen Kiga der neutraler | 
Großmächte bei, nachdem fein Verſuch, in dieſelbe ein poſitives Vic 
ment zu bringen, feinen Anklang gefunden hat, 

24. „ (Defterreid). Tas Unfchlbarkeitstogma wird im Wiener T!- 
cejanblatt veröffentlich. Garbinat dtauſcher untermiit ſich 7 
Nom troß feiner DOppofition auf dem Concil. 

25. „ (Defterreid: Bohmen). Das Rejultat der Wahlen zum Fan: 
tage ergibt, daß bie Deutſchen nit nur einige Eike in den Stãd:en 
verloren haben, jonbern aud im Großgrundbeſitz ven ben mit bir 
Czechen alliirten Feudalen verbrängt werden find, fo daß fie die 
Mehrheit im Lanbtage nicht mehr befigen, 

%6. „ (Defterreig: Böhmen). Der Czechenclub will jebt, ta er ti 
Mehrheit des Landtags befigt, mit dem deutſchen Club fidh veritir: 
bigen: 

Bisher fer eine Verſöhnung unmöglich geweſen, da die Czechen die Inter 
drückten geweſen ſeien. Große Ereigniſſe bereiteten fi in Europa vor. Te 
Deutſchen und die Czechen Böhmens jeien dur Fragen getrennt, weldge Ma⸗ 
joritäten nicht löſen könnten. Die Czechen wünſchten, eine Löfung außerysib 
des Landtags zu verſuchen.“ 

Die Deutihen erklären fi zu bem Verſuch geneict, und beide 
Clubs verftändigen fi über einen gemeinjamen Ausſchuß ven je 
fünf Mitglicherr. Die Gröffnung des Landtago wird inzwijchen auf 
den 30. d. WR. verjchoben. 

30. „ (Defterreid: Böhmen). Eröffnung des Landtags. Kaiſerliche 
Botfhaft an denſelben. Die czehiihen Declaranten und bie Feu— 
dalen leiften das Angelöbniß nur unter Vorbehalten, der (feudalc) 
Landmarſchall Graf Noftiz läßt bie Vorbehalte zu, die deutſchen 
Abgeordneten proteftiren dagegen. 
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Bis zum legien Augenblick war es zweifelhaft, ob die Czechen umb Fen⸗ 
en Landtag eintreten würden ober nicht. Sie hatten den Biceland⸗ 
marksall Dr. Bielſsky nad Wien geſchickt, um von der Regierung zu verlane 
die „Einigl.“ — die beiden Hauptforderungen der Nationalen, 

Die Rieſeem der Wahlordnung um die. Umerlennung des böhmiiden Staatt⸗ 
rechts anszierne sder fich irgendwie daſtte werblirge: Vielsky war jedoch ohne 
Erfelg um feine Mijſion zurüdgeleiet. Die laiſerl. Botſchaft verhieh bloß, 
Dat „eine Reviſion der Beziehungen des Rönigreicht Böhmen zum Geſammi⸗ 
her für Die Regierung der Gegenſtand jergfältiger Erwägung jei” und er. 
wartele „in bieler Zeit ſchwerer Verwidelung von deu politischen Ein Aller, 


der Baterlandsliebe, auf die höhern Ziele gemeiniamen Strebens gerichtet 
werde” und ſcchloß mit der Aufforderung, „Die Wahlen in den Reichsrath for 
fort vorzunehmen“. Dennoch entichloffen fi am Ende beide Fractionen der 
SDppofition, im Landiag zu erſcheinen, bringen aber fofort zwei Erklärungen 
zur —— Die erſte, von ſämmtlichen Abgeordneten des Großgrund⸗ 
beſitzes unterzeichnet. verwahrt ſich dagegen, daß der Eintritt derielben in den 
Landiag und > dire Theilnahme an den Berhandlungen in irgendeiner Weiſe 
und Freiheiten des Königreichs Böhmen präjudicire. Sie conſta⸗ 
tiren —— „daß auch der von uns zu leiſtenden Angelobung feine an⸗ 
dere Bedeutung beizulegen fei, als die: daß wir in unerihütterlicher Treue 
gegen unjern Iegitimen Railer und König beharren, und den thatſachlich bes 
Rehenden Geſetzen jenen Gehorſam leiſten, zu welchem jeder Staatsbürger in 
feinem Gewiſſen verpflichtet if. “Die zweite Erklärung motivirt den Eintritt 
der Declarationsanhänger in den Landtag mit der ernften Lage des Reiches, 
und um fid) dem Wege der Berftändigung nicht zu verſchlietzen. Die Unter 
zeichner conftatiren übrigens in biefem. Söriftiüd ihr Beharren auf dem Des 
elarationsftandpuntte vom 22. Sept. 1 


Aug. Tro der officidjen — einen alle Vorbereitungen ge⸗ 
troffen zu fein, um bie Artillerie und Cavallerie jeben Augenblid 
auf Kriegsfuß ſetzen zu können. 


. Sept. (Defterreih). Landbtage: in Böhmen fühlen fi bie mit 
den Feudalen verbünteten Ezehen, in Krain bie Slovenen, in Ga: 


Iizien bie Polen, in Tyrol und Borarlberg bie Elerilalen ale Herren 
ber Lage. 

Landtag von Böhmen: Uuf den Antrag des Grafen Elam-Martinic 
(feudal) wird einfimmig beiloffen, die kaiſ. Botichaft durd eine Worefie zu 
beantworten, um und dafür ein Ausſchuß von 21 Mitgliedern gewählt. Dagegen 
erregt der Antrag der Declarationspartei, biß zur Erledigung der Abreſſe 
alle abminifirafiven und legislativen Borlagen zu vertagen, eine Beftige De⸗ 
batte. Die Czechen und Feudalen erklären in derjelben ausdrücklich, daR der 
gegenwärtige Landtag nicht der Iegale fei, und Daß fie deßbalb nicht in den 
Landtag, jondern nur in eine „Berjammlung” eingetreten ſeien, welche eine Tail. 
Botſchaft entgegen zu nehmen berufen worden. Die deutſche Minderheit pro- 
teflirt gegen die Bertagung, bie jedoch non der Mehrheit beſchloſſen wird. Die 
Wahlen in den Reihsrath find damit wenigſtens zunächſt abgelehnt, obgleich 
derjelbe fon am 5. Sept. zufammentreten fol. 

Der Landtag von Mähren wi feinerjeits von einer fog. Wieberher- 
flellung der böhmijdhen Krone, die auch Mähren und Schlefien umfaſſen fol, 
nichts wiflen, wählt 19 Berfafjungsireue und bloß 3 czechiſche Derlaranten in 
den Reichsſrath und beichliekt folgende Reiolution: „1) Der Landtag hält an 
der Selbftändigfeit Mähren im unmittelbaren Reihöverband feft, und be- 
trachtet die Staatsgrundgeſetze als einzigen legalen Rechtsboden für die Ver⸗ 
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ſtundigung. 2) Der Landtag verwahrt ſich gegen bie Anerkemung bes böß- 
milden Staatsreihts und Generallandtages, und hält die endliche Gonfelidirung 
der tens und ſwenge Reuntralität für ein unabweiſsbares Bebärfuik Ver 
Menarde." - »- 5 

Landtag von Schlefben: Gier ſind Deutſche Egeifen wnb Polen einig 


u ol der B und ine Wieder der bö 
a rn Beben 
6 — 


Landtag von Krain: Die ſloveniſche Majorität. beſchließt, eine Areſſe 
an die Krone zu erlaſſen und wählt dafür einen Ausſchuß, der ſofort folgende 
Punkte präcifiet: Die ausgeſprochene ſchadliche Rückwirkung der Decemberver- 
faffung auf Krain verlangt eine Erweiterung der Autonomie nach dem October⸗ 
dipfom, vollſtändige Abtretung der Adminiſtration und des Unierrichtaweſens 
an die Landesvertretung und Beſchickung eines Reichſsrathes bloß ad hoc (d. h. 
zur Wahl der Delegation). Die Gründung eines beſondern Kronlandes Slo⸗ 
venien wird durch preußiſche Eroberungsgelüfte” motivirt. 

Vandtag von Vorarlberg: Die clerifale (bauerliche) Majorität wählt 
zwei cleritale Abgeorbnete in den Reichsrath. 

Landtag von Tyrol: Im Gegenſatz gegen Böhmen, wo der (feudale) 
Zandtagsmarkhall das Angelöbnik mit Vorbehalten feitens der Demokraten 
und Seudalen zuläßt, nimmt bier der (liberale) Landeshauptmann Bafielbe 
Begehren der Elerilalen nicht an, verhindert dadurch die Erdffiuung des Land» 
tag& und erflärt feft, eine neue Ranbtagsfigung nur anordnen zu wollen, wenn 
jene ihm vorher die ſchriftliche Erklärung zugehen lichen, das Ungelöbn:k 
„unbedingt“ Yeiften zu wollen. Die Elerifalen verlangen hierauf, ihre Erklä⸗ 
zung” mündlich abgeben zu wollen, um eine Debatte und einen Fürmlichen 
Landtagsbeihluß der Mehrheit in ihrem Sinne hervorzurufen. Der Landes 
bauptmann beharrt auf feiner Forderung und flellt damit die clerikale Mehr- 
heit in die Ulternative, entweder das Angelöbnik ohne Bedingung oder Borbe 
halt zu leiften, oder die Eröffnung des Landtags Überhaupt unmöglich zu machen. 

der Landtag von Balizien beſchließt gegen die Stimmen der Nuthenen 
eine Woreffe an die Krone, die eine Art Zutrauenspotum für das Minifterium 
Votodi enthält: „Wir hegen die Ueberzeugung, daß, indem wir uns um Gm. 
L. %. apoft. Majeftät ſchaaren, wir gleichzeitig jene geſchichtl iche Miffion, 
die unfere Nation ſeit Jahrhunderten befolgt, erfüllen werden. Wir find zu 
Aufopferungen bereit, damit mit Ihrem Zuthun, Majefät, in 
Europa doch endlih Recht über Macht zur Herriäaft gelange; 
damit den von fremder Uebermacht gedbrüdten Rationen Be: 
re&tigleit widerfahre, und ein dauernder, auf Freiheit und 
Gerechtigkeit gefügter Friede gefihert werde. Am Bereiche der 
inneren Angelegenheiten erkennen wir die Nothwendigkeit des Ausgleiches der 
in Bezug auf die conflitutionelle Staatsgeftaltung divergirenden Unfichten an. 
Wir legen unfer Zutrauen in die Weisheit Ew. Maj., da diefe große Frage 
nicht ander als im Geifte der Berfühnung gelöst werde. Fuür unfer Land 
haben wir immer die Autonomie angeftrebt, da wir darin die nothwendige 

dingung der Entwidlung und Bereinigung unferer Kräfte, und mithin auf 
der Erſtarkung der te erblidtten. Mit Bedauern haben wir geſehen, 
wie die Regierung Ew. Maj. unfer Streben verkannt, und wie das Verfahren 
biefer Regierung und des Reichsſsraths unjere Delegation vor die Nothwendig⸗ 
keit hinftellte, den Reichsrath zu verlaflen..... Gegenüber den gegemvärtigen 
Ereignifien, durchdrungen von der Pflicht, zu unverzüglidder Sicherung der 
hbchſten Interefien der Monarchie unfere Hand darzureichen, und im Vertrauen, 
daß ſowohl die Bedurfniſſe unferes Landes, wie auch unfere underjährten Rechte 
in der Perjon Em. apoſtoliſchen Mojeftät einen mächtigen Beſchützer finden wer 
den, fhreiten wir zur Wahl der Delegation in den Reichsrath, und indem mir 
on die Stufen Deines Thrones den Uusdrud unferer tiefen Ehrfurcht nieder 
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legen, bitten wir Gott, dab er Dich, allergüligſter Herr, in jeinen Schutz 
nehmen und behlten möge.” Der darch geſperrte Schrift hervorgehoben Satz 
wird im Laufe der Debatte ganz unzmeibentig, dahin erlässt, dah man eine 
Sntervention Oefterreih8 zu Gunſten Frankreichs wünſche. Die Wahlen des 
Neiuchsraihs werden ohne Anſtand vorgenommen, : 00 . 


3. Spt. Geſterreich). Die Eröffnung "dei Relhhetethe irb mit 


4. 


Rückſicht auf die Lage der Dinge im böhmiſchen Landiage vom 5. 
auf ben 15. Sept. verſchoben. . nr 


our 


Keaheratb, mit oder ohne Vorbehalt, angerommen’ und find bereits 
entweder vertagt ober gefchloffen worden. 

Von den 17 Landtagen Haben nur diejenigen der folgenden Krönländer 
vollftändig verfafjungsimäßig zum Reichsrathe gewählt: Niederöſterrtich, Mäh⸗ 
ren, Schlefien, Salzburg, Kärnthen, Iſtrien, Galizien, Bulowina. Zum Theile 
verfaflungsmäßig hat der Xandtag von Steyermarf gewählt, in welchem eine 
Minerität nur mit Redhtsverwahrung wählte und fi wählen ließ, deren Ab⸗ 
geordnete nur zur Wahl der Delegation und zur Berathung der durch die 
politiihe Lage gebotenen Maßregeln im Reichsrathe erſcheinen werden. Unter 
dem gleichen Vorbehalte haben die Landtage von Krain und Vorarlberg ihre 
Reichsrathsabgeordneten entſendet. Auch dieſe wollen nur zu den Delegations⸗ 
wahlen und zur Botirung der Bededung für ein riefiges Kriegsbudget er⸗ 
ſcheinen; fie gehen in keinen verfaffungsmäßigen Reichſsrath, fondern nur in 
eine „hochanſehnliche Verſammlung ad hoc”, in welcher verſchiedene gemein- 
fame Angelegenheiten berathen werden. Der Eompetenzconflict wird nach diefer 
Auffaffung in dem zujammengemürfelten Reichſsrath in Permanenz erklärt 
ſein. In dem Landtage von Oberöſterreich bat die Minorität gar nicht 
in den Reichsrath gewählt und die auf fie entfallenen Mandate vorerft nicht 
angenommen; es iſt daher ungewiß, ob dieje Abgeordneten im Reichsrathe 
erjcheinen werden. In Tyrol if die Frage der Angelobung nicht gelöft. 


Die ultramontanen Abgeordneten haben fi) durch ihren Gewiſſensvorbehalt 


jeibft aus dem Landtage ausgeihloffen, und der Landeshauptmann hält un⸗ 
beugſam an der Landesordnung feit, „indem er fi von oben Feine Eonceffion 
abſchmeicheln, von unten feine abtrogen läßt.” In Innsbruck ſchwebt alſo die 
Entjeidung zwiſchen unbebingter Angelobung und Auflöfung des Landtages. 
Was aber auch geſchehe, für den Reichsrath find die Tyroler Abgeordneten 
entiveder gar nicht oder nur mit demfelben Vorbehalte wie die Abgeordneten 
von Krain voraußzujehen. Wenn nun aud die Abweſenheit der Abgeordneten 
aus Tyrol den Zufammentritt des Neichsrathes nicht hemmen könnte, fo wird 
jedoch diefe Gefahr durch die böhmifche Krife heraufbeſchworen. In Böhmen 
find Feudale und Czechen in eine „hochanſehnliche Berfammlung“ getreten, 


- deren Rechtsbeſtand als verfafjungsmäßigen Landtag fie negiren. Es ſcheint 


nicht, daß diefe Parteien die Abfiht Haben, in den Reichſsraih zu wählen. 
Aber wenn fie felbft wählen follten, jo würde dieß nur unter ſolchen Umftän⸗ 
den geichehen, welche e8 den Deutichen unmöglich machen würden, mitzumählen 
oder ein Mandat anzunehmen, vorausgefekt, daß die Deutjchen überhaupt noch 
länger in einer undefinirbaren „Berfammlung" Hleiben wollen. Alſo ein Reichs⸗ 
zath ohne Böhmen und Tyrol und mit dem Keim raſch ausbrechender Com⸗ 
petenzconflicte, das ift dasjenige, was die nächſte Zulunft zu bieten ſcheint. 

„ Die Pferbeanfäufe werben, in Folge ber Kataftrophe von Seban, 
fiftirt, bie Kriegspartei bat zunächſt Teinerlei Ausficht mehr, durch⸗ 
zudringen. 
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5. Sept. (Defterreid: Tyrol). Landtag: Die 33 Mitglicber ber die: 


11. 


rilalen Majorität weichen jchließlih ber unbeugiamen Feſtigkeit bes 
Lanbeshauptmanne unb erklären burd Prof. Greuter, das Angelẽb⸗ 
niß „fo ablegen zu wollen, wie es 6 9 ber Lanbesorbnung ver: 
langt”, b. 5. unbebingt zu leiſten. Der Landtag wirb nummer 
eröffnet und beſchließt, einen Ausihuß behufs Beratbung ber Taii. 
Botſchaft niederzuſetzen. 

„Es wird eine umfaſſende Wieder-Demobiliſirung der Armee an⸗ 
eordnet: 

8 Die einbernfenen Reſerviſten der Cavallerie, der Urtillerie und des Fuhr⸗ 
weiens, welche drei Waffengattungen indeſſen fortan einen erhöhten Yriedens- 
ftand annehmen, find zum größten Theil fofort, der Ref if, jobald die Ur 
lauber des Linienftandes eingerüdt find und fpäteftens mit der Einftellumg der 
Relruten am 1. October zu beurlauben; das Fuhrweſen gibt das bereits für 
den Armeetrain gefaßte Material wieder ab, und dedit mit jeinen Pferden den 
Artilleriebevarf. Die Referviften der Infanterie und Jager werden nad) einer 
Vebungszeit von 20 Tagen entlaffen. Die reactivirten Offiziere endlich treten 
mit Ende Septembers wieder in den Penfionsftand. 

„ Defterreid: Dalmatien). Landtag: Die croatiſchmationale Partei 
fließt die Hälfte ihrer Gegner (ber fog. autonomen Partei) vom 
Zandtage aus, veranlagt dadurch die anbere Hälfte, ihre Mandate 
freiwillig nieberzulegen, und befchließt hierauf einfiimmig eine Ar: 
reffe an den Kaifer für Vereinigung Dalmatiens mit Croatien, 


wählt dagegen vorerft doch noch ohne formellen Vorbehalt iz ben - 


Reichsrath. 

Die Wahlen zum Landtag hatten 16 autonome und 25 nationale U 
georonete ergeben, wozu dann noch die zwei bifchöfliden Virilſtimmen ka⸗ 
men, um die Zahl 43 voll zu machen. Sofort wurde von der Majorität die 
Mahl von 7 Mitgliedern der ſog. autonomen Partei, worunter der langjäh- 
tige Reichſsrathsabgeordnete Lapenna, beanftandet und annullirt, worauf von 
den 9 übrigen autonomen Mitgliedern 8 ihre Mandate niederlegten, weil die 
Partei damit ihre bisherige Majorität in den Gruppen der Handelskammern 


und der Städte ſowie der Höchftbefteuerten und damit auch alle Ausſficht, die 


ihnen zufommenden zwei Deputirten in den Landeſsausſchuß zu bringen, ver: 


loren hatten; das noch übrig bleibende Mitglied der autonomen Partei ging 


thatſächlich zu der nationalen über. Die hierauf einflimmig angenommene 


Adreſſe an den Kaiſer geht nad einer längeren fog. ſtaatsrechtlichen Deduc⸗ 


tion dahin: 

„Seine Majeftät geruhe, dieſes fein Königreih Dalmatien auf deflen alte 
politiiche Bafis zurüdzuführen.“ „Allein“, jagt die Adreffe weiter, „Groatien 
und Slavonien befihen dermalen eine derartige Anordnung ihrer inneren Ber- 


hältniffe, daß diefelbe im Ullgemeinen die Ration in ihren gerechten und geſeg⸗ 
mäßigen Anforderungen keineswegs zu befrievigen vermag. Und jedenfalls hat 


fi) jene Seftaltung der inneren Berhältnifie ohne Mitwirkung von Repräfen- 
tanten des Königreich) Dalmatien vollzogen. Und daher, da wir uns unferer 


Verpflichtung als Repräjentanten dieſes Volles nicht entziehen und nicht umbin | 


tonnten, die vitale Frage der Rücklehr Dalmatiend zu feiner alten politiicken 


Vereinigung zu berühren, müſſen wir Ew. Maj. ergebenft bitten, Allerhöchſt· 


diefelben mögen geruben, die politiſche Lage beider Theile injoweit zu modifi⸗ 
eiren (di ridurre la situazione politica di entrambe le parti a tal punto), 
daß die gejeglichen Bertreter des Königreiches Dalmatien mit den gefeglichen 
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Nepraſentanten Eroatiens und Slavoniens in Berlehr treten und über die 
Modalitäten der Gerfiellung des alten politiſchen Rezus Berhandlungen a 
Inüpfen können.” Im Vertrauen auf Gewährung dieſer Bitte (aljo, wie es 
ſcheint, unter diefer Bedingung und mit biefem Borbefalte) ertiärt ſich ſodann 
der Landtag bereit, die Regierung in den gegenwärtigen europgsiſchen Ver⸗ 
widelungen 3 ftüßen, damit diefelbe von allen Königreihen und Ländern den 
Krieg mit allen feinen traurigen Gonfequenzen abzuwenden vermdge. „Aus 
dieſem Grunde haben wir beichloffen, der Allerhochſten Einladung nadzulom- 
men und zur Wahl der Reichsraths⸗Abgeordneten zu ſchreiten.“ 

"Die Wahl der Reichtraths⸗Abgeordneten füllt auf 5 Nationale, während 
Dalmatien bisher im Reichſrath dur 4 Autonomen und 1 Nationalen ver» 
treten. geweim mar. I, Fur die cidleithaniſche Meichähälfte Tann man Dal⸗ 


-modien jeht füglid-aIß verloren anjehen.“] 


13. Sept. (Deſter reich: Tyrol). Landtag: Die clerifale Dajorität bes 


14. 


fließt, ihren biöherigen Plan einer Adreſſe an den Kaifer fallen 
zu laſſen unb bie Wahlen in ben Neicherath mit einer ihren Stand⸗ 


- punkt wahrenden Motivirung vorzunehmen. 


Die: Erflärung der clerifalen Majorität lautet: Durch die Ad⸗ 
reife des tyroliſchen Landtages vom 1. März 1867 find die Bffentlichen 


WReechte des Landes, feine Stellung zur Geſammt⸗ he feine Selbſt⸗ 
Randigkeit und ſtaatsrechtliche Bedeutung für alle Zukun 


gewahrt wor⸗ 
den, und das Gomitö hält an diefer Vorausfegung fe. Die Hai Botichaft 
vom 15. Auguft fordert angeſichts der bedrohlichen Ereignifle, deren Schau» 
platz Europa geworden ift, den Landtag auf, die höchften Intereſſen des Reiches 
wahren zu helfen, deren einheitlicde Förderung die Macht und das Anſehen 


deſſelben bedingt. In Berüdfihtigung der folgenſchweren Ereigniffe, von welchen 


die allerhochſte Botſchaft veranlaßt wurde, und in Rückficht auf die Eingangs 
erwähnte Abrefie des tyrolifchen manbiages bejchließt derfelbe: für diesmal 
in die für den 15. d. M. nah Wien einberufne Verſammlung von Ver⸗ 
tretern aller it ungarifchen Königreihe und Länder Abgeordnete zu entien- 
den, damit fie dort das dem Tyroler Landtage zufichende Recht, Kohl der 
Wahl in Die Delegationen, als auch der Betheiligung an der Berathung über 


. Die hoͤchſten Intereſſen des Reiche ausüben." In der Debatte darüber ſpricht 


&reuter über den , Geiſt des Detober - Diploms“, der ihn zum ichließlichen 
Bekenntriſſe führt, daß er von einem „Stanteftreiche" das Heil Tyrols er⸗ 
warte, wie ja auch bie gegenwärtige Berfaffung nur ein Staatsitreich jet. Die 
Iiberale Migorität erflärt in einer Verwahrung gegen die Motivirung bes 
beantragten Beſchluſſes, an den Wahlen in den Reichsrath ſich zu betheiligen, 
aber außdrüdlich nur für den verfaffungsmäßigen Reichſsrath nad dem Staats- 
gruudgefehe vom 21. Dez. 1867. Der Statthalter v. Laffer erklärt, daß er 
die ausdrüdlie Weifung babe, den Landtag noch an die Erledigung (teip. 
Ablehnung) der Adreſſe vom 1. März 1867 zu erinnern, und daß ber Kaiſer 
und die Regierung nur „auf dem Boden der Verfafiung” den Wußgleih mün- 
Ib — —— uf einen „Staatsftreich* beftehe nicht. Schlieklich wer⸗ 
Keichzrath 5 geiftliche Herten. und 8 andere Elerifale gewählt. Die 
* Pe liberalen) Miiglieder für Walſchtyrol entfallen disswal, _ 
„ (Defterreih: Böhmen). Landtag: Nach breitägiger ‚Debatte 
Entſcheidung über eine Adreſſe und Denkſchrift an ben Kaiſer, 
welche bie Rechtsbeſtändigkeit des Landtags leugnet, bie Reichsratho⸗ 
wahlen verweigert und ſich nur zu Wahlen direct in die Delega⸗ 
tionen unb einem (foͤderaliſtiſchen) Ausgleich mit ben übrigen Königs 
reihen unb Ländern bereit erflärt. Die deutſche Minorität trägt auf 
bebingungslofe Vornahme ber Wahlen in den Meicherath an. Der 
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Antrag wird mit 147 (eycchiſche und feubale) gegen 77 (beutiä\ 

Stimmen - abgelehnt; bie Beutjjen erlaflen bes Saal, worauf tie 

Adreſfe einſtiwinig —e Fr * 

Fege Die Wogeorhneien „tea Pi geawichtige 

a —S— —5 usbrez — 
2 . 186] ‚einberufenep Landtag”. Die bedre& 

ai ſodann —— Grabe zum Use 
iſche Gtantsneiit u de zunide ve „pofttifchen R 





Felde va "ü — "Beau der Whreffe ——— 


08 „au un bene Gerfälnih —* zum Geſerero · 
reiche worin di Beil föbebenken begründet und die politiſchen Beweg 
darge, werben, — es der Partei ebenſowohl im Interefie des 
Ianhes als, in dan des Reiches und der Dpnaftie unmöglid) man wäre. 
die.polilffe Sudivibualität und das Gelbfbeflimmungsredht bes 

— anfaugeben, „jelbft wenn wir hiegu beregtigt wären“ — umd melde 
es dieſem gegenmärtigen Landtage unmdgli machen, über Wanderungen des 
Roptörehllichen Berhältnifiet Vöhmens zur Monardie definitiv und präjes- 
eirend zu entigeiben. „Die Raatsregtlice Individualität des Ki- 
reichs Böhmen und fein darauf beruhendes Selbfibeftimmungsregt — 
sig «8 weiter — dieſe Grundlage feiner Eziftenz, biefen Pfeiler der Gejanm!- 
wagt Defterreichs, diefen ſichern Schutz und Hort unferer erlauchten Eyaztz 
in allen Stürmen, melde die Zukunft in ihrem Schooße bergen mag, wngeit:- 
digt und unerfüttert aufrecht zu erhalten, ift unfer Recht, unfere Bflid:, 
unfer Entſchluß — und niemals können, dürfen, werben mir 
fie aufopfern..... Rur ein Königrei Böhmen, das in feiner ſtaatlice 
Individualiiat ein in fi) geeinigte® Ganzes bildet, lann und wirb des Reihe: 
umüberwinblices Bollwerk, nur ein Königreich Böhmen, das mit dem al» 
ererbten Rechte freier Selbſtbeſtimmung fein Schicſal unldslich feftnäpft «= 
die Bejhide ber Monarchie, kann und wird des Keiches fügender Schild fein 
Ew. Moj. kennen aus früheren allerunterthänigften Erklärungen, wie and 
‚zus ber Dentichrift, welche wir heute mit unferer allerunterthänigfien Merck 





"an.ben Stufen des Thrones niederlegen, die gewichtigen SeihtSbedenfen, melde 


es ums miät gefatten, den gegenwärtigen Landtag als die woli 
beregtigte Bertretung bes Königreichs Böhmen anzufehen, um 
welche es unß daher unmöglic maden, im Namen bed Königreuhs Bögea 
‚bleibende und bindende Vereinbarungen einzugehen. Im Befite der Vertrauen: 
mopdate der überwiegenden Mehrheit der Beoölterung dieſes Königreichs aber 
und mil‘ dem Bermußtfein der moraliſchen Berechtigung, uns als Goimeise 
ber! Royaktät, jebung und Treue dieſes Königreich zu feinem Iegitime 
Serticber: u dürfen, ertlären wir: daß — ſoweit menjälige Bar 
Ge fan — wir und berbürgen zu lönnen glauben, daß ber redi- 
andtag bes Rönigreiäs Böhmen bereit fein wird, den Unforde 
jeftandes und der Sicherheit der Monardie im volften Mei 
ht ı Fr werden. Er wird dieſe Bereitwiligkeit opfermäthig tige, | = 








u 


8 Ei. Mopf gefallen follte, die als notwendig erfannten 
iherfämmTiger Weife von n tm anzufpregen. Er wird — * 
opferwitig bethätigen bei den Vereinbarungen über die Theil, 
** her Geſe — bes Reiches und über bie befinktive Regelung 
der. Beiiehuugen ‚diejes, Künigreihs zur jommtmonardie. Er wird dier 
"Bereitwili, Du betätigen, rüdhal og "anerfennend das Recht der andern Könige 
reihe und Länder — anerfennend, was in Bezug auf die Stellung des Körige 
Be Un; em dur Bereinbarung defien Iegitimen Reichstags mit Ew. L = 
tät zu ungariſchem Gejege geworden if, und nur für das Ri 
ah Böhmen nach gleigem Make von Recht und Willigfeit bie Forderung 
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erhebend, dab für diefes Königreich nur als bindend und bleibend anerlannt 
werde, waß durch eine mit unjerm vollberechtigten Landtag abgeichloffene und 
von Ew.Majeſtät ſanctionirte Bereinberung unheftreitbare Geſetzeskraft erlangt 
haben wird. Daß ein ſolches geſetzlicher una vollberechtigier Landtag des Kd« 
nigreichs Bohmen eheftens einberufen werben und zuſammentreten könne, dies 
.duxch. Berhandlungen ‚mit, der jetzt tagenden landtägigen Verſammlung anzu⸗ 
bahnen, möge ebenſoſehr Die Sorge Ew. Majeſtat Regierung fein, als es unſer 
jehnlichſſer Wunſch und das Ziel unferes. aufrichtigſten Strebens if." Des 
weiteren geben die. Unterzeichner der Adrefſe die Erklärung ab: daß fie in Er- 
igägung der ernfien Sage des Neiches, und um das unvermeilte Suftandelom- 
men eier Gejammivertretung der Monarxchie zu ermöglien, „für Diesmal 
. and ohne Präjudiz für das Selbfibeftimmungsredht dieſes Förtigreilhes bereit 
‚Teen, Abgeordnete aus ihrer Mitte zu entjenden, weldye das Königreich 
Böhmen als ſolches zu vertreten haben werden in den Delegationen als 
der Geſammtvertretung aller Königreihe und Länder der Mo» 
gardie” Und ferner erklären fie: „Wenn Em. Mai. Regierung unter Ges 
. währleiftung für die virtuelle Anertennung der Grundlage unjeres ſtaatsrecht⸗ 
Uchen Verhältnifies, welches auch in dem oberften Rathe ber Krone feinen Aus⸗ 
druck und feine Vertretung finden möge, zur Anbahnung von Vereinbarungen 
über die Regelung und Beziehungen Böhmen: zum Gefanmtreihe mit uns 
An Verhandlung treten wird, und wenn die drängenden Umflände des Augen» 
blicks eine beſchleunigte Behandlung diejes Gegenftandes unabweislich erfcheinen 
Iafen, fo find wir bereit, eine Deputation aus unjerer Mitte zu 
entjenden, welde — die nachträgliche Beihlußfaflung vorbehaltend — zum 
Zweck der nothwendigen Vereinbarungen mit den beftehenven legislativen Ber- 
tretungen der andern Königreiche und Länder in Verhandlung zu treten hätte 
unter vollftändiger Verwahrung der beiderfeitigen Rechtsſtandpunkte und unter 
gegenjeitiger Anerkennung der Giltigleit diefer Verwahrung.” Die Adreffanten 
hoffen, daß, angeeifert durch die großartige Entjagung und Selbftverleugmung 
der czechiſchen Nation, auch die anderen Königreihe und Lander mit gleicher 
patriotiſcher Opferwilligfeit, „gleich ung hinweggehend Aber formale Bedenken, 
gleih uns bereit, Hindernifie der Verftändigung mit Zurückſetzung ſelbſt be= 
zechtigter Wunſche und Anſprüche binwegzuräumen," die zum gemeinfamen 
Werke dasgebotme Hand ergreifen werden. Die Adreſſe ſchließt: „Gott ſchütze 
. Böhmen! Gott ſchuͤtze Defterreih! Gott jegne, jhlte und erhalte Ew. k. k. 
apoſt. Majeftät!“ 

15. Sept. (Defterreid). Eröffnung des Abgeorhnetenhaufes bes Reiche: 
ratha durch ben. Alterspräfibenten Pascotini. Die verfaffungstreue 
beutihe Partei ift entſchloſſen, der Conſtituirung des Hauſes zwar 
Feine. Hinberniffe zu bereiten, bagegen- in bie Behandlung ber Bor: 
lagen nicht einzutreten und bie :Delegirtenwahlen nicht. vorzunehmen, 
wenn nicht and Böhmen im Reichsrathe vertreten je, 


17. . (Defterrei). Feierliche Eröffnung des NReichorache. Thron 
rebe bes Kaifers: ne 
„Sn ernfler Zeit Habe Ih Sie zur, Erfüllung Ihrer wichtigen Aufgaben 
berufen. Mährend ein blutiger Kampf, Aber —— eh Welttheils feine 
wverheexenden Wirkungen breitet, erfreut ſich diefes Reich der Segnungen des 
 Vriedens, ‚und die. Ku Ruhe, melde ung bewahrt — vor Allem 
dazu bienen,. den verfafiungsmäßigen, Einrichtungen ed Staates 'fefte Grund⸗ 
lagen su fee Gegen Ende der vorigen Seffton Hat der regelmäßige Fort⸗ 
gang in den Berathungen des Abgeorbnetenhaufes Störungen erlitten. Um 
diefen zu begegnen und zugleich allen Theilen die Gelegenheit zu erneutem 
Ausdrud ihrer Wunſche zu bieten, habe Ich es für Meine Regentenpflicht er⸗ 
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fannt, neue BBahlen anzuordnen. Bit beſonderer Beiriedigumg ſehe 4 
Sie nun um Mid verfammelt, und De Sie herzlich willlommen; €©x, 
Meine Herren Mitglieder des Herrenhaufes, welde 'vor Mllem berufen in, 
dem die Kohljahet umb nd be deruden Gebaiten at 





durck zu geben, zud Gie, 


Münden auijenen We Wünjhe des Keil 
aus den Königreigen und Landern "entfendet, Bünjds. de8 —— 
dem Bebürfnifje des Ganzen einzufügen befirebf” fein werben, 
beide ‚+ „She. weißt: eBnre beieelf‘ jeneb maprhaft patriotiiche Befiht und I; 
reichſche Bernutiein, has Meine Bälfer. um um. ben. Sina feiner | 


| aan 6 die höchften Wufgaden des Stgates zu erfüllen. Nidt einem. — 


Gefühle will Ich es zuſchreiben, vah' die Bert eier Meines Sing 
reichs Böhmen heute noch in Ihren Reihen vermiſſe. Aber I mu c e5 um 
jo tiefer beflngen, wenn Ich Die ſchweren uns f —S Ereigniſſe dieſer 
Zeit, die unabläffigen Bemühungen Meiner Regierung, um die ae | 


den auf das gemeinfame Geld verfaffungsmäßiger Thätigkeit zu_führen ‚va: 


Ich die dringende Nothwendigleit ins Auge fafle, die Innere Geh 

Reiches zum gedeihlichen Abichluffe zu bringen. Aufgabe der Wegerung wir 
es fein, alle gejeglichen Mittel aufzubieten, um jo raſch wie möglich aud die 
fem Königreihe die Theilnahme an den wichtigen Arbeiten Diefer Gelften zu 
fidern. Ihre Aufgabe wird es fein, geführt von dem @eifte ber Mabiges 
und Gerechtigleit, die Maßregeln zu berathen, welche geeignet fein werden, iz 
der Verfaſſung den Boden zu fihern, auf welchem den Einzelbedurfriſſen jedes 
Landes und Bollsflammes die mit der Macht der Monarchie vereinbarte Be 
friedigung gewährt werden fol. Unter den Aufgaben, welde Sie in der be» 
vorftehenden Eeifion erwarten, ſteht zunächſt jene ber Meg von Abge⸗ 
ordneten in die Delegation. Ein anderer Gegenftand, weldger Ihre Aufınerl- 
jamteit in erhöhten Make in Aniprud nehmen wird, if die Ordnung 
einer Reihe von Berhältnifien wilden! der tathofiigen irche 
und der Staatsgewalt, welche durch die Löſung der mit dem heiligen 
Stuhle beſtandenen Convention nothwendig geworden iſt. eine 

wird Ihnen darüber die entiprechenden Borlagen madhen... 


19. Sept. (Defterreid). Reicherath, Abg.:Haus: Die Bartei ber Ber: 


faflungsanhänger und ber Föberaliften find vorerft faft gleich flarf. 
Ein Antrag Rechbauers auf vorläufige Vertagung wirb mit 67 


gegen 66 Stimmen angenommen, bagegen ber weitere Antrag, bie 


Bertagung bis zum 3. October auszuſprechen, mit 66 gegen 65 
Stimmen verworfen und bie nächſte Eihung auf über 8 Tage an- 


geſebt. 


20. 


26. 


u (Defterreid). Die Statthalter von Tyrol, Mähren umb 
EShlefien, die in der erſten Abſtimmung vom vorhergehenden Tage 
als Abgeordnete für Vertagung (gegen bie Regierung) geſtimmt ba 
ben; werben von ber Regierung zur Strafe ihrer Stellen enthoben. 

Das Herrenhaus beftellt die Adreßcommiffion entſchieden in ver 
— — —— Sinne. 


CEO eſt erreich). Reichsrath, Abg.⸗Haus: Ein neuer Antrag 


J —8 auf Vertagung wird mit 68 gegen 67 Stimmen abge— 


lehnt, bagegen- mit einer Stimme Mehrheit der Erlaß einer Adreſſe 
an ben Kaiſer beſchloſſen und das Bureau aus bem (verfaflungt: 
een v. Hopfen und 2 föberaliftifchen Vicepräflbenten zuſammer⸗ 
gejeht. 
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7, Sept. (Defterreih). Reichetag, Abg.⸗Haus: Auf ben Antrag Reh: 


bauer wird mit 68 gegen 67.Simrien (inhew 2. oberöfterreichiiche 
iitale Bausıe zur Berfoflungepartei Abergehen) :beichloffen, bie 
Tonge bez Vertagumg wemele unb- ‚Nor der‘ Frage riner Adreſſe in 
Erwägung‘ ‚au, schen. . A La. Ber." 
(Drferreid).. Keichsrath Abg Haus: Der’ neue Anteng Rech⸗ 


J deaner⸗ auf Vertagung wird mir 68° gegen 65 Stimmen an eine 


Comwifhen. gewleſen. und dieſe mit, 6 Deutſchen und 3, Bationalen 
beiie Un. 
Oeſterreich: Vohmen). Landtag: Ein taiſerliches Reicript, in 


"Yatoott auf bie Adreſſe vom .14. d. Mto. forbert ben Landtag 


Beyerbinge auf, ungefäumt die Wohlen in ben Reichsrath vorzu⸗ 
ehper.: 
Der Landiag hat, unter Berufung auf das ſtaatliche Eigenrecht un⸗ 
Böhmen die Boflziehung der Wahlen in den Reichsrath 
abgelehnt und Uns die Einſchlagung von Bahnen angerathen, die außerhalb 
bes verfafjungsmäßigen Rechtes der Unferem Ecepter unterworfenen König 
reife und Bänder liegen, und deren Berfolgung nur den Berwirrungen neuer 
Rechtserſchutterung entgegenführen könnte. Wir find Uns des Glanzes wohl⸗ 
bewußt, den die Krone Unſeres Königreiches Böhmen um das Anſehen und 
die Macht Unferer Monarchie gebreitet Hat. Wir find aud) entilofien, dem⸗ 
felben neuerdings die Untheilbarfeit und Inveräußerlichleit des Landes under« 
bruchlich zu verbriefen, und gleih wie bei Unjeren erlauchten Vorfahren jol 
Bie Krönung mit der Krone Böhmens Unſerer inneren Einigung mit dem 
Wolle Böhmens leuchtenden Ausdrud geben.... Wir find gerne bereit, bil» 
Ligen Waunſchen 32 Unſere volle Aufmerfamteit — und fo ba» 
ben wir Unferer Geneigiheit, die Beziehungen Unſeres Kön igreichen Böhmen 
zur Geſammt⸗Monarchie einer Reviſion unterwerfen zu laffen, bereits 
holt Ausdruck gegeben. Die Klagen über die Mängel der Wahlordnung bon 


26. Sehr. 1861 find nicht unbeaditet an Uns voribergegangen. Es wird Un- 


fere ernſte Sorge fein, diefen Klagen abzuhelfen.... Wllein aus Berwirrung 
und Wideripruch erhebt ſich eben als fehter Vunti Unſer kaiſerliches Wort 


vom 20. Oct. 1860, das Wort der dieſem Diplome angereihten Staatßgrund«- 


geſete vom 26. Febr. 1861 und vom 21. Dez. 1867. Es hieße von dieſem 
orte die Weihe einer feierlichen Verpflichtung der Krone freifen, es hieße 
einen feften und geſicherten Rechtsboden mit den Schwankungen zweifelhafter, 
beftritiener und Fr durchkreuzender Anſpruche vertaufchen, wollte man die von 
Allen gewünfcte Berftändigung auf anderer Bafis, als auf der geltenden Ber 
fafjung vollziehen. Der Vertretung Unſeres Königreiches Böhmen iſt die volle 
Gelegenheit geboten, den Wunſchen und Beblirfnifien defielben wirkſamen Aus⸗ 
Drud zu geben; der Landtag möge dabei der loyalen Unterſtützung ber Regie 
zung, jowie des Enigegenlommens Unſerer Bolker gewiß fein. Bereigert er 
feine Xheilnahme, verſchmäht er, den Boden zu betreten, melden die: Berfaf- 
fung den berechtigten Forderungen Aller erſchloſſen bat, fo bürbet er ſich eine 
Verantwortung auf, deren Größe mit den Exufte der geſchichtlichen Entwidlung 
wählt. In der That, no einmal ift e8 die holgenſchwere Bedeutung diejeß 
—— auf welche Wir die Aufmerkſamkeit des Landtages Unſeres Kb⸗ 
—— Böhmen lenlen wollen. Um fo dringender tft Unjer Wunſch und um 
jo bereistigter Unfere Erwartung, in diefer ernflen Stunde die gejeglichen Ver⸗ 
treter der Geſammt⸗Monarchie um Uns verfammelt zu jehen. In dielem 
Sinne fordern wir den Landtag Unferes Königreiches Bohmen erneuert auf, 
die Wahlen in den Reichsrath ungefäumt vorzunehmen.“ 
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4. Oct. (O eſterr eich: Galizien). Ruthenifche Notabilitäten richten eime 


6. 


Orherreig-Augarn. 


Abreffe an ben Kaifer, in ber fie fih über bie beharrlidge Berin- 
trãchtigung ihrer nationalen Intereflen von Seite ber. Polen beflagen. 


„ -{Ösfterreih: Vöhmen). Landtag: Die beutfhe Minorität fell 





in Antwart auf das Taiferliche Nefcript. vom. 29. September ned: 
mals den Antrag auf Vornahme der Wahlen. in den Reichsraih. 


Der Antrag wirb von ber czechiſch-feudalen Majorität wieder abgelebur, 
worauf bie Deutichen fich neuerbings entfernen, Die-zurüdgeblieben: 
Majorität genchmigt. einftimmig eine von dem (jeubakeu) Graien 


. Elam:Martinic entworfene und vom (feudalen) Grafen Leo Thur 


als Referenten empfohlene Adreſſe an den Kaiſer, in welcher die 
„Verſammlung“ auf allen ihren Forderungen vom 14. September 
beharrt, einſtimmig an. Der Kaiſer antwortet darauf ſofort burö 
ein. Patent, das für Böhmen directe Reichsrathamahlen anordnet 
Der Reichsrath wird gleichzeitig von der Regierung bie zum 7. Re: 
vember vertagt. 
„ (Ungarn). Fürft Karageorgiewic wirb in dem Proxß wegen 
Betheiligung an der Ermorbung bes Fürften Michael von Serbien 
vom ungarifchen Gerichtshofe erfter Inſtanz „wegen ‚Mangel au 
Beweiſen“ freigejprodhen. Die öffentlihe Meinung in Serbien außer 
fih darüber fehr unzufrieden. 
„ Die beiden Delegationen werben auf ben 21. November nad 
Peſth einberufen. 
„ (Ungarn). Die Mannihaft jammtliger 82 Sonvebbataillen: 


. wird bis auf je 25 Mann entlafjen. 


„» Sn Fiume wird eine Fol. unger. Seebebörbe errichtet und be: 
mit aud) in biefer Beziehung ber Dualismus wenigſtene angebahnt 
". (Ungarn). Unterhaus: Die Regierung legt bemfelben wicht 
weniger als 62 Gefebentwürfe auf einmal vor. Die Linke bei 
Haufes, bie fi bis zur Kataftrophe von Sedan entſchieden auf bie 


* Seite Deutihlands gegen frankreich geftellt hatte, feither aber chen 


25. 


26. 


ſo entſchieden auf die entgegengeſetzte Seite übergegangen iſt, inter 
pellirt die Megierung im Sinne einer Friedensvermittlung „mi 
affen ;Diitteln“. Andraſſy beantwortet bie Juterpellation, unb bat 
Haus lehnt eine Debatte barüber ab. 

(Defterreih: Böhmen), Der czechiſche Stabtrath von Prag fudt 
bie. bisherigen deutſchen Schulen. ber Stadt = unterhrüden. Die 


‚Regierung muß biejelben ſchũden. 


„C(ungarn). Wiedereröffnung des getholilencongreſſer in Peſth 


durch ben Erzbiſchof Simor von Gran. 
» (Ungarn). Unterhaus: Der Finanzminifter - -entwidelt feine 


Tinanzdarlegung für 1871. Dieſelbe weit ein Defizit vor 
42 Mil. auf. 
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— Did. (Defterreid). Bielfache Gibesverweigerung von Seite ein: 


bernfener Lanbmehrmänner in Böhmen und anderen ſlaviſchen 
Gegenden. 

- Sm ben beutjägen Provinzen fafien zahlreiche Bereine Reſolu⸗ 
tionen für einen: innigen Anfchluß Deſterrelchs an das wieder ges 
einigte Dentſchland. 


7. Nov. MDeſterreich: Vvrhmen Das Refultat der directen Reichs⸗ 


8. 


9. 


11. 


12. 


16. 


rathswahlen ergibt 24 Mitglieder ber Verfaſſungspartei (7 aus 
bem Großgrundbefitz, 6 aus den Landgemeinden, 7 aus ben Stäbten 
und 4 von ben Handelskammern) gegen 36 Feudale und Decla: 


| ‚ Tanten, bie ihrerfeits von ihrem Mandate feinen Gebraud machen 


"und nit in den Reichsrath nah Wien geben, in welchen baher 
bie beutihe Verfaflungspartei durch ben Zutritt ihrer Geſinnungs⸗ 
genoffen ans Deutſch-Böhmen bie Majorität erhält. 

„ (Defterreid). MWiederzufammentritt bes Reichsraths. Das 
AbgHaus wählt nunmehr fofort die beichloffene Adreßcommiſſion, 
biefelbe wird aus 12 Anhängern der Verfaſſung und 3 Polen zu: 
jammengejekt. 

„ (Defterreid). Reichsrath, Herrenhaus: Bufammentritt der 
Adreßcommiſſion. Scharfe Angriffe auf das Miniſterium. Graf 
Anton Auersperg wird einftimmig zum Berichterftatter gewählt. 

In der Debatte gibt Graf Potodi die Erflärung ab: daß in Sachen der 

Ernennung jpecieller Minifter für einzelne Länder allerdings mit verichiedenen 
Berfönficteiten Berbandlungen flattgefunden, daß aber, weil die Betreffenden 
ganz unannehmbare Forderungen geftellt, diefe Berhandlungen fi zerſchlagen 
hätten, und daß das Miniſterium entſchloſſen ſei, die Angelegenheit nur im 
Wege des Reichsraths zum Austrag zu bringen. 
m Die Uebergabe der ruffifhen Depeſche vom 31. October bezügs 
Iih ber Pontusfrage erregt in Wien unb noch mehr in Pefth 
augenblidlih einen Sturm ber Entrüftung von Seite ber öffentlichen 
Meinung, gleihiwie in England, ber momentan ber Situation ein 
ſehr kriegeriſches Ausſehen verleiht. 


CVUngarn). Der Katholikencongreß in Peſth ſetzt ein Comité 


von 27 Mitgliedern und dieſes wieder ein Subeomit6 nieder, um 
ben Wirkungskreis ber Autonomie feſtzuftellen. 

Beichlüffe des Congreſſes werben dadurch in ziemliche Ferne gerückt, da 
das Comité dem Eongreß gewiffermaßen die Punkte bezeiänen foll, über die 
berathen und Beichlüfie fallen möge. Das Intereſſe der Laienwelt an der 
Ungelegenheit ift ſtark im Sinken, und es bleibt nachgerade kaum viel mehr 


Ubrig, als das Beſtreben des hohen Glerus, die Kirche jo viel als möglid 


vom Staate frei zu machen. 
„ Die Antwort des Reichskanzlers Beuft auf bie ruſſiſche Depeiche 


vom 31. October bez. ber Pontusfrage unterzieht die Form bes 


Begehrens Rußlands einer fehr jharfen Kritik, deutet jedoch gleich 
England die Bereitwilligfeit an, den Wünſchen Rußlands in bey 
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Sache ſelbſt entgegenzukommen. Die kriegeriſche Aufregung be 
erſten Augenblicks beginnt bereits Ad allmählich zu legen umb rubicc 
Erwägung Platz zu machen. 

17. Nov. (O eſterxeich). Reiharath, Herrenhaus: "Noreßbebatte. GErai 
Aunlon Auersoperg ‚legt den Commiſſionsentwurf vor, ber ſich aufs mi: 
ſchiedenſte gegen bie föberaliftifchen Beftrebungen ver Czechen x. mt 
gegen das Vorgehen bes Miniſteriums Potodi ausſpricht, das ent: 
weder etwas Unmogliches den Ausgleich zwiſchen mnvereinbarlicen, 
Si, wediekeitig ‚ausichliehzuhen Gegenjäben” verſucht Haber unb wer: 
ſuche, oder aber bloß „unter ‚ber täufchenben. Aufßern Form ber Ger: 
—2 auf ihre: Zerſtbrung ausgehe: 

. Wenn die Wiederaufnahme der patlamentariſchen Arbeiten, bach 
"Rufe, "na außen wmejentli gefördert ericheint, jo bedarf_ es a 
fruchtbringendem Gedeihen zumeiſt der Segnungen des datun 5*— 
35 noch vermißten innern Friedens. x beflagen aufrisstig jede Gtöru:; 
defielben, und fo insbefondere auch jene, melde . der ale Beng der 
Berathungen des Abgeoroneteuhaufes zu Ende der vorigen m Echo zu erlaben 
hatte. Mir konnen biebei das Bedauern nit unterbrüden, „va, Die von 
Erw. Mojeftät Regierung in diefer Hinfiht getroffenen Maßregeln mindeſters 
nicht als zweddienlich bezeichnet werden Tönnen; denn nicht bintanhalten, viel- 
mehr nur ermuthigen kann e8 ähnliche Störungen, wenn die Pflichtvergeffenen 
oder Berirrten jo leiht und ‚gefahrlos ihr Ziel erreihen durften. Ja, mir 
eben bereit8 als Folgen jener Maßnahmen, insbejondere der Auflöluns 
ämmtlicher Landtage ohne Unterſchied, fo viele bewährte und fichere parlo- 
mentariſche Stügen einer verfaſſungstreuen Regierung und Reichsvertretunz 
+ befeitigt, und in die lettere, flatt deren angeſtrebte Vollzähligkeit erzielt zu 
haben, nur noch tiefer klaffende Lüden gerifien. Mit mwahrem 
vermißte demnach auch das Herrenhaus in ben Meihen des Reichſsraths. bei 
deſſen Wiebereräffnung die Vertreter des Königreichs Böhmen, und biekmal 
ſogar aud jene Abgeorbneten diejes Landes, welde in den bishezigen Eefin 
nen pflihtgetreu an der gemeinfamen verfafungsmäßigen —— theil⸗ 
genommen haben, denen aber die Gelegenheit hiezu genommen und bis dahız 
noch nicht wiedergegeben war. Syn der feither erfolgten — — ber hair 
ten Wahlen wurde das geſetzlich dargebotene Mittel ergriffen, um 
‚die Pflichtverweigerung des damaligen Landtags entitanbenen —— Ft 
abzuhelfen. Die Benifungen ber Regierung jedoch, auch die abfichtlich um 
grumdfaͤtzlich yernbleibenden zu gleicher Be pad heranzuziehen, mußten 
vporauſichtlich erfolglos bleiben, dent Berſuche eined Ausgleicht zwi⸗ 
Ichen“ unvereinbarlichen, ſich weqhſelſeitig —AãA 
— kennzeichnen ſich ſchon im Boraus als unfrumtber 
andeaubſichts tos. Die g eßliche Gewalt, welche ſich zur Unterhanblang 
mit: ——— terbettäßt, te fo entißieben außerhalb" des Geſetzes Etel⸗ 
1 en; untergrädt ihre eigene Srundlage und verwirrt das Zhfentlich 
sucht (Benn zudem ein Landtag dur feine Beihläffe den eigen 
hg, N te Berfeffüngspejege, verleugtiet, dann Liegt in der fernen Dal, 
"Yang ſeines ee eine permanente Rißachtung jomopl . jener Gele, 
al⸗ au’ wer’ gleichzeitig tagenden verfafjungsmäßigen Reisävertretung. — 
"Das —— Urtheil —* Majeſtät über die Motine der 
‚den muß uns in biefer Richtung geziemende Zurüdhaltung auferlegen. Durä 
das. twiederholte Scheitern jener Äusgleichsverſuche jedoch iſt abermals kr 
Ion früher augenjcheinli gewordene Beweis vor Mit- und Rachwelt her⸗ 
geftellt und erneuert; daß auch ohne Mitwirkung der Diſſidenten bie Inn 
Schaltung des Reis zum endlichen Abſchluſſe gebracht werden muß. — 
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Maj.! Das Herrenhaus if fi bewußt, felt feinem Veſtehen dem die Wohl⸗ 
fahrt und Machtſtellung des Reichs fördernden Gedanken im Sinne der Aller⸗ 
höchtten Thronrede getrenlih durch Wort und That Ausdruck gegeben zu 
haben; nicht minder aber darf es mit Beruhigung bazanf hinweiſen; daß es 
im legislativen Zuſammenwirken mit dem Abgeordnetenhaus jederzeit, und 
insbefondere bei Revifion der Berfaflung, auch für vie Wunſche der Länder 
and Reichsſtheile eingehenbes Verſtandniß und ein DE an Bid Grenzen der 
Gelbfiverlsugnung reichendes Entgegenlommen an: den Tag gelegt hat. In 
gleiher Richtung und gleiher Pflichttreue wird auch ſein ferneres Wirken in 
dem Boden jeher Stant3grundgejege wurzeln, welche, durch die Sance 
tion Ew. Majeſtät zur unantaftbaren Grundveſte unſers dffentlichen 
Nechts geworden, in fich jelbft die Mittel und Wege zu weiterer zeitgemäßer 
Ausbildung bieten. Dieſe bereits gegebenen Grundlagen noch weiter zu 
jidern und zu befeftigen, bedarf es ver fteten Pflege, ſorgſamſten Achtung 
und Wahrung derjelben, hiebei aber vor allem des belebenden und ermuthi⸗ 
genden Einklangs zwiſchen dem feiner fRaatäbürgerlichen Rechte und Pflichten 
bewußten Bolt und einer ihre Aufgabe und deren Zielpuntte richtig .erfafien- 
den Regierung. Einer foldden find in dein Geift und in der Macht des Ges 
feße8 die Wege geboten, allen gegen den Nechtäbeftand und die Fräftigung 
ver Berfaffung, jowie gegen die centrale Reichſsgewalt gerichteten Sonder- und 
Gegenbeftrebungen ausdauernd und wirkſam zu begegnen, und redhiswidrige 
Anmaßungen feft und entichieden zurückzuweiſen. Die thatkräftige Handhabung 
und Durhführung diejer auf freifinniger Grundlage ruhenden Berfaffung 
iſt aber zugleich die ſicherſte Schugwehr für die in ihr gemährleiftete bürgerliche 
Freiheit und nationale Gleichberechtigung. — Das Herrenhaus hat zu wieder» 
holtenmalen, und namentlich in feiner letzten ehrfurchtsvollen Adreſſe, Anlaß 
gefunden, diefen feinen Anfchauungen und Heberzeugungen Worte zu leihen; die 
feitherigen Erfahrungen und Erlebniſſe find keineswegs derart, um diejelben 
erihüttern zu können. Denn nicht entziehen dürfen wir uns der fchmerzlichen 
Wahrnehmung, daß ſeit dem Schluffe der letzten Sefiion die Unbotmäßig- 
Leit gegen das giltige Redt und Geſet, der Zwieſpalt der Parteien 
und Bolfsftämme, der Widerfland gegen die verfaflungsmäßigen Inſtitutionen, 
fowie die auf Loderung de Reichsverbandes abzielenden Beftrebungen, in 
bedenklichſter Steigerung und in immer weiteren Kreiſen bis in die Grund» 
elemente der ſtaatlichen Geſellſchaft um ſich greifend, bereit zu Zuftänden 
geführt haben, deren vorausfichtliches Ende, wenn nicht mit den rechten Mit⸗ 
teln noch zu rechter Zeit Einhalt gethan wird, nur die Lähmung ber Staats⸗ 
gewalt nad außen, die anarchiſche Zerfegung nad innen jein fann. 
Der ſchwankende Boden einer unabläfjigen Wilfährigleit und Nachgiebigkeit 
gegen die verſchiedenartigſten und widerſprechendſten Particewlaranforberungen 
in nicht geeignet, die Grundlagen eineß geordneten flaatlihen Bermeinmweiens 
zu befefligen, wohl aber jelbftfüdhtige Sondergelüfte, wie die Erfahrung dar⸗ 
thut, bis zur Unerjättligleit groß zu ziehen. Die Wohlfahrt und Macht» 
Fiellung des Reichs aber wird nicht befeftigt, wern ſich das Banze den Thei⸗ 
Ien unterordnen und feine fouveränen Machtattribute an dieſe abgeben fol, 
mohl aber jollten Länder- und Volksſtämme, für deren Einzelnbebürfnifie in 
der Berfaflung reiglihft vorgeſehen ift, endlih und ernfllih aud das Ge⸗ 
fammtbebirfniß, dag Wohl und die Kraft des Staatäganzen in, erſter Reihe 
unter die Bedingungen ihrer Befriedigung aufnehmen. — Wir verlennen nicht 
die Schwierigkeiten der Zeitlage, aber fie find unſers Erachtens. wohl auch 
gefteigert worden durch die in leßter Zeit eingelchlagenen Bahnen. Die nothe 
Dürftige Wahrung der äußern Form kann für fih allein nicht ges 
zrügen, ja fie kann vielmehr ein gefährliches Spiel mit dem Rechtögefühl des 
Volkes in fich jhlieen, wenn die unter der täufhenden äußern Form, 
vorgehende Action den Beltand der geltenden Rechtsordnung in Frage 
Felt, und die Abficht durchblicken läßt, deren pofitive Beſtimmungen zu Guns 
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ſten unberechtigter ober doch zweifelhaften Anſprüche abermals wumzumander 
Das Herrenhaus hat zu. wiederholten Malen gegen die angedentete Richten 
feine warnende Stimme erhoben; es lann auf ie jegt nur anf dem Boden ker 
fingen | —* tlaten —— — die immer vringender, aber uk 

ben wird. immer- —838 Serdende > 


gu den Orgamen dei Eianıs 
5* Ar ne und 55 Hanf —— von „ht und Geſeg p 
* es wird g iger ne eſet ——— e und hochhalten — 


es der Zeit und der — 


—— eine durch ſeine Stellung * Bike, 


j ‚indem pri einen — — ae, auch garmin, ü Eh 


dr’ mit Freimuih Ausdract 

—— Potocki geſteht, le Enttäufgnng dei BEN Unter: 
Banblungen mit ben Czechen fei ber härteſte Schlag geweſen, den er 
je erlitten; er babe nur aus öſterreichiſchem Patriotiamus To gehe 
delt, wie er gehandelt. Den Vorwurf ber Verfaſſungs verletzunz 
lehnt er ab und bezeichnet einen Ausgleich als nothwendig, wesbald 
er auch niemals davon abgehen werde, fo lange er Miniſter blcike. 
Die Abdrefje wird fhlieglih gegen eine nur Kleine Minderheit au 
genommen, bie Amenbements ber leßteren, bie au nur ſchwach ver: 
theibigt werden, werben abgelehnt. 


18. Nov. (Defterreih). Tas Minijterium beſchließt in Folge ber 


19. 


21. 


22, 


Adreſſe des Herrenhauſes, dem Kaiſer feine Entlafjung anzubieten. 

Die Eröffnung ber Delegationen in Peſth muß vom 21. arf 
ben 24. d. M. verfhoben werben, um bem Abg.Haus Zeit zur 
Adreßdebatte zu Iaffen, vor beren Erledigung dafjelbe die Telegatiene: 
wahlen nicht vornehmen will, 


„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.Haus: Adreßdebatte. Der von 
ber Commiſſion vorgelegte Entwurf Spricht fi gleid der Adrefie 
des Herrenbaufes für Aufrechthaltung ber Verfaflung und gegen bie 
Politit des Minifteriums Potodi aus. Derſelbe wird mit 90 gegen 


62 Stimmen angenommen. 
- Die Rede, mit weldher der Minifterpräfident Graf Botodi in der Wref- 


debatte ſich vertheidigt, deutet darauf bin, dak das Minifterium wicht mur 


nicht zurückzutreten gedenkt, jondern dem Reichſrathe auch nod einen „Belek: 
entwurf über die galigiichen Angelegenheiten” vorzulegen gewenlt, und zwar 
nicht eiwa jeht gleich, ſondern erft jpäter, da ber Minifterpräident eiwsas ge 
heimnißvoll andeutet, an der Borlage aus Urfachen, die nit von ihm ab» 
Dängen, bisher verhindert zu fein. 


„ (Deferieig). Reihsrath: Beide Häufer nehmen die Delegirten⸗ 
wahlen vor. Das Abgeordnetenhaus geſteht der Regierung die Forter⸗ 


hebung der Steuern nur für die Monate Januar und Februar, nicht 
über, wie fie gefordert Hatte, auch für den März zu. “Die Regierung 
Yegt bemfelben das Abkommen mit Ungarn bez. feiner Beitrage 
pflicht zu ben gemeinfamen Ausgaben nad Einverleibung der Militär: 
grenze vor. 


(Defterreih). Der Reichsrath wird auf unbeflimmte Zeit vertagt, 





’® 
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angeblich wegen ber bevor ſtehenden Seſſion ber Delegationen, in 
Wahrheit aber, um dem Mintfterium Botedi‘ eine "weitere Friſt zu 
fichern, reap. ‚um. Zeit zu neuen, Combinationen zu, gewinnen. 


. Nov. (O eſter roich) · Das Miniſterium: Potbocli eichtet ſein formel⸗ 
©. Feg"Cnttfungehefüc. JGrHF “ai, bear Den," 


ww : Mröffnusg. Der Delegationen in Peſth. Beuß: dep denſelben 

Tein Pe) vor, das gemeinfane . Minijterium: -:d08: 'orbentlidhe 

Pe 1871 und zugkeich rin außerordentliches Etforberniß 

für das Miitärweſen im Betrage von ca. 60 Mil. (19.0. für 

Rüſtungen während des deutſch⸗ franzöſiſchen Kriegfß ‚Anh 4 Mil. 
für weitere Bebürfniffe der Zukunft.) 

Dos gemeinſame Budget umfaßt die Minifterien bes Aeükern, ber Finan⸗ 


gen, infoweit diefelben gemeinfam find, und bes Kriegs. Bas Erforderniß 


Tr. das auswärtige ‚Ant iR mit 4,343,787 ſ, jenes für das gemeinſame 


—— — mit 1,788,810 fl, eingeſtellt. Für die Rechnungscontzole, d. i. 

wen .oberfien gemeinfamen Rechnungshof, werden außerdem 104,095 fl. verlangt. 

n dem vom Miniſterium des Aeußern unterbreiteten Erforderni it der 

ejandtfchaftspoſten m Dresden geftrichen, und erflärt der Neilystätizler auf 

jene 150,000 fi. probeweije für das Yahr 1871 verzichten zw wollen, die bis 

jest als Theil des Dispofitionsfonds zur fpeciellen Beeinfluffung der Prefie 
Beinilfigt und verwendet worden find. 

Das Erfordernik des Kriegsminifteriums zerfällt wie gewöhnlich in zwei 
Abtheilungen, das ordentliche und das außerordentliche Erforderniß. Für dies⸗ 
mal wird jedoch eine dritte Abtheilung, ein außerordentliches Extraordinarium 
gemadt. Das ordentliche Brutto » Erforderniß für die Landarmee beträgt 

8,644,439 fl., das außerordentliche 6,800,724 fl.; diefelben Poften für die 
Morine 8,351,000 uud 3,882,700 ; daher zufammen da8 Brutto⸗Erforderniß 
bes Kriegsminifteriums 97, 678 ‚863 fl. (gegen 88,7 Mill. von 1870) Zieht 
man bievon die eigenen Einnahmen des Kriegsminifteriums ab mit 3,112,000, 
Io bleibt das Netto-Erforderniß mit 94,566,863 fl. gegen 85, 497, 622 für 
1870, alfo höher um 9,069,241 fi. Das ordentliche Grforbernig mwirb dur 
die beantragte Erhöhung des Mannſchafts⸗ und Pferdeſtandes bei der ge⸗ 
ſammten Reiterei (31 Mann und Pferde auf die Escadron) — eine Erhöhung, 


welche der Kriegsminifter durch bie raſchen Mobilifirungen, wo es kaum mög- 


fi wird, in jo kurzer Zeit eine fo große Zahl von Pferden sinzulaufen, 
motivirt -- das auberorbensliche Erforderniß dur Anſchaffiingen von Küſten⸗ 
geigügen, Gewehren und Munition, dann Feſtungsbauten ze. über. bie entſpre⸗ 
Ziffer des vorjührigen Rriegebebgeis gehoben 

Das geſammie Bruktoerforbernig bee dvei Müniferien- beirkigt: annach 
108 ‚910,335 . fL; das. Netto-Erforbernig nach Abzug der eigenen. Kisuahmen 
mit 8,530987 #., zulawemen 100,879,560 fl. Im Jahr :1860 betrug das⸗ 
jelbe 93 Mill. für 1870 waren 91,4 Mil. bewilligt worden. Bon. obigen 
Summen dedtt der reine Zollgefällüberfchuß, der fih als eine-gemeinfame 
Einnachme durfleltt, 12,199;700 R.; für den Heft von 88,179,868 fi. haben 
Die beiden Neichtiheile zu fengen, und. zwur enttallen ‚Neon af Sialeithanien 
70 Proc, ».,i. 61,7,. auf. Ungarn 80 MBrog;,. d, 1.264 Mill. Ze dem 
dem ungarichen . Unterhaus vorgelegten Budget, daS ‚mit einem Defisit von 
12 Milfionen flog, war ber Poften für bie gemeinjamen Ausgaben annd- 


hernd bios mit 22 Millisnen eingeftellt, 1b’ daß — das ungariſche ordent⸗ 


liche Defizit aunnieht. um 4. DIE, auf. 16,4 Mi.ſeigert. In Citleitha⸗ 
nien, wo bis jegt fein Budget vorgelegt wurde, wird mit Zugrundelegung 
ne für die gemeinjamen Wusgaben das orbentlicht Deiizit auf 40 Mill, 
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Die britte Mbtfelfung des vom Briegsminiker vorgelegten Bubgeis enitält 
ein Erforderniß von mehr als —— ud zerlegt fh in folgembe Bohn: 
als Nachtragßeredite zur Dedung Defizite der Jahre 1868—1870 wen 
den verlangt 6,015,140 I., als ——— aus Anlaß der Unrsie a 
Eid Dalmatin ſind eingefeit 4 4,019,770 #., für die diesjährigen äßungr, 
und zwar für die Erhöhung des Dunnicafts- und Pferbetandes von Yugıf 


. bis Ende Dezember 6,322,524 fl, für Pferbeantauf (65 iM.) umb werke 
be 


dene Wusrüflungen des Fuhrweſens, der — — 

Eonitätseorp, für Unigaffung von Vrovient md Ergänzung des een 

Te en 1 dena Keira et 
r ige a ur 

— Anſchaffungen von —— bauten, Herbei 5 as 


Reſervevorrathz an Montur- und Süftungsiorten — 81,960,339 I De 
aufgezählten Poften betragen zufammen 60,407,833 fl. 

Die Unforderungen von Geite des eemeinjamen lis beiragm po⸗ 
fommen 148,650, 711 R., für Deſterreich daher 104 Ungarn 44 mi 


fo daß das Defizit dort 80, hier 34 ML, zufammen 114 Millionen, beir» 
gen würde. 


28. Nov. Defterr. Delegation: Der vorbeſchiedene cisleithaniſche Finanz | 


mmifter v. Holzgethan entwidelt bie Finanzlage ber dieſſeitigen 
Neihehälfte 

in Folge des vorgelegten gemeinfamen Bubgels, wofern daffelbe anzensw- 
men werden follte. Für dieſen Fall conftatirt er ein Defizit für 1871 im 
Betrage von 80 Mill., die er jedoch auf 20 Mill. herabminden zu Tome 
hofft. Es wird ihm jedoch nachgewieſen, daß dies nur möglih wäre, wem 
Ende 1871 der dannzumal fällige Januarcoupon unbebedt bliebe, was u» 
möglich fei, ſodaß das reelle Defizit auf werigfiens 42 Mill. angefeigt werden 
müßte, wo nicht, wie wahrficheinlich, bedeutend hoher. 


5. Des. Zwiſchen Defterreih und Deutſchland refp. Preußen bahnt fiqh 


eine entidiebene Annäherung und Verſtändigung an. Depeide bei 
Reichskanzlers an ben Geſandten in Berlin. 

Es wird darın erwähnt, daß der E. preuß. Geſandie in Wien den Grefe 
Beuft „Thon vor einiger Zeit” auf eine Mitteilung vorbereitet habe, welde 

er in Bezug auf die fünftige Beftaltung Deutſchlands binnen Qurzem an bi 
Eu f. Regierung zu richten, und mit der Verſicherung des Wunſches un 
der Hoffnung zu begleiten haben werde: „daß das Berbältniß bes weugelal- 
teten Deutfelands zur Ööflerreihiid-ungariichen Monarchie ganz jenen Charaf- 
ter aufrichtiger und dauerhafter Greundicaft an fit tragen werde, Der der 
Sefinnungen Preußens nit weniger als den Erinnerungen an bie —* 
Bergangenheit entſpreche“ Graf Beuft gab Hrn. v. —— hierauf zu 
kennen, „daß die Regierung Deſterreich⸗Ungarns die —— Mitteilung 
fo günftig aufnehmen werte, wie es von Seite Preußens nur immer 
werden könne.” Dan beabfichtige der „Bogil der mächtigen Ereigniffe” wicht 
das Recht des Prager Briedensvertrags enigegenzuftellen, und werde Mn ge⸗ 
ſchicht lichen —— mit Deutſchland „mur gedenken, um es auch in feiner 
neuen Geftalt mit unfern beften Wunſchen zu begleiten, und jebe 
zur Berftändigung mit ihm in herzlicher Bereitwilligfeit ergreifen.” Uus 
einer weitern Aeußerung des preußiſchen Geſandien glaubte Graf Beuf die 
Abſicht Preußens vermuthen zu wüffen, die Urkunden ſelbſt, auf welchen ver 
neue Bund beruhen wird, zum Gegenftand der vorbehaltenen Mitiheilung zu 
maden, und erllärt dem gegenüber: da Oeſterreich den Anſpruch auf Prö- 
fung ber neuen Bundesverträge nicht erhebe, werde eine folde Mittheilung 
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eiben, und es merbe beffer fein, e8 bei ber Anzeige bon ber 


beſſer unterbt 
TE Hatjache des Abſchluſſes der Verträge zu belaſſen. „Ungeflört durch ine 


nere deutihe Fragen koͤnnen wir dann mit um fo mehr Breiheit uns über 
unſere lünftigen Beziehungen zur leitenden deutſchen Macht in dem oben bes 
geichneten freundfaftlichen Sinn ausiprechen.“ 


. Dez. (Defterreid: Böhmen). Die Ezehenführer richten im Namen 


14, 


der „politiihen Nation ber Böhmen” ein Promemoria an ben Reid: 
Tanzler über bie auswärtige Politik bes Neiches, in dem fie ihrer 
Abneigung gegen Deutihland, fowie bagegen ihrer Sympathie für 
Tranfreid, für Rußland umb für bie ſtammverwandten Völker bes 
osmanifhen Reichs im Gegenfah gegen eine „rüdfichtslofe Aufrechthal⸗ 
tung der auf biefen Völkern Taftenden, in fi moraliſch unbaltbaren 
und materiell verfallenden Macht ber Türken” Ausbrud geben. 
Das Actenſtück iſt von den Declaranten des böhmifchen Landtags, an 
ihrer Spite von Palady und Rieger, unterzeichnet, während bie Kopmülden 
Feudalen, Clam⸗Martinic, Thun ꝛc. ihren Beitritt abgelehnt Haben. Im 
Eingange defielben wird ausgeführt, daß in biejem .ernften Dlomente die 
„politijche Ration der. Böhmen” durch „zwingende“ Verhaltnifſe gehindert ſei, 
in einer ‚allſeits anerkannten? Vertretung ihre Stimme zu erheben, und die 
„Mebiatifirung“ Böhmens beklagt, ſowie der der czehiihen Nation zugemu⸗ 
ihele „politiihe und nationale Selbfimord”, den fie beginge, wenn fie ihre 
hiſtoriſch⸗ſtaatsrechtliche Individualität” aufopfern wollte, woran fi die. Bes 
tonung des Selbſtbeſtimmungsrechts“ der Völker Inüipft, daß allein Deiter« 
reich reiten fönne, „ebenfowohl bei der Neugeftaltung des Reichs im Innern 
wie nicht minder nad außen bei der fich eben vollziehenden limgeftaltung 
Europa’3‘. Das Acdenftüd ſchließt mit den Worten: „Diejen Yusprud der 
Gefianung unſers Volkes erachten wir in dieſem ernften Momente für noth⸗ 
wendig; wir richten denſelben zugleich an den Reichskanzler, der die Politik 
des Öfterreichilchen „olterveiden im Intereffe und im Geifte aller feiner Volker 
zu leiten berufen if. Wir münchen, daß er ebenſowohl zur Kenntniß Sr. 
2. k. apoſtoliſchen Majeftät, unſers Iegitimen Königs, als auch zu jener der 
Berkrefungen der andern Rationen dieſes Reiches gelange.” 


„ Ter NReihslanzler Beuft fendet den Czechenführern ihr Prome: 
moria über auswärtige Politit vom 8. d. M. zurüd, zugleich mit 


einem rüdbaltlofen fcharfen Tadel ihrer agitatorifchen Veftrebungen: 

. In den Ausführungen über die Frage der Neutralität des ſchwar⸗ 
zen Meeres erfenne ich das politiide Schwergewicht der Denkſchrift. Daß bie 
bohmiſche Nation an den für das ſchwarze Meer geltenden Beftimmungen ein 
größeres Interefie als irgend ein anderer Bollsftamm Oeſterreichs haben 
ſollte, iſt nicht wohl abzuſehen. Mir ſcheint aber, daß ſie ein gleiches Inter⸗ 
eſſe mit allen dieſen Stämmen habe: daß Recht Reit, Vertrag Vertrag bleibe. 
Offenbar liegt in der Accentuirung des Gegentheils eine politiſche Manifeſtation 
zu Gunſten einer Macht, mit der wir zwar an ſich befreundet, aber gerade 
über den in Rede ſtehenden Gegenſtand in ernſter Erörterung begriffen find. 
Ein folddes Vorgehen kann nicht anders als dem ſchärfſten Tadel begegnen. 
Als ih im Jahr 1867 als Präfivent des Minifteriums noch mit der Leitung 
der innern Ungelegenbeiten betraut war, fand die Demonftration der Reiſe 
mehrerer politifhen Perſönlichkeiten nah Mostau flat. ES bes 
wies ein hohes Maß der Verjöhnlichkeit, daR die Regierung damals dem 
von mander Seite ihr nahegelegten Gedanken einer Ahndung dieſes Vorgangs 
in Teiner Weile Folge gab. Allein auch die Verföhnlichkeit hat ihre Grenzen, 
zumal, wenn da8 richtige Verftändnik für dieſelbe nicht vorhanden ift, und 
ihr die wichtigften: Interefien des Staates geopfert werden jollen. Die Macht 
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des Staates ruht in der Einheit feines politiſchen Willenz, mad Fein E:zei 
kann beftehen, feine Individualität behaupten, feine naturgemäße FYertxir. 
lung finden, wenn Barteien in feinem Innern geflattet wird, ſich m e 
Richtung zu bewegen, die ih, um nicht ein hürteres Wort zu gebresir. 
welches auf Taufenden von Lippen ſchwebt, nur als Landebpreitgehun: 
zeichnen will. Auf keinem Flecke der civilifirten Welt findet fig eine <:::. 
der Duldung für ein derartiges Vermeſſen der Parteien; in den alerfrer- 
Staaten, jelbft in Republifen, würde dem gegenüber der Staatägedante '- 
mit fiegreidder Gewalt erbeben, und au in Oefterreich muß folgem Ber 
nen energiſch begegnet werden. ... . Ich ſtehe nicht an, mit diefer mieimer 1. 
faffung vor die Deffentlichleit zu treten, weil ich die feſte Ueberzeugung :::- 
dab fie zugleich die Auffaffung der unendlihen Mehrheit der Benöllerz; 
Defterreihelingarns, die Auffaffung aller echten Baterlandsfreunde if...“ 


14. Dez. Depeſche des deutihen Bundesfanzlers Grafen Bismard cꝛt 


16. 


17. 


23. 


26. 


ben norddeutſchen Botſchafter in Wien über die in Deutfchland ker::: 
eingetretenen neuen Berhältniffe und über bie künftigen Neziehun::: 
zwiſchen Deutſchland und Defterreih (f. nordd. Bund). 


„ (Defterreid: Böhmen). Die czechiſche Majorität des Eich: 
rath8 von Prag erlaubt fi bie ärgſten Exceſſe gegen bie beutik 
Mingrität. Diefe proteftirt und nimmt an ben Eigungen vere” 
feinen Theil mehr. 


„ Die beiden Delegationen vertagen ſich bis zum 9. refp. 10. Is 
nuar 1871, ohne bisher irgend welche Beſchlüſſe gefaßt zu haben 


„ (Defterreid: Tyrol). Der Kaiſer gebt über Weihnadten 
nah Meran, wo fih augenblidlih bie Kaijerin mit bem karc: 
lihen Kindern aufhält. Derjelbe überbringt bem Lande bie vı= 
Minifterium empfohlene Sanction ber von ber clerifalen Mehrkta: 
bes Tyroler Landtags im Jahre 1868 beichloffenen unb bamals rer 
ber Regierung energifh befämpften neuen SLanbesvertheikigun::: 
orbnung, welde die Beftimmung enthält, daß bie iyroliſche Zar: 
wehr nur mit Zuftimmung bes Landtags außerhafb ber Landesgren::: 
verwendet werben barf. 

Die Organe der verfafjungstreuen Partei erklären den Shrüt für ent 
ſchieden verfaflungswibrig und weiſen au arge formelle Mängel deſſelber 
nad), ſo daß derſelbe an ſich nichtig zu fein fcheine und kaum aufredgt erhalırı 
werden koͤnne. 

„ Antwort des Reichskanzlers Grafen Beuft auf die Depefche bes 
beutfhen Bundeskanzlers vom 14. d. M. über bie künftigen X: 
ziehungen zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich: 

„Der k. preuß. Hr. Geſandte hat die wiederholt in Ausſicht geſtellte Ma⸗ 
theilung feiner Regierung in Betreff der künftigen Geſtaltung Deutſchlands 
an nıich gelangen lafien. In der Anlage erhalten Ew. Exe. zu Ihrer Samt 
nißnahme Abfchrift der bezüglichen Depeſche. Ich war in der Lage, Em. Ert 
glei nad den erſten Andeutungen bes Generals v. Schweinik über bie bevor⸗ 
ftehende Eröffnung der E. preuß. Regierung, in meinem Erlafle vom 5. d. R. 
die allgemeinen Geſichtspunkte zu entwideln, welche wir als die maßgebenken 
und beftimmenden für unfere Auffaffung betrachten würden. Form und In⸗ 
halt des mir nunmehr vorliegenden Schriftflüdes geftatten mir in erfrenlicher 
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Leife, meine damaligen Bemerkungen aufrechtzuerhalten. Allerdings gilt dies 
andererfeitß auf von einem Bunte, in welchem fi äußerlich wenigſtens un» 
jere Anſchauung mit der der k. preuß. Regierung nicht vollfiändig begegnet. 
Ich habe in meinem Erlafle vom 5. d. M. den Hinweis darauf nidyt umge⸗ 
hen können, wie wunſchenswerth e8 uns erjdhiene, der Erörterung über 
den Brager Frieden aus Anlaß des gegenwärtigen Meinungsaustaufches 
mit Preußen und mit Nüdfiht auf das Ziel, defien Erreihung beide Theile 
gleichmäßig dabei vor Augen haben, mögliäft überhoben zu jein. Die kgl. 
preußiiche Regierung hat geglaubt, in ihrer Mittheilung vom 14. d. M. 
dieſe Frage berühren zu ſollen, und wiewohl wir die freundidaftliche Geſin⸗ 
nung bereitwillig anerlennen, in weldher die Erwähnung des Prager Friedens 
geichehen ift, jo Halten wir e8 doch für beffer, auf die Dadurch gebotenen An⸗ 
Inüpfungspuntie zu einer weitern Yuseinanderfegung bier nicht einzugeben 
und auf unjerer Anfidht zu behbarren, daß die Vermeidung einer Discuffion in 
diejer Richtung in beiderjeitigem Intereſſe liege. In der That find es nidt 
formelle Interpretationen, nicht materielle RechtSaniprüce, die wir zum Ge⸗ 
genftande der Discufjion gemacht zu jehen, im gegenwärtigen Augenblide für 
wünſchenswerih erachten koͤnnen. Unjere Auffafiung neigt vielmehr dahin, in 
der Einigung Deutſchlands unter Preußens Führung einen Act von hiſtori⸗ 
fher Bedeutung, eine Thatſache erften Ranges in der modernen Entwidlung 
Europa’s zu erbliden und danach das Verhältniß zu beurtheilen, welches zwi⸗ 
ſchen der öfterreichifch-ungarifgen Monarchie und der neuen ftaatlihen Schd- 
Pfung an unferen Grenzen angebahnt und befefligt werden fol. Bon dieſem 
Standpunkte aus kann es mir, indem ich den weiteren von der k. preuß. Res 
gierung angekündigten Mittheilungen entgegenfehe, nur zu bober Befriedigung 
ereichen, jetzt ſchon beftätigen zu dürfen, daß in allen maßgebenden 
Rreilen Defterreid-Ungarns der aufrihtigfte Wunſch vor. 
herriät, mit dem mädtigen Staatsweien, deſſen Gründung 
fi nunmehr vollziehen wird, die beften und freundſchaftlich⸗ 
Ren Beziehungen zu pflegen. Diefer Wunſch wurzelt in der .feften 
Ueberzeugung, daB eine unbefangene Erwägung und Würdigung der gegen- 
feitigen Bebürfniffe nur die erſprießlichſte und wohlthätigfte Wirkung auf beide 
Reihe äußern, fie in Frieden und in reger Mitarbeiterichaft an den Aufgaben 
der Gegenwart und Zulunft einigen wird. Sin diefer Beziehung ifl die !gl. 
preußiiche Regierung nur dem Ausdrude unjerer eigenen Empfindungen zu⸗ 
vorgelommen, wenn fie unferer gemeinfamen Bergangenheit gedenkt und der 
Hoffnung Worte leiht, daß Deutſchland und Oeſterreich⸗Ungarn mit Gefühlen 
des geaeneitigen Wohlwollens auf einander bliden und fih zur Foörderung 
der Wohlfahrt und des Gedeihens beider Bänder die Hand reichen werben, 
Richt ohne berechtigtes Vertrauen dürfen wir hienach gerade in dieſem Augen⸗ 
blide der Verwirllichung fo verheißender Ausfichten ein ergiebigeß Feld eröff⸗ 
net jehen, ein Feld, auf welchem Gemeinſamkeit des Wollens und Handelns 
für beide Reiche ein Unterpfand bleibender Eintradt, für Europa eine Bürg⸗ 
ſchaft dauerden Friedens werden kann. Mit hoher Genugthuung aber muß 
uns die Thatſache erfüllen, daß jene Sefinnungen der Bevölkerung Oeſterreich⸗ 
Ungarns auf in der Perſon Sr. Maj. des Kaifers und Königs 
unjereß allergnädigften Herrn, einen erhabenen Schützer und Forderer finden. 
Allerhochſtderſelbe wird freien und hohen Sinnes die erhebenden Erinnerungen, 
die feine Dpnaftie in der glanzvollen Geſchichte von Jahrhunderten mit den 
Geſchicken des deutichen Volkes verbanden, nicht anders auffafien, als mit den 
wärmften Sympathien für die fernere Entwidlung dieſes Volkes und mit dem 
rüdhaltlofen Wunſche, daß e8 in den neuen Formen feines ſtaatlichen Daſeinß 
die wahren Bürgichaften einer glüdlichen, für feine eigene, wie für die Wohl⸗ 
Ind des ihm in geſchichtlicher Tradition, in Sprade, Sitte und Recht 
vielfach verwandten Kaiſerſtaates gleih ſegenſsreichen Zukunft finden 
möge.“ . 
20 * 
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28. Dec. (Oeſterreich: Böhme). Sämmiliche Cyechenblätter erklre 
fih energifh gegen die dur bie Depeihen Bismards und Far 
vom 14. und 26. d. M. angebahnte Annäherung zwiſchen Tax: 
land und Deſterreich. 








III 


Anßerdentfhe Staaten. 


1. Portugal, 


2. Zan. Eröffnung der Cortes. Thronrebe des Königs, 


21. 


Die Thronrede Hebt den innern und äußern Frieden hervor, meldet die 
vom Minifterium vollzogenen abminiftrativen Reformen und verſchiedene Pro» 
jecte über Reorganifation des Öffentlichen Unterrichts, des Bergrecht8, der Juſtiz⸗ 
verwaltung, der Dotation de8 Elerus, des Strafgejegbuches, des Heeres und 
der Flotte, der Krieg!» und Marineabminiftration u. |. w., kündigt einige in⸗ 
ternationale Alte von großer Tragweite an, |pricht die Hoffnung aus, die er- 
wünſchte Löjung der Tinanzfrage auf Grund der Organijation der Steuern 
und einer breitern Entwidlung des Desamortiſationsgeſeges näher gerüdt zu 
ſehen, und wünſcht fi Glück, unter vortheilbaften Bedingungen eine Anleihe, 
von welcher Thon ein Theil realifirt ift und der Reſt eben renlifirt wird, 
emittirt zu baben. 

Das Minifterium kann fih auf die Majorität der Cortes weder 
in ber einen no in der andern Kammer verlaflen. Man fpricht 
baber bereits von einer Auflöfung berjelben und Neuwahlen. Ber 
Herzog v. Saldanha intriguirt gegen ben Minifterpräfibenten Herzog 
v. Loule, 


„ Die Regierung läßt durch ein kgl. Decret die Kammer auflöfen 
unb Neuwahlen anorbnen. 

Die Aufldfung erfolgt fcheinbar ohne rund. Den Stein des Anſtoßes 
bildet indeß anerlannter Maßen die Finanzfrage. Die Ausgaben überfteigen die 
Einnahmen feit 1867 um ungefähr 5000 Eontos und die Öffentliche Meinung 
fowohl als die Majorität der Cortes ift mit den bisherigen Maßregeln des 
Finanzminifter8 Brancamps, dieſes Deficit theils dur Greditoperationen, 
ee vurd Erſparnifſe, theils endlich dur neue Steuern zu deden, nicht ein» 
verftanden. 


13. März. Die Neuwahlen zur zweiten Kammer fallen ganz überwiegend 


3, 


zu Ounften ber Regierung aus. Die Oppofition bat kaum zwölf 
ber ihrigen durchgebracht. 

„ Eröffnung der Cortes. Die Thronrede wiederholt die Ankün⸗ 
bigungen berjenigen vom 2. Jan. und fügt bazu das Verſprechen 
einer Reform ber Pairslammer fo wie cines Miniſterverantwortlich⸗ 
keitsgeſetzes. 
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19. Mai. Militär⸗Revolution des Marſchalls Saldanha. Schwäche bes 
Könige. Derſelbe ernennt Saldanha zum Miniſterpräſidenten. Das 
bisherige Miniſterium weigert fi, biefes ober ein anberes Decret 
des Königs gegenzuzeichnen. 

20. „ Beide Kammern proteftiren feierlihd gegen ben Gewaltſtreich 
Saldanha's. 

23. „ Ein kgl. Decret vertagt die Kammern bis zum 20. Juni. 

26. „ Saldanha bildet ein neues Minifterium: Saldanha Bräfibent 
und Minifter des Aeußern fowie bes Kriegs, Sampayo Inneres, 
Gerreira Finanzen und Juſtiz, Acoſta Marine. 


7. Juni. Die Cortes werben weiter bis zum 30. Oct. vertagt. 
26. Juli. Die Eortes werben aufgelöft und Neuwahlen angeorbnet. 


30. Aug. Saldanha wirb entlaffen, und eine Art Goalitionsminifterium 
unter ber Präfibentihaft von Sa ba Bandeira gebilbet. 


15. Dct. Eröffnung der Corte. Die Thronrede kündigt neue Borfchläge 
behufs Herftellung bes Gleichgewichts ber finanzen an. 

80. „ Sa dba Banbeira wird entlaffen, und ber Biſchof v. Viſen über: 
nimmt bie Reconftruction des Cabinets. 


24. Dec. Schluß ber Eortes, nachdem biefelben ben meiften unter ber 
Dictatur Saldanha's getroffenen Maßregeln Inbemnität criheilt, ei: 
nige Ein: und Ausfuhrzölle ermäßigt und bagegen bie Eteuer auf 
Thee, Kaffee, Zuder und Wafler erhöht Haben, ohne indeß bamit 
das Gleichgewicht In ben Finanzen heritellen zu können. 


2. Spanien. 


4. San. Das Minifterium gibt feine Entlaflung ein, felbftverftänblich 


10. 


17. 
19. 


24. 


26. 


jedoch mit Ausflug Prime, des Minifterpräfidenten unb Krieges 
minifters. . 

„ Tas Minifterium reconftruirt, ſich: Rivero, ber bisherige Bürgers 
meifter von Mabrib und das Haupt ber monardifhen Demokraten 
übernimmt in bemfelben das Mintfterium des Innern. 

„ Die Eortes wählen gorilla ſtatt Rivero zu ihrem Präfibenten. 
„ Cortes: Der Finangminijter Figuerola verlangt bie Ermädtigung 
zu einer Anleihe von 720 Mill. R. in Schatzſcheinen und zum Ders 
auf von Quedfilbergruben und anderer Krongüter. 

„ Lie Eortes Ichnen einen Antrag Baftelare und ber Republikaner, 
jämmtlihe Bourbonen mit Einfluß bes Herzogs v. Montpenfier 
vom Throne auszufchließen, mit 150 gegen 37 Etimmen ab. 
„Nachwahlen in die Corted. Der Herzog v. Montpenfier erliegt 
babei als Eanbibat in Oviedo und Aviles; ebenjo auch der Carliſten⸗ 
führer Cabrera. 


11. März, Der Minifter bes Auswärtigen erläßt ein Runbichreiben an 


bie Vertreter Spaniens im Auslande über tas Verhalten ber Re⸗ 
gierung gegenüber bem Goncil, 

deſſen Hauptinpat in folgenden Gäpen beſteht: „Die Regierung iR ent» 
ſchloſſen, die Beſchlüſſe des Goncils nur injowelt anzunehmen, als fie mit den 
Geſetzen des Staates In Einklang ſtehen. Inden fie aber den etwaigen Ein⸗ 
Huß, den andere Nationen auf die Entiheldungen des Concils auszuüben ges 
er fein mögen, achtet, will fie felbft ſich einer beftimmten Einwirkung ent 
alten, ® 
„ De Herzog v. Montpenfler töbtet den egcentrifchen Infanten 
Don Enrique be Bourbon in einem Piftolenbuell. 


„Cortes: Der Finanzminiſter Figuerola verlangt bie Ermächtigung, 
bie Schaanmweifungen, welche von ber am 25. Dct. 1868 beiwilligten 
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Spanien. 


Anleihe ber noch im Portefeuille bes Finanzminiſters verblieben eber 
in ber Depoſitenkaſſe vorhanden find, behufs Dedung bes Defizit 
zu begeben, Die Unioniften wiberfegen fi bem Verlangen, unter: 
liegen aber mit 116 gegen 123 Stimmen. Topele tritt in Felze 
bavon aus bem Minifterium. Zwiſchen ben beiden Parteien ber 
Unioniften und Progreffiften, der beiden bisherigen Stüßen ber Re 
gierung, tritt momentan ein entfchiebener Bruch ein. 


19. März. Die officielle Gaceta veröffentlicht ein Decret ber Regierung, 


25. 


5. - 


7. 


12. 


welches ben Clerus verpflichtet, binnen zwei Monaten ben Berfaflungt: 
eid zu leiften. 

„ Die Cortes genehmigen nad längeren Verhandlungen ſchließlich 
ein neues Heeresgejeb nah dem Vorſchlage Prims. 

Die weſentlichen Beſtimmungen defielben find folgende: Jeder Spanier iR 
nad) vollendetem 20. Jahre militärpflichtig, doch wird das junähR aus 
den freiwillig Angeworbenen gebildet, welche fih für ein imum von Dirt 
Jahren verbindlid machen müflen. Reicht die Zahl der Angeworbenen nik 
zur Dedung des alljährli von den Cortes zu beſtimmenden Gontingents bin, 
fo wird zur Ergänzung defielben eine Ausloofung unter den Dienftpflichtigen 
vorgenommen, doch Fönnen die vom Loos Getroffenen Erfagmänner fell. 
Die Dienftzeit beträgt rechtlich vier Jahre in der Linie und zwei Jahre in der 
erſten Rejerve. Alle Spanier, die nicht in der Linie dienen, treien fofort in 
die zweite Reſerve ein, welder fie ſechs Jahre angehören; diefe zweite Reſerde 
wird jedoch nicht eingelibt, und kann nur durch ein Beleg einberufen werden. 
Für dag gegenwärtige Jahr ift das Gontingent auf 40,000 Mann feſtgeſegt 


9. April. Gelegenheitlich der Confcription bridt in Barcelona ein 
Aufitand ans, ber jetodh von ben Truppen unterbrüdt wird. 
„Nach längerem Zögern wirb fhließli gegen ben Herzog v. Mont: 
penfier wegen feines Duells mit bem Infanten Enrique body eine 
Unterſuchung eingeleitet, und erhält berfelbe zunähft Hausarreit. 

„  Montpenfier wirb zu einmonatlider Entfernung von Madrid und 
zu 30,000 Fr. Schabenerfab an bie Hinterlaffenen bes Infanten 
Enrique verurtbeilt. 

„» Viele Priefter verweigern ben von ihnen geferberten Berfaflunge: 
eid. Bon den Bilchöfen leiftet ihn nur ber Erzbilhof von Tolebe. 
Die übrigen verweigern ihn von Rom aus, 


6. Mai. Cortes: Tie Wahl eines Könige wirb wieder angeregt. 


Der Abg. Ardanaz räth der Berfammlung,. raſch zur Wahl eines Königs | 
zu fchreiten, da doch zwei Throncandidaten, der Herzog v. Montpenfier un? 
(Sipartero, da ſeien. Marihall Prim entgegnet: jedermann wäünfdhe bie 
proviforiihen Zuftände im Rüden zu haben, feine Bemühungen, Spanien 
einen König zu geben, feien aber bisher fruchtloß geweſen. Es fei aller- 
dings erforderlich, daß die Eorteß ihre conftitutionelle Miffion zu Ende führen, 
ebe fie auseinander gehen; ex wiſſe aber nit, ob den Bauganzen die Krone 
werde aufgelegt werden können, wie Hr. Urdanaz eg wünſche. Marſchall Prim 
fügt hinzu: er fei nicht gegen eine Löjung. Über er äußert wiederholt, var 
er bezliglich der Monarchenfrage nicht geſchlagen fein wolle. Er betheuert die 
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Nedlichkeit ſeiner Abſichten. Ex hege leinerlei perſonlichen Ehrgeiz. Ex ver⸗ 
Spricht: die Frage ſolle noch vor dem Auseinandergeben der Cortes zur Sprache 
gebracht werden 


18. Mai. Montpenfier Tehrt nah Mabrib zurüd. 


24, 


30. 


„ Die Eortes genehmigen ſchließlich ein Gefeb, durch welches bie 
Civilehe für Spanien eingeführt wird. 
„ Gortes: Beginn ber Debatte über das Gefeh betr. bie Wahl 


eines Königs. 

Der Entwurf verlangt, daß der Tag der Abflimmung eine Woche vorher 
beſtimmt werbeu und die betreffende Sitzung fo lange dauern fol, bis die Wahl 
beendigt ſei. Die Abgeordneten jollen die XBahlzettel unterzeichnen und die 
Wahl ſoll giltig fein, wenn die einfache Mehrheit der anweienden Mitglieder 
der Cortes erzielt wird. Die lettere Beftimmung entipricht den Wunſchen der 
Anhänger des Herzogs v. Montpenfir. Die Progrelliften Rellten den Gegen- 
antrag, daß für eine giltige Wahl die abfolute Mehrheit nicht der anweſenden, 
fondern der gewählten Mitglieder der Cortes erforderlich fein ſolle. Im er- 
ſteren Gall bedürfte es zu einer giltigen Wahl (ohne die Republifaner) nur 
ca. 89, im legteren dagegen 170 Stimmen. 


T. Juni. Cortes: Debatte über das Königswahlgefeb: mit 137 gegen 124 


11. 


Etimmen wirb beidloffen, für eine giltige Königswahl die abfolute 
Mehrheit nicht bloß ber anwesenden, fondern ber gewählten Cortes: 
mitglieder zu verlangen. Die Nusfihten bes Herzogs v. Montpenfier 
find damit faft gänzlich vernichtet. 


Cortes: Rede Prims über bie Thronfrage. 

Prim erwähnt zuerfi das Scheitern der nad) einander bon der Regierung 
mit Ferdinand von Portugal, dem Herzoge von Aofta und dem Herzoge von 
Genua angefnäpften Unterhandlungen und fährt dann fort: „Die Derren 
Abgeordneten hoffen vermuthlich, dag ich nun einen Gandidaten nenne, mit 
welchem id) im Ramen der fpanifchen Regierung unterhandelt hätte. ch werde 
nichts jagen, weil dies indiscret fein würde und zu Verwidlungen führen 
Hörmte, übrigens habe ich auch mein Ehrenwort gegeben. Die Herren Abge⸗ 
ordneten werden ohne Zweifel meine Zurückhaltung billigen. (Ya, ja!) Dieſer 
Candidat erfüllte fiherli die Bedingungen, deren Spanien bedurfte. Er war 
nämlid von koniglichein Stamme, Latholii und mündig. Aber das Ber⸗ 
hängniß hatte ins Buch unferer Geſchicke geſchrieben, daß e8 uns wieder nicht 
gelingen follte, einen König zu finden. Der Prinz, lich man mid mit eben 
fo viel Zartgefühl als Wohlwollen wifien, könne für den Augenblid nicht die 
Krone annehmen. [3 Handelt fih um den Erbprinzen von Hohenzollern, den 
Bruder des Fürften Carl von Rumänien.) Demnach hat die Regierung es 
für geeignet eraditet, fi an die Cortes zu wenden, um fie zu Schiedsrichtern 
in der Trage zu machen. Die Regierung iſt in ihren Unterhandlungen nicht 
glucttich geweſen; fie hat Ihnen keinen Gandidaten für die Krone Spaniens in 
Borſchlag zu bringen, wenigftens hat fie heute feinen; aber wird fie morgen 
einen haben? Das iſt's, was ich Ahnen nicht jagen kann. Ich kann nur er» 
Hlären, daß die Regierung von denjelben Gefühlen beſeelt ift, wie die monar⸗ 
chiſchen Abgeordneten, und daß fiherlih für die Negierung noch micht jede 
Ausficht verſchwunden ift, einen König zu finden. Ohne den Zeitpuntt feſt⸗ 
ftellen zu können, ohne einen Tag bezeichnen zu wollen, wird die Regierung 
fortfahren, die Frage mit Vorfiht und Zurückhaltung zu behandeln, biß fie 
Ihnen einen Candidaten vorftellen Tann, der fähig if, die dffentliche Meinung 
zu feinen Bunften zu beftimmen. Die Regierung hält ebenfo, wie die Herren 
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Abgeordneten, die Forldauer des Interims für ein großes Uebel. Uber sb 
fie gleich nicht die Mittel in Händen hat, aus diefer bebauerlichen Lage ber 
auszufommen, theilt fie doch nicht die Befürchtungen vor Gefahren, die da 
Freiheit und der Geſellſchaft aus einer einftweiligen Foridauer des Snıterimi 
erwachfen Lönnten.* 


24. Juni. Die Cortes lehnen mit 78 gegen 48 Stimmen eine fofortige 


25. 


Abſchaffung der Sclaverei in den Colonien ab und nehmen ein 
Geſetz an, das ihre allmählige Abſchaffung anbahnen fol, und ver: 
tagen ſich hierauf bis zum 31. Det. 

„ Die Er:Königin Iſabella dankt in Paris zu Gunſten ihres 
Sohnes Alphons ab und erläßt darüber ein Manifeſt an bie Spa 
nier, das jebod in Spanien gar keinen Einbrud malt. 


Juli, Die Frage eines annehmbaren Kandidaten für ben Xhrex 


ſcheint endlich gelöft zu fein. Die burd ein Mitglied ber mnicni: 
ſtiſchen Partei, Eufebio v. Salazar y Mazarredo, im Auftrage Brims 
in Sigmaringen geführten Unterhanblungen mit dem Erbprinzen 
Leopold von Hobenzollern haben jhließlih doch zum Ziele geführt, 
und ber Prinz bat fi bereit erklärt, bie ſpaniſche Krone anzuneh: 
men. Prim veridiebt feine Neife nah Vichy. und kehrt von Te: 
ledo nah Madrid zurück. 

» Die Blätter ber Megierungspartei verkünden die endlich gelum 
gene Löſung der Thronfrage. | 
Prim zeigt dem Gefanbten in Paris, Olozaga, bie Thatſache be 

hufs Mittheilung an das franz. Gouvernement an. 

„ Der Minifterrath beſchließt unter bem Vorſitze bes Regenten eins 
ftimmig, die Candidatur Hohenzollern den Cortes vorzuſchlagen umt 
biefelben zu biefem Behufe auf ben 20. be. Mts. zu einer außer 
orbentligen Sitzung einzuberufen, 


„Frankreich ftellt fi überrafgt von der Candidatur bes Erf: 
prinzen von Hohenzollern; fein Miniſter bes Auswärtigen erflär 
im gefebgebenden Körper, daß Frankreich biefe Candidatur nicht 
dulden werbe, und ftellt ziemlich beutlih ben Krieg gegen Preußen 
in Ausficht, wenn auf ber Candidatur bebarrt werben follte. 
Der Minifter bes Auswärtigen, Sagafta, theilt durch Circular⸗ 
depeſche den Beſchluß ber fpanifchen Regierung allen Mächten mit: 
vo... Die fpanifche Regierung hat ſich bis auf diefen Tag bemüht, Fa 
mit der Öffentlichen Meinung und gleichzeitig mit dem Wohlergehen der Re 
tion im Einkfange zu erhalten. Wenn Prinz Leopold dazu gelangt, den pa 
nifhen Thron zu befleigen nach dem Botum ber jouveränen Gorteß, jo wirt 
er conftitutioneller König jein mit einer ——“— welche die demokratiſchlie 
ik von allen, die in den mit liberalen Staatßeinrichtungen verſehenen Bändern 
a 
olge den Gingebungen be , 
ae Andern wird, weit *— remder die erſte —282— Retion em 
nimmt. Bon dem Wugenblide, wo er den Thron Gan Fernando's beſteigt 
wird er Gpanier fein, und in dieſer Eigenſchaft das Werk der September 
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Nevolulion in ausſchließlich Ipaniihem Geſichtspunkte fortfegen und beieftigen. 
Dauptjächlich mit der politiſchen inneren Wiedergeburt der Nation beſchäftigt, 
wird er die firengfte Neutralität nach außen beobachten, was ihm geftatten 
wird, alle feine Kräfte der Entwidlung der fittlihen und materiellen Interefien 
Des Landes zu widmen, und nichts wird die Bahn ändern Tönnen, welche die 
Spanische Nation fi vorgezeihnet hat. — Deßhalb Hat die Regierung Er. 
Hoheit, ihre freie Action benugend, um die ihr nothwendige monarchiſche Lo⸗ 
fung vorzubereiten, allein auf eigene Verantwortung gehandelt, und ſich direct 
mitt dem Bringen Leopold ins Vernehmen gejegt, ohne einen einzigen Augen⸗ 
blick daran zu denken, daß ihre Ehre ihr geftatte, mit dem geringften Einfluß 
eines fremden GabinetS zu transigiren. Ich lenke ganz beionder8 die Auf- 
merffamleit Ew. Excellenz auf diefen Punkt, weil viel darauf anlommt, feft- 
zuftellen, daß die Regierung des NRegenten in diefer Sade nur ihren eigenen 
Negungen gefolgt if, und daß fein nationales Intereſſe im Ausland und 
noch weniger ein ausländiſches Intereſſe ihren Borfigenvden im Berlaufe 
dieſer Unterhandlung geleitet hat. Nur der Wunſch, den Willen der Ration 
und den Auftrag zu erfüllen, welchen der Regent und feine Gollegen im Ca⸗ 
binet ihm ertheilt, hat ihn bewogen, zur Bewerbung um den Thron Spaniens 
einen großjährigen Prinzen aufzufordern, der, freier Herr feined Handelns, 
durch verwandtichaftliche Beziehungen zu den meiften regierenden Häufern, ohne 
bei irgendeinem berfelben zur Thronfolge berechtigt zu fein, in diefer Stellung 
jeden Gedanken einer Feindfeligkeit gegen irgendwelche Macht ausſchloß. — 
Somit berührt die Gandidatur des Prinzen von Hohenzollern » Sigmaringen 
in feiner Weile die freundlichen Beziehungen Spaniens mit den andern Mächten, 
und Tann und darf no weniger die Beziehungen, welche dicjelben unter 
fih haben können, berühren.“ 


12. Juli. Der Erbprinz von Hohenzollern verzichtet, um Frankreich ben 


13. 


27. 


Dorwand zum Kriege mit Preußen zu entziehen, auf feine Candi⸗ 
batur für den ſpaniſchen Thron. 

„Die ſpaniſche Regierung theilt ben Mächten den Verzicht bes 
Prinzen officiell mit, erflärt fih damit einverftanden und nimmt bie 
Einberufung der Cortes zurück. 

„ Spanien erflärt fih in dem zwiſchen Deutichland und Frank: 
reich ausgebrochenen Kriege neutral. Frankreich ftellt an ber Grenze 
ein Obfervationscorpe auf. Die Bezichungen zwifchen beiden es 
gierungen find inzwiſchen bereits wieber bie freundſchaftlichſten. 


Aug. Die Regierung erläßt eine allgemeine Amneſtie für politifche 
Verbrechen und Bergeben. 


„ Ein neuerdings verſuchter carliſtiſcher Aufftand in ben baskiſchen 
Provinzen fcheitert wieberun ziemlich jämmerlich. 


Sept. Das von ben Gortes erlaffene Geſetz bez. Einführung ber 


Civilehe tritt mit dieſem Tage in Kraft. 

„ Der Gefandte in Paris, Olozaga, von ber Regierung angewieſen, 
mit ber neuen republifanifchen Regierung ebenfo wie bie anberen 
Großmãchte in officielle Beziehungen zu treten, geht über feine An: 
ftructionen hinaus und ſpricht die Anerkennung ber Nepublit Na: 
mens feiner Regierung aus. 
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Anf. Oct. Prim iſt neuerdings mit dem Prinzen Amabeo von Jialic. 
bem Herzog von Xofta, in Unterhandlung über die Annakme t: 
Kandidatur jür ben fpanijchen Thron getreten. Der Prinz ift mu: 
mehr darauf eingetreten. 

31. „ Tie Cortes treten wieder zuſammen. 


»n 


. Nov. er Herzog ven Nofta nimmt die Throncanbibatur durch 'c. 
genbes Echreiben an ben ſpaniſchen Geſandten in Florenz an: 
„Mit Zuftimmung des Königs, meines Vaters, ermädtige ich Sie, der 

Marſchall Prim zu antworten, daß er meine Gandidatur vorlegen lann, wc: 

er glaubt, daß mein Name die reunde der freiheit, der Ordnung und ic 

eonftitutionellen Regierungsform vereinigen künne. Ich werde die Krone er 
nehmen, wenn die Abftimmnng der Corte mir beweist, daß diefelbe der Fu: 
des ſpaniſchen Volks ift.* 

„ Prim teilt ten Cortes bie Candibatur bes Herzogs von Act: 

für den Thron officiel mit und fett die Königewahl auf ten 10. 

d. M. an. 

10. „ &ipartero erklärt fich feinerfeits für bie Throncandibatur te} 
Herzogs von Aoſta. 

16. „ Cortes: Königswahl: 191 Stimmen, 18 Etimmen mehr alt 
bie vom Königswahlgeſetz verlangte Majorität, fallen auf den Herzzez 
von Xofta, nur 25 (eines Theils ber fog. liberalen Unien) auf ten 
Herzog von Montpenfier, 8 auf Cipartero, 2 auf den Firinzen X: 
phons (Sohn der Er:FKönigin Iſabella); 60 Etimmen werben ir 
eine Föderativ-, 3 für eine einheitliche Republik abgegeben, außerdtes 
17 weiße Stimmzettel (12 Carliften und 5 Anhänger verichiebene 
Meinungen), Der Präfident erklärt daher ben Herzog von Acta 
für gewählt und bie Verſammlung befchließt, bemjelben bie Kali 
burch eine Deputation anzuzeigen. 

20. „ Die fpaniihen Granden erflären fi in einem gemeinfamen Actr: 
ftüd gegen ben neugemwählten König. Die Erklärung macht nur eina 
fehr geringen Einbrud. 

21. „ Die Er:Königin Iſabella proteftirt von Genf aus gegen bie er: 

folgte Königswahl. 


> 


4. Dec. Der Herzog von Xofta empfängt in Florenz bie “Deputatice 
ber Cortes und erflärt bie Annahme ber ihm angebotenen Krone. 

8. „ Der Prätendent Don Carlos proteftirt von 2a Tour (in ber 
Schweiz) aus gegen bie erfolgte Königswahl. 

419, „ Cortes: Der Abg. Roblebo trägt darauf an, bie Regierung zur 
Auflöfung der conftituirenden Corte zu ermädhtigen, fobalb ber neue 
König eingetroffen fein und ben Eib auf die Verfaſſung gelciitt 
haben werde. Die republifaniihe Partei erhebt ſich leidenjchaitliä 
gegen ben Antrag und will ihn gar nicht zur Discufflon zulafen. 
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Mit 126 gegen 4 Stimmen (bie Republilaner haben ben Saal 
verlaffen) wird jedoch beihloffen, ihn in Erwägung zu ziehen. 


20. Dec. Gortes: Die Eivillifte des neuen Könige wird auf 24 (ſtatt 


24. 


26, 
27. 


28. 


29. 


30. 


45 wie unter Iſabella), die des Thronfolgers auf 2 und die Koſten 
ber Erhaltung der k. Schlöſſer auf 4 Mill. Realen feſtgeſetzt. 

Bei der Discuffion über die Civilliſte erklärt Prim, er werde auch über 
die Berfaſſung hinweggehen, wenn es nothwendig fei, um die 
Treiheit des Baterlandes zu retten; übrigens habe er die Abficht, 
dem Könige feine Entlafjung einzureichen, da er den Wunſch bege, ind Privat- 
leben zurüdzufehren. 

„Cortes: Der Antrag Robledo's vom 19. d. M. wirb mit 137 
gegen 14 Etimmen zum Beſchluß erhoben. 


„ König Amabeo geht von Stalien nah Spanien ab. 


„ Attentat auf Prim, während er in feinem Wagen aus der Sitzung 
ber Cortes nah Haufe fahrt. Er wird von 8 Kugeln getroffen. 
Die Thäter verſchwinden ſpurlos. 
„ In Tolge bes Nitentats auf Prim verföhnen ſich die Unioniften 
momentan iwieber mit ben Progreffiften. Xopete läßt fi dazu bers 
bei, interimiſtiſch das Präfidium bes Diinifterratbs, fowie bie Porte⸗ 
feuilles bes Auswärtigen unb bes Kriegs zu übernehmen und ftatt 
Prim nad Cartagena zu geben, um den neuen König bei feiner 
Ankunft zu begrüßen. 
„Sechs republifanifch gefinnte Milizbataillone von Mabrid wei⸗ 
gern fi, an ber zum Empfang des Königs angefagten Feier Theil 
zu nchmen und werben entwaffnet. 
„Cortes: Die Regierung erflärt die beantragte und von ber Com⸗ 
million befürwortete Suspenfion ber conftitutionellen Garantien (in 
Folge des Attentats auf Prim) für unnöthig. 

Prim + in Folge der erhaltenen Wunben. 

Der König landet in Gartagena, 


3. England. 


8. Gebr. Eröffnung bes Parlaments dur eine Ef. Commiflion. Tie 


10. 


15. 
18. 


25. 


28. 


pi 


Thronrede kündigt eine Lanb:Bil für Irland und eine Bill „fir 
Erweiterung ber nationalen Unterrichtsmittel auf umfaſſender Grunt: 
lage” an. 

„» Das Unterhaus annullirt mit 301 gegen 8 Stimmen bir 
Wahl bes Feniers Roffa zum Parlamentsmitglieb für XTipperan 
in Irland. 

„n Unterhaus: Die Regierung legt bemfelben ben Entwurf ke 
iriſchen Landbill vor. 

„ Unterhaus: Die Regierung legt demſelben ben Entwurf be 
Unterrichtsbill vor. 


„ Bei ber Neuwahl für einen Parlamentefit in Zipperary in I: 


land unterliegt ber feniſche Candidat feinem gemäßigteren Gegner 
nur mit 4 Stimmen. 

„ Unterhaus: Die Regierung beantragt im Budget bes Marice 
minifteriums eine Erfparniß von circa 750,000 Pf. Et. 


März Die Generalconvention der neuen, nunmehr freien iriiee 


Hochkirche beſchließt, daß ihre Vertretung Tünftig aus ben 12 Erz 
biihöfen und Biſchöfen, 12 weiteren geiftliden und 24 weltlida 
Mitgliedern beftehen fol, welche 48 ermächtigt find, für bie laufe: 
ben Geſchäfte im Einverſtändniß mit ber Convention einen Auf: 


fhuß von 12 Männern geiftliden ober meltliden Standes z | 


wählen. 


„ Unterhaus: Die Regierung beantragt im Militärbubget Eripun 


nifje im Betrage von 1,136,900 Pf. Et. 


„ Unterhaus: Die irifhe Landbill wird mit 441 gegen Kl 


11 Stimmen zur zweiten Lefung zugelaffen, ba bie Tory: Ce 
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ſition es nicht für gerathen hält, die ganze Bill anzugreifen und 
ihre Intereſſen vielmehr durch weſentliche Amendirung des Entwurfs 
zu wahren glaubt. 
—17. März. Die Regierung legt beiden Häuſern bes Parlaments eine 
irifhe Zwangebill behufs Aufrechthaltung ber dortigen geſetzlichen 
Ordnung durch Ausnahmemaßregeln vor. 
„ Unterhaus: Die iriſche Zwangsbill gebt durch bie Committee und 
wirb fohließlih ohne wefentlihe Mobification ber Regierungsvorlage 
auch in britter Leſung angenommen, 
„Unterhaus: Beginn der Committeeberathung über die irifche 
Lanbbill. 


ww 
“ 


' 
7 


. April. Das Oberbaus genehmigt bie irifhe Zwangsbill fofort in 
zweiter unb britter Lefung mit geringen Aenberungen, benen das 
Unterhaus alsbald zuftimmt. 


„ Das Unterhaus beichlieht auf ben Antrag bes proteſtantiſchen 
Eiferers Newdegate gegen den Widerſtand der Regierung, doch nur 
mit einer Majorität von 2 Stimmen, eine Unterſuchung über ben 
gegenwärtigen Beftand des Kloſterweſens in England burd einen 
Ausihuß des Haufes. Die Katholilen freien dagegen laut auf. 
„ Unterhaus: Tie Regierung legt ihm bas Budget für 1871 vor. 
Daſſelbe weiſt einen Einnahme⸗-Ueberſchuß von 4,337,000 Bf. St. 
aus, jo daß neuerdings eine ziemlihe Anzahl brüdender, oder doch 
läſtiger Steuern theils herabgefegt, theils ganz abgeſchafft wer: 
ben kann. 

. „Die Nachrichten aus Griechenland über bie Ermorbung mehrerer 
Engländer durch Räuber bei Marathon erregen im Parlament, in 
London, im ganzen Lande einen wahren Eturm der Entrüftung 
(ſ. b.). 

> nr Unterhaus: Ein Antrag, bie Behantlung von Newdegate's Mor 
tion betr. Klöfter auf unbeftimmte Zeit zu vertagen, wirb mit 173 
gegen 128 Etimmen abgelehnt und tie Berathung berfelben auf eine 
der nächſten Eitungen anberaumt. 


. Mai. Unterhaus: Die Berathung des Newdegate'ſchen Antrags bez. 
öfter wird in Folge ber Bemühungen ber Regierung ſchließlich 
doch mit 270 gegen 166 Stimmen abgelchnt. 

> g Unterhaus: Ein Antrag Bright’s für Frauenftimmreht wird in 
erfter Lefung mit 124 gegen 91 Etimmen angenoınmen, 

„ Unterhaus: Die Regierung bringt eine Bill für Einführung gehei⸗ 
mer Abſtimmung bei Burlamentswahlen ein, bie fih indeß fo 
ziemiih als Echeinmaßregel herausſtellt und daher keine Partei 
befriedigt. 

21 
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10. 


12, 


16. 


19. 


24. 


25. 


a7. 


30. 


England. 


Mai. Der Börienratb von London beſchließt mit 1 Stimme Mehr: 


beit die Streihung ber öoſterreichiſchen Siaatepapiere vom offiziellen 
Kursblatt. 
„ Das Unterhaus verwirft in zweiter Leſung mit 220 gegen 94 
Stimmen ben Antrag Brights auf Gewährung des Frauen: 
ftimmredts. 
»„ Der Entwurf eines Vertrags mit ben DBerein. Staaten ven 
Nordamerika bez. Naturalijation bat die Zuftimmung beider Häuſer 
bes Parlaments gefunden. Der bießfällige Vertrag wirb unterzeichnet. 
„ Das Oberhaus verwirft ben Antrag auf Geftattung ber Che 
mit einer Schwägerin mit 77 gegen 73 Stimmen. In ber Dis: 
cuſſion tritt vielfah eine arge Beichränttheit zu Tage. 
„ Das Unterhaus erledigt die iriſche Lanbbill in Committee. Die 
Tories haben ihren Zweck erreicht; die Bil iſt nur ſehr befchränft 
und bejchnitten aus ber Berathung hervorgegangen. 

Ein Antrag auf Abihaffung ber Staatslirhe auch für Wales 
wirb mit 209 gegen 164 Stimmen abgelehnt. 
„ Das Unterhaus genehmigt mit 137 gegen 56 Climmen eine 
Bil, melde den Geiftlihen ber Hochkirche ben Austritt aus ihrem 
Stanbe geitattet. 
„ Das Dberhaus genehmigt in zweiter Lefung ohne Abftimmung 
eine Bill, welche das beſtehende Geſetz gegen bie Titel ber Tathel 
Biſchöfe Englands abſchafft. 
„Dac Unterhaus beendigt bie Berathung ber iriſchen Landbill und 
genehmigt dieſelbe in dritter Leſung. 

Oberhaus: Erſte Leſung der iriſchen Landbill. 


13. Juni. Das Unterhaus genehmigt neuerdings in zweiter Leſung die 


15. 


22. 


Abſchaffung ber Univerſitätseide mit 187 gegen 113 Stimmen, ver: 
wirft bagegen bie Abſchaffung ber geiftlicden Collegiate an ben Uni: 
verfitäten mit 157 gegen 79 Stimmen. 

„ Das Unterhaus lehnt einen Antrag auf Wieberabihaffung ber 
durch bie lebte Parlamentsreform eingeführten Minoritätswahlen 
mit 183 gegen 175 Gtimmen ab. 

„ Unterhaus: ein Antrag auf Ausfhließung ber Bilhöfe aus dem 
Oberhaus wird mit 158 gegen 102 Stimmen abgelehnt. 


25—27. „ Unterhaus: Berathung über das Unterrichtsgeſez. Das 


Amendement Richard's auf Einführung bes Schulzwangs unb eines 
confeflionslofen Schuljyftems wird mit 421 gegen 60 Stimmen 
abgelehnt und in bie Gommitteeberathung eingetreten. 


„—283 „ Oberhaus: Committeberathung ber iriſchen Landbill. Die 


Regierung unterliegt wieberholt im Detail ihrer Anträge. Die Bill 
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: wirb noch mehr beſchränkt und abgeihwächt, ale es ſchon im Unter: 
- Haufe geſchehen ift. 
27. Juni. Lord Glarendon, der Dinifter bes Auswärtigen, +; Lorb 
Sranpille tritt an feine Stelle. 
30. „ Das Oberhaus genehmigt auch in britter Lejung bie Abichafs 
fung bes Geſetzes gegen bie Titel katholiſcher Bilhöäfe in England 
i und ber barauf gefehten, aber nie angewandten Strafanbrohungen. 


5. Juli. Das Unterhaus nimmt die Abſchaffung der Univerfitätseibe auch 
Ä in britter Lefung mit 247 gegen 113 Stimmen an. 


7. „ Teftfeier zu Ehren bes Erbauers bes Euezcanals Ferd. v. Leſ— 
ſeps. Die Stimmung und die Anſchauung bez. bes Unterneh⸗ 

mens hat total umgefchlagen. 
8. „ Tas Oberbaus nimmt bie irifche Landbill in dritter Lejung an. 
10. „ Die englifhe Regierung verhandelt „nicht bloß mit Frankreich, 


Preußen und Spanien, ſondern auch mit den andern Großmächten 

unb deren Bertretern, um ben Trieben zwiſchen Frankreich und 
e Preußen zu erhalten”. “Der öfterreichifche Reichskanzler Graf Beuſt 
erklärt dem engliſchen Geſandten, er „hoffe, daß im Intereſſe der 


Erhaltung des Friedens die engliſche Regierung nicht abgeneigt ſein 
werde, als Vermittlerin zwiſchen Frankreich und Preußen zu handeln“, 
England bemüht fi, in Paris gegen übereilte Rüftungen und in 
Berlin gegen ein Beharren auf ber Ganbibatur Hohenzollern 
zu wirken, 


12. „ Der engliihe Botſchafter in Paris Lorb Syone bringt lebhaft 
barauf, daß fi Franfreih mit bem Verzicht des Erbprinzen von 
Hohenzollern begnüge. 

14. „ Die engliige Regierung empfiehlt, einem Verlangen bes frangd- 
⸗ ſiſchen Gouvernements, daſſelbe in dem Begehren eines förmlichen 
⸗ Verbots des Könige von Preußen an ben Erbprinzen von Hohen: 
⸗ zollern, auf feine Candidatur auch ſpäter je wieder zurückzukommen, 

entſprechend, dem preußiſchen Botſchafter, Graf Bernftorff, der König 

2 möge feine Zuftinmung zum NRüdtritt des Prinzen Frankreich mit: 

⸗ theilen. Graf Bernſtorff erwidert, daß er ben Vorſchlag unmög⸗ 

lich dem Könige empfehlen könne. 


„Das Oberhaus verwirft die Bill für Abſchaffung der Univer⸗ 
fitätseide wiederum, mit 97 gegen 83 Stimmen. 


45. „ Lord Granville macht die englifhen Botichafter in Paris und 
7 Berlin in identifhen Depefchen auf bas 23. Protokoll ber Pariſer 
3 Eonferenz von 1856 aufmerfjam: 
. Die engliſche Regierung macht daher Frankreich und Preußen 
den Borfeplag, und zwar in identiiden Ausdrücken, daß fie fi der Bermitt- 
lung einer freundlichen Macht oder freundlicher Mächte, weldde beiden annehm⸗ 
! 21* 





324 


Onslans. 


. bar find, bedienen, und wollen Ew. Exc. bemerken, dak die engliſche Big 


rung bereit ift, irgend einen Antbeil an der Angelegenheit zu szehmen, ber 
etwa gewünſcht werben ſollte.“ 

Für Frankreich kommt der Vorſchlag nach ben Erklärungen be 
Regierung im gejeßgebenden Körper und im Senat vom gleicher 
Tage bereit8 zu ſpät; Preußen lehnt ihn mit Hinweis barauf al. 


19. Juli. Eine Verordnung der Regierung proclamirt in üblicher Jen 


27. 


28. 


bie Neutralität Englands in dem Kriege zwiſchen Deutſchland um 
Frankreich und verbietet ben brittiihen Untertbanen jebe birecte cher 
inbirecte Betheiligung an bemfelben. 


„ Unterhaus: Die Regierung febt alle Hebel in Bewegung, um 
eine Debatte über ihre Haltung und ihre Bemühungen vor tea 
Erklärung bes Kriege zwiſchen Frankreich und Deutihlanb zu ri: 
ſchieben. Gladſtone hofit, das betreffende Blaubuch in ber folgender 
Situng vorlegen zu können. 

„ Die Enthülung ber Times über die Gelüfte Frankreichs nah 
Belgien rufen Sinterpellationen in beiden Käufern bes Parlaments 
hervor. Die Regierung antwortet, baß fie authentiihe Erflärunge 
ber beiden betreffenden Regierungen erwarte, 
„ Die Regierung legt erft jett das Blaubud über die biplem: 
tiihen Verhandlungen vor Ausbruch bes deutſch⸗franzöſiſchen Kric- 


ges vor. 

Das Urtheil darüber gebt ziemlich allgemein dahin, daß die englnide 
Negierung von Anfang an nit im Zweifel darüber fein fonnte und and m 
war, daß Frankreich den Krieg wollte und fuchte, und daß fie doch aud mit: 
den mindeſten energiſchen Schritt gethan babe, demjelben entgegenzutreten. 

» Die Regierung madt endlid bem Parlament bie längft veripre- 
chenen, aber bis babin abſichtlich verzögerten Mittheilungen über 
ben Ausbruch bes deutſch-franzöſiſchen Kriegs und ihre Haltung dem: 
jelben gegenüber. Ä 

Dberhaus: Lord Granville bemerkt, als Einleitung, daß rim 
fein und fih jedweden Urtheils über daß Borgeben Der beider 
triegführenden Mächte enthalten wolle, entwirft dann, geftügt auf de 
in dem Blaubuch enthaltenen Actenftüde und Gorreipondenzen, eine Schilde⸗ 
rung der Borgänge biß zur Kriegserflärung, geiteht aber jelbſt, daß er mi 
neues zu erzählen babe, und verweilt zumeift bei denjenigen Abſchnitten de: 
diplomatifhen Verhandlungen, welche den Nachweis liefern, daE das englük 
auswärtige Amt keine Mühe gefcheut habe, einen friedlihen Ausgleih zum 
zu bringen. Die Ausfichten dafür, jo bemerkt er im Berlaufe feiner Ta:- 
ftelung, bätten fi eine Zeit lang recht günftig geftellt, ala plöglich die Er 
gegnung in Em3 dazwiſchentrat. In Betreff diejer jagt Lord Granpille: tt 
leider von beiden Seiten ein Mißverſtändniß obgewaltet habe, infofern ai: 
weder der König von Preußen, noch der franzöfiihe Botſchafter etwas Pe 
leidigendeß beabjichtigt hätten, aber trotzdem das, was zwiſchen ihnen borc- 
fallen, in Frankreich und Preußen gleichzeitig als abfichtliche Beleidigung an’ 
gefaßt worden fei. Bon diefem Wugenblid an jei die Kriegsgefahr bis zum 
Außerften geftiegen, aber trogdem habe er (Granville) e8 an neuen Verſuche: 
zur Verfähnung nicht fehlen laffen. Und nun theilt ex folgendes mit: „Br 
ſchlugen beiden Parteien als Ausgleichsmittel vor, daß, obwohl Franireih 
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unferer Meinung nad, kein Recht befige, vom Könige von Preußen eine Ga⸗ 
zantie gegen die Annahme der ſpaniſchen Krone von Seiten eines Hohenzollern 
zu verlangen, der König dennoch, wofern Frankrteich dieſe feine unberechtigte 
Torderung zurüdnehme, aus freien Stüden und unbeichadet feiner Ehre, der 
Franzöfiichen Regierung anzeige, daß er in die Zurüdziehung der Gandidatur 
willig... Diefer Ausgleichsverſuch blieb erfolglos. Hr. v. Bismard lehnte 
ihn ab, obwohl der König, wie ich jpäter erfuhr, eingemwilligt hatte, einen jol« 
Ken Schritt zu thun, und die franzöfiiche Regierung lehnte ihn ebenfalls un« 
bedingt 3) ob. Kaum waren wir von diefer beiderjeitigen Ableh⸗ 
nung unterrichtet, Yo ſchickten wir nad Verlauf einer halben Stunde einen 
andern Vorſchlag ab, forderten nämlich beide Regierungen, mit Berufung auf 
Das Pariſer Protokoll, auf, die Dienfte einer oder nıehrerer befreundeten Mächte 
anzurufen. Wir boten dabei unfere guten Dienfte nit direct an, erklärten 
und aber bereit, wenn fie gewünſcht werben follten. Auch diejer Vorſchlag 
blieb erfolglos, er wurde von Frankreich verworfen, von Preußen nicht ange- 
nommen. Die Ereigniſſe ſchritten raje) vorwärts, und, wie ich glaube, war 
Die Kriegderklärung erlaflen, bevor unfer letztgenannter Vorſchlag eingetroffen 
war. Damit war die legte Hoffnung faft gänzlih verjchwunden. Und als 
Die Kriegserllärung wirklich erfolgt war, blieb uns nur das Eine zu thun 
Bbrig: die Sörmlichleiten behufs Proclamirung unferer Neutralität zu er⸗ 
Füllen. Bis hierhin waren, wie ich neulich ſchon bemerkte, unfere Beziehungen 
zu den beiden Mächten die beften gewelen, und find es ſeitdem auch geblieben. 
Doch ift es anderfeits wahr, daß mir feitdem von beiderfeitigen Klagen nicht 
ganz verſchont geblieben find. Der Marquis v. Lavalette — den ich alß den 
offenften und angenehmften Mann im geſchaftlichen Berlehr Ioben muß — 
klagte dem Premier, daß ich kalt, Außerſt Falt jei (Heiterkeit), und Hr. dv. Gramont 
Iprach fi) bebauernd een Lord Lyons über den Mangel guten Willens von 
Seiten der englifhen Regierung aus. Auf der andern Seite bedauerte Graf 
Bismarck, daß ich dem König einen unannehmbaren Vorſchlag gemadt, ob» 
wohl, wie oben bemerkt, der König ihn, wie fih ſpäter berausficlte, für an⸗ 
nehmbar erachtet hatte Auch Graf Bernftorff, den Sie Alle jeit fo vielen 
Jahren kennen, entdedte auf meiner Seite viele wirklihe und Unterlaffungs» 
Sünden, die, wie mir durch die böchften juridiihen Autoritäten verfichert wird, 
für England bloße Routine Pragis find, folange es neutral if. Ich möchte 
Diefe Angelegenheit nicht gern berührt haben, ohne gleichzeitig die außerordent- 
lich freundliche Höflicäkeit zu erwähnen, die mir von jämmtlihen Mitgliedern 
des dipſomatiſchen Corps zu Theil ward, welche, im vorliegenden all, einige 
der Echwicrigfeiten zu würdigen fcheinen, mit denen ich als neu eingetretener 
Minifter des Ausw. und inmitten jo wichtiger Angelegenheiten zu fämpfen hatte. 
(Beifall) Ueber die negen mich erhobenen eben erwähnten Vorftellungen beflage 
ich mich nicht im Geringſten. Meinem Dafürhalten nad ift es ganz natürlich, 
Daß zwei große, in einem Kampf auf Tod und Leben begriffene Rationen auf jede 
Handlung der Reuiralen mit Argwohn bliden, und zu dem Gefühle Hinneigen, 
daß — fo ungegründet e8 fein mag — jeder, der nicht mit ihnen gebe, gegen 
fie feindlich gefinnt je. Für mich liegt darin eine Befriedigung injofern, 
weil in den beiderjeitigen Klagen der Beweis für die Schwierigkeit unferer 
bisherigen Etellung Liegt, weil ich durch fie an die Pflichten gemahnt werde, 
Die id, in diefem Dilemma, meinem eigenen Baterland und fremden Nationen 
jchulde. Was unfere Neutralität betrifft, glaube ih, daß fie von Ew. Lord⸗ 
(haften, dem andern Kaufe des Parlaments und dem ganzen Lande genitigt 
wird. (Beifall) Ich glaube, wir find verpflichtet, alle uns durch die Neutra⸗ 
Lität eingeräumten Rechte mit unbebingter Feſtigkeit zu wahren. Und ferner 
glaube ic, daß wir vollſtandig gerechtfertigt find, jeder der beiden Mächte 
unfere guten Dienfte anzubieten, wofern fte nicht gegen die Forderungen der 
Gerechtigkeit und Unparteilichleit ſtreiten. Mir ift die große Verantworilichkeit, 
die auf der Regierung Laftet, nicht unbelannt, Ich weiß, daß wir jedes kom⸗ 





29. Juli. Oberbaus: Die Regierung wirb über ben von Preußen cm: 


30. 


Gngand, 


mende Ereigniß im Auge behalten mäüffen, und Ew. Lorbidhaften werden m: 
mir übereinftimmen, daß wir uns fiber das, was wir unter möglichen Grm 
tualitäten thun oder unterlafien jollten, aller befondern Erklärungen utbe.e 
müflen. (Beifall.) Meiner feften Ueberzeugung nad) lönnen wir, zur Wahrız; 
von Englands Ehre und zur Wicderherftelung des Friedens, wenn biele ınö:- 
Lich ift, nichts Eriprieglicheres thun, als in Wort und Haltung eine wärdie 
und ruhige Yurüdhaltung zu beobachten.” m Unterbaufe gelangt m: 
Reihe von Interpellationen zur Sprache, die zur Kriegäfrage gehören, nammt!:ä 
die Frage der Kohlenausfuhr, melde den Hauptbeihwerdepuntt Truii 
lands gegen England bildet, ta die Operationen der franzöſiſchen Flotım = 
der Oſt⸗ und Nordfce weientlih von den Maßregeln Englands in bie 
Punkte abhängen. Auf eine Anfrage Gourley’s erwidert der Aitorzer 
General: „ie brittiſche Regierung bat es nicht Aber fid genommen, de 
Kohlenausfuhr unter gewiflen Umftänden zu verbieten. Ohne Zweifel wur: 
Kohlen als Kriegscontrebande betrachtet, doch fand die gegenwärtige Negierur 
glei frühern, es unmöglid, die Verhältnifie feftzuftellen, unter weldgen 8::.: 
als Krienscontrebande angejehen werden dürfte, oder nicht. Dieſe Frage mit 
dem Bollerrechte gemäß, dur die Tribunale entichieden werden, nachcs 
tohfenführende Schiffe weggenommen worden. Vie Tribunale aber würta 
diefelben fein, gleichviel ob die bezüglichen Fahrzeuge ihren Berfcehr nad rımr= 
blofirten oder nichtblokirien Hafen getrieben hätten." Als Bivian derer 
fragt: „ob die Regierung vermöge der k. Proclamation vorbereitet fei, Kohles⸗ 
fchiffe anzubalten, wenn Kohle als Kriegscontrebande erklärt werden folte*, 
erwiderte der Attorney-General: „Die Regierung ift nicht vorberenet 
auf Brundlage der k. Proclamation Kohlenſchifſe anzuhalien in brittiide 

äfen, ausgenommen fie wären Vorrathsſchifſe (store vessels) im Bienfte der 

riegführenden“. Und als Bivian darauf Hin weiter fragt: „weldye Uni: 
die Kriegfligrenden über dieſen Begenftand haben”, antwortet der Witorzc» 


General: „er wife nit, ob daß Haus denke, daß er diefe Frage beantw:r | 


ten lönne. (Rein, Rein!) Sämmiliche bezüglide Mittheilungen pwiſchen te 
k. Regierung und fremden Regierungen würden vorgelegt werden.“ 


büllten franz. Vertragsentwurf bez. Velgien nochmals interpellirt. Lert 
Sranville theilt bie Ausflücdte Frankreichs bez. dieſer Enthülles: 
mit, unter bem Beifügen, „er müfle aud barüber feine DMeimzz 
zurüdbalten.“ 

In feiner Interpellation ſpricht Lord Malmesbury den dringen 
Wunſch aus, daß die Regierung weitere Mittheilungen über den negcinen Tre 
tatsentwurf zum Belten gebe. Aus der telegraphiſchen Depeihe Lismard: 
an den Grafen Bernftorff, deren Inhalt „geradezu erſchrecklich“ fei, gede herver 
daß, bevor jener Vertrag zu Papier gebracht worden, verfchiedene Pour parler: 
zwiſchen den betrefienden Staaten flatigefunden haben müſſen. Rapoler 
gegenüber müſſe England billiger Weile nicht vergeflen, daß er fidy bisher rn: 
großer Loyalität gegen England benommen habe. Auch Preußen fei Reis ex 
getteuer Berbündeter Englands geweſen, und deshalb fei es ſchwer und pen 
lich, diejen gegenfeitigen Anſchuldigungen zu glauben. 


„ Die Regierung zeigt fowohl Frankreich, als Preußen feparat, 
aber identiidy an, 
daß, wenn ein Theil die Neutralität Belgiens verlege, England mit ter 
andern behufs Bertbeidigung Belgiens cooperiren würde, ohne an einem c)- 
— Krieg theilzunehmen. Der Vertrag ſolle ein Jahr lang nad ver 
Oriedensjäluß rechtsträftig bleiben, ohne Beeinträchtigung des alten Garantiv 
ages. 
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Die Regierung unterbanbelt gleichzeitig mit Defterreih und 
Stalien über eine Neutralitätsliga in dem Sinne, baß Feine ber 
Mächte aus ber Neutralität beraustrete, ohne bie andern vorher 
über ihre Gründe verftänbigt zu haben. 


Die öffentlichen Blätter verlangen immer nachbrüdlicher von ber 
Regierung Rüftungen, da die öffentlide Meinung, trot aller beru: 
higenden Erklärungen ber Regierung, überzeugt iſt, daß bas Land 
zu einem Eingreifen in bie Sriegsereignifle, wofern es dazu verans 
laßt würbe, augenblidlich unvorbereitet wäre, 


1. Aug. Unterhaus: Der Premier Tünbigt das Begehren cines außer: 
ordentlichen Credits von 2 Mill. Pf. für Armee und Flotte und 
eine Vermehrung ber erjteren um 20,000 Mann an. Gleichzeitig erllärt 
er, daß die Regierung bireet an bie franzöfiiche ober tie beutfche 
Flotte ausgeführte Kohlen ald Kriegscontrebande betrachte, und ver: 
Ichärft er die ber Berathung bes Hauſes noch unterliegende Foreign 
Enlistment Bill fo, daß fie die Regierung befähigen wird, den von 
deutſcher Seite erhobenen Beſchwerden geredht zu werden. Inzwi⸗ 
Ichen heißt es bereits, daß Frankreich in England Verträge bez. 
großartiger Munitionslieferungen abgejchloffen babe. 

Debatte über die Neutralitätsfrage: Disraeli Ientt angelündigter- 
maßen die Yufmerffamkeit des Haufes auf die gegenwärtige Lage Englands 
inmitten des großen Kriegs auf dem Feſtland, und bemerkt als Einleitung 
und zu feiner Entiuldigung, daß, foviel er in frühern Jahren zu beobachten 
Gelegenheit gehabt, die Zurüdhaltung des Parlamenis beim Ausbruch ver» 
ſchiedener Kriege nicht eine Kräftigung, jondern geradezu eine Schwächung der 
Regierung bewirkt habe. Die Beranlaffung zum Krieg, die eine Schmach 
fogar für das 18. Jahrhundert geweſen wäre, wolle er nicht weiter erdrtern, 
da von diefen elenden Kriegävorwänden überhaupt nicht mehr geiprochen werde. 
Ueber die wirklichen Kriegsurjachen laſſe ſich am beften aus den Darftellungen 
der leitenden Staatsmänner, Rouher und Bismard, ein Urtheil bilden, denn 
durch fie und das neue Blaubuch gehe Kar hervor, durch welche ehrgeizigen 
Plane Europa um feinen Frieden gebradt worden ſei. Der Redner betont 
hierauf die Verpflichtungen, welche England für die Neutralität Belgiens und 
Zugemburgs übernommen, aber er mahnt auch an eine andere, gemeinfam 
mit den übrigen Großmächten übernommene Garantie, nämlich die für die 
preußiſche Rheinprovinz zur Zeit des Wiener Congreßvertrags. Durch diefe 
Garantie, meint er, befite England einen mädtigen Einfluß, und würde es 
diejen im Bunde mit dem andern Saranten, mit Rußland, rechtzeitig geltend 
gemacht haben, der Krieg wäre möglicherweife verhindert worden, und es 
önnte, da dies nun einmal nicht geihehen, im Berein mit Rußland gelegener 
Zeit ſpäter gefhehen. Mit der bisher beobachteten Reutralitätspolitit der 
englifchen Regierung erflärt der Redner ſich einverflanden, doch genüge fie 
nicht in der jegigen Lage. England müfle eine bewaffnete Neutralität geltend 
maden, um im Stande zu fein, im geeigneten Moment mit Rußland, dem 
ebenfalls an der Wahrung jeiner Neutralität und an der Wiederberftellung 
des Friedens gelegen jei, jeinen Einfluß zur Geltung bringen zu Tönnen. 
Aus diefem Grund wäre e8 aber wünſchenswerth, dak Englands ger und 
Flotte fih in einem adhtunggebietenden Zuftande befänden, daß die Regierun 
dem Parlament darüber beruhigende Zuficherungen ertbeilen könne, und ba 
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fein Opfer geipart werde, um die Lage des Landes gegen alle Eventualitäten 
fiher zu ſtellen. Mit Bedauern mäfle er biebei — nicht dem eben erfi men- 
ernannten Minifter des Auswärtigen — aber dem Premier den Bormarf 
machen, daß er fi von ter Kriegserklärung überrafchen lie, und aus der 
lange zwifchen den beiden jeht im Kriege befindlichen Mächten notoriſch be⸗ 
ftandenen Spannung nicht die Üeberzeugung getvonnen habe, daß eine Ber» 
minterung der engliſchen Land» und Seemacht, wie fie von der gegenwärtigen 
Regierung aus Sparjamfeit vorgenommen worden, bödft unzeitig und unpe- 
litiſch geweſen. Ohne in lange Borwürfe deshalb einzugehen, will Reduer 
das Haus nur an die Zeit erinnern, wo eine nicht minder flarfe Regierung 
als die jehige durch bloße Unentichloffenheit den Krimkrieg zumege brachte. 
Um dem Land ein gleiches klägliches Schickſal zu erjparen, fei e8 unumgäng- 
lich notwendig, daß fie offen erfläre, ihren übernommenen XractatSperpflich 
tungen mit aller Kraft ehrlich nachkommen zu wollen, und daß fie bereit fei, 
für diefe im äußerften Gall entſchieden einzuftehen. Nur fo und burd vie 
hiezu geeigneten Vorfichtsmaßregeln werde es der Regierung möglid; ſein, 
dem Krieg einerjeits fern zu bleiben, und, im Berein mit andern befreundeten 
Mächten, denfelben im geeigneten Moment ein Ziel zu ſetzen. (Lauter Beifall 
begleitet die Rede.) Gladſtone gefteht, daß der Krieg ihn wirklich über⸗ 
raſcht babe, aber diefer Vorwurf treffe nit ihn allein, ſondern bie große 
Dehehei ter Melt. Gladſtone wirft hierauf einen Rüdblid auf die letzten 
Ereigniffe.e Nachdem die Bermittlungsverfuhe Englands geſcheitert, ſei der 
Megierung nichts übrig geblieben, als eine firenge und ehrlidde neutrale Hal⸗ 
tung anzunehmen, die He getreulich feſtzuhalten beabſichtige. Ken iM 
„bewaffnete Neutralität” dagegen eradhte er für unpaflend, weil damit Miß⸗ 
trauen in die Kriegfüührenden ausgebrüdt würde, und „geficderte Neutralität” 
erſcheine ihm als der paflendere Ausdruck, da er entiprechende Rüfungen nicht 
ausichließe. Die Hinweiſung Disraeli’s auf ein gemeinfames Zuſammengehen 
mit Rußland nimmt der Dremier bereitwillig an, aber er fei bereit, nit 
Bloß mit Rußland, fondern mit ſämmtlichen neutralen Mächten für die Wie 
derherfiellung des Friedens zu wirken. Die im Wiener Frieden abgegebene 
Barantie der preußifchen Rheinprovinzen fei mit der Auflöiung des deutichen 
Bundes und der vergrößerten Machtftellung Preußens erlofchen. Hätte Eng⸗ 
Iand die preußifche Regierung bedeutet, daß fie von wegen dieſer Garantie 
feinen Krieg anfangen dürfe, dann hätte England ſich nothwendig an dieſem 
Kriege betheiligen müflen. Den geheimen Tractatsentwurf betrachte die Re 
gierung als ein höchſt wichtiges Document, durch daB das allgemeine Ver⸗ 
trauen gewaltig erjählittert worden fei, und wofür denjenigen, die ihn verdffent⸗ 
lichten, viel Dank gebühre. In gerechter Würdigung diefer Cnthüllung, und 
was mit ihr zufammenhängt, habe die Renierung die erforderliden Maßregeln 
eingeleitet, und fei darauf bedacht, mit dem Beiſtand des Parlament: 
(Ruſtungkẽvoten) daß Erforterlicde für die Sicherficllung des Landes negen alle 
Eventualitäten zu thun. Auf diefem Punkt angelangt, weift Redner bie Bor: 
würfe Difraeli’s, daß die Negierung die Wehrkraft des Landes wiſſentlich be» 
einträcdhtigt habe, ausführlih und eindringlich zurüd, verfucht den Nachweis zu 
führen, daß Heer und Flotte feit dem Krimiriege nie flärker geweſen als jegt, 
und daß vermöge des bisherigen Sparſamkeitsſyſtemb Ergland die außgedehn- 
teten Mittel zur Erhöhung Teiner at ah beige. o möge denn das 
Haus der Erecutive vertrauen, welche Ihrerfeit# von der Schwere ihrer Ber 
antwortung volllommen durchdrungen fei. Was ſchließlich die Maßregeln 
betreffe, welche durch die Regierung jur Aufrechthaltung ftrengfter Neutralität 
etroffen worden ſeien, faſſe er diefelben in folgendem zuſammen: a) bereits 
el eine Bill vorgelegt, melde der Regierung ermöglichen fol, den Ban und 
die Uusrüftung von Srieguichiffen für die Reiegfährenden Träftiger gu verhin⸗ 
dern, als F bioher jefattet geweien; ) an die Piloten in England und 
Helgoland ſei die Weiſung ergangen, daß ihre Dienfte auf die Saiffoßrt 
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nad und aus engliidhen Häfen und auf drei Meilen von der englischen Küfte 
und ſchließlich für ſolche Schiffe befchränft bleiben müffe, die nicht in Triegeri» 
fhen Operationen begrifien find; c) in Bezug auf KKohlenlicferungen ſei 
jämmtlicden Zollamts⸗ und andern Beamten der Befehl crtheilt worden, fie 
forgfältig im Auge zu behalten, vornehmlich wenn Verdachtsgrunde vorliegen, 
daß fie für Kriegsichiffe keftimmt feien, in welchem Falle fie — als in die 
Kategorie von feindlichen Borrathsichifien gehörend — ten bezüglichen ftraf- 
gejeglichen Beſtimmungen anbeimfallen würden; d) in Bezug auf die Pferdes 
ausfuhr jeicn ter Regierung bisher bloß gerlichtweile Antcutungen zugekom⸗ 
men, doch habe fie bereit3 Anftalten getroffen, um ſich über diefe Gewißheit 
zu verſchaffen; ſchließlich e) ſei einer engliſchen Compagnie, welcher die Legung 
eines Kabels zwiſchen Dünkirchen und einem nörbliden Punkte — wefern er 
nicht irre, auf däniſchem Gebiet — angeboten werden, ven Eeiien der Regie 
rung die Mahnung zugegangen, daß dadurd unter den gegenwärtigen Ber- 
hältnifien fie fih eines Neutralitätsbrucdes ſchuldig maden würde In diefen 
Bällen, jewie in allen ähnlichen vortemmenden, werde dic Regierung bemüht 
fein, den Unforderungen einer firengen Neutralität auf das Gewiſſenhafteſte 
Rechnung zu tragen. (Käufiger Zuruf inmitten der Rede und Beifall am 
Schluſſe) Im Gegenſatze zu den Behauptungen Gladſtone's und des Kriegs⸗ 
minifter8 behaupten mehrere Redner, daR die Wehrkräfte des Landes aus 
Sparſamkeitsrückſichten vielfach beeinträchtigt morden feien, und daß daB vor⸗ 
zeitige Schließen der Kriegsmwerfte von Woolwich fi jetzt ſchon räde, Os⸗ 
borne beflagt es bitter, daß der Premier in feiner Zurückhaltung das Ueber» 
menſchlichfte —— zumal er über Englands Verpflichtung und Willen, die 
Neutralität Belgiens zu vertbeidigen, auch nicht ein Wörtchen verloren habe. 
Er jeinerjeits billige den Auſsdruck Lisraeli’s „bewaffnete Neutralität" voll⸗ 
Rändig, denn feinem Dafürhalten nach ſei Fein Engländer fo zartfühlend, um 
mit denjenigen Eympathien gu fühlen, welche — wie eben bewielen — mit 
den beiligften Berpfliätungen ein Iofes Spiel treiben. Es wäre ja möglich, 
daß die beiden Kriegführenden ſich doch noch auf Koſten Belgiens mit einander 
verfändigten. England thäte deshalb beſſer, vor dem Begriff „bewaffnete 
Neutralität" nicht zurückzuſcheuen, bei Rußland und Oeſterreich anzufragen: ob 
auch fie bereit wären, ihre Pflichten als Garanten getreulih zu erfüllen und 
mit der Erklärung kühn vor die Welt zu treien: daß mir, von den beiden 
Genannten unterftüßt, eine Verlegung des TractatS von 1831 als casus belli 
betraddten würden. Damit würde mehr gethan fein, als mit der bloßen Re⸗ 
ferve der Regierung, und flatt ſolche in ihren Reden zu beobachten, wäre es 
zwedmäßiger, die militärische Neferve in vollen Stand zu ſetzen. Bailie 
Cochrane: wenn die Neutralität Belgiens verlegt würde, jo ft daß ein casus- 
belli. Sir H. Hoare proteftirt gegen die bisher geführte Tebatte als eine 
eimieitige, Da in ihr nichts al8 Argmohn genen Frantreih und Verdammung 
der franzöfiiden Regierung enthalten ſei. General Herbert zieht gegen die 
Regierung megen ter biäherigen Armeereductionen los, während Fawcett 
und S. Beaumont ſich denen anfchließen, meldhe e8 dem Premier zum Vor⸗ 
wurf machten, daß er Über die Wahrung der belgiſchen Neutralität fi nicht 
beſtimmt — habe. Auch Sir Henry Bulwer greift die Regierung 
an, daß ſie nicht ſeit lange das Gefährliche der Lage aus der allbekannten 
Spannung zwiſchen Paris und Berlin erkannt habe, Ten geheimen Vertrags« 
entwurf mißt er der abenteuerlichen Diplomatie Benedetti's bei Weiten mehr 
als dem Kaifer Napoleon bei, der ihn ſchwerlich genehmigt habe. Gleichzeitig 
aber bemerkt der Mebner: daß er felber Kenntniß babe von einem ganz glei⸗ 
chen Anerbieten, welches Frankreich an Preußen geftellt habe, noch hevor die 
inte troden geweſen fel, mit welcher der Tractat von 181 gezeichnet wor» 
den, Fur England gebe ch nur einen ehrenhaften Wen, den nämlid, ehrliche 
Alllanzen zu Juchen, und mit Hilfe diefer zu erllären, daß es entichloffen jel, 
feine Tractatsverpflihtungen nüthigenfallis mit Waffengewalt gu erfüllen, Auf 
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alle die hier angeführten Ungriffe antworten im Namen der Regierung: da 
Marineminifter, indem er fatiftiihe Data Über den ausßgezeichnneien Bean) 
der Flotte, der Magazine, Werften und Referven gibt; der Sriegäminiktr, 
indem er gleihe Ausweiſe betreif8 des Landheers vorlegt, und der Premiz. 
indem er erflärt, daß die in feiner Rede enthaltenen Aeußerungen wahrliä 
genugfam andeuten, daß die Regierung ihrer Berpfliätungen gegen Belgin 
eingeden? jei, wenn er fi über dieſen Punkt aud nit mit befkimmieren 
Morten ausgebrüdt babe. Damit flieht die Biscufiion, welcher fez 
beftunmter Antrag zu Grunde lag. Die Foreign Enlistment Bill und dx 
un ſchneller Einberufung des Parlaments gelangen hierauf zur wer 
en Leſung. 

Die öffentlihe Meinung in England und Schottland, und zwar 
diejenige ber Tories nicht minder, als bie ber verſchiedenen Rüancen 
ber liberalen Partei, fteht entihieden auf Seite Deutſchlands gegen 
Frankreich, während die Regierung es in jeder Weile vermeibet, id 
darüber auszufprehen unb überhaupt eine beftlimmte Stellung cin: 
zunehmen, namentlid; Frankreich zu nahe zu treten. In Irland 
nimmt dagegen bie öffentlihe Meinung aufs entſchiedenſte und lau 


tefte Partei für Frankreich; nur die Drangiften fielen fi eben- 


barum auf bie Eeite Deutſchlands. 


aus ben Berathungen beider Häuſer bes Parlaments hervorgegan 
gen iſt. 
„ Unterhaus: Gladſtone erklärt: 


Der ruffiihe Botſchafter Hr. v. Brunnow ſchlug am 13. Yuli mir per | 


fönli vor, die Großmächte jollten den NRüdtritt des Prinzen von Hohen 
zollern dur ein Protololl als genügend erllären. Damals ſchien mir jedch 
der Rüdtritt des Prinzen von Hohenzollern eo ipso genügend. ffiud 
flellte Sr. v. Brunnow den Antrag erft am 16. Juli, folglich zu ſpät. Heu 
würden combinirte Friedensverſuche die Kriegführenden blos erbittern. 


„ Das Unterhaus nimmt bie Volksunterrichtsbill ſchließlich an. 


Fortſetzung ber Debatte über bie amendirte Foreign Enlistment Bil: 


Lowther drückt feine VBerwunderung aus, daß fie fih bloß auf Ber- 


ſchärfung der beftehenven Borfchriften gegen den Bau und die Ausrüflung | 


von Schiffen für SKriegführende beſchränke, während gleichzeitig feine Vorkeh⸗ 
rungen gegen Lieferungen von Waffen und Schiekbedarf getroffen ſeien. Scho 
berriche deshalb große Bereiztheit gegen England, und er erinnere das Haus 
an die Thatiacde, daß der Norden Amerila's, der wegen einiger dem Süden 
zugeführten Fahrzeuge gewaltige Klage erhob, fi jelber fortwährend mi: 
Schießbedarf aus England verjah. Allerdings ſei es leichter, Die Wbfahr: 


eines Schiffes, als die Ausfuhr eines Pulverfaſſes oder einer Gewehrlanun 


zu verhindern, doch jei e3 möglich, gegen größere Verſchiffungen derartiger 
Kriegsartifel einzufchreiten. Man bevenle doc, was ein Kriegführender em 
pfinden muſſe, der da jehe, daß fein Gegner Zutritt zu dem engliſchen Martte 
babe, von dem er ſelbſt ausgeſchloſſen ſei. Diejer Einjeitigfeit zu begegnen, je 
eine Wenderung der beitchenden Statuten geboten, in der Weile, daß Water 
und Kriensbedart in diejelbe Kategorie mit Schiffen gelegt werben ſollen. Ter 
Atorney-Beneral bemerkt dagegen, daß eine Ueberwachung aller Rail: 
und Munitionsfabrifen nicht leicht möglich wäre, daß dazu ein ganz anderıs 
Polizeilgftem gehören würde, als England befige, und daß bie amerilanilde 
Regierung eine ähnliche Zumuthung früher aus demjelben Grund abgelcht 
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habe. Im Krimkrieg habe Rukland Waffen von Belgien und Holland, und 
im amerilanijhen Kriege hätten Rord- und Südſtaaten Schießbedarf aus 
England bezogen. Lobenswerth jei ein folder Kandel allerdings nicht, doch 
tönne die Regierung die Berantwortlichleit, ihn zu unterbräden, nicht gut auf 
fih nehmen. Bei der Abſtimmung wird Lowthers Zujfagantrag 
mit 90 gegen 29 Stimmen abgelehnt. 


8. Aug. Die Regierung madt beiden Häufern bes Parlaments Mit: 


tbeilung von ihren Maßregeln für die Eicyerung Belgiens. 

Dberhaus: Lord Oranville: Der engliihen Regierung flanden meh⸗ 
tere Wege offen. Sie konnte entweder erllären, daß fie fich zur Vertheibigung 
Belgiens nit berufen fühle, — dies wäre der würdelofe und unehrenhafte 
geweſen — oder fie konnte den Kriegführenden eine Mahnung an den Vertrag 
von 1839 zujenden — das wäre ein beleidigender geweien — oder fie Eonnte 
zeigen, daß England an feinen Verpflichtungen gegen Belgien feſthalte, ohne 
eine ifolirte Etelung einnehmen zu wollen. Dieſen dritten Weg hat die Re- 
gierung eingeſchlagen. Am 30. Juli richtete ich an die Regierungen von 
Frankreich und Preußen befondere, aber gleichlautende Bertragsvorichläge. In 
ben betreffenden identischen Noten bob ich hervor, daß Ihrer Maj. Regierung 
die Berficherung der franzdfifchen (reſp. preußiihen) Regierung, daß fie die 
Neutralität Belgiens achten tolle, mit lebhafter Befriedigung entgegengenom⸗ 
men babe; daß beide Regierungen ihre Achtung der belgiſchen Neutralität 
aber ausdrüdlih an die Bedingung gefnüpft hätten, daß fie auch von des 
Gegners Seite unverleit bleibe, und daß, nad) dem Dafürhalten der britti⸗ 
hen Begierung, die ertheilten Zuſicherungen dadurch der gewünſchten Voll⸗ 
Rändigteit entbehrten. Wir ſchlugen deshalb hiemit vor, einen bejondern Vers 
trag abzuſchließen. Bon dieſem Vorſchlage wurden Oefterreih und Rußland 
gleichzeitig in Kenntniß gejett. Ihre telegraphifchen Erwiderungen lauten 
befriedigend. Was Frankreich betrifft, nahm e3 das Princip des vorgelchla» 
genen neuen Vertrages an, wünfchte aber einige unmejentliche Aenderungen in 
deffen Formulirung, damit jedes erdenkliche Mikverftändniß vermieden werde. 
Ta Ihrer Majeftät Regierung dieje nicht gut zugefichen fonnte, um beide Ver⸗ 
träge nleihlautend zu halten und zeitraubendes Gorreipondiren zu vermeiden, 
begnügte fie fi, der franzöfiichen Regierung die erforverlihen Erklärungen 
über die von ihr als nicht deutlih genug formulirten Etcllen des Vertrags» 
entwurfes zu geben, und wir haben Grund zu glauben, daß wir damit alle 
Bedenken der franzöfijchen Regierung bejeitigt haben und auf ihre Zuftimmung 
rechnen dürfen. Bon Ecite Preußens zeinte mir Graf Bernflorff am 5. Aug. 
an, daß er vom Grafen Bismard die Mittheilung erhielt, daß er von Lord 
Loftus noch feinen Vorſchlag empfangen habe, dak er aber an jeder, für die 
Sicherſtellung Belgiens vorgeſchlagenen Maßregel ſich betheiligen werde. Spä- 
ter am felben Tage telegraphirte Graf Bismard, daß er nun auch den Ber« 
tragsentwurf in Händen habe und den Grafen Bernftorff zur Zeichnung bes 
Bertrags ermächtige. Tie Punkle des Vertrages find: Sämmtliche Verpflich⸗ 
tungen des Bertrageß von 18:39 bleiben reſervirt. Wenn die Heere eines der 
Kriegführenden Theile die Neutralität Belgiens verlehen follten, wirb Groß» 
brittannien mit dem andern cooperiren, um jene Neutralität zu vertheidigen, 
verpfliäätet fi aber nicht, an den allgemeinen Operationen des gegenwärtigen 
Krieges theilzunehmen. ine entfprechende Gooperation wird von der andern 
Macht, die diefem Vertrage beitritt, vertragsmäßig zunelagt. Dieſer Vertrag 
bleibt in Kraft ein Jahr lang nad der Natification des Friedensſchluſſes zwi⸗ 
hen den beiden jetzt friegführenden Mächten. Der Herzog von Richmond, 
als Führer der Cppofition, drüdt feine Xefriedigung mit der Politik der 
Regierung aus. 

Im Unterbaufe madt Gladſtone diejfelben Mittheilungen über den 
Bertragsentwurf, wie Granville im Oberhaufe. Sie werben mit lauten Beifall 
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aufgenommen, ganz beionders die Stelle, in der Gladſtone mitiheilt, daR ter 
König von Preußen den Vorſchlag jofort genehmigt habe. Disraeli mil 
fih (wie fein Eollege, der Herzog von Richmond im Oberhauſe) eine eingehente 
Beurtheilung des BVertragsentwurfs zwar auf ſpäter vorbehalten, drückt aber 
jeine Bedenken aus über die Klugheit, einen neuen Vertrag auf den alten zu 
pfropfen. Ebenſo zweifelhaft erſcheint e8 ihm, ob die eventuelle Kooperation 
Englands fi auf die Vertheidigung Belgiens werde beſchränken laſſen. Trog- 
tem erllärt er feine volle Befriedigung mit der „weilen und entiloflenen“ 
Politik der Regierung, die da beiweile, daß England als Welt» und Eremadıt 
auch feinen Theil nehme an der Politit des Übrigen Europa und, wie mit 
anders als billig fei, dafür Sorge tragen wolle, daß die Küfte von Oftente 
bi8 zur Nordſee fi im Befite von Mächten befinde, von deren Ergeiz Eng 
land und Europa nichts zu fürdten hätten. 


11. Aug. Schluß der Parlamentsfeflion. Thronrede ber Königin: 


„... Mit Kummer und Schmerz habe ich wegen häuslicher Gründe ſe⸗ 
wohl, al8 um des Gemeinwejens willen, den eben erfolgten Ausbruch des 
Krieges zwilchen zwei mädtigen Nationen mitangejehen, die beide mit Eng 
land verbündet find. eine beften Bemühungen find angewendet worden, dir 
je8 große Unglüd abzuwenden. Ich werde fortan meine flete und forgfältige 
Aufmerkſamkeit auf die Erfüllung der Pflichten, wie auf die Aufrechterhaltung 
der Mechte der Neutralität richten. Ich Habe bereitwillig dem dur Ihre 
Meisheit vollendeten Vorſchlage die Macht der Regierung nicht nur für die 
Erfüllung der internationalen Pflichten, Jondern auch zur Verhinderung von 
Handlungen, welde zu Kriegszeiten den Intereſſen des Landes nadhtheilig fein 
Könnten, zu erweitern, meine Zuftimmung ertheilt. Ich werde jeden geeigneten 
Verſuch machen, der Wirkung von Urſachen, die etwa zur Erweiterung des 
Schauplatzes des heutigen Gonflittes führen Tönnten, Einhalt zu thun, und 
falls mir Gelegenheit geboten, zur Herftellung eines baldigen und ehrenvolln 
Triedens beizutragen. ch Habe den beiden Triegführenden Mächten in der 
Form identifche Verträge vorgelegt, um Belgien größere Sicherheit gegen bie 
Zufälle eines an feinen Grenzen geführten Krieges zu geben. Dieſer Vertrag 
it vom Grafen Bernftorff für den norddeutſchen Bund gezeichnet worden und 
der franzoſiſche Botſchafter hat angezeigt, daß er die Ermächtigung habe, das 
entiprehende Document zu unterzeichnen, fobald jeine Vollmacht hiezu eintrifft. 
Andere Mächte, welche bei dem Bertrag von 1239 betheiligt waren, find ein- 
geladen worden, falls fie es für angemeilen erachten follten, diejer Verpflichtung 
beizutreten... . Hinfichtlih der Geſetzgebung auf heimiſchem Gebiete darf ich 
Sie ſchicklicherweiſe zum Schluſſe einer Seſſion beglüdwüniden, welche durd 
eine emſige Betreibung von Arbeiten von der höchſten Wichtigkeit für die Ra- 
tion ausgezeichnet war. Die proviſoriſche Acte behufs Unterdrüdung der agra⸗ 
riſchen Verbrechen und Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung in Irland hat 
bis zum gegenwärtigen Augenblide den Zwecken, welde man dabei im Auge 
hatte, entſprochen. Bon der Acte, welche daB Pachtverhältniß und den Grund 
befig in Irland ordnet, erwarte ich die allmählige Begründung von harmoni⸗ 
ſchen Wechfelbeziehungen zwiſchen Butsbefigern und Pädtern und die Herftel- 
lung des allgemeinen Vertrauens in die Beftimmungen und die Handhabung 
deß Gefehes, wie in die gerechten und wohlmollenden Abfihten der Legislatur. 
Nah den Unftrengungen, welde in Saden von allerhöchſter —— ge⸗ 
macht worden find, aus dem Geſetzbuch alles, was etwa unbillig für hp 
fcheinen könnte, zu entfernen, pofe ih, wird die Erfüllung der erſten Pflicht 
meiner Regierung, nämlich die Yürforge für die Sicherheit von Leben und 
Eigenthum, leichter werden, und ich werde mit Vertrauen auf die treue Ge 
frrnung und giebe meiner Unterthanen rechnen. Ich habe mit Vergnügen mit 
hnen zufammen das wichtige Beleg Über das Bollsihulmelen burdgebradt. 
3% ſehe in demfelben eine neue Garantie für das fittlihe und geſellſchaftlich 
Wohl der Nation, für ihr Gluck und ihre Mad... .* 
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1. Sept. Der norbbeutihe Bundesgefandte Graf Bernitorff ftellt in 


15. 


einem einläßlihen Memorandum bie lauten Klagen Deutſchlands 
über die fortgefeßte Ausfuhr von Waffen, Munition, Sohlen unb 
anderem Sriegsmaterial aus England nad Frankreich troß ber pro: 
clamirten Neutralität zujammen. 


„ Lord Granville ſucht in feiner Antwort auf das deutſche Me: 
morandum vom 1. September bie Beſchwerden Deutichlands über 
die Handhabung ber engliihen Neutralität möglihft zu entlräften, 
obne indeß auf die Öffentlihe Meinung in Deutichland ben yering: 
ften Eindrud zu machen. 

» Tie Etimmung in Irland ift feit den Creigniffen auf dem 
Kriegsſchauplatze, namentlich feit Seban, eine ganz ruhige getvorben, 
Dagegen beginnt in England bie Stimmung, bie Anfangs entjchieben 
eine Deutſchland und feiner Sache geneigte war, zu Gunſten Trank: 
reihe umzufhlagen. Die Waffen: und Munitionsfendbungen nad 
Frankreich nehmen gleichzeitig ganz gewaltige Dimenſionen an. 


13. Oct. Prinzeß Luiſe verlobt fi mit dem Sohne bes Herzogs von 


31. 


Argyll, einem einfachen Nobleman und Unterthban der Königin. 


„ Die Hanbelsfammer von Mancheſter conftatirt den Aufſchwung 
des engliſchen Handels trot bes Krieges. In den Waffenfabrifen 
berricht die angeſtrengteſte Thätigfeit, um Frankreich für feine neu 
aufzuftellenden Armeen mit Waffen und allem nur möglichen 
Kriegsmaterial zu verjeben. 


10. Nov. Lorb Granville weilt in einer Depefhe nah St. Petersburg 


bie Erklärung ber ruſſiſchen Depefhe vom 31. October (j. Ruß: 
and) in diefer Yorm nachdrücklich zurüd, ohne indeß in ber Sache 
jelbft den Wünſchen Rußlands abjolut entgegentreten zu wollen: 


. Die Trage if lediglich: in weſſen Hand liegt die Macht, einen oder 
mehrere der Contrahenten von allen oder von einer dieſer Abmachungen zu 
entbinden? Es wurde bisher ſtets angenommen, daß dieſes Recht einzig und 
allein den Regierungen zuftehe, welche Kontrahenten des Vertrages find. Die 
Depeichen des Fürſten Gortihafoff gehen von der Annahme aus, daB irgend 
eine der bei dem Bertrage betbeiligten Mächte erklären könne, eß ſeien Um⸗ 
ſtände eingetreten, welche nach ihrer Meinung mit den Beſtimmungen der 
Verträge unvereinbar ſind; und daß ſie, obgleich dieſe Anſicht von den Mit⸗ 
unterzeichnern weder getheilt noch gebilligt wird, doch berechtigt fei, nicht etwa 
die Regierungen zur Inbetrachtnahme der Sade aufzufordern, fondern einfach 
ihre Losjagung von den von ihr mißbilligten Beftimmungen anzuzeigen. Es 
iſt jedoch ganz augenſcheinlich, daß die Wirkung einer ſolchen Doktrin und 
eines jeden mit oder ohne Eingeſtändniß auf dieſelbe geſtützten Verfahrens 
keine andere ſein kann, als daß die ganze Autorität und Wirkſamkeit von 
Verträgen in die dicretionäre Gewalt eines jeden Unterzeicänerd gelegt ſei; 
das Ergebniß würde die Vernichtung aller Verträge in ihrem Weſen ſein. 
Aus den erwähnten Gründen tft e8 Ihrer Maj. Negierung unmöglich, ihrer. 
ſeits dem vom Fürſten Gortichaloff eingeſchlagenen Verfahren zuzuſtimmen. 
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Wenn anftatt einer ſolchen Erklärung das ruffiihe Gabinet J. M. Negierun; 
und den andern Gontrahenten des Bertrages von 1856 ven WBunid unters 
breitet hätte, in Betracht zu ziehen, ob irgend eine Verlegung des Bertrages 
ftattgefunden bat, oder ob durch veränderte Berhältnifie Rußland im irgerd 
einer Weiſe benachtheiligt ift, oder ob irgend eine Beſtimmung Heute zum 
vollftändigen Schuge der Türfei nicht mehr nöthig ericheint, jo würde I. M. 
Regierung gewiß nicht verweigert haben, die Frage gemeinjchaftlich mit den 
Unterzeichnern des Bertrages zu prüfen. Welches aud das Nefultat folder 
Mittheilungen geiveien wäre, die Gefahr künftiger Berwidlungen und eim ſehr 
gefährliches Präücedens in Bezug auf die Giltigkeit internationaler Berpflig- 
tungen wäre hiedurch vermieden worden.” 

Mitte Nov. Odo Ruffel wird als diplomatijcher Agent ins Hauptquartier 
bed Königs von Preußen, Verſailles, geſandt. 

26. „ Der norbdeutiche Bundeskanzler Graf Zismard ſchlägt vermit⸗ 
telnd Rußland und den übrigen Pariſer Vertragsmächten vor, bie 
von erjterem angeregte Pontusfrage in einer Gonferenz zu London 
zu erwägen. Diefelben geben jämmtlih auf ben Vorſchlag ein. 

— „ Dablen für bie buch bas neue Volksunterrichtsgeſetz angecrb: 
neten Localſchulcommiſſionen. Für London bilden dieſelben ein Te: 
nes Echulparlament. 


19. Dec. Die no in Haft befindlichen Fenier werben amneftirt, aber 
verbannt. Geit Seban ijt e8 in Irland ganz ftille geworkin. 

20. „. Der bisherige Hanbelsminifter Bright tritt befinitiv aus dem 
Minifterium und, wie es jcheint, überhaupt aus dem öfientlicen 
‚Leben zurüd, 

Ende „ Der Umfhlag ber äffentliden Meinung gegen Deutihland und 
für Frankreich ift ein vollftändiger. Die Armeereorganijationsfrage 
ift mehr und mehr in ben Vordergrund getreten. Das Minifterium 
Gladſtone kann fi der allgemeinen Strömung nicht entziehen unt 
trangigirt dießfalls bereits. 


AU ge 11] 
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2. Ian. Enblih ift das neue Miniſterium Olivier definitiv gebildet 


4. 


5. 


7. 


und der Kaiſer unterzeichnet die betreffenden Decrete. Daſſelbe iſt 
folgendermaßen zuſammengeſetzt: 

Ollivier (Deputirter) zum Miniſter der Juſtiz und des Cultus; Graf Daru 
(Dep.) für Auswärtiges; Chevandier de Baldrome (Dep.) Inneres; Buffet 
(Dep.) Finanzen; Leboeuf (Senator) Krieg; Rigault de Genouilly — 
Marine; Segris (Dep.) Unterricht; Talhouet (Dep.) Arbeiten; Louvet (Dep. 
Ackerbau und Handel; Marſchall Vaillant (Senator) kaiſerl. Haus; Maurice 
Richard (Dep.) ſchöne Künſte. Parieu iſt zum Präfidenten des Staatsraths 
ernannt. Das neue Cabinet hat gegen das angebliche, deſſen Zuſammenſetzung 
der „Conſi.“ meldete, eine entſchieden liberalere Fäärbung. Es gehören dem⸗ 
jelben 8 Deputirte und 3 Senatoren an. Aus dem vorgeſchrittenen linken 
Gentrum find Daru, Buffet und Segris, denen die Mitglieder des rechten 
Gentrums, welche auf der erſten Lifte figurirten, Baudin und Bourbeau und 
der ehemalige Finanzminiſter Magne weichen mußten; für Richard, der das 
Bortefeuille der Bffentlihen Arbeiten an den bedeutenderen Marquis de Tals 
bonet aus dem rechten Centrum überlaffen mußte, ſchuf man wieder das Portes 
feuille der ſchdnen Fünfte, das man von dem des Minifteriums des laiſerl. 
Sanies abtrennte.e Die vom „Eonft.” gemeldete erfte Eombination war vom 

aiſer Ihon genehmigt, al$ man an deren Lebensfähigkeit zweifelte, weil fie 
nicht Koryphäen genug enthielt und eine zu ſchwache Partei (die Rechte, aber 
nicht aud das gejammte sehe Gentrum) vertrat und hinter fi hatte. So» 
fort begann Olivier neue Verhandlungen mit dem Linken Eentrum, die dies⸗ 
mal glüdlih waren. Die Herren Daru, Buffet zc. nahmen an, in daB Mi⸗ 
nifterium zu treten, wenn fein Mitglied des alten, außer den Miniftern des 
kaiſerl. Haufes, des Kriegs und der Marine, in daß neue Cabinet trete, und 
wenn fie ſämmtlich Portefeuilles, d. h. das Uebergewicht im Gabinet erhielten. 


"„ Dem Staatsraths-Präfidenten Parieu wird nachträglich auch noch 


ber Minifterrang ertheilt. 

„ Der Präfect von Paris, Baron Haußmann, wirb feiner Stelle 
durch Beſchluß bes Minifterrathes fürmlih „enthoben”, ba er fi 
weigert, unter einer anderen, milberen Form zurüdzutreten. 


„ Senat: Graf Daru bezeichnet kurz das Programm bes neuen 
Minifteriums: „Wir find ehrliche Leute; wir werben alle unjere 
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Verſprechen halten”, und erklärt fich bereit, allen unb jeben Sn: 


pellationen Rebe zu ftehen. 


8. Jan. Die Rechte bes geſetzgeb. Körpers beſchließt in einer Par:i 


9. 


11. 


verfammlung bei Baron David, dem Minijterium nicht von vera 
herein feinblidy entgegenzutreten, ſondern baffelbe vielmehr wo mis: 
ih zu unterſtützen. 
„ Die Regierung ſucht den Anforderungen ber mächtigen Part 
ber Schutzzöllner menigftens theilweije geredyt zu werben unb kicier 
Agitation die Epibe abzubredden, indem fie durch Decret bie blei 
zeitweilige Zulaffung von Eifen und von Baumwellgeweben antik 

Ceit 1851 werden an biefem Tage bie ausmärtigen Journale 
zum eriten Mal ohne Cenſur ausgegeben. Gleichzeitig wirb ter 
inlänbiihen Blättern ohne Ausnahme das Recht des öffentliche 
Verkaufes geftattet. 
»  Gefeßgeb. Körper: Olivier entwidelt das Programm bes neurs 
Minifteriums: 

„Die Kammer weiß, daß während ihrer Abweſenheit ein Gabinet gebilxt 
worden ift. Dieſes Cabinet erachtet es für feine Pflicht, dem geſetzgebende 
Körper die Gründe feiner Entftehung und die Politik, welde es zu verfolgen 
gedenkt, auseinanderzuſetzen. Die Wiederkehr des parlamentariichen Regimes 
mußte natürlich neue Männer an's Ruder bringen. Dieſe Männer, welde 
heute vor Ihnen ftchen, werden im Beſitze der Regierung diejelben bleiben, tz 
fie in der Oppofition gewejen find; fie werben eine liberale, ebenjo ihren Prir 
cipien als den Wünfchen des Landes entiprecdende Politik befolgen. Linker 
Abfichten find Ihnen befannt; fie find in unſerm gemeinſchaftlichen Programm 
Har niedergelegt, und wir haben den feiten Willen, fie zur Durdführung zu 
bringen. Für unfer Werk haben wir zunächſt das ganze Vertrauen des Sor 
veräns nöthig; er bat e8 uns mit einer Großherzigleit gegeben, für welche dx 
Geſchichte ihm dankbar fein wird. (Beifall.) Wir bedürfen ferner des ganze 
Vertrauens der Mehrheit, und wir bitten fie um daſſelbe. In der täglıkes 
Praxis werden wir die größten Rüdjichten für jedermann haben, cbenfo für 
die Mehrheit, welche uns folgt und ftügt, wie für die Oppofition, derm Kri⸗ 
titen uns nicht minder nothivendig fein werden, als der Beiſtand uniern 
Freunde. Ja, wir wollen einer Bolitit der Berjöhnung und der Beſchwiqh 
tigung huldigen, und an uns ſoll e& nicht Liegen, daß nicht alle ſchlechten Ler 
denihaften und kränkenden Erinnerungen der Vergeſſenheit anheimfallen. Us 
dem Tage, an welchem irgendwelche Gruppe diefer Berfamnilung in dieſen 
Rande die Mehrheit erlangt, werden wir in Ihre Hände, in welden Bänken 
fie auch fitzen möge, die ſchwere Verantwortligkeit, die Geichäfte des Landeß zu 
leiten, niederlegen. (Sehr gut!) Wir rufen aljo den guten Willen Aller ax: 
unfer Ziel ift die Verföhnung, die Beſchwichtigung; in allen Momenten wmie 
re8 minifteriellen Daſeins werden wir uns durch unjere Handlungen und umkr 
Betragen beftreben, eine gemeinfame Strömung von Freiheit, Aufrichtigkeit 
und Ehrlichkeit herzuftellen, damit fie die Vorwürfe, die bittern Erinnerungen, 
den Hab und die fchledhten Leidenſchaften hinwegreiße. Auf dieje Weiſe können 
wir alle zufammen das Herrlicfte Werk, welches von politiſchen Männern ger 
ſchaffen werden kann, mwieberheritellen; wir Tönnen das nie erreichte Ideal aller 
großen Geifter verwirklichen: die dauerhafte Gründung einer nationalen Re 
gierung, die fih mit Teltigkeit, wie mit Geſchmeidigkeit, den wechſelnden Be 
dürfnifien der Dinge und den fteligen Umwandlungen der Ideen anpafie, dir, 
indem fie das Wuffteigen der neuen Generationen begünftigt und deren Hch 
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nunten, Wunſche und geiſtigen Fahigkeiten in ſich aufnimmt, die Geſchicke un⸗ 
jerer großen franzöſiſchen Demokratie ſichere, und den Fortſchritt ohne Gewalt⸗ 
thatigleit und die Freiheit ohne Umſturz zum Siege führe.“ 

Die Rede des Hauptes der neuen Regierung erſcheint ziemlich 
farblos und findet nur mäßigen Beifall; bie Linke ſetzt ihr eine 
eifige Kälte entgegen. Eine nterpellation an den SKriegsminifter 
führt auch ſofort zu einer Erklärung berjelben über ihre Stellung 
gegenüber dem Gabinet Olivier. 


Gambetta beſchwert fi über die Antwort des Kriegsminiſters: Wenn 
man hier eine Gefehesverlegung von Seite der Gewalt zur Sprade bringe, 
To heiße es gleid, man arbeite auf eine Emeute hin. Ollivier ſucht ver 
mittelnd einzutreten. Das Minifterium achte die Männer der Linken zu fehr, 
als daß es fie der Aufreizung beſchuldigen könnte; ex ſei von ihnen nur durch 
Fragen des Maßes und der Zwedmäßigkeit geſchieden. Was aber die Armee 
betreffe, fo jei fie gerade nur unter der Bedingung, daß die Disciplin in ihr 
ftreng aufrecht erhalten werde, eine Bürgſchaft der Bffentlichen Ordnung. 
® ambetta: Rein, zwiſchen uns und Ihnen liegen nicht Opportunitätsfragen, 
fondern ein Princip, und auf unfern Beifland dürfen Sie in keinem Falle 
rechnen. Das allgemeine Stimmredt ift mit der von Ihnen vertretenen Re⸗ 
gierungsform fchlechterdingS unvereinbar. Darliber die öffentliche Meinung 
von diefer Tribüne aus aufzuklären, ift unjere Aufgabe. Dllivier: Sie be 
finden fih in einem unlösbaren Widerſpruch. Das allgemeine Stimmrecht, 
auf welches Sie fi berufen, hat die gegenwärtige Regierung frei begründet; 
das muß ich jelbft erklären, der ich damals in der Minderheit war. (Unruhe 
lints.) Wenn ich davon nicht überzeugt geweien wäre, fo hätte ich nicht den 
Eid geleiftet und auch Fein Minifterium angenommen. Bambetta: Die 
Sprüche des allgemeinen Stimmrechts find nicht unmwanbelbar. (Lärm.) Favre 
proteftirt dagegen, daß ein Minifterium, welches ſelbſt mit Hilfe eineß Ver⸗ 
faßungsbruds, nämlich einer die Örundlagen der Verfaſſung erſchütternden 
Sinterpellation an daS Ruder gelommen jet, jeßt die Verfaſſung als ein uns 
antaftbares Palladium binftellen wolle. Das allgemeine Stimmrecht und der 
Nationalwille ſtünden über jedem gefchriebenen Wort, und würden zuletzt auch 
ohne Aufruhr und Gewaltthätigleit Recht behalten. 


). Jan. Fataler Zwiſchenfall für bie neue Regierung. Der Brinz Peter 
Bonaparte töbtet einen ber Rebacteure ber „Marſeillaiſe“ Rochefort's, 
Victor Noir, ber ihn bebufs der Herausforderung zu einem Duell 
in jeiner Wohnung aufgeiucht hatte. Der Vorfall ruft eine un: 
geheure Aufregung hervor. Wer Prinz wirb dem Staatsgerichtshof 
überwiefen. 

l. „ Die Anıtszeitung veröffentlicht einen Bericht Ollivier's an ben 
Kaifer, nah welchem die Rückkehr Lebru Rollin’s nah Frankreich 
geftattet werben fol. Der Kaiſer hat den Bericht gebilligt. 

» m Rocefort ergreift die Gelegenheit ber Tödtung Victor Noir’s 
burd ben Prinzen Peter Bonaparte zu einem Artikel von Außerfter 
Heitigkeit gegen bie ganze Familie Bonaparte in feiner „Marſeillaiſe“. 
Die Regierung läßt das Blatt confisciren und verlangt vom gefeßgeb,. 
Körper feine Einwilligung zur geridtlihen Verfolgung Rochefort's. 

Gefeßgeb. Körper: Rochefort bringt felbit die Affaire Peter Bona⸗ 
parte-Victor Noir zur Eprade nnd ruft aus: 
22 
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. „Das franzöfifäe Bolt verlangt Gerechtigleit Man fragt Rd, dr: | 
unter den Borgia’s leben.” Er wird in Folge dieſer Wenkerung zul» 
nung gerufen. Ollivier erllärt: „Der Imculpat wird von: höchſten Ger: 
bof gerichtet werden. Den Aufreizungen gegenüber werden wir ums om \r: 
denfhaft und mit Mäßigung verhalten. Wenn man uns aber dazu rc 
werden wir Gewalt zu brauchen wifien.“ 


11. Ian. Senat: Rouland interpellirt bie Regierung über ihre Eicher: 


12, 


13. 


15. 


gun Concil. Graf Daru antwortet, 

indem er feine erfte Depeſche an den franz. Botſchafter in Rom verliest. T: 
Regierung beftätigt darin dem leßteren die ihm bisher eriheilten Yaflrudisz 
und Ipridht ihre Vertrauen auf die Weisheit des Papſtes aus, daß keine & 
ſchlüſſe gefakt würden, die dem Goncordat zu nahe treien und den Friede 
zwiſchen Kirche und Staat in Frankreich gefährden würden, zumal „in em 
Wugenblid, wo jo viel Klugheit mit fo viel Mühe vereint nothiwendig iR, m 
der Kirche mit der Freiheit ihres Oberhaupies die Garantie ihrer Umabbir 
gigleit zu bewahren. “ 
„ Zu dem Leihenbegängniß von Bictor Noir in Neuilly firma 
ca. 200,000 Menſchen zujammen. Die einen bavon verlangen, mi: 
bem Sarge nad) Paris zu ziehen, b. 5. eine Revolution zu preve 
ciren, bie anderen bagegen erklären fih bafür, „ber Sunbgebum 
ihren frieblidden Charakter zu bewahren‘. Rochefort erflärt ni 
für das letztere. Die Regierung ift militäriih für alle Fülle ve: 
bereitet. 
„ Der gejebgeb. Kärper ergänzt bie durch den Eintritt ber Betre: 
fenden in das Minijterium Olivier entſtandenen Lüden ſeines Br: 
reaus. Es werben brei neue Vicepräfidenten gewählt, bie ſämmilid 
ber Rechten angehören. Die Candidaten bes linken Centrums brix: 
gen es nur auf 44 reip. 62 Stimmen, dba das rechte Centrum mit 
ber Rechten ftimmt. 

Beginn ber Debatte über bie neue Gefhäftsorbnung ber Kammer. 
„n Senat: Der Hanbelsminifter erflärt gelegentlich einer Sinterpe: 
lation, daß die Regierung nicht bie Abficht hege, ben Hanbelsvertra; 
mit England fofort zu kündigen, wohl aber, eine grünblide un | 
umfaffende Enquöte über benjelben anftellen zu fafien. Rouher cr: 
klärt fih von vorneherein gegen eine foldhe bloß durch ben gefchgek 

| 





Körper. ’ 

„ Der Kaifer geftattet Olivier auf feinen biesfälligen Bericht, den 

geſetzgeb. Körper einen Geſetzesentwurf vorzulegen, durch welchen bie 

Preßvergehen wieber an bie Jury verwiejen werben jollen. 
Senat: Eine Snterpellation von Maupas u. Gen. gibt Ollivin 

Gelegenheit, das Programm ber neuen Regierung noch beutlihe 

ale bisher zu entwideln: 


„Die Regierung will, wie die Interpellanten, daB jede Siweibeutigkeit fir 
na ihrer Intentionen ſchwinden müfle; der Iehte Bürger muß willen, wel⸗ 
hen Weg wir ihn führen. Aber in der That weiß dies ſchon jedermenn; die 
bloße Thatſache unfere® Umtsantritts hat die Bedentung eines Alles, der 
feiner Erklarung mehr bedarf. Gleichwohl ſtehe ich nicht an, alle nur meh | 
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mwünjchensweriben ergänzenden Wufichläffe zu geben. Seit 5 oder 6 Jahren 
Disputirte man im ganzen Lande lebhaft Aber die Frage, ob das Raiferreich 
freiere Inftitutionen, als die von 1852, gewähren folle oder nicht. Auf der 
einen Eeite behauptete man, daß eine Regierung niemals ungeftraft die Be⸗ 
dingungen ihres Uriprungs aufgebe und daß alle früheren Regierungen nur 
in Folge von Gonceifionen geftürzt worden fein; man entgegnete, daß das 
Kaiſerreich als die erfie aus dem allgemeinen Stimmrecht heruorgegangene Re» 
gierung in diefem Urſprung eine ſichere Bürgfchaft gegen die Gefahren babe, 
welchen alle ihre Borgänger ſchließlich unterlegen feien, daß es aljo recht ei» 
gentlich berufen jei, durch kluge und wohl erwogene Zugeſtändniſſe feine leiten 
Gegner zu entwaflnen. Zur Unterftügung diefer Thefe wies man auf die Ge⸗ 
fchichte des Brlnders der Laijerlihen Dynaftie ſelbſt hin, welcher, in Fontai⸗ 
nebleau zur Abdankung gezwungen, jenen, die über Verrath klagten, ant« 
wortete: „Rein, nicht Verrath, nicht die Waffen Europa’s haben mich befiegt, 
fondern die liberalen Ideen!” Und als er dann noch einmal die Krone wieder» 
errang, welches Bündniß ſuchte er da zuerſt? Das mit der Freiheit. Run, 
feit zwölf Jahren haben wir dafielbe gefagt und der kaiſerlichen Regierung 
unaufbörli den Rath gegeben, die volllommenfle Ausdehnung der öffentlichen 
Sreiheiten zu gewähren. Dieſe Sprade fand Gehör, und der Souverän gab 
Das jeltene Beilpiel eines Mannes, welcher, nachdem er erft Alles dem Auto⸗ 
ritätsprincip geopfert, dann großmüthig für die Iiberalen Ideen Partei nimmt 
. und eine conftitutionelle Regierung gründet. Zu dielem Zwecke find wir bier, 

und Dielen Gedanken vertreten wir. Als ehrliche Leute, die ſich ſelbſt als 
Geiſeln für ihr Verſprechen flellen, wollen wir das Wert der Einigung zwi⸗ 
chen Autorität und Freiheit, in das wir Vertrauen haben, nach beften Kräften 
durchführen. Die Schwierigkeiten verbehlen wir uns nit. Der Kampf dauert 
fort, wenn er aud ein anderer geworben if. Es handelt ſich nicht mehr um 
die Frage, ob man die fyreibeit gewähren wird. Darüber kann gar fein 
Zweifel mehr herrſchen: die Freiheit beſteht; aber eine neue Partei ift auf⸗ 
geflanden, eine Partei von veriwegenen, aber überzeugungspollen und theilweiſe 
wenigftens achtbaren Männern, die zum Kaiſerreich jagen: Wir nehmen dich 
nit an, wir wollen dich unerbittlich befämpfen,; du bift die conftitutionelle, 
die parlamentarijche, die Ipießbürgerliche Freiheit; wir aber find die unermüd«- 
liche und unbeugjame radicale Revolution, und wir beginnen den Kampf. 
Run denn, dieſer Partei antworten die Minifter im Ramen der Regierung: 
Diefen Kampf nehmen wir an —* I), und unſere Aufgabe, ja unſere Ehre 
if, ihn nicht nur auszuhalten, Jondern auch fiegreich zu beenden. (Stürmiſcher 
Beifall.) Wir werden flegen, indem wir mit eiferfüchtigem Bemühen fortfah- 
ren, die rechtmäßigen Wünjche der Bffentliden Meinung treu zu vertreten; 
wir werden fiegen, indem wir nöthigenfalls der Widerftand, aber niemals die 
Reaction jein werden. (Reue Zuftimmung.) Wir können Ihnen nicht unfer 
„Iehtes Wort” jagen; denn in der Bolitit gibt es fein „Lehten Wort". (Gebr 
gut!) Das „Iekte Wort" von heute ift oft das erſte Lallen von morgen. 
Unfere Haltung iſt aber durch die zwei Programme, die wir unterzeichnet ha⸗ 
ben, klar vorgeichrieben; dieſe beiden Programme wollen wir ebrlid, ohne 
Haft, aber auch ohne Zaudern zur Anwendung bringen. Wenn die beiden 
Programme im Einzelnen einige Verſchiedenheiten aufweifen, wie in der Frage 
der Ernennung der Maires und in der anderen, ob die conftituirende Gewalt 
unter beide Säufer zu theilen ei, jo war es nicht ſchwer, daß die Vertreter 
der beiden Anſichten, welche dem Gabinet angehören, mit einander einig wur» 
den; fie beihloflen nämlich insgefammt, nichts zu thun, ohne ſich mit der Ber- 
jammlung zu verfländigen, vor welcher ich die Ehre habe, gu ſprechen. (Leb⸗ 
bafte Zuſtimmung.) Mit Genaisconjulten muß man aber ſparjam umgeben, 
und an die Berfafiung muß mögliäft felten gerlihrt werden; die Regierung 
wird Ihnen daher auch hinfidgtlich der Frage der Maires Fein Senatusconfult, 
welches eine Beſtimmung der Berfafiung verändert, fondern nur ein Senatus⸗ 
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confult vorlegen, welches erklärt, da die Ernennung der Maires em kr | 
der Gefeßgebung und nicht der Berfafiung if, um dann einen Gehkeai:: 
vorzubereiten, der in den gemwöhnliden Formen eingebradgt werden wirt. ©: 

Einigkeit unter uns ift alſo volftändig, und nun ich Ahnen unjere Weit: | 
Har dargelegt, bitte ih vertrauensvoll um Ihre wohlmollende Unterkäz-:: 

Eine große Role ift Ihnen in unjerem Werke beſchieden. Sie werden ri: 
rathen und in Schranken halten; Sie werden, wenn Sie wollen, mit >: 
gefährliche Hinderniß, welches aufhält, fondern das heilfame Hindenik = 

weiches und gebietet, neue Kräfte zu jaınmeln, um defto ficherer weiter vr: 
wärts zu geben.” (Anhaltender Beifall.) 


17. Yan. Der gefebgeb. Körper gefteht die Verfolgung Rodejert'd =: 


18, 


29. 


226 gegen 34 Etimmen zu, nachdem Ollivier für ben enter: 


geſetzten Fall die Gabinetsfrage geftellt hatte. 
„Geſetzgeb. Körper: Beginn ber Debatte über die Hanbeläftzr:. 
bezüglich welcher nicht weniger als fieben nterpellationen verlie;e 
Eftancelin (gegen) verliest einen ziemlich compromittirenden Priei ve 
Michel Chevalier an den Marſchall Prim über die Motive des Kailers = 
Abſchluß des engliichen Handelsvertrags und zicht daraus die Tolgerrr: 
„Der Preis für Nizza und Savoyen war die Preitgebung des franzönicc 
Marktes an England.” Gelbitverftändlich proteflirt die Kammer laut ger 
dieje Betheuerung, welcher der Redner indeß ruhig hinzufügt: „Tas R cm 
Thatjache.” 
„ Ausbrud eines Etrife von ca. 10,000 Arbeitern in den Gil: 
werfen des Kuammerpräfidenten Schneider. Derſelbe eilt ſelbſt, ti 
Regierung ſchickt 5000 Diann Truppen babin. Als ber Haupträte: 
führer erſcheint ein gewiſſer Aſſy von der internationalen Liga. 


„Nochefort wird vom Gericht wegen jeines Artikels vom 11.8.1. 


zu 6 Monaten Gefängniß und 3000 Fred. Buße verurtheilt; de 
gegen wird von einer Entziehung ber politifchen Rechte Umgang it: 
nommen, jo baß er Abgeordneter bleibt. 


" 


geſetzes. 


Derſelbe weist dem Geſchwornengericht die Beuriheilung aller Preßvercet? | 


und Verbrechen gegen Staat und Beamte zu, während die durd die Fır 


begangenen Vergehen gegen Privatleute, als Beleidigungen, Berleumdus:: 


na wie vor der einfachen Zuchtpoligei unterworfen bfeiben. Tagegen if & 
nun an bei Beleidigungen oder Verleumdungen, an Beamten verübt, der X 
weis der Wahrheit zuläjfig, was bisher nicht der Fall geweien, und zu X: 
Iebhafteften Klagen Veranlaſſung gegeben hatte. Die Penalität if, wie * 
früher beftand, aus der bisherigen Geſeggebung mit hinübergenommen werke: 


Die Amtszeitung veröffentliht ben Entwurf eines neuen Bi 











Der Entwurf gibt aud den Blättern nidht das Recht wieder, über Prekpror 


u berichten. 

’ Gleichzeitig richte Ollivier ein Rundſchreiben an die Generalprocure 
toren mit Sinftructionen über die Behandlung der bisherigen Geſetze über de 
Preſſe. Diefelbe joll freier als bisher ſein; doch bleibt e8 dabei, daß fie fex 
nichtauthentiſchen Berichte Über die Kammerverhandlungen und gar feine übe 
die Berathungen des Staatsraths zulaffen Dürfen. 


„ Geſetzgeb. Körper: Schluß der Debatte über bie Handeläsfraze 
und Beſchluß, eine Enquête durch einen Ausſchuß von 36 Mitglie 
bern, ber von ber Kammer gewählt werden ſoll, vornehmen zu Taf. 
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Während der langen Debatte ergreift Thiers wiederholt das Wort, um 
in Aundenlangen Auseinanderjegungen jeine ſchutzzollneriſchen Anfichten zu vers 
theidigen. Daneben nimmt er ploͤtzlich Selegenheit, um der Rechten, die ihn 
fonft unterftügte, den Fehdehandſchuh entgegenzumwerfen.. „hr feid nicht die 
Majorität im Lande, und weil Ihr das jelbft wißt, unterſtützt Ihr das Ca- 
binet, das meine, nit Eure Anſichten repräfentirt, denn eine andernfalls mög⸗ 
liche Auflöfung würde Euch den Wiedereintritt in die Kammer auf immer 
verjagen.” (Die Rechte lärmt; Einige rufen ihm: Orleanift! Andere: Revo- 
tutionär! zu.) Ollivier erflärt, das Ziel der Handelspolitif, welche bie 
Regierung verfolge, jei die Handelsfreiheit, mit Maß und Klugheit gelibt, 
nach dem Wunſche des Landes, ohne daR man die Gegenwart der Zukunft 
aufopfern wolle. Dieſe Politik fei in den Augen der Regierung eine Urſache 
des Foriſchritis für die Induftrie, des Wohlſeins für das verzehrende Pub⸗ 
likum, des Friedens und der Annäherung fir die Nationen Europa’s. Die 
Regierung hat nicht die Abficht, den Bertrag mit England zu kündigen. Sie 
hält eine ſolche Maßregel für unbillig und unyolitifh. Der große Grundſatz 
der politiihen Klugheit befteht darin, dak man nicht unnüte Kraftanftreng- 
ungen made Wenn der Bertrag einfach in einem oder zwei Punkten ver» 
ändert werben fol, wozu benn zu dem Tärnienden Mittel der Kündigung grei« 
fen? „Auch rein politiſche Erwägungen haben auf den Entichluß der Regierung 
eingewirft. Es handelt fi) nidht darum, England unferer Induftrie oder uns 
ferer Ehre aufzuopfern. Wir wollen zu diefer Nation, wie zu allen anderen, 
in freundlichen, loyalen, tadellofen Beziehungen ftehen, und eben für England 
legen wir ein befonderes Gewicht hierauf, weil dabei ein Intereile eriten Ranges 
ins Spiel kommt, das Intereſſe des Friedens.“ Zu dem fchwierigften Punkte 
feiner Erklärung übergehend, nämlich zu der Antwort auf Thiers' Behauptung, 
daß die Mehrheit der Kanımer nicht die Mehrheit des Landes ſei, bemerkt 
Ollivier: „Dos Wort Mehrheit bezeichnet für die Regierung nicht eine frühere 
Gruppe, mit welder die Mitglieder des Gabinets in heute vergefiener Uns 
einigfeit gelebt Haben. Die Mehrheit ift derjenige Theil der Kammer, welcher 
unfere Politit angenommen hat und diefelbe unterflüßt. In diefem Sinne 
fann die Regierung fagen, daß niemals eine Mehrheit eine ftolzere, würdigere, 
loyalere Unterftühung ertheilte, denn fie Hat ſich nicht begnügt, uns in ber 
Gewalt zu unterftügen, fie hat uns vielmehr zu derjelben geführt, indem fie 
im Voraus die Bedingungen ihrer Mitwirkung andeutetee Um auf genaue 
Art unjere Stellung zu Jedermann in diefer Verſammlung zu bezeichnen, jage 
ih ohne Prahlerei, mit Beicheidenheit, aber mit Würde: Wir fuchen und 
nehmen die Mitwirkung Aller an, aber wir juchen und nehmen den Schuß 
Niemandes an.“ 


1. Febr. Tie Regierung nimmt einige Veränderungen in ber Bejebung 


" 


ber Präfecturen vor. Diejelben find völlig ungenügend, wenn es 
fih darum Handelt, mit dem bisherigen Eyitem ber abminijtrativen 
Willkür aufzuräumen. Dennoch find die Bonapartiften auch über 
bie geringen Veränderungen jehr unzufrieben. 


„ Graf Darı erſucht den engliihen Minifter des Auswärtigen, 
Lord Slarendon, den norbbeutfhen Bundeskanzler für eine gegens 
jeitige Entwaffnung ſowohl Frankreichs als Deutichlande zu ges 
winnen: 

..... Ich bin überzeugt, daß die Ueberlegung und die Zeit den Kanzler 
dahin bringen werden, den Schritt Englands in ernfle Betradptung zu ziehen; 
wenn er nicht vom erſten Tage ab jede Eröffnung zurückgewieſen bat, wird 
Preußens und Deutſchlands Intereſſe fich jehr bald Taut genug geltend machen, 
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um fein Widerſtreben zu bejänftigen. Er wird nicht bie Meinung feines 
zen Landes gegen ſich aufwiegeln wollen. Wie wärbe in der That feim 
nier ben 
er 


\ 


> 

tr 
fein, wenn wir ihm den einzigen Borwand wegnähmen, hin 7%. 
Ihanzen kann, nämlich die Bewaffnung Frankreichs?“ Cord —— ie. 
nimmt den Auftrag. Graf Bismard antwortet jedoch, {dume es nk 
über fi gewinnen, dem Könige die Mittheilungen der britiidgen Regieru 
vorzulegen, und er fei über die Unfichten feines Souveräns hinreichend unzr 
richtet, um den Eindrud auf ihn vorherjehen zu können. Der König Wilken | 
jagte er, würde in dem Schritte des Londoner GabinetS ſicherlich den Bar: 
einer Wenderung in den Gefinnungen Enalands gegen Preußen erbizir 
Schließlich faßte ber VBundeslanzler feine Erklärung dahin zuſammen: ‚Ei 
fei für Preußen unmöglid, ein militäriiches Syfm zu mobifigiren, weides 
jo tief mit den Traditionen des Landes verwachſen fli, eine ver Gruudlege 
feiner Bunbesverfafiung bilde und ganz normal ſei.“ 


1. Febr. Gejebgeb. Körper: Tie Regierung wird über ihre Decrete ven 


11. 


15. 


16. 


9. Jan. interpellirt. Die Kammer gebt mit 181 gegen 6 Eimmı 
zur Tagesorbnung über. 


„ Ter Kaifer geftattet Olivier auf feinen biesfälligen Bericht ki. 


einen Geſehesentwurf behufs Abſchaffung bes Sicherheitsgeſehes we 


Frage ein. 

„ Rodefort, ber. ſich nicht freiwillig zum Antritt feiner Sefängni 
ſtrafe ſtellen will, wird in der Vorſtadt Velleville, da er cent 
eine öffentliche Berfammlung einzutreten im Begriffe ift, verkin 
und nah St. Pelagie abgeführt. Flourens ruft zur Rade u 
zum Widerſtand auf: es werben Barrilaben gebaut, aber auch ſefen 
von ben Truppen genommen. Zahlreiche Berbaftungen. 

Geſetzgeb. Körper: Eremieur u. Gen. interpelliven die Regierm: 

über bie Verhaftung Rochefort's und behaupten, daß dazu eine ac: 
Ermächtigung des geſetzgeb. Körpers erforberlich geweien wäre, I: 
Berfammlung geht über die Yorberung mit 191 gegen 45 Etimse 
zur Tagesorbnung über. 
„Flourens entzieht fih, ba alle feine revolutionären Verſuche F 
als ohnmächtig erwieſen haben, ver Verhaftung burd bie Fluch. 
„Der gejeßgeb. Körper beftellt bie Commilfion für bie Hantıi 
enquete mit ben Säuptern beiber Parteien. 

Graf Taru gelangt mit feinem Enwaffnungevorſchlage durch de 
Vermittlung Lord Clarendon's nochmals an den nordd. Yun 
fanzler und ift bereit, für bie biesjährige Eonicription das fran; 
Rekrutencontingent von 100,000 auf 90,000 Mann berabzufete. 
Graf Bismard lehnt bie Anregung neuerbinge ab. 

„  Gefeßgeb. Körper: Ollivier erflärt ſich bejtimmt unb unzweident: 
gegen eine Auflöfung ber gegenwärtigen Sammer und erweitert tz 
durch bie Kluft zwiſchen ben Centren unb ber Linten, 


„ Aufhebung bes Decrets von 1851 beir. Deportation nach Gapeım. 


27. Febr. 1858 einzubringen 
„ Die Regierung feßt eine Commiſſion zum Etubiun ber Faric 
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0. Febr. Die franzöfiihe Regierung ftellt in Folge ber Veröffentlihung 
ber 21 Canones (f. Rom) an die römiſche Curie das Verlangen, 
auf dem Goncil durch einen Botſchafter vertreten zu fein, wie bieß 
bei früheren Eoncilien der Fall war. 


1.—22. Sehr. Geſetzgeb. Körper: Debatte über bie Interpellation Jule 
Favre, betr. bie innere Lage: 


Jules Favre: Wir treten in eine nene Bahn, in ein neues Regime, 
welches die Berurtheilung der perfönlicden Regierung if. Man nennt diejes 
neue Rögime das parlamentarifche, aber richtiger jollte e8 die Regierung des 
Landes dur) das Land, die Regierung für und durch die Freiheit beißen, 
denn dies ift daß Ziel, welches die Ration jeit den Wahlen von 1869 adtungs- 
vol, aber dringend verlangt. Es ift daher ganz irrig, zu behaupten, daß 
diefe Reformbewegung aus der Initiative de Souveräns hervorgegangen jei. 
Rein, nit der Souverän bat dieje Reformen gewollt, jondern die Ration hat 
ihn wiſſen laflen, daß fie diefelben will. (Zuftimmung links.) Die gegen- 
wärtige Regierung war auf den Ruinen aller Tyreiheiten, mit einziger Aus⸗ 
nahme des allgemeinen Stimmrechts, errichtet worden. Diefe Ausnahme bielt 
der Ration die Möglichkeit offen, die Regierung dereinft wieder zu belämpfen 
und ohne Blutvergießen abzufchütteln. Bon 1852—1860 war. das allgemeine 
Stimmredt in Abhängigkeit gehalten; das erfte Wiedererwachen der Tyreiheit 
ſchloß fh an den italienifhen Krieg; im Jahr 1863 wuchs die Bewegung, 
und feit 1869 Halte ich die Partie für gewonnen, wenn nidht neue fehler das 
Erreichte wieder in Frage ftellen. Und gleichwohl beobachtete die Regierung bei 
den legten Wahlen noch diejelbe Haltung, wie früher; der beveutende Mann, 
melder fiebzehn Jahre lang mit jeinem Talent die perjönliche Regierung ver⸗ 
örperte, wollte den neuen Beftrebungen eine Rechnung tragen, jeine Sprade 
war folzer als je, und die offiziellen Candidaturen wurden in aller Strenge 
aufrecht erhalten. Selbit das Reſultat der Wahlen war noch keine genügende 
Berwarnung, und in der Botſchaft vom 28. Juni behielt fi) die Regierung 
noch immer allein das Recht vor, zu ermeflen, wie und in welchem Maße die 
Wuünſche des Landes zu befriedigen wären. Diejes ſchien jelbft auf Ihren 
Bänlen (zur Rechten gewendet) ein Anachronismus, und es folgte die Inter⸗ 
pellation der 116. So ward die Berfaflung durch den Hauch des Bolls- 
willens fortgeblajen; die perſonliche Regierung konnte nicht widerfiehen: das 
wäre ihre Bernichtung geweien. Immerhin war e8 von einer jo bedeutenden 
Gewalt ein Alt der Weisheit, fi) au unterwerfen; denn nichts geht Über eine 
friedliche Revolution, und befier ift eine eingeichräntte und allmählich fort- 
jchreitende Freiheit, als diejenige, weldde durdy Stürme errungen wird. (Sehr 
gut!) Die Nation hat ſich aljo geltend gemadıt, und das Staatsoberhaupt 
bat ihre Souveränetät als eine rechtmäßige anerlannt. Das ift ein ſolider 
Boden. eder Widerfland gegen den von den freigewählten Vertretern der 
Nation ausgedrückten Voltswillen if aufrühreriih und muß niebergeiworfen 
werden, mag er nun bon einer Minderheit als Gruppe oder von einem Ein⸗ 
zjigen ausgeben, und jeder Bürger ift verpflichtet, jeine Iehten Blutstropfen für 
dieje Bolksfouveränetät zu vergießen. (Bewegung) Die Macht kommt alfo 
nicht mehr von oben, fie ruht nicht mehr in den Tuilerien, fondern in den 
Wahl⸗Comité's. Biermal find feit 1852 allgemeine Wahlen vollzogen worden: 
in Jahre 1852 nehmen 6,222,000 Bürger an den Wahlen Theil; die Re 
sierung erhält 5,248,000 und die Oppofition nur 810,000 Stimmen, und 
beinahe in demfelben Berhältniß erhält im Jahre 1857 die Regierung von 
6,186,000 Stimmen 5,200,000 und die Oppofition 844,000. Aber nun wen» 
det ih das Blatt. Im Jahre 1363 ift die Zahl der Votirenden ſchon auf 
17,283,000 geftiegen, und davon entfallen auf die Regierung 5,362,000 und 
auf die Oppofition 1,800,000 Stimmen. Im Jahre 1869 endlich erhalten 
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die offiziellen Gandidaten 4,664,000 und die O:ppofition 3,810,000 Giizume. 
Die Differenz zwiſchen beiden ift auf 1,550,000 gefunten, und wenn man de 
von nod) die Staatsbeamien und die fonftigen für den abminiftrativen Trud 
empfindlichen Wähler abzieht, jo frage ih Sie, auf welcher Seite die Mehr⸗ 
beit ift. (Unruhe) Dies war die auffleigende Bewegung des ößſſentlichen 


Geiftes: die Revolution ift in den Ideen vollzogen, fie muß ſich jezi and n 


den Thatjachen vollziehen. Was ift zu dieſem Zwecke zu thun? Die Ma 


regeln liegen auf der Hand. Das Land verlangt eine freie Prefle, ungehin⸗ | 


dertes Vereinsrecht, freie Aſſocietion. Es will, daß die Etaatsbenmten nich 
eine privilegirte, ihrer Straflofigleit fichere Kaſte bilden; «6 will endlich des 


doppelte Ich der Militärfrofne und der Unwiſſenheit abſchütieln. Es iſt 
richtig, Tab diefe Bewegung am flärkiten in ten Städten berborgetreten if, 


da mo die Geifter am aufgellärteften und am unabhängigften find. (Unrube.) 
Welches ift unter diefen Umftänden die Politik des neuen Cabinets ? Welches 
if fein Programm? Es Liegen zwei Programme vor, weldem won beider 
ſchließt fih das Cabinet an? Graf Daru, WMinifter des Heußern: lc 
beiden. Favre: Aber fie wideriprechen fich in einzelnen Punkten. Yınanz- 
minifter Buffet: Sie lafien fih volllommen in Einklang bringen. Favre: 
Vieleicht in der Auslegung, weldhe Sie den beiden Actenftüden geben werden, 
aber bisher herrſcht zwiſchen denjelben in mehreren Punkten ein vollkommener 
Widerſpruch. Ich wende mid an die Minifter des linten Gentrums und au 
die Diinifter des rechten Gentrums.... Graf Daru: Die Minifter find aus 
verſchiedenen PBarteigruppen hervorgegangen, aber fie find volllommen einig. 
Favre: Die eine Gruppe erklärt fi dafür und die andere dagegen, daß dem 





geſetzgebenden Körper Die conftituirende Gewalt übertragen werde; desgleichen 


find fie in der Frage der Ernennung der Maires nicht einig. Die Frage der 
eonftituirenden Gewalt ift für uns von hoher yrincipieller Bedeutung. Benz 
die Mandatare des Boltswillens nicht das Hecht haben, das Grundgeſeg ja 
beftinmen, fo find fie gar nichts. (Lärm) Wir können nidt über allem 
Uchrigen die perjönlicde Gewalt ſchweben laſſen, deren Wirkjamieit wir femme 
gelernt haben, die uns vernichten und alles in Gefahr bringen fann. So 
ange das Minifterium diefe Gewalt fortbeftehen läßt, beſteht «8 nur aus 
Schildwachen, welche vor der perjönlicen Repierung Wade Reben, um uns 
an die Eriftenz des parlamentarifchen Roͤgime's glauben zu maden; wir be 
halten am Halſe eine Schlinge, welde Sie anziehen würden, jobald es Ihnen 
gutdünfen wird, (Sehr gut! links Lärm.) Daſſelbe nilt von der munin- 
polen Frage, im welcher ih für meine Perfon den Standpunft des linie 
Eentrums teile, wenn die Maires aus den Gemeinderäthen von der Regie 


zung ernannt werden, fo bleibt aud hierin das perſönliche Regiment fort: 


beſtehen. So lange die Minifter fih nicht über diefe Punkte erklärt Gaben, 
find wir berechtigt, ihnen jedes Vertrauen zu verweigern. Ex⸗Miniſter Pi⸗ 
card tritt Favre binfihtlich der Kammerauflöjung entgegen: Tiefe Auflöfung 
jet unzuläffig, jo lange die Mehrheit und die Regierung in Uebereinfimmung 
fein. Graf Daru (verliest feine Antwort): SG mußte mich wundern, als 
Hr. Jules Favre uns in bittern Vorwürfen als die blinden Werkzeuge ver 
perjönlichen Regierung binftellte und Aber die auf Frankreich laſtende Dictatsr 
feufzte. Meines Willens iſt ein Volt frei, wenn das Etanisoherhaupt mic 
ohne Zuftimmung der Nation Über das Bermögen, das Blut, die Freiben 
eineß einzigen Körperß verfügen kann, wenn die Belege der Ausdruck des al- 
gemeinen Willens und nicht bloß des Willens des oder der Regierenden Ant. 





wenn die Regierung in ihren Acten beſchränkt, überwadt und fo organifirt ik. 
daß fie nöthinenfalls im Zaum gehalten wrrden Tann; das find die Merkmal: 


eines freien Volles. Dazu gehört, daß von der Ration gewählte Berjamm- 
lungen bie Geſetze beſchließen, die Interefien erörtern, und durch auß ihre 
Mitte berufene Männer im Rathe der Regierung vertreten find. Das if di 
praltiſche Form bes Princips der Bolksjonveränetät, und eben dieſe Form hat 
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das Senatusconfult von 1869 eingeführt, eben fie iſt die gegenwärtige Regie⸗ 
rungsform. Frankreich hat ſich aljo von der Dictatur befteit, und ift ein 
freies Land. Man wirft uns ebenfo ungerechter Weiſe Abfall von den Prin« 
cipien, die und an's Nuder gebracht haben, und Beweglichkeit unferer Leber» 
jeugungen vor. Zwanzig Jahre lang lebte ih in der tiefiten Zurückgezogen⸗ 
heit, und trat aus derjelben erft an den Tage wieder hervor, als die poli⸗ 
tiichen Freiheiten wieder eine Stätte in den politifchen Inſtitutionen fanden. 
3b kam fie zu üben und zu vertheidigen. Ueberzeugungen, die ſich jo ſichtbar 
befräftigt haben, jollte man nit fo leichthin verbädtigen. (Beifall.) Dicie 
Ueberzeugungen fafle ih in zwei Worte zujammen: Ordnung und Freiheit. 
So lautet auch allenthalben der Wunſch der Bevölkerungen; man will Refor- 
men, aber feine Revolution, eine eingeſchränkte und controlirte Regierung, aber 
feine Barriladen und feine gewaltiamen Erfhütterungen. Dies ift das alls 
gemeine Gefühl in Frankxeich, welches uns darum aud in unferm Werte bei- 
ſtehen und alle Hinderniſſe, die man uns in den Weg legt, überwinden laflen 
wird. (Schr gut!) Man ſpricht von der Berſchiedenheit unſeres Uriprungs 
und unferer politifhen Vergangenheit, und zivar nicht gerade in der Abjicht, das 
gute Einvernehinen, weldhes unter uns befteht, zu ſtärken. Was liegt an diejer 
Verſchiedenheit des Urjprungs, wenn wir thatfählih zu jener Einheit des 
Willens gelangt find, welcher die Einheit der That auf dem Fuße folgt. 
Diejes Einvernehmen if darum jo ftark, weil es nicht nur auf gegenfeitiger 
Achtung, fondern insbejondere noch auf drei wichtigen Erwägungen beruht. 
Wir ftehen einem Souverän gegenüber, welder durch einen edelmüthigen 
und in der Geſchichte feltenen Entihluß freiwillig den Wünfchen der Bevölke⸗ 
rungen nachgegeben und fich eines Theils feiner Gewalten entäußert hat, und 
welcher fi mehr und mehr entichloflen zeigt, die regelmäßige Treiheit in 
jeinem Lande zu gründeh, welches alles, nur nicht der Liebe zur fyreibeit, 
hberdrälfig geworden ift. (Sehr gut!) Diejer Souverän rief unjere patrio« 
tiſche Hingebung an, und wie hätte das Land und eines Tages die Geſchichte 
uns verurtheilt, wenn wir einem fo großen und jo chwierigen Unternehmen uns 
jere Mitwirkung verfügt hätten! So waren wir denn erſtens einig, diejen 
Appell bejabend zu beantworten, und das Beharren des Kaiſers in feinem lis 
beralen Berhalten ift der erfle Grund und die Bedingung felbft der unter 
uns herrſchenden Harmonie. Wir find zweitens einig, weil wir don unſerm 
Shiervationspoften die Lage Europa’s ins Auge faflen. Wir wollen den 
Vrieden, den dauernden Frieden mit allen feinen Gonjequenzen für die Ent» 
widlung der inneren Freiheiten und des allgemeinen Wohlergehens. Dies ift 
die Politik des Cabinets. Wir find dafür verantwortlid, und fie ıft unfer 
Gigenthum, und nicht, wie Hr. Jules Favre behaupten wollte, das Eigenthum 
der perfönlichen Regierung. Wir wollen die Erhaltung des yriedens, und 
ſetzen alle unjere Kräfte für diefelbe ein; aber um dieſes Ziel zu erreichen, 
dazu gehört eine feite Hand, ein ftolzges Herz und ein wadhjames Auge Der 
dritte Grund ift endlih die Lage Frankreichs ſelbſt. Wir wollen nod 
immer, wie nad) außen, ven Frieden, den focialen Fricden, der fi) nur durch 
die wahre Freiheit begründen laßt. Die wahre Freiheit nenne ich aber die, 
welde darin befteht, nicht die Autorität ihrer nothwendigen Befugnifie, fondern 
die Oppofition ihrer rechtmäßigen Beſchwerden zu entwaffnen. (Sehr gut!) 
In diefer Richtung wollen wir als Minifter und Abgeordnete zugleich wirken. 
So viel über die angeblih im Schooße des Cabinets herrichenden Verſchieden⸗ 
heiten. Wir jind einig dur das Gefühl unjerer gemeinfamen Pfliht. Zus 
fammen find wir mit einem beftimmten Ziel an’3 Ruder gelommen; zuſam⸗ 
men ftreben wir vieles Ziel an; die regfte Solidarität, der vollfommenfte Ein- 
Hang berriät unter den Mitgliedern des Cabinets und wird unter ihnen 
herrſchen. Richt einen Etein wird man aus dem Gebäude vom 2. Januar 
nehmen können, ohne daß es ganz zufammenbräde. (Lebhafter Beifall.) Wir 
zählen für unfer Werk auf den Beiſtand der Sammer. Allen drängt ſich jet 
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diefelbe Rothiwendigkeit auf, und wenn die Kammer dem Gouverän umb dem 
Cabinet ihren ehrlichen Beiftand leiht, ohne Neue, ohne Reaction, ohme Rüd- 
halt, warum follten wir ihn dann von uns weifen? Warum jollten wir bem 
Bande neue Aufregungen bereiten, die nie ohne Gefahr find, und Die in dic. 
ſem Ball ohne Grund wären. Wir haben Gelege Über die Wahlen, Aber de 
ſtädtiſche Verfaffung, über die Preſſe, Aber die allgemeine Sicherheit, über die 
Decentralifation auszuarbeiten oder zu repibiren, eine Enqudte über Die wirt 
ſchaftlichen Fragen auszuführen, ein Budget zu votiren, und wir follten noch 
ehe unfer Tagewerk begonnen, uns ſchon um den folgenden Tag Tümmern?’ 
Man wirit uns aud vor, daß wir nicht vorwärts kämen; aber man vergikt, 
daß das Gabinet, welches feit 6 Wochen zwiſchen den Aufregungen der Tri- 
büne und jenen der Straße lebt, den Morgen den Geichäften, den Tag ben 
Reden und die Nacht den Emeuten geben muß. (Sehr gut!) Geflatten Sie 
mir, mit zwei Bitten, oder, wenn Ste wollen, mit zwei Ratbichlägen zu ſchlie⸗ 
ben. Bor Allem, verlangen Sie nicht von der Regierung, daß fie die Weli 
durch Aufſehen erregende Thaten in Grflaunen fee. Die Zeitungen, jagt 
man, brauden eine Idee per Tag. (Heiterkeit) Die Bölter, weldde arbeiten, 
Iennen diejes Bedürfniß nicht. Die politifche Bühne if fein Schauplatz für 
Effectſtücke und Ueberraſchungen. Die freien Völker wollen befragt, aber mut 
überrafcht fein. (Sehr gut!) Und zweitens laflen wir die Vergangenheit und 
ihre Händel in Frieden ruhen, und denken wir an die Zukunft. Drängen 
Sie uns, das ift Ihr Recht; aber geben Gie uns die Mittel zu handeln: 
wir fühlen die Nothwendigkeit der That flärfer als irgendwer. Und man 
fteht e8 bei Ihnen, meine Herren, fi über die Politit des Cabinets zu er⸗ 
Hören. (Kanger und ftürmiicher Beifall.) %. Favre replicirt dem Minifter 
in einer mit Complimenten reich ausgeftatteten Rede. Die Thatſache, fagt er, 
daß die ganze Wendung nur einem Sematusconfult zu banten fei, bleibt für 
die Freunde der Freiheit eine Außerſt demüthigende ; ein Senatusconfult kann 
nehmen, was ein Senatusconfult gegeben bat. Darum bleibe die Gituation 
der Kammer eine falſche und unſichere. Die Regierung der Nation durch de 
Nation wird erft dann eine vollſtändige fein, wenn die Vertreter des Landes 
‚alle Rechte wieder erlangt haben werden, weldhe aus der Bollsjouweränetit 
herzuleiten find, exrfl dann, wenn den Miniftern Abgeordnete genenüberfichn 
werden, welche nicht bloß aus Nachgiebigkeit und Dank einer Bermittlung 
fondern aus Keidenfchaft für die Freiheit an jenem Werle mitwirken werden, 
bei defien Ausführung ich dann die Minifter mit allem meinem Beifall be | 
grüßen und nöthigenfalls mit meinem Beiftand unterfliigen werde. | 

ie Debatte wird damit gefchloffen und mit 232 gegen 13 Stimmen be 
ſchloſſen: „Angefichts der jo deutlichen und der To Ioyalen Erklärungen des 
Minifteriums, melde die Drönung und die freiheit in Frankreich fidern, gebt 
die Kammer vertrauensvoll zur Tagesordnung über.“ 


23. Febr. Teer neue Seinepräfect, Hr. Chevreau, trägt beim Dunicipalra 
von Paris auf ein Anlehen von 250 Mill, behufs Fortfeßung der 
Bauten an, was einftimmig genehmigt wirb. 


„—24 „ Gelebgeb. Körper: Debatte über eine Interpellation betr. 
bie offiziellen Candidaturen. Das Minifterium fucht erft auszu 
weichen, wird jeboch ſchließlich genöthigt, ich beftimmt auszuſprechen 
und zwar gegen das bishezige Syitem. Brud mit ber Rechten 
(ber alten Majorität). 

28, Bebr.: Chevandier de Baldröme, Minifter des Innern : Ohne Zweiſel 
fließt die Gründung einer parlamentariſchen Regierung das Aufgeben deſſen iz 
fi, was man das Spftem der offiziellen Sandidaturen nennt; allein, indem die 
Regierung diefe Erflärung abgibt, ift fie durchaus nicht gewillt, auf das 
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Net zu verzichten, das jeder Regierung zukommt, ihre Freunde vor ben 
Wählern zu bezeichnen. (Sehr gut! Lebhafter Beifall auf einer Anzahl von 
Bänfen. Sturmiſcher Widerſpruch Iints.) DO Llipier wiederholt zunächſt die 
Erklärung des Minifters des Innern, ſucht fie theoretiih zu begründen und 
fährt dann fort: „Das Recht, welches ich theoretiſch entwidelt habe, iſt unan« 
fehtbar, allein nit minder unbeftreitbar ift es, daß es das Beſtreben eines 
liberalen Minifteriums fein muß, es nie anzuwenden. Es muß durch feine 
Sprache, durch feine Acte das Land fo ſtimmen und beleben, daß es den Wah⸗ 
lern allein die Sorge für die Vertheidigung der Regierung überlafjen lann. 
Was uns betrifft, ſo ſagen wir unſern Freunden im Lande und in der Kam⸗ 
mer: Verlaßt euch nicht auf uns und unſere Vormundſchaft. Vertheidigt 
euch ſelbſt und vertheidigt uns, wenn wir euer Vertrauen befigen. Glauben 
Sie nicht, daß ſich hinter unjerer Sprache ein perjönliches Intereſſe verſteckt 
und der Gedante, die Gewalt in den Händen zu behalten. Wer kann fagen, 
ob wir noch Minifler fein werden, wenn die nädhiten allgemeinen Wahlen 
fattfinden, allein wir fordern zum Boraus das Land dazu auf, fi auf bie 
mannhafte That vorzubereiten, weil wir durch Erfahrung wiſſen, daß die 
Rarfe, dauerhafte und genchtete Regierung nicht die ift, welde nur die Ver⸗ 
theidiger hat, welche fie unterftügt, fondern die, welche dur ihre Freunde 
ermuthigt, unterftügt und getragen wird.“ 

24. Bebr.: Granier de Eaffagnac: Ueberzeugt, daß der Hr. Minifter 
des Innern geftern den Gedanken der Regierung ausgeiprocden hat, verzichte 
ih auf das Wort. (Bewegung.) Juſtizminiſter Ollivier: Es darf feine 
Zweideutigleit obwalten; wollte Hr. v. Caſſagnae mit feinen Worten etwa 
einen Unterſchied zwiichen den Erklärungen des Minifterd tes Innern und den 
meinigen maden? Granier de Eajjagnac: Darauf antworte ih: ich mache 
feinen Unterfchied zwiſchen den Erklärungen der beiden Miniſter, wenn der 
Hr. Juftizminifter nicht ſelbſt zwiſchen feinen Erklärungen und denen des Hrn. 
Minifters des Innern unterſcheidet. Ollivier: Sch entgegne wiederum: ich 
unterfcheide nicht zwifchen den Erklärungen des Minifterd des Innern und 
den meinigen, ich gebe beiden diefelbe Bedeutung, und zwar dieſe: die Mit- 
glieder der Regierung bleiben den Anfichten treu, welche fie in der Wahlfrage 
befländig geäußert haben, und fie werden, wie ich fchon geflern erklärt habe, 
bei den Wahlen, welche unter ihrer Berwaltung fattfinden werden, das Syſtem 
der offiziellen Gandidaturen nicht üben und eine vollftändige Neutralität be» 
obachten. (Anhaltender Beifall lints und im linten Gentrum. Genjation). 
Martel verlangt, daß nad diefen jo unumwundenen Erklärungen des Cabi⸗ 
nets jofort zur einfangen Tagesordnung übergegangen werde. (Nochmals Zus 
flimmung von Seiten der Oppofition.) Dieſe merkwürdige Wendung beftimmt 
Sranier de Eafjjagnac, obgleich leidend und ſichtlich angegriffen, die Tri⸗ 
brüne zu befteigen, und der Regierung in einer bewegten Rede feine Freund» 
ſchaft und die Freundſchaft der Rechten zu kündigen. Tie Einmiſchung der 
Regierung in die Wahlen fei im Princip ftets beredhtigt und in der Praris 
oft eine Nethwendigleit und eine Pflicht. Es jei dies namentlih der Yal in 
einem Lande, deflen verfafjungtmäßige und dynaftifche Grundlagen durch häu⸗ 
fine Stürme erjhüttert wurden, und no beftändig in Frage geftellt find. 
Lie Regierung, als Bevollmächtigte der Mehrheit des Landes, dürfe da nicht 
neutral bleiben; die Neutralität wäre für fie der Abdankung, für ihre Une 
bänger dem Wbfalle gleid. Dazu komme nod, daß bei der zerſtreuten Lage 
der frangöfiihen Gemeinden eine Verftändigung zwilchen den Wählern ohne 
einen böhern Vermittler oft unmöglich ſei. Er Lönne die Docirin zulafien, 
welche der Minifter: des Innern geftern ausführte, und der zufolge die Regie» 
rung, wenn fie aud) das Syſtem ter offiziellen Ganbidaturen aufgebe, doch 
nit auf das Recht verzichte, den Wählern ihre Freunde und Gegner zu 
bezeihnen. Damit waren wir alle einverftanden. (Zuflimmung aus den 
Reihen der Rechten) Wenn dagegen der Hr. Juſtizminiſter das Recht dex 
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Regierung, fi in die Wahlen einzumiſchen, gleichſam in eine Curioktätm 
fammlung verbannt, und ausdrüdlich erflärt, daß das Cabinet bei allen kini. 
tigen partiellen Wahlen volllommen gleidhgiltig bleiben wolle. fo kam ih 
unmöglihd glauben, daB die Regierung jo weit gehen könne, zumal wen 
das Kaiferreih und der Sonverän felbft bedroht werden follten. In Diele 
Falle ift e8 die Regierung geradezu ter Mehrheit des Randes und den in: 
ftitutionen fuldig, in den Kampf mit einzutreten. Die war aud ker 
Standpuntt Eafimir Periers, auf weldden der Juſtizminiſter fich geſtern be 
rufen wollte. Wir wollen weder Preſſion nad) Beſtechung, aber wir verlan- 
gen, dab die Regierung eine Fahne habe und fie der Mehrheit zeige; wah:- 
haft frei, aufrichtig und aufgellärt find die Wahlen nur dort, wo alle bethei⸗ 
ligten Intereſſen das Wort erhalten. Thiers: Nah diefem Syſtem geke 
es noch eine einfachere Art. Die Bevölterungen kürmten nämlich zur Regie 
rung jagen: vertreiet uns jelber, und ihr werdet noch leichter regieren! 
(Lebhafte Zuftimmung lins.) Granier de Caſſagnac: Wenn man emm 
Sat auf die Spibe treibt, fehrt man ihn um. Uber man will eben als 
iegt verändern und umftürzen, was in den lekten achtzehn Jahren geſchafñen 
worden ifl. Ich wünſche Ihnen (zu den Miniftern gewendet) von Herzen, daß 
Ihnen die Krönung des Gchäudes gelingen möge; aber Frankreich umdb dx 
Geſchichte wird diejenigen nicht vergefien, welche daß Gebäude errichtet haber. 
(Beifall reits.) Ollivier: Die theoretiiche Seite der Debatte fcheine ibm 
erſchöpft. Die Regierung fei fih ihrer Pflicht, die Grundeinrichtung und die 
Tynaftie zu vertheidigen, wohl bewußt, aber auch entichlofien, hiebei nur die 
jenigen Mittel anzumenden, von deren Rechtmäßigkeit und von deren Rirl- 
ſamkeit fie überzeugt if. Nun ſei es aber ihre entſchiedene Leberzeuguma, 
daß nach den jüngſten Wandlungen nur eine Gefahr diefe Regierung bebre- 
ben könnte: das fei nämlich, wenn fie in dem Wahlſyſtem der Bergangenhei 
beharrte. Wir haben daher, fährt er fort, dieſes Syſtem fonleih nad un: 
fern Amtsantritt aufgegeben. Wir haben ſtets nenlaubt, daß die Regierung, 








um über ihre Gegner zu triumpbiren, folder Mittel nicht bedürſe. Gafmir 


Berier ift allerdings für unfern Fall ein lehrreiches Beilpiel; aber ber Unter: 
ſchied iſt nur, daß Perier zunächft auf Begründung der Ordnung bedacht ſein 
mußte, während es unjere Aufgabe ift, die Freiheit einzuführen. Und wi 
Berier in feinem Wert die Freiheit fchonen und achten mußte, jo mäffen ıwı 
in dem unfrigen die Ordnung fchonen und achten. Hr. Granier de Gaffagra 
fagt uns, daß wir auf einem falſchen Weg begrifien feien. der nur zu Unbai 
führen könne. Aber, m. HH., würdigen Sie auch unfere Lage, und bedenfa 
Sie, daß wir in heilloſer Weife die Negierung, in deren Namen wir bier er: 
ſcheinen, ſchwächen würden, wenn wir dem Lande das klägliche Schaufpiel von 
Männern gäben, welche ald Vertreter gewiſſer Ideen ans Ruder gelangt, nur 
dieje Ideen verleugnen oder hintanfegen. Nein, nein, da8 werden wir nidt 
thun. (Anhaltender Beifall links und im linken Gentrum. Senſation 
Pinard bringt im Namen von 50 Mitgliedern der Rechten folgende Tage: 
ordnung ein: „Im Erwägung, daß die weile und maßvolle Einmiſchung ver 
Regierung in die Wahlen in gewiflen Fällen eine politiicde Rothwendigkeit it. 
gebt die Kammer zur Tageßordnung über.” Thiers befämpft diefe Tagel- 
ordnung in einer kurzen, aber heftigen Apoftrophe an den ehemaligen Miniſter 
des Innern. Dllivier erflärt im Namen des Cabinets, daß daffelbe mır 
die einfade Tagesordnung annehmen fünne (Reuer Beifall.) Hr. Picar 
zeigt an, daß die Linke na den heutigen Auslaffungen des Yuftizminifter: 
ihre motipirte Tagesordnung zurüdziehe. (Sehr gut!) Lator-Du-Mor- 
lin: Wir müflen die Solidarität mit der Linken zurüdweilen. Zul. Favre: 
Ich flimme für die Wahlfreiheit. Gambetta: Und nur für diefe! Sr 
von den HG. d'Albuféra und Genofien beantragte einfache Tagesordnur: 
wird mit 185 genen 56 Stimmen angenommen. (Dafür neben den beibes 
Centren, die ganze Linke, auch .mbette, Jules Gerry, Birault m. |. m. 
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dagegen die Rechte mit Yorcade, Baron David, Granier de Eafiagnac, Du⸗ 
vernois, Dreolle u. |. w.) Wie daß Ergebniß verkündet wird, ruft Hr. 
Dugue de la Fauconnerie (von der alten Majorität): Bon jekt ab 
werden wir täglid bei Beginn der Situng die Auflöfung der Kammer 
verlangen. 

Das Ergebnik der Tebatte und der Abflimmung wird von der Prefie 
als ein Ereigniß behandelt: „La France” meint: „Man fühlte, daß man einem 
Greigriß von größter Tragmeite beimohne: es ift die Gegenwart, die mit der 
Bergangenheiit bricht, und dies mit einem Geräuſch, dab die Fenſterſcheiben 
Hirren.” Die „Prefie* beginnt ihren Bericht: „Der geftrige Tag ift das 
Sadomwa der Rechten geweſen.“ Die „Debats“ jagen: „Es iſt vollbradht, es 
ift eine Nevolution. Der Tag mird fein Datum tragen; es ift ein parlas 
mentarijher 24. Februar. Das Minifterium bat feine Schiffe verbrannt.“ 


26. Febr. Die Rechte (alte Mehrheit) des geſetzgeb. Körpers, bie ehe: 
maligen Arkadier, gründen in Folge der Abftimmung vom 24. d. M. 
wieder einen eigenen Club, an deſſen Spike Bavon Tapid, Forcade 
de la Roquette und El. Duvernois ſtehen. 

Geſetzgeb. Körper: Die Regierung legt das Budget für 1870 
vor. In demſelben find zum erſten Mal ordentliche und außer: 
ordentlihe Cinnahmen und Ausgaben in einen Öejeßentwurf ver: 
einigt, das Nejultat ergibt einen muthmaßlichen lUeberſchuß von 
99 Mid. Fr. 


28. „ Graf Montalembert, bisher das Haupt der katholiichen Partei 
in Frankreich tritt, obgleich frank, in cinem offenen Briefe energiich 
gegen bie von der Majorität des Concils angeftrebte Unfehlbarkeit 
des Papftes und für beren hervorragendſte Bekämpfer, jeine Collegen 
in ber Academie francaise, auf: 

„++. Ohne die Abficht oder die Fähigkeit zu haben, die jet im Coneil 
verhandelte frage zu beiprechen, begrüße ich mit dankbarſter Bewunderung 
zuerft den großen und hochherzigen Biſchof von Orleans, fodann den berebten 
und unerſchrockenen Priefter (Gratıy), melde den Muth gehabt haben, ſich 
dem Strome von Schmeicdhelei, Betrug und Servilität entgegenzuftellen, der 
uns wegzuſchwemmen droht. Dank ihnen wird das katholijche Frankreich nicht 
zu tief unter Deutichland und Ungarn und Amerika zurüdgeblieben jein. Ich 
nenne mich öffentlih und mehr, als id es mit Worten auszudrüden vermag, 
ftolz darauf, fic zu Freunden und zu academifchen Brüdern zu haben. Ich 
bedaure nur das Eine, daß Krankheit mich hindert, in ihrem Gefolge in die 
Arena binabzufteigen, gewiß nit auf das Gebiet der Theologie, aber auf 
das der Geſchichte, der jocialen und politiichen Folgen des Syſtems, gegen 
das fie fämpfen... .* 


„ u Tie Regierung feßt eine außerordentlihe Commiſſion behufs 
Prüfung der Frage der Decentralijation unter den Vorſitze Obilon 
Varrots und eine zweite behufs Prüfung ber ben höhern Unterricht 
betrefjenden Tragen unter dem Vorſitze Guizots cin. 


3. März. Der antisinfallibiliftifch gefinnte Biſchof Ginoulhiac von Gre⸗ 
noble wird vom Kaijer zum Erzbiſchof von Lyon ernannt. 


Die außerparlamentarijhe Corrmiſſion für Erörterung ber Fragen 
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ber Decentralijation beginnt bereits ihre Arbeiten unter bem Ser: 
fite Obilon Varrot's. 


9. März. Der gefchgeb. Körper erklärt fi gelegentlih einer JInter: 


13, 
19, 


21. 


22, 


pellation durch bie Tagesorbnung einftimmig tafür, daß die Gin: 
führung einer ivilregierung in Algerien hen Intereſſen der Ein: 
geborenen und der Europäer in gleicher Weife zu entſprechen ſcheine. 

Eenat: Olivier erklärt, bie durch den Eenat bei Gelegenkcit 
ber Wahl ber Maires gegen bäufige Aenberungen ber Verfaſſunz 
tundgegebene Abneigung beftimme das Cabinet, bie Trennung zwi: 
ſchen den rein conftitutionellen Vefugnifien bes Senats und den 
das Gebiet der Gefebgebung betreffenden einer Prüfung zu unter: 
jieben. Zu biefem Zwede werbe er bem Senat einen Gefchent: 
wurf vorlegen, der ba8 Ganze ber für nothwendig erachteten Aende 
rungen an ber Verfaſſung enthalte, 

Die außerparlamentariihe Decentraliſationscommiſſion beſchließt, 
bie Frage ber Ernennung oder Mahl ter Maires getrennt und zu: 
erft in Berathung zu ziehen. 

„ Montalembert }. 

„Die für das Studium ber Parijer Frage niebergefekte Commit: 
fion, die fih zuerft für bie Einſetzung eines Dlunicipalrathe ven 
40 gewählten und 20 von ber Regierung ernannten Mitglicberk 
erflärt hatte, entfcheidet fih ſchließlich für 80 gewählte Mitglieder. 


‘u Beginn des Prozeſſes gegen Prinz Peter Napoleon wegen ZTökt: 


ung bes Victor Noir vor dem Staatsgerichtshof in Teure. 


„ Der Kaijer erklärt fih mit ben Anſichten Ollivier's und bes 
Gabinets betr. eine Nevifion ber Verfaflung cinverſtanden. Offener 
Brief deſſelben an Olivier: 

‚Hr. Minifter! Ich glaube, daß e8 unter den gegenwärtigen Umfländex 
angemefien ift, alle die Reformen zu adoptiren, welche die conftitutionelle Re 
gierung des Kaiſerthums fordert, um dem ungemäßigten Berlangen nach Aen⸗ 
derungen ein Ziel zu ſetzen, welches ſich gewiſſer Gemüther bemädtigt Hat un) 
die Öffentliche Dleinung beunruhigt, indem es einen Zuftand der Unfiderbet 
ſchafft. Unter diefe Reformen ftelle ich in erfler Linie diejenigen, welche die 
Eonftitution und die Prärogativen des Senats berühren. Die Gonftitutiee 
von 1852 mußte vor Allem der Regierung die Mittel verleihen, die Autorität 
und die Ordnung wieder herzuftellen, aber e8 war nöthig, daß fie verbefferungs- 
fähig bleibe, jo lange der Zuftand des Landes nicht erlaubte, die Sffentlicen 
Freiheiten auf foliden Grundlagen feitzuftellen. Heute, nachdem eine Folge 
von Umgeftaltungen die Herſtellung einer conftitutionellen Regierung 
geführt hat, in Harmonie mit den Grundlagen des Plebiscits, iſt es möthig 
alles das, was in jpeciellexer Weiſe in die Legislative gehört, auf das Gebr 
des Geſetzes zurüdzuführen, den jüngften Reformen einen definitiven Charaktet 
zu verleihen, die Conftitution über alle Controverje hinauszuſtellen und den 
Senat, diefe große Koörperſchaft, die fo viele Einfidhten befigt, anzurufen, ferne 
wirkſamere Mitwirtung dem neuen Regimente zuzumenden. Ich bitte Ex 
daher, Si mit Ihren Eollegen in Einvernehmen zu fegen, um mir eine 
Entwurf zu einem Senatsbeichluffe vorzulegen, tweldher die aus der Volle 
abfiimmung von 1852 erfließenden Fundamentalbeſtimmungen unabänberliä 
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feſtſtelle, die gefeßgebende Gewalt zwiſchen den beiden Kammern tbeile und der 
Ration den Fa der conflitwirenden Gewalt zuridgebe, den fie dem Senat 
übertragen hatte.” 


3. März. Geſetzgeb. Körper: Ein Antrag Kératry's gibt bem Kriege: 


miniſter Marſchall Lebocuf Gelegenheit, fi über feine Anfiht bez. 
ber Mobilgarde auszufpredhen: 

„I babe es borgezogen, da die mobile Garde nad) dem von der Kammer 
angenommenen Spftem doch feine gründliche Aysbildung empfangen kann, 
diefe Uebungen lieber ganz einzuftellen. Auch fonft habe ih mich veranlaßt 
gejehen, eine Neihe von Ausgaben, die für dieſes Inſtitut unter Niel gemacht 
wurden, zu fireihen. Für den Zweck der mobilen Barde genügt e8, wenn in 
den Provinzen die Majors mit ihren Secretären und den Magazinen bei: 
behalten bleiben; jpeciellere Anträge zur Berwertbung und Entwidlung dieſes 
Inftituts werde ich noch in den Budgetdebatten flellen. Hr. v. Keratıy ſprach 
von der Politik der Regierung. Ich bin am Wenigften berufen, darauf zu 
antworten. Meine perjönlide Politik ift diefe: Ob Krieg oder Frieden, daß 
geht mich nichts an; wenn aber der Krieg kommt, muß ich bereit fein; dafür 
bin ih im Amte. Als Soldat liebt man natürlich den Krieg, Was aber 
die Politik des Cabinets betrifft, fo if dieſelbe, wie ich glaube, eine jehr fried- 
lie. Wenn jedoch Hr. v. Keratry unter einer defenfiven Politik eine defen- 
five Strategie verfieht, jo bin ich nicht feiner Anficht. Wie? Wir follten, 
wenn es einen Krieg gibt, mit gefreugten Armen warten, bis der Feind in 
unfer Land dringt? Nein, meine Herren, und eben, weil der Kriegsminifter 
ſtets bereit fein muß, die Armee an die Grenze und in des Feindes Land zu 
werfen, ift eine Reſerve nothwendig. In zwanzig Tagen madt man nod 
einen Soldaten, daB weiß ich wohl, aber man bringt e8 immerhin fo weit, 
daß der Mann eine Wade beziehen und aus einer Feſtung jchieken kann.” 
Eine eingehendere Discuffion ber die auf die Armee bezüglichen Fragen wird 
von allen Seiten für die Budgetdebatten vorbehalten und der Antrag des 
Grafen Keratry abgelehnt. 


n Nee Arbeiterunruben im Creuzot. 


„Der geſetzgeb. Körper nimmt den Gefetentwurf betr. bie Abfchafs 
fung des Sicherheitögefeßes vom 27. Febr. 1858 ohne Discuflion 
einftimmig an. 

„ Der Minifter bes Auswärtigen Graf Daru theilt feine Note 
vom 20. Februar an bie römiihe Eurie beir. Zulafjung eines Vers 
ireter8 ber franzöfiihen Regierung zu ben Verhandlungen bes Con: 
cils allen Cabinetten zur Auftimmung mit. 


„ Der gejebgeb. Körper nimmt ten Gefeßentwurf, demzufolge bas 
Megime der zeitweiligen Zulaſſungen fremder Fabrifate und Halb: 
fabrifate ohne ober zu ermäßigten Zollfägen fortan durch beſondere 
Geſetze und nicht mehr Bloß durch -Faiferliche Decrete geregelt wer 
den foll, einitunmig an. 
„ Lebru Rollin trifft in Folge feiner Amneſtie in Paris ein, 

„ Bring Peter Bonaparte wirb vom Staatsgerichtshof in Tours 
frei geſprochen. 

„» Eenat: Olivier legt im Namen bes Minifteriums bemjelben ben 
Entwurf eines Senatusconjults behufs Abänderung ber Verfaffung 





Srankreid. 


nebft ausführligen Motiven und einer Ueberſicht dieſer eventudeı 


Verfaffung Frankreihe, jo weit fie ben Veränderungen burd ti 
gefchgeb. Gewalt entrüdt fein würde, ver. 

Durch diefe Vorlage wird die conftituirende Gewalt, die bisher dem Emzt 
allein zuftand, zerlegt: ein Theil davon geht in den Wirkungskreis der ordem- 
lichen Geſetzgebung über und fteht daher fortan dem Kaiſer, dem geickgebenk: 
Körper und dem Senat zuglei zu; der andere Theil bleibt ausichlielä 
dem Plebiscit vorbehalten. Das Plebiscıt von 1851 ſtellte belanntlid jel⸗ 
gende Punkte als conflitutionelle Grundfäge Hin: 1) ein auf zehn Jahre ge⸗ 
gewähltes verantwortliches Staatsoberhaupt, 2) Miniſter, die von der execz⸗ 
tiven Gewalt allein abhängig find, 3) einen Staatsrath, welcher die (riet 
vorzubereiten und vor der Kammer zu vertreten hat, 4) einen durch I 
allgemeine Stimmrecht ernannten gejeggebenden Körper, der die Geiehe zu 
prüfen und zu votiren hat, und 5) eine zweite, aus allen Berühmtheiten de 





Landes zuſammengeſetzte Berjammlung, die über daS Grundgeſetz und de 


Öffentlichen Freiheiten zu wachen hat. Das Plebiscit vom 21. und 22. R: 
vember 1852 veränderte Punkt 1, indem e8 die Kaiſerwürde wieder herficit. 


Mit dieſer Maßgabe bilden dieje fünf Punkte fortan die Berfafjung Fra 


reichs, an welchen nur buch ein Plebiscit gerührt werben Tann, weldies Fler 


biscit wiederum nur der Raifer zu veranlaflen das Necht hat. Alles Uebrige 
geht in das Gebiet der Gejeßgebung über, die fortan dem Senat, dem Rai: 
und dem geleßgeb. Körper zufteht. Das Recht, die Senatoren zu ernennen 
verbleibt beim Kaiſer und wird fogar ausgedehnt; denn während der Senet 
bisher nicht mehr als 150 Mitglieder zählen durfte, darf er jet die Sail 
von % der Mitglieder des geſetzgeb. Körpers (d. h. gegenwärtig 180) erreichen 
nur darf der Kaiſer nie mehr al3 20 Senatoren in einem Jahre ernenam. 
Der vielbeiprochene Artitel 33, nad welchem der Senat im Gall einer Ari: 
löfung des gejeugeb. Körpers ſechs Monate hindurch alle von dem Raikr 
vorgeichlagenen Dringlicgleitsmaßregeln beichließen darf, der Art. 57, betr. 
fend die Ernennung der Maires durch die Regierung, der Art. 27, beir. de 
Golonien und Algerien, der Art. 52, welcher den Gehalt der Staatsräthe cr! 
25,000 Fred. feftiegt, werden abgeſchafft; dem geſetzgeb. Körper wird das Recht 
Betitionen zu empfangen, wiebergegeben. 





29. März. Gefehgeb. Körper: Ferry beantragt bie Erlaflung cines Pati: 


4. April. Der Senat beftellt die Commiffion für Prüfung ber nen 


gefeges als nothivenbige Vorausſetzung einer Auflöjung Der gegen 


wärtigen Kammer. Ollivier erklärt fi neuerdings entſchieden gem 


die lebtere Maßregel. Der Antrag wirb mit 164 gegen 64 Stimme 
abgelehnt. Die Linke verlangt darauf eine Debatte über bie cer: 
ftituirende Gewalt. Ollivier forbert jedoh die Vertagung einer jel: 
chen als Vertrauensvotum. Tiejelbe wird auch wirflid mit 185 
gegen 63 Stimmen zugeftanden. 


„Rouher betreibt beim Kaijer bie Idee, bie neue Berfaflung einer 
Plebiscit zu unterwerfen, um auf biefe Weije die Dynaſtie neue: 
dings durch das Volk fanctioniren zu laffen und zugleich den Fri: 
rogativen bed Kaiſers neben rejp. über biejer Verfaſſung eine next 
Befeftigung zu gewähren. Tas Minifterium verfennt nicht, bat 
die Abſicht Feine andere iſt, als dem neuen Eyftem eine Art Rareıı 
zu biegen. 














: Verfaſſungsvorlage. Die Mehrzahl ber in biejelbe Gewählten ift 

- ber Vorlage günftig gefinnt. 

', April. Der Minifterrath fügt fih dem Willen bes Sailer und 

beſchließt, daß die neue Berfaffung einem Plebiscit wwterftellt wer: 
ben jolle. 


Tas linfe Sentrum bes geſetzgeb. Körpers remonftrirt gegen bie 
Abfiht des Kaijerd und bes Minifteriums, bie neue Verfaffung durch 
ben Senat beſchließen und durch ein Plebiscit fanctioniren zu laffen, 
den geleßgeb. Körper aber, die legale Vollsvertretung, über bie 
ganze Frage nicht einmal zu hören, vielmehr ganz bei Seite zu 
ſchieben. Olivier erklärt den mehrfachen Deputationen befjelben, er 
babe dem SKaifer fein Wort gegeben, eine Discuſſion über bie Der: 
jaſſungsfrage in der Kammer nicht zuzulaſſen. Inzwiſchen verfennt 
er nicht, daß bie Linke, bas Linke Gentrum, bie äußerſte echte 
und cinige Mitglieder bes rechten Centrums zuſammengehen könnten, 
um das Miniſterium zu einer Debatte zu zwingen, möglicher Weiſe 
zu ſtürzen. 


3, „Der Kaiſer geſtattet ſchließlich dem Miniſterium body, im geſetz⸗ 
| gebenben Körper eine Debatte über die Verfaſſungs- und Plebiscits: 
frage anzunehmen. 


4.0. 5. „ Geſetzgeb. Körper : Olivier erklärt fi bereit, auf bie an: 
gefünbigte Anterpellation Greoy zu antworten. Groͤvy entwidelt 
diefelbe. Debatte über bie Plebiscitsfragee Die Kammer gebt 
Ihlieklih in einem Pertrauensvotum für das Minifterium mit 227 
gegen 43 Stimmen zur Tagesorbnung über. 

Debatte: Grévpy: Iſt dieſes Senatusconfult geeignet, der Nation die 
ceonftituirende Gewalt wiederzugeben? Wir müfjen auf diefe Frage mit beſtem 
Gewiſſen mit Rein antworten. Die Wiederherftellung ift nur eine ſcheinbare. 
Sin der That kann das Volt nach diefem Entwurf die conftituirende Gewalt 
nur ım Wege des Plebiscits ausüben und ein Piebisat nur auf Anorbnung 
des Kaiſers eingeleitet werden; der Weg der Geſetzgebung, welcher der natür⸗ 
lichſte und mwahrfte iſt, bleibt zur Berfaffungsfrage nad wie vor veriählofien. 
Was ift das Plebisch? Es iſt der in jeiner Iſolirung berufene Bürger, 
welcher ohne vorgängige Berathung liber eine vollendete Thatſache nur Ja 
oder Rein zu jagen und nur zwiſchen den Verwerfen und der einfadhen Rati⸗ 
fication die Wahl hat. Das ift die Lage, welde man diejer aroßen Nation 
bereitet hat: ihr Wille ift von der Hand eine einzigen Menſchen in Stetten 
geihlagen worden. Mit dem Senatusconfult ftellen Sie der Ration die Wahl 
zwilchen einer unmöglich gewordenen Unbeweglichleit und einer unvermeidlich 
werdenden Revolution. Sie machen die größte Wohlthat diejer Zeit, nämlid 
das allgemeimt Stimmrecht, zu nichte; denn von biejem allein durften wir 
hoffen, daß e8 in feiner regelmäßigen Wirkjamleit eine gewaltjame Erſchütte⸗ 
rung fern halten werde. Das Senatusconjult vereitelt die Hoffnungen, zu 
welchen der kaiſerliche Brief Anlaß gegeben hatte; es verjchlimmert daß gegen- 
wärtige Verhältnik. Bisher lag die conftituirende Gewalt thatſächlich — 
denn rechtlich iſt ſie ein unveräußerliches Eigenthum der Nation — in den 
Händen des Kaiſers und des Senats. Das war immerhin eine Garantie, 
wenn ich auch weit entfernt bin, ihren Werth übertreiben zu wollen. Tas 
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Jrankreiqh. 


Plebißcit aber if niemals ein ernſtliches und aufrichtiges Mittel für 
Ausübung der Bollsfouveränetät geweſen. Welches Plebiscit wäre == 
votirt worden unter dem Drud von Imfländen, wie die von 1852, nad r— 
gewaltigen Revolution, unter der Herrſchaft des Schredens? =r 
einer Ration die Wahl laßt zwilhen dem Abgrund und der Beflätigung c-- 
vollendeten Thatjache, kann fie da noch ſchwanlen? Aber laſſen wir die |- 
gangenheit. Ich erkläre, daß für die Zufunft das Piebiscıt nicht eim %- 
if, den Rationalwillen auszudräden, jondern ihn zu confisciren. Mir. 

Waffe ausgerüftet, kann das Staatsoberhaupt eines Tags Frankreich u- 
die Herrichaft der Dictatur und des Deipotismus bringen. (Gine Stier. 
wenn die Nation darein willigt.) Die Frage ijt eben, ob die Ration c-- 
Willen ausorüdt in einem Berfahren, von weldem jede Beraihung c:: 
geſchloſſen if. Aus diefen Gründen muß id das Senatusconfult befäm:- 
ohne für jetzt auf feine weiteren Anordnungen eingehen zu wollen. ud ” 
es ein kindiſches Werk, welches Sie unternehmen. Sie wollen dieſes cr:: 
Bolt in Ihre Heinen Combinationen einzäunen; aber daß Bolf wird az '-: 
nem Tage diefe Schranken überfteigen, wie es ſchon jo viele überfliegen !: 
bis e8 endlich zu der einzig normalen Regierung der Begenwart, zz d 
demofratiiden Form gelangt fein wird, in mwelder allein es Orbuung, 5-- 
heit, Ruhe und Bedeihen finden fann. Ollivier: Wir bitten, da wur z 
Begriffe find, unfere Vorlage vor dem Senat zu vertreten, die Kammer ı- 
ein entfcheidendes Botum. Wenn wir Unrecht haben, jo wird die Kammert 
fagen, und andere werden uns erfegen. Wir wollen uns von Ihmen zı: 
trennen und nur das ausführen, was Ihren wirkliden Wunſchen entipr.c‘ 
wir wollen Ihnen keine Ueberraſchungen bereiten, jondern nur Ihr Mar:!:: 
erfüllen. Wir mußten uns fragen, ob die von uns vorgeidhlagenen Refsr- 
in Uebereinftimmung mit den früheren Plebisciten find oder nicht. Wir k:c 
lange vor diefer Frage gezaudert, da es uns am Kerzen liegt. den Geile” 
ein wenig Ruhe und Erholung zu bereiten. ber das Plebiscit iſt am €:: 
fein jo fchredliches und beunruhigendes Ereigniß; es handelt fh um c- 
Votum, weldes in jehr regelmäßiger Weile vor fi gehen wird. Wir itc- 
zeugten uns immer mehr von der Nothwendigleit des Plebiscits; ohme S 
hätte man dem Senatusconfult jede Bedeutung abgeiproden, das Land bi: 
uns ſtets der Eigenmädhtigleit geziehen. Darum kamen wir Aberen, we: 
der Senat unjere Anfiht theilte, vom Volle eine Watification des ma“ 
Senatusconfults einzuholen. Die Nation ift auf diefen Act durch mehriäbr:: 
Diseuffionen auf der Tribline und in der Preſſe volkommen vorbereitet: =: 
wollen fie bitten, der nunmehr ausgebauten liberalen Berfaffung tier. 
Weihe zu geben, welche fie der autoritären Berfafjung gegeben bat. Be:r 
des Refultats diefer Prüfung find wir außer Gorge; denn wenn die Rct: 
wie man fagt, fi) zwiſchen die Reaction und Revolution geftellt ſehen wı' 
fo wird fie fi für das erflären, was wir ihr vorſchlagen: für die Preiber 
(Andaltender Beifall.) Picard: Diefe ganze Debatte fei nur eine Fir-- 
licgfeit, nur eine Discuffion in extremis, da ja in der Sache ſchon Lär:“ 
entihieden fei. Was es mit der Aufrichtigfeit und der Bedeutung des T.: 
biscits auf fi) habe, das mögen die Minifter beantworten, die zur Zeit de 
Vlebiscits von 1851 im Gefängnig waren. Die Frageſtellung jelbft wer: 
vom Staatsoberhaupt nad feinem Gutdunken rebigirt werden. Mit eier 
Gewaliftreiche werde diefem Haufe die Hälfte der gejeggebenden Uutorität sr 
nommen, und zwar, um in die Hände des Mannes zurüdzufehrer, weise 
die dietatoriale Verfaſſung von 1852 geſchaffen hat. Mit diefem Wet werx 
die Aufhebung der offiziellen Candidaturen umgangen und paralyfirt; “7 
fortan finde die executive Gewalt int Senat die von ihr ernannten um => 
hin abhängigen Geſetzgeber. Das Plebiscit habe nur einen Sinn, wenn :'= 
eine regelrechte Berathung vorausginge, andernfalls fei e8 ein wahrer €: 
und er begreife leicht, daß die Minifter um das Ergebniß außer Sorge © 
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Es bleibt uns nur noch eins übrig, flieht der Redner Sehr erregt, daß wir 
nämlich ſämmtlich unſere Entlafung geben; denn was man Ihnen bier 
varſchlägt, das ift, daß Sie fih ſelbſt zur Ohnmacht verurtheilen, und 
das werden Eie nit Ihun. Zwei Rebner bes Tinten Gentrums, Martel 
und dD’Andelarre, ſchließen fi gerade aus Eympathie für daß Gabinet 
warnend den Einwendungen gegen das Plebisctt an. Tas Senatusconfult 
wahre der Berjaffung noch viel zu viele Einzelheiten und fei die Wurzel 
wunaufhörlicher Plebiscite, während diefer Weg nur in den äußerften Fällen 
eingeichlagen werden dürfte Endlich ſchließt fh noch Jul. Favre mit 
Icharfen Ausfällen genen den afterdemofratiihen Charakter des Plebiscits den 
HH. Greoy und Picard an; er wiederholt mit aller Entſchiedenheit, daß das 
Senatusconjult die Bernihtung der parlamentariihen Regierung und die 
Miederherftellung des perfönlichen und deipotifchen Regiments fei, und daß die 
Miniſter nur noch die blinden Werkzeuge diefes perjönlichen Regiments blie⸗ 
ben. Aber nehmen Sie fih in Acht, ſchließt er, Sie werden es dahin bringen, 
der Nation zu beweilen, daß zwiſchen ihr und vielem perfönlidhen Regiment 
abfolute Unvereinbarkeit herrſch. Gambetta hält in einer Rede, welde 
durch Formſchönheit und Wärme Eindruck madt, einen wahrhaft blendenden 
Panegyrikus auf die republilanifhe Staatsform und fchließt dahin: Dem 
Minifterium war die Aufgabe zugefallen, die perjönliche Regierung zu ent- 
waffnen; e8 wird aber nur ein Minifterium der Enttäuſchung geweſen jein. 
Wenn man dem Lande die conftituirende Gewalt wiedergeben will, muß man 
fie nit mit Morten geben und thatjählih für fi behalten. Wenn Sie 
nicht diefem Minifterium, welches das Ihrige ift, Ihren Willen aufzwingen, fo 
wird die Geſchichte jagen, daß Sie die Herren der Situation gemeien find, und 
fie wird darüber richten, ob Sie Ihre Pflicht erfüllt haben. Ollivier: Die 
Rothwendigkeit, dem Plebiscit eine Discuſſion vorangehen zu laſſen, habe die 
Regierung jelbft anerfannt, und dieſe Discuffion fei jo frei geweien, daß man 
auf diefer Tribüne einen Hymnus auf die Republit habe anftimmen können. 
Tiefe Frage, ob das allgemeine Stimmrecht mit der conftitutionellen Monarchie 
vereinbar jei, müjle nicht auf abftract philoſophiſchem Wege, ſondern nad) der 
erperimentalen Methode unterjucht werden. Ex jelbft (Olivier) ſei, nachdem 
er fih oft an den Thatjahen geftoßen, zu der Ucberzeugung gelangt, daß das 
allgemeine Stimmrecht durchaus nicht feinem Weſen nad diefe oder jene 
Staatsform gebiete, jondern ſich ebenjo gut der monarchiſchen als der republis 
Tanifhen Form anpafle. Die wahre Legitimität der Regierung jei feine 
rechtliche, jondern eine thatſächliche. Wie wolle man aber leugnen, daß daß 
Kaiſerreich die Ausführung jedes Tortichritts möglich made? Das Land bes 
dürfe alſo keiner Ummälzung, und wenn cine folde, was Gott verhüte, ers 
folgte, jo würde der Borreoner felbft den Reſt feines Lebens hindurch bes 
dauern, diejelbe herbeigeführt zu haben. „Die beretigten Genugthuungen, 
welche der jocialiftiichen Bewegung, die das charakteriftiiche Merkmal unjerer 
Zeit ift, zu gewähren find, können nur von einer ftarfen Regierung gewährt 
werden, mweldhe die Ordnung verbürgt und das Mögliche gibt, weil fie ficher 
iR, die Utopie und die Ehimäre befiegen zu tönnen. Barum laſſe man end» 
lich die theoretifchen und dialektiichen Streitigkeiten fallen und nehme mit ver- 
einten Kräften die großen Staatsaufgaben, welche alle unter dem gegenwärti⸗ 
gen Syftem gelöft werden können, in Angriff.” Nach einer kurzen Apoftrophe 
J. Simon’s, der das Plebiscit als einen Hohn auf die Volksſouveränetät 
bezeichnet, leitet der Präfident endlich raſch die Abflimmung ein. Es liegen 
drei Tagesorbnungsforneln vor. Ollivier erflärt, nur diejenige des rech⸗ 
ten Gentrums annehmen zu können, die dahin geht, „die Kammer, nachde.n 
fie die Erklärungen des Minifteriums gehört, geht im Vertrauen auf die 
Ergebenheit defielben für die faiferlihe und parlamentarische Regierung zur 
Tagesordnung über”, die denn auch gegen die Stimmen der Linken und einige 
wenige der Gentren angenommen wird, 
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Frankreid, 


Die Kammer verzichtet mit ihrem Votum darauf, auf bie T- 
faffungsfrage und auf das Plebiscit einen Einfluß zu nehmen; ‘m 
überläßt fie bem Cabinet und dem Cenat, bie Domaine ber t: 
biscite aber dem Kaiſer. Thiers wird feine Rebe abgeichnitten :r: 
bei der Abftimmung gebt ihm das linke Centrum durch und tier 
für das DVertrauensvotum zu Gunſten Ollivier's. Thiers muß cr: 
ber Linken ftimmen. Bon ben Miniftern enthalt ſich nur +;” 
der Abftimmung. Die Ueberzeugung beſteht auf allen Eeiten, t: 
der Kaijer, wenn ibm das Plebiscit, wie kaum zu zweifeln, gelit? 
im Begriff ift, die Zügel bes Regiments wieber zu ergreifen ı: 
bas parlamentarijhe Minifterium auf das Niveau feiner Bergän;e 
herabzubrüden. 


7. April. Olivier wirb an bie Etelle Lamartines mit 26 ge: 


10. 


12, 


2 Stimmen in die Acabemie gewählt; bie Acabemie fcheint ice: 
auf ihre bisherige Oppofition gegen das Kaiſerthum verzichten : 
wollen. 

„ Der gefeßgeb. Körper genehmigt einftimmig das Centingent ': 
1870 mit 90 ftatt 100,000 Mann. 

„Geſetzgeb. Körper: Keratry interpellirt ba® Cabinet wegen de 
„verzehrenden Thätigkeit“, die es ben Präfecten für das Nichis:.: 
zur Pflicht gemacht hat. Ollivier vertheidigt ben Ausdruck. Za:: 
frühere Selbjtänbigfeit gegenüber dem Kaijer ift in raſchem Schr: 
ben begriffen. 

Der Finanzminifter Buffet gibt in Folge ber Plebieciteft::: 

feine Entlajjung; der Minijter des Auswärtigen Graf Daru m::: 
Miene, ih ihm anzufdließen. 
„ Da fein einziges anderes Cabinet bem Vorſchlage Frankreit 
fih auf dem Concil durch einen Legaten vertreten zu laſſen, be. 
ſtimmt bat, jo verzihtet auh Graf Daru barauf, erläßt dazes 
eine zweite Tepeſche zur Mittheilung an bie römiihe Curie und a 
bas Concil jelbit, um fie auf ben gefährlichen Weg, ten fie betreter 
aufmerkfam zu machen und mo möglich noch zurüdzubalten. 

... Es iſt augenfcheinlich, daß, wenn ſolche Principien angeorbnea wi: 
den, die Regierungen nur jo viel Macht und die bürgerlihe Geſellſchaft rr: 
fo viel Freiheit behielten, als e8 der Kirche ihnen zu laflen genehm 'c- 
würde. Ihre weientlichiten Rechte, die Grundlagen ihrer politiiden Kont::- 
tion, ihre Geſetzgebungen in Saden des Eigenthums, der Familie, des U— 
terrichts, fönnten jeden Tag von der kirchlichen Autorität in Frage get: 
werden. Als Vervollſtändigung diefes Syftems hat man verlangt, in dar..:: 
Decret die perfönlie und von der Kirche getrennte Unfehlbarfeit des Rari:: 
aufzunehmen, d. h. nahdem man alle politiſchen und religiöier 
Gewalten in den Händen der Kirde vereinigt bat, will me: 
alle Gemwalten der Kirche in den Händen ihres Ober haupt: 
concentriren...* 

„» Smat: Tevienne verlieft ben im Wefentlihen der Regierun: 
vorlage zujtimmenben Commifjionsberiht über das Senatusconiu: 
bez. ber Verfaſſung. 
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Geſetzgeb. Körper: Gambetta u. Gen. bringen einen Geſetzes⸗ 
entwurf ein, der das Plebiscit unter bie Controle ber Kammer 
ftellen ſoll. Ollivier befämpft ben Antrag; berjelbe wirb mit 170 
gegen 57 Etimmen abgelehnt. 

Die bonapartiftiihe Partei und bie Anhänger bes Eabinets be: 
Tchließen bie Einfegung eines Actionscomite’s, das mit großartigen 
Mitteln für das Plebiscit wirken fol. Tas linke Centrum bethei: 
ligt ſich nit babei. 

3. April. Gefetgeb. Körper: Olivier verlangt die Vertagung der Kammer 
bis nad dem Plebiscit, was ihm aud mit 193 gegen 63 Stimmen 
zugeſtanden wird, 


4. 9 Buffet und Daru, bie Tiberalften und charaktervollſten Mitglieder 
des Gabinets, fcheiden aus demfelben aus. Die Reconftruction bes 
Minifteriums fol erft nah dem Plebiscit vorgenommen erben. 
Borläufig übernimmt Dllivier das Auswärtige, Eegris bie finanzen. 

5. „ Dllivier, als Interimsminijter bes Auswärtigen, läßt die Note 
Daru’s vom 10. d. M. nur dem Garbinal:Etaatsjefretär Antonelli 
übergeben, verzichtet dagegen auf ben urfprüngliden Plan, fie auf 
bem Eoncil felbft offiziell zur Kenntniß zu bringen. 

19. — 20. April. Der Senat nimmt das Conſult bezüglich Verfaſſungs⸗ 
reviſion einſtimmig an. 

20. April. Die Linke (15 Deputirte und 7 Journaliſten) erlaſſen ein 
Manifeſt gegen das Plebiscit. Durch Picard iſt in der Linken eine 
Spaltung eingetreten. Das linke Centrum kann ſich über ſeine 
Stellung gegenüber dem Plebiscit nicht einigen und überläßt es je⸗ 
dem ſeiner Mitglieder, ſich zu der Frage nach ſeiner individuellen 
Ueberzeugung zu verhalten. Tas rechte Centrum geht mit der Red: 
ten und tritt leidenfchaftlih für das Plebiscit ein. 


23. „ Ein Deeret des Kaiſers formulirt die bem Volle behufs eines 
Plebiscits vorzulegende Trage babin: 

„Das franzöfiihe Bolt billigt die in der Berfafjung feit 1860 durch den 
Railer unter Miwirkung der großen Staatskorper bewirkten liberalen Refor- 
men und genehmigt den Senatsbeihluß vom 20. April 1870.” 

Gleichzeitig erläßt der Kaifer folgende Proclamation: 

„Branzofen! Die Verfaffung von 1852, welche kraft der Vollmachten, bie 
Ihr mir verliehen hattet, entworfen und durch die 8 Millionen Stimmen, 
welche das Kaiſerthum bergeftellt haben, beftätigt wurde, hat Frankreich 18 Jahre 
der Ruhe und des Wohlftandes verſchafft, welche nicht ohne Ruhm waren. 
Sie Hat die Ordnung gefihert und läßt den Weg für alle Berbeflerungen 
offen. Daher, je mehr die Sicherheit fih befeftigt bat, um jo mehr hat fi 
für die Freiheit ein weites Feld eröffnet; aber allmählich eingetreiene Umge⸗ 
Haltungen haben die Grundlagen derfelben herührt, melde nicht ohne eine 
Berufung an die Ration mobdifizirt werden können. Es wird daher nöthig, 
daß der neue Berfafjungsvertrag durch das Bolt guigeheiken wird, wie es 
eherem mit den Berfafiungen der Republit und des Kaiſerreichs geichehen if. 
In diefen beiden Epochen glaubte man auch, was ich jelbft noch heute glaube, 
daß Alles, was ohne Euch geichieht, ungefegmäßig iſt. Die Verfaffung bes 
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kaiſerlichen und demokratiſchen Frankreichs, welche auf eine klcine Anzet = 
Grundbeſtimmungen gebracht wurde, die nicht ohne Eure Zuſtinuxie m 
ändert werden Fönnen, wird den Bortheil haben, dab fie die vollzogen x 
fchritte endgiltig macht und die Srundlagen der Regierung außerhalb des: 
reiches Der politiihen Ummwandlungen ftelt. Die Zeit, weldde nur zu: 
unfruchtbaren Streitigleiten und Leidenſchaften vergeudet wurde, wird . 
nüßlicher dazu verwendet werten können, die Mittel aufzujuchen, nm ix =: 
raliihe und matericle Wohlergehen der großen Mehrzahl zu erköhen. .: 
wende nich an Euch alle, die Ihr feit dem 10. Tezember 1848 ale &- 

niffe überwunden habt, um mid an Eure Epige zu fin, an Eud, ix. 

feit 22 Jahren mid unaufhörlih durd Eure Stimmen erhöht, durch & 
Mitwirkung unterftügt und dur Eure Liebe belohnt habt. Gebt mir c-- 
neuen Beweis des Zutrauens. Inden Yhr zur Urne eine bejahende Star 
bringt, wertet Ihr tie Drohungen der Revolution beſchwören, auf em: '* 
Srundlage die Ordnung und die freiheit gründen und für die Zufarfı '- 
Uebergang der Krone auf meinen Sohn crleidhtern. Faſt einftimmis :" 
Ihr vor 18 Yahren mir die ausgebehntefte Gewalt Übertragen. Tran &:: 
cben jo zahlreih der Umbildung der Faiferlicyen Regierung bei. Eint 1: | 
Nation kann ihre ganze Enwicklung nicht erreichen, obne fi auf Infitut 
zu ftügen, welche zugleich die Bchtändigleit und den Fortſchritt beriir:c 
Auf die Forderung, welche ih an Eud richte, die in den letzten zehn Kar. 


— 0 — — — 





betrifft, jo werde ich, getreu meinem Urſprunge, mid von Euren Etder 
durchdringen laflen, mich dur Euren Willen träftigen und im Sat 
auf die Vorſehung nicht aufhören, ohne Unterlaß an der Wohlfahrt m) x 
Größe Franhbreichs zu arbeiten.“ 


28. April. Die Line und bie demokratiſche Preffe erlaffen einen Aut. 


30. 


erzielten liberalen Reformen gut zu heißen, antwortet mit Ja BR j 


an bie Armee, gegen bas Plebiscit. 
„Verhaftung eines angeblichen Aitentäters auf den Kaiſer. 


1. Mai. Verhaftungen im Creuzot. Ende des großen Etrile. 


4. 


8. 


„ Dur kaiſ. Decret werben eine Anzahl Angellagter theils m“ 
ber Vorgänge vom Februar b. J., theild wegen bes angebliden *: 
tentatd dom 30. v. Mts. dem Staatsgerichtshof unter ber Anflı: 
eines Complotts überwielen. 
„ Abjtimmung über das Plebiscit in ganz Frankreich. Ihatiäk!- 
ift e8 eine Abſtimmung zwiſchen bem Kaiferreih und feinen ©: 
nern, im engern Einne zwiſchen Monardie und Republif. % 
Nefultat entjpriht im Ganzen ben Wünſchen und Erwartungen 4 
Kaifers und ber Regierung, bie in dieſer Angelegenheit alle il“ 
fländige Haltung verloren bat: mehr ale 7 Mil. Ja ſprechen = 
gegen 1% Mil. Nein aus. | 
Das offizielle Reiultat ergibt: Es wurden 7,850,142 Ja, 1,598,8% I= 
und 112,975 ungiltige Stimmzettel abgegeben. Die authentiichen Zittern BE 
die Abflimmung der Armee find folgende: Landarmee: von 300,684 Far 
ſchriebenen ftimmten 299,528; mit Ja 254,749, mit Rein 41,782, ma‘: 
2997. Marine: von 32,037 Eingeſchriebenen flimmten 30,410; mi & 
23,895, mit Rein 6009, ungiltig 506. 
Die großen Stäbte ftimmen überwiegend mit Nein. So gibt Baris 14’ 
Rein gegen 139,538 Ya, Lyon 35,769 Nein gegen 22,294 Ja, Bet 
18,469 Rein gegen 10,127 Ya, Zouloufe 12,534 Nein gegen 9,112 % 
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Mamtes 10,185 Nein gegen 6,463 Ya; der ganze Süden if, wenigſtens was 
Die Stadtbenölferung betrifft, überwiegend republikaniſch und antibonapartiftifch. 

.Mai. Eine Depefhe Ollivier's an ben franz. Botſchafter in Rom 
erflärt ihm, daß bie franz. Regierung in Folge der Meigerung bes 
Papſtes, auf die Näthe Frankreichs zu hören, fi neuerdings jedes 
Einfluſſes auf das Concil enthalten werbe, und befiehlt ihm, weber mit 
dem Papit felber noch mit dem Garbinal Antonelli irgend melde 
Converfation über das Concil weder hervorzurufen noch anzunehmen. 

ke „Gecetgeb. Körper: Die Linke protejtirt gegen bie Cinftellung 
aller Arbeiten ber Kammer bis nach ber feierlihen Verkündigung 
des Plebiscits. 

du Tas Minifterium reconftruirt fih nunmehr, nad) erfolgten Ple⸗ 
biscit, bereits in ganz anderer Meile ald am 2. Yan. Der Kaiſer 
hat die Zügel des Regiments wieder vollſtändig in ber Hanb und 
ernennt die Minifter nah Velieben. Der Herzog v. Gramont, 
nad allgemeiner Anfhauung ein mehr als mittelmäßiger Kopf und 
jetenfalls ein willenloſes Werkzeug des Kaijers, übernimmt das 
Vortefeuille bes Auswärtigen. 

S. „Decr geſetzgeb. Körper anerkennt enblih bie Abflimmung über 
das Plebiscit; der Präfibent verkündet das Reſultat. Die Kammer 
Tann alſo ihre Arbeiten wieder aufnehmen. 

1. „ Feierliche lieberreihung bes Plebiscits an ben Kaifer burd bie 
Bureaux beider Kammern. Hr. Schneider führt dabei bas Wort, 
nit Hr. Rouber. 

22. „ Tie fog. außerparlamentarifche Decentralifationscommilfion unter 
Dbilon Parrot lõost fich, fehr unzufrieden über die ihr von ber Re: 
gierung gemadte Etellung, felber auf. 

23. ,„ Geſetzgeb. Körper: Die Regierung läßt ihm eine Vorlage zu: 
gehen, welche den Gehalt ber Senatoren von 30 auf 15,000 Fr. 
herabſetzt. 

24. „ Ter Minifterrath beſchließt, daß bie Maires nicht gewählt, ſon⸗ 
bern von ber Regierung ernannt werben follen, 

25. „ Gefehgeb. Körper: Tie Linke fpaltet fi in Folge bes Plebiscits; 
Picard mit 17 anderen Mitgliebern berjelben bildet eine befonbere 
Fraction, bie fi ber Regierung, wenigſtens bem linken Centrum 
annähern will. 

Definitive Annahme bes Preßſtrafgeſetzes. 

30. „ Geſetzgeb. Körper: Die Regierung bringt ihre Vorlage bez. Ers 

nennung der Maires ein. 


1. Juni. Auch die außerparlamentarifhhe Commiſſion unter Guizot fließt 
ihre Arbeiten, ohne daß dic Regierung biefelben irgendwie nutzbar 
zu machen gejucht hätte, 
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3. Juni. Sefebgeh Körper: Die Regierung bringt eine Vorlage, betr. = 


7. 


9. 


15. 


19. 


20. 


24. 


27. 


2. 


30. 


(fehr mäßige) Erweiterung ber Befugniffe ber Generalräthr, en 
» : Scjebgeb. Körper: Tie Regierung bringt cine Vorlage beir. FS 
mäßigung bes bisherigen Zeitungsfiempels cin. 

„ Gefebacb. Körper: Tie Regierung wirb wegen bes fdhweizeri':- 
Gotthard⸗Projectes und ber Unterflüßung beflelben buch den n:: 
deutſchen Bund interpellirt. Der Interpellant fieht darin eine Ide«:: 
Beeinträchtigung Frankreichs. 

„ Ter Etaatsgerihtshof wird auf ben 18. Juli nah Bleis cr 
berufen, um über bie angebliden Complotte gegen das Lehen ti 
Kaiſers und die Sicherheit des Staats abzuurtheifen. 


„: Die orleaniftifhen Prinzen ergreifen ben Anlaß eines Antra.: 


‚auf Rüdnahme des VerbannungsbecretS der Familie Orlcans, sc 


in einer Zuſchrift an den gefeßgeb. Körper neuerdings gegen je: 
Decret zu proteftiren: 

„Es if Ihnen der Antrag vorgelegt worden, die Ausnahmemaßregeln s=’ 
zuheben, die uns treffen. Angeſichts dieſes Vorſchlages dürfen wir midi Er 
ſchweigen beobachten. Seit 1848, unter der Regierung der Republil, tab 
wir gegen das Geſetz proteftirt, welches uns verbannt, ein Miktraumsar'z 
welche damals durch Nichts gerechtfertigt wurde. Nichts hat defielbe jetz 
gerechtfertigt, und wir erneuern jekt unfern Protefl vor den Repräfenter” 
des Landes. Nicht eine Gnade ift es, was wir verlangen, es iſt unter Art 
das Recht, welches jedem Franzoſen gehört und deſſen wir allein beraukt ?- 
Unfer Baterland iſt's, welches wir zurüdverlangen, unfer Land, weldes =: 
lieben, dem unfere Familie immer redlich gedient bat, unjer Land, vom der 
feine unferer Traditionen uns trennt und deſſen Name allein unfere Her 
ſchlagen macht; denn für die Berbannten kann Nichts das Baterland eriigen‘ 


„Geſetzgeb. Körper: Die Regierung beantwortet die Snterpellati:: 
be3. bes Gotthard-Unternehmens babin, daß man Andern nicht wei. 
dasjenige zu thun verbieten Tönne, was man, wofern es im Arie: 
effe Frankreichs läge, ohne Bedenken ſelbſt thun würde. 

„ Der gejeßgeb. Körper lehnt nah dem Wunſche und Willen te: 
Regierung bie von ber Linken geforderte Mahl ber Maires mit 1X: 
gegen 55 Etimmen ab. 


„ Sefetgeb. Körper: Die Minijter verlangen in ber Commiſſie⸗ 
wie vorauszufehen war, bie Ablehnung ber Burüdberufung ber er 
Teaniftiihen Prinzen und zwar durch eine einfache Tagesordnunz. 


„ Der gefebgebende Körper Iehnt bie Vorlage ber Regierung ker. 
Reduction der Senatorengehalte ab. 


„Geſetzgeb. Körper: Debatte über das Heeres:Contingent für 1871: 

Kriegsminifter Marſchall Leboeuf: Die Regierung fordert für 1871 rt 
90 flatt 100,000 Rekruten; fie ift auf diefe Herabichung eingegangen :ö 
eine Aufforderung zur Entwafinung von Europa. Die Aufforderung hai " 
doch keine Nachfolge gefunden, Die Aufforderung bleibt; aber man fen: 
nicht flärfer maden, bevor fie nicht ein ernſtliches und wirkliches Ente“ 
fommen gefunden bat. Graf Satour (gegen die Herabjegung): Der Bısc 
Friede darf kein todter Buchftabe fein, fondern wir müfien ihn forgfältig ar 
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recht erhalten; er läßt die ſuddeutſche Gruppe foribeſtehen und ſichert Oeſier⸗ 
reich die ihm im Gleichgewichte Europa's gebührende Stellung. Garnier⸗ 
Bages (für Bollsbewaffnung, gegen Eonfeription und-gegen Stellvertretung): 
Jeder Bürger diene zwei Jahr in der Bollswehr und fünf Jahre in der Re- 
ferve. Frankreich gebe für die Armee mehr aus, ala Oefterreich unb der nord» 
Deutihe Bund zufammen. Granier de Caſſagnac: Nehmen wir den Rhein 
und wir werden bald eine Verminderung von 200,000 Mann haben. Kriegs» 
minifter: ine zweijährige Dienftzeit würde nicht genügen, dem Soldaten 
jenen Corpsgeift zu gebe, welcher die cinentliche Stärke ciner Armee fei; dazu 
feien 4 bis 4% Jahre, die das gegenwärtige Gele vorjehreibe, zum mindeften 
nöthig. Thiers will der Oppofition offen fagen, daß fie hier auf einem Irr⸗ 
wege fi. Man muß, fährt er fort, die Eoniequenzen der Fehler, die man 
begangen Hat, über fi ergehen laſſen. Den Frieden, welchen wir alle wün⸗ 
fchen, erhalten wir gerade am beflen aufrecht, wenn wir flark find. Ich babe 
zu allen Zeiten und ganz beionder3 feit den verhängnißvollen Ereignifien von 
1866 die Lage Europa’s aufmerkſam beobachtet. Nun denn, als der luxem⸗ 
burgiſche Fall eintrat, war Frankreich nicht genügend gerüftet, um fi Achtung 
zu verihaffen. Es ift das Verdienſt des Marihalls Niel, bier das Nöthige 
nadgebelt zu haben: feinen Rüftungen verdanken wir den Fortbeſtand des 
Friedens. Dean ſpricht von Abrüftung, aber wir find ja auf dem Friedens» 
fuß, und daſſelbe gilt in Wahrheit auch von Preußen, wo ſich nur die Macht⸗ 
verhältnifie ſeit 1866 in gefährlicher Weiſe verändert haben. Es ift vollfons 
men wahr, dab die Niederlagen Oeſterreichs in unzeitigen Sparjamteitämaß- 
regeln ihren Grund hatten. Hüten wir uns, in denſelben Fehler zu verfallen. 
Damit Preußen abrüſte, dazu müßte e8 nicht eiwa feine Armee reduciren, 
jondern den ganzen Nordbund und die Verträge mit den Südſtaaten zertrüns 
mern. In diefem Bunde, in diefen Perträgen ruht feine Streitmadt, und es 
wird fie nicht zum Opfer bringen. Barum ift die Abrüftung eine Chimäre. 
Alle Welt iſt auf dem Friedensfuß; nur hat fich für Preußen diefer Friedens⸗ 
fuß verdoppelt; daher ſcheint mir ein Gontingent von 90,000 Dann das Mi⸗ 
nimum, und ich beichwöre Sie, an den Ernft der Lage zu denten und Ihre 
Pflicht ala gute Franzoſen zu thun. Jules Favre: Nah der Anfiht des 
Hru. Thiers ift ſchon die Eriftenz Preußens, welches feine Herrſchaft iiber 40 
Milionen Menſchen ausgedehnt hat, eine beſtändige Drohung für Frankreich. 
Welches Intereſſe jollen venn aber biefe 40 Millionen haben, fi auf und zu 
werfen und den Ktrieg zu erklären? Nein, die Sicherheit der Völker beruht 
nit in einer Koncurrenz des Heeresaufmandes. Thiers: Ich habe nicht ge- 
jagt, daß Preußen uns bedroht; ich glaube im Gegentheil, daß der jehr bes 
deutende Mann, welder an jeiner Epige ftcht, für den Frieden ift. Um aber 
unjererjeit8 biefen Frieden zu fördern, müflen wir einmal jehr friebliebend 
und zweitens jehr ftark fein. Wir maden ter Regierung Sadowa zum Bor» 
wurf. Sabowa war für nıich ein großer patriotiiher Schmerz, ein Unglück, 
das nicht wieder qut zu machen if, ein ungeheureß Ereigniß, daß größte, wel 
ches ſich jeit mehreren Jahrhunderten vollzogen hat. Preußen, welches 19 Mil« 
lionen Ginmohner zählte, fteht jet an der Spitze vin 40 Millionen, und 
nlauben Gie eima, daß Graf Bismard nit 2 ftar! fein muß, um eine 
tapfere, Triegerifche und ehrgeizige Nation im Zaum zu halten? Haben die 
„Fortſchritte der Philoſophie“ eima die preußilche Armee verhindert, auf Wien 
zu marjdiren? (Schr gut!) Ich ehre die Kühnheit und den Muth des 
Grafen Bismard. Wiffen Sie, warum er jeht friebli it? Man fragte fo» 
eben, wem Süddeutſchland gehöre. Ich antworte: dem Vorſichtigſten. 
Darum ift Graf Bismard friedlih, und darum müſſen auch wir es fein, um 
nicht ten Süden in die Arme Preußen zu drängen. Tas jchließt keineswegs 
aus, daß man gerüftet fein muß; denn man darf niemals von der Friedfer⸗ 
tigfeit eines Andern abhängen. Wer fteht uns dafür, daß dieſe Tyriedfertig- 
keit anbielte, wenn fi 3. B. im Orient eine gute Gelegenheit böte? Unſere 
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2. Juli. 


Iranhreih. 


Urmee if gerade auf dem ritigen Fuße, um in Zeiten bes Griedet := 
gute Schule des Kriegs zu fein; wir lonnten fie vielleicht Dor, aber gewir: 
nad Sadowa entbehren. Dllivdier: Ich erfläre, daß die Regierung kr. 
Belorgniß hegt, und daß ‚zu einer Zeit die Aufrechterhaltung des Brite: 
geſicherter mar, als jegt. Wohin man aud blidt, kann man Bine 
eine Frage enteden, die vielleiht Gefahren in fi tragen fönnte; überak :: 
ben die Cabinette begrifien, daß die Achtung vor den Berträgen nch ine. 
mann aufdrängt, namentlich aber vor den beiden Berträgen, auf welde 'c 
Frieden Europa’s ruht: vor dem Barifer Vertrag von 1856, ber für x 
Drient, und vor dem Prager Bertrag von 1866, der für Deutichlan v: 
Frieden fichert. Dan fragt uns, was wir zu Gunften der friedlichen ?:: 
Europa’3 gethan haben. Wir haben in diefer Richtung viel geiben: wir !:!= 
in den Berhandlungen mit den fremden Mächten ben verlöhnlicsften —* 
den Tag gelegt, im Innern die Freiheit, welche die beſte Bürgſchaft des ar: 
dens if, entwidelt und dur das Blebiscit daS innige und 
vernehmen zwiſchen der Ration und dem Gouverän aller Welt fidhtber g 
An haliender Beifall.) Und da Sie von dem preußiſchen Sadome * 
ſo ſage ih: das franzdfiihe Sadowa war des Plebisch! Iules Fabre 
Ein Sadowa der Freiheit und des parlamentariichen Regimes! DLlivie: 
Wiſſen Sie, was bie Folge war, als das Boll auf's Neue ten Ramm S: 
poleon u Ale unfere Diplomaten wiederholen feitden in ihren Tr 
peſchen: O, jetzt find die Unterhandlungen leicht für die franzöſiſche Negierar: 


(Reuer Zeifall.) Garnier⸗Pagès: Theilen Sie uns denn die Roten m: 


Dllivier (wegwerfend): Noten haben wir feine mitzutheilen. Pelleter 
Wir verlangen von Ihnen Roten und feine Infolenzen. Präſident Ie sr: 
ruft Pelletan wegen diefes Wortes zur Ordnung. Belletan: Ih ed 

zu, daß ich mich habe hinreißen laflen; aber warum bat auch der Herr 5, 
nifter mit feiner ganzen Rebe, mit Wort und Gebärde uns provociri? Re 


ratry: Die Anwendung des Wortes Sabowa auf das Innere wenigtrs 


war gewiß beleidigend für einen Theil von Frankreich DOllidier afin 
ex babe fich bei diefem Wort nichts Arges gedacht. Arago: Es bat übe 
haupt keinen Sinn. Ollivier wiederholt, während die Aufregung im Kur: 
fortdauert, daß die Regierung keine Documente vorzulegen babe, da feit ihre 
Amtsantritt feine Unterbandlung zum Abſchluß getommen fi. — Das Ka 
wird jchließlich nad) der Vorlage der Regierung mit 203 gegen 31 Stimme 
angenommen. 


zen auf Rüdnahme bes gegen fie erlaffenen Berbannungsbecrets mu 


Der gefebgeb. Körper Ichnt das Geſuch der orleaniftifchen Fra: 


174 gegen 31 Etimmen ab. Eine ziemliche Anzahl Mitglieder en 


bält fi ber Abftimmung. 


„Sämmiliche officiöfe Blätter ſchlagen Lärm über bie Nadriit 


daß ber Marihall Prim bie fpanifhe Krone dem Erbprinzen wı 
Hohenzollern angeboten habe. 


Gefetzgeb. Körper: Veginn ber Debatte über das Budget vr | 


1871. 

Gefehgeb. Körper: Cochery interpellirt bie Regierung über da 
ſpaniſchen Zwiſchenfall. 
„ Geſetzgeb. Körper: Der Miniſter des Auswärtigen, Herzog we 


Sramont, beantwortet die Snterpellation Cochery, indem er fi: 
gende Erklärung abliest: | 
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„Allerdings hat Marſchall Prim dem Prinzen Leopold von Hohenzollern 
die Krone Spaniens angeboten, und letzterer hat fie angenommen (Senfation), 
aber das ſpaniſche Boll hat fi) noch nicht ausgeſprochen, und wir wiſſen auch 
noch nichts von den wirklichen inzelheiten einer Unterhandlung, die uns ver» ' 
heimlit wurde. (Bewegung) Ein Discuffion würde auch jet fein pral- 
tijches Ergebniß haben. Wir bitten Sie, diefelbe zu vertagen. Mir haben 


‚nicht aufgehört, der ſpaniſchen Nation unjere Sympathien zu bezeigen und 


alles zu vermeiden, was den Schein hätte haben können, als wollten wir uns 
irgendwie in die innern Angelegenheiten einer edien und großen Ration ein» 
miſchen, die in voller Ausübung ihrer Eouverändät it. In Bezug auf die 
verjchiedenen Kronpräiendenten find wir nicht aus der ftrengften Neutralität 
herausgegangen, und wir haben filr feinen derfelben jemals weder Borliche 
nod Abneigung bezeigt. (Zuftimmung) Wir werden dieſes Verfahren auch 
ferner einhalten, aber wir glauben nidt, daß die Achtung vor den Rechten 
eines Rachbarvolles uns verpflichtet, zu dulden, daß eine fremde Macht einen 
ihrer Prinzen auf den Thron Karls V. fee und dadurd zu unferm Schaden 
das gegenwärtige Gleidgewicht der Mächte Europa's in Unordnung bringen 
(ſtürmiſcher Beifall) und die Intereſſen und die Ehre Frankreichs ge 
fährden könnte (neuer Berfallsfturm). Dieſer Fall wird nicht eintreten; 
defien find wir ganz gewiß. Damit er nicht eintrete, zählen wir zugleich auf 
die Weisheit des deutihen und auf die Freundſchaft des ſpaniſchen Volker. 
Eollte es anders kommen, jo würden wir, ſtark durd Ihre Unter» 
ſtutzung und durd die der Nation, unjere Pfliht ohne Zaudern 
und ohne Shwahheit zu erfüllen wiſſen.“ (Zanganhaltender Beifall.) 

Gleichzeitig wendet ji die Regierung an alle Mächte, daß jie 
auf Freuen einwirken möchten, um c& zum Verzicht auf bieje Ganz: 
bibatur zu beivegen. 


8 Juli. Der Votſchafter am Berliner Hofe, Benebetti, begibt fih aus 


9. 


12. 


dem Wildbad auf Befehl feiner Regierung nah Ems, um bircct 
auf den König von Preußen einzuwirken, während bie franz. Re: 
gierung in demſelben Einne ben preuß. Botſchafter in Paris, Frhrn. 
v. Werther, vor jeiner Abreife nah Ems beſtürmt. 

„ Tie officidfe Pariſer Preſſe ſucht in der fpanifchen Angelegenheit 
Delgien bereinzuziehen, indem fie Lchauptet, der König von Belgien 
babe namentli jeine Hand in ber hohenzoller'ſchen Candidatur im 
Epiele gehabt. 

» Tie norbbeutfhe Bundesregierung erffärt ihren Dertretern bei 
den deutſchen Regierungen, taß fie dem Entſchluſſe ber ſpaniſchen 
Regierung jederzeit vollfommen fern geblieben fei und noch ſei. 

„ Ter Erbprinz v. Hohenzollern verzichtet auf die fpanijche Throns 
canditatur. Ollivier erflärt im erſten Augenblid überall in ben 
Couloirs der Kammer, ta damit die Differenz mit Preußen er: 
ledigt jet. 

Ter Kaijer fommt von St. Cloud nad) Paris herein. Minifter: 
rath: Die Anſichten find getheilt: Olivier und Segris find dafür, 
ih mit dem Verzicht des Prinzen von Hohenzollern zu begnügen, 
erliegen aber ber entgegengejegten Anſchauung Gramonts und Les 


boeufs. Der Kaijer ſcheint noch unentſchloſſen und zurüdhalten zu 
wollen. 
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13. Juli. Die Kriegspartei hat in ber Negierung bie Oberhand aemer- 


14. 


15. 


Olivier fügt fih. Der Herzog v. Gramont flellt theils vi. 
gegenüber dem norbdeutihen Botfchafter v. Werther, der am Li: 
vorher von Ems nad) Paris zurüdgelehrt ift, theils durch ben F:= 
zöſiſchen Geſandten Benebetti an den König von Preußen in E-: 


neue, viel weiter gehende Forderungen. Der König lehnt fe 


(1. norbb. Bund). 
Geſetzgeb. Körper: Der Herzog von Gramont theilt ihm ta 
Verzicht des Prinzen von Hohenzollern offiziell mit, mit bem Fu. 


fügen, bie Verhandlungen, bie Frankreih mit Preußen führe, m: 


bie nie einen andern Gegenſtand als bie fpanifde Throncanbitan: 
gehabt hätten, jeien indeß noch nicht beendigt, jo daß es ber Kex: 
rung unmöglich jei, weitere Aufichlüfie zu geben und in bie ini: 
heiten der Verhandlungen einzugehen. Die (bonapartiftiide) Re: 
ift nicht befriedigt und fowohl Baron David als Clement Tut 
nois Fündigen weitere nterpellationen an. 


„ Der Kaifer kommt wieder von St. Cloud nad Parie here: 


Minifterratd in ben Tuilerien über die Berichte Benedetti's :z 
Ense Der Kaifer ehrt erft gegen Abend nah Et. Cloud zurä 
Der gefeßgeb. Körper wartet umjonjt auf eine Mittheilung ber X - 
gierung. 

In Paris finden am Abend allerlei kriegeriſche Temonftratier 
ftatt. Mehrfache Haufen durdgichen bie Etraßen unter dem Kr“ 
à Berlin! & Berlin! & bas le Prusse! Vive la guerre! & bas Bir 
marck! Vive !’Empereur! Es bleibt ungewiß, ob biefelben fpom:- 
oder von ber Polizei arrangirt find, 


„Senat: Sramont verliest folgende Erklärung der Regieruns: 
„Meine Herren! Lie Art und Weife, wie das Land unjere Erklärung = 
6. Juli aufnahm, hat und beflimmt, Unterbandlungen mit Preußen awr 
leiten, um der Rechtmäßigkeit unjerer Beſchwerden Anerlennung zu veriäc. 
Wir haben weder auf Spanien, defien Unabhängigkeit wir nit Lränfen r:- 
ten, noch auf den Prinzen von Hohenzollern, den wir als durch den Sir: 
gededt anfahen, einen Drud geübt und haben feine andere Beſchwerde geitr 
gemacht. Der preußiſche Diinifter des Aeußern gab uns eine zuridweiket 





Antwort (une fin de non-recevoir), indem er vorgab, von der Sache mikt 


zu wiflen. Wir haben uns hierauf an den Konig gewandt, welcher bei;aupte: 
daß er der Sache fremd wäre und nur als Familienhaupt an ihr Theil p 
nommen hätte, wobel er aber geftand, daß er Hrn. v. Bismard dom der Ir 
gelegenbeit unterrichtet hatte Wir konnten dies nicht annehmen und m: 
angten, daß der König einen Drud auf den Prinzen von Hohenzollern ik 


Während diefer Unterhandlungen kam die Berzicätleiftung von derimigen Eu 


von welcher man fie am menigften erwartete. Wir verlangten hierauf ı= 
dem König, daß er Verſprechen für die Zulunft gäbe. Ein maßvolles !r 
finnen, welches in maßvollen Uusdrüden vorgebragt wurde. Wir erfläne 
auch, daß wir keine Hintergedanten hätten. Ver König weigerte fi dagege 
zu erflären, daß er in Zukunft dieſe Candidatur hintanhalten wolle; vielm«: 
erflärte er, daß er fi das Recht vorbehalte, nad den Umftänden zu Hanke: 


Eelbft nad, diefer Weigerung brachen wir die Unterhandlungen nit ab, = 


baben deshalb auch unjere Erklärungen von diefer Tribüne verkhoben. Gef 
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erfuhren wir nun, daß der König von Preußen unfern Boiſchafter bedeuten lieh, 
er wolle ihn nicht mehr empfangen, und daß er, um dieles Aufſehen nod 
größer und empfindlicher zu machen, den Borfall zur Kenniniß der europäiſchen 
Cabinette brachte. Gleichzeitig kündigte er an, das Hr. v. Werther einen Ur⸗ 
laub nehmen fol, und daß die Rüflungen Preußens begonnen. haben. Da 
haben wir denn auch unfererjeit3 geftern jofort die Reſerven einberufen und 
wollen die Maßregeln treffen, welche dur daB Intereſſe und die Ehre des 
Landes geboten find.” (Stürmiſcher Beifall.) Präfident Rouher: Der Senat 
ift mit feinen enthuſiaſtiſchen Beifalsrufen nur der Vorläufer der wahren Ge⸗ 
fühle des Landes geweien. An dem Degen Frankreichs ift es jet, feine Pflicht 
zu thun. (Beifall.) Auf allgemeines Berlangen wird die Siztzung ſogleich 
wieder aufgehoben. 


Geſetzgeb. Körper: Olivier verliest bie gleihe Erklärung ber 
Regierung wie Gramont im Cenat (diefelbe wird jedoch bier zu: 
nächſt nur von der Necchten mit ftärferem Beifall aufgenommen) 
und Enüpft daran eine Crebitforberung von 50 Diillionen für das 
Kriegsminifterium. Die Tringlileit der Behandlung dieſer Yor: 
derung wird mit allen gegen etwa 20 Etimmen von ber Linken 
(mworunter aud Thiers) beſchloſſen. 

Thiers bittet um das Wort. Er will erflären, warum er nicht mit der 
Majorität geftimmt habe. „Wenn man jemal3 jagen kann, daß die Geſchichte 
auf uns blide, fo ift die heute der Fall. Wenn der Krieg erklärt fein wird, 
jo werde ich e3 der Negierung an meiner Unterftügung nicht fehlen laſſen. 
Aber beventen Sie, daß von Ihrer Entſchließung das Schickſal des Landes 
und das Leben von Hunderttaujenden von Menſchen abhängt. Erinnern Sie 
fi an den 6. Mai 1866. Damals Haben Sie mid nicht Hören wollen. 
(Murren) Ich bin entiloffen, Ihren Murren zu troken; aber ich fage 
Ihnen: Sie find heute diejelben, die Eie im Jahre 1866 geweſen find. (Diefe 
Worte find an die äußerfte Rechte gerichtet.) Dleine Herren! Die hauptjäd- 
lie Forderung hat Senugthuung erhalten. (Lärm.) Sie werden ınich nicht 
ermüden; denn ich bin mir bemußt, eine ernfte Pflicht zu erfüllen, indem ich 
vor Leidenschaft und Uebereilung warne. (Tumult rechts.) Ich follte meinen, 
wenn ein Einziger von Ihnen no Skrupel hätte, fo follte er gehört werben, 
und ih ftehe mit meinem Bedenken nicht allein.“ (Viele Stimmen: Nein! 
Nein!) 3. Favre: Wenn die Wahlen frei gewejen wären, fo wäre unfere 
Zahl jetzt ſtärker. Thiers: Nun denn, ift e8 wahr oder nicht, daß Ihre 
Forderung im Grunde zugeflanden worden iſt? Iſt es wahr oder nicht, daß 
Sie nur wegen einer Frage der Empfindlichkeit gebroden haben und nun für 
diefe Yormfrage Ströme Blutes vergieken wollen? Möge ein Jeder bon uns 
die Bedeutung feines Votums vor Augen haben! Was mich betrifft, jo werde 
ih aus Sorge für mein Andenken die Berantwsrtlichkeit für einen ſolchen 
Entſchluß nicht übernehmen. Ich verlange Angeſichts des Landes, daß man 
uns die Depeihen mittheile, in Folge deren man dieſe Kriegserklärung be= 
ſchloſſen hat. Wäre ih am Ruder geweſen, fo hätte ich c8 für meine Pflicht 
gehalten, dem Lande einige Augenblicke der Ueberlegung zu gönnen. Ich halte 
diejen Krieg für fehr unklug; die Ereigniffe von 1866 gingen mir mehr nahe, 
al8 irgendwen, aber die Gelcgendeit, das Uebel wieder gut zu machen, ift 
ganz Häglih gewählt. Man hat Ihnen Genugthuung zugeftanden; Preußen 
war in feinem Unrecht, und Europa zwang e8, uns Genugthuung zu geben. 
(Anhaltender Larm.) Ich bin gewiß, daß Sie eines Tages dieje Ueberftürzung 
bereuen werden. (Tumult.) Beſchimpfen Sie mich; ich werde dod meine Pflicht 
erfüllen. Die Gelegenheit zum Krieg ift ſchlecht gewählt, und dies wird fidh 
räden. Ich verlange nochmals Mittheilung der Depeichen; möge dann die 
Kammier thun, was ihr gut jcheint. Ollivier: Ich hätte Hrn. Thiers gern 
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adhiungsvoll angehört, da es immer ein Veweiß von Muth iR, wem mr 


gegen den Strom ſchwimmt; aber id muß gegen einige Worte des Barır- 
ners protefliren. Wir wiſſen, daß unjere Berantwortung groß fein rw: 
Wir haben ftetS die Leiden, welde ein Krieg mit fi bringt, vor Augm :> 
habt, und aud wir halten diejenigen für ftrafbar, melde das Land in At 
teuer flürgen. Aber wir erflären: wenn jemals ein Srieg nothwendig wear. v 
ift e8 der Krieg, zu weldeın Preußen uns zwingt. Niemand von uns sit 
eine Gelegenheit zum Krieg oder fragte fi, ob der Augenblid glüdlig gem: 
jei, Preußen anzugreifen. Uber wir batten feine Minute zu verlieren. Er: 
man uns in der Sade eine Genugthuung zugeftanden hätte, jo wäre rer 
juftieden geweſen; ver König von Preußen weigerte ih beharrlich. ein Tr: 
ſprechen einzugehen. Haben wir uns etwa von der Leidenſchaft binreigen la'-' 
Keineswegs. Wir unterhandelten noch, als man uns in der Preffe cin DR: 
fterium der eigheit und Schande nannte, und indeflen meldet man Gurrsc 
daß man unfern Botfchafter die Thür gewieſen habe. Hr. Thiers nennt des 
Empfindlichkeit, ih nenne es EChrgefühl, und in Franlreich iR die Ehre :: 
erfte aller Güter. Depeſchen haben wir nit weiter vorzulegen, in umierez 
Expoſé ıft Alles gejagt. (Unruhe links. J. Favre: Wie zur Zeit Mer! 
Gambetta dringt darauf, dag wenigftens die Tepeiche vorgelegt werde, me.2! 
den Bruch herbeiführte und der zufolge König Wilhelm dem franzönidgen T: 
ſchafter ſeine Thür verweigert haben fol. Ollivier: Ich Habe bercits cr 
jagt, daß der König von Preußen fi geweigert hat, unjern Botſchafter ;z 
empfangen. Seine wahre Bedeutung erhielt diefer Alt aber erfi daburd. !.? 
die preußiſche Regierung ſich beeilte, ihm offiziell zur Kenntniß der europäiice: 
Gabinette zu bringen, was man jonft niemals thut, wenn man aus ber 
lofen Gründen einem Botichafter eine Audienz verweigert. Es liegen uns i'« 
dieſe Notification die Depeſchen von zweien unferer Agenten vor. Dieſe Kır'z- 
feit wurde nicht etwa den fremden Höfen ins Ohr gejagt, fondern durd !: 
Preſſe in ganz Deutihland verbreitet; die officidfen Blätter verfündeten fie :2 
GEriraausgaben, und au einigen Orten wurden diefe Zeitungsnummern en te: 
Straßen angelhlagen. Gleichzeitig erhielt der Baron Werther einen Urlan: 
und in der Nacht vom 13. zum 14. begannen in Preußen die wmildtäritc 
Vorkehrungen. Durften wir da länger ruhig bleiben? Der Schlüſſel zu dirk: 
Vorgängen liegt aber in Polgendem: Der König von Preußen ſah recht <= 
ein, daß der Anſpruch Frankreichs, ſich zu widerjeten, dag ein preußiſcher Pr: 
den Thron von Spanien befteige, ein volllommen geredter ſei. Er für 
aber, das militärifche Ehrgefühl der Nation zu verlegen, und ſagte immr 
nur: „Ich will mid in die Sache nicht einmiſchen; mag der Prinz verzidte. 
ih habe nicht8 dagegen, aber ich jordere ihn auch dazu nicht auf.” Als die Ver⸗ 
zihtleiftung des Prinzen nun befannt wurde, erregte fie lebhafte Unzufriedendt 
in der Militärpartei in Preußen, und um dieſe zu beichwichtigen, nahm mer. 
ftatt ruhig zu unterhandeln, feine Zuflucht zu diefem theatraliicden Effect, dei 
wir unjererjeitß nicht zulaſſen können. (Zuftimmung.) Wohl ruht auf uns cm 
Starte Verantwortung, aber wir nehmen fie leiten Gcmüthes auf uns: ıı 
wohl, leihten Gemüthes, nämlich vertrauend in die Gerechtigkeit unſern 
Sade und überzeugt, daß diefer Krieg uns aufgezwungen wird. (Arago ud 
Deijeaug: Sie haben ihn provocirt! Der Minifter verläßt unter Rar 
miſchem Beifall der Majorität die Tribüne) Der Kriegsminiftier Marie! 
Leboeuf bringt zwei Gejegentwürfe ein. Der erfte befteht auß einem Artite.: 
„Die mobile Garde wird in Activität geſetzt. Der zweite, auß drei Urtikele 
beftehend, ordnet die Anmwerbung von freiwilligen für die Dauer des Krieee 
nad) den dur das NRecrutirungsgeiet vorgeichriebenen Beflimmungen an. %} 
Motive bringt der Minifter unter lebhaften Beifall nur die Morte bei: „E: 
gibt in Frankreich viele junge Leute, melde das Pulver lieben, wenn aus 
nit die Rajerne.* Die Tringlifeit diefer Vorlagen wird ſogleich vetir. 
Jules Simon gibt eine ziemlich lahme Erklärung ab. Cine gewiſſe Anzet 
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von uns, jagt er, Tiebt leidenſchaftlich den Frieden und Kat über die bon der 
Regierung übernommene VBerantwortlichkeit Anfichten, die fie jpäter entwideln 
wird. Wenn aber Frankreich jemals in Waffen dem Feind gegenüberfteht, 
wird man auf unjeren Bänken ebenjo viel Energie finden, als irgendivo, da» 
mit der Krieg gut geführt werde und namentlid, damit er kurz fe. — Die 
Sitzung wird unterbroden. Nachdem fie wieder aufgenommen warden, ers 
greift Ollivier auf’3 Neue das Wort. Lie Regierung, fagt er, will vor 
Allem in dieſer Angelegenheit die ganze Wahrheit jagen. Eigentliche Depeſchen 
über diefelbe haben wir nicht, fondern nur diplomatiiche Berichte, die zu ver» 
Öffentlichen nit Brauch if. Aber der Grund des Bruchs ſollte doch genü⸗ 
gend dargelegt ſein. Es Tann vorlommen, daß ein König fid) weigert, einen 
Botſchafter zu enıpfangen; aber etwas anderes ift es, wenn die Weigerung 
eine abfichtliche, wenn fie den fremden Gabinetien durch Telegramme und dem 
Lande dur Ertrablätter notifizirt wird. Dieſes Berfahren war um jo bes 
beutjamer, als der Adjutant, welcher unjerem Botichafter eröffnete, daß er nicht 
empfangen werben könne, e8 an feiner Höflichleitsform fehlen ließ, jo zwar, 
Daß unſer Botichafter jelbft von der beleidigenden Abſicht keine Ahnung hatte 
und uns unter dem erften Eindrud auch in diefem Sinne telegraphirte. 
Thiers: Da möge nun Yedermann richten! v. Choiſeul: Man kann uns 
möglich aus ſolchem Grunde den Krieg erllären! Garnier» Pages: Das 
find Redensarten. Arago: Wenn man dies hören wird, wird die civilifirte 
Melt Ihnen Unrecht geben, und wenn Sie darauf hin den Krieg erklären, 
wird man wiflen, daß fie ihn um jeden Preis haben wollten. (Lärnı rechts, 
Zufimmung lin.) Dllivier: Man mollte uns demiithigen und eine 
Schlappe beibringen, um ſich für die Verzichtleiftung des Prinzen von Hohen- 
zollern zu entihädigen. Grévy: Wo haben Sie die Beweiſe für dieje Be⸗ 
bauptung? Ollivier: Wenn Sie eine jolde Situation vor den Augen Eu⸗ 
ropa’3 annehmen wollen, wir koͤnnen e8 nit. Wann hat man jemals in ber 
Geſchichte es gewagt, fi hinter unferm Rüden zu verſchwören, um einen 
preußifchen Prinzen auf den ſpaniſchen Thron zu erheben? Dies allein hätte 
uns ſchon auf’3 Aeußerfte bringen follen, und wir haben noch unterbandelt 
und nur Zufiherungen für die Zulunft verlangt. Man verweigerte uns dies 
felben. Haben wir zuerft beleidigt? Nein, wir unterbandelten weiter, und 
zum Lohn für unjere Mäßigung merden die Unterredbungen in hochmüthiger 
Weile abgebroden. Wer dies rechtfertigen möchte, kennt nicht das feit Jahren 
zwiſchen beiden Nationen beftehende gereizte Verhältnik. Hat nicht gerade die 
Oppoſition ſeit 1866 alljährlich wiederholt, daß Sadowa die franzöliihe Na⸗ 
tion gedemüthigt und von dem erften Rang in Europa herabgeftürzt hätte? 
Gleichwohl bewahrte die Regierung die größte Langmuth gegen Preußen. 
Haben wir nicht no in der Angelegenheit der Gotthardbahn das Verfahren 
Preußens als ein rechtmäßiges reipectirt und vertheidigt? Wie oft hat man 
nit unfere Aufmerkſamkeit auf das unglüdliche Loos der Dänen von Schles⸗ 
wig gelenkt, wie oft darauf gedrungen, daß wir die Ausführung des Prager 
Friedens verlangen jollten! Ich babe es ftetS abgelehnt, rühren wir nidt, 
Tagte ih, an dieſe brennenden Fragen, fie könnten erft zu Animofitäten und 
dann zu einem Zujammenftoß führen, den wir nad) Kräften vermeiden wollen. 
Und während mir jo mit eifrigfter Sorge über den europäiichen Frieden wach⸗ 
ten, fordert Preußen uns heraus mit einem Anſpruch, der einen Elementarjak 
der franzöfijchen Politik, fiir welchen wir unter Ludwig XIV. Yahre lang ges 
Zämpft haben, umfloßen würde. Noch vor wenigen Wochen war Europa glüd« 
lich und in Frieden. Haben wir etwa dieſe gefährliche Streitfrage aufgeworfen ? 
Haben wir etwa ein Recht jenes großen und edlen Deutihlands verfannt, 
deſſen Feinde wir nit find? Haben wir etwa das feuer in die Nähe des 
Bulsers gebradt, um uns dann zu wundern, wenn eine Erplofion erfolgt? 
Bedenlen Sie, daß, wenn wir nicht raſch zu Werke gegangen wären, ein Botum 
der Cories den preußiſchen König proclamirt hätte, und daß wir eß dann noch 
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mit dem Rotionalgefühl eines ſtolzen Volles zu thun gehabt hätten. ker 
wir in unferen Forderungen eiwa beidheidener fein? Oder tadeln Sie 8, x 
wir gebroden haben nad dem in der Perfon unjeres Botichafters enpfcer 


Shimpf? Möge jet die Kammer entiheiden! Wenn wir zu emphntlian 


weien find (Glais-Bizoin: Das ift das rechte Wort!), jo hätten Sie 


Erllärungen nicht mit Ihrem Beifall aufgenommen. (Ya wohl, ja woht!: \: | 
ergebe mich in Husführungen, welche, ich weiß es wohl, für Die Mehrheit vr 


Hauſes überflüflig find; aber es war nothwendig, vor dem Lande die Berk 


tigkeit und die Stärke unferer Sache darzulegen. (Unhaltender Irkegerär 
Beifall.) Thiers erhält nah manden Schwierigfeiten zu ciner Rai :ci 
Wort. Cr bedauert, wiederholen zu mäflen, daß der Krieg durch einen z:: 
dem Gabinet begangenen Fehler herbeigeführt worden if. Gewiß, het e 
Preußen hat mit Zulafiung der ſpaniſchen Throncandidatur einen ungeberz 
Fehler gemacht; aber mit der Zurüdziehung diefer Gandidatur haben wir br- 
reichende Senugthuung erhalten. Man jagt jekt, die Gandidatur fei mit '= 
die Zutunft bejeitigt worden. Aber ich appellire an den gefunden Met: 
verftand; in wenigen Tagen werden Eie hören, wa3 ganz Europa, was r* 
bloß die preußiſche und franzöfiiche Prefſe, welde in der Sache partei i: 
fondern was 3.8. die engl. Preſſe zu Ihrer Politik jagen wird. Yet bejac-= 
zu wollen, daß Preußen die Gandidatur des Prinzen von Hohenzollern jre:: 
wieder aufnehmen werde, beißt Preußen einen Unfinn zutrauen. Herzog Te: 
Gramont (der inzwiſchen eridienen): Warum hat «8 fi dann geweicre 
das zu erflären? Arago: Weil Eie es probocirt haben. (Anhaltende Une 
brechung rechtE.) Jerome David wirft Thiers vor, daß er Frankreich mi! 
weh thue, al8 viele preußifche Bataillone, eine Aeußerung, Vie er auf den — 


mifchen Proteft der Rechten zurüdnchmen muß. Thiers fährt fort: KH 


ih habe Frankreich wehe gethan, fondern diejenigen, weldge meine Warn: 


nicht hören wollten, als id) von Sadowa und von Mexiko ſprach. Ich wir 
hole: Sie wären in Ihrem Rechte, wenn man die Zurüdziehung der Gar» | 


datur Hohenzollern verweigert hätte; aber noch vor drei Tagen erflärte a% 
Welt, daß man ſich mit diefer Zurückziehung zufrieden geben Lönne. Be: 
man dann noch weiter Händel fudhte, jo mußte offenbar der Krieg dera:! 
entftehen. Wie? der König von Preußen geftattet und billigt die Zurüchzieder: 
diefer Candidatur, und das wäre ein Zugeftändniß? Ich erkläre alio rı@ 
einmal: Es ift Häglid, daß. nachdem das Interefje Frankreichs gewahrt xet 
man durch Aufreizungen den Krieg unvermeidlih machte und Etikettcireste 
aufwarf, die den Stolz der beiden Nationen ins Spiel zichen mußten. U 
auch nachdem diefer Fehler begangen worden war, hätte man wenigſtens \r- 
ropa Zeit laſſen ſollen, vermittelnd einzutreten, und nicht von diefer Trit:m 
den Krieg erzwingen jollen. Roc einmal: nicht für die Intereffen rantıca 
fondern in Folge der Fehler des Cabinets Haben wir den Krieg. (Schr gr 
lints; entichiedener Widerjprud) auf den Übrigen Bänken.) Herzog v. Gre— 
mont entgegnet: Wenn wir länger gewartet hätten, daß die fremden Ritt 
fi einmiſchen, jo hätten wir damit nur Preußen Zeit gelafjen, fine Nitır- 
gen zu vervollitändigen und uns mit mehr Vortheil anzugreifen. Xhatiei 
bleibt, daß Preußen, indem es den Gabinetten anzeigte, der König habe F% 
geweigert, unjeren Botſchafter zu empfangen, dem Kaiſer und Frankreich are 
Schimpf angetyan hat. Wenn ſich jemals in meinem Vaterlande eine Kammc 
fände, welche dies ertrüge, jo würde ih nicht fünf Minuten länger Minite 
des Aeußern bleiben. (Bravo! Bravo!) Jules Favre führt im Sirre 
Thiers’ nochmal aus, daß die Ehre Frankreichs nit im Spiele fei, dab kr: 
rechtmäßiger Grund zum Kriege vorliege und daß die Regierung allein }: 
die fonımenden Creigniffe verantwortlich ſei. Keratry dagegen ift der Re 
nung, daß Frankreich mit der indirceten Zurüdziehung der Gandibatur 
hinreichende Genugthuung erhalten hätte, und daß der Krieg ein gerechter !r. 
Ein formeller Antrag Jules Favre's auf Vorlegung von Depeiden zu) 
mit 159 gegen 84 Stimmen verworfen, 
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Abendſihung: Die fänmtlichen Forberungen ber Regierung für 
den Krieg werben ihr ſchließlich faft einftimmig Pa 

Talhondt beantragt als Berichterſtalter die —— der vier Regie⸗ 
rungsuorlagen. Gambetta fragt auf's Neue: 1) Lt ‚die Rote bes Herrn 
v. Biſsmarck. aus welcher der Bruch hergeleitet wird, - un alle fremden oder 
nur an die füdbentfchen Staaten mitgetheilt worben i 9 HM ihe Wortlaut 
der Urt, daß der Krieg nothwendig it? Ramentlih dieſer Tert ſcheint dem 
Redner für die ganze große Frage entieidend, und das Document wäfje da⸗ 
ber nicht bloß der Commiſſion, wie dies gef jein ſoll, ſondern aud der 
Kammer und dem Sand mitgetheilt werben. Juſtizminiſter Olivier wun⸗ 
dert fi) darüber, daß es fo ſchwer jei, einer gewifien Partei in einer Ber» 
fammlung einen Ehrenpunkt klar zu machen. (Stürmiſcher Widerſpruch Links, 
worauf der Miniſter wiederum ſeine Aeußerung abzuf ſucht.) Die 
Beleidigung fei offentundig und der Wortlaut des preußiſchen Documents da- 
her unerheblich. Wir verfihern die beleidvigende Thatſache auf unfere Ehre; 
das muß genügen. Der Worte find nun genug gewechſelt; eb if Zeit, zu 
bandeln. Bergebens ſuchen Grévy und Picard die Debatte fortzufegen und 
akienmäßige Aufihlüffe zu verlangen; fie werden von der Rechten Überſchrien, 
und man fdhreitet zur Abftimmung. Der erſte Geſetzentwurf ˖ (Eredit von 
50 Mil.) wird mit 245 gegen die 10 Stimmen von Arago, Defjeaug, 
Esquirod, Yuled Favre, Gagneur, Sarnier-Pag2s, Glais⸗ 
Bizoin, Sreérv. Ordinaire und Pelletan, die drei anderen Geſetz⸗ 
entwürfe werden mit allen Stimmen gegen die Glaiſs⸗,Bizoin's angenom⸗ 
men, während die 9 anderen fi der Abftimmung enthalten. Ferner enthalten 
fich der Abflimmung überhaupt Gremieug, Sirault und Naspail. Da- 
gegen flimmen für die Bewilligung nicht nur Thiers, jondern auch von der 
Lintn Sambetta, Berry, Jules Simon, fowie Picard mit feinem 
ſpeziellen bang: 

Am Abend iR Paris der Schauplatz einer ganzen Reihe kriegeriſcher De 
monftrationen: während diejenigen vom Tage vorher noch einen eiwas ver⸗ 
dächtigen Charakter trugen, ſcheint nunmehr der Rauſch die hauptfläbtiiche 
Bevöllerung im Großen und Ganzen ergriffen zu haben. Die officidje Prefie 
ſchürt das Teuer: der „Gonfitutionel” veröffentlict eine Extraausgabe mit 
einem Zeitartifel „der Krieg“, der dahin ſchließt: „Preußen beihimpft uns; 
gehen wir aljo über den Rhein! die Soldaten von Yena find bereit!“ 


6. Zuli. Der Senat begibt fi in corpore nad St. Eloud und wird 


vom SKaifer, ber Kaijerin unb dem kaiſerl. Prinzen empfangen, um 
ihnen feine Ergebenheit auszubrüden. Anſprache des Präfibenten 
Rouber: 

‚Die Würde Frankreichs ift mißachtet. Ew. Maj. zieht das Schwert. 
Das Baterlarıd it mit Ihnen, bebend vor Unwillen und Stolz. Die 
Uebergriffe eines durch einen Tag großen Glüdes überreizten Ehrgeizes 
mußten früher oder ſpäter erfolgen. Haftiger Ungeduld wider» 
fehend, beieelt von jener ftillen Beharrlichkeit, in welder die wahre 
Kraft liegt, hat der Kaijer zu warten gewußt; aber feit vier Jahren 
hat er die Ausrüftung unjerer Soldaten zur höchſten Vollkommenheit 
gebracht und die Organifation unſerer Militärkraft zu ihrer ganzen Macht 
erhoben. Dank Ihrer Fürſorge ſteht Frankreich fertig da, Sire, und 
duch feine Begeifterung beweiſt eB, daß es, wie Sie, entiälof- 
fen war, fein vermefjenes Unternehmen zu dulden. 


„ Der Saijer iſt entichloffen, den Oberbefehl über die gefammten 

Streitkräfte gegen „Preußen“ felber zu übernehmen. Der Kriege: 

minifter Marſchall Leboeuf wird zum Chef ſeines Generalſtabs (aljo 
24 
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factifh zum eigentlichen Feldherrn), General Dejean an ferner Exk 
zum interimiftifden Sriegsminifter ernannt. 


16. Juli. Die Hoffnungen Frankreichs auf Sübbeutfchlanb eriheimn = 


17. 


18. 


19, 
20. 


21. 


reits als fehr zweifelhafte: die fämmtlihen Regierungen kere‘- 
mobilifiren ihre Truppen, allerbings ohne ſich noch befinitin für :- 
Zuſammengehen mit Preußen auszulpreden, bis bie Rauımerz : 
fproden. — Tänemarl erklärt fi in Folge einer preußiſchen S| 
welche eine beftimmte Erklärung verlangt, auf ben übereinftimr- 
ben dringenden Nath Englands und Rußlanbs (wenigſtens vorliz”: 
für Aufrechthaltung der Neutralität. | 
„ Die Kriegserflärung an „Preußen“ geht von Paris an ben Tr. 
treter Frankreichs in Berlin ab. 
„ Der gejeßgeb. Körper bewilligt einitimmig einen Kriegeerebit ıc: 
500 Mid. Fr. (420 Mill. für die Armee, 60 Mill. für die Ale 
bie Verboppelung ber fogen. Aushebungsbecime, bie Crhöhunz !* 
Betrags ber Schatzbons auf 500 Mil. und bie Erhöhung bes Fr 
Prutencontingente von 90 auf 140,000 Mann. Dagegen teirt :- 
von ber Linken geforberte Wieberberftellung ber Nationalgarbe a 
gelehnt. 
„ Tie Kriegserllärung wirb in Berlin, Mittags 32 Uhr, übergebt 
„ Sefeßgeb. Körper: Der Herzog v. Gramont theilt demſelte 
bie erfolgte Kriegserflärung an Preußen offiziell mit, unb bag ı: 
Tolge berfelben feit dem 19. ds. ber Kriegszuſtand zwildden Frankıe:: 
und Preußen eingetreten fei, mit bem Beifügen: „Diele Dedar: 
tion findet gleihfalls ihre Anmwenbung auf bie Verbündeten r:: 
Preußen, bie ihm gegen uns bie Unterftügung ihrer Waffen :: 
währen.” 

Das Budget für 1871 wird einftimmig votirt; die Oppefinz 





. enthält fi ber Abſtimmung. 


„ Der gefebgeb. Körper verwirft eine Interpellation Jules Favır! 
bie barauf binausläuft, baß die Kammer fi jelbft vertagen ick: 
ohne baß bie Sefjion gefchloffen würbe, mit 180 gegen 56 Stir 
men. Schluß der Seflion durch kaiſ. Decret. 

„ Der Bice-Abmiral Bouet:Willaumez wirb zum Befehlshaber dee 
Nordſeegeſchwaders ernannt und gebt fofort nad Eherbourg ab. — 
General Dumont, ber Befehlshaber bes franz. Dceupationscorpe i= 
Kirchenſtaat, wird verftänbigt, jeben Augenblid des Befehls zu= 
Aufbruch gemwärtig zu fein. 

„ Die Hoffnungen auf Eüddeutſchland find völlig zu Wafler ge 
worden. Bayern anerfennt ben casus foederis in Berlin, ur 
unterftellt feine ſämmtlichen Etreitkräfte bem Oberbefebl bes Känız 
von Preußen. Die anberen fübbeutihen Staaten folgen. rar: 
reich bat es bereitö nit mehr mit „Preußen“, fondern mit gasi 
Deutihland zu thun. 
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Juli. Der Herzog v. Gramont erläßt eine lange Eireular:Depeiche, 
um zu beweifen, baß Preußen ben Krieg geſucht und Frankreich zu 
demielben durch die hohenzoller'ſche Candidatur gezwungen habe. 
Die Depeihe Thliegt mit den Worten: 


u... Wie auch das Loos der Schlachten fallen mag, wir erwarten unbe 
forgt das Urtheil unferer Zeitgenofien wie das der Nachwelt. * 


„ Der Kaijer empfängt den gefeßgeb. Körper in ben Zuilerien. 
Es find nahe an 200 Deputirte, darunter auch mehrere vom linken 
Centrum, erſchienen. 


Auf die Anſprache des Präſidenten Schneider, welche den Gedanken Mon⸗ 
tesquieu's ausführt: daß nicht derjenige, welcher den Krieg erllärt, der wahre 
Urheber deflelben jei, fondern derjenige, der ihn nothwendig macht, antwortet 
der Raifer: „Im Begriff, zur Armee abzugeben, dankte ih der Ration und 
ihren Bertretern für den einmüthigen Beifland, mwelden Sie mir bei den 
Kriegsvorbereitungen geleiftet haben. Sie haben Net, an dag Wort Mon- 
tegquieu’8 zu erinnern: „Der Krieg ift rechtmäßig, wenn wir alles gethan 
baben, um ihn zu vermeiden.” Ich nehme meinen Sohn mit mir, der mitten 
in der Armee lernen wird, wie man Frankreich dient. Die Kailerin, welde 
bei Ihnen bleibt, wird, wenn die Umftände es erheifchen follten, Ihre Mit- 
wirkung anzurufen wiſſen. Ich reife alfo voll Vertrauen ab, da ih weiß, 
daß, wie Sie eben fagten, die Nation Hinter mir und der Urmee ſteht, und 
daß Bott Frankreich beſchützt. Dann drüdt der Kaifer Hrn. Echneider die 
Hand, und fagt nicht ohne eine gewiſſe Rührung: „Ih möchte einem jeden 
von Ihnen die Hand drüden können.” 


„  Preoclamation des Kaifers: 

„Franzoſen! Es gibt im Leben der Bölker feierliche Augenblide, wo die 
nationale Ehre, gewaltfam gereizt, fi als unwiderſtehliche Kraft aufdringt, 
olle Intereſſen beberricht und die Leitung der Geſchicke des Baterlandes” allein 
in die Hände nimmt. Kine diefer entjcheidenden Stunden hat geichlagen. 
Preußen, dem wir während und feit dem Kriege von 1866 die verföhnlichften 
Gefinnungen gezeigt, hat unjerem guten Willen, unjerer Langmüthigkeit feiner» 
lei Rechmung getragen. In die Bahn der gewaltfamen Eingriffe geitürzt, hat es 
allenthalben Mißtrauen erwedt, überall zu übertriebenen Rüftungen genöthigt und 
aus Europa ein Lager gemacht, in welchem Unſicherheit und Furcht vor den 
nädften Tagen herrſchen. Ein letzter Zwilchenfall hat den Unbeftand der na» 
tionalen Beziehungen enthüllt und den ganzen Ernft der Sachlage gezeigt. 
Angefihts neuer Anſpruche Preußens ließen fich unfere Beſchwerden vernehmen; 
fie wurden umgangen, und e8 folgte ihnen ein geringſchätziges Vorgehen. Unſer 
Zand hat darüber eine tiefe Erbitterung empfunden, und alsbald ertönte von 
einem Ende Frankreichs bis zum anderen Cin Kriegſsruf. Es erübrigt uns 
nichts mehr, als unfere Geſchicke der Entſcheidung der Waffen anbeimzugeben. 
Wir führen nicht Krieg gegen Deutihland, defien Unabhängigkeit wir 
adıten. Wir hegen Wunſche, auf daß die Völker, welche die große germanijche 
Nationalität bilden, frei über ihre Gefchide verfügen. Was uns anbelangt, jo for⸗ 
dern wir die Begründung eines Standes der Dinge, der unjere Sicherheit 
gemwährleifte und die Zukunft ſichere. Wir wollen einen dauerhaften Frieden, 
degrindet auf die wahren Sinterefien der Völker, erringen und einen precären 
Zuſtand zum Aufhören bringen, in welchem alle Nationen ihre Hilfsquellen 
dazu verwenden, um eine gegen die andere zu waffnen. Das glorreihe Banner, 
welches wir nod einmal vor denjenigen entfalten, die uns herausfordern, ift 
dafielbe, welches die civilifatoriichen Ideen unferer großen Revolution durch 
Europa trug. Es vertritt diefelben Principien, es flößt diefelbe Aufopferung 
ein. Franzoſen! Ich trete an die Spige diejer tapferen Armee, welche Liebe 
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und Pflicht für das Baterland befeelt. Sie weiß, was fie werth iR, ie 
fe jah in vier WBelttheilen den Gieg an ihre 
meinen Sohn troß feiner Jugend mit mir. Er weiß, 


weile Pllidken = 
Rame ihm auferlegt; er ift ftolz, feinen Antheil an den Gefahren —— 


zu nehmen, die für das Vaterland ‚tämpfen. Gott ſegne unſere 


Ein großes Volk, welches eine gerechte Sache vertheidigt Ra 


unbejiegbar. Gg.: Rapoleon.” 


Gleichzeitig wird die Kaijerin für bie Dauer ber Abmweirm:: 


bes Kaijers zur Regentin eingejekt. 


24. Juli. Die Kailerin infpieirt in Cherbourg bie Flotte vor ik: 
Auslaufen gegen Deutichland. Der Kaijer erläßt eine Proclam:-- 


25. 


29. 


an dieſelbe. Marihall Lebreuf geht nah Metz, Marſchall EC: 
robert nach Chalons ab. 
» Das Panzergefhwaber unter Biccabmiral Bouet-Willaumez |::” 
von Cherbourg gegen Deutihland aus, aber nur halb je Fx“. 
als urjprünglid beabfichtigt war unb vorerft ohne Landungstrur::.. 
Frankreich folgt dem Borgange Deutſchlands vom 18. d. M. !« 
bes internationalen Seerechts nicht, jondern zeigt allen Mächten :r 
baß es ſich bloß an die in der Declaration bes Pariſer Eongrrf.: 
vom 16. April 1856 ausgeſprochenen Grunbfäße halten merke. 
Preußen beginnt vor dem militäriihen zuerit feinen biplem: 
ſchen Feldzug gegen Frankreich, zunächſt durch die Enthüllung ti: 
franzöſiſchen Gelüſte auf Velgien in ber „Times“ (j. Preußen). 
„ Der Kaijer gebt von St. Cloud, ohne Paris zu berühren, =: 


Schritte ſich heften Her 





Rheinarmee nad) Metz ab, wo er fein Hauptquartier auffchlägt =: | 


folgende Proclamation erläßt: 

„Soldaten! Ich komme, mid an eure Spite zu ſtellen, um die Ehre =’ 
den Boden des Vaterlandes zu vertheidigen. Ihr werdet gegen eine der k= 
Armeen von Europa kämpfen; aber andere Armeen, welde dieſer an Be 
gleihftanden, haben eurer Tapferkeit nicht widerftehen köͤnnen. So wird 85 c 
diesmal fein. Der Krieg, welderbeginnt, wirdlangund peinliäie“ 
denn es werden ihm Oertlichkeiten zum Schauplaß dienen: 
von Hinderniffen und Feltungen ftarren; aber nichts iſt zu —* 
die beharrlichen Anſtrengungen der Soldaten von Afriia der Krim, Gi 
Italien und Merico. hr werdet noch einmal beweijen, was eine franzör' 
Armee vermag, welche von dem Gefühl der Pflicht beieelt, in Der Dis: 
eiplin erzogen, von der Liebe zum PBaterland entflammt if. WRelded 
auch der Weg ſein mag, den wir jenſeits der Grenzen nehmen werden — 
wir werden auf ihm die ruhmvollen Spuren unſerer Bäter wieder fine. 
Mir werden und ihrer würdig zeigen. Ganz Frankreich folgt euch mit er 


glühenden Wunſchen, und die Welt hat ihre Blicke auf euch gerichtet. Fer 


unjeren Erfolgen hängt das Loos der Freiheit und der Cir- 
lifation ab. Soldaten! Möge ein jeder feine Pflicht thun, und der @= 
der Armeen wird mit ung jein.“ 
„ Benebetti fucht ji bez. ber belgiſchen Enthüllung durch eint 
Brief an den Herzog dv. Gramont im Amtsblatt zu rechtfertigen: 
„Es ift von allgemeiner Rotorietät, daß Graf Bisnard vor und wäre: 
des Krieges von 1866 Frankreich angeboten bat, zur Bereinigung Belgiet | 
mit Frankreich als Entihädigung für die Bergrößerung Preußens beizutrag:: 
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Die europäiihe Diplomatie hat dies gewußt, die Regierung des Railers hat 
dieje Erdffnungen beftändig abgelehnt. Drouyn de Lhuys Tann in diefer Bes 
ziehung Aufklärungen geben, die Teinerlei Zweifel übrig laſſen würden. Zur 
Zeit des Abſchluſſes des Prager riedensvertrages bezeigte Bismard Anger 
fichts der in Frankreich hervorgebradten Aufregung neuerlich das Verlangen, 
DaB durch die preußifhen Erwerbungen gebrochene Gleichgewicht wiederherzu⸗ 
ftellen. Verſchiedene Gombinationen, welche die Integrität der Nachbarſtaaten 
Frankreich und Deutichland achteten, traten in den Vordergrund; fie wurden 
Segenftand mehrerer Unterredungen, während Graf Bismard ſtets dazu 
nreigte, feine perfönlichen Ideen zur Geltung zu bringen. Bei einer dieſer 
Gonverfationen, um mir doch genau Rechenſchaft von jeinen Kombinationen 
zu geben, willigte id ein, fie gleihfam unter feinem Dictate 
nniederzuihreiben. Die Form wie der Inhalt beiveifen klar, daß ich 
mid) darauf beſchränkt habe, einen von ihm gefaßten und eniwidelten Entwurf 
zu reproduciren. Bismard behielt dieſe Abfaflung, da er fie dem König uns 
terbreiten wollte. Ich meinerſeits berichtete der franzdfiichen Regierung über 
Die gemachten Mittheilungen ; der Kaiſer wies fie zuräd, fobald fie zu feiner 
Kenntniß gelangten.” Das Schreiben Benedeiti's fügt hinzu: „Der König 
von Preußen jelbft ſchien diefe Baſis nicht genehmigen zu wollen. Seit diefer 
Zeit bin ich in Feinerlei neuen Ideenaustauſch diesbezüglih mit Bismard 
mehr eingegangen. Der Zwei Bismard’8 bei leberlieferung dieſes Docu- 
ments an die Deffentlichleit war, die öffentliche Meinung irrezuführen, um 
Indiscretionen zuvorzukommen, die wir jelbft uns hätten erlauben können.“ 

Selbſt die Pariſer Blätter erklären die Ausflucht Benedetti's für lächerlich 
und jeine Rolle jedenfalls für ausgeipielt, nachdem er fih von Bismard auf 
diefe Weile habe dupiren laſſen. Die preußenfeindliden Blätter außer Frank⸗ 
reich erwarten dagegen nunmehr auch Enthüllungen Frankreichs über Preußen, 
namentli über die viel beſprochenen Unterredungen Bismards in Biarrig. 
Es erfolgt aber nichts dergleichen, jo daR man zu dem Schluſſe gendthigt ift, 
es ſei eben über diejelben nichts zu enthüllen geweſen. 


9. Juli. Bismard feht die in den „Times“ begonnenen Enthällungen 
über bie Gelüfte Frankreichs auf Belgien fort (f. Preußen) und 
bridt die Brüde einer noch möglihen Verftändigung mit Frankreich 
auf ſolchen Grundlagen hinter ſich ab, indem er erklärt: 

„Ih habe ſogar Grund zu glauben, daß, wenn die fragliche Berdffentlich- 
ung unterblieben wäre, nad) Vollendung der franzöfiihen und unjerer Rüſtun⸗ 
gen uns von Frankreich das Anerbieten gemacht fein würde, gemeinfam an 
der Spite einer Million gerüfteter Streiter dem bisher unbewafneten Europa 
gegenüber die uns früher gemachten Borjchläge durchzuführen, d. h. vor oder 
nach der erſten Schlacht Frieden zu ſchließen auf Grund der Benebettifchen 
Vorſchläge, auf Koften Belgiens.” 

0. „ Die franzöflihen Decupationstruppen im Kirchenſtaat fangen an, 
Civitavechia zu räumen; bie Einſchiffung beginnt. 

1, u Die franz. Regierung fchließt mit einer engliſchen Geſellſchaft 
einen Vertrag wegen fchleuniger Legung eines Telegraphenkabels 
zwiſchen Calais und einem kleinen Hafen von Sütland ab. Die 
englifche Regierung intercebirt, indem fie den Vertrag für eine Ver: 
letzung ber englifhen Neutralität erklärt. 


1. Aug. Die Mobilgarben bes Seinebepartements werben ins Lager 
von Chalons geſandt. Sowohl die Kriegsluft, ale die Disciplin 
berjelben ftellem ſich dabei als mehr denn zweifelhaft heraus. 


374 Yrankreid. 


2. Aug. Die Divifion Frofſard rüdt unter den Augen bes Kailer m 
des Faiferliden Prinzen gegen das offene Enarbrüden ver un: > 
feßt baflelbe. Die Eleine preußiiche Belahung ven circa 750 Fr 
zieht fi nah tapferem Wiberftande in voller Orbnung ia 
ESieges:Telegramme gehen über biefen erften kriegeriſchen Ür:- 
nah Paris ab. Der Kaifer kehrt nah Metz zurüd, | 

3. „ Der Herzog von Gramont ſucht in einer einläßliden Citw-: 
bepefhe die Enthüllungen Preußens bez. ber franzöfiſchen Ci” | 
auf Belgien zu entlräften, wenigftend zu leugnen. | 

4 „ Das Blatt wendet fih: Die Deutſchen unter bem Kronpriz: 
von Preußen erftürmen Weißenburg. 

5. „ Die Senbungen von Mobilgarben ins Lager von Chalens c-- 
fen fiftirt werben. 

6. „ Die Armee des Marfgall Mac Mahon wird vom Kronpmzr 
von Preußen in der Schlaht bei Wörth geichlagen und zicht k= 
größtentheild in wilder Flucht und voller Auflöfung zuräd. 

An demfelben Tage erflürmen bie Deutihen den Epicherenkt:: 
binter Saarbrüden und werfen bie Divifion Froflarb zurüd. 

Die ganze franzöftiche Armee concentrirt fi nach rüdhwärtt ar 
Med; bie beutihen Armeen folgen ihr auf dem Fuße nad. 

Die Pariſer Börfe ijt gleichzeitig der Schauplatz ber größte 
Moftification: es heißt, 25,000 Preußen feien gefangen, tarmır 
ber Kronprinz. Die Lügenhaftigkeit des Gerüchtes wird crlass. 
Große Aufregung. 

T „ Die Niederlagen von Wörth und Spicheren werben im Ran 
befannt. Die Kalferin, die Minifter, der Gouverneur erlatr 
beruhigende Proclamationen. Die Kammern werden auf ben 11.:. 
einberufen. 

Sm obern Eljaß findet eine allgemeine Flucht auf Schweizen 
gebiet ftatt. | 

8 „ Die Kammern werben, ftatt auf ben 11., ihon auf den 9.6.7. | 
einberufen. Neue Preclamation des Minifteriums,. 


m ÜUrtheil des Staatsgerihtshofes in Blois über das angceblikı 
Complott. | 

9. „ BZufammentritt ber Kammern. Die Regierung läßt im beibe 
eine Erffärung über bie erlittenen Nieberlagen verlefen und tri:: 

auf eine Reihe neuer militäriicher Mafregeln an. Der gefekart. 

. Körper ertheilt ber Fähigkeit des Minifteriums Olivier ein IKik: 
trauenspotum. Daſſelbe tritt zurüd und wird augenblidfidh kurs 

ein ſchon bereit gehaltenes Cabinet Palikao erſetzt. 

Senat: Der Staatsrathspräſident und Miniſter Parieu hält folge 
Anſprache: „Der Raifer hat veriproden, uns zufammenzuberufen, fobald de 
Umftände es erheiſchten. Wir erlitten Niederlagen, find aber nicht beſeg 


| 
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Der größte Theil des Heeres bat noch nicht gekämpft, er iR da, uns den 
Sieg zu geben. Unſere Hilfsquellen find noch unverfehrt. Wir verlangen 
von Ihnen eine Aushebung in Maſſe. Alles if bereit, Paris ift in Ver⸗ 
theidigungsftand gefekt, um eine lange Belagerung aushalten zu können. 
Bir Sehen von allen Törmlichleiten bei der Einftellung von fyreiwilligen ab, 
verlangen allgemeine Drganijation der Nationalgarde, .Einverleibung eines 
Theils der Mobilgarde in daB active Heer, Einziehung der Altersklafſe von 
1871. Die Preußen hoffen Nuten zu ziehen von unjern innern Spaltungen, 
dieſe Soffnung wird trägerii fein. Sollte die Ordnung geflört werben, 
fo werden wir uns der Macht bedienen, welche der Belagerungszuftand uns 
überträgt, und werden auch noch andere Streitfräfte als die Rationalgarde 
zu unferer Hilfe aufrufen. Die Ordnung ift daß Heil.“ 


Befeggeb. Körper: Olivier verlieft eine Mittheilung, welche der im 
Senat abgegebenen entſpricht, und erwidert alsdann gegenüber vielfadden Un⸗ 
terbreddungen, welche feine Rede aus den Reihen der Linken erfährt: „EB hieße 
ein Verbrechen gegen das Vaterland begeben, wenn man mit “Perjonenfragen 
nur eine Minute verlieren wollte. Man mag die Miniiter mit Vorwürfen 
üAberhäufen, wir werden dem gegenüber Stillſchweigen beobachten und nur die 
vorgeſchlagenen Maßregeln vertheidigen. Die Miniſter verlangen, daß die 
Kammern ihnen Vertrauen bewahren. Wenn andere Miniſter den Ereigniſſen 
befier zu begegnen wifien, jo mag man uns gehen lafien, aber dann jofort; 
denn gegenwärtig handelt e8 fi nicht darum, Neben gu halten, fondern zu 
handeln.” Die Dringlichkeit aller vom Kriegsminiſter Deiean eingebrachten 
Borlagen wird angenommen: Die jofortige Bewaffnung und die vollſtändige Or⸗ 
ganifation der Rationalgarde in Paris und den Departements auf Grund 
des Geſetzes vom Jahre 1831. Ein Redner fchreibt die Niederlagen der 
abjoluten IUnfähigleit des Generals en chef zu, und fordert demgemäß, daß 
der Kaiſer daß Commando niederlege, und daß der geießgebende Körper die 
Leitung der Angelegenheiten des Landes in die Hand nehme. Diefer Untrag 
ruft unbefchreibliche Bewegung hervor. Die Linke zollt demjelben Beifall, 
während die Mehrheit dagegen proteſtirt. ®ranier de Gafjagnac jagt: 
ein folder Untrag jei der Anfang der Revolution. (Tumult) Kératry 
fordert die Abdankung des Kaifers. Er wird zur Ordnung gerufen. Die 
Sitzung wird unterbrochen. Bor dem Palaſt des geſetzgebenden Körpers hat 
fih eine ungeheure Menichenmenge verjanmelt. 8 find militäriiche Vorſichts⸗ 
maßregeln getroffen. Die Behörde iſt genöthigt, die Eingänge des Palaſtes 
freimachen zu laſſen. Bei Wiederaufnahme der Sigung beantragt Duver⸗ 
nois folgende Tagesordnung: „Die Kammer, entichloffen, dasjenige Mini- 
fterium zu unterflügen, welches fähig ift, die Vertheidigung des Landes zu 
organifiren, gebt zur Tagesordnung über." Ollivier erflärt im Namen 
der Regierung, daB er diefe Tagesordnung nicht annehmen konne. Trotzdem 
nimmt die Kammer die Tagesordnung nah Duvernois’ Antrag an. Auf 
Berlangen Olliviers wird hierauf die Sigung unterbroden. Nach Wieder- 
eröffming derjelben theilt Offivier mit, dad Marſchall Palilao mit der Neu⸗ 
bildung eines Gabinets beauftragt je. Der geſetzgeb. Körper verwirft mit 
190 gegen 53 Stimmen die Dringlicleit für den Antrag, wonach aus Depu- 
tirten ein Landesvertheidigungscomité einzuſetzen fei. 


9. Aug. In Met tritt der Marſchall Leboeuf von feiner bisherigen Stelle 


ald Seneralftabschef bes Kaiſers zuräd, und übernimmt Marſchall 
Vazaine bas Obercommanbo ber bisherigen Rheinarmee. 


„ Piceabmiral Fourigon trifft mit einer zweiten Banzerflotte in 
ber Norbjee ein, aber wieber ohne Lanbungstruppen. 
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10. Aug. Gefehgeb. Körper: General Palikao zeigt bie Zufammeniege: 


11. 
12, 


14. 


15. 
16. 


17. 


18, 


bes neuen DMinifteriums an: 

Palitao: Präfidentihaft und Krieg; Chenreau: Inneres; Mat | 
Finanzen; Duvernois: Handel; Rigault: Marine; Dapib: Affeniiz 
Arbeiten; Latour b’Auvergne: Aeußeres; Buffon: Präfibiem vu | 
Staatsraths; Grandperret: Juſtiz; Brame: Unterridt. 

In Met wird mit dem Raſiren bes Glacis und ber Bar: | 
viantirung begonnen. 


„ Die Beftung Etraßburg wirb von den Deutſchen cernirt. | 
„Die deutſche Vorhut bat bereits bie Vogeſen überfchritten, m 
preußiſchen Uhlanen ſchwärmen bis Nancy. Die franzöfiige Arme 
überj&reitet bei Metz bie Mofel, Die deutſchen Armeen bränsn 
ihr unaufbaltfam nad. 

Geſetzgeb. Körper: Der neue Miniſter bes Innern Gham:: 
macht bie Anzeige, daß bie Regierung die Nusweifung aller Tee: 
ihen aus franzöſiſchem Gebiete vorbereite. Da ber Plan zuait 
doch noch auf Bedenken ftoßt, erklärt der Minijter, fie werte mr 
Mäßigung vollzogen werben, 

» Die beutjchen Armeen haben die Mofel erreiht. Bazaine LE 
fämmtlide große Bagage und ben großen Armectrain von Met ir 
Verdun abgeben und bricht felber mit jeiner Armee in derſelber 
Richtung auf. Die erfte deutſche Armee greift ihn an unb hält if- 
in ber Schlacht bei Eourcelles bei Meb ſeſt. Der Kaifer gebt wı 
Metz nah Chalons ab. 

n Der Napoleonstag verläuft in Paris ganz fil. Dafür mir 
die Austreibung ber Deutfchen bereits maflenhaft ind Werk gen 
und zwar ohne alle Schonung ober Mäßigung. 

„ Zweite Schlacht vor Metz bei Mars la Tour ober Bimn 
Bazaine wird von feiner Rüdzugslinie abgebrängt und ihm ti 
bereits theilweiſe verlegt. 

„» Der Kaifer langt von Meb im Lager von Chalons an, m 
Mac Mahon die Ueberrefte feiner Armee rveorganifirt umb nen 
Zuzüge erhält. 

„ General Trohu wird zum Oouverneur von Parie ernannt. 

. Der König von Preußen ernennt ben Generallieutenant Graic 
v. Bismards Bohlen zum Generalgouverneur bes Elſaſſes und ta 
General v. Bonin zum Generalgounerneur von Lothringen. Ti 
öffentliche Meinung in Deutihland beſchäftigt ſich bereite Lebkit 
mit ber Wiebererwerbung von Elfaß und Lothringen. 

„ Dritte große und ‚blutige Schlacht vor Me bei Gradvelott: 
Bazaine wirb von feiner Rückzugslinie gänzlich abgefchnitten u 
befinitiv in bie Seftungslinien von Mey zurüdgeiworfen, wo er dr 
geſchloſſen if. 


| 


| 
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. Aug. Die zweite beutfhe Armee unter dem Prinzen Yriebrih Karl 


26. 


bleibt vor Met, das eng eingeichlefien wird. Die britte beutiche 
Armee unter bem Sronprinzen von Preußen und eine neu gebildete 
vierte unter dem Kronprinzen von Sachſen feben ihren Mari auf 
Paris fort. 

Geſetzgeb. Körper: Die Regierung hält denſelben unb ganz 
Paris im Dunkel darüber, daß Qazaine in Mib einnefchloffen ift, 
indem fie fortwährenb behauptet, von Bazaine feine Nachrichten zu 
baben. 

Beginn ber fürmliden Belagerung Etraßburgs. 

„Die deutſche Zollgrenze wird für Elſaß und Lothringen auf: 
gehoben. Met und Deutſch-Lothringen werben durch Erlaß bes 
Könige von Preußen von Lothringen abgezweigt und mit bem 
©eneralgouverneiment Elſaß verbunden, das banıit alles basjenige 
zu umfaflen ſcheint, was Deutſchland f. 3. zu behalten gebentt. 

„ Marſchall Mac Mahon bricht das Lager von Chalons ab und 
verläßt mit feiner Armee und dem Kaiſer baffelbe, indem cr fi 
gegen Rheims wendet, von wo er entweber dem Marſchall Bazaine 
die Hand reihen zu können bofit, oder fih zum Echuße ber Haupt: 
ſtadt nad Paris zurüdziehen Tann. 

„ Die Regierung läßt in aller Eile Paris verproviantiren. Der 
Minijter Clement Duverncis entwidelt bafür große Thätigfeit. 

Chalons wird von deutſchen Truppen beſetzt. 

„ Prinz Napoleon ift in Florenz umjonft bemüht, Stalien zur 
Hilfeleiftung ſür Yranfrei zu bewegen. 

„ Ter Tormarjh ber deutſchen Armeen gebt unaufbaltjanı gegen 
Paris: die Spitzen find ſchon über Chalons hinaus. 

„ Tas Pol. Hauptquartier wird von Pont-à⸗Mouſſon nah Dar 
le Duc verlegt. 

Die Auswanderung ber befibenden Klaffen aus Paris ijt bereits 
eine maſſenhafte. Dagegen flüchtet die Umgegend von Paris nicht 
minder maſſenhaft nad Paris hinein. 

Marihal Mac Mahon wird von ber Regierung in Paris ges 
nöthigt, ftatt fih nach Paris zum Schutze ber Hanptitabt zu wens 
ben, vielmehr ten verzweifelten Verſuch zu wagen, bem eingefchlofs 
fenen Marſchall Bazaine die Hand zum Entſatze zu bieten. Er 


ſchlägt daher mit feiner Urmee unb bem SKaifer bie Richtung nad 
Sean ein. 


n Die beutichen Armeen haben Chalons bejeht, ihre Spiten reichen 
bereits bis Epernay. 


Die deutſche Heeresleitung iſt von dem Plane Mac Mahons 
vollſtändig unterrichtet. Die vierte Armee unter dem Kronprinzen 
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28. 


30. 


31. 


Tranhreig. 


von Sachſen hat bereits Fühlung mit ihm gewonnen. Die tr- 
unter bem Kronprinzen von Preußen gibt ihren weiteren Bere:-: 
nah Paris auf und macht eine überaus ſchwierige Redytsfchwen:::: 
Der Marihall fol nicht nur von bem Wege nad Metz abgeſchec 
ten, jondern entweber umzingelt, cder nad Belgien hinübergetris: 
werden. Das kgl. Hauptquartier wirb von Bar le Dac rc: 
Elermont (en Argonne) verlegt, uadybem vorher in Bar le Duc u: 
ein Kriegsrath mit dem Kronprinzen gehalten worben if. 

Der gefebgeb. Körper ſetzt es enblich buch, daß dem Ti: 
fterium wenigftens ein SKriegerath aus ber Mitte ber Kammer kr: 
gegeben wird, zu bem auch Thiers gehört. 


Aug. General Trochu, der Gouverneur von Paris, befiehlt bie xl 


ftänbige Austreibung aller noch in Paris gebliebenen Dentiiı 
binnen brei Tagen. 

„ Schlaht bei Beaumont: bie Franzoſen unter Mac Mi: 
werben angegriffen, gejchlagen und von Beaumont bie über :. 
Maas bei Mouzon zurüdgetrieden. Mac Mahon ijt von Bazi: 
und Dieb bereits abgefchnitten. Er bat fein Hauptquartier a! 
Sedan verlegt, wo ſich auch ber Kaiſer befindet. 

„ Zweiter Schlachttag vor Sedan: bie Deutihen geben über de 
Maas und brängen die ganze franzöflfhe Armee mit Mac Make 
und ben Sailer um Seban zufamınen, 

„ Maarſchall Bazaine, ber mit feiner ganzen Armee aus Metz rıi 
Norden durchzubrechen verfudt, wirb durch bie Schlacht von Reit 
ville in bie Feſtung zurüdgemworfen. | 


. Sept. Trittr Schlachttag um Sedan: bie Franzoſen, bie zx 


Sedan durchzubrechen verfuchen, werben vollſtändig eingeidlere 
und in bie Feſtung bineingebrängt, Der Kaijer läßt bie wir 
Fahne aufſtecken. 

Bazaine erneuert den Durchbruchsverſuch vom vorhergehenden 
Tage, wird aber wiederum in die Feſtung zurückgeworfen. 
Sedan und bie ganze Armee Mac Mahon's mit ſammt ben 
Kailer ergeben ſich. Zuſammenkunft des Kaijers erft mit Bismat? 
und fpäter mit bem König von Preußen; er wirb ale Gefangene 
na Wilhelmshöhe bei Kafjel geleitet. 

„ Der kailerlihe Prinz tritt nad Belgien über. 

„ Cena (Mittags): Palikao gefteht, bag ber Ausbrucheveriu: 
Bazaine's mißlungen fei, und daß ber Ausgang mehrerer Schlach 
tage bei Sedan ein ungünftiger geweſen zu fein jcheine, will abe 
noch keine zuverläfligen Berichte erhalten haben. 


Abends: Eine vom gejammten Minifterium unterzeichnete Pre 
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clamation geftebt die Capitulation von Eeban unb bie Gefangen: 
Tchaft des Kaiſers ein, will aber nur von, 40,000 Mann wiflen, 
die in Gefangenſchaft gerathen feien. 

Geſetzgeb. Körper: Nachts: Palikao geiteht endlich das Unglüd 
pen Eedan vollitändig ein, prahlt aber gleichzeitig mit 500,000 Mann, 
die in ben nächſten Tagen dem Feind gegenüberftehen würben, erklärt 
eine Discuflion in biefem Augenblid für unmöglich und verlangt 
Vertagung ber Sitzung. Jules Yarre beantragt die Abfchung bes 
Kaifers und feiner Dynaſtie und bie Einſetzung einer Regierungs⸗ 
commiſſion aus dem Echech des geichgeb. Körpers „zur Vertreibung 
bes Feindes“. Tiefes Stillſchweigen. Die Eibung wird auf ben 
folgenden Tag (Sonntage) Mittag vertagt. Ä 

Zujammenrottungen in ben Etraßen werben vom Militär aus: 
einander gejprengt. 


4. Sept. Senat (Mittags): Rouber theilt den von Favre geftellten Antrag 
auf Abſetzung bes Kaijers mit. Die Senatoren antworten von allen 
Eeiten mit: Es Iche ber Kaijer! die Kaiferin! der kaiſerl. Prinz! 
bie Dynaftie! Rouher erklärt, der Antrag, in dieſen Mauern vor: 
gebradit, würde nur einer einmüthigen Zurüdmweifung begegnen. 
Graf Tlamarend: er dürfte die Echmwelle biejer Verſammlung nidt 
überſchreiten. Die Sitzung wird fuspendirt, um Nachrichten aus 
tem gelebgeb. Körper abzumarten. 

Geſetzgeb. Körper (1 Uhr 20 Minuten): Das Gebäude ift von 
ftarfen Truppenmaſſen bewacht: Palikao bringt einen von ber Kai: 
ſerin „für den Kaifer und Fraft ber ihr von ihm anvertrauten Bells 
macht“ unterzeichneten Geſetzesentwurf cin: 

Ein Eonjeil der Regierung und Nationalvertheidigung, aus fünf Mitglie- 
dern beſtehend, wird vom geſetzgeb. Körper ernannt. Die Minifter werden 
unter Gegenzeihnung dieſes Eonjeild ernannt. (Ruf: „Ernannt durch wen?“) 
Ferr dv. Balilao wird zum General-Statthalter beim Eonfeil ernannt.“ (Zahl⸗ 
reihe Stimmen: „Wie, was bedeutet das? was will das fagen?“) Der Mi- 
nifter verlangt, daß diefem Geſetzentwurf die Dringlichkeit zugeftanden werde, 
Favre beanſprucht die Priorität für feinen Antrag auf Abjegung des Kaiſers. 
Thiers verlangt die Einjehung einer Commiffion für die Regierung und die 
Nationalvertheidigung und Ginberufung einer Gonftitwante, „jobald die Ers 
eigniſſe es geflatten“. Alle drei Anträge werden an die Abtheilungen vers 
wielen. Die Teputirten zichen fi dahın zurüd. Kaum find indeffen zehn 
Minuten vergangen, erhebt fih um das Haus ein wildes Geichre: Die Zus 
hörer der Tribünen fleigen auf der großen Treppe nad dem Pont de la Eon» 
corde herab, ſchwenken ihre Hüte und geben den Nationalgarden, die auf dem 
Pont de Ia Concorde Wade halten, Zeichen, zu ihnen zu kommen. Diefe 
zögern einen Augenblid; aber bald ſetzen fie fi in Mari, die Menge folgt 
ihnen. Eine kurze Zeit lang werden fie don den Gardes de Paris zu Pferde 
aufgehalten, die ihnen indefien bald den Weg freigeben, ohne einen Schuß zu - 
ihun. Tas Situngsgebäude wird von der Volksmenge in Beichlag genom⸗ 
men. Nationalgarde und Volk ftürzt nah den Tribünen und fchreit: „Die 
Abfekung! die Abjezung !" Um 2% Uhr joll die Sitzung des gefeßgebenden 
Köryerd wieder aufgenommen werden. Die Triblinen find dicht von einer 
lärmmden Menge beſetzt; nur etwa ein Tutzend Deputirte find auf die Auf⸗ 
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forderung der Huiffiers in den Sigungsjaal zurückgekehrt, alle wen wm 
gern fi, inmitten diefer Unruhe zu berathen. Schneider hat indeß den! | 
fidentenftugl eingenommen. Gremieug, Gambetta, Schneider, las: 3.-: 
wenden fi mit Anfpraden direct an die Tribünen, um fie zum Eier | 
zu vermögen. Gambetta erklärt ihnen, die Linke babe fich gegemäbe :- 
Kammer verpflichtet, der Wreiheit ihrer Beratungen Adtung zu — | 
Die Wirkung if nur eine momentane, der Lärm dauert fort. Um, 
werden die Thliren zum Situngsjaale eingeichlagen, die Menge dre:: 
denjelben und ſtimmt die Marfeillaife und den chant du depart ee. !- 
allen Seiten ertönt: Es lebe die Republik. Präafident Schneider: Te — 
Berathung unter dieſen Umftänden unmöglid if, jo erfläre ich die er 
für aufgehoben. Es it 3 Uhr. Der Präfivent verläßt ſeincen Eee: > 
Menge nimmt vom Bureau und von der Rebnerbühne Beſitz umb hai it 
volftändig zum Herrn des von ihr angefüllten Saale gemacht. 

Senat (2% Uhr): Die fuspentirte Sitzung wirb wieber ar; 
nommen. | 
Vräfident Rouher theilt ihm den Tumult im Sigungsfaale des gie 
gebenden Körpers mit, und daß dieſer auf jede Berathung verzichtet zu bee 
feine. Ein Senator verlangt, daß fih der Senat in Permawenz eriir 

Nouher: Wir können bier noch lange warten, ohne uns mit einen 
entwurf befafien zu können; wir haben in der That feinen Gegenflam !c 
Berathung. Uebrigens bin ich bereit, die Beichlüffe des Senats auszufäfır 
Baroche (der frühere Yuftizminifter): Der Senat muß vor Allem me da 
größten Entichiedenheit gegen die Vergewaltigung protefliten, deren Opfer ve 
andere Berfammlung iſt. Wenn wir hoffen könnten, daß fie ſich and gem 
ung wenden möchten, jene revolutionären Boltsträfte, welche in den gelegen 
den Körper eingedrungen find, fo würbe ich denken, daß Jeder non umS «ar 
feinem Seſſel ausharren müßte, um die Eindringlinge zu erwarten. Ik 
unglüdlicher Weife — denn bier ift es, wo ich flerben mödte! — Hier 
wir dieſe Hoffnung nicht haben. Die Revolution wird in Paris eushrhe 
und wird nicht in diefe Umfriebigung dringen. Bielleicht Lönnten wir drazie 
no dem Lande und der Dynaftie einen Dienft Ieiften; denn ich will }= 
ganz laut von der Dynaſtie ſprechen. (Ja! ja! Sehr gut!) Indem wir mi 
trennen, weihen wir übrigens ſchon ber Gewalt und nicht der Einſchachtern 
und unfere Aufgabe fei, ein jeder durch feine perfönliden Mittel, die Lı> 
nung und die laiſerliche Dynaſtie zu vertheibigen. Ber Antrag auf Fr 
manenzerflärung wird abgelehnt und die Sitzung geſchloſſen. 

Die Kaijerin flieht in aller Eile von Baris. 

Der Pla ver dem Stabthaufe ift von einer ungeheuern Vellt 
menge befeßt, welche tie Republif verlangt und ausruft. Im Etatt 
hauſe conftituiren ſich die Deputirten ber Stadt Paris (ohne Thiel) 
unter ben Vorfige des Generals Trochu als „proviſoriſche Recit 
rung ber nationalen DVertheibigung” : Trochu, Favre, Jules Eimer, 
Picard, Pelletan, Eremieug, Berry, Glaie⸗Bizoin, Gambetta, Rode 
fort, Arago, Garnier: Pagds. Die Ummälzung iſt eine vollffänti 
unblutige. Die Häupter ber bisherigen kaiſerlichen Regierung un) 
Rartei ergreifen bie Flucht und gehen meift nad England, 

Der gefebgeb. Körper tritt ſpäͤt am Abend nochmals zufammn. 
Es wirb ber Verſuch einer Berftänbigung zwiſchen ibm unb be 
neuen auf dem Etabthaufe eingefeten Regierung gemacht, um fü 
Rechtscontinuität zu wahren. Die neue Regierung gebt jebod au 
ben Vorſchlag nicht ein. 





— — — — — — 
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In Lyon ift die Republik noch einige Etunden früher, bevor 
es in Paris geihab, proclamirt worden. Die anderen großen 
Städte folgen dem Beifpiele beib:r. 

- Eept. Bine Kundmachung theilt mit, daß die „Regierung ber natio: 
nalen Vertheidigung“ folgendes Minijterium eingejebt babe: 

Favre Auswärtige, Gambetta Inneres, General Leflo Krieg, Admiral 
Fourihon Marine, Ereinieug Juſtiz, Picard Finanzen, Simon Unterriät und 
Eultus, Dorian Arbeiten, Magnin Aderbau und Handel Fernere Berfüg- 
ungen bejeitigen die Präfidentichaft des Staatsraths, löſen den gejeßgebenven 
Körper auf, ſchaffen den Senat ab, weilen die Pkäfelten, Unterpräfetten, Ges 
nerale und Telegraphenftationen Frankreichs zur öffentlihen Bekanntmachung 
der in Paris erfolgten Proclamation der Republik an und ertheilen Amneftie 
für politiihe und Preßvergehen. Die Regierung der nationalen Vertheidigung 
hat fi zur Regelung der inneren Arbeiten folgendermaßen organifirt, Trochu 
PVräfident, Favre Vicepräfident, Terry Sekretär; als Adjunctſekretäre der Res 
gierung find die Herren Lavertujon und Herold gewählt worden. Arago 
wird zum Maire, Keratry zum Polizeipräfekten von Paris ernannt. 

Proclamation der neuen Regierung an die Armee: „...Sols 
daten! Wir haben in der furdhtbaren Krife, welche wir durdheilen, da8 Ruder 
ergriffen, haben aber damit nicht etiwa einen Parteierfolg errungen. Wir bes 
finden ung nit am Ruder, fondern im Kampf. Wir find keine Parteiregie⸗ 
rung, fondern eine Regierung der Nationalvertheidigung. Wir haben nur 
Einen Zweck, nur Einen Willen: da8 Wohl des Baterlandes durch Armee 
und Ration, welche fih um das ruhmreiche Symbol fchaaren, welches Europa 
vor achtzig Jahren zurüddrängte. Heute wie damals bebeutet der Name Ne 
pub: Innige Eintradt von Armee und Volk zur DVertheidigung des Vater⸗ 
andes.“ 

Rundſchreiben Gambetta's als Miniſters des Innern an die 
Präfekten: „Unſere neue Republik iſt keine Regierung, welche durch poli⸗ 
tiſche Zwiſtigkeiten, durch fade Zänkereien berührt wird, denn fie iſt, wie wir 
ausgeſprochen haben, eine Regierung der Nationalvertheidigung, eine Republik 
des Kampfes bis zum Aeußerſten gegen den Eindringling! Umgeben Sie ſich 
demnach mit muthigen Bürgern, wie wir ſelbſt es ſind, welche von dem 
Wunſche ohne Maß beſeelt find, das Vaterland zu retten, und vor keinem 
Opfer zurüdbeben. Inmitten dieſer jchnell erwählten Eollegen behalten Sie 
die Kaltblütigleit und die Stahlkraft, welche eine Eigenſchaft der Vertreter 
einer Amtsgewalt fein müflen, die entjchloffen zu Allen ift, um den Feind zu 
befiegen. Unterſtützen Sie durh Ihre Thätigkeit ohne Schranken Jedermann 
bei allen Tragen, wo es fih un Bewaffnung und Yusrüftung der Bürger 
und ihre ſoldatiſche Ausbildung handelt. Alle Verbotgeſetze, alle Beichrän- 
tungen, welche leider gegen die Yabrifation und gegen den Verkauf von Waffen 
gerichtet waren, beftehen nicht mehr. Jeder Franzoſe erhalte oder ergreife ein 
a ftelle fi der Behörde zur Verfügung: das Baterland ift in 

ahr. 

Verfügung des Polizeipräfekten Kératry: „Jeder Deuiſche, wel⸗ 
cher nicht mit einer beſonderen Bewilligung verſehen iſt, wird angehalten, die 
Departements der Seine und der Seine und ODiſe binnen vierundzwanzig 
Stunden, von heute Morgens 8 Uhr ab gerecänet, bei Ahndung nach Kriegs- 
recht zu verlaſſen.“ 

Das Amtsblatt verkündet die Entbindung allee Beamten von ihren dem 
Kaiſer geleifteten Eide und die Ernennung von 30 neuen Präfelten. 

General Vinoy langt mit feinem Armeccorps, das Sedan nicht 
mehr vor ber Kataftrophe zu erreichen vermochte, wieder in Paris 


an. Daneben fammelt General Trodu bie einzeln ankommenden 
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eberrefte ber Mac Mahon'ſchen Armee, bie zu zweien, zu tr- | 


in Compagnien und Bataillonen der Gefangenſchaft entgangen, ta- 
bis zum Tode erſchöpft in Paris ankommen. 


6. Sept. Circular⸗Depeſche Jules Favre's an bie Vertreter Fraufıcä | 


im Auslanbe: 

„Mein Herr! Die Ereignifie, die fi) foeden in Paris vollzogen, rm.ir 
fi durch die unerbittliche Logik der Thatſachen jo gut, daß es umltiı 7 
ſich lange mit ihrem Gimme und ihrer Tragweite zu befafien. Einem zu I:r: 
zurüdgehaltenen unmgiderflehlichen Aufſchwunge nachgebend, ift tie Beröliter: 
von Paris einer höheren Rothwendigfeit, derjenigen ihres eigenen Gas m 
folgt. Sie Hat nicht mit der verbrederiigen Regierungsgewalt zu Arzeı 


gehen wollen, die Frankreich zu feinem Untergange führte; fie Sat mir 


Abſetzung Napoleons III. und feiner Tynaſtie ausgefprodden, fie bet ſie = 
Ramen des Rechtes, der Gerechtigkeit und des öffentlihen Heiles verzeir. 
Und diefer Urtheilsſpruch ift im Voraus durch das Gewiſſen fo wohl r:t”:= 
worden, daß keiner unter den lärmendften Vertheidigern der gefallenen Kerr 
rung fi erhob, um fie zu fiigen. Sie ift von ſelbſt eingeſtürzt unter der 
Gewichte ihrer Fehler, unter dem Yubel eines ungebeuren Bolfeg, obm x! 
ein Tropfen Blutes vergoffen, ohne daß irgend Jemand feiner Freiben % 
raubt worden wäre. Und man fonnte — eine unerhörte Thatfadge im de 
Geſchichte — fehen, wie die Bürger, welden der Ruf des Volkes das griir 
volle Mandat, zu kämpfen und zu fiegen, verlieh, auch nicht einen Yugat'r 
an die Gegner dachten, die fie Tags zuvor mit militäriichen Executienes we 
droht Hatten. Dadurch, daß fie ihnen die Ehre irgend welcher Abwehr er 
weigerten, haben fie ihre Berblendung und ihre Ohnmacht conflatirt... ®: 
haben ſelbſt um den Preis unjerer Popularität die Politik vet Fr 
dens vertheidigt, wir werden mit einer immer tieferen Ueberzeugung 7. 


-verharren... Yu Allem bereit, faflen wir mit Ruhe die Sachlage ins Ysz 


die ung bereitet if. Diele Sadlage, ich präcifire fie in einigen Morten, * 
unterbreite fie dem Urtheile meine Landes und Europa’s. Wir Haben lex 
den Krieg verdammt, und indem wir unjere Achtung vor dem Rechte endet 
Bölter betheuerten, haben wir verlangt, daß man Deutihland Herr ie” 
Geſchicke fein laſſe. Die kaiſerliche Regierung, die feit langer Zeit ihre Irt- 
effen von denen des Landes getrennt Hatte, wies diefe Polilik zurüd. 7 
nehmen fie mit der Hoffnung wieder auf, daß Frankreich, durch die Erfahr“ 
belehrt, die Weisheit haben werde, fie auszuüben. Eeinerjeit Hat der Kir: 
von Preußen ertlärt, daß er nicht gegen Frankreich, ſondern gegen die tai'c- 
Tihe Tpnaftie Krieg führe Die Tynaftie ift gefallen, das freie Srartıriz 
erhebt fih. Will der König von Preußen einen goltlofen Kampf fortite- 
der für ihn mindeftens ebenfo verhängnißvoll fein wird, wie für uns? Mr 
der Melt des 19. Jahrh. das graufame Schaufpiel zweier Nationen geben. de 
[9 gegenfeitig vernichten und melde, der Humanität, der Vernunft, der Pi 
enfchaft vergefiend, Trümmer und Leihen aufpäufen? Es Rebt ihm fm: 
diefe Verantwortlihfeit vor der Welt und der Gedichte auf fih zu nehme 
Henn dies eine Herausforderung ift, fo nehmen wir fie an. Wir werde 
nicht einen Zollbreit unjeres Rationalgebietes, nit einen Stein 
von unseren FeRungen abgeb en. Ein ſchimpflicher Friede wäre ein Yuk 
rottungstrieg in kurzer Friſt. Wir werden nur wegen eines bauechalten Frie 
dens verhandeln. Da ift unjer Intereſſe dasjenige des gefammten Euroda'l 
und wir haben Grund, zu hoffen, daß, befreit von jeder dynaſtiſchen Serre 
die Frage in den Cabinetten in diefer Weiſe ſich fielen werde. Selbſt ax: 
wenn wir allein bleiben follten, werden wir nicht ermatten. Wir haben er 
entſchloſſene Armee, wohlverfehene Forts, einen mohleingerichteten Befeftigungt 
gürtel, hauptjählich aber eine Bruftwehr von 800,000 Kriegen, die entidisi 
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fen find, bis zum legten Mann auszuharren: fie ſchwören, würdig ihrer el- 
Talfiihen Brüder zu fein und zu flerben wie dieſe. Nach den Foris kommen 
die Wälle, nad) den Wällen die Barriladen! Paris kann fi drei Donate 
halten und fliegen, wenn es unterläge, würde Frankreich auf feinen Appell 
bereit jein und es "rächen. Diefes würde den Kampf fortjegen und der‘ An« 
greifer dabei zu Grunde gehen. Dieß, mein Herr, ift es, was Europa wiſſen 
fol. Wir haben die Regierungsgewalt zu feinem anderen Zwecke angenom⸗ 
men und würden fie feine Minute behalten, wenn wir die Vevölkerung von 
Paris und ganz Frankreich nicht entiehloffen fänden, unfere Entidliekungen 
zu theilen. Ich fafle dies mit Einem Worte zufammen. Bor Gott, der uns 
vernimmt, vor der Nachwelt, die über uns urtheilen wird, wir wollen nichts 
als den Frieden; wenn man aber gegen uns den verhängnikvollen Krieg fort« 
jegt, den wir verdammt haben, werben wir unfere Pflicht bis zur Reige thun, 
und ich habe das feite Vertrauen, daß unfere Sache, welche die des Rechtes 
und der Gerechtigkeit ift, ſchließlich triumphiren werde,“ 

Sept. Einige Glieder ber Familie Orleans langen in Paris an, um 
an ber nationalen Verthcidigung Theil zu nehmen, werben aber von 
der Regierung bewogen, das Land wieder zu verlaflen. 


Der amerifanifche Gefandte anerkennt ſofort die wieber berges 
ftellte republflaniihe Orbnung der Dinge unb tritt mit ber neuen 
Negierung in offizielle Beziehungen. Der Geſandte ber Schweiz 
folgt ihm, fpäter auch Italien und, über bie Snftructionen jeiner 
Regierung binausgehend, der Gefandte Spaniens, Olozaga. Die 
Bertreter ber übrigen Mächte treten auch ihrerfeits mit ber Regierung 
in offizielle Beziehungen, bo ohne förmliche Anerkennung berjelben 
als einer legalen. 

» Die Regierung ber nationalen Vertheidigung orbnet bie Wahl 
einer conſtituirenden Nationalverfammlung für ganz Frankreich an, 
die am 16. Det. in Paris zufammentreten fol. 


„ XZumult in Nizza: Die Nizzarden legen bie entſchiedene Neigung 
an ben Tag, fih von Frankreich wieber zu trennen und zu Stalien 
jurüdzufehren. 

In Paris beginnt ber Vertheidigungedienſt für die Nationalgarde. 
Inzwiſchen ſtrömen ſeit dem 2. d. M. ſtarke Abtheilungen Mobils 
garden von allen Seiten ber Provinz nad Paris. Ihre Zahl über— 
fteigt bereits 50,000 Mann. Trochu iſt beſchäftigt, fie zu organi⸗ 
firen zugleid) mit ben Ueberreſten ber regulären Armee, 

„ Tie Feltung Laon capitulirt. Nah ber Capitulation wirb bie 
Citadelle in die Luft geiprengt, ohne daß ber Edyuldige entbedt wird. 

Trochu ordnet das Abbrennen ber Waldungen in einem weiten 
Kreife um Paris an. Es geſchieht, gelinat aber nur theilweiſe. 

„ Xhiers übernimmt eine biplomatiide Miffion nach London, Wien, 
St. Petersburg und Florenz. 

Die deutſchen Armeen nähern ſich immer mehr Baris, Die Res 
gierung beſchließt, felbft auf bie Gefahr einer Belagerung, bort zu 
bleiben und nur eines ober einige ihrer Mitglieder als Delegirte 
nach Tours abzuordnen. 
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13. Sept. Trodu hält cine große Revue über die Truppen, Mobigeme 


17. 


18. 


19. 


und Nationalgarden ab. Rochefort wird zum Commanbanten ar 
Barrifadencommiflion für Paris ernannt. 

Eremieur trifft als Regierungsdelegirter in Tourg ein und ni: 
eine Proclamation an bie Bevölkerung. 

„ Vie erften deutſchen Truppen langen vor Paris an und ka ' 
die Stabt gu cerniren. 

Die Regierung beihließt, die Wahlen zur Conftituante zu : 
ihleunigen und fchon am 2. October vornehmen zu laffen u: 
Favre feßt bie Beweggründe bafür in einer Circulardepeſche * 
einander. 

„ Die Bertreter Englands, Defterreihs und Rußlands fichea x: | 
Paris nad) Tours über, diejenigen ber Verein. Staaten, der Sd=": 
und Belgiens bleiben in Parie, 

Jules Favre richtet über England das Geſuch um eine & 
ſammenkunft an ben norddeutſchen Bundeskanzter Graf Yiöma? 
ber ſich dazu bereit erflärt. 
„  Tie beutihen Armeen haben die Gernirung von Paris vollest“ 
Gefechte der Bayern bei Villejuif: fie bejegen nach bartaadi:- 
Kampfe bie Höhen von Clamart, die einen Theil der fyerts ecu 
Paris beherrſchen und deren Inſtandſetzung zur Vertheidigung = 
mehr vollendet werben konnte. | 





„20. „ Unterhandlungen über einen Waffenftilftanb zwiſchen Ir!. 


21. 


22. 


Favre und Graf Bismard in Hauptquartier von La Feriiéèt 
Diejelben führen zu keinem Rejultate, ba Fapre jchlieglih alle I | 
dingungen Bismarck ablehnt. 

„ Die Regierung erläßt nad dem Scheitern ber Unterhandlunzge 
mit Vismarck eine Proclamation, in ber fie neuerdings auf ti: 
Sabe: „Kein Zoll von unjerem Gebiete, fein Etein ven unice 
Feſtungen“ beharrt. 

Eriter Ausfall aus Paris. Derſelbe wirb abgeichlagen. 


„ Aus dem eingefhloffenen Paris gebt ber erfte Puftballen ci 
Depeihen und Briefen ab. 

» Hr. Senarb, ber bevollmädtigte Vertreter ber franzöſiſca 
Republik in Florenz, beglückwünſcht den König ven Stalien zu te 
Beſetzung Roms: 

„Eire! Inmitten der fo lebhaften und fo beredtigten Freudenbe:sengun: 
welche die Vefreiung Roms und die endgiltige Weihe der Einheit Ztalıms 
begrüßen, will ich feinen Augenblid zögern, in meinem und dem Ram: 
meiner Regierung die aufridtigften Glückwunſche für das glüdliche Greisr:z 
wie auch den Ausdrud meiner Bewunderung für die Weisheit und die Gr 
gie, mit welcher die große That vollführt wurde, an Sie zu richten. 1: 
den Tag, an welchem die franzöfiihe Nepublit proclamirt wurde, het i 
durch Geradheit und Redlichkeit cine ſchiefe Politik erjegt, welche nie zu gede 


— 
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ußte, ohne zurädzuhalten, und ber Berirag vom 15. September bat natür- 
zu beflehen aufgehört. er müflen Ew. Mai. Dant fagen, daß Sie den 
edanken zu faflen und zu würdigen wußten, welcher uns abgerathen hat, 
nen ſchon durch beide Barteien außer Wirkſamkelt gefegten Bertrag officiell 
nzuzeigen. Gm. Maj., jo frei geblieben in Ihren Handlungen, wußten von 
ieſer Freiheit mit einer wunderbaren Klugheit Rutzen zu ziehen. Es war 
üxr den König von Italien, welcher über alle Kräfte einer großen Ration 
erfügt, jehr leicht die alten Mauern Roms zu breiten und den Widerſtand 
er ſchwachen päpftlien Truppen zu beflegen. Uber wahrhaft Ihön und groß 
ſt e8, daß Sie in einer fo zarten Frage mit der politiſchen Nothwendigkeit 
Ile den religidfen Gefühlen ſchuldige —— und KRudſicht zu verſohnen 
jeroußt haben. In dieſer Beziehung hat Ew. Maj. einen Aufruf an bie 
Berjögnun. in jehr würdigen Ausdrücken erlaffen; ih Hoffe, daß er gehört 
perden wird. Was mich betrifft, fo empfinde ich, tro der traurigen Um» 
tände, welche mid hieher geführt haben, "in wahres Blüd, mich auf einem 
Boden zu befinden, wo, wie in meinem theuren Frankreich, man das Herz 
)eB Sandes fo laut ſchlagen hört, und wo felbR die politiſchen Berathungen 
ınımer das Gepräge von fo viel Große und Edelmuth tragen. Geftatten 
Sie mir, Sire, Ihnen den Yusdrud meiner achtungßvollen Gefühle entgegen- 
zubringen.” 


ept. Die Feſtung Toul ergibt fid. 


Die Delegation der Regierung ber nationalen Vertheidigung in 
Tours erläßt folgende Proclamation: 

„An Frankreich! Bor der Einſchließung von Paris hat Hr. Jules Favre 
den Grafen Bismard befuchen wollen, um die Wbfichten des Feindes Tennen 
zu lernen. Folgendes ift die Erklärung bes Beindes: Preußen will den Krieg 
fortfegen und Frankreich auf den Stand einer Macht zweiten Ranges herab- 
jegen. Preußen will Elſaß und Lothringen bis Meg kraft Eroberungsrecht. 
Yür die Gewährung eines Waffenfliliftandes wagt Preußen die Webergabe 

von Straßdurg, von Toul und vom Mont Baldrien zu fordern. Das er» 

bitterte Baris würde fih eher unter feinen Trümmern begraben. Auf jo 
unverjhämte Anſpruche antwortet man nur durd den Kampf aufs Aeußerſte. 
Frankreich nimmt diefen Kampf auf und rechnet auf alle feine Kinder. In 
Anbetracht der obigen Proclamation, welche die Schwere der Verhältnifie 
nachweiſt, verordnet die Regierung: 1) Alle Wahlen zu den Gemeinderätheu 
und zur conftituirenden Berfammlung find eingeflellt und aufgeſchoben. 
2) Jede Gemeinberathswahl, die etwa vorgenommen werden jollte, if null 
und nichtig. 3) Die Präfelten werden durch Foribeſtand der jekigen oder 
Ernennung einftweiliger Gemeinderäthe Sorge tragen. Die Abgeordneten, 
Mitglieder der Regierung: Eremieug, Slais-Bizoin, Admiral Fourichon.“ 


„ In Nigza wird der Belagerungszuitand erklärt, um den Beftre: 

bungen der italieniſchen Partei einen Riegel vorzufdieben. 

„ Tie Provinzen feinen fih von Paris und ter Regierung in 

Paris wie von ihrer Delegation in Tours unabhängig ſtellen zu 

wollen. An Lyon, Marjeille und Toulouſe herrſchen fo ziemlid die 

Notden. In Rennes conftituirt fid) eine „Liga bes Weiten.” 

„EStraßburg ergibt fidh. 

„ In Paris beginnt die beſchränkte Fleiſchvertheilung an bie Pe: 

völferung. 

„ Die Delegation von Tours fommt doch wieder auf ihre frühere Ans 

fiht zurüd und ordnet die Wahlen zur Gonftituante auf ben 16, Oct. an. 
25 
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30. Sept. Schreiben bes Vertreters ber franzöfiiden Republik in ri 
Hrn. Senarb, an ben Regierungscommilfär der Republik ia‘ 
Hr. Senard theilt ihm mit, daß er fih an die italieniſche —— 
wendet und von dieſer die Grflärung erhalten habe: „Die königliche Bgm: 
würde es als eine Infamie betrachten, wenn fie von dem Ungläd 
Nuten ziehen wollte, um eine Gonceffion zurückzunehmen, welde kanr -. 
unter Zuftimmung der Bewohner gemacht wurde, als es, mädlig um r. 
reich, mit überlegner Kraft Italien behülflich gewejen ſei. —— —— 
zu erobern und fi ſeiner Einheit zu nähern.“ Dieſe Erklärung }::: 
. (Senard) der franzofiſchen Regierung übermittelt, welche Davon tie cr.“ 
gewejen und ihn mit ihrem Dante beauftragt habe. Hr. Senard —— * 
Regierungscommiſſär, von der Erklärung der italieniſchen 
Bürgern von Nizza Kenntniß und ihnen zu bevenfen zu geben, mas 2* 2 
Jemand halten würden, der in den Tagen des Unglücks Beziehunse -- 
Bande zerreigen wollte, die er in Zagen des Glüds eingegangen ji ®-: 
die Unterftügung betreffe, welde die Agitation in einigen Worten te | 
nerals Garibaldi zu finden vorgebe, jo habe er ſteis daS natürlihe T. 
behagen begriffen, welches Saribaldi der Nationalitätswechjel feiner Batrri:" 
verurfadht habe. Über er wiffe aud, wie hoch der berühmte General -: 
Gefühl der Ehre und Selbftverleugnung ftelle, und er fünne nidt gie. 
daß Baribaldi in demfelben Augenblide, wo er jo hochherzig jeine ad 
ftügung zur Vertheidigung der franzoſiſchen Republif anbiete, feine —— 
ermächtigen ſollie, einen Verſuch zur Beraubung derſelben zu machen za: : 
Ungelegenheiten zu bereiten. 
„Neuer Ausfall aus Paris, der aber von ber deutſchen Gerninze:: 


armee wieberum abgeichlagen wird. 


2. Oet. Nachdem Etraßburg gefallen, fchreiten die Deutſchen nıme* 
auch zur Beſetzung bes Obereljafles. 

5. „ Die Regierung der nationalen Vertheidigung in Paris annulr 
auf Gambetta's Betreiben ben Beihluß ber Delegation im Zeit | 
bez. Wieberanorbnung ber Wahlen zu einer Eonftituante. 

„»  n Der König von Preußen verlegt fein Hauptquartier vor 8: 

von La Ferrieres nah Verſailles. — General v. d. Tann 8.: 
mit einem bayerijchen Armeecorps an bie Loire gegen Url: 
geſandt. 

7., Bazaine verſucht mit 30,000 Dann noch einmal, aus Me ı: 
ber Richtung nach Thionville auszubreden, wird aber von ber <* 
preußiihen Landwehr zurüdgemworfen. Jede Ausficht, fi) Loszun: 
gen, ift für ihn definitiv verſchwunden. 

8. „ Gambetta verläßt Paris im Luftballon, fleigt in Amiens miete 
und begibt fih nah Tours. 

9, „ Gambetta übernimmt in Tours fofort das Departement kei 
Kriegs und reißt vollfommen eine Art von Dictatur an Nid, = 
alle Kräfte ber Provinzen zur Befreiung von Paris anzuſpanner 
Garibaldi trifft in Tours ein, um feinen Namen und ſeinen Dege 


ber neuen franzöfiihen Nepublik zur Verfügung zu ftellen. 
Proclamation Gambetta's an die Bürger der Depar!- 
ments: „Auf Befehl der Regierung der Republit habe ih Paris verlaiz 
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um Eud zugleich mit den Hoffnungen, von denen das Boll von Paris erfüllt 
ift, Die Anweilungen und Befehle derjenigen zu übermitteln, welche ſich der 
Aufgabe unterzogen haben, Yrantreih von den fremden zu befreien. Paris, 
welches jeit 17 Tagen belagert ift, bietet das Schaufpiel dar, mie mehr als 
2,000,000 Menſchen, welche alle Zwiftigleiten vergefien, um fi) um die Fahne 
der Republik zu ſchaaren, die Borausficht des eindringenden Feindes zu nichte 
machen, welder auf Zwietraddt im Innern rechnete. Die Revolution hatte in 
Paris weder Geſchütze noch andere Waffen gefunden. Sekt find in der Stadt 
400,000 bewaffnete Nationalgarden, 100,000 Mobilgarden und 60,000 Mann 
reguläre Truppen. In den Werkftätten werden Geſchüte gegoſſen, die rauen 
fertigen täglih 1 Mill. Patronen an. edes Bataillon der Nationalgarde hat 
zwei Mitrailleuſen; aud wird fie mit Feldgeſchützen verfehen, um Ausfälle 
gegen die Belagerer maden zu können. Die Forts find mit Marinetruppen 
bejegt und mit vortrefflihen Geſchützen verjehen, welde von den beften Artil⸗ 
feriften der Welt bedient werden. Bis jekt hat ihr Feuer den Feind verhin« 
dert, auch nur das kleinſte Erdwerk aufzuridten. Die Enceinte, welche am 
4. September nur mit 500 Kanonen bejetit war, bat jet deren 3800 mit 
außreihender Munition. Mit dem größten Eifer wird das Feuer fortgejett; 
jeder Mann befindet fi an dem für ihn beſtimmten Pollen. Die Enceinte ift 
fortwährend von der Nationalgarde bejett, welche vom Morgen bi3 zum Abend 
das Werk des Krieges verrichtet. Die Feſtigkeit und Erfahrung diefer impro- 
vifirten Soldaten wird von Tag zu Tag größer. Hinter der einen Enceinte 
exiftirt nod) eine andere, von Barrikaden gebildete, deren Bau die Pariſer 
zur Bertheidigung der Republik jet wieder aufgenommen haben. Alles die 
jes ift mit Ruhe, Ordnung und Enthufiasmus ins Werk gejettt worden. Es 
ift feine Jllujion — Paris ift uneinnehmbar! Es kann weder dur) Ge⸗ 
walt noch durch Ueberraſchung erobert werden. Zwei andere Mittel blieben den 
Preußen: der Auffland und die Hungersnoth; aber weder zu dem einen, noch 
zu der anderen wird es in Paris kommen, und da die Stadt mit allem Nöthigen 
verjeben ift, fo ift fie im Stande, dem Feinde lange Donate hindurch Troß zu 
bieten. Die Lebensmittel find in Maſſen angehäuft, und mit männlicher Aus⸗ 
dauer wird die Stadt alle Bedrängnifle ertragen, um ihren Brüdern in 
den Departements Zeit zu geben, ihr zu Hilfe zu kommen. Dies 
ift ohne irgend welche Entftellung die Situation von Paris. Große Pflichten 
werden Euch dadurch auferlegt. Die erfte diefer Pflichten ift, daß Ihr keinen 
andern Gedanken habt als den Krieg. Die zweit: befteht darin, daß Ihr in 
brüderligem Entgegenkommen Euch den Befehlen der republikaniſchen Regie 
rung fügt, welche durd das Recht der Nothwendigkeit geihaffen ift und einen 
andern Ehrgeiz, feine andere Leidenichaft hat, als Tyrankreid dem Abgrunde 
zu entreißen, an welden es die Monardjie geführt bat; jobald das geichehen 
ift, wird die Republik feit begründet und geichügt fein gegen alle Verſchwörer 
und Reactionäre. Ich habe mein Mandat übernommen, ohne mid an die 
Schwierigkeit oder den Widerftand, der meinen Bemühungen entgegengefeht 
werden könnte, zu fehren, und obwohl es kaum möglid jein dürfte, durch 
Thätigleit das zu erjeken, was durch den Mangel an Zeit erjchwert wird. 
An Mannſchaften fehlt es nicht. Was gefehlt hat, ift ein entſchiedener Ent» 
ſchluß und Gonjequenz in der Ausführung des Planes. Der gejammte Vor⸗ 
rath von MWaflen und Proviant jeder Urt war nad Sedan, Metz und Straß- 
burg geihidt worden. Dan könnte jagen, die Urheber unjerer Unglüdsfäle 
hätten beabfichtigt, uns bei ihrem Falle alle Mittel zu entziehen, um unjer Un⸗ 
glüd wieder gut zu machen. Nunmehr abgeſchloſſene Lieferungsverträge werben 
zum Erfolge haben, alle in der ganzen Welt disponiblen Gewehre 
ung zu fihern. Für die Anihaffung von Kleidungsitüden fehlt e8 weder an 
Arbeitäfräften, no an Geld, Wir müfjen alle unjere Hilfskräfte, und diefe find 
unermeßli, anjpannen. Wir müflen die Erftarrung der Landbevölferung ver« 
Ihwinden machen, wir müſſen auftreten gegen die tolle Furcht, wir müjjen ben 


25* 
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Partiſanenkrieg vervielfältigen, wir müflen dem Feinde Fallen und Ginterbex 
legen, müflen ihn beunruhigen, müffen mit einem Worte einen nationalen Krieg «= 
fangen. Die Republik ruft die Mitwirkung Aller an. Sie wird alle Fähigen sc» 
wenden. In Gemäßheit ihrer Tradition wird fie aud junge Leute zu Führer 
machen. Der Himmel wird aufhören, unfere Gegner zu begünftigen. Die Herit- 
regen werden kommen, und, zurüdgehalten bei Paris, weit entfernt von ihrer He⸗ 
math, beunruhigt von uns, werden die Feinde decimirt werben durch une 
Waffen, dur den Hunger, dur die Natur. Nein, es if nicht möglich, ze} 
der Genius Frankreichs fein Antlig auf immer verhüllt habe, daß die grete 
Nation fi den ihr zulommenden Plag in der Welt durd die Invaſion vor 
500,000 Menſchen nehmen läht. Erheben wir uns in Waffen; lakt uns lie 
ber fterben, als die Schmach einer Zerflücdelung Frankreichs erdulden; treg 
alles unſers Unglüds bleibt uns nod das Gefühl der Einheit und Untheil⸗ 
barkeit der franzdfiihen Republik. Nuhmreicher als je wird daS belagert 
Paris jene unfterblihe Deviſe aufrechterhalten, welche ganz Frankreich ih= 
nadipreipen wird: Es lebe die Nation, es lebe die eine und wuntheilbere 
epublit. ® 


9—11. Oct. General v. d. Tann ſchlägt bie neu gebildete franzäfiice 


10, 


Loirearmee unter General be la Motterouge, wirft fie nach Orleans 
zurüd und erobert die Stadt. 


„ Graf Bismard erörtert in einer fämmtliden Cabinetten mit: 
getheilten Denkichrift die möglichen Yolgen einer Ausbungerung ver 
Paris: 

„Die Hrn. Jules Favre geſtellten Waffenſtillſtands8bedingungen, auf Grund 
deren die Anbahnung geordneter Zuſtände in Frankreich erſtrebt werden ſollx, 
find von ihm und feinen Collegen verworfen worden. Die Fortſetzung eines, 
nach dem bisherigen Gange der Ereigniffe, für das franzöſiſche Boll ausſicht⸗ 
Iofen Kampfes if damit ausgeſprochen. Die Chancen dieſes opfernolen 
Kampfes haben fih für Frankreich feitdem noch verſchlechtert. Toul und 
Straßburg find gefallen, Paris ift eng cernirt, und die deuifchen Trap 
pen ftreifen biß zur Loire Die vor jenen Feſtungen engagirt getvefenen be 
trächtlichen Streitfräfte ſtehen der deutſchen Armeefübrung zur freien Ber 
fügung. Das Land hat die Eonfequenzen des von den franzöfiiden Mach⸗ 
babern in Paris gefaßten Entjchlufjes eines Kampfes à outrance zu tragen, 
feine Opfer werden fih unnüger Weiſe vergrößern und die forialen Zuflänx 
in immer gefährlicheren Dimenfionen ſich zeriegen. Dem entgegenzumwirten, 
fieht fi) die deutfche Armerführung leider nit in der Lage. Uber fie if 

ch über die Folgen des von den franzöfifchen Machthabern beliebten Wider⸗ 
ftandes völlig Mar und muß namentlid auf einen Punkt die allgemeine 
Aufmerkſamkeit im Boraus leiten. Es betrifft dies die fpeciellen Verhältniie 
in Paris, Die bisher vor diefer Hauptſtadt geführten größeren Gefechte am 
19. und 30, v. M., in melden der Kern der dort vereinigten feindlichen 
Streitkräfte nicht einmal vermodt bat, die vorberfte Linie der Gemirang% 
truppen zurüdzumerfen, gibt die Weberzeugung, daß die Hauptſtadt über kurz 
oder lang fallen muß. Wird diefer Zeitpunkt dur) daß Gouvernement pro- 
visoire de la defense nationale jo weit hinausgeichoben, daß der drohende 
Mangel an Lebensmitteln zur Eapitulation zwingt, jo müflen daraus ſchreden⸗ 
erregende Eonfequenzen entftehen. Die franzöfiiger Seits in einem gewijſen 
Umkreiſe von Paris ausgeführten widerfinnigen Berflörungen von Eifenbahnen, 
Brüden und Kanälen haben die Fortſchritte der diefjeitigen Armeen nicht 
einen Augenblid aufzuhalten vermocht; die für Ietere nothwendigen Land 
und Waflercommunicationen find in fehr furzer Zeit von ihnen retablirt wor⸗ 
den. Dieje Wiederberftellungen beziehen fi naturgemäß nur auf die rein 
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militariſchen Intereſſen; die ſonſtigen Zerfiörungen aber hemmen jelbft nad 
einer Gapitulation von Paris die Verbindung der Eapitale mit den Provinzen 
auf Lange Zeit hinaus. Der deutſchen Armeeführung if es, wenn jener Fall 
eintritt, eine pofitive Unmöglichleit, eine Benölferung von nahe an zwei Mil- 
Tionen Menihen au nur einen einzigen Tag mit Xebensmitteln zu verjehen. 
Die Umgegend von Paris bietet alsdann, da deren Beſtände für den Bedarf 
der dieffeitigen Truppen nothwendig gebraucht werden, auf viele Tagemärjche 
bin ebenjowenig irgend welde Hilfsmittel und geftattet daher nicht einmal, 
die Bewohner von Paris auf den Landiwegen zu evatuiren. Die unaushleib- 
liche Folge hievon ift, daß Hunderttaufende dem Hungertode verfallen. Die 
franzöfiihen Machthaber müſſen diefe Eonfequenzen ebenfo klar überfehen, wie 
die deutſche Armeeführung, welcher nichts übrig bleibt, als den angebotenen 
Kampf au durchzuführen. Wollen Jene e8 bis zu diefem Extrem kommen 
lafien, jo find fie auch für die Folgen verantwortlich.“ 


0. Oct. In Toulouſe bildet fi ziemlid unabhängig von Paris und 


1. 


14. 


16, 


Tours eine „Liga bes Südens". In Marfeille reißt Esquiros 
eine Art Dictatur an fih. Der Prüfeet von Nizza wirb von 
Sambetta und ber Regierungsbelegation in Tours als nicht energijch 
genug abberufen. 


» General Bourbali, dem es gelungen, aus Metz herauszukommen, 
ftelt fi der Regierung in Tours zur Verfügung, die ihm zunächſt 
bie Organifirung ber Etreitträfte im Norben Frankreichs mit bem 
Eike in Lille überträgt. Köratry legt jein Amt als Polizeipräfeet 
von Paris nieber und verläßt bafjelbe im Luftballon, um zunädhft 
eine (rejultatlofe) Miflion . nah Spanien und hierauf die Organi⸗ 
firung neuer Streitkräfte im Weften von Frankreich, namentlich in 
ber Bretagne, zu übernehmen. Gambetta überträgt bem General 
Garibaldi bie Drganifirung von fremden und einheimiichen Frei: 
ſchaaren (Franctireurs) in ben Vogeſen, hebt das militärifche Avan⸗ 
cement auf, ruft den gegen v. d. Tann in Orleans unterlegenen 
General de la Motterouge ab, ernennt den General Aurelles de 
Paladine an ſeine Stelle und entwickelt überhaupt eine fieberhafte 
Thätigkeit, um neue Armeen in der Provinz aufzubringen und mit 
denſelben Paris zu entſetzen. Die Flotte iſt ſchon ſeit dem Sep⸗ 
tember aus ber Nord: und Oſtſee nach Cherbourg zurückgekehrt, von 
wo aus die Darinetruppen zum Lanbfriege verwendet worben find; 
nur Eleine Geſchwader find in ber Oft: und Norbfee zurückgeblieben, 
ledigli zum Abfangen beutiher Handelsſchiffe bejtimmt. 

„» General Boyer wird von Bazaine in Meb mit einer vertraus 
lihen Miſſion im Intereſſe ber napoleonifhen Dynaftie nah Der: 
failes und zur Kaijerin nah England betraut. Die Unterhand⸗ 
lungen führen zu einem Reſultat. Inzwiſchen find bie Lebens: 
mittelvorräthe in Meb fat zu Ende. In Paris beginnt das friiche 
Fleiſch zu mangeln und muß durch Pierbefleiich erſetzt werben. 

„ Trodu und Dorian veröffentlicdgen einläßliche Verichte über bag, 
was feit ber Einfhließung in Paris zur Armirung und zur Orgas 
nifienng der Streitkräfte geſchehen fei, die bahin jchließen, baß 
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nunmehr von ber Defenfive zur DOffenfive übergegangen mr!c 
könne. 
Soiſſons capitulirt. 
Gambetta ſchreitet gegen Esquiros in Marſeille cin. Es au. 
feiner fieberhaften Thätigkeit allmählig, die autonomen Gelũfen 
ben Provinzen zu überwinben und alle Kräfte bes Widerſtandes 
feiner Hand zufammenzufaffen. 

18. Det. Thiers Tehrt, ohne irgend einen Erfolg erzielt zu haben, m 
feiner biplomatifchen Runbreife nad Tours zurüd. Stalien Ex > 
namentlih entidieben abgelehnt, Frankreich in feiner Bebränzatf : 
Hilfe zu kommen. 

21. „ England ſchlägt in Tours neue Unterbandlungen mit Derte 
land behufs Erzielung eines Waffenftillftandes und Wahl m. 
Sonftituante vor. ' 

24. „ Die Borfhläge Englands werben von ber Regierung in ir: 
angenommen und Thiers wirb mit ber Miffton nah BVerfaille & ' 
traut.” Gleichzeitig verfündet aber Gambetta durch Eirculariärı: 
bie Fortſetzung bes Krieges à outrance und will von ber Giakı:. 
fung ber Conftituante michts wiffen, für bie bagegen Grem ı:: 
andere ehemalige Abgeorbnnete ber Linken und bes linken Gestrw 
in Tours lebhaft thätig find. Laurier ſchließt in England em: 
Icihe von 250 Mill. ab. 

25. ,„ Thiers geht zu den Unterbandlungen nad) Verſailles. Tietz 
find indeß von vorneherein völlig ausſichtslos, da er bie Inſtruct: 
mitnimmt, in feinem Fall auf irgend eine Gebietsabtretung einzugeki 
Gambetta will nur Zeit gewinnen. 

27. u Met capitulir. Die ganze Armee Bazaine's ergibt fih :. 
Kriegsgefangenihaft unb wirb nah Deutſchland transportirt. Ger 
betta in Tours erflärt bie Capitulation fofort für einen Benz: | 


} 


Bazaine's. 
28. „ Der König von Preußen erläßt von Verſailles aus ci | 
Tagesbefehl an bie Armee: | 
„Soldaten der verbündeten deutichen Armeen! ALS wir vor drei Me=r 


ten ins Feld rüdten gegen einen Feind, der ung zum Kampf ——— 
hatte, jprach ich Euch die Zuverficht aus, daß Bott mit unſerer gereder 
Sache ſein würde. Dieſe Zuverſicht bat ſich erfüllt. Seit dem Tage ::: 
Weißenburg, wo Ihr zum erſten Male dem Feinde entgegentratet, bis her 
wo ich die Meldung der Capitulation von Meg erhalte, find zahlreiche Rere | 
von Schlachten und Gefechten in die Kriegsgeſchichte unvergänglich eingetrase: 
worden. dh erinnere an die Tage von Wörth und Saarbrüden, an: 
blutigen Schlachten um Meg, an die Kämpfe bei Sedan, Beaumsat. se | 
Straßburg und Paris ⁊c.; jeder ift für uns ein Sieg geweſen. Wir dürfen m: 
dem folgen Bewußtſein auf diefe Zeit zurüdbliden, daß noch nie ein ralc- 
reicherer Krieg geführt worden if, und ich ſpreche es Euch gern aus, de} 
Ihr Eures Ruhmes würdig feid. Ihr habt alle die Tugenden bewährt. !z 
den Soldaten bejonder3 zieren: den höchſten Muth im Gefecht, Geboren. 
Ausdauer, Selbftverleugnung bei Krankheit und Entbehrung. Mit der fe 
pitulation von Met ift nunmehr die Teste der feindlichen Armern, meld 
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uns beim Beginne des Feldzugeß entgegentraten, vernichtet worden. .... Was 
auch die Zukunft bringen möge — ich ſehe dem ruhig entgegen, denn ich 
weiß, daß mit ſolchen Truppen der Sieg nicht fehlen kann, und daß wir 
unfere bisher jo ruhmreich geführte Sache auch ebenſo zu Ende führen werden.“ 

und ernennt gleichzeitig ben Kronprinzgen und ben Prinzen 


Friedrich Karl von Preußen zu Generalfeldmarſchällen. 


8. De. Eine Depeſche Bismards an das englifhe Cabinet erflärt, daß 


bie verbünbeten deutſchen Regierungen jeberzeit zu Unterhandlungen 
mit den augenblidlihen franzöfiihen Machthabern und dazu bereit 
feien, ber Wahl einer Konftituante ibrerjeits jeben nur möglichen 
und wünjhbaren Vorſchub zu leiften. 

».... Wenn die königlich großbritannifche Regierung den Verſuch macht, 
dieſes Gouvernement von dem gemwaltthätigen und gefährlichen Wege, auf dent 
e8 fih befindet, abzumenden und e8 Erwägungen zugängli zu maden, welde 
Frankreich vor dem weiteren Fortſchritte feiner politiihen und ſocialen Zer⸗ 
rättung und feine glänzende Haupiſtadt vor den Zerflörungen der Belagerung 
bewahren, jo koͤnnen wir das nur dankbar anerfennen. Wir können uns 
freili der Befürchtung nicht verichlichen, daß bei der Verblendung, in wel⸗ 
er die Parifer Regierung befangen zu fein fdheint, die wohlwollende Intention 
des englifchen Gabinetö von derjelben nur mißverftanden, und in der humanen 
Theilnahine, welche dieſe Einwirfung veranlaßt, die Illufion einer Unter⸗ 
fügung durch die neutralen Mächte und dadurch eine Ermuthigung zu weis 
terem Widerftande gefunden werde... .* 


„—30. „ Ausfel aus Paris: Le Bourget wirb von den Deutfchen 


29. 


30. 


verloren, aber alsbald wieder genommen. 

„ General Manteuffel erhält den Dberbefehl über die Armee, bie 
zur Bekämpfung der im Norden von Lille aus organifirten franzö⸗ 
ſiſchen Streitkräfte beftimmt ift. 

» Gambetta erläßt von Tours aus eine wüthende Proclamation 
gegen ben angeblichen Verrath Bazaine's und eine andere an bie 
neugebilbeten Armeen im Norben, im Weiten, im Süden und im 
Often Frankreichs, um fie zur Rettung Frankreichs und ber Re: 
publik aufzuftacheln, „jeßt, wo ihr eurer unwürbigen Führer ent: 
lebigt ſeid.“ 

„ Thiers trifft zu ben angekündigten Unterbanblungen in Ber: 
failles ein. 

„ Ein Derfuh ber revolutionären Partei Flourens ꝛc., die Re: 
gierung ber nationalen Vertheidigung in Paris zu fprengen und 
eine jog. Commune einzujegen, gelingt erſt, wird aber ſchließlich 
von der mit Macht anrüdenden Nationalgarbe vereitelt, nachdem 
das Hotel be Ville während mehrerer Stunden vollftändig in ben 
Händen ber Aufrührer geweſen ift. 


1. Nov. Die Parifer Regierung beichließt, um ben DVerfuchen ber Re: 


bolutionäre jür bie Zukunft die Spitze abzubreden, ihren eigenen 
Sortbeftand dem allgemeinen Stimmredt in Paris zu unterziehen 
‚und orbnet die Abjtimmung barüber auf ben 3. Nov. an. 
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1. Nov. Prinz Friedrich Karl rüdt mit bem größern Theil ber war Fa 


2. 


3. 


12. 


29, 


— | 


frei geworbenen Armee gegen bie Loire. 
„ Die Regierung in Tours becretirt eine Art Maflenaufgebet be 
hufs - Dertreibung ber Fremden. | 
„ Beltert wirb von ben Deutſchen cernirt. | 
Die allgemeine Abſtimmung in Paris ergibt 557,976 Emmen 
für und 62,638 Stimmen gegen ben Fortbeſtand bes beftchente 
Regiments. | 
„ Die Unterhanblungen zwiſchen Thiers und Bismard in Te 
ſailles über einen Waffenſtillſtand behufe Wahl einer Genttitusr: 
fgeitern an ber Trage ber freien Verproviantirung von Baris, r: 
Thiers fordert, ohne bafür ein militärifches Aequivalent zugeſteher 
zu wollen, 
„ Die neugebilbete Loirearmee ergreift bie Offenfive. Gem: 
v. db. Tann ift genöthigt, Orleans zu räumen und fi aufjte 
Straße nad Paris zurüdzuziehen. Der Großherzog von Media: 
burg wirb dem Feinde mit einer Armee entgegengefchidt. 
„ In dem belagerten Paris ift das frifche Fleiſch völlig aussczen 
gen und bie Bevölkerung genöthigt, fi mit Pferbe, Mauleiel: zur 
Efelfleifh zu begnügen; auch bie meiften Thiere bes Jardın des 
Plantes werben geſchlachtet. | 
„ Sieg des Großherzoge von Medienburg über einen Theil ie 
neugebilbeten Loirearmee bei Dreur. 
„General Bourbali wirb von der Regierung von Tours im Libe 
abberufen - und zur Loirearmee verfeht. An feine Stelle in Ks: 
tritt General Faidherbe. 
„ Die Regierung in Paris fängt an, ber Bevölkerung gejalzri 
Fleiſch zu vertbeilen. 
„  Thionville capitulirt. | 
„ 8a Fere capitulirt. | 
„General Manteuffel ſchlägt bei Moreuil bie franzöflige Rert: | 
armee; General v. Göben beſetzt Amiens, 
„ Der Großherzog von Medienburg bewerkitelligt jeine Bereinigun 
mit der Armee des Prinzen Friedrich Karl. 
„— 4 Dec. Mebrtägige Gefechte zwiſchen ber franzöflidgen Loire 
armee unb ben beutfhhen Armeen. Schlacht bei Beaune Ta Rolande 
Srfolge des Generale Chanzy über das deutſche Centrum geger 
Orleans. 
„— 2. Dec. Großer Ausfall aus Paris unter den Generalen 
Trochu und Ducrot, die indeß fchließlih gezwungen werben, obze 
Erfolg in die Stadt zurückzukehren. 











4. Tre, Nach zweitägiger Schlacht werben bie Franzofen unter Gene 
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Aurclles be Paladine aus Drleans wieder herausgeſchlagen, unb 
wirb die Stadt neuerbinge von ben Deutfchen beſetzt. Die Fran: 
zojen ziehen fi auf beiten Eeiten ter Loire zurüd. Gambetta 
entjeßt den General Yurelles be Paladine ſeines Oberbefehls und 
anvertraut benfelben über bie Truppen mörbli over Loire bem 
General Ehanzy, denjenigen über bie Truppen füdlich ber Loire bem 
General Bourbali, 
. Dee. Generol Manteuffel beſetzt Rouen. 


„ Ein Armcebefehl des Könige von Preußen von Verſailles aus 
kündigt einen neuen Abichnitt des Krieges an. 

— 9. „ Die Deutigen dringen nörblih der Loire nur langfam und 
nur nad zähen Gefechten gegen General Chanzy bei Meung unb 
Beaugency in ber Richtung auf Tours vor. Die Negierung in 
Zours beſchließt die Verlegung bes Regier ungsſitzes von bort nad 
Borbeaur. 

12. „ Pialzburg capitulirt. 

13. „ Blois wirb von den Deutichen beſetzt. 

14. „ Montmeby capitulirt. 

Sn Paris muß nunmehr auch das Prob ralionirt werben. 

Mitte „ Ungebeure Munitionsjenbungen wälzen ſich aus Deutſchland 

in das bevorftehenbe Bombarbement ter Forte von Paris nad 
dieſem. 

19. „ Die Badenſer erſtürmen Nuits. 

21. „ Reſultatloſer Ausfall aus Paris. 


23. „ Sieg ber Armee Manteuffel’s an ber U’Hallu bei Amiens über 
bie franzöſiſche Nordarmee unter Faidherbe. 


24. „ Die Kälte zwingt den Gouverneur von Paris, General Trochu, 
bie Truppen überall innerhalb der Enceinte zurüdzuziehen unb in 
Cantonnements unterzubringen. 

25. „ Ein Decret Gambetta's und ber Regierung in Borbeaur Töft 
bie Öeneralräthe ber Departements auf und behält ber Regierung 
die Ernennung neuer Generalräthe, auf Vorſchlag der Präfekten, vor. 

27—28. „ Die beutfche Pelagerungsarmee von Paris beſchießt, als 
Einleitung zum allgemeinen Rombarbement ber Forts, ben befe⸗ 
fligten Mont Apron, zwingt die Franzoſen, ihm zu verlaffen, und 
bejeßt ihn. 

30. „ General Bourbacki rüdt mit großer Uebermacht von Lyon und 
Belangon zum Entſatze von Belfort an. Die Deutſchen räumen 
Tijon und Gray und ziehen fih auf Veſoul zurüd, um fi auf 
die Linie von Belfort zu concentriren. 

Ein Kriegsrath in Paris beſchließt eine große Action gegen bie 
Belagerer, deren Zeitpunkt jedoch nicht überftürzt, fonbern bem Ent: 
[Heide Trochu's überlaffen bleiben fol. 


5 
6 
8 





5. Italien. 


7. März Wiederzujammentritt bes Parlamente, Tie Regierung Is 


8. 


9— 


bemfelben das mobifizirte Budget für 1870 vor und verlangt rea 
bemjelben eine provijoriihe Yinanzgebahrung für ben Monat Aprıl 
„Behufs erfledliher Erfparnifje im Bubget werben an 30,0’ 
Mann Militär beurlaubt. 

10. „ DH. Kammer: Der Finanzminifter Sella entwidelt in zamı 
vollen Sitzungen bie Lage ber Finanzen und feine Borldlizt 
für endlihe Bejeitigung bes Defizite durch ſyſtematiſche Erhäher; 
beinahe aller Eteuern, namentlih ber Mobiliarfteuer (reip. aus 
ber Couponſteuer) auf 12 Proz, und endlich dur neue Ereti: 
operationen. " 

„ DD. Sammer: Wahl bes Präjidentn. Mit 144 Stinmen 
gegen 117, welde auf ben Canbibaten der Oppofition, Cairtli. 
fallen, wird Bianderi dazu gewählt. Die Stellung bed Cabiner 
gegenüber der Kammer ift demnach keineswegs eine fehr fefte. 

„ Die DI. Kammer genehmigt bie proviforifhe Yinanzgebahren; 
für den Monat April mit 164 gegen 58 Stimmen. 

„ Ein republitanifcher Putfchverfuh unter der Garnifon von Paris 
wmißlingt, erregt aber große Bejorgniffe. 

„ U. Kammer: Der Minifter Visconti-Venoſta erflärt fi auf 
eine Sinterpellation vom Standpunkte ber Trennung von Staat unt 
Kirche aus gegen jede Einwirkung auf das Concil, und die Kammer 
gebt auf den Antrag Civinini's zur einfachen Tagesordnung über, 
„da fie mit Concilien u. dgl. nichts zu thun babe”. 


3. April. Die II. Kammer ernennt für bie Finanzvorſchläge Sella's vier 


411. 


verſchiedene Commilfionen. 


„» Tie I. Kammer genehmigt eine probiforiihe Yinanzgebahrung 
auch für den Monat Mai. 
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— April. Seit bem Putſchverſuche in Pavia ift bie äußere Ruhe nicht 
weiter geftört worben, bagegen macht ſich im ganzen Lande eine all 
gemeine Gährung bemerklih, bie jeben Augenblid infurrectionelle 
Ausbrüde bald da bald bort befürchten läßt. 


4. Mai. Fortdauer der allgemeinen Gährung. In Catanzaro (Cala: 
brien) und in anderen Gegenden tauchen bewaffnete Banden auf. 
Gleichzeitig verlangt der Gouverneur von Sicilien, General Medici, 
Verſtärkungen behufs Aufrechthaltung der Ordnung. Garibaldi wird 
auf Caprera von mehreren Schiffen überwacht. 

235. , IL Kammer: Beginn der Finanzdebatte und zwar zunächſt ber 
Generalbebatte über bie Erſparungen im Militärbubget, was bie 
Rechte gegen bie Linke durchſetzt und zwar im Cinverftänbniß mit 
ber Regierung. 

27. „ "Die II Kammer nimmt das Ausgabebudget jür 1870 nad ben 
Vorſchlägen der Commiſſfion, mit benen fi bie Regierung einver: 
ftanden erflärt bat, an. Sella legt das Bubget für 1871 vor, 
bas kein Defizit mehr ausweist, vorausgejeßt, daß feine Vorſchläge 
behufs Bejeitigung befjelben von ber Kammer genehmigt werben. 


1. Juni. II Sammer: Entſcheidung der Militärfrage. Ein Verſchie⸗ 
bungsantrag Cairoli's wird mit 181 gegen 124 Stimmen abge: 
Ichnt und die Höhe des ftehenden Heeres auf 160,000 Dann, 
18,000 Mann Genbarmerie inbegriffen, mit einem Koftenaufwante 
von nicht mehr als 130 Mill. Fr. angeſetzt, bie Entlafjung untaug- 
licher Offiziere wieberum mit 181 gegen 124 Stimmen genehmigt 
und die Commijlionsanträge als Ganzes mit 175 gegen 107 Etim- 
men angenommen. 


8. „ HI. Kammer: Beginn ber Debatten über bie Vorlagen Sella’s 
bebufs Bejeitigung bes Defizite. 

25. „ Tobtenfeier auf den Schlachtfeldern von S. Martino und Eol: 
ferino. Frankreich und Oeſterreich find babei vertreten. 

27. „ U Kammer: Mebr als 100 Mitglieder bringen einen Antrag 
ein, ber bie Regierung auffordert, nody in dieſer Seſſion den Ber: 
trag bez. Subventienirung bes Gottharb:linternehmens einzubringen. 

28. „ Die I. Kammer genehmigt mit 165 gegen 91 Stimmen bie 
Erhöhung ber Mobiliarjteuer (reip. Eouponiteuer) von 8 auf 12 
Prozent als erjten Theil ber Forderungen bes Finanzminiſters bes 
hufs DBejeitigung des Defizite. 


12. Juli. Große Aufregung über die Berwidelungen zwiſchen Frankreich 
und Preußen unb bie Möglichkeit eines Krieges zwifchen beiden. 
Die confervative Partei fteht dabei entſchieden auf Seite Frankreichs, 
während bie Tinte fich aufs entichiebenfte gegen eine active Unters 
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ftübung beffelben ausipridt und babei bie öffentliche Meimns = 
überwiegendem Maße auf ihrer Seite hat. 
U. Kammer: Die Regierung legt einen Geſetzesennwurf kai: 


| 


Subventionirung ber Gottharbbahn vor, und die Kammer erllän tu | 
Behandlung beffelben ſofort für bringlid, jo bag bie Frage m: | 


nicht mehr in biefer, aber doch gleich bei Beginn der nädhften Eric: 
entſchieden werben joll. 


13. Juli. Die IL. Kammer genehmigt die Gefammtheit ber auf Icar 


18, 


24. 


25. 


gung bes Defizits bezüglihen Vorlagen ber Regierung mit mik 
allzu weſentlichen Mobificationen mit 150 gegen 124 Etimmen. 

„ DI. Kammer: Tie Regierung erflärt fih auf eine Interpellatice 
von Geite der Linken für Wahrung ber Neutralität in dem zwilde: 


Frankreich und Preußen rejp. Deutſchland ausgebrodgenen Kriezt 


Dagegen entſchließt ſich dieſelbe trotz der Finanzklemme zu ſehr um: 
faſſenden Rüſtungen: bie Flotte wird in Stand geſtellt, und es we: 


ben die Altersklaſſen von 1844 u. 1845 einberufen, was eine Ter: 


mehrung ber Armee um 60 bis 70,000 Dann zur Folge hat. Ir 
Florenz unb Palermo, in Mailand und Genua erfolgen lebhant 
Demonftrationen gegen Frankreich; das republilaniihe Eentralcemit 
erläßt eine Proclamation an bie Armee gegen bie bee einer Al 
lianz mit Frankreich. 

„ Die offizielle Zeitung verkündet bie Neutralität Italiens in ben 
Kriege zwilchen Franfreih und Deutſchland. Der nordd. Gejanttr. 
Graf Braffier de S. Eimon, geht nah Berlin ab. Graf Ti: 
thum trifft mit ciner vertraulichen Miffion der öſterreichiſchen Re 
gierung in Florenz ein. 

„ I Sammer: Die Regierung verlangt einen außerorbentlice 


Credit von 15 Mill. für das Militärbubget und 1 Mill. für tı 


Marine. Der Führer der gemäßigten Linken interpellirtt über hu 
auswärtige Politik, namentlih aud bez. ber römijhen Frage. Ei: 
conti⸗Venoſta erklärt, 

SHalien werde die firengfte Reutralität wahren, müſſe fih aber zuglas 
feine volle Uctionsfreiheit vorbehalten zur Schirmung feiner Rechte und Inm⸗ 
effen. Bezüglich der franzdfiicden Beſatzung in Givitavecchia ſeien zwiſchen dee 
Regierungen Italiens und Frankreichs feine offiziellen Mittheilungen erfolgt. 
Zu dieſen thatſächlichen Angaben erübrige ihm noch zwei Erklärungen biz 
zufügen. Die Regierung glaube, daß bie tömilce Frage und insbefonber 
die franzdfiihe Occupation nidt ihre Haltung beftimmen dürfe in dem gegen 
wärtigen bedeutungsſchweren Moment; für die Zukunft behalte ſich die Regir- 


rung wohl ihre volle Freiheit vor, doch werde fie biefelbe nie Draudden zur | 


Mißachtung der Prärogative des Barlaments. Die Regierung glaube wer 
tens, daß die ſchlechteſte und verhängnißvollſte Politil die wäre, ben —— 
tigen Augenblid gegen Frankreich auszubeuten, um die 

nalen Wünfche gemaltiam zu erzwingen. Schließlich weist der —& banal 
bin, daß er fih mit den jo von ihm kundgegebenen Abſichten treu an die Tre 
ditionen der italieniſchen (Cavour'ſchen) Bolt anfhließe. Die Behr ertiät 
RG mit diefem Programm einverftanden, ſpricht jedoch Zweifel aus, ob Laxı 
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im Stande jein werde, im Innern die Ordnung aufredht zu erhalten, und 
zumal die Wiederlehr von Vorgängen, wie der Garibaldi'ſche Römerzug von 
1867, zu verhindern. Allein das Minifteriun erllärt: nur ein volles Ver⸗ 
trauenspotum fich gefallen laſſen zu können und jebe Klaufel bezüglich der 
inneren Bolitit zurüdweiien zu müflen. In Bolge defien erllärt die Kammer 
mit 168 gegen 103 Stimmen, dab fie nach den gehörten Yeußerungen dem 
Minifterium vertraue. Die Rechte ſtimmt für, die Linke gegen das Minifte- 
rium Lanza, obwohl gerade die Anweſenheit Lanza’s eine Gewähr dafür if, 
daß die von Bisconti-Venofta angelündigte Politik wirklich befolgt werde, daß 
alfo Italien die Neutralität wahren und nidt, wie die Line fürchtet, für die 
Auslieferung Roms fi zu einem Bündni mit Frankreich herbeilaffen werde. 


. Zuli. Die Hegierung beruft auch bie Altersklaſſen von 1846 und 


1847 unter die Fahne, angeblih aus Gründen ber innern Eicher: 
beit, und ordnet eine Concentration von Truppen in Terni an ber 
römiſchen Grenze an, 


„ WU. Kammer: Der Miniſter bes Auswärtigen, Visconti-Venoſta, 
erflärt auf eine Interpellation Laporta's (von der Linken): 

Rad) der lebten in diefen Räumen flattgehabten Discuffion hat uns die 
franzdfiihe Regierung offiziell befannt gegeben, daß fie die Septemberconven⸗ 
tion durchführen würde, wenn die itafienifhe Regierung ihrerfeits ſich verpflichten 
würde, diefelbe zu rejpectiren. Die Regierung hat fi) darauf beichräntt, Akt 
von diefer Erklärung zu nehmen (Murren lints), weil die italienifche Regie⸗ 
zung ihrerſeits die Gonvention nie verlegt hat (Beifall rechts und im Centrum). 
Dies die ganze Antwort, die ich geben Tann. Die Linke erklärt fi) davon 
jehr wenig befriedigt und droht der Regierung ziemlich offen mit einer Revo⸗ 
Iution. Die Sammer geht jedoch mit großer Mehrheit zur Tageborbnnung über. 


I. Aug. IL Kammer: Die Regierung lehnt bie von ber Linken gefor- 


1 
. 


derte Kündigung der Scyteinberconvention ab, Die Kammer bes 
willigt die von ihr geforderten außerorbentlihen MDiilitärcrebite, 

„ An ber römifdhen Grenze wird cin Militärcorbon gezogen. 

„ Die franzöfiige Regierung notifizirt erft unter dieſem Datum 
ber italieniihen in aller Zorm db. 5. fchriftlih durch Depeſche an 
ihren Bertreter in lorenz die Räumung bes Kirchenſtaates und 
bie Rückkehr Frankreichs zur Septemberconvention: 


„Als die Ereigniſſe von 1867 die franz. Truppen, welche im vorhergehenden 
Jahr aus den römildhen Staaten zurüdgezogen worden waren, neuerdings 
dahin führten, madte die Tail. Regierung fund, daß ihr Zweck nicht der fei, 
fi von der Convention vom 15. Sept. 1864 loszumachen. Frankreich inter» 
venirte, um den in diefem Bertrage zu Gunften des heil. Stuhles ftipulirten 
Schutz herzuflellen, aber erklärte zugleich, daß es ſich durchaus nicht als von 
den mit Jtalien eingegangenen Verbindlichkeiten gelöft betrachte. Das Cabinet 
von Florenz hat ſeinerſeits nie die Oiltigfeit der e3 uns gegenüber bindenden 
Berpflichtungen beftritten. Die Erklärungen, die e8 uns zulommen ließ, die 
würdige Sprache, welche letzthin im italienischen Parlament geführt ward, 
find uns dafiir Bürgen. Wir haben daher die Truppen zurüdberufen, melde 
wir bisher in Givitavecdhia belafien Hatten. Die beiden Mächte finden ſich 
alfo zurädverjegt auf den Boden der Septemberconvention, in Kraft deren 
alien fi verpflichtet hat, das päpftliche Gebiet nicht anzugreifen und nöthie 
genfallß gegen jeden Angriff zu vertheidigen. Indem die beiden Gabinette die 
verſchiedenen Beſtimmungen diefes Vertrags wieder in Kraft ſetzen, ertheilen 
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fie demfelben eine neue Beflätigung, welche feine Yutorität befefligt, und zo 
dem wir jebt im die Grenzen der Frankreich auferlegten Verbindlichleüen p 
ruckgekehrt find, bauen wir mit völligen Bertrauen auf Die wachjame dc; 
teit, womit Italien alle cs angehenden Beſtimmungen erfüllen wird.* 


4. Aug. Der Minifter des Auswärtigen, Visconti-Venoſta, beanfcı::ı 


19. 


‘ 


bie franzöfiihe TDepeihe von 2. d. M. bez Roms babin: 

„Der außerordentliche Hr. Geſandte und bevollmädtigie Minifter des Ri 
ſers hat ung Mittbeilung gegeben von einer Depeſche, womit jeine Regierı-: 
uns fundmadt, daß fie zur Erfüllung der Convention vom 15. Eept. !-'; 
zurüdtehrt, indem fie ihre Truppen aus dem römijchen Gebiet abberuft. Sie %- 
gierung des Königs nimmt Urkunde von diefer Entſchließung der kaiſ. Regiere::. 
Eie, Hr. Minifter, Tennen die Erflärungen, welde ih am 31. Zuli I: : 
vor dem Parlament abgegeben babe. ch bitte Sie, diefelbe Sprache bei >= 


faijerl. Minifter der auswärtigen Angelegenheiten zu führen. Tie Regirm; 


des Königs wird, was fie betrifft, genau den für fie aus den Etir:: 


lationen von 1864 hervorgehenden Berpiliätungen nadlebe: 


Ich brauche kaum hinzuzufügen, daß wir auf eine billige Gegenjeitigleit z:: 
Seiten der klaiſerl. Regierung zählen.” 

„» Eenat: Debatte über die ausmärtigen Angelegenbeiten. Te 
Eenat bezeichnet in ber Tagesordnung die Etellung Staliens zus 
deutich:franzöfijhen Kriege auf den Antrag Cambray-Digny's <.: 
„bewaffnete Neutralität“. Der Bertreter der Regierung jpridt zz: 
von „aufmerljamer* Neutralität. 

„ Der Eenat bewilligt jeinerjeitd einftimmig den von ber I.ız1c 
rang für Militärgmede geforderten außerorbentlien Credit ven iu 
Mil. Fr. 


Berlin nad) Florenz zurüd. 
„ Das abinet beihließt, auch die Altersklaffen von 1842 ur: 


1843 unter die Fahnen zu rufen und zu biefem Zwede vem Ye:: 


lament einen neuen außerordentlidien Credit zu begehren. 

„ Graf Visthum ehrt wieder nad Wien zurüd. 

„ Sn Zlorenz wird ein großer Kriegsrath von Generalen at;r 

halten. 

„ DI. Kammer: Die Regierung forbert einen weitern aufßerorte:: 

lihen Credit von 40 Mil. Fr. zu Nüftungszweden. Biscent: 

Benofta antwortet auf bie verjchiedenen Interpellationen ber Linker. 
Die SeptembersEonventien fei nie rechtlich aufgehoben geweien, jonder: 


nur factiſch — dur die Schuld der Linten — außer Kraft getreten. Stalıc 
babe aljo ihrer factifhen Wiederberftellung fi nicht entzichen lönnen. Es we:: 


„ Der norddeutſche Gejandte, Braſſier de S. Simon, kehrt te: | 





dies aber auch keineswegs im italieniſchen Interefie geweien, denn wenn tal: 
fich gemweigert hätte, die Gonvention zu befolgen, jo Hätte Frankreich Res 


nit geräumt, fondern eine wenn auch nod jo kleine Sarmiicr 
dort belajien. Eine Kündigung der Konvention in dem gegenwärtigen Yr- 
genblid, da Frankreich durch Unglüd heimgeſucht if, jei weder anfländig mot 


großmüthig. Zu einer Erdrterung des Sinnes der Convention liege fein Un.3 


vor; Italien halte an der Deutung feit, die e8 ihr immer gegeben. Aui de 
Brage: mie die Regierung die römiſche Frage zu Löfen gedente, könne dieielde 
feine nähere Auskunft ertHeilen; fie könne nur aufß neue beriprechen, dak * 
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auf die Wahrung der nationalen Intereſſen bezüglih Roms Acht haben werde, 
Die römische Frage laſſe fi nicht mit Gewalt Idjen. Die Zulunft Roms 
hänge davon ab, daß Jtalien die Übrigen Rationen von feiner Aufrichtigfeit 
und von feinen guten Abfichten ütberzeuge. ... Der Minifter ftellt ferner auf 
Das entichiedenfte jede Abficht Preußens, in der römilchen Frage zu interveni- 
ren, in Abrede. Der preußiſche Geſandte habe verfichert, daß der Nordbund 
heute wie immer die Politit der Rüdhaltung beobachte, welche ihm nicht er» 
laube, fih in ragen zu mifchen, die bloß die italienischen Intereſſen angehen. 
Endlich verfiert Bisconti, dag angeſichts des deutſch⸗franzöſiſchen Conflicts 
die Politik des italieniichen Cabinets auch nicht einen Augenblick lang incon- 
fequent oder ungewiß geweſen fei. Italien jei nicht aus den Grenzen der ſtreng⸗ 
fen Neutralität gewichen, und diefe Politit habe feinen Intereſſen fowie denen 
der Civiliſation und der Gerechtigkeit entſprochen. Die Neutralität habe in⸗ 
defien Italien nicht in feiner Freiheit deö Handelns beeinirädtigt, und es babe 
gehandelt zu dem Ende, daß fein Wort wiege in der Wagſchale Europa's. 
Eine ifolirte und müßige Neutralität zieme fih nicht. Italien habe mit Deiter- 
reih Mittheilungen gewechſelt, welche dazu beigetragen hätten, das gute Ber- 
hältniß zwiſchen beiden Staaten noch zu verbeſſern. Mit England habe Italien 
ein Uebereintommen geichlofien, kraft deflen beide fich verpflichtet Hätten, die 
Neutralität nicht aufzugeben, ohne fi vorher ihre Beweggründe mitzutheilen. 
Dies fer der einzige Bertrag, den Italien eingegangen hat. (Xebhaftefter Beifall 
der ganzen Kammer.) Die Regierung habe die Übrigen neutralen Großmächte 
zum Beitritt eingeladen, und Rußland fei in der That beigetreten. Das 
Uebereinkommen vermöge ein fchnelleres Ende des Krieges herbeizuführen, allein 
über die bereitS gemachten oder Tünftigen Mediationsverjuche jei er aus leicht 
begreifliden Gründen jet nit im Stande, ſich auszuſprechen. 

In der Debatte verlangt die Linke entichieden die Klindigung der September» 
convention und die jofortige Beſetzung Roms. Die Rechte will davon nichts 
wifien, gibt aber deutlich zu verftehen, daß man vieleicht ſchon bald auf rechten 
Wegen in die heil. Stadt einziehen werde, was der Berichterftatter der Com⸗ 
milfion näher dahin präcifirt: daß der Gongreß der europäiichen Mächte, wel⸗ 
der vielleicht demnächſt zufammentreten dürfte, auch die romiſche Frage in er» 
freulicher Weife zu erledigen vermödte. Schließlih wird mit 214 gegen 152 
Stimmen der Gommiffionsantrag angenommen: „Die Karımer billigt die po» 
litifde Haltung des Minifteriums, und vertraut darauf, daß daſſelbe ſich bes 
mühen wird, die rdmiidhe Frage in Gemäßheit der nationalen Wunſche (as- 
pirazioni) zu löjen.” Bemerkenswerth ift, daß in dieſem Beſchluß die Worte 
fehlen: „in Gemäßheit der nationalen Wünjche und des Beichlufies des Par» 
laments“, wie e8 jonft zu heißen pflegt. Das Parlament beihloß am 25. März 
1861 nit nur, daß Rom italieniſch, jondern aud, daB es die italienische 
Hauptftadt werden folle. 

Der Eredit von 40 Mil. wird mit 216 gegen 77 Stimmen bewilligt. 


23. Aug. Die Regierung wirb von ber Linken durch einen immer fteis 


24. 
26. 


genden Drud zu einem Beichlufje bez. Noms gebrängt. Kine von 
ber letzteren niebergefebte Commiſſion befchließt, die Linke folle in 
corpore ihre Demilfion geben. Minijter Sella erſcheint aus eigenem 
Antriebe in der Commiſſion und gibt fo beruhigende Juficherungen, 
baf die Ausführung bes Beichluffes vorerſt wenigftens verſchoben wird. 


„ Minghetti geht in biplomatijger Miſſion nah Wien ab. 


„ Der Aufligminifter Raeli befiehlt fämmtlihen Gerichtsbehörden 
für den Fall, daß Biſchöfe oder Pfarrer das Dogma ber päpftlichen - 
Unfehlbarleit publiciren follten, bie größte Achtſamkeit, fofortige Bes 
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richterſtattung, und gegebenen Falls ſtrafrechtliche Einſchreitung o 
ſoweit dabei bie Strafgeſetze ũüberſchritten würden. 

29. Aug. Eine Circular-Depeſche bes Miniſters bes Auswärtigen fünt:: 
ben bei ben auswärtigen Mächten beglaubigten Vertretern Sualıc: 
an: bag das Florentiner Gabinet gezwungen fein könne, in der 
römiſchen Frage entſcheidende Echritte zu thun. 

30. „ Tie Regierung ſetzt bie militäriihen Rüftungen immer nod ien: 
auch Train, Artillerie und Genie ber Alterötlafien 1842 und IN5 
werben nunmehr einberujen und größere Pferteankäufe bewertitl:ı 


31. „ Tas Parlament wirb auf unbejtimmte Zeit vertagt. 


3. Sept. Die in Florenz anweſenden Teputirten der Linken jchiden cm: 
Abordnung an ben Minijterpräfidenten, um die unverzüglide Heiz: 
nahme Noms zu verlangen und bejchließen, in Bermanenz zu bar 
ben. Sämmtliche liberale Xlätter bringen auf jofortige Occupe 
tion Roms. 

Die aufgebotenen Truppen ſollen brei Armeccorp® ober Chir 
vationslager bilden und zwar an ber römiſchen Grenze, bei Verena 
unb bei Alefjanbria Der um den Kirchenſtaat gebifbete Geiter 
wirb enger gezogen. | 

6. „ Die Regierung entideidet fi in Folge der Niederlage bee Ka: 
jer8 ber Franzoſen bei Sedan und ber Erklärung ber Republil iz 
Paris und Frankreich principiell für die Beſetzung Rems. 

7. „ Ter Minijter des Auswärtigen, Visconti-Venoſta, richtet cin 
Rundichreiben an bie italienifchen Dertreter in Auslande, wer: 
benfelben mitgetheilt wirb, baß bie italieniſche Regierung in tea 
ihr paffend ſcheinenden Augenblid die für die gemeinfame Eiger: 
beit bes Papſtes und Italiens nothwendigen Punkte des ri. 
miſchen Gebietes beſetzen werde, baß fie aber nad wie vor berci: 
jet, fih mit den Mächten über die Eicdyerung ber geiſtlichen Unst: 
hängigkeit bes Papftes zu benchmen. 

8. „ Die italienischen Truppen überichreiten auf mehreren Punkten tie 
römiſche Grenze. Die Negierung jchidt den Grafen Bonza bi Zaun 
Diartino als Unterhändler an bie Curie nah Nom. Ter Köniz 
richtet einen Brief an ben Papſt: 

„Seiligfter Vater! Mit Eindlicher Liebe, mit dem Glauben eines Katbo⸗ 
lien, der Loyalität eines Königs, dem Gefühle eined Italieners wende :& 
mid, wie ih es früher gethan, nod) einmal an das Herz Em. Heiligkeit. C:= 
Sturm von Gefahren bedroht Europa. Durch den Krieg. der Mitteleurers 
vermüftet, wädhft die Kühnheit und Berwegenheit der kosmopolitiichen Revoin- 
tionspartei, welche, bejonders in Italien und in den von Em. Heiligkeit re 
gierten Provinzen, den legten Echlag gegen die Monardie und das Papfthum 
vorbereitet. Ich weiß, beiligfter Vater, daß die Groͤße Ihrer Seele nicht cr 
ringer ift, als die Ord&e der Ereigniffe; aber als katholiſcher und italieniſcher 
König, als durch die gottliche Vorjehung und den Willen der Ration einer 
jegter Hüter und Wächter der Geſchide der Italiener fühle ih die Verpfliqch⸗ 
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tung, Angeſichts Europa’s und des Katholizismus bie Verant⸗ 
wortlichkeit für die Aufrechthaltung der Orbrung in Italien 
und die Sicherheit des paäpſtlichen Stuhles zu. Abernehbmen. Die 
Stimmung nun in der yon Ew. Heiligkeit regierten Bebdllerung und die An» 
wejenheit fremder, aus den verſchiedenſten Gegenden mit den verſchiedenſten 
Abſichten gelommener Truppen find ein Herd der Agitativn und Allen 
leicht ertennbarer Gefahren. Der Zufall sder ein Ausbruch von Beidenichaften 
tönnen zu Geweltthätigfeiten und zum Blutvergiehen führen, das zu ver» 
hindern fowohl meine eigene, wie die Pflicht Ew. Heiligkeit ik. In meinen 
Augen if es eine unabweislige Nothwendigkeit für die Sicherheit 
Italiens und des heil. Stuhles, daß meine Ion als Wacht an den‘ Örenzen 
ſtehenden Truppen nun vorrüden und jene Poſttionen einnehmen, welche zum 
Schutze Ew. Heiligkeit und der Aufrechthaltung der Orbnung mumgänglich 
noihwendig find. Em. Heiligkeit werden in diefer ausſchließlich reinen Vor⸗ 
fichtsmaßregel Teinen feindfeligen "Act erbliden. Meine Regierung und meine 
Straitträfte beſchränken fi) abjolut nur auf eine eonferpative Action und den 
Schutz, mit der Unverleglichkeit des Papfies, mit deſſen geiftlicher Autos 
rität und mit der Unabhängigkeit des heil, Stuhles leicht zu vereinbarender 
Neäte der römijhen Bevölkerung. Wenn Em. Heiligkeit, wie ich nicht 
zweifle und wie Ihr geheiligter Charakter und die Güte Ihrer: Scele mid 
zu hoffen bereditigen, von dem gleichen Wunfche bejeelt find, mie ich, jeden 
Conflict Hintanzubalten und der Gefahr einer Gewaltthat zu entgehen, 
fo werden Sie mit dem Grafen Ponza di San Martino, der diefen Brief 
überbringt und von meiner Regierung mit entiprechenden Inftructionen ver» 
ſehen ift, jene Maßregeln verabreden lönnen, die am beften zu dem gewünſch⸗ 
ten Ziele führen. Em. Heiligkeit erlaube mir zu hoffen, daß der gegenwär⸗ 
tige, für Italien, für die Kirche und für das Papftthum fo feierlihe Augen⸗ 
blid den Geiſt des Wohlwollens für das Land, das auch Ihr Baterland ift, 
biefen Geift, der in Ihrem Herzen nie hat erldſchen können, wieder erimede, 
und nicht minder die Gefühle der Verſoöhnung, die ich meinerfeits ftetS mit 
unermüdlicher Ausdauer mit Thaten zu beweifen mich bemüht babe: damit 
das Oberhaupt des Katholizismus, während e8 den nationalen Beftrebungen 
Rechnung trägt, von der Ergebenheit der italienischen Bevölkerung umgeben, 
an den Ufern der Tiber einen ruhmvollen und von jeder menſchlichen Sou⸗ 
veränedät unabhängigen Sig behalte Rom von den fremden Truppen bee 
freiend, ihm die Gefahr nehmend, ein beftändiges Schlachtfeld der Umfturz- 
parteien zu fein, wird Ew. Heiligkeit ein wunderbare Werk vollführt, der 
Kirche den Frieden wiedergegeben und dem durch die Gräuel des Krieges er- 
jredten. Europa gezeigt haben, wie man durd einen Act der Gerechtigkeit 
und durch ein einzige Wort der Liebe große Schlachten gewinnen und uns 
fterblicde Siege davontragen kann. Ich bitte Ew. Heiligkeit, mir Ihren apo⸗ 
ftolifhen Gegen ertheilen. zu wollen, und ich erneuere Em. Heiligkeit den 
Ausdrud der Gefühle meiner tiefften Ehrfurdt. Florenz, den 8. September 
1870. Em. Heiligkeit unterthänigfier, geborfamfter und ergebenfter Sohn 
Victor Emanuel.“ 

Rah den Inftructionen Ponza’s di San Martino fol berjelbe 
dem Papſt folgende Vorjchläge unterbreiten als Grundlagen einer Ueberein⸗ 
funft zwiſchen alien und den heil. Stuhle: 

„Der jouveräne Papft behält die Würde, die Unverleglichleit und alle an» 
deren Prärogative der Souveränetät und überdies alle Vorrechte gegen den 
König in die Übrigen Souveräne, melde durch die bergebrachte Hebung feſt⸗ 
geſetzt find. 

„Den Gardinälen der römiſchen Kirche verbleiben der Titel „Für“ und 
die dazu gehörenden Ehren. 

„Die leoniniſche Stadt verbleibt unter der vollen Eouveränctät und Juris⸗ 
dietion des Papftes. " 
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der Beriehungen “ jouveränen Papftes mit den Staalen. ber Geier 
und den fremden Volkern; b) die diplomatiide Immundät der 
Nuntien oder bei den den fremden Machten und der fremden 
tanten beim roͤmiſchen Stuhl. 


„Die italieniihe Regierung verpflichtet fi, alle geiftlichen ufituiem | 
Uemter, Corporationen und ihre Verwaltungen, wie fie jegt ie Rem bee. 


„Die tafienlige Regierung garantirt auf ihrem Gebiete: a) die Fri 


| aufrecht. zu. erhalten; aber fie erfennt keinerlei Einil- oder GStrefiuriiuc-= 


derfelb 
le Regierung verpflichtet ſich ferner, auch alles —— ae sans 
deffen Ertrag bisher geiftlichen Stellen, Aemtern, Corporationen, 
oder Rdrper ee en Eine in Mom aber Cuxp | 
—* unverſehrt zu erhalten und bafjelbe keiner befonderen Stener zu ui 
werfen. 
„Die Begierung m miſcht fih nit in die innere Discaplin der rehyie 


„Die Biſchöfe und Pfarrer des Königreiches find in ihren refperlinen 1> 
*5 —A von jeder Einmiſchung der Regierung im ihr get 
i 
„Se. Dojeftät verzichtet zu Gunften der Kirche auf alle Tnigl, Bat Patruuus 








te ü ica majora oder minora 
„Die — Regierung ſetzt dem beit. Stuhl und dem — * 
legium eine fige und unantaflbare Dotation aus, welche nicht geringer ww 


jo, als Diejenige, weldhe gegenwärtig auf dem VBudget des PirdenBackes = 
diefelben in Anſchlag gebracht if. 

„Die kgl. Regierung behält für die emilden Gi Civil» und Milttärbesze 
deren Grade, Bejoldungen und YAnciennetätsrechte bei. 

„Diele Urtitel werden als ein bilateraler dffentlicher Vertrag beiradyket ze 
Gegenfand einer Verfändigung mit den Mäachten bilden, welde Tatheiik 
Untertbanen haben 

„alien if bereit, diefelben als Grundlagen einer Löfung zu abeytiıra' 


11. Sept. Der Papft lehnt alle Vorfchläge ber italienifchen Regie 


12, 


ab. Graf Ponza Tehrt von Rom nah Florenz zurüd. Natez 
bes PBapftes auf ben Brief bes Könige vom 8. b. M. (f. Rem) 


„ Der König befiehlt den Einmarſch ber Truppen in ben Kirär- 
ftaat. General Cadorna erläßt babei folgende Proclamation vr 
Terni aus: 

„Haliener der romiſchen Provinzen! Der König von alien hai c- 
eine hohe Milfion anvertraut, bei welcher euch die wirkſamſte * 2 
liegt. Das Heer, Symbol und Gewähr der nationalen 
Seit, fommt zu euch mit brüderlicder Zuneigung, um bie Eiherheit 4 Hal 
und eure Wreiheiten zu beſchirmen. Ihr werdet Europa zu zeigen nr 
die Ausübung aller eurer Rechte fih vereinbaren läßt mit der U vor x 
Wurde und der geiftlichen Autorität des Oberhaupts der Kirche Die Usc> 
hängigteit des HI. Stuhles wird inmitten der bürgerlichen Freiheiten mn 
letzlicher bleiben, als fie je unter dem Schutz der fremden Imterventionen gr 
weien if. Wir Iommen nit, um euch den Krieg zu bringen, ſondern de 
Frieden und die wahre Ordnung. Ich babe mich nicht in die Regierung zr: 
die Adminiftrationen zu miſchen, für welde ihr ſelbſt Sorge trag ı Weihe 
Meine Uufgabe —— ſich auf die Aufrechterhaltung der doffentlichen C:> 
mung Br die Bertheivigung der Unverlezlichkeit unferes gemeinichaftlige 

erlandes. | 


„ Die italienifhen Truppen rüden von verfhiebenen Seiten geza 


2 
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Kom vor. Die päpftl. Truppen ziehen ſich, meiſt ohne Widerſtand, 
auf baffelbe zurüd, Viterbo wirb von italienifen Truppen beſetzt. 

Sept. Fivitavechia Öffnet dem General Birio nah 12ſtündiger Bes 
benfzeit bie Thore. 

- u Der preußifde Geſandte v. Arnim erwirkt von General Cadorna 
einen 24jtündigen Aufſchub im weiteren Vorrüden ber italieniſchen 
Truppen, um noch einen letzten Vermittlungsverfuch zu machen. 
Derjelbe [ceitert, wie vorauszujehen War. 

). „u Die italieniihen Truppen, vor Rom angelangt, forbern baffelbe 
zur Uebergabe auf. Die Aufforderung wird abgelehnt. Die Sta: 
liener ſchießen Brefhe in die Dauer der Stabt, worauf bie päpft> 
lihen Truppen nad bem Befehl bes Papftes weiteren Widerſtand 
aufgeben und jene bie Etabt, mit Ausnahme bes fog. Teoniniichen 
Theils, beſetzen. 

2. „ In Folge von Unorbnungen im fogen. leoniniſchen Stabttheile 
befeßt General Cadorna auf das eigene Begehren des Papſtes auch 
dieſen Stabttheil. 


4. „ Die italienifhe Regierung feht bie allgemeine Abftinnmung im 
bisherigen Kirchenftaate, bie jog. leoniniſche Stabt inbegriffen, über 
den Anſchluß befielben an das Königreich Stalien auf den 2. Dcs 
tober an. 


7. „ Ein Theil ber aufgebotenen Truppen wirb nunmehr wieber entlaffen. 


‚2. Oct, Nllgemeine Abftimmung im Gebiete bes bisherigen Kirchenſtaats 
| über ben Anſchluß deſſelben an bas Königreich Stalien. Diefelbe 
| ergibt folgendes offizielle Refultat: 
Eingefchriebene Wähler 167,548, abgegebene Stimmen 135,291; davon 
Rimmen 133,681 mit Ya, 1507 mit Rein, 103 Stimmzettel waren ungiltig. 
And der fog. leoniniſche Stabtiheil von Rom bat an der Abſtimmung Theil 
genommen. 
8. „ Eine Deputation aus Nom überreicht bem Könige Victor Emanuel 
in Slorenz das Rejultat bes Plebiscits vom 2. d. M., worauf biejer 
durch Decret die Einverleibung bes bisherigen Kirchenſtaats in bas 
Königreih Italien ausfpricht, bie Ausdehnung ber Verfaffung aud 
auf jenen befiehlt und ben General Ramarmora zu feinem Generals 


Statthalter in ben römiihen Provinzen ernennt. Erlaß einer alls 
j gemeine Amneftie. Ä 
ı Untwort des Königs an die romiſche Deputation: „Endlich if 


’ die gewagte Unternehmung vollendet, daS Baterland reconflituirt, Rom, 
’ defien Ramen der größte, meinem Herzen der theuerfte ift, Hat ſich heute mit 
f Stalien wieder vereinigt. Das Plebiscit, welches mit jo wunderbarer Ein- 
" ſtimmigkeit fi ausgeſprochen, if in ganz Italien mit rührender Einigfeit 
’ vernommen worden. Daſſelbe heiligt zum wiederholten Male die Bafis un⸗ 
, ſeres Rationalvertrageß und beweilt abermals, daß, wenn auch unjerem 
Glucke viel zu verdanken iſt, wir nichtsdeſtoweniger auch der Gerechtigkeit 
unferer Sache viel zu verdanten Haben. reiheit mit dem Bewußtſein 
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des Willens eines aufrichtigen Austaufches treuer Beripregungn I c | 
Kräfte, wodurd Italien geichaffen uud gemäß meiner Anficdht zur Sole: 

gebracht wurde. Jetzt kann ich endlich behaupten, daß Die italieni'z.' 

Böller Herren ihres Shidjals find Nah einer fo viele ri 

derte währenden Zerfireuung in der Weltftabt wieder zujanımengebrad:. = 

Italien aus feiner hiſtoriſchen Vergangenheit die Fäden zu feiner neum @::- 
finden und den Sit diefer geiftlichen Herrihhaft mit Achtung umgeben, di :- 

friedlichen Infignien da aufgepflanzt hat, wohin felbft die Heidriihen !: - 
nicht gelangt find, Ich verbleibe als König und als Katholik Uxerm- 
der Proclamirung der italieniſchen Einheit unerjhütterli bei meine Y- 

ſchluſſe, die freiheit der Kirche und die Unabhängigkeit deS ſouveränen F::”: 
zu fihern, und mit dieſer feierliden Erflärung nehme ih aus ©. 
Händen das römijche Plebiscit entgegen.“ 


11. Oct. Lamarmora trifft in Rom ein, übernimmt die Statthaliter'!:” 
und erläßt eine Proclamation an bie Römer. 


13. „ Durch Fönigl. Decret wirb au für Nom alle bisherige Re: 
ungleichheit ber Bürger wegen bes Religionsbefenntniffes aufgebe: 7 
15. „ Ein Decret Lamarmora’s {haft in Kom die geiftlihe Gent: 
barkeit in bürgerlichen und peinlihen Rechtoͤſachen ab. 
"» nm Mazzini wirb in Folge der erlaffenen Amneftie in Freiheit :: 
ſetzt. Er nimmt bie Yreilaffung an, Iehnt aber die Amneftie :t. | 
17. „ XTie Bolllinie an ber römifhen Grenze wirb durch kgl. Terz 
aufgehoben. | 
18. „ Cirecular-Depeſche Visconti⸗Venoſta's an die Mächte über d 
Ginverleibung bes bisherigen Kirchenſtaats in das Königrad er! 
über die fünftige Stellung bes Papſtthums nach den Anfichten cz’ 
Abfihten der italieniihen Regierung: 
„Die Bevölferung der römiſchen Provinzen hat, als fie die reihe: 7 | 
Iangte, feierlich ihren Willen fundzugeben, fi mit beinahe vollländiger 
ftimmigfeit für die Vereinigung Roms und feines Gebiet mit der confir-- | 
nellen Monarchie Victor Emanuel's II. und feiner Descendenten ausgeimt:!” 
Diefe unter allen Bürgichaften der Aufrichtigkeit und Oeffentlichkeit act: 
Abſtimmung ift die lette Weihe der Einheit Italiens. Unter den Fre!” 
bezeugungen der ganzen Nation hat Se. Maj. der König daß Plehisat ’: 
Römer entgegengenonmen und erllären können, daß da8 von feinem erlaut” 
Bater benonnene und von ihm jelbft mit jo viel Ausdauer und Nuhm 
geſetzte Werk endlich vollendet ift. Zum erſten Mal jeit Jahrhunderten firde 
die Italiener in Rom den traditionellen Mittelpuntt ihrer Nationalität wir: 
Rom ift von nun an mit Italien wieder vereinigt kraft des nationalen Rec: 
welches, zuerft vom Parlament ausgeiproden, in dem Votum der Römer '-” 
endgiltige Weihe gefunden hat. Es ift dies eine große Thatjadhe, deren ire:: 
— und wir find die erfien, die dies anerkennen — ſich weit über die Srerv 
der Halbinjel erfireden und erfolgreih zum Fortichritt der katholiſchen Geic 
ſchaft beitragen werden. Auf feinem Wege nah Rom findet alien bare 
eine der größten ragen der Neuzeit vor. Es handelt fih darum, 
Uebereinftimmung zu bringen das nationale und das religiöfe Gefühl, : 
die Unabhängigkeit und die geiftlihe Autorität des hl. Stubls inmitten x 
der modernen Gejellihaft angehörenden Freiheiten aufrecht zu erhalten. Wir &x 
aus der Antwort des Königs an die römifche Deputation entnehmen komz- 
fühlt Italien die ganze Größe der Verantwortlichkeit, welde : 
überninmt, wenn es erllärt, daß die weltlihe Macht des hl. Vaters zu m 
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Reben aufgehört hat. Nuthvoll übernehmen wir diefe Berantiwortlichkeit, denn 
wir find gewiß, zur Loſung des Problems einen unbefangenen und von auf- 
richtigſter Achtung für die religiöfen Gefühle der Tathofifchen Bevollerungen 
erfüllten Geiſt mitzubringen. Die Aufgabe Haliens ift: die Idee des Rechts 
in deſſen weitefler und erhabenfter Bedeutung auf das Berhältniß zwiſchen 
Kirche und Staat anzuwenden. : Die weltliche Macht des hi. Stuhles 
war der legte Weberreft mittelalterlicher Inftitutionen. Zu einer Zeit, in 
welcher die Ideen von Souveränetät und Beſitz nicht genau gejchieden waren, 
in welcher die moralifche Gewalt Teine wirkſame Gewähr in der öffentlichen 
Meinung hatte, konnte bisweilen die Bermengung der zwei Gewalten nidt 
obne Ruten jein. In unferen Tagen jedoch ift e8 nicht nothwendig, ein Staats» 
gebiet zu befigen und Unterthanen zu haben, um eine große moralifche Auto» 
rität auszuüben. ine politiide Souveränetät, welche nicht auf der Zuſtim⸗ 
mung der Bevölkerung beruht und fi nicht den focialen Anforderungen ent« 
ſprechend umbilden kann, vermag nit mehr zu beftehen. Der von allen 
modernen Staaten verworfene Zwang in Glaubensſachen hatte in der 
weltliden Papftgewalt feine letzte Zuflutsftätte gefunden. Bon nun an muß 
jede Appellation an den meltlihen Arm in Rom jelbft aufhören, und die 
Kirche ſoll ihrerjeit3 fich die Freiheit zu Nute machen. Zefreit von den Ber- 
Legenheiten und den wechſelnden Bebürfnifien der Politik, wird die religidje 
Autorität in der achtungsvollen Zuſtimmung der Gewiſfſen ihre wahrhafte 
Souveränetät finden. Indem wir Rom zur Hauptftadt Italiens machen, ift 
es unjere erfte Pflicht, zu erflären, daß die katholiſche Welt durch die That» 
ſache der Vollendung unferer Einheit in ihren religidfen Meinungen nicht 
bedroht jein wird. Bor Allem wird die hohe Stellung, die dem heil. Bater 
perſonlich zulommt, in feiner Weife verringert werben: fein Charakter als 
Souverän, fein Vorrang vor allen anderen Tatholifhen Fürften, die Immuni⸗ 
täten und die Eivillifte, die ihm in diefer Eigenfchaft geblihren, werden ihm 
im weiteften Umfang gewährleiftet werben; feine Paläfle und jeine Reſidenzen 
werden das Privilegium der Exterritorialität genießen. Die Ausübung jeiner 
hohen geiftliden Sendung wird ihm geficdert werben dur Oarantien von 
zweifader Art: durch den freien und befländigen Verkehr mit den Gläu⸗ 
bigen durch die Runtiaturen, weldje er fortfahren wird bei den Mächten zu 
unterhalten, und durd die Geſandiſchaſten, welche die Mächte fortfahren wer- 
den bei ihm zu beglaubigen, und endlich und vor Allem durch die Trennung 
von Kirche und Staat, welche Italien bereits proclamirt hat, und welche die 
Regierung des Königs fi vornimmt auf deſſen Staatsgebiet in Anwendung 
zu bringen, fobald das Parlament den Vorſchlägen der Räthe der Krone feine 
Zuſtimmung ertheilt Haben wird. Um die Gläubigen hinfichtlich unjerer Ab⸗ 
fihten zu beruhigen, und um fie zu überzeugen, daß es uns geradezu un⸗ 
mögli) wäre, einen Drud auf die Entichliegungen des hl. Stuhles auszuüben 
und zu verſuchen, aus der Religion ein Werkzeug der Politit zu machen, 
Scheint uns nichts wirkſamer zu fein, als die vollftändige Freiheit, welche wir 
der Kirche auf unferem Staatsgebiete gewähren. Wir verhehlen uns nidt, 
daß im Anfang die bürgerliche Gejellihaft viele Hindernifie und Schwierig- 
keiten zu Rberwinden haben wird. Aber wir haben den Blauben an die Frei⸗ 
heit: fie wird bie Uebertreibungen zu mäßigen und ihnen vorzubeugen wiſſen, 
fie wird ein binlängliches Gorrectiv gegen den Fanatismus fein. Die einzige 
Gewalt, die wir in Rom, defien Traditionen jo impofant find, anzurufen 
wünjden, ift die Gewalt des Rechtes. Möge das religiöje Gefühl einen neuen 
Aufſchwung in einer Geſellſchaft nehmen, der e8 im Uebrigen an feiner Ga⸗ 
rantie der politifchen freiheit fehlt; für uns ift dies kein Grund der Belorg- 
niß, fondern der Befriedigung, denn die Religion und die Treiheit find die 
zwei mädtigften Elemente der focialen Beſſerung. Wir hegen die feſte Hoff⸗ 
nung, daß der Augenblid kommen werde, wo der hl. Bater die unermeßlichen 
Bortheile der Freiheit, die wir der Kirche bieten, würdigen, und daß er 
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als die Berlegessheiten 

geführliche Vexaniwortlichkeit. Sie können indeflen, mein Herr, i 

bei welcher Sie beglaubigt find, verſichern, daß der heil. Vater, welcher die 
ute Eingebung Halte, fi nit aus dem Batican zu entfernen, von bar Iel 
ehörden und von ber Vendllerung mit ben ehrerbietigſten Bücdkfidhten behen⸗ 

belt wird. Un dem Tag, an ber Papfl, dem Zuge feines Herzens 


| folgend, id erinnern wird, daß die Bahne, die jet in Rom weht, diejenige | 
* iR, welde er in den erien Tagen feines Ponti ificats unter den 32 


Europa’s ‚jegnete; an dem Tag, an weldem die Musjähnumg zwilhen 

Pie und Staat im Batican verfündigt werden wird, — wird bie Latheliikke 

Welt anerkennen, dab Italien, indem es nad Rom z0g, nit ein unfradb 

bares Werk der "Zerflörung ausgeführt hat, und dp 3 rg der Uute 

rität in der ewigen Stadt auf der breiten und dauerhaften Grunbieg: ber 
gerlichen und der religidfen Freiheit wieder aufgericgiet werben 


18. Oet. Die Regierung ift vorerfi noch getheilter Anficht, aber bed 


19. 


25. 


31. 


überwiegt in ihr bereit® bie Anſicht, daß Rom fofort auch zur 
Hauptftabt Italiens erflärt und ber Regierungéſitz fo balb wir 


moͤglich dahin verlegt werben ſolle. Minifter Eella gebt nach Rom, 


um ſich perfönlih zu überzeugen, wie balb dies der Fall ſein Fünne. 
„ Ein kgl. Decret bildet aus bem bisherigen Kirchenſtaat bie T& 
miſche Provinz mit fünf Vezirken. 

„ Die Regierung fest eine Commilfion nieder behufs Ausarbeitung 
eines Geſetzesentwurfs für Einführung ber „Hreibeiten ber Kirche“ iz 
bie italieniſche Geſetzgebung. 

„ Ein kgl. Deeret verfügt die Auflöſung ber Kammer und erbuet 
Neuwahlen für ganz Stalien auf den 20. unb 27. November an. 
Der größte Theil ber in ben letzten Monaten aufgebotenen Truppen 
wirb entlaflen. 


Anf. Nov. Die Entlaffung zahlreicher bisher päpftliher Beamten, ti 


4. 


10. 


theil® gänzlich überflüffig, theils völlig unbraudbar find, erreat in 
Nom vielfach Unzufriedenheit. Die Entlaffenen bilben ben Ken 
einer neuen Oppofitionspartei, ber fidh ber größere Theil ber hohen 
Ariftofratie und bas niebere Bolt anſchließt. 
„ Das biplomatifhe Corps wird ceingelaben, ben König bemnädi! 
nah Rom zu begleiten, bie Reife bes Königs babin aber alsbal: 
twieber auf unbeflimmte Zeit vertagt. 
„ Die Regierung läßt ben bisher päpftlichen Palaſt bes Quirinal 
in Rom mit Gewalt öffnen, ba bie Gurie bie Auslieferung ter 
Schlüſſel verweigert. 

Die Regierung will ben Sejuiten einen Theil bes Collegium Ro 


. manum belaflen. In Folge einer Volksdemonſtration ſchließt fie 


jebody das Eollegium auf Grund bes Geſetzee vom 13. Nov. 1859. 
„ Der Carbinal:Staatsjecretär Antonelli will bie monatlien 50,0%) 
Scubi päpftl. Eivillifte auf Grund eines einfahen Manbats ber 


apoſtoliſchen Kammer erheben. Die Regierung macht jedoch bi 
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Auszahlung von einem NMegierungszahlbefehl abhängig, worauf bie 
Eurie auf die Erhebung verzichtet. 


Nov. Ein Lönigl. Decret erhebt bie bisherige römiſche Hniverfität zu 


einer wirklichen Hochſchule. 

Die Civiltä cattolica, das bisherige Organ ber Jeſuiten und 
bes Papſtes, ſchließt ihre Officin. 
„Die ſpaniſchen Cortes wählen den Herzog von Aoſta, den zwei⸗ 
ten Sohn Victor Emanuels, zu ihrem Könige. Derſelbe nimmt 
die Wahl an. 
„ Die Neuwahlen zur IL Kammer ergeben ein entſchiedenes Ueber⸗ 
wiegen ber gemäßigten Elemente. 
„ Die Regierung Täßt diejenigen Blätter, melde bie in Genf ge: 
druckte Encyclica bes Papftes, durch welche ber König implicite 
neuerbings ercommunicirt wirb, bringen, mit Befchlag belegen. Dig 
gejammte Preſſe ift einig im Tadel biefer Maßregel. 
«„ Bei den Wahlen zum Parlament fiegt aud in Rom bie ge 
mäßigte Partei. 


Dee. Ein Pol. Decret führt, ziemlich voreilig, die gefammte italie- | 


niſche Juſtizgeſetzgebung auch in Rom ein. 

„ Die Regierung erkennt ihren Mißgriff und läßt bie päpftliche 
Ereommunications-Encyclica in ber Amtszeitung veröffentlichen, „nach: 
dem fie fi von ihrer Aechtheit überzeugt babe”. 

„ Eröffnung bes Parlaments. Die Thronrebe bes Könige 


feiert die Erlangung Roms als Hauptſtadt Jtaliens, wodurch Italien frei 
und einig werde. Sie erwähnt den Kampf Frankreichs und Deutihlands, dem 


gegenüber Stalien, an beide Länder durch jüngfte wohlthätige Allianzen ge« 


Inüpft, fi Rreng neutral verhalten habe. Betreffs der Stellung bes — 
fagt fie: „Wir legten uns feierlich die Verpflichtung auf, bie Freiheit de 
Kirche, die —8* Unabhangigkeit des päpſtlichen Stuhles in Ausübung * 
religibdſen Dienſtes und der Beziehungen zum Katholizismus zu ſchittzzen.“ 
Nachdem die Rede die Borlegung mehrerer Geſetzentwurfe angekündigt, er⸗ 
mwähnt dieſelbe ſchließlich mit großer Befriedigung die Erwählung des Herzogs 
v. Aoſta zum König der Spanier. 
„ I. Kammer: Die Regierung legt berfelben neuerbings bas Budget 
für 1871 vor und ferner Oefeßesentwürfe bez. ber Einverleibung 
Roms, der Verlegung bes Regierungsfißes ven Florenz nah Rom 
(6 Monate nah befinitiver Annahme bes Geſetzes) unb bez. ber 
bem Papſt für feine perſönliche und geiftliche Unabhängigkeit zu ges 
währenden Garantien. Die brei Geſetzesentwürfe werben fefort als 
dringlic erklärt. 

er Geſetzentwurf, betr. die dem Papſt zur Ausübung feiner geiſtlichen 
Mod und vollländigen Unabhängigteit m gewährenden Bürgichaften, lautet 
in feinen hauptjägliäften Artileln: Urt. 1 erflärt bie Verfon des Papftes 
für geheiligt und unverleglih; im ganzen — ſind dem Papfte die 
einem Souverän ‚gebührenden Ehren zu erzeigen, wie jelbe jedem katholiſchen 


Souverän zu erzeigen find. Rah Urt. 2 behält der Bapf feine Palaſtwache. 
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. Wet. ;8 Veiß: dene. Papfe. cine Abrliche „Civilifte von 3,225,000 Rire cr. 
welche, in das Affentliche Schuldbuch deb, Königreiäs Stalin eingetragen wı: 
Diele gs on für Pie ‚Seiten bon Mer unmer Namen habenden Erm- 
—— Art. 10. Rein Cardinal oder jeufigr: 
leriter. torn irgendwie ke Seranioctng gegogen werden für eine geiit::&e 

Jung, dig. er jn jahner Function vorgenommen. Auch jeder Fremde. der 
in Rom mit einer kirchlichen Function —* if, genießt alle 
Garantien, die den italienifchen Bürgern gebühren. Urt. 11. Der HL Ent: 

— uk: ben Upkäcopatr und der ganzen Tatholifchen Welt, chm 

aedieda Einpiſchung, der italienischen Regierung Art. 13. Legeten ır: 

. qubere Sehräfentanten des Bapftes, fowie Gefandte der auswärtigen Mäd: 

bei dem nannte ie werden nach dem internationalen Rechte für diplomatiſche Agez⸗ 

ten’ behaube Art. 14. Die Ausübung der geiſtlichen Autorität zz: 
Anxis diction, ſewie der Disciplinargewelt des Papftes und ber ganzen Kra- 
lien Hierarqt iR von jeber Raatlichen Einmiſchung frei, jo daß jede prx.- 
lation an die weltliche Gewalt in den der kirchlichen Autorität Jufchente: 
Alten aufgehoben wird. Doc bleibt dabei immer die Verpflichtung des ri: 
lichen Armes und jedes Zmangsmittels bei der Ausführung ——— Mei⸗ 
regeln für immer ausgeſchloſſen. Urt. 17 hebt den Eid, welchen die Bildir 
dem Könige zu leiften haben, auf, gleihwie das Placetum regium und des 
Exequatur. . Art. 19 beflimmt, daß unter fortwährender Ubhängict- 
nom Papſte alle Seminarien, Wlademien, Gollegien und fonflige latheli'% 
Sundationen in Rom zu verbleiben haben, und die Megierung ſich im dere 
Verwaltung nicht einmengen werbe. 


11. Dee. IL Kammer: Der Kriegsminiiter Iegt demſelben eim meet 
Wehrgeſetz vor, das fi fo weit möglih bem preußiſchen Syſtes 
annäbert. 

13. „ IH. Kammer: Die Commiffion entfcheibet fih troß ber entſchie 
benen Oppofition. ber Regierung für Verlegung bes Regierungefie | 
nah Rom fon auf den 1. April. 

20. „ Die OD. Sammer nimmt das Budget für 1871 ohne grof« 
Widerſpruch an und ebenfo ben Geſetzesentwurf bez. Unification ke: 
bisherigen romiſchen Staatsfhulb. 

21. „ Die II Kammer genehmigt den Gefebesentwurf bez. Einverla: 
bung Ronts mit 239 gegen 20 Stimmen. 

22. „ DI. Kammer: Debatte über bie Verlegung bes NRegierungefike 
nah Nom. Die Regierung fett es doch mit 205 gegen 119 Etim: | 
men, nachdem Sella daraus eine Cabinetsfrage gemacht hatte, burd, 
daß bie Verlegung erſt am 30. Juni fünftigen Jahrs erfolgen ich 
Dabei handelt es fih nur um bie factiiche Verlegung: von Redts: 
wegen wirb Rom ſchon jett als Hauptitabt erflärt. Für bie Koſten 
bes Umzugs werben vorläufig 17 Mill. Sr. bewilligt unb der Etatt | 
Florenz ber Dank ber Nation votirt. 

25. „ Der Mont:Cenid: Tunnel wird burdbroden. Das ſchwierige 
Werk erweift fi als vollftänbig gelungen. | 

27. „ Der Statthalter General Lamarmora in Rom zeigt ber Muri: 
cipaljunta offiziell an, daß ber König am 10. Januar feinen feier: 
lihen Einzug in Rom halten werbe, 


— 
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29. Dec. Der Senat nimmt nad) breitägiger Debatte das Geſetz bezüglich 


29. 


31. 


Einverleibung Roms mit 56 gegen 22 Stimmen an, nachdem ein 
Bertagungsantrag Menabrea's nur mit einer Mehrheit von 8 Stim⸗ 
men abgelehnt worden war. 


„» Große Ueberfäwemmung in Rom; mehr ale bie Hälfte ber 
Stadt fteht unter Waſſer. 

„ Der König ergreift bie Gelegenheit der Wafjerenoth in Rom zu 
bem plößlihen Entihluß eines unerwarteten Beſuchs in Rom, mo 
er Morgens früh eintrifft, um ſchon in der Nacht wieder nad lo: 
renz zurüdzufehren, ohne mit bem Papit zuſammengetroffen ober 
irgendwie zujanmmengeftoßen zu fein. Alle Parteien und zumal bie 
clerifale erkennen in dem plöblichen und unerwarteten Entſchluß bes 
Königs einen wahren Meifterjtreich. 


Kom. 


1. Jan. Concil: Tie Lite ber fämmtlichen auf bem Concil amwefenten 
Biſchöfe ergibt: 

48 Gardinäle, 4 Primaten, 527 Bilchöfe, 10 Patriarchen, 137 Cry 
bifchöfe, 6 Aebte ohne Diöcefe, 13 Generaläbte von Möndsorben mit bem 
Privilegium der Mitra, 12 Generale und Generalvicare regulärer geiſtlicher 
Drden, 7 Generale und Generalvicare von Möndsorden, 16 Generale und 
. Generalvicare von Bettelorden, in Summa 779 patres concilii Ta 
Nationen nad vertheilen ſich die Bäter folgendermaßen: GOefterreidg und 
Ungern 43, Deutihland 16, Frankreich 81, Spanien 40, Reapel 62, 
Piemont 20 ‚ Toscana 10, Lombardei und VBenedig 10, WMedens 4, 
Parma 2, Kirchenſtaat 62 (alfo ganz Italien 176), England und Colenien 
27, Irland 19, Portugal 2, Belgien 6, Holland 3, Schweiz 4, Griechiſcher 
Ardhipel 4, Bereinigte Staaten 40, Ehdamerifa 80, Canada 9, vwerkihieden: 
orientalifche Riten 42. Endlich die Biihdfe in partibus infidelium, meiftens 
Miſſionsbiſchofe, 119. 

&iebei fällt fofort daß grelle numerilche Mißverhaltniß auf, in welchen 
fich die deutichen Biſchofe zu den italienifchen und beſonders zu den ortentali 
ichen befinden. Es find nämlih in Rom 14 Biſchöſe aus Denti-Deflerrrig, 
8 aus Preußen, 6 aus Bayern und 1 aus Heften (Mainz), Beutich-Deker- 
reich zählt 16 Bisthümer, das Abrige Deutihland 19 und 2 apoſtolijche 
Bicare in Dresden und Luxemburg mit bihöfliher Würde. Dieſen 29 dent 
ſchen Biihöfen, wozu man noch die 3 deutſchen Bilhöfe aus ber Gdhawei; 
reänen Tann, figen im Vatikan gegenüber 42 orientaliſche Biiäöfe aus Klein 
aften, Syrien, Paläftina und Perfien und 176 italieniiche Biſchdfe, zu welchen 
aber noch 25 italieniſche Cardinäle, die keine Bifchöfe find, und 20 italiemiſche 
Drdensgeneräle und infulirte Aebte gehören. Auf dem Concilium find die 
24 Millionen Staliener durd 221 Stimmen vertreten, die 26 Millionen 
deutfche Ratheliten, mi der deutichen Schweiz, durch 31, die 38 Mil Praz- 
zofen durch 81, 6 Mil. Spanier dur 40, und bie einzige Miie« 
ienteliiäer Bathafifen durh 42 Stimmen. Die Urſache diefes auffallenden 
Mibverhältnifies ift, weil es bei den orientalifgen Katholiten nur Bistkämer 
von 10—80,000 Seelen gibt, und in Stalien auf 100,000 Gläubige 1 Biſchof 
trifft, in Deutichland hingegen erfi auf 600,000 Rotboliken. Bon den Ti» 
cejen Wien, Prag, Köln, Breslau, Rönigsgräg, Olmüg, Budweis und Leit 
merig zählt jede Über I Mill. Seelen. Ein orientaliicher Biſchof vertriu 
23,000, ein italienijher 100,000, ein fpanifcher 400,000, ein franzöftider 
470,000, ein beuticher 800,000 Katholiken feiner Ration; es gilt hiemit im 
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Concil 1 Italiener fs viel als 8 deutiche und 1 orientalilder Katholik fo viel 
als 34 dentiche Katholifen. Hiebei iſt noch der Umftand zu bemerten, daß 
die armen orientaliicden und Miſſionsbiſchofe größtentheils von der päpſtlichen 
Kafle unterhalten werden. Da die Katholilen Deutſchlands den fiebenten 
Theil von den 180 Mil. Katholiken betrogen, fo gebührt ihnen eigentlich der 
fiebente Theil der Stimmen auf dem Goncilium; in Wirklichkeit aber befigen 
fie nur den zweiundzwanzigſten Theil. 

— San. Concil: Die Mehrzahl ber beutichen und ber öfterreichifch-unge: 
rifhen Biſchöfe richtet eine Petition gegen bie vom Papſte einfeitig 
und aus eigener Machtvollfommenheit erlaffene Geſchäftsordnung 
an biejen: 

„+... Damit aber diefes um fo gewifler und ficherer erreicht werde, el 
uns gefattet, unfere Beſorgniß hinfichtlich eines gewiſſen Gegenſtandes in den 
Schooß Ew. Heiligkeit mit jener Verehrung auszuſchütten, welche von Seite 
des Episcopat# der ganzen Erde und zugleich von uns heute in vorzüglichſter 
Weile dem hl. apoftol. Stuhl erwieſen wird. Es ift unftreitig von fehr hoher 
Wichtigkeit, was Ew. Heiligleit in Punkt II bezüglich der Rorm und innern 
Ordnung beftinnmt hat, nämlich in Hinfiht auf das Recht und das Geſchäft, 
die Segenftände vorzufchlagen, welche in der heil. deumeniſchen Synode bes 

andelt werden follen. Nicht Wenige legen dies fo aus, alß ob hiedurch das 

echt der Väter, im Eoncil frei das vorzuſchlagen, was jeber als förderlich 
für das allgemeine Wohl erachtet, nicht anerkannt, fondern nur auſsnahms⸗ 
weile und aus Gnaden gewährt würde. Heiligfter Vater! Wir alle find von 
der fefteften Weberzeugung durddrungen, daß von der Lebenbkraft und Stärke 
des Hauptes zumeiſt die Tüchtigkeit des Körpers der ganzen Kirche abhänge, 
und daß die göttlichen Rechte de& Primates vor allem gewahrt und gejhütt 
fein müffen, damit alles in der hl. Synode in rechter und geziemender Ord⸗ 
nung vor fi} gehe. Wenn aber dieſes volllommen wahr ift, jo ift nicht min» 
der wahr, dab auch die Glieder des myſtiſchen Leibes Chriſti ihre Kraft 
und das Collegium der Bilchöfe jeme Rechte befigen müſſen, die ihnen kraft 
ihre Amtes und ihrer Würde zuftehen, auf daB das Haupt feine Tüchtigkeit 
fih wahren und ſeine Wirkſamkeit ungeftört auszuüben im Stande fei. Dur 
göttliden Rathſchluß in Wahrheit find diefe Beiden auf’s Innigſte verbunden 
and unzertrennlich vereinigt. So wie alfo Em. Heiligleit mit beftem Rechte und 
weiſen Rath al’ das feftzufeken fih würdigt, was die Norm einer richtigen 
Ordnung und die Reihe der in der hi. Synode zu behandelnden Gegenftände 
betrifft: fo glauben aud die Väter des Goncils, wenn fie, vom Gewiſſen ge- 
drängt, zum allgemeinen Bortheil der Kirche etwas vortragen oder vorichlagen 
wollen, dieß vermöge ihres Rechtes und Amtes billiger Weile thun 
zu lönnen, wenn baffelbe nur mit der dem kirchlichen Oberhaupte ſchuldigen 
Unterwerfung und Ehrerbietung geliebt. Wir ſprechen dies mit um fo grös 
$erm Bertrauen aus, da wir durch folches Verfahren ganz in die Fußftapfen 
des hochgefeierten HI. Tridentiner Concils treten. (24. Sitzung 21. Kp.) Wir 
glauben deshalb, es könne keinem Zweifel unterliegen, daß unfer Redt 
dur den Punkt II der innern Ordnung nicht beeinträdtigt werde. In 
Diefer Ueberzeugung würden wir ſehr beftärkt, wenn Ew. Heil. zu geftatten 
geruben möchte, dab in die zur Prüfung der biſchöfl. Propofitionen aufgeftellte 
Deputotion noch mehr Mitglieder aus der Mitte der Bäter des Concils durch 
eigene Wahl aufgenommen würden, und daß denen, welche Propofitionen 
machen wollen, der Zugang zu der Deputation felbft offen flehe, damit fie fo 
an der Vehandlung des Gegenftandes felber Theil nehmen kännten. Dies 
iſt's, Heiligſter Vater, mas wir mit kindlicher Ghrerbietung dem weijen 
Rathe und der Entſcheidung Ew. Heiligkeit unterbreiten, in der Hoffnung, daß 
— beſter Abficht Vorgebrachte aud, billiges und geneigtes Gehör finden 
wer 
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Der Papft nimmt auf die Petition (nit Proteft) nicht bie 
mindefte Rüdfiht und ertbeilt barauf nicht einmal cine Antwert 
Es bleibt bei der erlaflenen Geihäftsorbnung, die es ihm kurs 
das Beſtehen und bie Zuſammenſetzung ber für bie Prüfung ſelb⸗ 
fändiger Anträge einzelner Väter niebergefebten Deputation erlautı, 
jeden ihm nicht genehmen Antrag gar nicht zur Diecuſſion zuzu⸗ 
laffen. 


6. Jan. Zweite öffentlide Eitung des Concils: Cibesleiftung ber 


10, 


14. 


Väter. 

„ Ben Wüniden bes Papſftes entipredhend, betreibt die Majeritärs- 
partei bes Concils bie Unterzeichnung einer Adreſſe an base Concil 
jür Erflärung der Uinfehlbarleit bes Papites : 

„Die HI. allg. vaticaniide Synode bitten die unterzeichneten Bäter demä- 
thig und inftändig, daß fie mit offenen, jeden Zweifel ausihließenden Worten 
befräftigen wolle, die Wutorität des römiichen Papſtes jet die höchſte und 
daher von jedem Irrthum frei, da fie in Sachen des Glaubens und 
der Sitten das beichließt und gebietet, was von allen gläubigen Chriſten zu 
glauben und feitzubalten, waß zu verwerfen und zu verdammen ift.“ 

„ Soncil: Beendigung ber Verhandlung über die erfte Borlage 
ber Curie, das (erite) schema de fide, in ben allgemeinen Con: 
gregationen. Das Schema geht nunmehr, der Geihäftsorbnung zu- 
folge, an bie betreffende Deputation, bamit biefe es unter Berüd: 
fihtigung ber gefallenen Voten nad Befinden mobificire und banz 
bem Goncile zu endgiltiger Entſcheidung wieber vorlege. 

„ Die „Briefe vom Concil“ der Allg. Augsb. Ztg., bie offenbar 
wohl unterrichtet find und alle Schritte ber Eurie fofort ter Oci— 
fentlicgleit überantworten, maden nicht nur in Deutfhlanb das 
größte Auffehen, fondern au in Rom. Die päpftlide Curie richtet 
daher ein Monitum an bie Väter, das ihnen die Geheimhaltung 
fowohl der Vorlagen als ber Verhandlungen barüber neuerbing? 
einihärf.e Tas „Siornale di Roma“, bas bisher wenigſtens bürf: 
tige Notizen über jebe Situng des Concils gebradt hat, unterläßt 
es nunmehr, auch nur bie Namen ber Rebner zu nennen. Bon 
Veröffentligung ber (nur für den Bebarf der päpftliden Curie 
gemadten) ftenographiihen Aufnahme ber Berbanblungen ift gar 
feine Rebe. 

„Concil: Die zweite Vorlage ber päpftlihden Curie: das Scheme 
über bie Disciplin wirb vom Concil in Berathung genommen, 

„ Ein Theil der franzöfiigen Biſchöfe macht eine lebhafte Demon: 
ftration gegen die Thätigkeit ber ſpezifiſch kathol. (ulttamentanen) 
Sournaliften (Veuillot zc.): postulata a pluribus Galliarım episcopis 
„ Der Stiftsprobft und Profeflor 3. J. v. Döllinger in Münden 
veröffentlicht in ber „Allg. Augsb. Ztg.“ eine ſehr 'einfchneibende 
Kritit der Infallibilitäts-Adreffe ber Concilsmehrheit. Döllinger 
erflärt e6 für nit mehr und nicht minder als eine „Lirdlice 
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Revolution”, welche durch die Unfehlbarkeitserflärung des Papftes 
bon ber Partei der Jeſuiten ins Wert gefeht werben wolle, 


21. San. Concil: Die Curie läßt an die Mitglieter das zweite schema 


22. 


de fide und ein schema de romano pontifice vertheilen. 

Das lebtere ift das enticheidende: die Biſchöfe der Minderheit wiſſen nun, 
woran fie find. Berichte aus Rom über die Stimmung derjelben bejagen: 
„Seit das Schema von der Kirche fi in den Händen der Biſchöfe befindet, 
it e8 allen Har, daß das ganze Concil nur berufen worden ift, um die Macht 
de8 Papftes zu erweitern und den Einfluß des Jeſuitenordens zu verftärfen, 
daß alles diejem einen Ziele dienen joll. Die Bilchöfe ſollen die 
Ketten Schmieden, mit welchen zuerft die weltlichen Gewalten, dann aber aud 
fie jelber und mit ihnen der ganze Eleruß gebunden wird. Es ift ein bitteres 
und peinliches Gefühl, das fich diefer Männer bemädtigt hat. Sie fühlen 
fih wie überliftet und in einer Schlinge gefangen. Man hat fie nad Rom 
gerufen, ohne ihnen ein Wort Über die zu erreihenden Ziele und zu behan⸗ 
deinden Materien mitzutheilen; hier angelommen, werden fie, wie die Taflen 
eines Claviers in dem großen Concilb⸗Inſtrument eingereibt und befeftigt, und 
empfinden nun, daß fie unter der Hand des mächtigen Spielers zur Hervor⸗ 
bringung von Tönen dienen müſſen, die ihnen ſelbſt höchſt widerlich klingen. 
Sie wiſſen ſehr wohl, das auch die beredteften Vorträge, die ſchlagendſten 
Argumente nit ein einziges Botum der Mehrheitsbifchöfe ändern, daß, wenn 
auch ein Chryſoſtomus oder Auguftinuß unter ihnen wäre, diefe Mehrheit feft 
und unbewegt bleiben würde, wie der Wellen Petri. Im auflodernden Un⸗ 
mutb über das Schema von der Kirche rief ein deuticher, fonft gut römiſch 
gefinnter Prälat aus: „Diefes Schema verdient in die Hölle geworfen zu 
werden.” Die Botſchaft von der Bertagung des unter fo fchlimmen Auſpicien 
begonnenen Concils würde von ihnen mit Subel begrüßt werden. Doch dieſe 
Vertagungsgerüchte find vorerft mehr Wünfhe als Hoffnungen. In der 
Prorogation würde das Geſtändniß liegen, daß das Concil durch die Schuld 
der römilen Curie, durch die Berkehrtheit der von ihr den Bilchöfen aufge, 
zwungenen Einrichtungen, dur die Maßlofigkeiten der vorgelegten Entwürfe 
mißlungen ſei.“ 

Tie Parteien unter den Biſchöfen derfelben Nation treten, abgejehen 
freilich von den Spantern, Süditalienern, Südamerikanern und den ſämmtlichen 
fogen. Miflionsbilchöfen, immer entfchievener auseinander. Bon den Fran 
zojen gehören unter Führung des Erzbiſchofs Darboy von Paris und des 
Biſchofs Tupanloup von Orleans, 30, zur liberalen, 27 zur ultramontanen 
und 10 zum Tiers parti, der feine Adreſſen unterzeichnet und fich die Abſtim⸗ 
mung offen erhalten will. Die engliſchen Biſchöfe find gleichfalls getheilt: 
2 halten zur liberalen Partei und haben die Anti⸗Infallibilitätsadreſſe unters 
zeichnet, 2 (außer Manning nur noch einer) find ultramontan, 6 andere bil⸗ 
den einen Tiers parti und lehnen jede Unterzeihnung für oder mider ab, 
Aehnlich fteht e8 mit den iriſchen Bilhöfen. Der römiſch geſchulte Eullen, 
welden der PBapft den irischen Biſchöfen in gleiher Abſicht als Primas auf- 
gendthigt hat, wie er den engliihen Biichöfen den Manning wider ihren 
Willen octroyirte, ift jelbftredend Infallibilift, und würde ich freuen, den 
gebildeten Irländern diefes Togma, das fie verabjcheuen, mit Hilfe der un 
tern Vollsklafſſen aufzuzwingen; und zu ihm Hält die Mehrheit der irifchen 
Bilchöfe, die in der Unfehlbarkeit ein Mittel jehen, ihren Einfluß auf das 
Volk zu verſtärken. Zwei haben jedoch die Petition gegen die Unfehlbarkeit 
unterſchrieben. Einige wenige endlich gehören zum Tiers parti. 


„» Die Petition ber Majoritätspartei bes Concil® für bie päpftliche 
Snfallibilität, von circa 400 Bätern unterzeichnet, wirb ben Vor⸗ 
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ſihern des Concils überreicht. — Gleichzeitig curfirt unter ben 
Vätern eine etwas milber gehaltene Adreſſe in bemfelben Einne, 
um auch die ziveifelnben Gemüther für die Idee zu gewinnen. 


24. Yan. Goncil: Yortfegung ber Berathung über bie Tisciplin. Ener: 


25, 


26. 


giſche Rede bes Biſchofs Stroßmayer gegen bie von ber päpftlichen 
Eurie beabſichtigte Eentralijation in ber Kirche und gegen die an- 
geftrebte ſchwere Beeinträchtigung ber bisherigen Stellung ber Bi. 
ihöfe in berjelben. . 


„Concil: Fortſetzung ber Berathung über bie Tisciplin. Auch ber 
chaldãiſche Patriarch tritt entfchieben für bie bisherigen Rechte und 
Privilegien ber Biſchöfe ein. Anı Abend wirb ber 7Yjährige Greis 
vom Papſte verbeſchieden, ſcharf getadelt und zur Unterzeichnung 
eines Neverfes genöthigt, durch den er ſich unbebingt unterwirft und 
auf bie Ernennung ber chaldäiſchen Biſchöfe zu Gunjten ber, gan; 
vom Tapfte abhängigen, Propaganda verzihiet. Der Borfell macht 
unter ben Vätern großes Aufſehen. 


„ Die Minorität bed Concils richtet an den Papſt eine, vem 
Sarbinal Rauſcher verfaßte und von ber Mehrzahl ber beutfchen 
und dfterr.-ungariichen Bilchöfe, unterzeichnete Abreffe gegen die In: 
fallibilitäts- Petition: 

„Heiligſter Vater! Es if ein gebrudtes Schreiben an uns gelangt, eine 


Petition enthaltend, welche von den Bätern des Concils unterjdärieben werben 


fol, und in welcher von der dcum. Synode verlangt wird: diefelbe möge fanctio- 
niren die hödhfte und darum vom Irrthum freie Yuctorität des röm. Papftes, 
wenn er in Sachen des Glaubens und der Sitten kraft apoſt. Machtvollkommenheit 
der Sefammtheit der Bläubigen Vorſchriften ertheile. Es if in der That versum- 
derlich, daß die Richter des Glaubens eingeladen werden, nod) vor der Verhand⸗ 
ung eine durch ihre Unterſchrift bekräftigte Erklärung über die abzugebende 
Abſtimmung auszufteln. Wir glaubten aber in diefer jo ernfien Sache en 
Dich ſelbſt, Heiligfter Vater, uns wenden zw follen. Die Seiten find ver 
ſchwunden, mo e8 vorkam, daß die Rechte des HI. Stuhls von Katholiken im 
Zweifel gezogen wurden. Es gibt Niemand, der nicht wüRte, daß, gleichwie 
der Leib ohne Haupt verſtümmelt if, fo auch ein Concil, welches die gefammir 
Kirche repräfentirt, ohne den Racfolger Petri nicht gehalten werden kann, 
und Alle gehorchen den Geboten des BL Stuhls aus willigftem Herzen. Ueber- 
dies iſt, was die Gläubigen von der Wuctorität des römilchen Papfies zu 
halten haben, vom tridentinifhen Concil ausgeſprochen worden, und aud vom 
florentinifchen. . . . Ungweifelhaft iſt e8, daß alle Ehrifigläubigen den Decreten 
des apoftoliichen Stuhls wahrhaften Behorfam fchulden ; dazu Ichren unter 
richtete und fromme Männer: was der Papft über Glauben und Gitten 
ex cathedra redend feitfielle, das fei aud ohne die auf was immer für 
Weile fundgegebene Zuftimmung der Kirchen unumſtoßlich. Dennoch darf 
man nicht flillſchweigend darüber hinweggehen, daß nichtsdeſtoweniger nod 
gewichtige aus den Echriften und Handlungen der Bäter der Kirche, aus ech⸗ 
ten geiäichtlichen Urkunden und der katholiſchen Lehre felbft hervorgegangene 
Schwierigkeiten übrig bleiben, vor deren vofländiger Löoſung die im oben 
genannten Schreiben empfohlene Lehre dem chriſtlichen Bolle als eine von 

ott geoffenbarte unmBgLich vorgelegt werben könnte. Uber vor einer Er⸗ 
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Brterung diefer Dinge Rräubt ji das Herz, und wir ee auf 
Dein Wohlmwollen vertrauend, daB uns die Nothwendigleit Jolder 
Berathungen nit möge auferlegt werden. Ueberdieß, da wir 
unter den bebeutenderen katholiſchen Nationen des biſchöfſichen Umtes pflegen, 
iennen wir den Stand der Dinge bei denfelben aus täglicher Erfahrung; für 
uns aber Reht feſt, daß die verlangte Definition den Feinden der Religion 
neue Waffen liefern würde, um aud bei befieren Männern Mikgunft gegen 
die katholiſche Sache zu erregen, und wir find gewiß, daß diejelbe in Europa 
wenigſtens den Regierungen unjerer Bezirke Anlaß oder Borwand bieten 
würde, die noch beftebenden Rechte der Kirche anzugreifen. Soldes baben 
wir Deiner Heiligleit mit der dem gemeinfamen Bater der Gläubigen ſchul⸗ 
digen Aufrichtigkeit dargelegt, und wir bitten: e8 möge auf Deinen Befehl 
die Lehre, deren Sanctionirung Jene verlangen, dem beumeniſchen Goncil 
nicht als Gegenſtand der Discujfion vorgelegt werben.“ 

Die Adreſſe iR von 46 deutichen, Öfterreigiichen und ungariſchen, 80 fran- 
zöflfchen, 20 italienifhen und vereinzelten nordamerikaniſchen, portugieſiſchen 
und anderen Bilhhdfen unterzeichnet. Die Orientalen, eingeſchüchtert, fehlen. 

Der Papſt, ber mehr und mehr für bie Infallibiliſtenpartei 
offen Partei nimmt, weigert fi, bie Adreſſe entgegenzunehmen. 


2. Febr. Die beabfichtigte äffentlihe Sitzung des Concils muß unters 


4. 


10. 


13. 


bleiben, da noch Feinerlei definitive Beſchlüſſe zu verfünden find. 

„ Die päpftlide Polizei fängt an, wirkliche ober angebliche, miß⸗ 
liebige Eorrefpondenten ausmwärtiger Blätter über das Goncil aus 
Rom auszuweilen. Der Zweck wirb indeß nicht erreiht. Naments 
lich die „Römijhen Briefe vom Concil“ der „Nugsb. Allg. Ztg.“ 
erſcheinen nach wie vor teiter. 


„ Kin Artilel der von den Sefuiten rebigirten unb officiel ale 
das perfünlide Organ bes Papſtes anerkannten „Civiltä cattolica“ 
Inüpft 

an die Drohungen gewiffer Staatsmänner an, befonders in Tatholifchen 
Staaten, für den Fall, daß das Eoncil Dogmen oder disciplinäre Vorfchriften 
erlaſſen follte, welche dem modernen Geifte zumwiderliefen, und jagt: die Bis 
ſchoöfe werben diefe Drohungen verachten. Die allenfallfigen Maßnahmen der 
Regierungen gegen die Bilchöfe des Concils werden durdaus nichtig fein, und 
würden das Gewiſſen ihrer Untertanen nicht verpfliäten. Wenn Regierungen 
die Kirche vom Staate trennen, fo werden fie ſchreckliche Revolutionen herauf⸗ 
beihwören, welche fie, die Regierungen, umftlirgen werden. 


„Concil: Schluß ber Verhandlungen über bie Vorlage bez. bie 
Disciplin. Diefelbe gebt an bie Deputation, um fie nochmals zu 
erörtern, und, nad) ben einzugebenben Bemerkungen refp. Anträgen, 
ber Generalcongregation nochmals, mit ober ohne Mobificationen 
vorzulegen. Das Goncil geht zu ber Vorlage über ben Heinen 


Katechismus über. 


„ Der Erzbifgof von Köln und ber Biſchof Ketteler von Mainz 
beantragen in ber Verſammlung ber Biſchöfe ber Diinorität, eine 
Erklärung gegen biejenige Döllingere vom 19. v. M. zu erlaffen. 


” Die Mehrheit gebt jebod nicht barauf ein, 
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15. Febr. Der Bapft erflärt auf eine Anbeutung, ob nid, um kic 
Gemütbher fih fammeln unb beruhigen zu laſſen, eine Bertagenz 
bes Concils ale angezeigt erfcheine, fofort und beftimmt, der mue | 
teriellen Gewalt könne es gelingen, das Goncil zu fprengen, niemals 
aber werbe er ber Schwäde ſich jchuldig machen, durch bieje Ver: 
tagung es moralijch zu töbten. 


20. „ Noch bevor das Concil au nur Einen Beihluß gefaßt Hat, unt 
um ber Oppofition von vorneherein bie Spike abzubrechen, erläßt 
der Papit, wieberum aus eigener Machtvollkommenheit, eine neue 
Gefhäftsorbnung, welche das für Concilien bisher beobadytete Frin: 
cip ber Einſtimmigkeit befeitigt und das Syſtem ber Mebrbeite: 
befhlüffe aud für Glaubensſachen, ganz wie bei ben weltliben 
Parlamenten, einführt. Ten Vorlagen ber päpftliden @urie iſt 
baburd bie Annahme zum voraus gefihert, das Schidjal der Wi: 
norität befiegelt. 

Döllinger, der gelebriefte und geiftvolifie Gegner der Infallibilitätsperiei 
in Deutſchland, unterwirft diefe revidirte Geſchäftsordnung einer einläklicgen 
Kritik von kirchlichem Standpunkte aus, wobei er Eingangs bemerlt: „Tie 
neue Geihäftsorbnung, welche dem Goncil durch die fünf Garbinallegaten auf- 
erlegt worden, ift völlig verjchieden von Allem, was font auf Goncilien ge 
braudli war, und zugleid maßgebend und enticheidend für den fernern Ber- 
lauf diefer Berfammlung und für die zahlreichen Derrete, welche durd Ne 
zu Stande gebracht werden follen. Sie verdient daher die forgfältigfie Be 
achtung. Zur geſchichtlichen Orientirung mag nur in der Kürze erwähnt 
werden, daß für die allgemeinen Eoncilien der alten Kirche im erften Jahr⸗ 
taujend eine beftimmte Geſchäftsordnung nicht exiſtirte. Rur für römiiche und 
ſpaniſche Provinzialconeilien gab es ein Liturgiiches Ceremoniell. Wlles wurde 
in voller Berfammlung vorgetragen; jeder Biſchof Fonnte Unträge fielen, 
welche er wollte, und bie Präfidenten, die weltlichen ſowohl, welche die Kaiſer 
fandten, als die geiftlihen, forgten für Orbnung und leiteten die Verhand⸗ 
lungen in einfadyfter Weile. Die großen Goncilien zu Conſtanz und Bajel 
machten fi eine eigene Ordnung, da die Theilung und Abſtimmung nad 
Nationen eingeführt wurde. In Trient wurde diefe Einrigtung wieder ver- 
laſſen, aber die Legaten, welche präfidirten, vereinbarten die Geſchäftsordnung 
mit den Bilchöfen, der Cardinal de Monte ließ darüber abflimmen, und ale 
genehmigten fie Bon keiner Seite erfolgte ein Widerſpruch. So if denn 
die heutige römiſche Synode die erfle in der Geſchichte der Kirche, im welcher 
den verfammelten Bätern ohne jede Theilnahıme von ihrer Seite die Procedur 
vorgeichrieben worden if. Das erſte Regolamento erwies fih jo hemmen) 
und unpraltiih, daß wiederholte Geſuche um Abänderung und Geftattun: 
freierer Bewegung von verſchiedenen Fractionen des Episcopats an den Papit 
gerichtet wurden. Dies war vergeblich; aber nad dritthalb Monaten fandes 
die fünf Legaten endlich jelber, daß, wenn das Concil nicht ins Stocken ae 
rathen folle, eine Yenderung und Ergänzung dringend nothivendig ſei. Axt 
die Petitionen der Bilchöfe ift inde& in der neuen Einrichtung feine Rückficht 
genommen worden. Zwei Züge treten darin vor Allem hervor. Ginmul 
it ale Macht und aller Einfluß auf den Gang des: Goncils in die Hande 
der präfidirenden Zegaten und der Deputationen gelegt, fo daß das Con⸗ 
eil jelbft ihnen gegenüber madtlos und willenlos erſcheint 
Sodann jollen die widhtigften Fragen des Olaubens und der Lehre durdh ein- 
fache Mehrheit der Kopfzahl, durch Aufftehen und Eitenbleiben, entſchieden 
werden.” Der Schluß lautet: „Alle Theologen machen e8 zur Bedingung 
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der Decumenicität eines Sonciin, Du vbllige dreihen auf demſelben 
hertſche Freihel bes Reben, Freihen des EtimmensSriu ſih aiſo 
zeigen, daß auf dem —2* kei de gg holiſchen 
vi mepz, 


Welt zufammengetragen" worden, Se Shheaeieune ai gefaßt 


worden ſeien, welche mit dem — eines” 
im Widerfpruch fichen, basıı tolirden gewiß in der — 5 ie * 
gen aufgeworfen werden: Haben unjeze :Bifpbfe-riäktier Zeugen en von 
dem Glauben ihrer Didcefen? und wenn nicht, find. fie wahrhe: % eweſen ? 
Oder wie kommt es, ve ihr Zeugniß mist benchtet” —8 Fra ee ma⸗ 
jorifirt worden find ? Mon den Antworten, Die auf diche Feageit triheilt wer⸗ 
eng werben dann die ferneren Ereigntife in. ber einge bedingt 
ein.. 


22. Gebr. Coneil: Schluß der Verhandlungen über ben Kleinen Katechis⸗ 


‚mus und Vertheilung von nicht weniger als ſechs neuen Schematen 
oder Vorlagen. 


Anf. März. 34 franzöſiſche Biſchöfe unterzeichnen eine „Borfelung“ 


6. 


gegen bie neue Geſchäftsordnung vom 20. Februar und gegen eine 
Entſcheidung über Olaubensfaden durch bloße Kopfzahl: Mehrheit. 
23 beutihe und öſterreichiſch-ungariſche Biſchöfe unterzeichnen biejelbe 
gleihfalls mit einigen Zujägen, 10 oder 12 andere beutihe nehmen 
eine ftürzere, aber etwas ſchärfer und präcifer gefaßte Adrefje an. 
Auch einige Drientalen fliegen fih an, während die Norbamerifancr 
zu feinem Entſchluſſe kommen. 


Schon darin zeigen fi die Minoritätsbihäfe nicht einig, und doch handelt 
es fih nur um eine „Borftellung”“ oder Betition, auf welche der Papft feine 
Nüdfigt nimmt und wiederum aud nicht einmal eine Antwort ertheilt. Bon 
einem eigentlichen Proteſt und einer Erklärung, die dahinginge, daß fie an 
einer jolchden, den Bebingungen aller bisherigen Concile widerſprechenden Ber» 
ſammlung fernerhin nicht theilnehmen würden, ift gar nicht die Rebe, 

Die päpftl. Eurie thut endlich den entſcheidenden Schritt, indem fie 
tem Goncil einen Zufaßartifcl zu dem Schema über den römifchen 
Bapit, ber bie Unfchlbarkeit deſſelben ale Glaubensartitel aus: 
fpricht, zugeben läßt, zugleidy mit cinem „Monitum“ an bie Väter. 

Vorlage: „Zufaglapitel zu dem Decret über den Primat des romiſchen 
Papftes, bejagend, dag der römilche Papſt in der Definition von Sachen des 
Glaubens und der Moral nit irren könne Die heilige römische Kirche befigt 
den höchſten und vollen Primat und Principat über die gefammte katholiſche 
Kirche, welchen fie von dem Herrn ſelbſt durch den HL. Petrus, den Apoftelfürften, 
defien Nachfolger der romiſche Papft ift, mit der Fulle der Macht empfangen 
zu baben wahrhaftig und demiithig erkennt. Und wie fie vor den Uebrigen 
gehalten ift, die ‚Glaubenswahrheit zu & vertheidigen, jo müflen aud etwaige 
Fragen, welche in Bezug auf den Glauben entftchen möchten, durd ihr Ur⸗ 
theil definirt werden, und weil der Ausſpruch unſeres Herrn Jeſu Chriſti 
nicht zu übergehen if, wo er fagt: „Du bift Petrus x." Was hier gelangt 
if, wird durd die Folgen bewieſen, indem beim apoſtoliſchen Stuhle die ka⸗ 
tholifche Religion immer unbefledt bewahrt und die Lehre ftets Hochgehalten 
worden ifl. Daher ehren mir mit Zuftimmung des heiligen Concils und des 
finiren e8 al8 ein Dogma des Glaubens, daß Fraft des gäftlihen Beiftantes 
der römifhe Papſt, von dem in der Berfon des heil. Petrus gleichfalls von 
unferm Herrn Jeſus Ehriftus gejagt ift: „Ich habe für dich gebetet zc.”, nicht 

27 


418 


Rem, 


irren Eönne, wenn er als hochſter Lehrer aller Chriſten auftreten mit frz 
Autorität definiert, was in Sachen des Glaubens und der oral ven de 
ganzen Kirche zu halten fei, und daß diefe Brärogative der Irrthumslofigte 
oder Unfehibarfeit des römilchen Papftes ſich auf denfelben Bereich erkrek:, 
weldhen die Unfehlbarfeit der Kirche umfaht. (Romanus Pontifex, cum - 
premi omnium Christianorum doctoris munere fungens pro audit: 
definit, quid in rebus fidei et morum ab universa ecelesia tenendum ::t 
errare non poseit; et hanc Romani Pontificis inerrantise seu infallilii- 
tatis praerogativam ad idem objectum porrigi, ad quod infallibilitas er- 
clesiae extenditur.) Wenn aber Jemand, was Gott abwenden möge, dien 
unferer Definition zu widerſprechen fi anmaßen ſollte, wife er, daß er vo: 
der Wahrheit des katholiſchen Glaubens und von der Finheit 
der Kirche abfällt.” (Das „anathema sit‘ fehlt vorläufig.) 

Monitum: „Da die meiften Biſchöfe unferen heiligen Herrn gefete 
haben, einen Sag über die Unfehlbarkeit des römiſchen Pontifer dem Coacı 
vorzulegen, und unjer heiligſter Herr auf den Beirat der bejondern Gc-: 
gregation, weldhe für die Entgegennahme und Prüfung der Anträge der Täir: 
niedergejegt ift, dem erwähnten Geſuche zu willfahren gerubt hat, deshalb win 
an die römiichen Bäter des Concils die Formel eines neuen über diefen Geger⸗ 
Rand handelnden Kapitels zur Prüfung vertheilt, weldde Formel in das Eden: 
der dogmatifchen Verordnung „Ueber die Kirche Ehrifti" nad dem 11. Rar:k 
einzuſchalten ift. Zugleich aber werden diejenigen römijchen Väter, welche über 
dieſes 11. Kapitel wie Über die erwähnte Formel und ebenjo über die Canon 
14, 15, 16 (melde die Irrthümer vermwerfen, als ob der Apoflel Petrus mie! 
den Primat der mahren und eigenen Gewalt erhalten habe, alS ob ferner der 
römiſche Papft nicht kraft göttlichen Nechts der Nachfolger Petri in dieſer 
Primat fei, und als ob endlich der Papſt nicht die volle und hochſte Bemc: 
der Jurisdiction über die ganze Kirche befite) etwwas zu bemerten haben, acı- 
gefordert, ihre Bernerfungen dem Sekretär des Concils innerhalb 10 Tasıı 
vom 8. bi8 zum 17. März einjhlüffig gemäß dem Decret vom 20. v. Bin. 
(der neuen Geſchäftsordnung) ſchriftlich einzureichen.“ 


12, März. Coneil: Die Majoritätspartei, ungebulbig darüber, daß cr 


16. 


18. 


22. 


nungsgemäß bie Verhandlungen über bie Vorlage de fide und de 
ecclesia berjenigen über die Unfehlbarkeit vorgehen follen, richte 
eine Petition an das Präfibium: c8 möge durch bie Tageserbnun: 
ber Ichteren Frage ber Vorgang vor allen anderen eingeräumt werten 
„ Gone: Das in zwölf Sigungen des Ausſchuſſes ſtark um: 
geänderte erfte schema de fide wird vertheilt, um [don am 12. 
bs. Mts. darüber definitiv abzuftimmen, fo daß aljo den Bäter: 
zu Prüfung ber zugeitanbenen ober verweigerten Mobificationen m: 
1% Tage eingeräumt werben. Dagegen wirb ber Termin für Ei— 
gabe von Bemerkungen reſp. Amenbementsanträgen zum Unfehlbar 
keits-Decret vom 17. bo auf ben 25. März erftredt. | 
„Concil: Beginn ber Debatte über das umgeänderte erfte schems 
de fide, 
„Concil: Bortjegung ber Debatte über das umgeänberte erñe | 
schema de fide Biſchof Stroßmayer magt es, energiih für kie 
Religiofttät der Proteftanten einzutreten, wodurdh er das Entieken 
vieler Väter hervorruft, jo daß er inmitten einer Scene unerhoͤrte⸗ 
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e Scandals zum Abbrechen feines Vortrags genöthigt wird. Er pro⸗ 
teftirt mit ber Erflärung, daß er, wenn Dogmen durch Mehrheit 
entſchieden werben follten, bie Giltigfeit des Concils nicht anzuer: 
fennen vermöge unb ſendet ben Proteft an bie Präfidenten ein. 
Die betreffende Stelle, gegen welche fi der Biſchof Stroßmayer erklärt, 
lautet im Prooemium de8 Schema’s folgendermaßen: „Aedermann weiß, daß 
die von den Vätern zu Trient verdammten Ketzereien, welche nad) Berwerfung 
des lebendigen Lehramtes der Kirche die religidien Dinge dem eigenen Urtheil 
einen Jeden anheimftellten, von jelbft in vielfadhe und uneinige Secten verfallen 
find, welche, nachdem endlich bei den meilten der Glaube Ehrifti umgeftürzt 
und vernichtet worden, fich nicht jcheuten, auch die heiligen Schriften felbft, die 
fie vorher für die einzige Quelle und den höchften Richter der riftlichen Lehre 
erklärten, mit gottlojem Frevelmuth leeren Formeln und bloßen Erbichtungen 
gleichzuſtellen. Da aber die Bauleute foldermaßen jenen Edflein verworfen 
und jenes Yundament untergraben hatten, außer welchem niemand ein anderes 
legen Tann, Jeſum Ehriftum, unferen Erldſer, jo geſchah es, daß fie, der 
Führung des Glaubens beraubt und ſich felbft ütberlaffen, jene Ungeheuer der 
Anſichten und philoſophiſchen Syſteme eingeführt haben, welche, mit den Na⸗ 
men Mythismus, Nationalismus, Indifferentismus bezeichnet, endlich in eine 
Maſſe von Irrthümern zujammenjhmolzen und den Naturalismus erzeugten. 
Und diefe gottlofefte, heutzutag leider nur zu verbreitete Lehre greift nun, wie 
fie denn ihrem Weſen nad der übernatürlichen Ordnung geradezu widerftreitet, 
mit offenem Bifier die chriſtliche Religion an, und ſucht, nachdem fie den Ur⸗ 
heber, Erlöfer und Herrn aller, Ehriftus, von der Leitung und Herrichaft der 
menſchlichen Dinge entfernt hat, das Myſterium der Sunde, welches ſich am 
Ende der Zeiten vollziehen jollte, ſchon jest zu erfüllen. Indem fie ſich aber 
der Beifter bemädtigt hat, ſtürzt fie diejelben je nad) der Anlage eine jeden 
in den Abgrund des Pantheismus, Materialismus, Atheismus; Tehrt durch 
die Leugnung der menſchlichen Vernunft jeglichen Maßſtab des Rechts und der 
Gerechtigkeit um, und erſchüttert und zerflört die Grundlage der menichlichen 
Geſellſchaft. Da nun dieſe gottlofe Peſt ungeftraft wüthet, war e8 faum anders 
möglid, als daß auch eine Anzahl von Söhnen der Kirche von derfelben an« 
geftedt und der katholiſche Sinn bei der vielfältigen Herabſetzung der Wahre 
heiten verbunfelt wurde. Und leider zeigt eine höchft traurige Erfahrung, daß 
viele, von diefen fremden und nebelhaften Kehren umhüllt und gefangen, die 
Natur mit der Gnade, die menſchliche Wiſſenſchaft mit dem göttlichen Glauben 
vermifchen und fo den von der Kirche aufgeftellten und gelehrten wahren 
Sinn der Slaubensfäte verdrehen, daß fie die volle Reinheit und Aufrichtig⸗ 
feit des Glaubens augenſcheinlich in die Aäußerfte Gefahr gebracht haben.“ 


“7 8 ern 7 TE ts tt 


36. März, Das Concil votirt das (im Paſſus gegen bie Proteflanten 
wejentlih veränderte) Provemium und das erfte Kapitel des erften 
schema de fide einftimmig. 

Die betreffende Stelle Tautet nunmehr bloß: „Jedermann ja weiß, daß die 
Irrlehren, welche die Tridentiniihen Väter verdammt haben, indem man bie 
göttliche Unterweifung der Kirche verwarf und die religiöfen Dinge dem Ur⸗ 
theil jedes Einzelnen preisgab, allmählich in vielfadhe Secten fi aufgelöft ha⸗ 
ben, durch deren gegenfeitige Widerſprüche und Zänkereien endlich jeder Glaube 
an Chriſtum bei Vielen erjhüttert worden if. Daher wird die heilige Bibel 
ſelbſt, welche vordem als der chriſtlichen Lehre geliebte Quelle und Richtern 
galt, ſchon nicht mehr für göttlich geachtet, ja fie wird den mythiſchen Märchen 
beigezählt.* Die Zurüdnahme der anftößigen erften Yaflung wurde von dem 
Biſchof Martin von Paderborn und dem Erzbiichof Spalding von Baltimore 
beim Bapfte durchgeiegt. Sie ftellten demſelben namentlich vor, in weldhe Ver⸗ 
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legenheit die Biſchöfe gerathen würden, deren Didcefen bon einer Vevöllerr: 
verichiedener Confeſſionen bewohnt jeien, und beriefen fi auf ihre eigenen ’-: 
fahrungen. Da die unerjchütterlihe Anhänglichleit beider Herren an de !. 
Stuhl dem Papfte wohl befannt war, jo bewilligte er endlich ihr Berler:= 
und erflärte fih damit einverftanden, in diefem emen Punkte den Bir: 
der Minorität nachzugeben. 


29. März Das Goncil votirt auch das 2.—4. Kapitel des eriten schems 


de fide fowie bie bazu nchörigen Canenes (}. ben Wortlaut ir 
Anhang Nr. 1) nahezu cinftimmig. Damit ift wenigftend ein Tr. 
ber Eäbe bes Eyllabus von 1864 zu Olaubensjäßen erhoben 


410, April. Eine jenjeits ber Alpen gebrudte Brochüre Ketteler’s bez te 


12. 


Anfallibilitätsfrage wirb von ber päpfiliden Polizei auf ber F:t 
mit Beſchlag belegt. Der Biſchof remonftrirt drobenb gegen Y:r: 
Beeinträchtigung. 
„ Goneil: Definitive Abſtimmung über bie ganze erſte Vorlage &- 
fido. Es find 598 Biſchöfe anwefend; von biejen flimmen rc. 
Placet 515, mit Non placet feiner, mit juxta modum (b. &. te 
bingungsmeije) 83. 
„ Boncil: Um die große Zahl ver Biſchöfe, welde ihre Zuftimmerr: 
zu bent schema de fide nur bebingungsweiie (juxta modum) gegeber. 
zu einer vollen und ungetheilten Zuftinnmung zu bewegen, jdli: 
der Ausſchuß durd ben Biſchof von Briren vor, bie Vorlage ned 
einiger, allerbing3 jehr geringer Aenderungen zu unterziehen. Tie: 
(zwei) Aenberungen werben genehmigt und bie fo beichlefiene Ver⸗ 
lage fol in ber öffentliden Sitzung vom Papft befinirt (verkünter‘ 
werden. 

Die Vorbehalte, welche die 83 Diſſidenten gemadt, bezogen ſich ıc- 


| 


Theil auf die Geihäftsordnung, und bier ift natürlih von irgendpmweitr 


Zugeftänonifien nicht die Rede. Die Taktit der Yefuiten, welche dage 
der Minorität bei der Schlußberathung des Schema’3 de fide jo viele Er-. 
Zugeftändnifie gemacht Haben, ift äußerfi Hug bereint. Man will rt: 
allen Dingen irgend welche Tecrete des Concils mit Einflimmigkeit pıx.: 
miren, damit ſpäter die Oppofition nicht mehr mit der Erklärung aufırer 
tönne, das Concil jet fein freies und deshalb fein wahres und unfehiher:: 
geweien. Auch bei den Schema de ecclesia joll die Berathung langſam rr’ 
gemeflen vor fi gehen und allen MWünfchen der Minorität jo viel als möec!:: 
entgegengelommen werden, um dann bei dem entjcheidenden Punkte, der L- 
fehlbarkeit, um fo feiter zu dem urſprünglichen Entwurf zu fiehen und :: 
Gegner zu majorifiren. 

„ Die Majoritätspartei bes Concils wird immer ungebultise. 
Cine große Anzahl von Biſchöfen derfelben verlangt vom art: 
bringenb bie fofortige Berathbung des Schema's über bie Unich. 
barkeit: 

„Allerheiligfter Vater! Da mit jevem Tage mit eifrigerem Beſtrebe 
Schriften verbreitet werden, in melden die katholiſche Tradition angefochter 
die Würde des Concils erjchüttert, die Herzen der Oläubigen vertoirrt, josc 
ber Zwieſpalt zwiichen den Bijchöfen felbft gemehrt, Friede und Eintradt ir 
Kirche ſchwerer gefährdet wird; da ferner die Zeit herantonmt, wo «8 rirl« 
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leicht nöthig wird, die Berfammlungen des Concils zu vertagen, und da ſo⸗ 
nach die Gefahr droht, daß die Frage, welche die Geifter bewegt, ungelöft 
bleibe — auf daß nicht länger die Seelen der Bläubigen ‚von jedem Winde 
der Lehre verichlagen werben, auf daß das dcumenifdhe Eoncil und die katho⸗ 
liſche Kirche nicht den Schmähungen der Ketzer und Ungläubigen ausgeſetzt 
feien, auf daß das ſchon allzu Hoch geftiegene Uebel nicht unbeilbar werde — 
darum erſuchen die unterzeichneten Väter demüthigft und inftändigft Ew. Heis 
ligfeit, daß diefelbe, in Anbetracht de8 von Ghriftus, unferm Herrn, ihr aufs 

etragenen Amtes, die Schafe und Lämmer zu hüten, und der ihr auferlegten 

licht, ihre Brüder zu ſtärken, genen jolche Uebel das einzige wirkſame Mittel 
anzumenden geruhen möge: zu befehlen, daß das Schema über die Unfehlbar- 
feit des ädften Pontifex ohne jeden Berzug dem Eoncil zur Beratbung vor⸗ 
gelegt werde. * 


20. April. In Neapel (db. 5. außerhalb des Bereichs der römifchen Cenſur, 


29. 


bie auch den Biſchöfen nicht erlaubt, druden zu laffen, was ihren 
Anfhauungen und Wünſchen nit entſpricht) erſcheinen gleichzeitig 
brei Broſchüren gegen die päpftliche Unfchldarkeit: von Carbinal: 
Erzbiſchof Rauſcher von Wien, vom Cardinal-Erzbiſchof Fürft Schwar⸗ 
zenberg von Prag oder body unter feinem Patronat und vom Bi: 
Ihof Hefele von Rottenburg. 


„ Deffentlihe Sitzung bes Concil® unter dem Vorſitze des Papſtes: 
feierliche Abftimmung über die bejchloffene Constitutio de fde. Alle 
Viſchöfe antworten mit: Placet. Ein Zuſatzartikel beftimmt, 

daß man auch den gegen nicht formell Häretiide Meinungen gerichteten 
Sonfitutionen und Decreten des heiligen Stuhls Gehorfam fhuldig fei. Die 
Oppofition läßt Ad — mit Ausnahme Stroßmayers, der an der Abflimmung 
nicht theilmimmt — dur den Biſchof von Brixen beichwichtigen, der im Na⸗ 
men der Commiſſion verfihert: der Artikel jolle nur das Princip des Gehor⸗ 
ſams gegen die Obrigkeit im Allgemeinen ausiprehen. Nachderhand muß fie 
ih von Manning fagen lafien, daß der angenommene Artikel implicite die 
Infallibilität enthalte. In der That enthält er noch weit mehr, denn die 
Infallibilität konnte fie vielleicht Hintendrein no an Bedingungen Inlipfen, 
aber Gehorſam fordern für die päpftlicden Decrete, auch wo es nicht ein 
Dogma betrifft, das heißt jo viel als neuerdings Inquifition und Inder ꝛc. 
bilfigen und alles das fanctioniren, was zu reformiren ein Eoncil von Rechts» 
wegen verpflichtet war. Nach folder Schwäche entſchließt fih die Gurie, nun 
jede Rüdfiht beifeite ſetzend, die Infallibilität zur Discuſſion zu bringen. 


Schlußrede bes Papites: 

„Da alle Bäter des Concils ohne Ausnahme mit Placet antiworteten 
auf die Decrete und Canones, welche foeben verleien wurden, fo definiren Wir 
jelbR in dem nämlichen Sinne die in diefen Decreten und Eanones, die Wir 
fraft Unferer apoftoliichen Autorität beftätigen, enthaltenen Wahrheiten. Ihr 
jeht, geliebte Brüder, wie gut und angenehm e8 ift, einig in das Haus des 
Herrn zu wandeln, in Frieden zu wandeln. Wandelt immer alſo. Und weil 
am gleihen Tage unſer Herr Jeſus Chriftus feinen Apofteln den Frieden 
gab, fo gebe au) Ich, der Ich fein unwürdiger Statthalter bin, in feinem 
Ramen euch den Frieden. Diefer Friede, ihr wißt es, vertreibt die Furcht. 
Diefer Friede, ihr wißt e8 noch, jchliekt die Ohren negen Reden von außen. 
O! möge diefer Friede euch alle Tage eures Vebens begleiten! Möge er euer 
Troſt fein! Möge er eure Stärke im Augenblid des Todes fein! Möge er 
eure ewige Freude im Himmel fein!“ 


„ Der Papft gibt feinem eigenen und bem Verlangen ber Majoritätss 
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partei bes Concils nach unb beftimmt durch ein Monitum bie Unfekl:= 
teitöfrage als ben nächften Beratbungsgegenftanb bes Goncile. Ir 
Verathung Über den einen Katehismus wirb geichloflen, ſofert 'L 
nun die SInfallibilität auf die Tagesorbnung bes Goncdle arır 
werben. 


vertheilen (j. den Wortlaut im Anhang Nr. 2). 


„ Eine Anzahl Biſchöfe der Minderheit aus Frankreich, Dcherrci:. 
Ungarn, Italien, England, Irland und Norbamerifa übergchen tem 
Borfipenden bes Concils ein „Roftulat über das Verhältniß Kir 
geiftlichen zur weltlichen Gewalt“ und verlangen, daß dieſe Frasee 
por ber Unfeblbarkeitsfrage zur Discuffion gelangen, um jo tea 
ber letztern wenigſtens biejenigen Sonfequenzen abzutrennen, bie t:! 
niemals ins Leben zu führen wären unb ber Kirche nur jdata 
könnten, ber politiihen Welt aber als bie gebülfigften eridhienen: 


„Wir find weit entfernt von dem ungerechten Urtheil Jener, welche bie Pi-te 
des Mittelalters, weil fie Über Könige und Reiche Recht ſprachen, eines unse 
meſſenen Ghrgeizes und der Störung der bürgerliden Ordnung anllagten; vr. 
mehr find wir völlig überzeugt, daß diefelben rechtmäßig eine Gewalt ausäkten, 
welche nad dem dÖffentliden Rechte der occidentaliigen Bölfer ihnen puler 
und daß für das Kriftliche Volt daraus große Wohlthaten fidy ableitet. 
Da aber jene Päpfte, wie es damals auch der Gelehrteſte that, nad te= 
Maßftabe ihrer Zeit die Vergangenheit beurtheilten, aud durch falſche Ka 
richten über Päpfte früherer Jahrhunderte, welche Kaiſer abgeſetzt Hätten, ge- 
täufcht wurden, jo glaubten fie feſt und ſprachen e8 in Decreien und Rekri 
aus: es jei ihnen von Gott das Recht verliehen, über alle weltlidden Arge 
legenbeiten rüdfigtlid der Sünde zu gebieten und zu richten, denn Ghrikes 
der Herr habe dem hl. Petrus und defien Nachfolgern zwei Schwerter im: 
geben: das eine das geiftliche, das fie ſelbſt trügen; das andere das welilit- 
das die Fürften und Krieger nad ihrer Weifung zu tragen hätten Tr 
Lehre von den Berhältniß der päpfilicden Gewalt zur weltliden hat Ber: 
faz VIII. in der Bulle „Unam Sanctam“ verfündigt und allen @läubi:e 
zur Annahme vorgehalten. Es gibt Einige, die zur Beleitigung der Edrr 
tigfeiten behaupten: Bonifaz habe nichts definirt, als: alle Menſchen ſeien ve:- 
pfligtet, den romiſchen Papft als das von Chrifto beftellte Haupt ter Kirde 
anzuertennen; wer aber die Vorgänge zwiſchen Bonifag und Philipp der 
Schönen kennt, dem kann die Meinung des Papſtes, der auf einer die Unc- 


legenbriten Frankreichs behandelnden Synode die Bulle veröffentlichte, nit z 


Zweifel fichen. Dem Wugenfchein widerftreben läßt die Wahrheitsliebe ni: 
und ift auch der Klugheit nicht angemeflen; dern wer fi jolcher Ballen de 
dient, bietet den Gegnern der Kirche den beiten Vorwand, fie zu verleumte 
und die ihr günftigen Zeugniſſe der Geſchichte zurückzuweiſen. Webrigens he 
ben die Päpfte bis zum 17. Jahrhundert Öffentlich gelehrt: die Gewalt ia 
das Weltliche jei ihnen von Gott übergeben worden, und haben die entgezc 
geſetzte Meinung verdammt. Eine andere Lehre über die Bezichung der ccit- 
lichen Gewalt zur weltlichen legen wir und faſt alle Bilchöfe der kathol:isr- 
Welt dem chriftlichen Volle vor. Wir lehren nämlich: ungleich fei allerdınzs 
die Würde beider Gewalten, denn wie der Himmel die Erde überrage. i: 
feien die ewigen Güter, melde den Menfchen mittels der geiflihden Gewc:: 
zulommen, höher, als die zeitlichen, zu deren Erhaltung oder Mebrung de 
bürgerlicge Gewalt unmittelbar berufen if; jede (dieſer Gewalten) fei aber = 
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dem ihr anvertranten Gebiete nach Bott die höchſte und in ihrem Walten der 
andern nicht unterworfen. Der weltliche Fürſt, als Glied der Kirche, jet der 
kirchlichen Gewalt untergeben, weicher nad göttlier Einrichtung das Recht 
verliehen ift, auch Kaiſer und Könige mit kirchlichen Strafen zu ahnden, nicht 
aber das Net, fie abzujegen und die Untergebenen des Gehorſams zu ent- 
binden. Die Gewalt, Könige und Kaifer zu richten, welche die Päpfte des 
Mittelalter ausübten, ſei ihnen durch eine befondere Geftaltung des öffent» 
“ lichen Rechts zugeftanden worden, nad dem vollftändigen Umſchwung in den 
Öffentlichen Inftitutionen und jelbft in den Privatverhältnifien fei fie jedoch 
jammt dem Bundament, auf welchem fie ruhte, entſchwunden. Was wir über 
das Berbältniß der Firdjlichen zu der bürgerlichen Gewalt lehren, ift nichts 
Neues, fondern ſehr alt und durch die Uebereinfimmung der HI. Bäter und 
die Ausſprüche und das Beiſpiel aller Päpfte bis auf Gregor VIL beftätigt; 
daher zweifeln wir nicht, daß dies vollkommen wahr jei, denn Bott wolle ver- 
hüten, daß wir wegen der Bebüirfniffe der Zeiten den richtigen Sinn des gött- 
lichen Gejeges jälichen wollten! Es müſſen jedoch die Gefahren angezeigt wer» 
den, welche für die Kirche aus einem Decret entflünden, das mit diejer unſerer 
Lehre nicht Übereinftimmte; es ift Niemanden unbefannt, daß e8 unmöglich 
ift, die bürgerliche Gefellichaft nach der in der Bulle „Unam Sanctam“ auf- 
geftellten Negel zu reformiren. Tenn es Tann den Wechielfällen der menſch⸗ 
lihen Meinungen und Einrichtungen weder das von Gott verliehene Recht, 
noch die demjelben entiprecdende Verpflitung genommen werden. Wenn der 
römische Papft in dem heil. Petrus die durch die beiden Schwerter tropiſch 
bezeichnete Gewalt erhalten und, wie in der Bulle „Cum ex Apostolatus of- 
ficio“ behauptet wird, nad göttlihem Rechte die Vollgewalt über Völker und 
Reihe erlangen würde, wäre es ter Kirche nicht erlaubt, den Gläubigen das 
zu verbergen; denn fie muß bei der Unterweilung derjenigen, welche fie zur 
Unterweilung überlommen hat, den Fußſtapfen des HI. Paulus folgen, welcher 
bezeugt: „Ich habe nicht unterlaflen, euch alle Rathſchlüſſe Gottes zu verkün⸗ 
den.” Wenn aber die hriftlihe Unterweriung auf diefe Art eingerichtet wäre, 
würde e8 den Katholiken wenig nüßen, lange zu verfiern: was die Gewalt 
des heil. Stuhles über das Zeitliche betreffe, beſchränke ih auf die Grenzen 
der Theorie, und babe jegt fein Gewicht in Bezug auf die Sachen und bie 
Greignifie; Pius IX. denke nicht entfernt daran, die Oberhäupter der welt- 
lichen Geſellſchaften abzujegen. Denn die Gegner würden höhnif antworten: 
Wir fürchten die päpftlihen Urtheilsſprüche nicht, aber nad vielen und mannig⸗ 
faltigen Berheimlichungen ift e8 endlich offenbar geworben, daß jeder Katholik, 
defien Werke durch den Glauben geleitet werben, ein geborner Feind des Staates 
it, da er ih im Gewiſſen verpflichtet fühlt, Alles, was er Tann, beizutragen, 
daß alle Staaten und Völker dem römiſchen Papft unterworfen werden. Es 
ift überflüffig, die vielfältigen VBerleumdungen und Umtriebe näher auseinander⸗ 
zujegen, welche von Seite der Teinde der Kirche daraus hervorgehen könnten. 
Da es fi fo verhält, kann es wenigftens für denjenigen, der diefe Schwierig» 
feiten aufmerffam erwägt, nicht zweifelhaft fein, daß, ehe die Unfehlbarfeit des 
Bapftes verhandelt wird, diefelbe auf das Benauefle zu discutiren fe. Die 
von uns ſchon am 11. März geforderten Beiprehungen können zur Beleuch⸗ 
tung derjelben jehr viel beitragen, aber die Frage, ob Ehriftus der Herr dem 
hl. Petrus und feinen Nachfolgern eine Gewalt über die Könige und Reiche 
übertragen hat, ift namentlich in unferer Zeit von jo großer Wichtigkeit, daß 
fie dem Concil direct vorgelegt und von demjelben nach allen Seiten erwogen 
und geprüft werden muß. Es wäre nicht recht, die Väter zu verleiten, daß 
fie über einen Gegenftand, defien Tyolgen fo offen daliegen und die Beziehungen 
der Kirche zur menſchlichen Gejellfihaft jo mannigfaltig und fo tief berühren, 
ohne genaue und volle Sachkenntniß beichließen. Es ift daher nothwendig, 
daß ihnen die vorerwähnte Trage zur Erwägung vorgelegt wird, ehe man 
an das 11. Kapitel des Schema de ecclesia gebt. Wenn es beliebt, möge 
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fie gefondert vorgelegt werben; da fie aber nicht orbentfich entſchieden were 


fann, ohne bob das Berhältnib der Tirchlicgen Gewalt zur weltlichen won :.- | 


Seiten geprüft wird, fo fcheint es uns jehr nüglich, daß Die Kapitel 13 zn: :: 


vor dem 11. in Berbandlung gezogen werden.“ 


Der Papft und bie Porfigenden des Concils nehmen auf t:r 
Antrag nicht bie mindefte Rotiz. 


4. Mai. Concil : General:Gongregation: Abſtimmung über bie Veris 


13. 


yom Kleinen Katechismus. Es find 550 Bäter da, 120 1. - 
450 ſtimmen mit placet, 44 mit placet juxta modum, 56 r:: 
non placet. 

Die bedingungsweile Zuſtimmung (juxte modum) geht tahin, die Eir’-:: 
rung dieſes für die ganze katholiſche Ehriftenheit ausgearbeiteten mritrr.: 
Katechismus nur als eine facultative, nicht imperative feſtzuſetzen, fo dei s 
den Ordinariaten überlaffen bliebe, denjelben anzunehmen oder micht. 

„ Kine Anzahl Biſchöfe von ber Majorität richtet an ben Farı 
eine Dankadreſſe für bie Vorlegung des Schema's von ber Uniek- 
barkeit. In berfelben heißt es u. A.: 

„Diele Tein Wort, bi. Bater, wird in diefer unferer ſtürmiſchen Seit des 
bewirken, was einft auf den: Deere geichab, als der Rachen, während Chris 
ſchlief, vom Sturme umhergeſchleudert wurde, aber als er auffland und dem 
Winde gebot, eine große Stille wurde.“ 

„ Die Beziehungen ber päpftlihen Curie zum orientaliichen Gri:- 
copat veriählimmern fih. Auf Grund der geileigerten Oppofisi:z 
der Meditarijten im Antoniancrklofter in Ron wird ber Eon: 
geichloffen und ber geiftlihe Vorſtand deſſelben juspenbirt. Tie 
türkiiche Regierung beruft den Convent in Folge dieſer Lifferenzca 
nad Konftantinopel zurüd, worauf bie Möndye ſämmtlich Rem heim 
ih verlaffen. . 
„Concil: Die Curie macht, gegenüber der ſtarken Minderheit geger 
die Vorlage bez. bes Meinen Katehisnus, nur bie höchſt umberc-: 
tende Concejfion, daß, wo bie Tiidcefanverhältniffe Eigenthümlichte 
„erheiichten“, der „heil. Stuhl“ auf Antrag ber betreffenden Tr. 
ſchöͤfe geeignete Veſtimmungen zu treffen nicht unterlaffen wert:, 
läßt aber nit, wie anfangs beabjihtigt war, nochmals abſtimmen. 
ba befannt geworden war, baß die Minorität der Etimmen non 
placet verinuthli in fehr verftärkter Anzahl wiederum zu Tage se: 
treten wäre. 

„ Die Curie läßt bie Synopsis ber (139) Amenbementsanträge 
ber Biſchöfe zu dem Schema über die Unfehlbarkeit verteilen, unt 
Mfgr. Pie, Viihof von Poitiers, referirt als Berichterftatter ber 
Deputation über bielelben. 

Der Biſchof ilhertrifft dabei die Erwartungen, die man allgemein von ihm 
hegt, noch weit. Er hat ein ganz neue Wrgument entdedt, welches ex denn 
auch mit ſichtlichem Seldftgefallen zum Beften gibt. Der Papft, jagt er, mut 
unfehlbar fein, weil Petrus mit dem Kopfe nach unten gefreuzigt worden if. 
Ta trug der Kopf die ganze Laſt des eigenen Körpers, So trägt der Bart, 





= 
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als der Kopf, die gefammte Kirche. Run tft aber der unfehlbar, der trägt, 
und nicht der, welcher getragen wird, aljo u. |. w. Ter Beifall der Süd- 
Italiener und Spanier ift enthufiaftiich. Lie deutſchen ꝛc. Biſchöfe ſchämen ſich. 


13. Mai. Concil: Beginn der Generaldebatte über bie Borlage vom rö⸗ 


Mitte 


miihen Papſt und feiner Unfehlbarteit. 

Vorher hatten die Gegner des Dogma's Alles aufgeboten, um dieſe Ent- 
ſcheidung hinauszuſchieben, und da es ihnen nicht geglüdt if, fo treten fie mit 
dem größten Widerwillm und mit dem Bewußtſein einer ſcthon im Boraus 
erlittenen Niederlage in den verhängnißvollen Kampf ein. Umfonft wurde von 
einigen Bilchöfen der Berjud gemacht, den Papft zu ermweichen. Denn, da es 
unzweifelhaft war, daß, wenn man in regelmäßiger Weiſe fortfuhr, die der 
Unfehlbarfeitstrage vorausgehenden Schemata zu dißcutiren, die heiße Jahres» 
zeit mit ihren Miasmen herankommen und die dann unvermeidlich gewordene 
Bertagung des Concils das Dogma im höchſten Grade gefährden würde, jo 
drang in der Eurie der Vorſchlag durch, in der Sache fogleih und rückſichts⸗ 
los vorzugehen. Angefichts dieſes Vorhabens fuchte die Oppofition noch durd) 
einen feierlichen Schritt demfelben zu begegnen. Es follte nämlich au3 ihrer 
Mitte eine Deputation, beftchend aus mehreren Biſchöfen der verjchiedenen 
Nationen (für Deutſchland ein deutfcher, böhmiſcher und ungariſcher), an den 
Papſt abgeorbnet werden, mit Purcell von Cincinnati als Wortführer an der 
Spite, um in directefter Weiſe ernfte Vorftellungen zu erheben. Eben aus 
Furcht vor diejer Demonftration und um alle auf fie gefegten Hoffnungen 
raſch abzuſchneiden, lich die Curie eiligft die Synopsis Animadversionum, 
d. 5. einen Auszug aus den 139 theils dem Dogma der Unfehlbarkeit zu⸗ 
fimmenden, theils es befämpfenden Butachten der Bilchöfe vertheilen. Die 
Stimmen jheiden fih darin faft zu gleihen Hälften für die beiden Parteien; 
einige der Gutachten aber haben mehrere Autoren zugleih. So find es z. B. 
einmal 4 Ungarn, dann 16 Dominikaner, einmal jonar 25 Biſchöfe, die ein 
und dafjelbe Gutachten gemeinjan abgeben. Alle Meinungsäußerungen find 
anonym abgedrudt, doch laſſen fih zum Theil ihre Autoren, wie 3. B. Raus 
fcher, Schwarzenberg, Fürftenberg, Krementz, Dupanloup, Elifford, Kenrid u. a., 
leicht erkennen. Zu bemerten ift, daß einige diefer Gutachten wörtlich) abge- 
drudt, andere, namentlich diejenigen von Seiten der Oppofition, auf jchlaue 
Weije entitellt find, jo daß unter ihren Urbebern jehr bittere Gefühle wach 
wurden. In Folge dieſes raſchen Handftreihs mit der Bertheilung der Sy- 
nopsis erachtete e3 die Oppofition nicht mehr für rathſam, ihre Deputation 
abgeben zu laflen, und jo unterblieb diefelbe. Dagegen wird eine Erklärung, 
von 77 Vätern unterſchrieben, an die Präfidenten abgegeben, worin gegen die 
Umkehrung der feftgeftellten Ordnung, welche der Infallibilität zu Lieb vor» 
genommen wurde, ſehr energijch proteftirt wird. Es fteht darin das ſcharfe 
Wort: daß man wohl wiſſe, daß feine Antwort zu erwarten jei: man wolle 
aber keinen Zweifel an der Freiheit des Concils auflommen und die Bifchöfe 
nicht vor aller Melt lächerlich machen laſſen. 


„ Ein Verfjuh ber Curie, cine Anleihe von 60 Mill. Lire auf 

Grundeigenthum ber Kirche und milder Stiftungen bei Rothſchild zu 
machen, um bas regelmäßige Yahresbefizit von 36 Mill. zu beden 
und außerbem bie großen durch das Concil verurſachten Koften auf: 
zubringen, jcheitert an ber Ablehnung Rothſchild's. 
„ Ein Breve des PBapites an den ultramontanen Sournalijten Louis 
Veuillot belobt ihn für feine Thätigfeit unter der niedern Geiſtlich⸗ 
keit Frankreichs im Intereſſe der Unfehlbarkeitsſache gegen ihre fal- 
libiliſtiſch geſinnten Biſchöfe. 
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Die franzbſiſchen Blätter erklären dieſes Bor des Papftes 
unerbört und ſprechen fi hochſt erbitiert —— Nor ge 
Mai. Rebe bes Papftes bei ber Preisvertheilung am Echlufe x 
Kunſtausſtellung: 

. Alles das hat dazu gedient, wiederholt zu beweiſen, wie falſch vu de 
hauptung, daß bie päpſtliche Regierung dem Fortſchritt abhold jei zur wi 
jelber zum Stillftand verdamme Wir lieben, im Gegentheil, den geicfider: 
lichen Fortjchritt, infomeit er wahr und nüglih if, und wir haben x: 


— 


in dem engen Sreife, in den man unſern Staat gebannt, durch eine Dec: 


Thatſachen dargethan. Die Schhienenwere verkürzten die GEntfersunge, !: 
Telegraphen erleichterten die liebermittelung der Gedanten und Ridts = 
dem, was Gott dem Genius des Menſchen eingegeben, iſt vernachlaffigt mer: 
den. Die Hochſchulen bereicherten ſich mit Sternwarten und wiſſenſchafilice 
Cabineten, neue Lehrſtühle wurden begründet; vervielfältigt wurden bie Dicr. 
zur Verſtandesbildung. Es if zu ihren Apofteln gejagt worden: Gehet E: 
und Ichret. Dagegen bewahrt die Kirche allerdings die ihr anvertraute dri: 
lie Lehre in ihrer urjprünglichen Geftalt, bie Sehre, melde weldje nicht geän:c: 
werden fann, weil fie geflern und heute und in alle vn igteit die nämlıde 2 
Und doch gibt es auf Grund eines Widerſpruches, der zu ben Gewobnhe 
ihrer Feinde gehört, unter diefen melde, die fie beſchuldigen. in ihren Toren 
nicht fillzuftehen, als ob fie neue und unerhörte in Vorſchlag gebradit har 
Run aber ift das nicht der Hall, ift das nie der Fall geweien, wird das zx 
der Wall fein. Die Kirche bringt aus ihrem unermehlichen Schatze Alies vn 
Neues, je nachdem es ihr ſchicklich erſcheint; fie nimmt aus dem Schatziek 
lein der göttlichen Offenbarung das, was nad) ihrem Ermeſſen betätigt ex: 
beantragt werben muß. Allein das if bier nicht der Ort, noch der Ange. 
über den Gegenftand Weiteres zu jagen.“ 


2. Juni. Concil: Fortfegung ber Debatte Über ben römijchen Part: 


3. 


brei infallibiliftiicge Nebner erklären, aufs Wort verzichten zu wellen 
Die Curie und die ihr ergebene Majorität brängen fichtlih der 
Ende zu; bereits circulirt unter ihnen ein Poftulat zur Unterzei: 
nung, das den Schluß der Generaldebatte verlangt. 


„Concil: Fortſetzung der Debatte über ben römifhen Part: 
ber antisinfallibilijtiiche franzöfiihe VBiihof Maret, Decan der Zrr: 
bonne, wird vom Vorſitzenden Cardinal Bilio unterbrodgen und kie: 
auf von ber Mehrheit bie Generalbebatte, obgleich noch übe 
40 Redner eingeſchrieben find, geſchloſſen. 

Die Majorität, der fi) auch einige Biſchdfe der Minorität angeſchloñca 
hatte Angeſichts der fleigenden Hitze und der mit fchnellen Säritten berer- 
nabenden ungejunden Jahreszeit alle Geduld verloren. Schon Domenec, te 


Bilhof von Pittsburg (Amerika) wird vielfad) unterbrochen. Dann folg: 
Maret, der im Verlauf feiner Rede äußert: man würde es einen vitieſes 


Cirkel nennen, wenn der Geringere bem Srößeren Gewalt verliehe, inter | 


das Concil, welches doch geringern Anſehens jein ſolle, dem Papſte, = 
an fi ichon Höheren, die Autorität der Unfehlbarteit erſt verleißen je. 
. de fällt ihm Bilio jehr aufgehradt ins Wort und xuft: „Tu nu 
nosti. prima rudimenta fidei; Concilium nihil dat Pa nec dar 
8353 sed solummodo recognoscit, suffragia dat, et S. , gquod in 








— — — 





— — — 





iritu Sancto ipsi placet, decidit.“ Run wird das ſchon vorbereitete Pı- 


Aulat für Schluß ſogleich probuzirt und der Schluß votirt. Wenig übe 


| 
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60 Prälaten haben geſprochen, üüber 40 hätten noch zu ſprechen gehabt, dar» 
unter Haynald und andere gewichtige Männer. 

4. Suni. In einer internationalen Conferenz bei Eartinal Rauſcher, an 
ber etwa 100 Biſchöfe ber Minderheit Theil nehmen, verlangen bie 
Entfhlofienen, man folle einmal durch völliges Schweinen conjtati: 
ren, daß keine freiheit auf dem Concil beftehe, und ſchließlich mit 
non placet flimmen. Cie bringen nicht durch, unb es mirb be⸗ 
ſchloſſen, fih abermals mit einer völlig erfolglofen Verwahrung zu 
begnügen. 

6. „ Concil: Beginn der Epecialbebatte über die Vorlage vom ro: 
mifchen Biſchof und zwar zunächſt über bag Prooemium unb bie brei 
erſten Kapitel deſſelben. 


8. „ Die Concilsdeputation do fide beſchließt die Unfehlbarkeit des 
Papftes im d. Kapitel des in Berathung ftchenten Decretes mit 
folgenden Morten zu befiniren: „Infallibilitas est in ecclesia, per 
organum romani pontificis.* („Tie Unfchlbarkeit kommt der 
Kirde zu und macht fid) geltend in ihrem Organe, bem römiſchen 
Papfte.“) 

9. „ Concil: Schluß der Teebatte über das Prooemium und tas 1. 
und 2, Kapitel ter Zorlage vom römiſchen Papſt und Beginn ber 
Tebatte über das britte Kapitel, das Lie Biſchöfe fortan gänzlich 
ber Willkür des Papſtes überantivortet. 

Lie Biſchöfe follen mit diefem Kapitel belennen, daß alle Menſchen direct 
und unmittelbar dem Papft unterworfen find, das heißt das fogenannte 
Papalſyſtem fait des alten episcopalen ſoll in der Kirche zum alleinherrichen- 
den gemadt werden. In diefem Syſtem ift für den Episcopat als altlirdh« 
liche Inftitution fein Raum mehr; e8 gibt noch Bilchdfe, als päpftlicde Com⸗ 
mifjäre, welche jo viel Gewalt befigen, als der Papft ihnen zu überlafien fir 
gut findet, und melde da gebieten und ordnen, wo der Papft nicht direct ein» 
wirkt; aber e8 gibt feinen Episcopat mehr; eine Etufe der Hierardjie wird 
damit weggeräumt. Die Perſonen, welche den Titel Biſchöfe führen, find dann 
von den alten wirklichen Biſchöfen völlig verſchieden; wie fle nicht mehr mit 
den höhern Lehramt (magisterium) zu thun haben, jo haben fie auch feine 
eigene Gewalt mehr, keinen eigenen Wirkungsfreis mehr, fondern nur Func⸗ 
tionen und übertragene Vollmachten, in die der Papft oder jeder von ihm 
Delegirte nad Gutdunken eingreifen kann. Und nun bringt der Erzbiſchof 
Dechamps von Mecheln, dem das noch zu wenig ift, vier Canones ein, 
welche die Vertheidiger des Cpiscopalfgflems mit dem Anathem belegen. Sein 
Antrag dringt fchlieklich nicht dur, aber er ift überaus bezeichnend für das, 
was erfirebt wird: 1) So einer jagt: der römiſche Papſt habe zwar in der 
Kirche den Primat der Yurisdiction, nicht aber auch die oberſte Gewalt, die 
Kirche zu lehren, zu leiten und zu Ienten, als ob der Primat der Jurisdiction 

. von jener oberfien Gewalt getrennt werden lönnte — der fei verfludt. 
2) So einer fagt: ſothane Gewalt des röm. Papftes fei nicht eine volle, ſon⸗ 
dern getheilt zwiſchen dem hl. Papſt und den Bilchöfen, als ob die Bifchöfe, 
von dem heil. Geift zur Belehrung und Leitung der Kirche unter einem höch⸗ 
ſten Hirten eingejegt, au) von Gott berufen worden wären, an der oberfien 
Gewalt des Hauptes der ganzen Kirche theilzunehmen — der ſei verflucht. 
8) So einer jagt; die obere Gewalt in der Kirche ruhe nicht in dem Haupte 
der ganzen Kirche, ſondern in der Bielheit der Bildfe — der jei verflucht. 
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4) So einer jagt: dem romiſchen Papfle fei zwar die volle Gewalt verlietc 
die ganze Kirche, Bläubige und Hirten, zu leiten und zu lenken, mid c:- 
auch volle Gewalt, fie zu lehren — der jei verfludt. 


15. Juni. Concil: Abftimmung über das Proovemium unb bie zwei ai 


Mitte 


17. 


tu 


Kapitel der Borlage, bie faft einſtimmig angenommen werben, 
Beginn der Debatte Über bas vierte Kapitel (von ber Uni, 
barkeit). 


„Gewaltige Agitation in Rom zu Gunften ber Unfehlbarte::- 
erflärung, 

Die Proceſſionen, um von der heil. Yun a ea von den zabllojen Heli: ‚=. 
deren Gebeine und Reliquien die römiſchen Kirchen füllen, das Geihenl : 
Unfchlbarteit zu crflehen, durchziehen in geräujävoller Andacht Die Ehret- 
der Stadt; die Trägen und Lauen werden ermahnt, in fo wichtiger Zeit n:“: 
müſſig zu bleiben: Hinweilungen auf die reellen Bortheile, welche das Dogr:: 
der Stadt einbringen müffe, werden nicht geſpart. Die Bilchöfe der Winde: 
heit müßten marmorne Kerzen haben, wenn fie bei jo vielen infrünkı:c 
Gebeten für ihre Belehrung unerweicht blichen, wenn fie ihre gallican:'% 
Citadelle, trotz des allgemeinen Sturmlaufens, noch länger verteidigen wei:.: 
Die tönt. Pfarrer haben eine Adrefſe für das ‚Dogma eingereiht. Die Cr: 
fition in ihrem Kreiſe jo freilich erſt durch einen höchſten Befehl Nberwur:c- 
worden fein. Run liegt auch auf der Univerfität eine Zuſchrift auf, wei=: 
die Profefforen dringend ermahnt, ihrer Begierde nad dem Dogma Aust:-d 
zu verleihen, oder ihre Stellen nieverzulegen. Alles, was in Rom Gehalt bezic“: 
ift des janften Drudes von oben Kon von den vielen Illuminationen br 
längft gewöhnt, und beeilt id — in richtiger Würdigung der Tragten 
eines hohen Wunſches — Folge zu leiften. Endlich veröffentlicht Die „Uni: 
cattolica* auch eine Adreſſe von 40 Rammerdienern der Goncilspäter, we. 
„bingetworfen vor den heiligften Fußen des Papftes ängftlich fich ſehnen, c: 
den heilfamen Früchten (saluberrimi frutti) der Unfehlbarket und an der 
Jute aller wahren Gläubigen über das Decret derſelben theilnehhmen jü 
Önnen.“* 


„ Der Papſt tritt mit dieſem Tage in fein 25. Regierungt: 
jahr ein. 


. Juli. Concil: Definitive Abftimmung über das Proovemium und ti 


beiden erften Kapitel des schema de romano pontifice, Bert: 
werben wiederum angencınmen unb bie Behandlung bes 4. Kapirli 
(von der Unfehlbarkeit) fortgefeht. 

„Concil: Fortfegung ber Verhandlungen über bie Unfehlbarkeit 
Faſt alle noch eingejchriebenen Redner haben aufs Wort verzichte. 
Die Entſcheidung ftebt unmittelbar bevor. 

„ : Auf Vefehl des Papftes barf Fein Biſchof mehr das Conc 
verlaffen. 

„ Koneil: Schluß der Spezialbebatte über bie Unfeblbarkeitsfrasc 
indem 60 Redner aufs Wort verzichtet haben ober jet verzichten. 
„ Koneil: Abftimmung über das Kap. 3 des schema de pontifice 
romano, das die Stellung ber Bijchöfe zum Papſte behandelt unt 
ihn biefelben unbedingt unterordnet. Etwa 60 Biſchöfe ſtimmer 
mit non placet, 
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Sn der Sitzung ereignet fi) ein unerwarteter Zwiſchenfall. Schon vor 
einigen Tagen hatte Biihof Martin von Paderborn in feinem und einiger 
Gollegen Ramen den Borjchlag gemacht: es möge in einem als „Monitum“ 
zu bezeichnenden Anhang die doctrinäre Autorität der Bilchöfe, doch nur bei- 
läufig und fo, daß fie als etwas mit der perfönlichen Unfehlbarkeitspräroga⸗ 
tive des Papftes wohl vereinbares erjcheine, erwähnt werden. Als der Papft 
dies erfuhr, ward er jehr unwillig, und befahl: dem Concil müfle ein Canon 
zur Annahme vorgelegt werden, der die päpftliche Omnipotenz über die ganze 
Kirche in geichärfter Weile und mit dem Anathem gegen jede Abweichung 
außfprede. Die Deputation hatte nun den dritten Ganon folgendermaßen 
emendirt, und gedrudt vertheilen lafien: „So einer fagt: der Primat des 
römiichen Papftes fei nur ein Amt der Auffiht und Leitung, und feine (des 
Bapftes) oberſte Yurisdictionsgemalt über die geſammte Kirche jei feine volle, 
fondern nur eine außerordentlihe und mittelbare — der ei verflucht. Um 
dem päpftlichen Befehl nachzukommen, las aber in der Sigung der Bilchof 
von Rovigo als Deputationsmitglied denjelben Canon mit einer Verſchärfung, 
die in der That den vollendetſten Abfolutiften nichts zu wünſchen übrig ließ, die 
aber nit im Druck fand und von den meiften Bilchöfen teils nicht gehört, 
theils nicht verflanden wurde, aber dennoch auf der Stelle (aljo gegen die Hare 
Beſtimmung der Geſchäftsordnung) mitbotirt werden ſollte. Dieſe verſchärfte 
Fafſung des Canons lautet: „So einer jagt: der römiſche Papſt habe ledig⸗ 
lich ein Amt der Aufſicht oder Leitung, nicht aber volle und oberſte Juris⸗ 
dictionsgewalt über die geſammte Kirche, ſowohl in Dingen, welche Glauben 
und Sitten, als auch in ſolchen, welche Disciplin und Regiment ber über den 
garen Erdkreis zerjireuten Kirche betreffen; oder: er habe nur den Haupt⸗ 
theil, nicht aber die ganze Fülle diejer oberften Gewalt; oder: dieſe feine Ge» 
walt fei feine ordentliche und unmittelbare, ſowohl über alle und über jede ein« 
zelne Kirche, als aud über alle und Über jeden einzelnen Hirten und Gläu⸗ 
bigen — der fei verfludt.” Eine förmlichere Ueberliftung eines Concils ift 
wohl noch niemals verſucht worden. Sofort erhebt fi Er;biihof Darboy 
von Paris und proteftirt gegen dieſes Manöver. Die Legaten müffen wirf» 
lich, jo demüthigend dies auch für fie ift, die Sache für jet fallen laflen; doch 
fol der Zujag in einigen Tagen wieder vorgelegt werden. 

„ Goneil: Tie Deputation bringt wirflih den am 5. Juli vorerft 
fallen gelafjenen Canon 3 zu Kap. 3 de romano pontifice nod: 
mals zur Vorlage und Abjtimmung Etwa 90 Biihöfe ftimmen 
mit non placet und ba es aus formellen Gründen zu einer zweiten 
Abftimmung kommt, wenigſtens noch 80. Die unbedingte Unter: 
werfung bed Episcopats unter bie Autorität und MWillfür das Paps 
ftes ift damit unzweifelhaft feitgeltellt und fanctionirt. 

„ Concil: Abftimmung über das Kap. 4 bes Schema de romano 
pontifice (be3. der Unfchlbarkeit) und über dag Schema als San: 
zes. Es find 601 Bifhöfe anmwejend. 88 Väter, mworunter bie 
Carbinäle Mattbieu, Schwarzenberg, Raufher und die Erzbiichöfe 
von Paris und Grenoble flimmen bagegen, mit non placet, 62 an 
dere wenigftens nur bebingungsmeije bafür, mit juxta modum. Alle 
Alle übrigen ſtimmen einfach zu mit placet. 

„ Die Bifhöfe erhalten nunmehr, da die Enticheidung gefallen, 
die Erlaubniß, Rom verlaffen zu dürfen, wenn Amtsgeſchäfte u. dgl. 
es nöthig eriheinen ließen; doch hätten fie ſich bis zum 11. No: 
vember wieber in Rom einzufinden. 





430 | Kom. 


17. Juli. Die Bifcgäfe ber Minderheit bes Concils machen mod einen 
legten Verſuch gegen bie Befiegelung ber päpftliden Unfehlbarkeit, 
und eine Ichte Anftrengung, 

um den Papft zu bewegen, daß er die Sache doch wenigſtens nicht Aberſtirzen 
noch eine Friſt durch Prorogation gewähren möge. lm 12 Uhr begibt ſich eire 
Deputation zu ihm und wird vorgelafien. Cardinal Raufder, der das Wort 
führt, ftellt dem Papſt die großen und vielfachen Gefahren vor, die für die | 





ganze Kirche zweifello8 aus jemer Definition entftehen würden. Bisher hatte 
fi Pius, jo oft ihm Bedenken geäußert wurden, auf das „die Tradition bu | 
ih“, auf feine [don an fi gewiſſe Unfehlbarkeit berufen. Diesmal thut nr 
es nit. Er zieht fich vielmehr einfad auf den Standpunkt des „zu ipät‘ 
zurüd. Die Sade ſei ſchon zu weit gediehen, die ganze chriſtliche Welt jchen 

zu fehr mit diefer Trage beihäftigt, zu mächtig durch diefelbe aufgeregt. 
Ueberdies babe das Goncil bereits einen Beihluß gefaßt mit anjehnliter 
Majorität, und fo fehe er fih in die Unmöglichkeit verjekt, dem im vol: 
Zug begriffenen und zum Abſchluß in diefer Frage drängenden Concil Ein⸗ 
halt zu thun. Die Proclamation des Mehrheitsbeſchluſſes erfolgt aljo unver 
änderlid am 18. Juli. Die Minderheit — mit Einfluß der Oriental, 
aber mit Ausſchluß des Biſchofß SKetteler von Mainz und des Erzbiſcheis 
Melchers von Köln — begnügt ſich neuerdings mit einem Proteft, oder dielmen 
einer proteftirenden Unterwerfung und der Erklärung, daß fie Rom 
verlafien, um am 18. Juli nit mit non placet flimmen zu möäflen; der 
Proteft lautet: 

„Heiligiter Vater! In der Generalcongregation vom 13. d. M. gaben wir 
unjere Stimmen über das Schema der erften dogmatiihen Eonftitution vor 
der Kirche Chriſti ad. Em. Heiligkeit ift befannt, dak E83 Bäter, gedbrungen 
von ihrem Gewiſſen und aus Liebe zu der HI. Kirche, ihre Stimmen mit non 
placet abgaben, 62 andere mit placet juxta modum flimmten, und emdlih 
ungefähr 70 von der Kongregation abweſend waren und fi der Ablimmunz 
enthielten. Dazu lommt, daß andere theils wegen Krankheit, theils aus em 
dern gewichtigern Gründen in ihre Diöcefen zurüdgelebrt find. So wurden | 
Emw. Heiligkeit und der ganzen Welt unjere Bota offentundig, und ward com 
fatirt, von wie vielen Bifchöfen unjere Anſchauung gebilligt wurde; auf dicke 
MWeife erfüllten wir dag Amt und die Pflicht, welde uns obliegen. Bor 
jenem Zeitpunkt an ereignete fih aber ganz und gar nichts, was unſere Ur- 
Ihauung ändern könnte, dagegen fielen viele und zwar äußerfi gewichtige 
Dinge vor, welche uns in unjerm Borfage beſtärkten. Deßhalb erflären wir, 
daß wir unfere bereit3 abgegebenen Bota erneuern und beftlätigen indem 
wir aljo durch diefe Gingabe unfere Vota beftätigen, beſchließen wir zugleich. 
uns von der dffentlien Sigung, welde am 18. d. M. gehalten werden jch. 
fernzuhalten. Die kindliche Pietät und Verehrung, von welden jängk uniere | 
Abdgeoroneten zu Füßen Ew. Heiligkeit geführt wurden, geftatien uns mich, 
in einer Sade, welche die Perjon Em. Heiligkeit fo nahe angeht, öffenti:h | 
und im Angeſichte des Vaters non placet zu jagen. Und dennoch Bernten 
wir in der feierliden Sigung nur die in der Beneralcongregation abgegebenen 
Bota wiederholen. Wir kehren daher ohne Aufſchub zu unfern Heerder 
zurüd, denen nad) fo langer Abweſenheit wegen der Kriegsbefürchtungen un) 
befonders wegen ihrer hödhften geiftlihen Bedürfnifie unjere Gegenwart äußert 
nothwendig ift, in der jchmerzlichen Bewißheit, daß wir wegen der gegemmwät- 
tigen traurigen Seitumflände unter unjern Gläubigen aud den Frieden uns 
die Ruhe der Gewiſſen geftört finden werden. Unterdeſſen empfehlen wir bie 
Kirche Gottes und Em. Heiligkeit, der wir unveränderte Treue und Gehorſam 
geloben, von ganzem Herzen der Gnade und dem Schute Unſers Herrn 
un Chriſtus, und verbleiben Ew. Heiligkeit ergebenfle und gehorjemie 
ne.” 
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Biſchof Ketteler macht feinerjeits einen Kniefall vor dem Papfte, 
um ibn zu erweidhen. Auch bas iſt umfonft. Die geſammte Mi⸗ 
norität, 115 Biſchöfe, verlaffen Rom. 


: 18. Juli. Concil: Vierte öffentlihe Sitzung unter dem Borfige des 


Papites. Bei der Abftimmung über bie Constitutio de ecclesia, de 
romano pontifice mit ber unbebingten Unterordnung ter Biichöfe 
unter ben Papſt und der Erflärung ber Unfehlbarkeit des letztern, 
wird nunmehr Alles mit 547 Ctimmen gegen bloß 2 angenoms 
men. Der Bapit verkündet die Veſchlüſſe. Anſprache an bie Vers 
fammlung: 

„Groß if die Autorität in dem Papfte, aber diefe Autorität zerftört nicht, 
fondern baut auf, dridt nicht nieder, jondern hält aufrecht, und zumeiſt ver» 
theidigt fie die Rechte der Brüder, nämlich der Biſchöfe. Wenn Einige nicht 
wohl mit Uns dachten, jo mögen fie mwifjen, daß fie in Erregung urtbeilten, 
fie mögen fi aber auch erinnern des Wortes: „Richt in der Erregung ift der 
gen. Sie mögen fi erinnern, daß fie wenige Jahre früher in Unferer 

efinnung und in der Gefinnung diefer erhabenen Verſammlung überein» 
kamen. Wie alfo? gibt e8 zwei Gewiſſen? gibt e8 zwei Willen in derjelben 
Sade? Das fei fern! Wir bitten demnach Gott, daß Er, der allein große 
Wunder thut, ihren Geift und ihre Herzen erleuchte, damit alle zurückkehren 
an die Bruft des Vaters, das ift des Papftes, des unwürdigen Stellvertreter 
Jeſu Ehrifti, damit er fie umarme, und damit fie mit Uns arbeiten gegen 
Die Feinde der Kirche Gottes. Gebe Gott, daß fie mit Auguftinus jagen 
Lönnen: „Du haft uns ein wunderbares Licht gegeben, und nun jehe ich.“ 
O, möchten doch Alle jehen! Bott jegne euch!“ 


„  Branzöfiihe und deutſche Söldner in ber päpftlihen Armee Teb: 


ren zahlreih nah Hauſe zurüd. 
„ Der Oberbefehlshaber der franzöfiihen Dccupationstruppen, 
General Dumont, erhält den Befehl, die franzöfiihen Truppen in 
Civitavecchia zu concentriven, um fie auf ben erſten Wint nad 
Frankreich einichiffen zu können. 


Aug. Die franzöftfihe Regierung zeigt ber italieniſchen bie AJurüd: 


berufung ber Occupationstruppen aus bem Kirchenſtaat und bie 
Nückkehr zur Septemberconvention an. Die italieniihe Regierung 
geht darauf ein, benüßt aber eben biefe Konvention, um Truppen an 
der römiihen Grenze aufzuitellen. 
„ Die päpftliche Regierung läßt die von ben Franzofen geräumten 
Punkte dur päpftlide Truppen befegen. In der fog. Antibeslegion 
zeigt fich eine bedenkliche Gährung, ba ein beträchtlicher Theil ber: 
jelben nad Frankreich zurüdzufehren verlangt. 
„ Kardinal Nntonelli conftatirt in einer Depefhe an den Nuntius 
in Brüffel, daß eine befondere Notification ber durch das Concil 
anerfannten linfehlbarkeit des Papftes ganz überflüflig wäre, ba fie 
der Papit ja am 18. Juli im Concil möglichft feierlich beftätigt 
und proclamirt babe: 

... Es iſt daher diefe Gonftitution für die ganze Fatholifche Welt obli⸗ 
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gatoriſch geworden, obne daß es ndthig wäre, ihr diefelbe nochmals auf nes 
immer für eine Art zu notifiziren.” 

25. Aug. In ber Antibeslegien bridt in Rom eine fürmlide Meutrc 
aus. In Folge davon wirb biefelbe von ber päpftliden Regierurz 
aufgelöft, die Auflöfung aber wieder zurüdgenemmen unb bie Legien 

- vielmehr, nah Ausſcheidung ter meuterijden Glemente, von 12 au' 
8 Compagnien rebucirt. 


5. Sept. Gemwaltige Aufregung in Nom: bie oppofitionellen Glemen: 
erheben in Folge der Niederlage Frankreichs bei Sedan mieter !:! 
ihr Haupt. Die Curie jendet den Monfignore Narbi in vertras- 
liher Miſſion nah Wien, jeboh ohne Erfolg. Die militäniie:r 
Mafregeln ber italienifhen Regierung lallen faum mehr einen Zi: 
fel darüber, daß ber an ber Grenze gezogene Truppencordon nis: 
zum Schutze Roms, fonbern zu einen entiheitenden Schlage gezta 
die weltliche Herrſchaft beftinmt iſt. 

9. „ Graf Ponza di Ean Martino trifft in beſonderer Miflien ri: 
einem eigenhänbigen Briefe bes Königs von Italien in Rom cin, 
um wo möglidy fi mit der Curie über bie Bejcitigung der mil: 
lihen Herrihaft des Papſtes gegen möglichſt weitgehende Garantiın 
für feine geiftliche Herrihaft Eeitens ber italieniihın Regierung ai: 
Yich zu vergleichen (1. Italien). 

41. „ Ter Bapft empfängt den Abgejandten Italiens, lehnt iedes 
feine Vorſchläge jammt und jonbers ziemlich Köhniih ab. Antwert 
des Papftes auf den Brief bes Königs von Italien: 

‚Majeftät! Turd den Grafen Ponza von ©. Martino wurde mir erı 
Schreiben eingehändigt, das Ew. Majeſtät an mich haben richten wollen, abe: 
dafielbe ift eines anhänglicgen Sohnes, der fi) des katholiſchen Glaube: 
rühmt und auf Loyalität Hält, nicht würdig. Ich gche nicht ein auf ’- 
Einzelheiten des Schreibens jelbft, um nit den Echmerz zu erneuern, = 
defien erfte Durchleſung mir verurfadte. Ich preije Gott, der es zugelci- 
Hat, daß Ew. Maj. mich nod in den letzten Tagen meinet Lebens neuerdin:: 
mit Bitterleit erfüllt. UWebrigens fann ich gewiſſe Forderungen nicht zuachr 
noch auf gewiffe Principien eingehen, die in Ihrem Schreiben enthalten r:. 
Neuerdings rufe ich Gott an, und lege in feine Hände meine Eadje, die :: 
ganz die feinige it. Ich bitte Ihn, Em. Maj. viele Onaden zu gewätre 
Sie von den Gefahren zu befreien, und Ihnen jene Barmberzigleit zu erme- 
ien, deren Sie bedürfen.“ 

Die italieniihen Truppen überſchreiten bie Grenze und rüden ir 
ben SKirchenftaat ein. Die päpfllihen Truppen weichen ber Ueber: 
macht, meift ohne Wiberftand zu verſuchen. Die Bevölkerung za: 
ſich ziemlich gleichgiltig. 

13, „ In Rom wird ber Belagerungszuſtand verfünbet. 

44, „ In Rom bleibt an diefen Tage zum erften Mal die Poſt ar. 
Aller Eijenbahn: und Telegraphenverkehr hat aufgehört. Daſſelde 
ift bereits durch die italieniihen Truppen völlig cernirt. 

16. „ Civitavechia ergibt fi trog ber ven den Franzoſen angelcat 
ftarten Befeſtigungen ben ital. Truppen unter General Bixio. - 


Yon, 413 


J. Sept. Der norbbeutihe Geſandie erlangt, ohne inbeR von feiner 


J. 


Regierung dazu inſtruirt zu fein, vom Oberbefehlshaber ber italie⸗ 
niihen Truppen, General Cadorna, eine 24ftünbige Friſt für Rom, 
um noch einen lebten Vermittlungeverfud zu wuternehmen, ber in: 
deß wie vorauszuſehen ift, zu feinem Reſultate führt, 

„ Tie italienijhen Truppen unter Gaborna Tangen ımter ben 
Mauern von Rom an. Echreiben ded Papfres am ben Befehlshaber 
feiner Truppen, General Kanzler: 

„Herr General! In dem Augenblicke, in welchem ein großes Sacrilegium 

und die größte Ungererhtigleit begangen werben ſoll, und die Armee eineß 
katholiſchen Königs ohne Herausforverung, ja ohne den Anfchein irgend mel» 
chen Motives die Haupiſtadt der katholiſchen Welt beiagernd umgibt, fühle 
ih zunächft das Bedürfniß, Ihnen, Herr General, und allen unjern Truppen 
für die bis jegt eingenommene edle Haltung, für die dem Hl. Stuhle bekun⸗ 
dete Liebe und für den Willen zu danken, ſich ganz der Bertheidigung dieſer 
Metropole widmen zu wollen. Mögen diefe Worte ein folennes Dokument 
fein, um Zeugniß abzulegen für die Disciplin, die Loyalität und, die Tapfer- 
teit der im Dienſte diefes heiligen Stuhles ſtehenden Truppen. Bezüge 
Lid) der Dauer der Bertheidigung bin ich verpflichtet, anzuordnen, daß fie ein« 
zig und allein in einem Proteſte beftehen darf, der geeignet iſt, die Gewalt⸗ 
that und nur dieſes zu conftatiren; es follen nämlich, ſobald Brefche geſchoſſen 
fein wird, Unterhandlungen bezüglich der Uebergabe eröffnet werden. In einem 
Augenblide, in weldem das gefammte Europa die überaus zahlreihen Opfer 
beweint, welche in Folge eine Krieges zwiſchen zwei großen Nationen fallen, 
fol nun und nimmer gejagt werben Törmen, daß der Stellvertreter Jeſu 
Ehrifti, wenn auch ungerechter Weije angegriffen, feine Zuftimmung zu vielem 
Blutvergießen gegeben hätte. Unſere Sade ift Gottes Sade, und wir jegen 
unfer ganzes Vertrauen in ihn. Bon ganzem Herzen fegne id Sie, Herr 
General, und alle unjere Truppen.“ 
„ General Cardona fordert Rom zur Uebergabe auf. General 
Kanzler lehnt es ab. Die italienifhen Truppen fchießen bei Porta 
Pia Breſche in die Etadimauer, worauf bie päpftlihen Truppen 
weiteren Widerſtand aufgeben und jene unter bem Jubel ber Römer 
einziehen und bie Etabt, mit Ausnahme bes leoniniſchen Stabttheile, 
bejeten. Die päpftlichen Truppen werben entwafinet und theils in 
ihre Heimath entlaſſen, theild nad Civitavecchia gebracht. 


„ Der Earbinal Antonelli erläßt an alle Vertreter ver Mächte in 
Rom eine Proteftnote gegen bie „Beraubung” bes BI. Vaters und 
wahrt deſſen Rechte auf den Kirchenftaat, „um zu feiner Zeit beren 
wirklichen Beſitz wieder zurüdzunehmen.” 

„ In Folge von Unorbnungen verlangt ber Papſt von General 
Eaborna die Beſetzung auch ber leoniniſchen Etabt durch italienifche 
Truppen. 

„ Der Bapft behauptet, Gefangener in feinem eigenen Haufe zu 
fein. Proteftihreiben deflelben dagegen wie gegen bie „Beraubung“ 
feiner weltlihen Herrihaft an die Cardinäle der römiſchen Kirche: 


v0. Wir, die, obgleich unmürdig und unverdienter Maßen, die Gewalt 
des Stellvertreters Ehrifti auf Erden befleiden und der Hirte find über das 
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genge Haus Israel, müffen es thatfäfih erfahren, daß wir jeder ra 
aubt find, welche uns zur Regierung der Kirche Gottes und zur Füriez 
für ihre Bebürfnifie unumgänglid) nothwendig iſt. Es Tönnen aud, wenn <ı 
bezeugen, daß uns jene Freiheit gänzlich entrifien ſei, unfere Feinde nicht er 

egnen, daß unfere lage und Erklärung des Grundes enfbehre; denn Ieı 


ernünftiger kann fi) der Einfit und dem Geſtändnifſe entziehen, daß neh 


dem Berlufte unferer freien Obergewalt über das Poftweien und folglich über 
den brieflichen Verkehr, weldde wir kraft unferer weltlichen Gerrichaft bejaßer 
und bei der Unmöglichkeit des Bertrauens auf jene Regierung, welde diee 


Obergewalt fid angemaßt bat, wir der nothiwendigen und ungehinderten Gr 


Iegenheit ſowie des freien Vermögens gänzlich beraubt find, jene GBeichäfte za 
führen, welche der Statthalter Chriſti und der gemeiniame Bater ber Gli:- 
bigen, an den alle Söhne von dem gefammten Erdkreiſe fi wenden, burdazs 
verwalten und erledigen muß... .“ 


Als „Sefangener“ verläßt der Papft bern Batican mit feinem 
Schritte mehr, verzichtet vollftändig auf feine Ausfahrten in te 
Stabt und Umgebung, fowie auf ben Beſuch ber verfhiebenen Kirchen 
Roms, jelbft des St. Peters, und macht feine täglichen Spagiergänz 
nur noch in den Gärten des Vaticans. 


20. Det. Der Papft vertagt das Eoncil auf unbeflimmte Zeit, 


„da wir unter diefen bellagenswertben Umſtänden vielfah im freien m) 
ungehinderten Gebrauch unferer oberfien Yutorität gehindert find, die von 
Gott uns übertragen worden, und ba wir erkennen, daß die Väter des Sat 
caniſchen Goncil nicht die nöthige Freiheit, Sicherheit und Ruhe im dieer 
unferer 5. Stadt haben würden, folange die dermaligen Zuflände zB 
mit uns voriäriftsmäßig die Angelegenheiten der Kirche zu beforgen, un: de 
wir ferner nicht wuünſchen lönuen, daß unter den großen uud Wllen belanzıa 
Galamitäten Europa’s jo viele Oberhirten von ihren Kirchen abweſend ſeien 


41. Nov. Der Bapft erläßt eine Encyclica an alle Bilhöfe bes Erd 


freijes, welche ſämmtliche Urbeber und Theilnehmer ber Imvaſie 
Roms ercommunicirt, ohne indeß Namen zu nennen, „alle, in mei 
immer für einer auch ganz bejonderer Erwähnung wertben Bäürt: 
fie glänzen mögen”. Dieſelbe ift nicht in Nom und in ber pärt. 
Druderei, fondern in Genf bei Pfeffer u. Puky gebrudt. 


Anhang. 


1. 


Canones zu ben vier crften Kapiteln ber Concilsbefhlüffe de fide. 


IL Bon Bott dem Schöpfer aller Dinge 
1) So einer den V Gott, Schöpfer der ſichtbaren und unſichtbaren Ding, 
it 


Ieugnet — anathema si 


*) Der in der Kirche techniſche Ausdruck wird von den einen wöritid mit: „kt 


ei verfludht!” von d dern milbernd mit: i 
ante a6 et u an mildernd mit: „der ſei (aus ber ) ank 














Kom, 435 
2) So einer ſich wit entbläbel, zu behaupten, daß außer der Materie nichts 


d—aS. 
8) So einer jagt, Subſtanz und Weſenheit Bottes und der Ratur jei eines 


8. 
4) Eo einer nie beiennt, daß die Welt und-alles, was fie umfaßt, nach ihrer 
zanzen Subflanz von Gott aus Nichts hervorgebracht worden; oder jo er jagt: Bott 
jabe fie nicht aus feinem von aller Rothiwendigleit unabhängigen Willen geichaffen, ſon⸗ 
ern mit derjelben Rothwendigkeit, mit der er fich ſelbſt liebt; oder fo er leugnet, 
‚aß die Welt zum Ruhm Gottes gegründet fi — & 8. 

Des Fernern wollen wir männiglid ermahnt haben, daß er ſich Hüte vor dem 
Betruge derer, welche, um die Sottlofigkeit ihrer Lehre zu verdedien, die hochheiligen 
Worte „Sottheit, Fleiſchwerdung, Erlöfung, Auferſtehung“ u. |. w. mißbrauden, in« 
em fie die ehrwärbigen Myſterien der chriſtlichen Religion in die durd und durch 
verlehrten Bedeutungen des Pantbeismus verdreben. 


I. Bon der Dffenbarung. 


1) So einer leugnet, daß der eine und wahre Bott, unjer Schöpfer und Herr, 
mr das, was gemacht ift, vermdge des natürlichen Nichte der Vernunft von dem 
Nenſchen ertannt werden könne — a. s. 

2) So einer fagt, es ſei unmöglih oder unnüß, daß dur göttlihe Offen⸗ 
yarung der Menſch über Gott und die ihm zu leiftende Verehrung belehrt werde 
- a8. 

3) So einer fagt, daß der Menſch zu einer Erkenniniß, weldde über die natür⸗ 
iche hinausgeht, nicht durch göttliche Beranftaltung erhoben werden Tänne, fondern 
us fich jelbft heraus endlich zu jeglichem Befig des Wahren und Guten vermöge be 
tändigen ortichritts gelangen Iönne und folle — a. =. 

4) So einer die Bücher der Hl. Schrift, vollftändig mit allen ihren Theilen, 
o wie die heilige tridentiniſche Synode dieſelben recenfirt hat, nicht als Heilige und 
anonijche annimmt oder die göttliche Eingebung derjelben läugnet — a. 8. 


II. Vom Glauben. 


1) So einer fagt, die menſchliche Vernunft fei jo unabhängig, daß derſelben 
on Gott nicht ein Blaube befohlen werden könne — a. B. 

2) So einer jagt, der göttliche Glaube ſei nicht unterfchieden von der natür⸗ 
ihen Wiſſenſchaft, welche die religidje oder moraliſche Wahrheit zu ihrem Object 
yabe, und e8 ſei daher für diefe (natürliche Wiſſenſchaft) nicht erforderlich, daß eine 
jeoffenbarte Wahrheit auf Grund der Autorität des offenbarenden Gottes geglaubt 
verde — a. 8. 

3) So einer fagt, e8 ſei unmdgli, daß eine göttliche Offenbarung durch 
iußere Zeichen glaublich gemacht werde, und daß daher nur durch die innere Erfah» 
ung eines jeden die Menſchen zum Glauben geführt werden können — a. s. 

4) So einer jagt, es könne fein Wunder geichehen, und es feien alle derarti« 
jen Erzählungen, au die in der heil. Schrift enthaltenen, unter die Yabeln und 
Mythen zu verweilen; oder: die Wunder Tönnen niemals mit Sicherheit erkannt wer- 
ven, und es werde durch fie der göttlide Urſprung der chriſtlichen Religion nicht ge⸗ 
jörig erwieſen — a. 8. 

5) So einer jagt, der Glaube, kraft deſſen die Chriften der evangeliſchen Pre» 
jigt zuftimmen, jei lediglich eine durch nothwendige Beweisgründe der menjchlichen 
Wiftenjchaft berbeigeführte Ueberzeugung; oder: nur zu dem lebendigen Glauben, 
velcher durch die Liebe wirkt, fei die Gnade Gottes nöthig — a. 8. 

6) So einer jagt, der Zuftand der Gläubigen und derjenigen, welche noch nicht 
u dem einzig wahren Glauben gelangt find, ſei der gleiche, in der Art, daß katho⸗ 
iſche Glaͤubige ihren in der Unterweiſung der Kirche bereits angenommenen Blauben 
ınter Aufhebung der Zuflimmung von Rechtswegen in Zweifel ziehen können, bis fie 
inen wiſſenſchafilichen Beweis der Blaubbarkeit und Wahrheit ihre® Glaubens zu 
Stande gebradt hätten — a. =. 
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W. Bon Blauben und Bernunft. 


1) So einer fagt, in der göttlichen Offenbarung feien Ieine wahrhaft == 
eigentliche Diyfterien enthalten, fondern ſämmtliche Glaubensdogmen können dburd r= 
richtig ausgebildete Vernunft aus natür lichen Principien verfianden und erwieſen mr 
ben — a. 8. 

2) So einer jagt, die menſchlichen Disciplinen feien ohne jeglide Rückficht ar 
übernatürliche Offenbarung zu handhaben, oder die Schlußfolgerungen dieſer Tizr- 
plinen lönnen, aud wenn fie im Wideriprud mit der katholiſchen Lehre Reben, zz 
der Kirche nicht proferibirt werden — a. 8. 

So einer fagt, e8 jei erlaubt, von der Kirche verdammte Meinungen j: 
hegen oder zu lehren, wenn fie nur nicht als Teteriich verdammt jeien — a. 3 

4) So einer jagt, es fei möglid, daß den von der Kirche geſetzten Dogze 
dereinft, dem Fortſchritt der Wiflenihaft gemäß, ein anderer Sun beigelegt werde 
als der, welchen die Kirche erkannt hat und erfennt — a. 8. 

Darum, in pflihtgemäßer Uebung unſers höchſten Hirtenamtes, bedwöre 
wir alle Chriftgläubigen, und vor allem deren Borftände oder Lehrer, beim Here 
Jeſu Ehrifti, und befehlen Iraft der Autorität eben dieſes Gottes und Heilandes, dci 
fie für Entfernung bejagter Irrthumer aus der hl. Kirche und für Berbreitung de 
reinften Slaubenslichtes fich beeifern und bemühen. Sintemal e8 aber micht gem: 
ift, ketzeriſche Verlehriheit zu meiden, ohne zugleih auch diejenigen Syrrthümer jet: 
fältig zu fliehen, welde mehr oder minder an jene fi annähern — erinnem ce: 
alle an ihre Pflicht, die Konftitutionen und Decrete zu halten, durdh welche derart‘:: 
verfehrte Meinungen, melde dort nicht ansdrücklich aufgezählt find, von biefem heil 
Stuhl geächtet und verboten worden find. 


Canones zu den Concilsbefälüffen de ecclesia Christi.*) 


Ranon I. So Einer Sagt: die Religion Chrifti ſei in keiner von Chriftus id 
negründeten befondern Gemeinſchaft beftehend und ausgedrüdt, jondern fie fürme r:: 
ten Einzelnen für fih, ohne Rüdfiht auf irgend eine Gemeinſchaft, welche Ghr* 
wahre Kirche fei, in richtiger Weije gehalten und geübt werden — a.2. SI. :: 
Einer jagt: die Kirche habe von dem Herrn Chriflus feine befliimmte und underäne: 
lihe Berfaffungsreform erhalten, fondern fie fei, gerade wie die jonfligen Gem 
ſchaften der Menſchen, je nach Verſchiedenheit der Zeiten den Wechſeln und Wandter 
gen unterworfen geweſen, oder könne ihnen unterworfen werden — as. RI 
So Einer fagt: die Kirche der göttlichen Verheißungen jei nicht eine äußerlicdhe ro 
fihtbare Gemeinſchaft, fondern eine durchaus innerlihe und unfihtbare — a: 
K. IV. So Einer fagt: die wahre Kirche jei nicht ein in ſich einheitlicher Kane 
fondern beftehe aus ben verfchiedenen und zerfireuten Gemeinſchaften chriſt lichen Rama: 
und fei über diefelben ausgegoffen; oder: die verjchiedenen, gegenfeitig im ihr 
Glaubensbekenntniß von einander abweichenden und von der Bereinigung getrenme 
Gemeinschaften bilden gleihiam als Glieder oder Theile die eine und allgemeine Kirk 
Chriſti — a. s. K. V. So Einer jagt: die Kirche Ehrifti fei nit eine zur Erler 
gung der ewigen Seligkeit durchaus nothwendige Gemeinſchaft, oder: die Meike: 
fönnen durch die Ausübung einer jeden Religion jelig werden — as. K. VL =: 
Einer Sagt: jene Unduldjamleit, mit welcher die Latholiiche Kirche alle von ihrer Ge 
meinſchafi geſchiedenen religiöjen Selten ächtet und verdammt, ſei durch das götilich 
Recht nicht vorgeſchrieben, oder: über die Wahrheit der Religion können nur Meine» 





*) Diefelben bilden einen Theil des in pofitive Form gebraten Syllebes 
Wegen ihres Berhältniffes zu den faft in allen modernen Staaten gilti:c 
und verfaffungsmäßigen flaatsrechtlichen Principien find insbejondere wit:: 
die Canones 6, 10, 12, 16, 19, 21. 





Rem. 437 


er, nicht aber Gewißheit herrſchen, und deswegen feien alle religiöien Selten von 
er Kirche zu dulden — a. s. K. VO. So Einer jagt: eben diefe Kirche Ehrifli 
önıne in Finfterniß verfinten oder von Mißſtänden angeftedlt werben, durch welde fie 
or: der jeligmadenden Wahrheit des Glaubens und der Sitten abirre, von ihrer 
riprüngligen Einrichtung abmweiche, oder entartet und verborben endlich zu fein aufs 
öre — a. 8 K. VII So Einer jagt: die gegenwärtige Kirche Chriſti ſei nicht die 
ste und höchſte Anftalt zur Erlangung der Seligkeit, jondern e8 fei eine andere zu 
cewarten dur‘ eine neue und vollere Ausgießung des heiligen Geiſtes — a. 8. 
. IX. &o Einer jagt: die Unfehlbarkeit der Kirche beſchränke fih nur auf das, was 
ı der göttlichen Offenbarung enthalten ift, und erftrede fi nit auch auf andere 
3ahrheiten, welche nothiwendig erforderlich find, auf daß der Schaf der Offenbarung 
olftändig erhalten werde — a. 5. 8. X. So Einer jagt: die Kirche fei nicht eine 
oHfommene Gemeinschaft, fondern eine Bereinigung (collegium), oder: fie flehe in 
er Weiſe in der bürgerlidden Geſellſchaft oder im Staat, daß fie der weltlichen Herr- 
Haft unterworfen fü — a. s. K. XL So Einer jagt: die von Gott eingejekte 
:irche fei gleihjam eine Gemeinſchaft von Gleichen; von den Bilchöfen aber werde 
var ein Amt und ein Dienft, nicht aber eine eigene Regierungsgewalt innegehabt, 
reiche denfelben durd göttliche Einfegung zuftehe und welde von ihnen frei geübt 
yerden dürfe — a. 8. K. XI. So Einer fat: von unferm Herrn und Heiland 
‚Hriftus fei feiner Kirche nur die Gewalt Abertragen worden: durch Rath und lieber» 
edung zu leiten, nit aber auch durch Belege zu befehlen und die Verirrten und 
Jalsftarrigen dur äußern Urtheilsipruh und Heilfame Strafen zu züchtigen und 
u zwingen — a. s. $. XIU. So Einer jagt: die wahre Kirche Ehrifti, außerhalb 
eren Riemand jelig werden ann, fei eine andere, als die eine heilige katholiſche 
nd römiſch⸗apoſtoliſche — a. s. K. XIV. So Einer fagt: der Hi. Apoftel Petrus 
di von dem Herrn Chriſtus nicht als erfter aller Apoftel und als fihtbares Haupt 
er ganzen ftreitenden Kirche eingeſetzt worden; oder: derfelbe habe nur den Ehren⸗ 
rimat, nicht aber den Primat der wahren und eigenen Gewalt erhalten — a. s. 
k. XV. So Einer fagt: e8 fei nicht nach des Herrn Chriſti felbfteigener Einfegung, 
aB der heil. Peirus in dem Primat über die ganze Kirche beſtändige Nachfolger 
‚abe ; oder: der römiſche Papſt fei nicht Eraft göttlichen Rechts der Nachfolger Petri 
rn eben dieſem Primat — a. s. 8. XVL So Einer jagt: der römiſche Bapft habe 
ur das Amt der Auffiht oder Leitung, nicht aber die volle und höchfte Gewalt ver 
zurispicion Über die ganze Kirche; oder: diefe jeine Gewalt fei feine regelmäßige 
nd unmittelbare über alle und jegliche Kirchen — a. s. K. XVIL. So Einer jagt: 
ine unabhängige kirchliche Gewalt, wie ſolche nad der Lehre der katholiſchen Kirche 
‚erfelben von Chriſtus ertheilt worden if, und eine oberfte bürgerlihe Gewalt können 
‚icht in der Weile neben einander beftehen, daß die Rechte beider gewahrt bleiben 
— a.s. 8. XVIU. So Einer jagt: die Gewalt, welche zur Regierung des bürger⸗ 
icher Staates nothwendig ift, fei nicht von Bott; oder: derfelben ſei man nach Got⸗ 
es feldfleigenem Geſetze feine Unterwerfung ſchuldig: oder: dieſelbe mwiderftreite der 
ratlüirligen Freiheit de8 Menſchen — a. 8. K. XIX. So Einer jagt: alle zwilchen 
‚ern Menſchen beftehenden Rechte leiten ſich von dem politiihen Staat ab, oder: es 
‚eftehe Feine Autorität außer der von jener mitgetheilten — as. K.XX. So Einer 
agt: in dem Geſetze des politiichen Staates, oder in der Öffentlichen Meinung ber 
MNen ſchen jei die oberfte Gewiſſensnorm für öffentlide und fociale Handlungen; oder: 
uf Diele Handlungen erftreden fi die Ausſprüche der Kirche nicht, durch welche fie 
iber Erlaubtes und Unerlaubtes ſich äußert; oder: es werde fraft bürgerlichen Rech⸗ 
es erlaubt, was kraft göttlichen oder kirchlichen Rechtes unerlaubt ift — a. s. 8. XXL 
50 Einer fagt: die Geſetze der Kirche haben feine bindende Kraft, außer fofern fie 
zurch die Sanction der bürgerlichen Gewalt beftätigt werden; oder: dieſer bürgerlichen 
Hewalt ſtehe es kraft ihrer oberften Autorität zu, in Saden der Religion Urtheil 
nd Entſcheidung zu geben — 8. 8. 
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2, 
Vorlage an das Eoncil de romano pontifice. 


Pius. Bild, Knecht der Knechte Goties, unter Billigung des heil Gomili 
um ewigen Anden 
’ Der ewige Hirte und der Biſchof unſerer Eeelen, auf dab er ba heilbr 
gende Werk ſeiner Erldiung dauernd mache bis zum Ende der Welt, hat die heilig 
Eirde zu bauen beidhloffen, in welcher, gleichwie in einem Haufe Gottes (gl. L Im. 
15) lebend; alle Gläubigen durch das Band eines Glaubens und einer Liche wer 
et ſein jollten. Denn deswegen bat er, vor feiner Berllärung, den Bater geben, 
daß die, ſo an ihn glauben, alle Eins feien, wie der Sohn ſelbſi unb der Bater Ems 
find (vgl. Joh. 17, 1. 21. 19). Der allerweiſeſte Baumeißier (vgl. L 8er. 3, \ü 
bat daher, um disfe Einheit des Glaubens und der Semeinidaft in feiner irde 
dauernd zu bewahren, in dem heiligen Apoſtel Petrus das befländige Praxz m 


— 


fſichtbare Fundament beider Einheiten eingeſetzt, auf deſſen Stärke der ewige Temp! 


aufgebaut werden und die zum Simmel ragende Grhabenbei der Kirche in 


* 


Glaubens Schigleit fih erheben ſollte (S. Leo M. serm. IV [al. Hij cap Um 


diem Natalis sui). Beil aber gegen diejes von Gott gejegte Fundament die Pferter 
der Hölle mit täglich wochſendem Hafle von allen Seiten fi erheben, jo eradsten Bu 
für der uns anvertrauten katholiſchen Heerde Schutz, Unverlektheit und 

unter Billigung des Concils für nöthig, die Lehre von der Einjegung, orkbeuer 
und Ratur des heil. apoftoliichen Brimats, von welchem der ganzen Kirche Kraft un) 
Heil abhängt, gemäß dem alten und conflanten Glauben der Kirche, ſowie Biejelbe* 
von allen Gläubigen zu glauben und zu Halten if, vorzulegen, um bie arigege- 
gelegten und darum ber de des Herrn jo ſehr verderblichen Irrihumer berrdh den 
gebührenden Berdammungsprud zu ädhten. 


Rapitel J. 
Bon des apofoliigen Brimates Einfegung im heiligen Petrus, 


Daher lehren und erflären Wir: Bon dem Herrn Ehriftus iR laut den gar 
nifſen des Evangeliums der Primat der Gewalt über die gefammte Kirche Getiri 
unmittelbar und direct dem heil. Upoftel Petrus verheißen und übertragen worber 
Denn einzig und allein zu Petrus bat Chriftus, der Sohn des lebendigen Goues 
gefagt: „Und ich ſage dir, daß du bift Petrus, und auf diefen Fels ( ) werk 

ich meine Kirche bauen, und die Pforten der Hölle werden nichts gegen de vorm bermöge; 
und ih werde dir die Schlüffel des Himmelreichs geben, und was du bindet anf Er⸗ 
den, wird auch im Simmel gebunden fein, und was du Iöfeft auf Erden, wird auf 
im Simmel gelöst fein (Matth. 16, 18, 19).” Und einzig dem Simon Petrus Ya 
Jeſus nach feiner Auferfiehung die Gewalt des höcften Hirten und Lenkers ühe 
feinen ganzen Schafftall verliehen, indem er ſprach: „Hüte meine Lammer, hüte mein 
Ehafe- (305. 21, 15-17). Dieſer jo Haren Lehre der heil. Shift, wie fte ven 
der katholiſchen Rirche ftets verftanden worden if, ftellen fich offen die 

mwürbigen Meinungen derer entgegen, welche, die von dem Herrn Chrißus in jeme 
Kirche eingelegte Form des Regiments verdrehend, es leugnen, daß Petrus allein vr 
ollen arohen fei es gefondert von jedem einzelnen oder von allen zufammen, mi 
dem wahren und eigentlühen Primat der Gewalt von Ghriftus ausgeftattet werden 
fei, oder welche behaupten, eben dieler Primat ſei nit unmittelbar und direct des 
heil. Petrus jelbft, fondern jet der Kirche und durch dieſe jenem als ihrem Diese 
übertragen worden. 


ur 


*), Die Wortfiellung des Originals fi t und zweidentig. Te 
— edendamı et tenendam fa kann #6 Sbeno gut anf Adem als auf doctrinse 
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Kapitel IL 
ber die Fortdaner des Brimates Petri in den römifhen Päpften. 


a8 aber in dem heil. Apoftel Petrus der Fürſt der Hirten und ber große 
‚rte der Schafe, der Herr Chriſtus Jeſus (1 Petri 5, 4.; vgl. Hebr. 13, 20), zum 
uernden Heil und beftändigen Wohl der Kirche eingelekt bat, das muß, unter eben- 
mjelben Stifter in der Kirche, welde, auf den Fels gegründet, bis zum Ende der 
:iten feftflehen wird, nothiwendig auch beftändig dauern. Denn Riemandem if es 
eifelhaft, allen Jahrhunderten vielmehr it es befannt, daß der Heilige und allers 
iligfie Petrus, Erfiling und Haupt der Xpoftel, und Säule des Blaubens und 
rundfefte der katholiſchen Kirche, der von Unjerm Herrn Jeſus Chriſtus, dem Hei« 
nd und Erldfer des Denjhengeiälchteh, die Schlüfiel des Reiches empfangen hat, 
3 auf diefe Zeit und immer in feinen Rachfolgern, den Bilchdfen des von ihm ges 
ündeten und durch fein Blut geweihten heil. milden | Stuhles, lebt und vorfigt 
d Gericht Abt (vgl. Labb. Coll Cone. t. III. col. 1154. Ephes. Conc. act. II 
»t. Philippi Sed. A. Legati; coll. 8. Petri Chrysost ad. Eutych. presb.); 
o daß jeder, welder dem Petrus auf dieſem Stuhle hryaos. ep. aud — Ch eift 
ener Anordnung den Primat Pelri über die gefammte Kirche befikt. Es —* 
n alfo die Verwaltung der Wahrheit, und der heil. Petrus bat, auf der empfan⸗ 
ıen Stärke des Felſens beharrend, das übernommene Steuer der Rice nicht der» 
ien (S. Leo M. Serm. II [al II] n. 3). 
Rapitel II. 
leber Bedeutung und Weſen des Brimates des römiihen Bapftes. 


Daber, Uns baltend an die Decrete ſowohl Unferer Borgänger der römiichen 
ipfte, als an die Haren und deutlichen Definitionen der allgemeinen Eoncilien, er» 
iern Wir das Glaubensbelenntniß des dcumeniihen Florentiniſchen Goncils, laut 
em alle Ehriftgläubigen zu glauben haben, daß der heil. apoftolijche Stuhl und 

römiſche Papft den Primat über den ganzen Erdkreis innehat, und daß der rö⸗ 
ſche Papft ſelbſt der Nachfolger des heil. Betrus, des Üpoftelfürften, und der wahre 
ellvertreter Ehrifti und das Haupt der ganzen Kirche und der Vater und Lehrer 
er Chriſten if, und daß ihm im Heil. Petrus von unferm Herrn Jeſus Chriftus 
le Gewalt verliehen iR, die geſammte Kirche zu weiben, zu leiten und zu lenken; 
: foldes aud in den Verhandlungen der deumeniſchen Gonuilien und in den heil. 
nones enthalten ift. 

Berner lehren und erflären Wir, daß dieſe der papfılicen Jurisdiction ei * 
walt eine ordentliche und unmittelbare iſt, gegen welche die Hirten und Gl 
amtlicher Einzellirchen jeglichen Ritus und Rangs, jeder einzelne ſowohl für Ah 
Nauch alle zufammen, zur Pflicht der hierarchiſchen Subordination und zum wahren 
horſam verbunden werden, nicht allein in Sachen des Glaubens und der Sitten, 
dern auf in dem, was zur Dißciplin und Regierung der Ilber den ganzen Erd⸗ 
iS zerfireuien Kirche gehört: daß die Einheit der Gemeinſchaft jowohl als des Blan- 
ıSbefenntnifies mit dem zömilden Papfte gewahrt und die Kirche Chriſti eine Heerde 
ter einem oberften Hirten if. 

Das if die Lehre der katholijchen Wahrheit, von welder ohne Schädigung 
; @lauben® und des Heil Niemand abweichen kann. Allein dieje Gewalt bes 
rften Papftes fteht durchaus nicht entgegen jener ordentlichen und ummnittelbaren 
walt ber Biichäflichen Jurisdiction, durch welche die Hirten der Einzelkirchen, jeder 

ihm zugewiejene Heerde, weiden und leiten; letztere wird vielmehr von bem ober» 
ı und allgemeinen Hirten geltend gemadit, beftärkt und in Anſpruch genen, 
em der hi. Gregor der Große ſagt: „Meine Ehre iſt die Ehre der ganzen Ki ieihe. 
eine Ehre iſt meiner Brüder volle Kraft. Dann bin id wahrhaft, 9 geehrt, Ioenn 

em einzelnen die ſchuldige Ehre nicht verweigert wird” (8. Gregor. M. 

ex. ep. XXX). 

Des Ferneren folgt aus jener oberſten Jurisdichonsgewalt bes romiſchen 
ıpfteß, daß es ein dieſem Papſte nothwendiges Recht jet, in der Uebung dieſes 
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feines Umtes mi den Girten un und Heerden der ganzen Kirche frei zu verfchee, c 
dab dieſelben —A auf dem Wege des Heils gelehrt und gelenkt werben Kr. 
Darum verbemmen. und vermerfen Wir die Meinungen jener, die ba jagen: I 
Bericht des oberen Hauptes mit den Hirten und Heerden fönne mit Fug vertan 
werben, ober die denſelben ber weltlichen Gewalt unterwerfen wollen in der WBedke, X 
fie behaupten: mas som apoſtoliſchen Stuhle oder dur deſſen Yutorität zer Rec- 
rung der. Minche verordnet werde, das babe feine Kraft und Geltung, wenn es rc 
dur das Places der welilichen Semalt betätigt werde. 

Una biewerl kraft gbttlichen Rechtes des apoſtoliſchen Brimats der rimit: 
Pay ber genzen Kirche verficht, fo Ichrem und erllären Wir: dab derſelbe de 
oberfle Willen der Mläubigen it (Pii PP. VI. Breve „Super Soliditate* d > 
Nov. 1786), und daß in allen auf —2 e Prüfung beüglichen Üragen an de⸗ 


Urtheil deſſelben Berufung geſchehen kann (Conc. oecum. Lugd. II.); dab arm 
Urtheilafyrauch des apeſtoliſchen Stuhls, über deffen Auctorität feine Höhere RR, m 


Niemandem verworfen werden kann, und daß Riemand befugt iſt, Uber em Urtbe 


befjelben su uriheilen (Ep. Nicol. I ad Michael. Imper.) Barum urt von dex 


Pfade der en ab, wer da behauptet: es ſei geftattet, von den Urteils 
—* der romiſchen Papfte an ein Beumenifcheß Goncil als cine über dem rim» 
Papft fiehende Auctorität zu appelliven. 


Rapitel IV. 
Ueber des römiigen Papftes Unfehlbarkeit.*) 


Daß aber in der oberfien Gewalt der apoftoliichen Jurisſsdiction, welche der ri 
mifche Bapfl als Nachfolger des Apoftelfürften Petrus über die ganze Kirche beit 
auch die oberfie Gewalt des Lehramts einbegriffen ſei — das hat dieſer heil. Eiz:: 
ſteis feftgehalten, der fortwährende Gebrauch der Kirche betätigt eB, die dcumanite 
Soneilien jelbft haben es überliefert. Im Anſchluß daher infonber® an die feieriite 
Blaubensbefenninifie der allgemeinen Goncilien, auf weldgen der Crient mit dem C: 
cident in Einheit des Glaubens und der Liebe fi zulammenfand, glauben Wir ex 
dem vierten Goncil von Konftantinopel: Erſtes Heil ift, die Regel des rechten Gin 
bens zu wahren, und von den Feſtſtellungen der Väter in keiner WBeile abzumeide 
Und weil unferes Herrn Jeſu Chriſti Ausſpruch nicht Übergangen werden Tann, dr 
da fagt: „Du bift uß, und auf dieſen Fels werde ich meine Kirche bauen“ (Ber: 
16, 18), fo wird bieler Ausiprud betätigt durch den Erfolg der Thatfadgen, die 
ine dem apoſtoliſchen Stuhle die katholiſche Religion und die heilige gefeierte Lern 

ets unbefledt erhalten worden ift, welchem apoftolijchen Stuhle die Chriftglantbi: 
in Allem zu folgen gehalten find, auf daß fie verdienen, in einer Gemeinſchaft =. 
diefem Stuhle zu fein (aus der Formel des heil. Papſtes Hormisdas, wie fie : 
Hadrian II. den Vätern des achten dcumeniſchen, des vierten tonftantinopolitaniide 
Concila vorgelegt und von denjelben unterfährieben worden if). — Und mü der 
weiten lugdunenſiſchen Goncile befennen Wir: daß die HI. römilche Kirche den böse 
und vollen Primat und Principat über bie geſammte katholiſche Kirche befite, wer 
fie von dem Herrn jelbft in dem HI. Petrus, dem Fürſten oder der oberfien Erz 
der Upoftel, defien Rachfolger der roͤmiſche Papſt ift, mit der Wülle ber —*8 a 
halten zu haben wahrheitsgeireu und bemitthig anerfennt; und gleichiwie fie vor de 
übrigen gehalten ift, die Wahrheit des Glaubens zu vertheidigen, jo möüflen «i 
etwa auftauchende ragen über den Glauben durch ihren Sprud entichieden were 
(aus dem Glaubensbekenntniß der Griechen auf dem zweiten lugdunenſiſchen Goar: 


— Und mit dem florentiniichen Concil wiederholen Wir: daß der römifche Papk de 
wahre Statthalter Eprifti und das Haupt der ganzen Kirche und Bater und Lehre 


aller Chriſten fei, und daß ihm in dem HI. Perus von unjerm Herrn Jeſu Chrit 
volle Gewalt verliehen worden fei, die geſammte Kirche zu meiden, zu leiten zw x 
lenken (vol. Job. 21, 15—17). 





*) Den urſprunglichen Entwurf dieſes Kapitels j. unter dem 6. März. 
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Daher, unter Billigung des Goncils, lehren Wir und erklären als Glaubens» 
jogma: Der römiiche Papft, welchen in der Perſon des HI. Petrus von eben dieſem 
inſerm Herrn Jeſus Chriflus u. a. gejagt ift: Ich habe für dich gebetet, daß dein 
Slaube nicht aufhöre, und daß du, dereinftmals befehrt, deine Britder ſtärkeſt“ (Luc. 
22, 32), tann kraft des ihm verheikenen göttliden Beiftandes nicht irren, wenn er, 
3 oberftien Amtes als Lehrer aller Ehriften waltend, gemäß feiner apoftoltichen Au⸗ 
orität fehjegt, was in Dingen des Glaubens und der Sitten von der ganzen Kirche 
owohl vom Glauben feitzuhalten als au dem Glauben zumwiderlaufend zu verwer⸗ 
en ſei; und ſolche Decrete oder Ausſprüche, als an und für fi unwiderruflich, find 
on jeglichem Chriften, jobald fie zu feiner Kunde gelangt, mit dem vollen Gehorſam 
es Glaubens aufzunehmen und zu halten. Dieweil aber die Unfehlbarkeit dieſelbe 
ft, ob fie in dem römiichen Papft als Haupt der Kirche oder in der gefammten mit 
em Haupte vereinigt lehrenden Kirche betrachtet wird, jo beflimmen Wir des Fer⸗ 
ren: daß dieje linfehlbarkeit aud auf ein und dafielbe Chiect fi ausdehne So 
ıber einer, wa& Gott verhüte, dieſer Unſerer Definition zu widerſprechen fi) unter» 
pände, fo wifie er, daß er von der Wahrheit des katholiſchen Glaubens und von der 
rinheit der Kirche abgefallen ift. 

Canones 3u Rap. I—IH. 

I. So einer fagt: der bi. Apoftel Petrus fei von dem Herrn Chriſtus nicht 
um ©rften aller Apoſtel und zum fichtbaren Haupte der ftreitenden Kirche geicht 
vorden; oder: derjelbe habe nur den Ehrenprimat, nicht aber den Primat der wahren 
ınd eigentlichen Furisdiction von diefem unjerem Herrn Jeſus Ehriftus direct und 
ınmittelbar empfangen — der ſei verfludt. . 

1. So einer jagt: es fei nicht des Herrn Ehrifli eigene Einfegung, daß der 
yilige Petrus im Brimat über die ganze Kirche beftändige Nachfolger habe; oder: 
ver römiſche Bapft ſei nicht kraft göttlichen Rechtes Petri Nachfolger in diefem Primat 
— der jei verfludt. 

IH. So einer jagt: der römische Papft habe lediglich das Amt der Aufſicht 
der Leitung, nicht aber die volle und oberfte Gewalt der Jurisdiction Über die ge⸗ 
ammte Kirche, nicht nur in Sachen des Glaubens und der Sitten, jondern auch der 
Disciplin und der Regierung der über den ganzen Erdkreis ausgebreiteten Kirche; 
der: dieſe feine Gewalt ſei nicht eine ordentliche und unmittelbare ſowohl über alle 
ınd jede einzelne Kirche, als auch über alle und jeden einzelnen Hirten und Gläubi⸗ 
en — der ſei verfludht. 

Canones zu Rap. IV. 

1) So einer fagt: der bilöflide Stuhl der romiſchen Kirche ſei nicht der 
vahre und unfehlbare Stuhl des heil. Petrus, oder: er fei nicht von Gott als der 
eſteſte, unvergänglichfte und unzerftörbarfte Fels der ganzen chriſtlichen Kirche ge- 
vähft worden — der fei verfludt. 

2) So einer jagt: es gebe in der Welt noch einen andern unfehlbaren Stuhl 
3er Wahrheit des Evangelüi Chrifti, unfere8 Herrn, außer und getrennt von dem 
Stuhle des hl. Petrus — der fei verfludt. 

3) So einer Icugnet: daß das göttliche Lehramt des Etuhles des hl. Petrus 
ıothivendig jei zu dem wahren Wege der ewigen Seligkeit jür alle Menſchen, Un» 
zläubige wie Gläubige, Laien wie Biſchöfe — der fei verfludt. 

4) &o einer jagt: jeder auf legitime Weije gewählte römiſche Papft fei nicht 
Iraft göttlichen Rechtes der Rachfolger des HI. Petrus aud in der Gabe der Unfehl- 
yarkeit des Lehramtes, und irgendeinem von ihnen daß Prärogativ der Unfehlbarkeit, 
ie Kirche das Wort Gottes frei von allem Irrthum und Berberbniß zu lehren, ab» 
pricht — der jei verflucht. 

5) So einer jagt: allgemeine Eoncilien jeien von Bott in der Kirche eingefegt 
ils eine Macht, die göttliche Heerde mit dem Worte des Glaubens zu nähren, welche 
iber dem römifhen Papfte ftehe, oder ihm gleich fei, oder durch göttlide Einjegung 
wothwendig fei, damit das Lehramt des römischen Biſchofs unfehlbar erhalten werde 
— der fei verflucht. 
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Der letzie, wichtigſte Theil des Schema lautet im Urtert: 

Hinc, sacro approbante Concilio, docemus et tamquam dogma fidei &- 
claramus, Romanum Pontificem, cui in persona beati Petri ab eodem 
nostro Jesu Christo praeter alia dictum est: Ego rogari pro te, ut non delüs : 
fides tua, et tu aliquando conversus confirma fratres tuos (Luc. XXI, ®%),v 5 
assistentiae divinae ipsi promissae errare non posse, quum supremi amnien 
Christianorum doctoris munere fungens pro apostolica sus auctoritste defmt, 
quid in rebus fidei et morum ab universa Ecclesia tamguam de fide tenendun 
vel tamquam fidei contrarium reiiciendum sit; et eiusmodi decretz sive india 
per se irreformabilis, a quovis Christiano, ut primum ei innotuerint, pleno fde 
obsequio excipienda et tenenda esse. Quoniam vero infallibilitas eadem est, siw 
spectetur in Romano Pontifice tamquam capite Ecclesiae, sive in universa E- 
clesia docente cum capite unita, insuper definimus, hanc infallibilitaters etiam ad 
unum idemque obiectum sese extendere. Si quis autem huic Nostrae definitioni 
contradicere (quod Deus avertat) praesumpserit, sciat se a veritate fidei catbo- 
licae et unitate Ecclesise defecisse. 

















6. Schweiz. 


2. San. (Zug). Tie Großrathswahlen fallen überwiegend confervativ- 


6. 


18. 


25. 


tatholiih aus. Der große Rath felbft beftelt bie ihm zuſtehenden 
indirecten Wahlen mit 4 Conjervativen und 1 Liberalen, jo baß 
nunmehr 37 Confervativ:Eleritale 30 Liberalen gegenüberjteben. 
„ (Senf). Eine zu Belprehung ber Frage bes höhern Unter: 
richts für die franzöſiſche Schweiz angejebte Verſammlung 

it von Genf, Waadt und Neuenburg zahlreich beiucht, dagegen find Frei⸗ 
burg, Wallis und der Berner Jura nicht vertreten. Das Gomits ſchlägt vor, 
vom Bund Subventionen für Specialſchulen (in Genf für ſociale Wiſſenſchaf⸗ 
ten, in Zaufanne für Aderbau, in Neuenburg für eine Lehrer-Rormaljchule) 
ju verlangen. Andere verlangen die Errichtung einer eidgendffiichen Univer- 
tät in der franzöfiiden Schweiz Der gefahte Beſchluß läßt die Frage vor⸗ 
erſt noch unentichieven. 
GBaſelſtadt). Der Gr. Rath geht über einen Antrag auf 
Unentgelilichleit bes Volksſchulunterrichts zur Tagesordnung über. 
„ Der Bunbesrath, die jog. Gotthardcantone und bie zunächſt be: 
theiligten Eifenbahngejellfhaften verftändigen fi in einer Konferenz 
zu Bern über bie burd den Vertrag mit Stalien vom 15. October 
von ber Schweiz übernommene Eubvention von 20 Mill. Fr. an 
das Gotthardunternehmen. 


1. Gebr. Die Bundeséverſammlung wählt an die Stelle bes verſtorbenen 


Bundesrathe Rufiy aus Waadt den coniervativen Waadtländer 
Gerejole. Die ſämmtlichen Waadtländer, auch cine cantonalen 
Parteigegner, ftimmen für ihn, um bie Stelle nur wieber durch 
einen Waadtländer befeht zu fehen. Die demokratiſche Partei in 
ber YBunbesverfammlung unterliegt mit ihrem Candidaten Borel 

(von Neuenburg). ‘ 
„CTeſſin). Allgemeine Volksabſtimmung über fünf, ihr vom 
Gr. Rathe vorgelegte ragen bez. einer Revifion ber Verfaflung: 
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Sqhweij. 


1) Wollt ihr die Verfaſſung des Kantons revidiren? und für dem Fel 
der Reviſion 2) Wollt ihr einen ſtändigen Hauptort? 3) Wollt ihr u 
Zahl der Bezirke vermindern? 4) Wollt ihr den ftändigen Sig des Lie 
gericht an einem andern Ort al5 am Orte des Regierungsfites? 5) Wctı 
ihr die Vertretung der Bevdlferung im Br. Rath nad der Seelenzabl Fax 
wie bisher nad der Zahl der Activbürger? 

Grage 1 wird in 36 (von 35) Kreifen mit 11,778 gegen 535, 2 ma 
9051 gegen 3200, 3 mit 6461 gegen 5769, 4 mit 8720 gegen 3480 Etim- 
men bejaht, Trage 5 dagegen mit 8542 „egen 3578 Stimmen verneint. 


16. Sehr. (Genf). Der Gr. Rath lehnt ben Antrag Roget anf Ein: 


20. 


führung ber Minoritätenvertretung mit 39 gegen 9 Stimmen at. 


» Bürid) Referendums-(allg. Volls-JAbitimmung über tie 
von ber Regierung und bem Or. Rathe vorgelegten Steuergeſetz- 
entwürfe. 

Mit 31,600 gegen 19,900 Stimmen wird das Bermögens und Gin- 
kommenſteuer⸗Geſeh, das eine allerdings mäßig bemeflene Progreſſion und eme 
bejcheidene Activbürgerfteuer einführt, angenommen. alt eben fo viele Etim- 
men, 28,600 gegen 21,451 erklären fih für eine freilih die nächſte Bluts- 
verwandtichaft ſchonende, jonft aber ſcharf eingreifende Erbichaftefteuer. Abgelehn 
dagegen wird mit einer Majorität von 500 Stimmen die zur Ermittlung der 
Steuertraft von der Regierung vorgeidhlagene obligatoriidde Inventariſation 
in jedem Todesfalle. 


4. März (Züri) Der Er. Rath beichliegt mit 114 gegen 40 Eitim: 


29. 


men (abwefend 66 Mitglieder), zwar bie amtliche Snventarifatien 
bes Vermögens bei jedem Todesfalle dur ben Volksentſcheid als 
gefallen zu betrachten, fie bagegen beim Eintritt jeder Erbſchafis⸗ 
jteuer eintreten zu laflen und dies bem Referendum neuerbinge zu 
unteritellen. 


Die Diöcefanconferenz ber zum Bistum Najel gehörigen Kan: 

tonalregierungen (Solothurn, Luzern, Bern, Aargau, Thurgau, Baſcl⸗ 
land und Zug) beichließt mit allen gegen bie Stinmen ren Aus, 
ben gegenwärtig beitehenden DBertrag über bie Grridtung eines 
Priefterfeninars in Eolethurn zu kündigen, ba bie Regierungen mit 
dem im Seminar berridenden Geiſte nicht zufrieben find. 
» (3ürid) Der Er. Rath genehmigt die Gottharbsjubvention 
und verwirit alle Vedingungen, welche von ten Gegnern bes Unter: 
nehmens und Anhängern bes Eplügenprojectes an bie Genehmigung 
gefnüpft werben wollen, mit 97 gegen 86 Etimmen. 


3. April. Freiſchaarenfeſt in Pangenthal zur Erinnerung an ben reis 


fhaarenzug von 1844 gegen Luzern. Die Verfammlung conftituirt 
fih als Voltsverfammlung (ca. 5000 Männer) unb befäließt, gegen 
bie Tendenzen ber Sejuiten auf dem Eoncil in Rom zu proteftiren 
und ben Bunbesrath aufzuforbern, dem jeſuitiſchen Wirken in ber 
Schweiz energiſch entgegenzutreten. 
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15. April. Der Bunbesrath erläßt, da bie Regierung von Yreiburg nur 


24. 


„ 


26. 


27. 


wenig verhüllte Jeſuitenmiſſionen abhalten läßt, ein Rundſchreiben 
an die Kantone, in dem er zu genauer Beobachtung des Art. 58 
der Bundesverfaſſung (Verbot des Jeſuitenordens) auffordert. 
„(Zürich). Tas Volt genehmigt durch Referendums-Abſtimmung 
die neue Steuervorlage vom 4. März mit 23,934 gegen 20,781 
Stimmen, verwirft dagegen mit 26,983 gegen 18,216 Stimmen 
ein Geſetz über die Arbeitszeit in den Fabriken, das die Arbeitszeit 
der Kinder und Frauen in den Fabriken allzuſehr beſchränkt. Ge⸗ 
rade in den Fabrikgegenden wird das Geſetz mit überwiegenden 
Mehrheiten verworfen. 

„(Aargau). Das Volk erklärt ſich in allgemeiner Abſtimmung 
mit 23,464 gegen 10,410 Stimmen für Einführung bes Referen⸗ 
bums und mit 24,709 gegen 9165 Stimmen für bie Einführung 
ber Volksinitiative in bie Verfaflung. 

» (Appenzell ZRH.) Die Landsgemeinde erweist ji bem Forts 
ſchritt ſehr wenig geneigt, erflärt zwar die Verfaſſungsreviſion für 
erheblich, beftellt aber die Commiffion zur Vorberathung berfelben 
mit Gegnern ber Nevifion. 

„ Der QBunbesrath verlängert bie Frift für bie Erflärungen ber 
Kantone bez. bes fie betreffenden Antheils an ber für bie Schmeiz 
auf 20 Millionen angefeßten Subvention an das Gottharbunter: 
nehmen um 3 Monate. 


„Der Bundesrath beginnt bie Berathung ber Frage der Revifion 


ber Bunbesverfafjung nah den Beichlüffen beider Näthe vom De: 
zember v. J. 


4. Mai. (Bern). Bei den Großrathswahlen behaupten bie Liberalen 


20. 


bie bisherige Mehrheit (circa 135 Liberale gegen 100 Eonier: 
vative). 

„ (St. Gallen). Die Großrathéwahlen ergeben 65 Liberale, 
59 Ultramontane, 14 Demokraten und 14 zwiſchen ben Liberalen 
und Demokraten Echwebenbe. 

„ Der Biihof von Solothurn proteftirt gegen die Befchlüffe ber 
Diöcefanregierungen bez. des Priefterfeminars, 

„CTeſſin). BZufammentritt des Gr. Rathes zu Behandlung ber 
Verfaſſungsreviſion. Zunächſt wird eine Commiſſion für Ausarbeis 
tung eines Entwurfs niebergejckt. ‘ 

„ (Breiburg). Der proteftantiihe Bezirk Murten wünſcht fich 
von dem Kanton Freiburg zu trennen und mo möglid dem Kanton 
Bern anzuſchließen. ine Volksverſammlung im benachbarten Theile 


des Berngebiets bejchließt wenigſtens eine Sympathieerklärung für 
die Murtener. 


446 | XRX 


— Mai. (Neuenburg). Ber Staatsrath beſchließt beim Gr. Rark 
| auf Trennung zwifhen Staat und Kirche anzutragen. 





2. Zuni, Der Bundesrath veröffentlicht feine Vorſchläge an beide Rärk | 
bez. Reviſion der Bunbesverfaffung. Diefelben nehmen von cine 
Einführung des Referendums, ober aud nur dee Beto in bie Tun: 
besverfaffung völlig Umgang; von einer Aenderung ber Grundlagen 
des Bundes ift in benfelben überhaupt Feine Rede. Dagegen wirt 
zu freier Gntwidelung des Bundes und bes einzelnen Bürgers mar: 
ches Werthvolle geboten: | 

L Militärwefen. Art. 19. Aus den Gontingenten der Kantone wir) 
das Bundesheer gebildet. Diefe Eontingente umfaffen die geſammte ned der | 
eidgendfliichen Geſetzgebung mwehrpflihtige Mannſchaft. In Zeiten der Befehr 
kann der Bund aud über die nit zum Bundesheer gehörende Mannidaft 
der Kantone, fowie Über die übrigen Streitmittel derjelben verfügen. Tu 
Kantone verfügen über ihre Wehrkraft, joweit fie nicht durd) verfaffungsmäriz 
und gefehliche Anorbnungen beſchränkt find. IL Shug der Waldungen 
Art. 21a. Der Bund iſt befugt, geſetzliche Beſtimmungen zu erlaflen jur 
Erhaltung oder Wiederberfiellung der Bebirgswaldungen in den Waſſergebie 
ten der Flüſſe und Wildbäde, deren Eindämmung und Berbauung unie | 
Beihäljeder Eidgenoffenichaft ftattgefunden hat oder flatifinden wird. IEL Freier 
Verkehr. Art. 29. Die freiheit des Handels und des Berfehrs, jomie dus 
Recht freier Berufs» und Gewerbes Ausübung if jedem Schweizerbürger ım 
ganzen Umfange der Eidgenofienichaft gewährleiftet. Borbehalten find: a) des 
Salz» und Pulverregal, die eidgenöffifchen Zölle und die vom Bund arc- 
tannten Gebühren (Art. 24 und 31), die Konjumgebühren von Wen wm 
"andern geiftigen Getränken (Urt. 32). b) Sanitätspolizeiliche Maßregtla 
gegen Epidemien und Viehſeuchen. c) Verfügungen der Kantone Über Uns 
übung don Handel und ®ewerbe, über Befteuerung des Gewerbebetriebe: um 
über die Benligung der Straßen. Diefe Verfügungen dürfen den Brumdisz | 
der Handels» und Gewerbefreiheit jelbft nicht beeinträdtigen und follen vw 
Schweizerbürger anderer Kantone den eigenen Kantonsbürgern gleich behar⸗ 
dein. d) Bundesgeſetliche Borjeriften über Erwerbung von Patenten Far 
die Ausübung wiffenjchaftlicher Berufsarten. Den Kantonen bleibt freigektel:, 
zu beflimmen, ob für die Ausübung einer ſolchen Berufsart der Beſitz eins 
Batents erforderlich je. IV. Freie Niederlajiung und Rechtsſtel⸗ 
lung der Riedergelafjenen. Urt. 41. Der Bund gewährleiftet allen 
Schweizern das Recht der freien Niederlafjung im ganzen Umfang der Ei» 
genofienihaft nach folgenden nähern Beftimmungen: 1. Seinem Schwei 
tarn die Riederlaffung in irgend einem Kanton verweigert werden, wenn er 
folgende Ausweisſchriften befigt: a) einen Heimathſchein, oder eine ander 
gleipbedeutende Ausweisſchrift; b) eine Beſcheinigung, daß er nicht durch cin 
‚gerichtlicheß Strafurtheil feine bürgerlichen Rechte und Ehren verloren babe. 
4. Der Riedergelafiene geniekt alle Rechte der Bürger des Kantons, in welden 
ex ſich niedergelaffen hat, mit Ausnahme des Mitantheils an Gemeinde» und 
Corporationsgäütern. In Betreff des Stimmrechts in Gemeindeangelegenheiten 
ift er dem niebergelafienen Kantonsbürger gleichzuſtellen. Gänzlicher Ausſchluß 
aller Niedergelaffenen vom Stimmrecht in Gemeindeangelegenheiten iR jedoch 
unzuläfiig. 6. Der Riedergelafiene kann aus dem Kanten, in welchem cr 
niebergetafen ift, weggewiefen werben durch gerichtliches Urtbeil, oder werk 
er durch Berarmung zur Laft fällt. 7. Der Bundesgefebgebung wird ver 
behalten, zu beftimmen, ob die Geſetze des Heimaths⸗ oder diejenigen des 
Niederlaffungsfantons für die Befteuerung , fowie für die Wtegelung ve 
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tivilrechtlichen Verhaliniſſe der Niedergelaſſenen maßgebend ſein follen. Urt. 42. 
Jeder Kantonsbürger iſt Schweizerbürger. Als folder Tann er bei allen eid⸗ 
gendffiihen Wahlen und Abſtimmungen an feinem Wohnfig Antheil nehmen, 
nachdem er fih über feine Stimmberehtigung gehörig ausgewieſen hat.- Ries 
mand darf in mehr als einem Kanton politiiche Rechte ausüben. V. Er- 
werb des Schweizerbürgerrechts. Art. 43. Zweiter Abjag. Auslän« 
der, welche Aufnahme in das Schweizerblürgerrecht verlangen, haben zuerft 
die Ermächtigung des Bundesraths nachzuſuchen. Die Prüfung diefer Behörde 
beſchränkt fih auf die Verhältnifie des Befuchitellers zu feinem bisherigen 
Staatsverband, und es jol die Ermächtigung ertheilt werden auf den Nach⸗ 
weis, daß diefer Verband mit der Ertheilung des Schweizerbürgerrecdhts gelöft 
it. Ohne Vorweis diefer Ermädtigung darf kein Kanton einen Ausländer 
ins Rantonsbürgerrecht aufnehmen. VL Recht zur Ehe. rt. 48a. Das 
Recht zur Ehe wird unter den Schuß des Bundes geftellt. Daſſelbe darf 
nicht beſchränkt werden aus dkonomiſchen Rückſichten, oder aus Rüdfiht auf 
das bisherige Verhalten, oder aus andern polizeilihen Grlinden. Die in 
einem Kanton nach feiner Geſetzgebung abgeſchloſſene Ehe ſoll im Gebiete der 

x ganzen Eidgenofienihaft anerlannt werden. Durch den Abſchluß der Ehe er⸗ 
wirbt die Frau das Heimathsrecht des Mannes, Durch die nachfolgende Ehe 
der Eltern werden vorehelich geborne Kinder derjelben legitim. Jede Erhe⸗ 
bung von Brauteinzugsgebüihren oder andern ähnlichen Abgaben ift fernerhin 
unzuläfig. VIL Religidfe Verbältniije Art. 44. Die Gewiſſens⸗ 
freiheit wird gewährleiftet. In der Ausübung der bürgerlidjen oder politi« 
chen Rechte darf niemand des Glaubensbekenntniſſes willen beſchränkt, oder 
zur Vornahme einer religidjen Handlung verhalten werden. Riemand if 
gehalten, für eigentliche Cultuszwecke einer Confeſſion oder Religionsgenoiienjchaft 
Steuern zu bezahlen. Das Glaubensbekenntniß entbindet nicht von der Er» 
füllung bürgerlicher Pflichten. Art. 44a. Die freie Ausübung des Gottes⸗ 
dienftes ift innerhalb der Schranken der Sittlichkeit und der Öffentliden Ord⸗ 
nung jeder Religionsgenofienfhaft im ganzen Umfang der Eidgenoſſenſchaft 
gewährleifiet. Den Kantonen, wie dem Bunde bleibt vorbehalten, für Hand» 
babung der Bffentlihen Orbnung und des Friedens unter den Gonfelfionen 
Die geeigneten Maßnahmen zu treffen. Urt 53. Zweite Abtheilung. Auch 
kann Riemand verhalten werben, fich in Eheangelegenheiten einer geiftlichen 
Gerichtsbarkeit zu unterzichen. Art. 64. Im erften Abjag werden die Worte 
„weltlihen Standes” geftrihen. VII. Rechtseinheit. Art. 59a Es 
ſollen durch Bundesgefeke für die ganze Schweiz einheitlich verorbnet werden: 
1) die Rechtaverhältniſſe des Transports und der Spebition von Perjonen 
und Waaren; 2) die Vorſchriften über die Beflimmungen der Gewähr der 
Biebhauptmängel; 3) die Beſtimmungen über den Schuß des ſchriftſtelleriſchen 
und kunſtleriſchen Eigenthums. Urt. 59b. Die Bundesgefehgebung kann wei- 
ter ausgedehnt werben auf dem Gebiete des Obligationen- und Concursrechts, 
ſowie auf die einheitlide Rormirung des Schulobetriebverfahrens. IX. Dr» 
ganifation und Eompetenzen des Bundesgerihts. Art. 97. Zwei⸗ 
ter Abſatz. Die Mitglieder des Bundesraths und die von ihm gewählten Bes 
amten konnen nicht zugleich Mitglieder des Bundesgerichts fein. Der Bundes⸗ 
gefeßgebung bleibt vorbehalten, zu beflimmen, welche eidgenöſſiſchen oder Tane 
tonalen Functionen mit der Stellung eines Bundesrichters unvereinbar find. 
Art. 99. Die Mitglieder des Bundesgerichts werden aus der Bundestafle ent 
Ihädigt. Art. 105. Das Bundesgericht urtheilt im ferneren über Verlegungen 
verfafjungsmäßiger Rechte, jowie von Goncorbatsbeflimmungen, foweit die 
daherigen Beſchwerden ihm durch die Bundesgefeggebung zur Entidheidung 
zugewieſen werden. Derartige Beſchwerden find vom Bundesgericht in jum⸗ 
mariſchem und ſchriftlichem Berfahren unentgeltlich zu erledigen. 


4. Juni. (Genf) Der Gr. Rath genehmigt in britter Lejung ben 
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Gefebentwurf betr. Abänderung der Wahlordnung mit 49 ar: 
33 Stimmen. Die rabicale Partei bekämpft ben Antrag aufs Fx“ 
tigfte, indem fie bie Maßregel ein ſchreiendes Unrecht gegen *: 


" und ihre Verbammung zu permanenter Minderheit nennt. 


Der Entwurf theilt die Stadt Genf, wo die radicale Partei feit Jobte 
regelmäßig unterlegen ift, in zwei Gollegien und verichafft derſelben Padarı 
einige Ghancen. Er theilt ebenfalls in zwei den Wahlkreis des linken Lies. 
wo der Radicalismus herricht, und räumt dadurd dem Ultramontanisx.: 
die Möglichkeit ein, einige Wahlen durdygufegen. Das Collegium des reden 
Ufers wird faft unverändert erhalten; nur werden darin zwei Abftimmun:: 
orte feftgefett, damit die Wähler nicht nöthig haben, einen jo weiten Weg :2 
maden. Vie Zahl der Deputirten wird von 104 auf 86 vermindert laut: 
1000 Einwohner trifft ein Abgeordneter), und jeder der fünf Wahlkreiſe t:: 
eine gleihmäßige Anzahl zu wählen. | 


4. Juni. Zwiſchen ben Arbeitgebern ber Baugewerke und den Arbeitirı 


20. 


bricht neuerdings ein fehr erbitterter Etreit aus. Bon einer er: 
derung zunädjt bloß der Gypſer nehmen bie jämmtlihen 33 Wei— 
fter der Baugewerke Anlaß, nit nur bie Forderung der Errie 
rund abzufchlagen, fondern durch Maueranſchlag zu erklären, 

daß, wenn die Gypſer nicht bis am 9. Juni an die Arbeit zurückgekehrt 
find, fämmtliche Ateliers der Baugewerke geichloffen, aljo alle Arbeiter vom 
Baufache, über 5000 Samftags den 11. Juni entlafien werden. Die Pro 
clamation citirt aud die 88 46 und 57 der eidgendijiihen Berfalung, ver- 
Pac alfo indirect Auflöfung der Internationalen und Ausweijung ter 

rembden. 


Die Arbeiter proteftiren in einer großen Volksverſammlung gegcı 
bieje „ungerechte” Erklärung ber Arbeitgeber. 
»„ (&uzern). Der Gr. Rath genehmigt mit 50 gegen 41 Stim— 
men ben Antrag ber Regierung auf Nüdtritt vom Tiöcelanvertra: 
bez. des Prieſterſeminars in Solothurn. 
„ (Freiburg) Der Ctaatsrath ſucht durch eine PRroclamatiez 
bie fteigende Gährung im Bezirfe Murten zu beſchwichtigen. 
„» (Breiburg). Die Murtener Oroßräthe legen ihr Mandat nieker. 
„ (Genf). Sie Gyyſer unterwerfen fi ber Forderung ber Mei— 
ſter nich. Die ſämmtlichen Arbeitgeber der Vaugewerke made: 
Etrife. Gegen 5000 Arbeiter verlieren dadurch vorerft ihre kie- 
herigen Erijtenzmittel. 
„ (Freiburg). Eine große Volksverſammlung in Murten jprid: 
fih für Trennung vom Kanton Freiburg aus. 
»  Delegirte ſämmtlicher kirchlicher Reformvereine ber Schweiz ſuchen 
fih in einer Verfammlung in Olten über cine engere Organijatien 
zu verjtändigen. 
„ (Teffin). Ber Verfaffungsentwurf ber vom Gr. Rathe nieker: 
gelegten Commiſſion wirb vom Staatsratb mit wenigen Modifica— 
tionen acccptirt. 
»  Unterzeihnung einer Convention zwiſchen ber Schweiz und 
dem nordbeutihen Bunde, durch melde ber Ießtere dem Bertra:: 
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zwiſchen ber Schweiz und Sttalten vom 15. October 1869 Bez. Her: 
ftelung einer Eijenbahn über den St. Gotthard Beitritt. Die ur: 
ſprũnglich feftgefebte Frift für die Aufbringung ber Subfibien wird 
bis zum 31. Januar 1871 verlängert. 


20, Juni, (Freiburg) Der Bunbesrath lehnt das Begehren der Mur: 


28. 


tener, ihr Trennungsbegehren zugleich mit der Bunbesverfaffungs⸗ 
revifionsfeage an bie Bunbesnerfammlung zu bringen, ab und fcheint 
überhaupt ganz und gar nit geneigt, bie Beftrebungen ber Mur: 
tener gu förbern. 

„ (Graubünden) Der Sr. Rath nimmt ein Geſet bez. Pro⸗ 
greſſiv⸗Vermoͤgensſteuer und bez. Einführung einer Erbſchafts⸗ 
ſteuer an. 

» (Neuenburg) Der Gr. Rath erklärt ben Antrag auf Tren- 
nung von Etaat und Kirche mit 32 gegen 31 Stimmen für erheb⸗ 
lich, Ichnt dagegen ben Antrag auf Einführung einer Minoritäten: 
vertretung mit 51 gegen 30 Stimmen ab. 

„C(Teſſin). BZujammentritt des Gr. Rathe zur Behandlung ber 
Berfaflungsfrage. Der Bunbesrath ſchickt den Oberſten Heß als 
eidg. Kommiffär dahin, um für Vermittlung zwiſchen Cis⸗ und 
Transcenerinern thätig zu fein. 

„ (Freiburg). Die von der Regierung angeordneten Neuwahlen 
in ben Gr. Rath für ben Bezir! Murten können nidt ftattfinden, 
ba die Wähler nicht dazu erjcheinen. 


„(Teſſin). Gr. Rath: Verfafiungsberatfung. In Art. 22 ber 


neuen Berfaflung wird den Gemeinden das Wahlrecht ihrer Geift- 
lien garantirt. 


5. Suli. (Teſſin). Eine PVollsverfammlung in Lugano erflärt ſich 


T. 


bereits für eine Trennung bes Kantons in zwei Halbfantone. 

„C(Teſſin). Gr. Rath: Verfaffungsberatfung. Es wird be: 
ſchloſſen, dur die neue Verfaffung das Inftitut der Civilehe facul- 
tativ neben demjenigen ber kirchlichen Ehe zu fanctioniren. Bezüg⸗ 
lih des DVertretungsiuftems im Gr. Rath wird mit 60 gegen 
52 Stimmen beihlofjen, bas bisherige Syſtem beizubalten und mit 
58 gegen 49 Stimmen bie vorgeſchlagene neue Kintheilung des 
Kantons in 5 Bezirke verworfen und an ben bisherigen 8 feitge: 
halten. 52 Abgeordnete ber Transceneriner erflären dies für eine 


- Beleidigung ber Volksſtimme und verlafien den Saal. Die 


61 zurückbleibenden Gisceneriner fchreiten troßdem zur Entſcheidung 


"der Trage über ben Hauptort und mit 58 (genau bie gefeßliche 


Mehrheit 114 : 2 = 57 4 1 = 58) gegen 3 Stimmen wirb 
Bellinzona zum bleibenden Hauptort gewählt. Die von Bellinzona 
heimtehrenden Transceneriner werben in Lugano feftli empfangen, 
und von einer DVollsverfammlung wird jofort bie Trennung vom 
Kanton proclamirt. 

⁊0 
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8. Juli. (Teffin) Die im Gr. Rathe in Bellinzona verbliebene it 


10. 


14, 


putirten beichließen, die neue Berfaflung auf ben 11. Eat x 
allgemeinen Bollsabftimmung zu unterziehen. 

Gleichzeitig beihließen bie ausgetretenen Großräthe in Pur: 
mit allen gejeglihen und frieblihen Mitteln an ber Trennung t: 
Kantons feitzubalten, ihr Mandat durch ein Manifeft am das ::! 
nieberzulegen und am folgenden Sonntag in allen Gemeinden '.: 
li bes Cenere über das Trennungsbegehren abzuſtimmen, bat :: 
ftimmungsrefultat aber jowohl’ dem tejfinifhen Staatsrath als ?- 
Bundegrath zu übermitteln. | 


"» (Genf). Das vom Gr. Rathe angenommene Bahlreformrrer 
wird vom Volle in allgemeiner Abſtimmung verworfen: ba ©. 
Stimmenben zählen bie Rabicalen ca. 600 Stimmen mehr. | 


„ (Thurgau) Das Volk lehnt in ber Referendums-Abflimmz-; 
bie dem Kant sugemutbele Gotiharbs-Subvention mit 6892 gesa 
5618 Stimm... ıb. 


»  Bunbesverfammlung: Der Stänberath genehmigt mit 37 zer 
5 Stimmen bie Anträge bes Bundesraths bez. der Gottharbsbzt: 

„I. Die Bundesverfammlung der ſchweizeriſchen Eidgenofienjchaft nad Er 
fit der zwiſchen den Bevollmächtigten der ſchweizeriſchen Eidgenoffenichaft =: 
dem Bevollmächtigten der Egl. italienischen Regierung mit Ratificationsı:r 
halt abgejchlofienen Staatvertrag, d. d. Bern, 15. Oct. 1869, betreffend "7 
Herftellung einer Alpenbahn durch den Gotthard; der zwiſchen deufeite 8 
vollmädtigten in Bern am 26. April 1870 vereinbarten Zujagartifel zu - 
gem Bertrage; der zwifchen dem Bevollmächtigten der ſchweizeriſchen Eiicr-> 
ſenſchaft und den Benollmächtigten der kgl. italienifchen Regierung md :* 
norddeutſchen Bundes abgefchlofienen Lebereintunft, d. d. Berlin, 20. * 
1870, betreffend den Beitritt de8 nordbeutihen Bundes zu dem zwiide © 
Schweiz und Italien abgeſchloſſenen Staatsvertrag vom 15. Oct. 1863: 1 
hierauf bezügliche Botichaft des Bundesrathes vom 30. Yuni 1870 beidıt 
1) Es wird dem erwähnten Staatävertrage vom 15. Od. 1869 famet ’e 
Zufagartifeln dv. 26. April 1870, fowie der Webereintunft v. 20. Inni 1°” 
die Genehmigung ertheilt; 2) der Bundesrath wird erft dann zur Au 
lung der Ratificationsurfunden jchreiten, wenn die ganze von der Schweij ir 
nommene Subvention von 20 Mill, Francs durch bindende Berpfiictr:= 
Dritter vollftändig gededt fein wird; 3) der Bundesrath wird ermädtict. 7 
jpäter abzuſchließenden Vorkommniſſen mit andern Staaten über deren far 
zum Staatsvertrag vom 15. Oct. 1869 die eigene Ratification zu erthe 
jofern diejelben feine von dem erwähnten Vertrag abweichende Betimmer:“ 
enthalten; 4) der Bundesrath wird eingeladen, über die Fragen ber Urzc’ 
barkeit von Differentialtarifen im internen und im jchweizeriich- auslänvide 
Verkehr bei Anlaß feiner Vorlagen über das Pofulat vom 4. Juli IN 
betreffend die Bundeßcompetenzen in Saden des Eiſenbahnbetriebes Be: 
zu erflatten und Anträge vorzulegen; 5) der Bundesrath ift mit ber au 
ziehung diefer Beihlüffe beauftragt.” „IL Die YBundesverfammiung d 
ſchweizeriſchen Eidgenofjenjchaft nach Einficht der Verpflichtungkſcheine der Kur 
zerifchen Gentralbahngefellihaft und der ſchweizeriſchen Rordoftbahngefel‘s-” 
für die don ihnen übernommene Subvention an das Gotthard - Unternchze, 
d. d. 21. und 23. März 1870, und der bezüglichen Beſchlaſſe des Vurdes⸗ 
raths dom 30. Juni 1870 — in Ergänzung der Ratificationsbeichläk m 
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den Gonceifionen der genannten Geſellſchaften — beſchließt: 1) Infofern der 
Bund auf den 1. Mai 1888 den NRüdfauf der fchweizeriihen Nordoſt⸗ oder 
der jchweizerifchen Sentralbahn, oder beider erflärt, gelten in Bezug auf die 
Subventionsfumme, welche diefe Bahnen auf Grundlage des ſchweizeriſch⸗ita⸗ 
lieniichen Vertrags v. 15. Oct. 1869 an das Gottharb-Kifenbahnumternehmen 
bezahlt haben werben, folgende Beſtimmungen: a. Bei der nad) Maßgabe des 
Art. 2 de8 betreffenden Bundesbeichluffes vorzunehmenden Ausmittelung der 
Nüdlaufsiumme wird von dem Weinertrage der Durchſchnitisjahre derjenige 
Nettogewinn abgezogen, welcher den genannten Bahngejelliihaften aus dem 
dur die Eröffnung der Gotthardbahn erzielten Mehrverkehr entflanden jein 
wird. b. Ueber die nad diefem Grundſatz (Lit. a) feſtgeſetzte Rückkaufsſumme 
hinaus bezahlt die Eidgenoſſenſchaft den beiden Bahngeſellſchaften dasjenige 
Subventions-Gapital ohne Zinien, zu welchen fie fih dem Bunde gegenüber 
zu Gunften des Bottharbunternehmens verpflichtet, und inſoweit fie daſſelbe 
wirklich ausbezahlt haben. 2) Der Bundesrath ift mit der Vollziehung dieſes 
Beſchlufſes beauftragt.“ 


15. Julie. Bundesverfammlung: Der Bunbesrath verlangt von ihr bie 


16. 


18. 


ausgedehnteſten Vollmachten behufs Wahrung der Neutralität. 
„Bundesverſammlung: Beide Räthe genehmigen die vom Bundes⸗ 
rath geforderten Vollmachten behufs Wahrung ber Neutralität ein: 
ftimmig und ohne Discuſſion. 
„ Der Bundesrath richtet ein Schreiben an bie Mächte, in welchem 
das auf die neutralen Bebietstheile von Savoyen der Schweiz zuftehende Recht 
neuerdings zur Geltung gebracht wird, diejelben, wofern ſolches zur Sicherung 
der ſchweizeriſchen Neutralität und Gebietes nöthig erſcheinen follte, zu bejegen, 
zugleich aber auch die Berfiherung abgegeben wird, daß die in den Verträgen 
von 1815 bezeichneten Beſchränkungen jener Beredhtigung genaue Beachtung 
finden follen, und der Bundesrath ſich Hinfichtlich der Anwendung derjelben 
mit der franzöfiiden Regierung ind Benehmen fegen werde. 


„Baſel ift bereits von 10,000 Dann eibgen. Truppen befekt. 
Die Bundesverfammlung wählt ben eidgendffiihen Oberften Herzog 

(von Aarau) zum General und Oberbefehlshaber ber fämmtlichen 

aufgebotenen Truppen. 

„ Sowohl Frankreich al8 der norbbeutihe Bund anerkennen neuer: 

bings und ausbrüdlic die ſchweizeriſche Neutralität. 

„ Bundesverfammlung: Der Nationalrath genehmigt auch feiner: 

feits die Gottharbverträge nad bem Antrage bes Bundesraths mit 

88 gegen 16 Stimmen. 

„ Bundesverfammlung: Der Nationalratb beftellt eine Commiſſion 

für Prüfung ber Bundesverfafjungs-Revifionsanträge des Bundes⸗ 

raths. Schluß ber Bunbesverfammlung. 


19. Aug. Die Eonferenz der zur Didcefe Solothurn gehörigen Regie: 


rungen beſchließt: 

1) Der Stand Solothurn, als Vorort der Diöcefe, Hat Namens derfelben 
den Bundesrath auf die VBeichlüffe des gegenwärtigen Concils aufmerffam zu 
machen und ihn einzuladen, die geeigneten Schritte zu thun, Die Nechte des 
Staates und des einzelnen Bürger zu wahren. N) Es feien die übrigen 
katholiſchen und paritätiiden Kantone unter Kenntnißgabe des Schreibens an 
den Bundesrath einzuladen, auch ihrerjeit$ den Bundesrath zu geeigneten 
Maßnahmen zu veranlafien. 3) An den Biſchof ift gegen die Publication 
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des Beſchlufſes des Goncils, namentlich des Unfehlbarleits-Dogme’s in 
neter Weile eine Vorſtellung zu richten und ihn auf 5 — —* 
der Publication aufmerkſam zu machen. — Betrefff des Prieiker- Guss 
wird der Stand Solothurn beauftragt, ben Biſchof Darauf aufmerlier 7 
madıen, daß, falls er ein eigenes Priefler- Seminar zu errichten —— 
dies nach der Circumſcriptionsbulle und Urt. 8 des Biſthumsvertrages c 
Mitwirkung und Einverſtändniß der Didceſanftände nicht ftatthaft ſei 
Zuſchrift der Conferenz an den Biſchof von Bafel: „Bes 
Form betrifft, jo tönmen wir das Goncil, wie es fi$ bis jet gefaltet m 
nicht als ein freies beumeniſches Eoncil anerkennen und Darum feinen Er 
fchlüffen feine Giltigkeit beilegen. Den Bätern des Concilß wurden bie Hamm 
gegenflände der Berathung nit behufs Vorbereitung zum voraus mitgeihe. 
Dur die Geſchäfisordnung, die ‚nicht auß einer freien Schluhnahme der Ler⸗ 
ſammlung hervorging, wurde eine freie Debatte in den Sigungen in zuende: 
Weile gehindert; viele Mitglieder binderte theils ihre Abhängigkeit. in der ix 
fih beim Goncile befanden, theil3 der auf fie ausgeübte Drud an ber ker 
Uußerung ihrer wirklihen Meinung, und von den bisherigen Erlafien wur 
erade die wichtigften Beſchlüſſe nicht mit moraliſcher Einfimmigteit ect 
as den Inhalt der bisherigen Beihlüffe betrifft, jo können wir inSbeiozier 
dad Dogma von der perjönlichen Unfehlbarkeit des Papftes ohne Mitwirtrr: 
der Kirche oder des Concils vorerſt als eine in der hl. Schrift micht begttee 
dete, ſowohl der Tradition als unjerer bisherigen katholiſchen Religion wirc- 
jprechende neue Lehre nicht anerkennen. Ramentlih auch von anferem Ein 





puntt als Republilaner aus, welchen Standpunft ja auch der Bildef 2: 


Baſel nad) öffentliher Erklärung bei feiner Stellung auf dem Goncil für #3 
in Anſpruch nahm, müfſen wir das autofratiide Princip, daß ein Marid 


von ſich auß über Glaubens⸗ und Sittenlehren für die geſammte Tatheliice 


Chriftenbeit bindende Enticheivungen zu geben befugt fein jolle, als ein falis:s 
verwerfen. Einer ſolchen rüdwärts ſchreitenden Reformation des Katholigiiu:: 
gegenüber müſſen wir den alten, von unjeren Vätern geerbten Primcipien dei 
jelben unbebingt unjeren Borzug geben. Wir wollen bei unferer bisheric= 
Religion verbleiben.” Mit Rückſicht auf alles Angebrachte ſchließt die Suitr: 
mit folgenden Worten: „Wir fehen e8 als unfere Pflicht an, Ihnen, heie 
Herr Biſchof, den Standpunkt, den die Mehrheit der Diseefanftände in vier 
ernft ermogenen Angelegenbeit einnimmt, mit Obigem klar zu machen, ı: 
ſprechen die Erwartung aus, Sie werden in rihtiger Würdigung unter 
gegenfeitigen Berbältniffe von einer Beröffentlihung der bis jekt erfolcen 
Erlaffe Umgang nehmen. Sollten Sie aber gleihmohl die Publication c= 
ordnen, fo müßten wir ung diejenigen Maßnahmen vorbehalten, die ums bear 


vorgezeichnet find; es dürfte dann bei jo veränderter Sadlage auch bie Lebe: | 
eintunft über Wiebererrichtung des Bisthums Baſel von 1828 als eine fc 


uns wieder offene Frage an uns herantreten. Im Intereſſe des bisher ie 
friedigenden Einvernehmens zwiſchen geiftlihen und weltlichen Behörden, in 
Snterefie des Friedens und der Ruhe in unjerer Dideeſe hegen wir die Er⸗ 
wartung, daß wir nicht in die Lage geiegt werden, in diefer Angelegnhri 
unfere ftaatlihen Oberhoheitsrechte in weiterer Weile zu Rathe zu zichen.* 


24. Aug. Der Bunbesrath beantwortet bie Zufchrift ber Bajeler Diöcefar: 


conferenz dahin: 

„Schon bei Yormulirung feiner Anträge zur Bundesreviſion bat der Bar 
destath auf die hierarchiſchen Tendenzen, welche fih auf dem Goncil fan“ 
gegeben, Nüdficht und demgemäß eine grundfägliche Regufirung des Berküit: 
nifjeß von Staat und Kirche auf dem Boden einer beiderjeitigen freien fo 
wegung in Ausfiht genommen. In nicht ferner Zeit wird fi im Schock 
ber eidgendffiſchen Räthe die Gelegenheit bieten, diefe Fragen zu dißcutira 
und jodann die Entſcheidung des Scweigervoltes ſelbſt über die diesfärise 
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Schlußnahmen einzuholen fein. Sollten die Diöcefanftände, wie nicht ganz 
klar aus dem Schreiben der Regierung von Solothurn hervorgeht, noch vor» 
gängig jenen Schlußnahmen ein weiteres Einfchreiten des Bundesraths gegen 
einzelne Goncilsbeichlüffe verlangen, jo if der Bundesrath ganz geneigt, ige 
ragen einer näheren Prüfung zu unterftellen, ſobald ihm die Beichlüfie, 
gegen welche fein Einſchreiten verlangt wird, genau bezeichnet, die conftitutio- 
nelle Begründung für das Ginjchreiten angebracht und die verlangte Gegen» 
wmaßregel näher angedeutet wird,“ 


7. Sept. Eine Eonferenz in Olten beſchließt eine Aborbnung nad) 


17. 


Straßburg, um den Greiſen, Grauen und Kindern ber Belagerten 
ein Aſyl in der Schweiz anzubieten. 

„ Der QBundesrath anerkennt bie am 4. be. Mis. in Frankreich 
wieber bergeftellte Republik. 

„ (Zeifin) Conflict zwifgen dem Staatsraih und bem Gr. 
Rath des Kantons: die Großrathsmehrheit hat den nur einmal be: 
rathenen neuen Berfafjungsentwurf zur Bollsabftimmung ausgejchrie: 
ben, während ber Staatsrath gemäß ber no in Kraft beitehenben 
alten 2erfaffung vorher eine zweite Berathung verlange Der Buns 
besrath beichliegt bie Abordnung eines eidgenöfliihen Commiſſärs ins 
Teſſin, und zwar in bem Einne, einer Trennung des Kantone in 
zwei Häljten möglichſt entgegenzuarbeiten. 


. Det. Der Bunbesrath ermächtigt ben ſchweizeriſchen Eonful in Lyon 


zu Abgabe folgender Erklärung bez. Nordſavoyen: 

„Die franzöfiiche Regierung hat allerdings die im Geifiongvertrage von 
24. März 1860, Art. 2, übernommene Berpflihtung, ſich mit der Schweiz 
über Garantien zum Schub ihrer Rechte zu verftändigen, nicht erfüllt. Es 
ift daber erklärlich, daß einzelne jchweizeriiche Prekorgane dieſes Verhältniß 
zur Spradhe gebracht Haben. Da die Prefle in der Schweiz ganz frei ift, jo 
erwächſt dem Lande jedoch aus ſolchen individuellen Aeußerungen feinerlei Ver⸗ 
antwortlichleit. Was die Bundesbehörden anbelangt, jo haben ſich diefelben da⸗ 
mit begnügt, in ihrer Neutralitätserflärung die bezüglichen Rechte der Schweiz 
zu wahren, und auf eine bezüglidhe Rückäußerung der frühern kaiſerlichen Re⸗ 
gierung die Zuverfiht zu erkennen zu geben, bei einem gegebenen Anlaß dieſes 
Berhältniß in freundſchaftlicher Weile neu zu ordnen. Dagegen hat der Bun- 
desrath either weder bei Frankreich noch bei einer andern europäiſchen Macht 
irgendwelche ſachbezügliche Reclamationen erhoben. So wlünfchenswertb auch 
eine Neuregulirung dieſes Verhältnifjes iſt, wozu fi) in der {Folge eine paſ⸗ 
jende Gelegenheit ſchon finden wird, fo Liegt es doc in keiner Weile in den 
Abfichten des Bundesrat, aus der jekigen Rothlage Frankreichs irgend« 
welden Ruten für die Schweiz zu ziehen.” 

„ Die nationalräthlide Commilfion für Prüfung ber Bundesrevi⸗ 
fionsanträge beichließt, vorerft bie Angelegenheit zu verſchieben, da⸗ 
gegen bie einzelnen Materien an vier Sectionen zur Vorprüfung zu 
vertbeilen. 

„ (Sraubünden). Die ber Volksabſtimmung zu unterftellenben 
ſog. Recapitulationspunfte betreffen das Eteuergefeß, die Erbſchafts⸗ 
fteuer, die Abſchaffung ber Gemeindeagung und einen neuen Civil: 
progeß. Der Termin für die Abftimmung barüber wirb bis zum 


März 1871 erftredt. 
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Blynehr. 


27. Dct. Die Solothurner Diöcefanconferenz beſchließt, 


28. 


an den Biſchof ein Schreiben zu richten, toorin fie ſich bes Gutfehierie | 


verwahrt gegen defjen einfeitiges Borgeben bezüglich der von ihm: beabkir;= 


Errichtung eines Priefter-Seminars. Ferner wird eine Commmilken emwi:: 


welde die Frage zu prüfen und zu begutadhten bat, wie die Raatliden I 
und Intereſſen der Didcefanflände gegenüber den geiftlihen Behörden mi 
inslünftig auf dem Wege gemeinfamen Vorgehens Iräftig und erfolgrut > 
wahrt werden können, wobei namentlich auch die Frageri geprüft werden ka 
über & ) die NRevifion des Grundvertrages; b) die Anregung eines jdmerrr. 
ſchen Ergbistgums bei der nächſten Bundeßrebiflon; c) die Unregung e=ı 

latholiſchen iheologiſchen Bacultät in Berbindung mit einer eidg. Univerkiä 


„CTeſſin). Die eidgenöſſiſchen Commifjäre verlangen in erfe 
Linie von ben Sübcenerinern bie Vornahme von Erneuerungswalle 
in ben ©r. Rath für bie am 7. Juli Ausgetretenen, und richter 


eine Proclamation an das gefammte Teffiner Volk, in ber fie ft | 


fehr entfhieben gegen jebe Theilung bes Kantons ausſprechen. 

„» Die Regierung von Züri verjagt einem Hirtenbriefe bes Ft 
ſchofs von Chur ganz, biejenige von Glarus wenigftens theilwere 
bas obrigfeitliche Placet. 


4. Nov. (Teifin) Die Großratbswahlen füblih bes Genere werten 


13. 


14, 


18. 
24. 


vom Staatsrath im Einverftänbnig mit ben Bumbescommiffären vom 
6. auf ben 13. d. M. vertagt, um inzwiſchen nochmals eine Be: 
mittlung verſuchen zu können. 
„CTeſſin). Die eibgendffifde Vermittlung bat zu keinem Re 
fultate geführt: bie GSübceneriner verweigern bie Bornahme be 
Großrathswahlen. 
„ (Senf). Großrathswahlen: ſeit 8 Jahren fiegen in denſelben 
zum erften Mal wieder bie Nadicalen und zwar in ganz übermie 
gender Weile, indem fie in nicht weniger ale 78 von 104 Wahlen 
ben Sieg bavon tragen. Die Regierung gibt fofort in corpore 
ihre Demiffton ein. 
„ Der Bunbesrath beſchließt die Dornahme ber erforberlicden er: 
arbeiten für eine allfällige Belegung bes teſſiniſchen Untercenere. 
„ {üri) Der Landrath beſchließt: 
1) Der Landrath im Namen des Volles von Uri erhebe und erfläre Brotei 
genen die durch die Tgl. talieniiche Regierung mit Waffengewalt vollzog: 
rt widerrechtliche Befignahme von dem Staatsgebiete des Papftes; 2) ii 
im Namen des Landes Uri eine Sympathieadrefie an den heil. Vater abzw 
jenden; 3) fei an den hohen Bundesrath zuſchriftlich das I37 zu ſtelles. 
ſich Namens ger latholiſchen Bevdllerung der Sch für bie }iebereinfehug 
des Papftes in feine weltliche — bei ſich darbietendem geeigneiem Un 
laſſe zu verwenden. 
„EFreiburg). Der Gr. Rath billigt mit allen gegen 4 Stim⸗ 
men das bisherige Vorgehen ber Regierung in ber Murtener An: 
gelegenheit und beauftragt ben Staatsrath mit allen gegen 1 Stimme, 
energiſch über bie territoriale Integrität des Kantons zu wachen und kei 
den Bundesbehörden alle erforderlichen Schritte zum Schutze derjelben zu the, 
fals die Angelegenheit vor das Yorum des Bundes gelangen (ol & 


— — — — — - 
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Rimmig wird der Regierung nad) den Wunſche der Eommiffion der Auftrag 
ertheilt, für die demiffionirenden Großrathsmitglieder des Seebezirks neuer- 
dings Wahlen auszufchreiben und anzuordnen. Ebenfalls einflimmig endlich 
wird beichlofien, im Ramen der gejeßgebenden Behbrde des Landes eine Pro» 
clamation an die Venöllerung des Seebezirks zu erlaflen, um diefelbe an die 
Bande zu erinnern, welche die Gegend von Murten an den Kanton freiburg 
binden, fie gegen verfafiungswidrige Einflüffe zu warnen und fie einzuladen, 
den Abfichten der fouveränen Landesbehörde bezüglich des Eifenbahnbaues für 
den See⸗ und den Broyebezirt mit Vertrauen entgegenzulommen. 


28. Nov. (Teffin). Die Gemeinberäthe des teffinifchen Landestheils jen- 


feit8 bes Monte Cenere ftellen auf Grund bezügliher Beſchlüſſe der 
Oemeinbeverfammlungen bei ben Bundesbehörden folgende Begehren: 
1) Der Bundesrath möge die den eidgenöffiihen Eommiflären gegebene 
Inſtruction, betr. Androhung fofortiger Beſetzung der widerfpenftigen Kreiſe, 
zurädnehmen. 2) Er wolle über den Conflict zwijchen dem Staatsrath und 
einer angeblichen Mehrheit des Gr. Rathes Beſchluß faflen und thatſächlich 
wie rechtlich fefiftellen, ob in der Eitung vom 8. Juli wirflih eine erfte 
Leſung de Berfaffungsentwurfs zu Stande gelonmen je. 3) Er wolle ver⸗ 
fügen, daß jede künftige Wahl von Abgeorbneten in den Gr. Rath nach Ver⸗ 
hältniß der Vollszahl erfolge und bei allgemeinen Volksabſtimmungen die 
Zahl der Stimmgeber und nicht diejenige der Kreife maßgebend fei. 4) Er 
wolle die Trennung des Kantons in zwei Halblantone unter Vorbehalt der 
nähern Regelung der viesfälligen Berhältnifie anerfennen und der Bundes⸗ 
verjammlung vorſchlagen. 5) Falls der Bundesrath alle oder einzelne diejer 
Begehren abweiſe, jo wird dagegen jekt ſchon der Recurs an die Bundesver« 
Sammlung ergriffen und die Eingabe als an dieje gerichtet betrachtet. 


5. Dec. Eröffnung der Qunbesverfammlung. 


15. 
17. 


23. 


24. 


„ (Zeifin). Ein Decret bes Staatsrathé ſetzt bie Sintegral: 
erneuerung bed Gr. Raths auf ten 12. Januar 1871 an. 

„ Bunbesverfammlung: Der Ständerath befchließt einftimmig bez. 
ber Teifinerfrage: 

1) Die Einheit des Kantons Teifin ſoll unter allen Umftänden gewahrt 
bleiben, und e8 kann eine Trennung in zwei Halblantone, als mit den Inter» 
effen der Eigenoſſenſchaft und des Kantons felbft unvereinbar, nicht zugegeben 
werden. 2) Die Bundesverfammlung appellirt an den Patriotismus und die 
eidgendffiide Sefinnung der entzweiten Bürger Teffin's und ladet den Bundes- 
rath ein, zum Behuf einer dauernden Bacification dieſes Kantons einen neuen 
Vermittlungsverfuh anzubahnen und über deſſen Nejultat ihr Bericht und 
Antrag zu hinterbringen. Inzwiſchen bleibt die Entſcheidung über die anhän⸗ 
gigen Recurſe gegen die Beichlüffe des Er. Rathes, fowie die Bollsabftiimmung 
über den Berfaffungsentiwurf aufgeihoben. 

v„  Bunbesverfammlung: Der Nationalrath ſchließt ſich in der Teſſiner⸗ 
frage materiell den Beihlüffen des Stänberathes durchaus an: 

Ausſchluß der Möglichkeit einer Trennung des Kantons, Erneuerung bes 
Bermittlungs- und Verjöhnungsverfucdhes, und inzwiſchen Feſthaltung des 
status quo; einzig wänjcht er durch eine Redactionsänderung der gejeglichen 
Autorität im Kanton Teſſin die Möglichkeit offen zu laſſen, von fi aus eine 
Berichiebung der Volksabſtimmung vom 8. Januar über die neue Berfafiung 
zu decretiren, während der fänderäthliche Beſchluß diefe Verſchiebung direct 
bon Bundes wegen anorbnet. 

„  Bunbesverfammlung: Der Stänberath hält in ber Tejlinerfrage 
an feinem Beſchluſſe feit: der Nationalrath gibt nah. Schluß ber 
Bunbesverfammlung. 





7. gelgien. 


18. Febr. Wiederzuſammentritt der Kammern. Tie Regierung legt kır 


22. 


24. 


IL Kammer das fo lange verihobene, von ber Rechten jo fchr :c: 
fürdhtete Geſetz über die Verwaltung bes Kirchenvermögens (der iey. 
Kirhenfabriten) mit einer für bie Rechte fehr beruhigenden Cr: 
Märung vor. Diefelbe erklärt fi jo auch einverflanden wit bem 
Geſetz. | 

„ Die O. Kammer nimmt das Gefeb über die Kirchenfabriken mit 
86 gegen 8, ber Senat mit 33 gegen 1 Stimme an. 

„ NH. Kammer: Die Regierung legt ihr ben Entwurf eines Miniſter⸗ 
verantwertlichleitägejehe® vor, durch welches erit jet nah 40 Jahrea 
Art. 43 und 44 ber Verfafjung zur Ausführung kommen. 


4. März. Cine Anzahl hervorragender Mitglieder ber liberalen Bart: 


18. 


erlaffen einen Aufruf an biele, in bem fie energiſcheres Anſtrebea 
einer Ausdehnung des Wahlrechts, obligatoriihen Scdyulunterricii, 
Aenderung ber Eteuergejeßgebung, Reform bes Heerweſens, Revifica 
bes Geſetzes über bie geiftliden Pfründen und anderer Geſetze vcı 
Seite der Liberalen Partei ale bisher verlangen. 

„ Der Senat genehmigt mit 28 gegen 23 Stimmen bie vom 
Minijterium vorgelegte Wahlreform, welde ben Cenſus nur unbe: 
beutend herabfebt, namentlich für diejenigen, welche gewiſſe Schulen 
befucht haben, denſelben Bis auf bie Hälfte, bie zum Minimalbetrage 
von 15 Tr. ermäßigt. 


24. Mei. Die Erneuerungswahlen ber Provinzialräthe fallen überwiegend 


25. 


zu Gunſten ber Liberalen aus. 
„ Der Langrand'ſche Orédit foncier international wird vom San 
delsgericht für fallit erflärt und gleichzeitig ber Seraußgeber bei 
Sournal® „La cote libre“ freigefproden. 

Derfelde war angeklagt, den Generalprocuretor Bavay und den U. Ir 
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eurator Hody, beides eifrige Clerikale, verleumdet und beleidigt zu haben, in« 
dem er in feinem Blatte behauptete, fie hätten in der Angelegenheit der Banken 
Rangrand die Unterſuchung nicht ernflih ausgeführt und dadurch Langrand 
Zeit verſchafft, fih aus dem Staube zu machen und der gebührenden Strafe 
zu entgehen. Der Prozek erwies, daB jämmtliche Banken, die Langrand, der 
fih der Protection der clerilalen Parteien nit bloß in Belgien, jondern 
in ganz Europa erfreut hatte und fogar vom Bapfte in den Grafenſtand er- 
hoben worden war, unter verſchiedenen Titeln errichtet, ein Schwindel im 
größten Mosftabe geweien jeien, und daß Langrand fich vielfach der Fälſchung 
und des Betruges jchuldig gemacht habe. Die genannten beiden Beamten 
woliten e8 jedoch nicht fehen, weil eine ganze Weihe der hervorragendſten Führer 
der cleritalen Bartei in Belgien bei den Unternehmungen mit großen Eummen 
betheiligt war. 


8. Juni. Der Generalprocurator de Bavay und ber Procurator Baron 


14. 


Hody werden vom Juſtizminiſter ihres Amtes entſetzt. Die cleri⸗ 
kalen Blätter ſchlagen darüber einen gewaltigen Lärm auf. 


„ Ergänzungswahlen zur I. Kammer. Niederlage der Liberalen: 
bie künftige Kammer zählt 63 Clerikale und nur 61 fiberale. 

Tie 124 Mitglieder der OH. Kammer zerfielen bisher in 73 Liberale und 
51 Clerikale. Die Zahl der in Erneuerung fallenden Abgeordneten beläuft 
fih auf 43 Liberale und 18 Elericale, welche zuſammen 19 Wahlbezirke vers 
traten, Run werden neu gewählt 31 Xiberale und 30 Clerikale. Die erfteren 
büßen alſo 12 Sige ein, die den Clerikalen zu Gute fommen, jo daß 63 Ele 
ritale 61 Liberalen gegenüberfichen. Die Majorität hat ſich aljo von der 
Linken zur Rechten gewendet und nad einer 13jährigen liberalen Verwaltung 
das Wiederauftreten eines clerifalen Minifteriums wo nicht unumgänglich her» 
beigeführt, doch wenigſtens ermöglicht. 
„ Tas Minifterium Frere-Orban gibt in Folge des Ausfalls ber 
Wahlen jeine Entlaſſung. 
„ Der König betraut den clerifalen Baron d'Anethan mit ber Neu: 
bildung bes Eabinete. 


9. Juli. Der „Moniteur belge* publicirt die Ernennungen Anethan’s 


8 


‚13. 


zum Minifter ber auswärtigen Angelegenheiten, Corneſſe's zun Qu: 
jtizminijter, Kervyn's be Lettenhove zum Deinifter des Innern, Tack's 
zum YTinanzminifter, Jacobs’ zum Minifter der öffentlichen Arbeiten 
und Guillaume’ zum Kricgeminifter. 

. Ein kgl. Decret verfügt die Auflöjung ber Kammer und orbnet 
bie Neumahlen auf den 2. Auguſt an. 

„Angeſichts der Differenzen zwiſchen Frankreich und Preußen trifft 
bie Regierung bereitd vorläufige Maßregeln zum Schub ber Neu: 
tralität bes Landes. 

„ Die Regierung concentrirt die Armee in Antwerpen und befegt 
die Grenzen gegen Frankreich und gegen Deutfchland. 

„ Sowohl Frankreich als Deutichland Haben erflärt, bie belgifche 
Neutralität achten zu wollen, doch beide mit dem Zuſatze, wofern 
fie auch vom andern geachtet werbe, 
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24. Juli. Malou wird zum Minifter ohne Portefeuille ernannt. 

25—30. „ Der norbbeutihe Bunbesfanzler enthüllt die franzäfifchen 
Gelüfte nah Belgien (ſ. Deutſchland). 

30, „ England tritt für die belgifche Neutralität und Selbftänbigkeit 
in bem bevorftehenben Kriege ein (ſ. England). 


2. Aug. Allgemeine Wahlen zur IL. Kammer und zum Genat. Reue 
Niederlage ber Xiberalen, neuer Sieg ber Clerikalen: bie @lerifalen 
zählen in ber II. Kammer, 2 fogen. Indepedenten inbegriffen, 73 
Stimmen gegen 51 Liberale, im Senat 33 gegen 29. 

3. „ Der Finanzminifter Tack wirb durch ben Dlinifter der öffentlichen 
Arbeiten, Jacobs, erjebt. 

8 „ Eröffnung ber Kammern. Die Thronrebe betont ben feften Ent: 
ſchluß Belgiens, feine Neutralität zu wahren. 

28. „ Da fih bie Kriegsereigniffe ber belgiſchen Grenze immer mehr 
näbern, fo wirb biefelbe fehr ſtark befebt. 


1. Sept. Eine ziemliche Anzahl frangdfiiher Truppen tritt bei Sedas 
auf belgiſches Gebiet über, wirb entwaffnet unb internirt. 

— „ Die Regierung bält fih ftreng neutral; die öffentliche Meinung 
fpricht fih dagegen unter dem Einfluß des franzöfiihen unb frau: 
zöfifirten Elements der Bevölkerung überwiegend zu Gunſten Yranf: 
reichs aus. 


2. Det. Die Ende Auguft aufgeftellte Obfervationsarmee wirb wieder 
entlaffen. 


9. Nov. Wiederzufammentritt der Kammern. Die Regierung legt ben- 
felben einen Gefehesentwurf vor behufs Ausdehnung bes Wahlrechts 
für Gemeinde⸗ und Provinzialwahlen. 


20. Dec. In Brüffel wird zum erften Mal feit 30 Jahren in Folge 
einer Spaltung unter ben Liberalen ein clerifaler Senator, be Me: 
rode, gewählt. 


8. HSolland. 
15. Jan. Die L Kammer lehnt das ganze Eifenbahnbubget für 1870 ab, 


10. März Die I. Kammer genehmigt ben Entwurf eines Agrargeſetzes 
für die oftindijchen Colonien, jeboh nur mit 41 gegen 36 Stimmen. 


6. April. Tie L Kammer genehmigt baffelbe Geſetz ihrerfeitS mit 25 
gegen 12 Stimmen. 


10. „ Die IL Kammer bewilligt bie von der Regierung für das Mi- 
Iitär geforderten Mehrkoſten. 


20. Mai. Die I. Kammer nimmt ben Gefetesentwurf bez. Aufhebung 
ber Todesſtrafe mit 48 gegen 30 Etimmen an. 


„ Die D. Kammer verwirft den ihr von ber Regierung vorgelegten 
Geſetzesentwurf betr. Regelung bes Ealmfifhfangs und damit den 
zwifhen ben deutſchen Aheinuferflaaten und Holland abgeſchloſſenen 
Bertrag bez. Regelung bes Rheinfiſchfangs. 


27. „ UI. Kammer: Die Regierung legt berfelben einen Geſetzesentwurf 
über die Landesvertheibigung und ben betreffenden Plan vor: 


Die Sejammtloften find auf 10,400,000 fl. veranſchlagt. Hievon follen 
jährlich etwa 1 Millionen zur Verwendung kommen, jo daß die in Ausficht 
genommenen Arbeiten in etwa 7 Jahren vollendet jein Tönnten. Die Ber» 
theidigung ſoll fi nad den Anſichten des Kriegsminifters, welche in einer den 
Entwurf begleitenden Denkſchrift niedergelegt find, auf denjenigen Landestheil 
beichränfen, der im Oſten durch die Gelder'ſche Yfſel und das Zwarte Water, 
im Süden dur die Waal, die Maas von St. Andries an, die Merwede 
und das holländifche Diez mit den davorliegenden Stellungen begrenzt wird. 
Die Bertheidigung an der Seefeite wird die wichtigſten Etabliffements und die 
hauptjählicäften von den Waflerflraßen ins Auge fafien, die in das Innere 
des Bandes führen und dur 5 Widderſchiffe, 11 Monitors, 24 Dampflanonen⸗ 
boote und mehrere Dampfbatterien unterftügt werden, die zum Theil mit 
Banzern verjehen werden ſollen. 


25. 
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29. Mai. IL Kammer: Die Regierung legt derſelben einen Geſetzesentwurj 
bez. Ausdehnung bes Wahlrechts vor, im Intereſſe ber fäbtiicen 
Bevölkerung gegenüber ber länblichen. 


1. Juli. IL Kammer: Die Regierung legt berjelben einen Gefchesent: 
wurf betr. Aufhebung bes Zehntens vor. 

15. „ Die Regierung erklärt fi in bem zwiſchen Frankreich und Dieutiä- 
land ausbrehenden Kriege neutral und bietet wejentliche Etrritkräjte 
auf, um bie Neutralität für alle Fälle wahren zu können. Die all 
gemeine Stimmung ift gegen Frankreich; nur bie conſervative umd 
bie ultramontane Partei find für bafjelbe. 


2. Sept. Die Ende Juli aufgebotenen Truppen werben wieber entlafien. 
15. „ Die I Sammer nimmt ben Gefebesentwurf bez. Abſchaffung ber 
Todesſtrafe auch ihrerjeits mit 20 gegen 18 Stimmen an. 

19. „ Eröffnung der Generalftaaten. Thronrede bes Könige. 


2. Nov. Die Minifter der Colonien, de Waal, des Auswärtigen, Roefi 
van Limburg, bes Kriegs, van Mulken und ber Juſtiz, van Litaar, 
geben ihre Entlaffung ein. Lange Minifterkrifis. 


Mitte Dec. Die Minifterfrifis ift noch nicht beendigt; bie Bilbung einct 
neuen Miniſteriums macht große Schwierigkeiten, ba biejenige eines 
liberalen Cabinets durch allerlei Spaltungen in ber Bartei erſchwert 
wird, diejenige eines conjervativen Kabinets aber eine Auflöjung ter 
Kammer nöthig machen würbe. 


19. „ I. Sammer: Eine Snterpellation des Abg. Kerften in Betreit 
einer Petition von Katholifen, welde bie Regierung um Schritte 
zur MWicberherftellung der weltlihen Gewalt des Papſtes erjuchen, 
veranlaßt eine längere Debatte. Der SKriegsminifter van Mulken 
als interimiftifher Miniſter des Aeußern erklärt, die Regierung könne 
nicht interveniren. Schließlich wird ein Antrag des Abg. Putte, tie 
Kammer möge erflären, Holland babe nit die Milfion, bie Fe 
walt des Bapftes wieder aufzurichten, mit 42 gegen 32 Etimmen 
abgelehnt, und ein anderer Antrag auf einfachen Uebergang zur 
Tagesordnung angenommen. 

24. „ Die I. Kammer genehmigt das Budget für 1871, lehnt aber 
bie von der Regierung behufs Dedung bed Defizits geforderte An: 
leihe ab. 


9, Bäncmark. 


4. Jan. MWiebereröffnung ber Reichstagsſeſſion. 


Das Reihstags-Bolksihing zählt Folgende Parteigruppen: die Partei des 
Dctober- Bereins (bauernfreundlich) mit 30, die Mittelpartei mit 27, die Partei 
der nationalen Linken mit 22, und die nationalsliberale Partei mit 13 Mit- 
gliedern. Die wenigen übrigen Adgeordneten, darunter die Minifter, haben 
fh freie Hand vorbehalten. 


| 11. März. Folkething: Der Kriege» und Dearineminifter Naslöff Iegt 


demfelben in geheimer Sitzung feinen Blan für einheitliche Verthei⸗ 
bigung des Landes durch Heer und Flotte dar. Der Eindrud na: 
mentlich auf die bäuerlide Majorität des Things ift Fein ungünftiger. 
Eine Discuffion findet nicht ſtatt. Die Negierung fcheint fi auf 
eine neutrale, ruhige, befenfive Haltung, lediglich zum Schutze ber 
Celbftändigfeit des Landes, beſchränken zu wollen. 


7. April. Follething: Beratung bes Bubgets, dritte Behandlung bes 


‚AT. 


triegsminifteriellen Budgets. Der bei ber zweiten Behandlung be⸗ 
reit8 abgelehnte, vom Kriegsminifter jedoch von neuem geftellte Vor⸗ 
ſchlag, betreffend bie Bewilligung von Mitteln zur Einberufung ber 
fog. „Verſtärkung“ zu Uebungen, wirb auch biesmal mit 55 gegen 
32 Stimmen abgelehnt. 

„ Der Kriegsminifter Raslöff, ber bie Abtretung ber meftinbifchen 
Inſeln an die Ber. Staaten vorzugsweife betrieben hatte, gibt feine 
Entlafjung ein, da ber Senat ber Der. Staaten ben biesfälligen 
Vertrag nicht ratifiziven will, 


3. Mai. Das Lanbsthing bewilligt feinerfeit® bie von ber Regierung 


7. 


geforderten, vom Folkething wiederholt abgeſchlagenen Mittel zur 
Einberufung der ſog. ‚Verſtärkung“ zu militäriſchen Uebungen. 
„Der Konig erläßt eine Proclamation an bie Bewohner der weſt⸗ 
indiſchen Inſel S. Thomas, durch die er von der Inſel wiederum 
Beſitz ergreift. 
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18—19. Mai. Folkething: Berathung bes ans bem Lanbetbing wicht 


berabgelangten Finanzgeſetzes. 

Die Differenz zwiſchen beiden Thingen betrifft faſt ausichliehlidh das W 
litärbudget. Die Minifter dringen energiih darauf, daß die vom Landkihe: 
sugeflandenen Mehrbewilligungen im ee aud vom Follethiag u 
ceptirt würden. Die Mittelpartei erflärt fi dazu geneigt, wenn Die Rem 
rung, namentlich der Minifterpräfident Graf Frijs fi verpflichteten, a:$ 
ferner am Ruder bleiben zu wollen. Graf Frijs Ichnt eine ſolche Werpi 
tung ab. ei der Abflimmung wird unter Ramensaufruf die Gimbernfuzs 
der Verſtärkungsmannſchaft mit 57 gegen 44, die Einberufung der Reere 
des 4. Jahrgangs fogar mit 62 gegen 39, die Bewilligung für Bellete: 
der erfigenannten Mannſchaft mit 51 gegen 39 Stimmen verworfen, ın: 
darauf das Tyinanzgeleg, daß nun wieder an daß Landsthing zurädgeht, ri 
91 Stimmen angenommen. Rod am Abend defielben Tages reicht das ger 
Minifterium dem König feine Entlafjung ein. 


„ Das Tolkething beſchließt, eine Abrefje an bie Krone zu richter 
„ Tollething: Die vorgeſchlagene Adreſſe wird mit 57 gegem 3} 
Stimmen angenommen. 

„ Bildung eines neuen Dinifteriums: Holftein-Holfteinborg,, Gen: 
feilspräfident; Roſendrn⸗-Lehn, Aeußeres: Haffner, interimiftiider 
Kriegs: und Marineminifter; Fonnesbech, Inneres; Krieger, Juftiz: 
enger, Finanzen; Hal, Eultus. 


1. Juli. Die Seſſion bes Reichstags wird burd eine kgl. Batidkat 


geſchloſſen. 
„Die Regierung entſchließt fi, von England und Rußland nat- 
brüdlih darauf hingewieſen, zur Neutralität in dem zwiſchen Frank 
rei und Deutſchland ausgebrochenen Kriege. 
„ Die Regierung erläßt eine Verorbnung behufs ſtricter Wahrunz 
ber Neutralität. 

Der Brinz v. Wales trifft zum Veſuch in Kopenhagen ein. 


4. Aug. Der franzöfiihe Herzog v. Cadore trifft in außerorbentlice 


7. 


12. 


Sendung in Kopenhagen ein, um Dänemark zu einer activen Unter: 
ftügung zu bewegen. 

Der Großfürft Thronfolger von Rußland trifft zum Belud in Kopen 
bagen ein. 

„ Der Herzog v. Cadore verläßt Kopenhagen, ohne etwas ausge 
richtet zu haben, wieber. 


412. Sept, Drla Lehmann f. 
3, Oct. Eröffnung bes Reichstags. Thronrede bes Könige. 


Das Folkething ernennt ben Bauernfreund Krabbe zu ſeinen 
Präfidenten; ber bisherige Präfident Bregenbabl bleibt mit 7 Etim: 
men Hinter bemfelben zurück. 
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: 5. Det. Folkething: Die Regierung macht bemielben Vorlagen bez. Auf: 
bebung der Fideicommiffe unb bez. Regelung bes Verhältniſſes zu 
Island. 

15. „ Folkething: Die Regierung verlangt von demſelben einen außer: 
orbentlihen Crebit behufs Armirung der gegen bie See gelegenen 
Forts der Hauptftabt und für Vervollfiändigung ber Kriegsmarine. 


30. Nov. Beide Thinge bes Reichstags einigen fi über den Geſetzes⸗ 
entwurf betr. Regelung bes DVerhältnifjes zu Jsland. 





10. Schweden und Horwegen. 


19. San. Eröffnung bes Reichstags. Die Thronrebe 


gibt der Landesvertretung anheim, die Berathung der Borlage über r-: 
Revifion der Unionsakte zwiſchen Schweden und Norwegen jo lange aur-: 
ſchieben, bis eine gleichzeitige Beratfung von Eeiten der Bertretung Ae-- 
wegens möglich fei. Dieſelbe kündigt ferner als die weſentlichſten Regierunc« 
vorlagen an: eine StaatSanleihe behufs Weiterentwidlung des Eifenbahane::: 
und eine dadurch erforderliche mäßige Steuererhöhung, die Verbeflerme x 
Löhnung der Indelta-Armee, fowie eine Vorlage, betreffend die Ueberführr-- 
der überzähligen jeewehrpfliätigen Mannſchaften in die Landarmee. 


47. Febr. Der Reichstag nimmt bie Vorlage bes Berfaffungsausjhun::. 


welche den chriſtlichen Difjidenten und den Sjraeliten bie Reihata:s 
wählbarfeit und bas Net, alle Staatsämter zu befleiden (au: 
genommen bie Minifterpoften) verleiht, an, in der I. Kammer mit 43 
gegen 18, in der II. Kammer mit 116 gegen 58 Etimmen, un: 
erklärt fi einitimmig für Verſchiebung ber ſchwediſch⸗norwegicen 
Unionsakte. 


30. März. Der Reichstag bewilligt das von der Regierung geierkert: 


Militärbubdget. 


414. Mai. Schluß bes Reichstags. Thronrebe des Könige: 


u... Die Reihsverfammlung, welche wir jegt abſchließen, wird in der 
Annalen ihren Pla unter denjenigen einnehmen, welche feine großen un 
durchgreifenden Beränderungen in der Etaatöverfaflung, oder in der bürger 
lichen Geleggebung bewirkt haben. In denjenigen Bunlten, in denen fi m::: 
Wunſche zur Veränderung erhoben haben, ohne daß gleichwohl der Meiste: 
unter fi hat zur Webereinfimmung und Klarheit kommen können, werke 
an die Regierung Forderungen eined Träftigen Eingreifen gerichtet. Id 
werde mich ſtets gewiſſenhaft beftreben, zur Vervolllommnung unferer Staers⸗ 
einrichtungen beizutragen. Durch bie Örundgefehveränderungen, beireffend dx 
Nechte, welche fremden Glaubensverwandten gebühren, haben wir einen ıv- 
widerleglichen Beweis der Berträglichkeit gegen Andersdenlende gegeben, die 
das ſchwediſche Bolt ſchon längſt gchegt hat. Das Budget iſt von euch ebre 
Erhöhung irgendeiner Stantsausgabe feftgeftellt worden. Dies hat midi ge 
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den tann Einjäräntungen in der bon mir geforderten Bj | 
* — u alte iparniffe Ob die —*— des —* 
in der Wirklichleit zu den von euch berechneten Beträgen ſteigen werden, kann 
nur die Zukunft darthun.“ 


. uni. Der Yuftizminifter Baron Geer, der Eultusminifter Carlfon 
und ber Finangminifter Ehrenheim nehmen ihre Entlaſſung und 
werben durch Adlerkreutz, Wennerberg und Waern erfekt. 


3. Juli. Schweden erlärt fih in dem zwiſchen Frankreich und Deutid: 
land ausgebrocdhenen Kriege für neutral, Die Strömung ber öffent: 
lihen Meinung ift überwiegend Frankreich günftig. 


2. Aug. Der König erhebt ben fog. Keinen Erebit behufs militärifdher 
Mafregeln zur Aufrehthaltung ber Neutralität. 


5. Nov. Der König befiehlt mit Rüdfiht auf die Erfahrungen bes 
gegenwärtigen Kriegs bie Ausarbeitung eines neuen Plans für bie 
beabjichtigte Armeereform. 


8. Dee. Die mit Nusarbeitung eine® neuen Armeereformplans beauf: 


tragte Commiflion hat ihre Arbeit vollendet: die Stellvertretung ift 
in bem neuen Plan vollftändig befeitigt. 


80 





11. Rußland. 


15. Jan. (Oſtſeeprovinzen). Der livländifhe Landtag beſchließt ein 
Adreffe für Anerkennung ber Lanbesrechte, eine wahre petition d 


rights, an ben Kaifer zu richten: 

„Nachdem Peter der Große das Herzogthum Livland bis zur äukerkr 
Niederlage deſſelben mit Krieg überzogen hatte, fchidte fi Se. f. Bkaj. ri“ 
dazu an, Livland als eroberte Territorium feinem großen Neich einzuter 
Ieiben, weil Allerhochſtdemſelben eine ſolche einfache Territorialerwei [ee 
innern und äußern Gründen nit opportun erſchien. Ge. Wai., der grr* 
Ezar, 308 es dagegen vor, dem völlig in feiner Gewalt fidh befindenden Lırx 
die Gapitulation zu gewähren, d. h. einen ftaatsredtliden Bact x 
Schließen, durch welchen einerjeit8 das Land fih freiwillig und umter Ari 
Bedingungen dem czarifchen Scepter für alle Zeit jubiicirte, während anker- 
eitß des Czaren Maj. die Aufrechterhaltung diefer Bedingungen ebene 
mmerwährende Zeit gelobte. Dieſer Pact ift in der Gapitulation von 17. 
und deren Eonfirmation don demjelben Jahr enthalten, wird im Nyfätr: 
Frieden vom Jahre 1721 gewahrt und beftätigt, hat in Form der ent 
chenden Documente in der vollen Sammlung der ruſſiſchen Reichsgeſege Ar’ 
nahme gefunden, ift von allen Monarchen Rußlands feierlihft anerkannt wer 
den, enthält die ganze Berfajlung und Redtsgrundlage Livnler:: 


und bildet gur Stunde nod die einzige Bafis des Raatzred: 


lihen Berhältniffes zur ruffiigen Krone. 

„Wiederholte Verſuche, diefe livländiſchen Berfaflungsgrunmdgefete = 
verlegen, find unter Anrufung der kaiſerlichen Huld und Geredbtigfeit =: 
Hinweis anf das garantirte Recht bereits im vorigen Jahrhundert abge⸗ 
wandt morden, und jelbft der radicale Verſuch, welden die Regierung ic 
Jahre 1783 durd die gewaltjame Einführung der Staathalterfgaftsverfat=-: 








machte, ward im Jahre 1796 duch Se, Maj. den Raifer Paul, unverct 


Iihen Andenkens, deBapouirt und die Verfafiung dur) unummundene Ur: 


fennung des capitulationsmäßig zugeflandenen Nedts in integrum refiita:r. 


Dur die Heilighaltung der Allerhöchſt beſchwornen Grundrechte erblühte der 
Land eine Entwicklung, wie fie demſelben unter den frühern (polniſchen zr\ 
ſchwediſchen) Herrſchaften nicht vergönnt war, weil von den Repräjentanten Tide 
Herrſchaften die angelobten Berfafiungsredhte verlegt wurden, und mil de 
Rechtsbruch auch die Rechtsunficherheit Platz griff. 

„Die Berfajjungsredte Livlands fierten den das Land vertrete 
ben Ständen bie Mitbetheiligung an dem Ausbau der localen Bejekgeber: 
und, wo bie Regierung einen ſolchen nad Maßgabe der Zeitbedurfniſſe jı= 
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Nutzen des Landes für angemeſſen hielt, waren es die Stände, die durch ihrer- 
ſeitiges Entgegenlommen den bedürfniffen entipradden; dies beweift eine 
Menge der wohlthätigften Inftitutionen im Sande, die diefem Weg ihre Ent⸗ 
ftehung verdanken. Bon diefer normalen Behandlung und Entwidlung Liv- 
Iands haben in den legten Decennien Abweichungen flattgefunden, weldhe eß 
der livlandiſchen Nitterfchaft, wenn fie nicht gewillt it, ihr Gewiſſen in unver- 
antwortlihfter Weife zu beſchweren, zur unabweislihen Pflicht maden, vor 
ihren erhabenen und gitigen Landesvater zu treten und vor Ew. k. Maj. mit 
folder Offenheit und adheit zu reden, wie fie nur im bingebendften Ver- 
trauen und in dem feiten Bewußtfein des guten Rechts wurzeln können. Das 
verfafiungsmäßige Recht Livlands, wie es noch zur Stunde Iebensträftig be= 
ſteht und durch keinen ſtaatbrechtlichen Act mobificirt if, war factiſch 
in dreifacher Beziehung durch Verordnungen der Regierung, die 
nicht auf verfaſſungsmäßigem Weg erfolgten, verlegt. 

„1) Es iR der evangeliſch-lutheriſchen Kirche in Livland durch 
die Capitulation vom Jahre 1710 B. 1 u. 2 (volle Sammlung der Reichs⸗ 
geieke) und dur den Nyſtädier Frieden vom Jahre 1721 P. 10 (ib.) die 
vollfte Freiheit und der griechiſch⸗orthodoxen Kirche die Gleichberechtigung mit 
derjelben garantirt worden, die nicht allein der damaligen Zeit angemeflen, 
fondern im Geifte der Gegenwart noch mehr begründet erſcheint. Dieſe Stel- 
Iung der evangeliſch⸗lutherijchen Kirche und ihrer Bekenner in Livland hat 
noch in der Neuzeit eine indirecte Anerkennung dadurch gefunden, daß die 
allgemeine Kirchenordnung für die Proteftanten in Rußland (Reichsgeſetze 
32. 11) für Livland mit Weglaffung der einleitenden Punkte 1—10 officiell 
publicirt worden, d. h. mit Weglaffung derjenigen Beftimmungen, welche die 
recte VBerlegungen der Rechte der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche in Livland 
enihielten. Nichtspefloweniger ift die Gewiflensfreiheit durch Geſetze, welche die 
freie Wahl des Belenntniffes mit ſchweren Eriminalftrafen bedrohen, vernichtet 
worden, ſowie die der evangeliichslutherifchen Kirche garantirte Gleichberech⸗ 
tigung dadurch verlekt worden, daß die Civiloberverwaltung in Livland, fich 
auf die in Livland nicht publicirten und nicht giltigen Beflimmungen des 
elften Bandes der Reichsgeſetze berufend, der evangelifch-Intheriichen Kirche 
eine unwürdige Stellung der Unterordnung anweiſt. 

„2) Durch den elften Punkt der Capitulation, durch den erfterem zu 
Grunde liegenden Urt. 5 des Priv. Sig. Aug. und durch daß Gouvernements⸗ 
ftatut vom Jahr 1728 if die Cinartigfeit aller Behörden in Liv— 
Iand, ohne Unterjchied deſſen, wie fie beiegt oder gewählt worden, anerfannt 
und dem Lande durch die Gapitulation P. 8 und Priv. Sig. Aug. B.4 x. 
nicht allein deutiche Obrigfeit zugefihert worden, fondern auch, daß alle gericht» 
lien Verhandlungen, biß in die Kanzlei der Oberverwaltung, in deutjcher 
Sprade „abgefabt und ausgegeben“ werden follen. In directem Wiberfprud 
zu diefem, gegenwärlig noch immer in voller Kraft beſtehenden, Verfafſſungs⸗ 
recht und unter Ausſchluß jedweder Betheiligung der Landesſtände, hat die 
Regierung willfürli die Behörden Livlands in jogenannte ron» und Landes» 
behörden getheilt, den erftern den Gebrauh der ruffiihen Sprade für die 
ganze Geſchäftsführung und den größten Theil der Correſpondenz obtrudirt, 
und damit nicht allein formell und materiell flricte gegen das Berfaffungsredht- 
gehandelt, fondern auch einen Zuftand herbeigeführt, der — je länger er fort- 
dauert — um fo fiherer dem Lande zum größten Unheil gereichen muß. 

„3) Es iſt endlich dur den PB. 5 des das Provinzialrecht cinfüh- 
renden Ulafes vom 1. Juli 1845 anerfannt und feftgefegt worden: „daß in 
Beziehung auf dieſes Provinzialreht der Dftfeegouverneinents — durch wel« 
I ebenjo wenig, al& durch das allgemeine Reichsgeſezbuch die Kraft und 

eltung der beftehenden Bejege abgeändert, jondern dieſelben nur in ein gleich“ 
förmigeß Ganzes und in ein Syſtem gebradht werden — die für den Fall 
einer Unklarheit im Weſen des Gefehes ſelbſt, oder aber eines Mangels oder 
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einer Unvollſſtändigkeit in feiner Darlegung vorgeſchriebene Ordnung der &- 


läuterung und Ergänzung dieſelbe bleibt, wie fie bisher beflanden hat.“” = 
Widerſpruch mit diefer NechtSanerfennung wird in folge des Senats-Ul: > 


vom 18. Sept. 1855, der Art. 2 in der Einleitung zum Provinzial: = 


der Regierung in der Art aufgefaßt, daß in Grundlage des Art. 5:2 
Reichsgeſetzes Bo. I Thl. 1 alle für das Reich erlafienen Geſetze auch c.: 
für Livland giltig angejehen werden jollen, wenn nicht eine Ba!:r: 


(Dberbehörden Conferenz fi) einftimmig gegen die Anwendbarkeit eimes ic’: | 


Boden entzogen." Hier folgt die Bitte aus den Händen dreier dazu Te: 


ter, eine ausführli motivirende Denkichrift entgegennehmen zu woln — 


Darauf fährt die Adreſſe fort: „Kaiferliche Majeſtät! Schwer hat die I: 
diſche Nitterfchaft mit fi) gekämpft, und ift ernftlih mit ſich zu Rathe aec:-- 
gen, bevor fie fich entichloß, den gezeichneten Stand der Rechtslage des ker: ? 
zu Ew. kaiſ. Maj. Kenntniß zu bringen. Sie fonnte nit anders, wotz ': 
noch den Anſpruch wahren, auf die huldvolle Anerfennung, die Ew. feiizi 
Maj. der Loyalität und PVerfaffungstreue der livländiſchen Ritterſchaft k:::: 
zu zollen geruht. Die Berfafjung ift es und die Treue, mit welcher Herrec: 
und Beherrichte zu derfelben ftanden, die eine fo erfreulihe Entwicklung 





möglichten, wie fie in Livland erblühte, und auf melde Herrſcher mt Er 


herrichte gleich ftolg fein Tönnen. Ebenſo fiher aber wie Berfaffungs r-: 


Sefinnungstreue zu Förderung des fittlichen und materiellen Wohle res!:- 


des unentbehrlich find, würde die fortgejegte Verlegung der Verfafſung ur: 
meidlich den fittliden und materiellen Verfall de Landes zu Folge bite 
Es tft keineswegs das ausſchließliche Streben nad Selbflerhaltung, we:.: 
der livländiſchen Nitterfchaft die Pflicht auferlegt, vor Ew. kaiſ. Ma}. r- 


in feiner eigenartigen Eriftenz und Entwidlung dem Gefammtreidye zu - 
lichem Nuten zu gereihen und einen andern unvergleihlih höhern Werts :r 
bieten vermag als den der bloßen territorialen Zugehörigkeit. 

„Bon der tiefften Beliimmerniß gedrängt und von dem feſten Glauben cr 
Em. Maj. wahrhaft Iandesväterlihe Huld getragen, wagt die Iivlänt:: 
Nitterfchaft die allerunterthänigfte Bitte: Em. kaiſ. Maj. wolle allergne:- 
geruhen, die Landesverfaſſung Livlands wiederherzufel::r 
Gott der Herr, der die Entſchließungen der Herrſcher und die Schickſale x 
Völker leitet, wolle Em. Maj. zum Heil de8 Landes fegnen und behüten* 


25. San. Eine neue Anleihe von 12 Mil. Pd. Eterl., angebli mic: 


zur Vervollſtändigung bes Kifenbahnneges beſtimmt, wird, = 
80 Proz. mit 5 Proz. Intereſſen aufgelegt, in Wefteuropa m:: 
bloß gezeichnet, ſondern überzeichnet, 

obgleich die ruffiihen Eijenbahnen zunächſt durchaus ſtrategiſchen met 
zu dienen beflimmt find, und feine einzige derjelben — mit Ausnahme := 


Spielbahn von St. Petersburg nad) Zarskoje⸗Selo — aud nur ihre Betrie+ | 


Toften bezahlt. 


141. März. (Oftfeeprovinzen). Der efthlänbifhe Landtag rié:e: 


gleich dem livländiſchen feine petition of rights an den Rx, 
worin er gleihfalg um ben Faiferliben Schub für die jErz 
behrohten PBropinzialz und Nationalrechte ber baltiſchen Provin:ea 
ittet: 
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‚Ew. Maj. getreue eſthländiſche Ritterſchaft, gedrückt von ſchweren Miß⸗ 
ſtänden der Gegenwart und erfüllt von banger Sorge für die nächſte Zukunft 
des Landes, wagt es, vertrauungsvoll ihrem Herrn und Kaiſer zu nahen, 
von dem allein fie, nächſt Gott, Schug und Hülfe zu erwarten hat. 

„Seitvem vor wenigen Jahren das Nationalitätsgefühl des rufliichen 
Volkes ih, unter der Führung einer feindlichen Preſſe, gegen alles nicht 
Nationalruffiiche gewandt hat, ift die Wirkung diejer Zeitfirömung in mehr 
fachen, ſpeciell für die Oftjeeprovinzen erlafienen Anordnungen zu Tage ge 
treten, welche die theuerſten Errungenſchaften unferer Vergangenheit, die höch⸗ 
ften Güter unjrer Exiftenz mit Vernichtung bedrohen. Die deutſche Sprade, 
jeit mehr als fechs Jahrhunderten mit dem Eultur- und Rechtsleben des 
Bandes unzertrennlich verbunden, foll prinzipiell zurüdgebrängt und den Ge» 
bieten des Öffentlichen Lebens immer mehr entrüdt werden. In zahlreichen 
Zweigen der Abminiftration, die mit dem täglichen Geichäfts- und Verkehrs⸗ 
leben ber Benölferung in engem Eonneg ftehen, ift die innere Gefäftsführung 
zujfifh geworden. Die Folge davon ift, daß aus den wichtigſten Verwaltungs» 
bebörden, wie namentlich) aus der Goupernenentsregierung, die einheimiſchen 
Beamten allmälich entfernt werden. An ihre Stelle find Beamte ruſſiſcher 
Rationalität, die mit der Sprache des Landes, mit den Iocalen Geſetzen, Ein⸗ 
richtungen und Berhältnifien nicht befannt find, aus verſchiedenen Theilen des 
Reihe berufen worden. Unter ihrem Einfluffe leidet fichtlich die Verwaltung 
des Landes. Die Benölterung fühlt mit tiefer Verftimmung, daß dieſer Per⸗ 
jonenwechfel nicht der Wohlfahrt des Landes dienen kann, daß für diejelben 
fremde, dem Intereſſe der Provinz feindlihe Motive maßgebend geweſen find; 
fie fieht, daß mannigfahe Maßnahmen der neuen Aominiftration direct gegen 
das deutſche Element des Landes gerichtet find, das zu allen Zeiten feit und 
treu zu jeinem Herrierhaufe und Ew. Maj. geſtanden bat, und immer ent» 
ſchiedener wird das Bemußtjein, daß der Zwieſpalt zwiſchen den Interefien der 
Bevölkerung und den Tendenzen der Iocalen Abminifiration von Tag zu Tag 
fi vergrößern muß. 

„Seit dem Jahre 1867 ift die baltifche Bevölkerung in bejtänbiger Unruhe 
erhalten worden durch Maßregeln im Gebiete des Schulmwejens und des höhern 
Unterrichts, welche in Verbindung mit den auch anderweitig hervortretenden 
Tendenzen erfennen lafien, daß Zwede verfolgt werden, die unter dem Vor» 
wande, die Erlernung der rujfiihen Sprade zu fördern, die Mutterſprache 
aus der ihr allein gebührenden Stellung verdrängen jollen. Unjere Schulen 
entiprechen bereit8 gegenwärtig dem Bebürfniß nad Erlernung der rujfiichen 
Sprade, foviel Schulen überhaupt im Stande find, eine Sprache zu lehren. 
Wenn aber die Beitimmung des Ukaſes vom 3. Januar 1850 über die 
Kronbehörden auf die Schulverwaltungen ausgebehnt, und die Regeln für die 
Geſchafisfuhrung und Correſpondenz derfelben auch auf diefe zur Anwendung 
gebracht werden, fo fieht fi daS Land einer Auffaſſung gegenüber, melde 
eine geordnete Schulverwaltung ſchließlich unmöglich machen muß. Der Ein- 
drang von Tendenzen in das Schulfach, welche feinem Weſen völlig fremd 
find, müffen in dem Maße, als fie weiter greifen, dieſes tief fittlihe Gebiet 
immer ſchwerer jhädigen. Es wäre damit die geiftige Berarmung der zu⸗ 
künftigen Generation beſchloſſen und der deutſchen Bevölkerung des Landes die 
traurige Gewißheit gegeben, daß fie mit ihrem ganzen Sein und Wefen, mit 
dem Rechte an ihrer eigenen Fortentwicklung dem Nationalitätsprinzip geopfert 
werden ſoll. Diefe tief in das geiftige und materielle Leben unſeres Landes 
eingreifenden Veränderungen find im Laufe der legten Jahre vorbereitet, bes 
ſchloſſen und theilweife bereit$ durchgeführt worden, ohne daß den verfafjungd- 
mäßigen Ständen der Provinz die Gelegenheit geboten worden wäre, an maß⸗ 
gebender Stelle ihre Meinung zur Geltung zu bringen. Selbfl die provin⸗ 
zielle Preſſe ift verurtheilt durd eine im Vergleih mit den übrigen Theilen 
des Reichs exceptionell ftreng gehandhabte Präventio-Eenfur, fi) ftumm gerade 
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den Tragen gegenüber zu verhalten, welche das Wohl und Wehe des Im 
am tieffien berühren. Ein drückendes Gefühl der Redhtsumnficherheit lat := 
allen ®emltbern ; wir fühlen, daß jeder Wugenblid neue Gefahr den kii’r 
Sütern unfers Landes bringen kann, ohne daß wir die Möglidkei k 
unjere Stimmen zu erheben zu ihrer Bertheidigung, weder in den Vercz 
nen der höhern Gefchgebungdorgane, no vor dem Tribunal der Biii.z: 
Meinung. Unter dem Einflufle diefer Berhältniffe und der durch fir ke 
nerufenen Stimmung empfinden wir es jhwerer denn je, Daß unfere Ler.:% 
kirche fi noch immer in einer gedrädten Stellung befindet. Bas Rei x 
vollen Belenntnißfreiheit ohne jeden Gewiſſenszwang iſt noch heute burd >. 
Criminal⸗Geſetzgebung des Reiches ernftlidh bedroht, und ſchwere Strafen fee 
auf der Bethätigung religiöfer Ueberzeugung dur Lehre, Belaunind ı 
kirchliche Umtshandlungen. Rur der perjönlidien Huld Ew. kaiſ. Ma; = 
wir e8 bisher zu danken gehabt, daß in manden Beziehungen eime mr. 
Pragis gewaltet hat. So dankbar wir diefe kai. Gnade anerfennen, fo ı 
beunrubigt e8 uns gerade gegenwärtig, daß die Bleichbereihtigung ac-ıı: 
Landeskirche noch immer nicht ihre Anerlennung in der Gejeggebung gefa:!r 
bat, daß die freie Bethätigung unferer religiöfen Ueberzeugung no im 
von weltlichen Strafen bedroht iſt. 


1 
| 


‚Raif. Maj.! In unfern Herzen lebt das feſte Bewußtfein, daß ale be 


hohen und heiligen Büter, um deren Schu wir gegenwärtig Em. ai. = 
flehen, unierm Lande für immerwährende Zeiten ohne alle Reſer⸗ 
vation feierlihft garantirt worden find, als es fh Dem Scerte 
Nußlands unterwmarf, und diejes Bewußtjein wird immer, wie auch die &:- 
gen ungünftiger Verhältnifie fein mögen, zu der Quche unjers Rechts zuräd- 
fehren, dem vertragsmäßig gegebenen Worte eine der größten Herrichet 
aller Zeiten. Die eſthländiſche Ritterſchaft beruft fi auf diefe ihre Red 
arundlagen, nicht um dem fortichreitenden Geift der Zeit mit der Waſſe auer 
Privilegien entgegenzutreten, wohl aber um unter allen Gefahren den fen 
ihrer hiſtoriſchen Errungenſchaften zu retten: 
„die Freiheit des religidjen Belenntniffes ohne allen Gewiflenspe:r‘ 


das Recht eigener Gortentwidlung auf den gegebenen Grundlagen beutiäc: | 


Rationalität, ein heim iſcher Verwaltung und Rechtsp 


„Ew. Maj. gehorſame eſthlandiſche Ritterſchaft a avast, in 


ſchränktem Vertrauen auf ihres Herrn und Kaiſers Gerechtigkeit und &:.) 
rüdhaltloß ihre Beſchwerden und Befürchtungen auszuipreden umd Eıta 
Ew. Maj. wolle die getreue Provinz in ihren Rechten ſchützen und vor Ur 
griffen bewahren.“ 


12. März, (Südweſtl. Gouvernements). Kin Faif. Ukas med: 
bie Einführung ber rufliiden Sprache in den katholiſchen Gotte: | 


bienft von bem Begehren ber einzelnen Gemeinden abhängig. Tea 


— — — — 


Generalgouverneur Fürſt Dondukow-Korſakow veröffentlicht barükı 


folgende Verordnung: 

„Se Maj. der Kaiſer wünſcht in der väterlichen Sorge Für feine treu 
Unterthanen ohne Unterihied des Religionsbefenntnifieß, daB diejenigen, melde 
die ruſſiſche Sprache, gieichviel in welchem Dialelt, als ihre Mutterfprade 
betrachten, nicht des Rechtes beraubt werden, dieje Sprache auch in Angelegen⸗ 
heiten ihrer Weligion zu gebrauchen, und bat daher allecHöhft zu befehlen 
gerubt, daß in den andersgläubigen Kirchen ſowohl die Predigten, als ker 
Ergängungs-Gottesdienft und die Gebete in ruſſiſcher Sprache gehalten werben. 
Inden ic) dieſen allerhöchften Willen den eingepfartten Andersgläubigen ber 
Gouvernements Kiew, Podolien und Volhynien kund thue, füge ich hinzr. 
daß diejenigen, welche Gebete und Predigten in ruſſiſcher Sprache hören 


wunſchen, darum nachjuchen lönnen, indem fie die desfallfige Föriftfihe Ci, 
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rung durch ihre Vocalbehörben am den Kreißrichter, Friedensvermittler, Gou⸗ 
verneur, oder au direct an den GeneralsBouverneur ſenden. Dergleichen 
Geſuche werden nach geſetzlicher Durchſicht ihre Befriedigung erhalten.“ 

Die kaiſerliche Verfügung bringt der polnifhen Vevölkerung 
Litthauens Teineswegs die gehoffte Ruhe, gibt vielmehr ben Beamten 
Veranlaſſung zu einer lebhaften Agitation, welche mit allen Mitteln 
dahin wirkt, die Gemeinden, ober auch nur Bruchtheile derſelben zu 
Betitionen um Einführung der ruffiigen Sprade zu beftimmen. 


9. März (DÖftfeeprovinzen). Ein eigenhänbiger kaiſerlicher Beſcheid 


Ichnt die auf Wiederberftellung der Belenntnißfreiheit, ber deutſchen 
Berwwaltung und ber Autonomie bes Landes gerichtete Abreffe ber 
livländiſchen Nitterfchaft vom Januar I. J. fehr kurz bahin ab: 

„Ba ſowohl die allgemeinen, als aud die localen Geſetze ihre Kraft nur 
von der fouperänen Gewalt entnehmen, fo ift die Livländiiche Nitterfchaft mit 
der in ihrem Geſuche auseinandergefegten Bitte entſchieden zurüdzumweiien nnd 
dieß um jo mehr, als diefe ſelbſt mit der Einleitung zum Provinzialcodeg 
nicht übereinſtimmt.“ 


Anf. April. (Nordweſtl. Gouvernements). Der Fatholifhe Decan 


25. 


Pietrowitſch in Wilna, beauftragt, den Ukas bes Kaiſers betr. die 
Einführung ber ruſſiſchen Sprade in den katholiſchen Gottesdienft 
der Gemeinde zu verlefen unb Gremplare bes ins Ruſſiſche über: 
ſetzten Rituals an diejelbe zu vertheilen, verbrennt Beides öffentlich 
und ermahnt feine Gemeinde vielmehr zu treuem Wushalten. Er 
wird ergriffen und zu Ichenslänglier Verbannung nah Archangel 
abgeführt. 

Außer dem Delan Pietromitich werden noch vier andere Geiſtliche der 
Erzdidceſe Wilna wegen ihres Widerflandes gegen die vom Erzbisſsthumsver⸗ 
weier Zylinsfi angeordnete Einführung des ruſſiſchen Rituals ihres Amtes 
entfest und nah Rußland in die Verbannung geſchickt, der Prälat Szyleiko 
in Wilna und die Geiſtlichen Rarkiewitſch, Zebrowski und Kledi. Die Ops 
pofition gegen die Ruffifizirung des Eatholifchen Eultus ift überhaupt eine jehr 
intenfive. Selbft nah Angabe ruifiiher Blätter gehören allein in der Erz⸗ 
diöcefe Wilna-Minst zur Oppefition fieben Ditgliever des Domcapitels, 
29 Dekane und über 600 Pfarrer und Bicare, während fi für die Rujfifis 
jirung nur 4 Mitglieder des Domcapitels, 4 Delane und etwa 60 Pfarrer 
und Bicare erklärt Haben. Auch der Biſchof von Volhynien, Vorowski, jegt 
den Auffifigirungsmaßregeln Widerftand entgegen und wird deshalb nad 
Detersburg berufen. Der Biſchof von Mohilew, Staniewski, leiht dagegen 
eben jo bereitwillig wie der Wilnaer Erzbisſsthumsverweſer Zylinski, feine 
Mitwirkung zur Ruſſifizirung des Eultus, findet aber auch bei Geiſtlichen 
und Laien Widerftand. 


„ (Oftieeprovingen). Der Kaiſer befiehlt 

auf die Unterlegung des Generalgouverneurs Albedinſsky, „die durch 
den in dem allerhöhft am 3. Januar 1850 beftätigten Beſchluß des Minifter« 
comitos ausgeſprochenen monarchiſchen Willen geforderte ruſſiſche Geſchafts⸗ 
führung unverzüglich in alle Kronbehörden des baltiſchen Gebieis einzuführen“, 
und desfallfige Einzelnbeftimmungen zu treffen. Gleichzeitig hat der Kaifer 
‚ven Borichlag, daR die Frage wegen Wbänderung der in ruffliher Sprade 
zu führenden Gorrefpondenz der Kronbehörden und Perjonen mit Richtkron⸗ 
behörden und Perſonen nicht angeregt werde, und daß dieje Gorreipondenz 
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u. in Zukunft auf ber früheren Grundlage verbleibe, allerhöchtt zu bib 

en geruht.“ Un das Conſeil der Univerfität Dorpat langt ein Taderider 
Ütas, welcher befiehit, daß bie Gorreipondenz zwiichen dem Gomfeil, dem 1» 
rectorium, den einzelnen Tacultäten und dem Redor ausſchließlich im rue 
Sprache geführt werden ſoll. 


— Mai, (Oftfeeprovinzen). Im Landtage von Kurland Towmmt vu 


Abrefie an ben Kaiſer, wie fie die Landtage von Liv: umb Efihle 
erlafien haben, nit zu Stande. Tagegen faßt berfelbe ben einz-ı: 
fenden Beſchluß, daß bie politifde Berechtigung in Zulunft für Kar 
land nicht mehr an ben Adel gefnüpft fein fol, fonbern nur u: 


an ben Grundbefitz, womit ber Landtag ben Rahmen ber Provinz: 


verfaflung nicht überjchreitet. 


| 








1—4. Juni. Zuſammenkunft bes Kaifers mit bem König von Preufet 


24, 


in Ems, Der König ift dabei vom Grafen Bismard begleitet. 

„ (Bolen) Ein kaiſerlicher Ukas, welder ziemlich tiefgreifente 
Unmälzungen in den bisherigen Berhältnifien be Grunbbeftges ın 
Polen mit fi bringen wirb, verorbnet, daß alle ländlichen Bet: 
thümer, Vorwerke, Kolonien, Mühlen: und Schanlgrunbftüde, welche 
Eigenthum ber Städte, ftäbtifhen Kaflen und anderer Inſtitute etc 
auch von Privatperſonen find und bie bisher noch unveräußerlide: 
Orundeigentfum waren auf Grund von Erbpadtverträgen, von der 


Erbpäctern als völliges Eigenthum mit Abzablungen nady ben mir: 


brigften Vorfchriften erworben werben können. 


1. Juli. Der Kaifer verleiht auf ber Rüdreife aus Deutſchland ı2 
Breslau dem Kronprinzen von Preußen unb bem Prinzen Friebrd 


23. 


410. Sept. Der Kaifer verleiht verfchiebenen fürftliden beutichen Heer— 


Karl den militäriihen St. Georgsorden IL. Klafie (für ihre mil; 
tärifhen Verbienfte im Jahre 1866). 

„ Der Kaifer empfängt in Warſchau ben Erzherzog Albrecht unt 
ertheilt ihm ben militärifhen St. Georgsorben (für- feine militän: 
fen Verbienfte im jahre 1866). 

„ (Oftfeeprovinzen). Der livländiſche Landtag ernennt in aufe: 
ordentlicher Eitung Nikolaus von Dettigen, einen ber erprobteiten 
Führer der liberalen Bartei, zum Landmarſchall und befeht ben m: 
geren Ausihuß bes Landraths theild mit ben bisherigen, theils wu 
neuen liberalen Ranbtagsmitgliebern. 


Der bisherige Landmarſchall Baron Nolken war wegen feiner zweibextige 
und ſervilen Haltung gegenüber der Regierung zur Rechenſchaft gezogen wer 


den, und der geſammte Gonvent (engere Ausſchuß) beſchloß, jeinen Ubfchien ız 


nehmen, als Hr. v. Nolten die „geforberte Nechenſchaft verweigerte. Um dic 
Differenzen auszugleichen, ward ber Landtag einberufen, und diefer beſchließt zz 


mit großer Mehrheit, Hrn. v. Rolfen abzuberufen und dem engern Ausſchuß dar⸗ 


Wiederwahl feiner meiſten Mitglieder die verdiente Genugthuung zu gewähren 


„ Rußland erklärt fich gegenüber dem beutich-franzöfiichen Kriege 


für neutral. 


führern in Franfreih unb ebenjo bem General Moltke den milic- 
riſchen St. Georgeorben. 
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4. Det. (Oſtſeeprovin zen). Der Sailer hebt ben jog. Riga'ſchen 


31. 


Militärbezirt auf und ruft den Generalgouverncur Aldebinsky ab. 
„ Eine Eircularbepefhe des Fürften Gortſchakoff an die Groß: 
mächte, Unterzeichner des Parifer Vertrags von 1856, erklärt ben- 
jelben auf Befehl bes Kaifers ganz einfach, dag Rußland fi durch 
bie Beſchränkungen befjelben bez. feiner freien Action im ſchwarzen 
Meere nit mehr für gebunden eracdte, ſich indeß barum Feines: 
wege mit dem Gedanken trage, bie orientalifche Frage wieber an⸗ 
juregen: 

„Die mehrfach aufeinander folgenden Beränberungen, welche die als die 
Grundlage des europäifchden Bleichgewichts angejehenen Transactionen in den 
legten Jahren erlitten, haben daß fail. Eabinet in die Nothwendigkeit verſetzt, 
bie daraus für die polit. Stellung Rußlands hervorgehenden Gonfequenzen zu 
erwägen. Unter diefen Transactionen ift jene, welche Rußland am unmittel- 
barften berührt, der Vertrag vom 18.30. Dlärz 1856. Die Special» Gon- 
vention zwiſchen den beiden Schwarzen-Meer-Uferftaaten, welche einen Anhang 
zu dieſem Vertrage bildet, enthält für Rußland die Verpflichtung, feine See- 
Streitfräfte bis auf das geringfte Maß zu beichränten. Dagegen bot ihm 
diefer Bertrag das Princip der NReutralifirung dieſes Meeres. Nach der Mei⸗ 
nung der unterzeichneten Mächte jollte dieſes Princip jede Möglichkeit von 
Gonflicten, fei e8 unter den Uferftaaten, fei e8 zwiſchen ihnen und den See⸗ 
mädhten, bejeitigen. Es ſollte die Zahl der durch einheflige Uebereinkunft Eu⸗ 
ropa's zum Genuſſe der Wohlthaten der Neutralität berufenen Gebiete ver» 
mehren und foldergeftalt Rußland felber vor jeder Gefahr eines Angriffes 
ſicherſtellen. Eine fünfzehnjährige Erfahrung hat dargethan, daß dieſes Princip, 
von welchem die Sicherheit der Grenzen des ruſſiſchen Reiches nach diefer Rich⸗ 
tung in ihrer vollen Ausdehnung abhängt, nur auf einer Theorie beruht. In 
Wirklichkeit, während Rußland im ſchwarzen Meere abrüftete und ſich ſogar 
durch eine in den Gonferenzprotofollen nievergelegte Erklärung loyaler Weiſe 
die Möglichkeit verfagte, Maßregeln zu wirfjamer maritimer Bertheidigung 
in den angrenzenden Deeren und Häfen zu treffen, bewahrte die Türkei das 
Necht, unbegrenzte Seeftreitträfte im Archipel und den Meerengen zu unter 
halten, und blieb es Frankreich und England freigeftellt, ihre Geſchwader im 


“ mittelländifchen Meere zufammenzuziehen. Ueberdies ift, nad dem Wortlaute 


des Vertrages, die Einfahrt ins ſchwarze Meer förmlih und für immerwäh- 
ende Zeiten der Kriegsflange, jei e8 der Uferftanten, fei es irgend einer an⸗ 
deren Macht, unterfagt; allein Traft des fogenannten Meerengen-Bertrages iſt 
die Durchfahrt durch diefe Meerengen nur in Friedenszeiten für die Kriegs» 
Schiffe geiperrt. Aus diefem Widerſpruche ergibt ſich, daß die Küften des ruf» 
fiſchen Reiches allen Angriffen, jelbft von Seite minder mächtiger Staaten, 
von dem Augenblide an preisgegeben find, wo dieſe über Seeſtreitkräfte ver⸗ 
fügen, denen Rußland nichts als einige Schiffe von geringem Umfange gegen- 
überzuftellen hätte. Der Bertrag vom 18.130. März ift übrigens nicht den 
Abweichungen entgangen, wovon die Mehrzahl der europälihen Tranßac⸗ 
tionen betroffen worden ift, und WUngefits deren es ſchwer wäre, zu bes 
haupten, daß das auf die Achtung der Verträge, als Grundlage des dfe 
fentlihen Rechtes und Regel für die Beziehungen zwijchen den Staaten, bes 
gründete geichriebene Recht diejelbe moraliihe Sanction bewahrt habe, die «8 
zu anderen Zeiten gehabt Haben mag. Dan hat gefehen, wie die Yürften- 
thümer Moldau und Waladei, deren Geſchick durch den Friedensvertrag und 
die fi ihm anreihenden Protololle unter der Burgſchaft der Großmächte feſt⸗ 
gejeßt worden, eine Reihe von Ummälzungen vollbracht haben, die ebenſoſehr 
dem G@eifte wie dem Buchftaben diefer Transactionen zumwiderliefen und fie zu⸗ 
erft zur Union und dann zur Berufung eines auswärtigen Furſten geführt 
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haben. Dieſe Thaiſachen haben ſich vollzogen. mit Einwilligung der Pi:rr 
mit Zuflimmung der Großmächte, oder wenigflens ohne daß biefe für zıı» 
wendig erachtet hätten, ihrer abweichenden Meinung Achtung zw veriäctı 
Der Bertreter Rußland war der Einzige, welcher feine Stimme erhob, zz 
die Cabineite darauf aufmerffam zu maden, daß fie ih durch dieſe 2: -- 
ſamkeit in Widerfprugd mit den Haren Beflimmungen des Bertrages ker 
Gewiß, wenn dieſe eine der KHriftlihen Nationalitäten des Orients ganitza 
Gonceifionen aus einem allgemeinen Einverfländniffe zwiſchen ben Gabime 
und der Pforte in Gemäßheit eines auf ſämmiliche chriſtliche Benöllerun:- 
der Turkei anmendbaren PBrincipes hervorgegangen wären, das faiferL Eat. 
hätte dem nur feinen Beifall gollen können. Sie waren jedoch egclufwer Ir 
Das kaiſerliche Cabinet mußte aljo betroffen fein, zu jehen, daß kaum ev-= 
Jahre nad feinem Abſchluſſe der Vertrag von: 18./30. März 1856 Ungeken 
der zu Paris in Konferenz verfammelten und in ihrer Gefammtheit die k:% 
Gollectiv-Autorität, auf welder der Friede des Orients ruhte, darflellmie 
Großmächte ungeftraft in einer feiner weſentlichſten Beſtimmungen überirez 
werden konnte. Diefe Verlegung war nicht die einzige. Zu wicderholtenmc.e 
und unter verfiedenen Vorwänden ift die Einfahrt in die Meerengen fremde 
Kriegsihiffen und jene in das ſchwarze Meer ganzen Geſchwadern gef 
worden, deren Anweſenheit eine Verlegung des dieſen Bewäflern beigemerr: 
Charakters unbedingter Neutralität bildete. In dem Maße, als foldergek:: 
die von dem Bertrage dargebotenen Unterpfänder und namentlich die Bürz 
ſchaften einer wirkſamen Neutralität des ſchwarzen Meere an Werth verloren. 
vermehrte die Einführung der zur Zeit der Abſchließung des Bertrages vo 
1856 unbelannten und nicht vorbergejehenen Panzerihiffe für Rußland dx 
Gefahren eines etwaigen Krieges, indem dadurch die ohnehin Thon offenkunt:z 
Ungleichheit der betreffenden Seeftreitfräfte in fehr bedeutenden Berhäliz:tm 
gefteigert wurde. Bei diefer Tage der Dinge mußte fih Se. Maj. der Kere 
die Trage vorlegen, melches die Rechte und welches die Pflichten find, die 'i: 
Rußland aus diefen Modificationen der allgemeinen Lage und aus Dielen > 
weichungen von den Berpflichtungen ſich ergeben, denen es unausgefetzt gan 
ſenhaft treu geblieben ift, wiewohl Re im Geiſte des Miktrauens gegen Kt: 
land abgefaßt worden waren. Nad einer reifliden Prüfung diefer Frage cr 
langte Se. Majeftät zu folgenden Schlußfolgerungen, welche Sie angmir« 
werden, zur Senntniß der Regierung, bei welder Sie beglaubigt find, ;s 
bringen. Unfer erlauchter Kerr vermag de jure nicht zuzulaffen, dab 8c- 
träge, die in mehreren ihrer weſentlichen und allgemeinen Klaufeln überidrit: 
worden find, in denjenigen Klauſeln, welde die directen Intereſſen feines Reiche 
berühren, verbindlich bleiben follen. Se. Majeflät kann de facto nicht zugebe 


— 


daß die Sicherheit Rußlands von einer Fiction abhänge, die der Probe ver 


Zeit nicht widerftanden bat, und daß diefe Sicherheit durch die Achtung rr“ 
filcderfeit8 derjenigen Verpflichtungen gefährdet werde, die in ihrer Integri: 
nicht beachtet worden find. Im Vertrauen auf das Billigfeitsgefühl der Mädı 
welche den Bertrag von 1856 unterzeichnet haben, jowie auf daS Bewußher 
das dieſe Mächte von ihrer eigenen Würde haben, befiehlt Ihnen der Raiic 
zu erllären, „daß Se. Tail. Majeftät an die Verpflihtungen des Bertra;e 
vom 18.30. März 1856, injoweit diejelben feine Gouveränetäisredite = 
ſchwarzen Meere einfchränten, fi mit länger mehr gebunden exachten kam 
daß Se. kaiſerl. Maojeftät ſich berechtigt und verpflichtet glaubt, Sr. Mark: 
dem Sultan die Special» und Zufat-Eonvention zu dem bejagten Bertreg 
zu tündigen, wel’ Iettere die Zahl und die Größe der Kriegsichiffe, melde 
die beiden Ufermächte im ſchwarzen Meere zu befigen ſich vorbehalten, feſtſte 
daß Allerhöchftdiefelbe den Mächten, welche den allgemeinen Vertrag, dere: 
integrirenden Beftandtheil dieſe Eonvention bildet, unterzeiäänet und gewedr 
leiftet haben, davon in loyaler Weile Kenntniß gibt; daß Allerhöchſdiefelbe 
in diefer Beziehung Sr. Majeftät dem Sultan den Bollgenuß einer Rede 
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wieder zurlidgibt und ebenfo biefen Bollgenuß für fi felber wieder zurüd⸗ 
nimmt.” Indem Sie fi diefer Pflicht entledigen, werden Sie für den Nach⸗ 
weis Sorge tragen, daß unjer erhabener Bebieter nur die Sicherheit und 
Würde feine Reiches im Auge bat. Se. Maj. trägt ſich keines wegs mit 
dem Gedanken, die orientaliihe Frage anzuregen. Auf dicfem Bunte, wie 
überall fonft, hegt Se. kaiſerl. Majeftät feinen anderen Wunſch, als den des 
Gortbeftandes und der Befeſtigung des Friedens. Allerhöchſtdieſelbe verharrt 
vollftändig in der Zuſtimmung zu den allgemeinen Principien des Vertrages 
von 1856, welche die Stellung der Türkei im europäiſchen Goncerte feitgeftclit 
haben. Se. kaiſerliche Majeſtät ift bereit, fi mit den Mächten, welche diele 
Transaction unterzeichnet haben, zu verftändigen, fei e8, um deren allgemeine 
Stipulationen neu zu beftätigen, jei es, um fie zu erneuern, fei e8 endlich, 
um an deren Stelle jedes andere billige Abkommen zu jegen, das geeignet er= 
fchiene, die Ruhe des Drient3 und daS europäiſche Gleichgewicht zu ſichern. 
Se. kaiſerl. Majeſtät ift überzeugt, daß diefer Friede und dieſes Gleichgewicht 
eine Bürgſchaft mehr erhalten, wenn fie auf gerechter und feſterer Grundlage . 
ruhen, als auf derjenigen, welche aus einer Stellung hervorgeht, die feine 
Großmacht als eine normale Bedingung ihrer Eriftenz hinnehmen kann. Sie 
werden eingeladen, dem Hrn. Dlinifler der auswärtigen Angelegenheiten gegen» 
wärtige Depefche vorzulejen und in Abſchrift zu hinterlafſen.“ 

Die Depeche ift für eine jebe der Mächte noch von einer zweiten 
erplicatorifen begleitet. In London und ebenfo in Wien und Peſth⸗ 
Dien erregt ber brüsfe Schritt Rußlands, ſich eines Vertrags in Io 
einfacher Weije durch eine bloße Erklärung zu entlebigen, in ber 
öffentlihen Meinung einen Eturm ber Entrüftung und momentan 
eine ganz entſchieden kriegeriſche Etimmung, 


10 — 16. Nov. England und Defterreih-Ungarn meifen in ihren Ant: 


16, 
26. 


30. 


worten auf bie ruffifhe Tepefhe vom 31. Oct. bez. bes ſchwarzen 
Meeres die bloße Erklärung Rußlande, fi biesfals am Pariſer 
Bertrage von 1856 nicht mehr gebunden zu erachten, ebenfo ſcharf 
ale nachdrücklich zurüd, deuten aber gleichzeitig an, daß fie nicht 
ungeneigt feien, unter Umſtänden und in angemefjener Form bem 
Derlangen Rußlanbs materiell zu entipreden. 

„ Der Kaifer befichlt Einleitungen bebufs Einführung einer Art 
von allgemeiner Wehrpflicht auch in Rußland. 

„ Graf Bismard ſucht in DVerfailles zwifhen Rußland und ben 
übrigen Großmächten zu vermitteln und ſchlägt zu biefem Ende hin 
vor, bie ganze Frage in einer Gonferenz zu Lonbon näherer Ers 
örterung zu unterziehen. 

„ Sämmtlige Großmächte haben bereits ben Vorſchlag des Grafen 
Bismard angenommen. 


‚13. Dec. Ein Tail. Manifeft verorbnet für 1871 eine allgemeine Recru: 


. Mitte 


tirung von 6, ftatt wie font bisher von 4, Dann per 1000 Seelen. 

„ Bon einer Reihe von Etäbten unb anderen Corporationen 
werden Tanlabrefien an ben Kaijer für ben Edritt vom 31. Oct. 
gerichtet. Eine ſolche des Stadtraths von Moskau geht jebody weiter 
und knüpft an den Dank auch pelitiide Wünſche: bie Abreſſe 
wird daher auf Befehl des Kaiſers dem Stabtrath zerriffen zurück⸗ 


geſchickt. 


12. Türkei. 


9. Jan. (Aegypten). Der Khebive zeigt ber 5. Pforte bie bever: 


17, 


27. 


ftiehende Auslieferung ber Ranzerihiffe und Waffen an unb em: 
Ihulbigt die Zögerung mit bem Rüdftand ber Rechnungen. 

„ (Aegypten). Die in Cairo verfammelte internationale Commij: 
fion für Prüfung ber beabfichtigten Juſtizreform und Abichaffung ter 


Confulargerichtsbarkeit ſchließt ihre Verathungen und erflärt fi für 


bie Reform, wenn ein gemiſchter Gerichtshof gebildet werbe, in wei: 
chem den Sintereffen ber Europäer die Mehrheit gejichert jet. 

„ Tie Pforte führt das Dezimalſyſtem für Maß und Gewidt cin. 
„ (Rumänien). Die IL Kammer lehnt die Anregung, der Fürſtin 
eine jährliche Dotation von 300,000 Fr. zu votiren, ab, bis tie 
Finanzen georbnet ſeien. 


. Febr. (Rumänien). Der Senat lehnt bie Geſetzesvorlage betr. 


Unabſetzbarkeit der höheren Beamten ab. 
„ Ein Theil der katholiſchen Armenier erläßt eine Erklärung gegen 


Nom und ben ihr von Rom aufgebrungenen Patriarden Haflun, 


in ber fie auf ben hergebrachten Privilegien ihrer Kirche bebarren 
unb ihre Pflichten gegenüber ber 5. Pforte betonen. 


„ (Rumänien). Tas Minifterium Cogolnitfheano gibt ſeine | 


Entlaffung. Der Fürft beauftragt die Präfidenten beider Kammern 
mit ber Neubilbung eines Minijteriums. Daſſelbe ift ziemlich fart- 
108 und Tann auf eine Mehrheit in ber Kammer nichts weniger 
als ficher zählen. 

» Der Rapft ercommunicivt fieben armeniſche Geiftlihe und ſchid: 
ben Migr. Pluym als außerordentliden Abgeſandten nah Konftan: 
tinopel. Die Pforte räumt den Diffidenten ihrerfeits eine Kirche eir. 


5. März, (Rumänien) II Sammer: Die Regierung legt derſelben 


das Budget vor, das ein beträchtliches Defizit aufweist, zu beiten 
Dedung neue Steuern gefordert werben. 





— — 


410. 


15. 


20. 


29. 
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März (Rumänien). II. Kammer: Der vertriebene Fürſt Cuſa, 


in Turn Severin zum Abgeordneten gewählt, wird als ſolcher an⸗ 
erkannt, lehnt jedoch die Wahl ſelber ab. 

„C(CAegypten). Die ausgelieferten ägyptiſchen Panzerſchiffe langen 
in Konſtantinopel an. 


„GBulgarien). Die Pforte eniſpricht endlich durch einen Ferman 
dem Begehren der Bulgaren um Trennung vom griech. Patriarchat: 

Der Ferman enthält 11 Paragraphen, in denen der laiſerliche Wille den 
ſtreitenden Parteien octroyirt wird: 8 1 ordnet die Errichtung einer abgeſon⸗ 
derten Firchlichen Verwaltungsbehörbe für die Bulgaren an, welche „Exarchie 
der Qulgaren“ heißen fol. 8 2. Der vornehmfte der bulgarischen Metropo- 
Yiten erhält den Titel Exarch, und führt den Vorſitz in der bulgariſchen Sy⸗ 
node. 8 3. Der Exarch und die Biichöfe werden nach den bisher geltenden 
Beſtimmungen gewählt; der Exarch unterliegt der Bejtätigung jeitens des 
deumenischen Patriarchen. 8 4. Der Exarch erhält, bevor er gemeiht wird, 
da8 Berat (Beitallung) von der Pforte, und wird den ©otiesdienfte ſtets ein 
Gebet für den Patriarchen einſchalten. 8 5 fegt die zur Erlangung des Bes 
rat3 nöthigen Yormalitäten fe. 8 6. In allen rein geiftlichen Fragen hat 
der Exarch den Patriarchen zu beratben. 8 7. Die neue bulgariiche Kirche 
erhält, wie die von Rumänien, Griechenland und Serbien, das heilige Del 
(Chrisma) vom Patriarhat. 8 8. Die Autorität eines Biſchofs erftredt ſich 
nicht weiter als über feine Diöcefe. 8 9. Die bulgarifche Kirche und der Bir 
Ichofsfig (Metochion) im Phanar ftehen unter dem Exarchen, welcher zeitweife 
feinen Sit im Metodion nehmen fann. Für diefen Aufenthalt gelten dies 
felben Beſtimmungen, wie für den Patriarchen von Serufalem, wenn diefer 
ih in feinem Hofpiz im Phanar befindet. 8 10. Die bulgariſche Exarchie 
umfaßt 14 Dicefen: Ruſtſchuk, Siliftria, Schumla, Tirnovo, Sophia, Widdin, 
Niſch, Sliono, Veles, Samakovo, Küftendie, Braga, Lofdja und Pirut. Die 
Städte Barna, Anchialu, Mefembria, Sizeboli und 20 Dörfer am ſchwarzen 
Meere bleiben den Griechen zur Hälfte überlaſſen. Auch Philippopel iſt in 
zwei Theile getheilt, von denen der eine nebſt den Vorſtädten den Griechen 
verbleibt, während die andere Hälfte und das Viertel der Panaghia den Bul- 
garen zufällt. Sobald in irgendeiner andern Didcefe der Nachweis geführt 
wird, daß zwei Drittel der Bewohner Bulgaren find, fo fällt dieſe Diöcele 
dem Exarchat anheim. 8 11. Allebulgarifchen Klöfter, die ſich jekt unter dem 
Patriarchat befinden, verbleiben dem Batriarchat. 


„(Aegypten). Nubar Paſcha geht nah Konftantinopel ab, um 
bie Einwilligung ber Pforte zu der beabfichtigten Juſtizreform und 
zu Unterhanblungen mit ben europäifchen Regierungen für Abſchaf⸗ 
fung der Conſulargerichtsbarkeiten zu erzielen. 


„ (Rumänien). Die IL Kammer genehmigt das Budget, aber 
unter Abftrih von 12% Mil, Fr. 

Der Fürft unterhandelt mit bem griechiſchen Patriarchen in Kon⸗ 
ftantinopel über den Abſchluß eines Concorbates: ber Patriarch ftellt 
jedoch fo erorbitante Forberungen, baß ber Plan wieder aufgegeben 
werden muß. 

„ (Aegypten). Die Pforte lehnt das Begehren Aegytens, ihm 
Unterhandlungen mit ben europäischen Regierungen bebufs Abichafs 
fung ber Eonjulargerichtöbarleiten zu beivilligen, ab. 





478 | Eürkel. 


3. April. Der päpfll. Delegat Mſgr. Pluym ercommmicirt 38 Prieſter 
und Mönde ber von Rom wieder abgefallenen Armenier. 

4. „ Der griehifde Patriarch proteftirt gegen ben Ferman zu Gunſten 
ber Bulgaren unb verlangt ein allgemeines Eoncil, um bie Frage 
zu entjcheiben. 

6. „ (Rumänien) Der Senat verwirft bie von ber Regierung ge 
forberte Erhöhung ber Grundſteuer. Die Regierung gibt in Felge 
bavon ihre Entlaffung ein. 

27, Muftapha Fazyl Paſcha wird zum BPräfibenten bes oberiten 
Staate: und Juſtizhofes ernannt. 

29. „ Der Sultan befudt bie h. Pforte und hält wiederum eine Art 
Thronrebe. 


2. Mai. (Rumänien). Bildung eines Minifteriums Epurcano. Der 
Fürft Iöst die Kammern auf und orbnet auf ben Juni bie Ken: 
wahl berjelben an. 

23. „ (Rumänien). Jahrestag ber Thronbefteigung bes Yürften 
Karl. Derſelbe erläßt eine Proclamation, in ber er bem ante 
verfünbet, daß bie Fürſtin fi in gefegneten Umſtänden befinte. 


18. Juni. (Rumänien). Die Kammerwahlen haben au für das ncue 
Minifteriun nur eine ſchwache und ziemlih unfihere Majerität er: 
. geben. 

Ente „ (Montenegro). Eine internationale Commiſſion behufs Bei- 
legung bes türkiſch-montenegriniſchen Orenzftreits bat das Edhluf: 
ergebniß, daß bie Territorialhogeit ber Pforte über ben von Mente— 
negro in Anſpruch genommenen Orenzbiftrift fi als zweifellos ber: 
ausftelt.e. Doch fol die Pforte erjucdt werben, bie Zuftimmung 
Montenegro’s dazu mit einer Abfindungsjumme von 100,000 fi. 
zu erfaufen. 


4. Suli. (Aegypten). Der Khebive geht mit bem Xhronfolger, ber 
beshalb plößlich aus Europa zurüdberufen warb, nad Konftantinopel, 
wo beide vom Sultan aufs gnäbigfte empfangen werben. 

14—16. „ (Rumänien). Die U. Kammer interpellirt bie Regie: 
rung unb votirt eine Sympathieerflärung für Tranfreid in dem 
zwijchen ihm und Deutſchland ausgebrochenen Kriege. 

— „ Der Sultan telegraphirt dem Kaifer ber Franzoſen perſönlich 
feine Glüdwünfche zu ber erfolgten Sriegserklärung gegen Preußen. 

31. „ (Megypten). Der Khebive kehrt befriebigt von Konftantinopel 
nad Cairo zurüd. 


15. Aug. Die Pforte gewährt ben fchismatifhen Armeniern befinitiv 
ihren Schuß gegen bie Anmaßungen Roms. 
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19. Aug. Die beabfiäätigte Juſtizreform wird wieber fallen gelaffen und 
Fazyl Paſcha zum Yinanzminifter ernannt. 

20. „ (Rumänien). Ein rebolutionärer Verfuh ber rothen Partei 
in Plojefti ſcheitert. Ein Theil ber Berfchwörer wirb gefangen. 


10. Sept. Der griechiſche Patriarh verlangt feine Entlaflung, wofern 
ihn bie Abhaltung eines Concils nicht bewilligt werben follte. 
26. „ (Serbien). Eröffnung ber behufs Berathung einer Berfaf- 
fungsrevifion einberufenen Skupſchtina. Die Thronrebe 
betont, daß die erwirkte Anerlennung der Erblichkeit des Thrones in der 
Familie Obrenowitſch Seitens der Pforte dem Lande eine feftere Grundlage 
gegeben habe, und kündigt an, daß die ferbifche Eifenbahnfrage gleichfalls im 
Einverftändnig mit der Pforte fo gut als gelöst ſei. Ebenfo befriedigend fei 
die Art, wie die Wehrkraft des Landes nunmehr organifirt und vervollkomm⸗ 
net worden: da8 Kleine ftehende Heer jei um 3000 Mann vermehrt und 70,000 
Mann Landwehren feien jo tüchtig eingelibt, beiwaffnet und vollftändig aus⸗ 
gerüftet, daß Serbien auf diefe Macht zu jeder Stunde zählen Lönne; außer» 
dem befige der Staatsſchatz einen Baarvorrath von 6 Mill. Gulden, au 
feien die Öffentlichen Getreidemagazine vollgepfropft. Serbien könne ſomit der 
Zukunft ruhig entgegenjehen. 
Die Präfidenten der Skupſchtina werben im Namen bes Fürften 
von ber Regentſchaft ernannt. 


4. Oct. (Serbien). Die Skupſchtina erläßt eine fehr loyale Adreſſe 
an bie Regentſchaft und tritt fofort in die Berathung ber Verfaſ⸗ 
fungerevifion fewie der anberen zahlveihen Vorlagen der Regent: 
ſchaft ein. 

29. „ (Rumänien) Die Gefhmwornen in Tergoveft fpredden bie ge: 
fangenen Anftifter und NMäbelsführer des revolutionären Verſuchs 
in Plojeft vom 20. Aug. frei. 


6. Nov. (Serbien). Schluß der Skupſchtina. Die Regentſchaft hebt 
' in ibrer Schlußrebe ben bedeutenden Umftand hervor, daß nunmehr 
in Serbien bie Preßfreiheit und bie Parlamentsmahlfreiheit einge: 
richtet und mit genügenden Garantien umgeben fei. Die Minifter 
find fortan ber Skupſchtina verantwortlid. 
Außerdem bat die Skupſchtina, gegen den Widerftand der Elerilalen, die 
’ Errichtung eine Schullehrer-Seminars genehmigt und die erforderlichen Mittel 
dazu bewilligt. Werner wurde die Errichtung einer Aderbau= und Forſt⸗Aka⸗ 
demie beſchloſſen und ebenfo die Schöpfung einer Offiziersigule für die Offi⸗ 
ziere der Landwehr. Das neue Preßgeſetz kennt weder Conceffionszwang, noch 
Gautionen, noch eine Stempelfteuer: die Cenſur ift abgeſchafft. Ein jehr Ib» 
liches Licht auf die Richtung, welcher die ſerbiſche Politik folgt, wirft die Vor⸗ 
lage, daß der mohammedaniſche Geiſtliche (Hodza) in Belgrad den Geiſtlichen 
| anderer Religionsgenoffenfchaften, die unter dem ſerbiſchen Schuße ftehen, gleich 
geftellt werde. Mithin wird er gleich dem dortigen proteftantiichen Pfarrer 
einen Jahresſsgehalt von 600 fi. (d. W.) vom Staate beziehen. 


Mitte „ Die Pforte, obgleih zunächſt betheiligt, nimmt bie Kündigung 
ber Neutralifation bes ſchwarzen Meeres von Seite Rußlands mit 
auffallendem Gleichmuth Hin und bricht bamit ber anfänglich Frieges 
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riſchen Aufwallung Englands und Defterreihs von vornberein bie 
Epite ab, 

47. Nov. Der Papſt ercommunicirt 4 armeniſche Biſchöfe, bie fi ihm 
nicht unbebingt unterwerfen wollen. 

27. „ (Rumänien). Cröffnung ber Kammern. Die Thronrede te 
Fürften verlangt bie Bewilligung einer Anleihe und bie Wiederein⸗ 
führung bes Tabakmonopols. 


Anf. Dec. Aufitand in Arabien gegen bie Autorität des Eultane. Der 
Vicekönig von Aegypten wird als Anitifter beffelben angeichen. 

Mitte „ (Rumänien). Der Fürft richtet an bie Großmächte eine geheime 
Dentichrift, in ber er ihnen bie innere Page des Landes und bie 
Unhaltbarkeit der bejtehenden PVerfafjungszuftände auscinanberjeßt. 

21. „ (Rumänien). Die I. Kammer befdlicht eine Abrefie an ten 
Fürſten, in ber bemjelben ein nicht mißzuverftehendes Mißtrauens- 
potum ertheilt wird. 

25. „ (Rumänien). Das Minifterium gibt in Folge ber Abreffe und 
der Adreßdebatte, und da bie Kammer bie Verathung ber Anleibe: 
Borlage ablehnt, feine Demilfion ein. Der Fürft nimmt bie Adreſſe 
inzwifchen boch entgegen und beauftragt Joan Ghika als ben Re— 
präjentanten ber Kammermehrheit mit ber Vildung eines neuen 
Minijteriums. 

29. „ (Rumänien). Bildung eines Minifteriums Joan Ghika. 











13. Griechenland. 


1. Zan. Sm folge eines kgl. Deerets tritt mit biefen Tage das fran⸗ 


zoͤſiſche Münziyftem ins Leben, nachdem Griechenland ber zwiſchen 
Frankreich, Italien, Belgien unb ber Schweiz befichenben Münz: 
convention beigetreten: ift. 


10. Febr. Die Regierung ſchließt mit einer franzöfiihen Geſellſchaft 


einen Bertrag für Durchſtechung der Landenge von Korinth ab. 


17. Mrz Die Regierung contrahirt eine Anleihe von 9 Mil. Dr. zu 


93 Proz. behufs Rückzahlung ihrer Schuld an bie Bank und Auf⸗ 
hebung bes Zwangskurſes. 


9, April, eier bes Jahrestage ber Unabbängigteitserflärung bes Landes. 


11. 


27. 


Der König kündigt die Errichtung eines Heldenmonuments in 
Athen an. 


„Bei Marathon, alſo in nächſter Nähe von Athen, wird eine 
Geſellſchaft von Engländern von Räubern gefangen. Dieſelben 
unterhandeln mit dem engliſchen Geſandten und mit der Regierung 
in aller Form über die Erlegung eines Löſegeldes, verlangen aber 
außerdem auch Amneſtie. Das erſtere macht keine Schwierigkeit, 
die geforderte Amneſtie dagegen wird von der Regierung als ver⸗ 
faſſungswidrig abgelehnt. 
„Die Räuberbande in Marathon, von ben Truppen ber Regie 
rung umzingelt, jucht zu entlommen unb töbtet bie engliichen Ges 
fangenen. Ein Theil ber Räuber wird gefangen, cin anderer ent: 
fommt. Große Aufregung über biefe Vorfälle in Athen. 

Der Kriegsminifter, ber dur bie Maratbon-Affaire compromit: 
tirt zu fein fcheint, nimmt feine Entlaffung. 


26. Mai. Die fieben gefangenen Räuber von ber Marathonbande werben 


in Athen bingerichtet. 
62 | 
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Griedgenland. 


20. Juli. England reclamirt energiſch wegen ber Vorfälle in Maratker. 


22, 


Das ganze Cabinet Zaimis gibt feine Entlaffung. 

„ Bildung eines neuen Minifteriums unter bem Vorſitze wı 
Deligeorgis. Dafjelbe geräth wegen ber Marathon⸗Affaire gleichiils 
fofort in Differenzen mit England, das eine ſtarke Entſchädigunz 
für bie Hinterlaffenen ber ermorbeten Engländer unb außerden 
moralifge Genugthuung forbert. 


27. Aug. Die Unterfuhung gegen bie Begünftiger und Hehler ber Räuber: 


bande von Marathon ift in vollem Gange England ftellt nem 
Begehren unb überwacht inzwiſchen bie Unterfudhung. 


10, Dec. Die Unterfußung wegen ber Marathon-Affaire ift endlich zum 


17. 


29, 


Schluß gelommen: von 114 Angellagten werben 63 bem Schwur⸗ 
gericht überwicfen, mit Ausnahme eines Engländers No&l alles 
blos Bauern und Hirten, während bie ben höheren Etänben an- 
gehörigen Angellagten ſämmtlich entlafien find. Der englifhe Ca 
fandte erhebt darüber nachdrücklich Beſchwerde. 

„ Da ber König ſich weigert, dem Miniſterium bie Auflöfung ver 


Kammer zuzugeftehen, gibt baffelbe feine Entlafjung und wirb bur& 


ein Minifterium Komunduros erſetzt. 

„ Die am 21 db. M. zufanmengetretene Kammer wählt mit 123 
gegen 9 Stimmen ben Candibaten ber Regierung zu ihrem Proſi⸗ 
benten. Komunburos faßt fein Programm dahin zufanmen: Regie: 
rung bes Landes durch bas Land. 

„ Der König beräth mit einer Commiſſion von Militärs bie Ein: 
führung eines neuen Wehrgeſetzes. 


Iv. 


Anßerentopäifche Stanten, 


81® 





Bereinigte Staaten von Aordamerika, 


15. Ian. Tas Repräfentantenhaus beſchließt mit 149 gegen 49 Stims 


19. 


22. 
31. 


men, Virginien unter ben biäherigen Bedingungen wieder in bie 
Union aufzunehmen. 

„ Dollsabfiimmung auf S. Domingo: biefelbe ergibt eine große 
Mehrheit für die Einverleibung in die Union ber Ber. Staaten, 

„ Der Senat beſchließt gleichfalls die Wieberaufnahme von Virginien. 
„ Das Repräfentantenkaus geht über ben erneuerten Antrag, bie 
Staateihuld ftatt in Gold in Papier zurüdzubezahlen, mit 120 
gegen 41 Stimmen zur Tagesorbnung über. 


3. Fehr. Das Repräſentantenhaus beſchließt, Mifiiffippi wieder in bie 


8. 


14. 


18. 
24, 


Union aufzunehmen. 

„ Das Repräfentantenhaus Ichnt mit 88 gegen 77 Stimmen einen 
Antrag ab: die Erhöhung von Zöllen zu anderen Zwecken als bie 
ber Staatseinnahmen für verfafjungswibrig unb ben inbuftriellen 
Intereſſen fhäblih zu erklären, und feinen Artikel mit höheren 
Zöllen zu belaften, als biejenigen, weldye ein Marimum in ben 
Staatseinnahmen zu Wege bringen, fo daß demnach bie Protectios 
niften über bie Freihändler mit einer Mehrheit von nur 12 Stims 
men flegen. 

„ Im Einverfländnig mit dem Präfidenten Grant, ber entidieben 
für die Einverleibung von S. Domingo ift, ſetzt der Staatsfecretär 
Fiſh bie Nepräfentanten Hayti’s in Kenntniß, daß ber Vertrag bes 
züglih der Samana:Bay ben Ber. Staaten bas Protectorat über 
bie Republik S. Domingo verleiße. 

„ Der Senat läßt Mifliffippi gleichfalls wieder in bie Union zu. 
„ Der Senat beſchließt, den farbigen Senator Revels, durch eine 
iharfe Parteiobfiimmung mit 48 gegen 8 Stimmen, zuzulaflen. 
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Revels iR der erfle Reger, der einen Eis im Senat einnimmt, wub in 
fällig der Nachfolger von Jefferfon Davis, dem ehemaligen Präftbenten des 
füdftaatliden Sonderbunds, der vorher ebenfalls Eenator für Miſſiſſippi wer 


25. Schr. Der Senat lehnt einen Beſchluß bes Repräfentantenhanics, 


das Papiergeld um 50 Mill. Toll. zu vermehren, durch eine Reſo— 
Iution „im Intereſſe bes Credits ber Nation und eines geſunden 
Geihbäftsbetriebe" ohne Abftimmung ab. Zwifhen ben Erflärungen 


beider Häufer wird alfo das Papiergeld in feinem jetigen Umfange 


verbleiben. 


1. März. Tas Nepräfentantenhaus nimmt nun body wicder mit 10; 


12. 


15. 
23. 


25. 


31. 


gegen 48 Stimmen eine Refolution an, daß bie Intereſſen tie 
Landes einen folden Einfuhrzolltarif erheiſchen, der bie einheimücd: 
Induſtrie ſchutze, ohne bie Etantseinfünfte gu ſchädigen. 


Das Repräfentantenhaus läßt auch Georgia mit 114 gegen 
71 Stimmen foieber in bie Union zu. 


„ Der Senat nimmt bie von Sherman beantragte, in einigen 
Punkten amenbirte Bill behufs Eonfolidirung ber Staatsſchuld mit 
32 gegen 10 Stimmen an. 

An ihrer jeht amendirten Form ermächtigt diefelbe den Gerretär des 
Schages zur Ausgabe von neuen Bonds im Betrage von 1200 Billionen 
Dollars ; Kapital und Zinfen derfelden werben in Eingender Münze und ohre 
Steuerabzug ahlt. Die Bonds werden in brei Klaſſen ausgegeben u 
zwar: 1) 400 Mil. in 5proz. Bonds, in 10 bis 40 Jahren einlößber; 
Tonnen zum Paricurfe gem die ausflehenben 5/20er Bonds umgetar jcht * 
den; 2) 400 Mill. in 4%proz., rückzahlbar in 15 bis 40 Jahren, untauſq 
bar gegen alle ausſtehenden en welche einen höhern —— tra⸗ 
gen als 44’ Proz.; endlich 3) 400 Mil. in 4proj., rüdzahldar im 30 ix 
40 Hahren, umtaufedar nicht unter Pari gegen irgendmelde ausſiehende 
Obligationen der Ber. Staaten. Der Secretär des Säaseh wird ferner er⸗ 
mädtigt, Alle in Gemäßheit der Bill auszugebenden Bonds zum Baricurk 
gegen Gold zu verlaufen und den Ertrag zur Einldſung derjenigen Bonds 
u berwenden, melde von den Inhabern nicht zum Umtauſch angeboten werten: 
en mit dem Verlaufe der Bonds beauftragten Agenten Tann er eine PBrovi- 


fion von Y% Prog. bezahlen. Schließlich gibt die Bill den Gecreär des 


Schages die unbeichräntte Vollmacht, die Ausgabe der Aproz. Vonds zu ver: 
mehren, unter der Borausfegung, daß keine Erhöhung der gefammien Rationel- 
ſchuld daraus entftehe. 

„ Das Nepräfentantenhaus läßt auch Texas wieder in bie 
Union zu. 

„  Bräfident Grant richtet eine Botfhaft an ben Congreß Über ken 
Berfall der nationalen Schifffahrt feit dem großen Bürgerfriege. 


m Senat: Der Ausſchuß für ausw. Angelegenheiten entidheibet fi6 


einftimmig gegen ben Anlauf ber bänifch:weftindifhen Inſeln unt 
gegen ben Erwerb ber Samana⸗Vucht. 

„ Der burd ben Bürgerkrieg hervorgerufene Prineipienkampf finke 
durch bie offizielle Broclamirung bes 15. Amendements zur Bunbet: 
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verfaffung bei Gelegenheit der Zulafjung von Texas zum Kongreß 
feinen Abſchluß. 

Das Amendement beftimmt einfach, daß keinem Bürger wegen feiner Race, 
Farbe oder wegen früherer Dienftbarkeit das Stimmredt vorenthalten werden 
darf, und daß der Congreß das Recht haben foll, die nöthigen Belege zu er⸗ 
Iofien. Ber Präfident begleitet feine Unterſchrift und die gejetlich vorgejchrie- 
bene Proclamation des Staatsfecretärß, ausnahmsweiſe für die Annahme eines 
Eonftitutiongamendements mit einer Botjhaft, worin es heikt: „Eine Maß» 
regel, welche auf einmal 4 Millionen Menſchen zu Stimmberedtigten macht, 
die früher von dem höchften Tribunal des Landes für vom Bürgerrecht aus⸗ 
geſchloſſen und unfähig, e8 zu erlangen, erklärt wurden, mit der Bemerkung, 
e3 habe zur Zeit der Unabhängigleitserllärung in der civilifirten Welt als 
jelbfiverftändlich gegolten, „vak Schwarzen feine Rechte zulämen, welde vom 
Weißen reipecirt zu werben braudten® — ift ein größeres Ereigniß, als ir- 
gend ein anderer Alt jeit der Gründung unjeres freien Gemeinweſens bis auf 
den heutigen Tag. Inſtitutionen gleich den unfrigen, bei denen alle Macht 
direct vom Volke ausgeht, find hauptſächlich auf die Intelligenz, den Patrios 
tismus und die Thätigleit des Volles angewiefen. Ich made deshalb die 
foeben emancipirte Race auf die Wichtigkeit aufmerffam, ſich durch rlüftigeß, 
ebrenwerthes Streben ihrer neuen Stellung würdig zu maden. Der bisher 
von unfern Belegen mehr begünftigten Race gebe ich zu beventen: Legt dem 
Aufihwung des neuen Bruders feine Hinderniffe in den Weg, fondern laßt 
ihm jegliche Förderung angebeihen. Der Gründer unferer Eonftitution glaubte 
feft, daß eine republifanifche Regierungsform keinen Beſtand haben könne, 
ohne daß Intelligenz und Bildung unter dem Bolfe allgemein würden. Ber 
Bater des Baterlandes jagte in feiner Abſchiedsadreſſe: „Behanvelt als Sache 
erfier Wichtigkeit die allgemeine Verbreitung der Bildung. Je mehr in der 
Republik der Staat fih auf die Öffentlihe Meinung ſtützt, deflo weſentlicher 
if die Aufklärung des Volksgeiſtes.“ ... Ich wieberhole, dag die Annahme 
des fünfzehnten Amendements den größten bürgerlichen Yortichritt in fich 
ſchließt, daß fie das wichtigſte Ereigniß feit dem Augenblid bildet, in dem un- 
ſere Nation ins Leben trat. Die Uenderung wird heilbringend fein in dem 
Verhältniß, wie die Rathſchläge Waſhingtons Beachtung finden. Waren dicje 
Empfehlungen damals, als dies Bolt nur einige Millionen zählte, berechtigt, 
wie viel wichtiger find fie jet, da wir vierzig Millionen zählen und uns in 
raſcher Steigerung vermehren. ch lege es deshalb den Congreß ans Herz, 
alle innerhalb feiner Befugnifle liegenden Mittel aufzubieten zur Beförderung 
und YAufmunterung der öffentlichen Bildung durch daß ganze Land, und daB 
Bolt beichwöre ich, dafür zu jorgen, daß Allen, welche die bürgerlichen Rechte 
befigen und ausüben, die Gelegenheit zur Ancignung der Bildung geboten 
werde, welche ihre Theilnahme an der Regierung nicht zu einer Gefahr, ſon⸗ 
dern zu einem Segen madt. Nur dur ſolche Mittel können die Wohl⸗ 
thaten, welche man fi) von dieſer Berbefierung der Konftitution verſpricht, 
gefihert werden.” Die Berlefung der Botſchaft wird im Repräfentantenhaufe 
mit einem donnernden Applaus erwiebert. 


14. April. Der mit Dänemart abgeichloffene Kauf bez. ber Inſel 


19. 


20. 


S. Thomas erliigt mit dieſem Tage, ohne von Eeite ber Union 
ratifizirt worben zu fein. 

„  Repräfentantenhaus: Beratbung bes Zolltarife. Die Schutz zoͤllner 
unterliegen in wieberholten Abjtimmungen. 

„ Der Senat bringt endlich feine langen Berathungen über bie 
MWieberzulaffung von Georgien zu Ende. Der Beſchluß geht dahin, 
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daß Georgien bis naͤchſten Herbſt noch unter Militärherrſchaft zu 
bleiben babe und noch nicht zur Vertretung im Gongreß zum 
laſſen ſei. 

IR Wusnahme von Georgien find nunmehr alle ehemaligen Vebelen· 
Racten reconftruirt, wie der techniſche Ausdruck Yaute, und im Gongrek 
vertreten. 


27. April. Repräfentantenhaus: Fortfehung ber Debatte über ben Zolltarif. | 


Es werben, troß bes Widerſtandes ber Echubzöllner, noch weitere 
Zollermäßigungen beichlofien. 


24. Mai. Tas Repräjentantenhaus ftreiht im Budget neucrtinge ben | 
Poften für den Unterhalt einer amerikaniſchen Geſandtſchaft in Rom. 


25. „ Beide Häufer bes Congreſſes haben fi über eine Bill behufe 
zwangsweiſer Durdführung bes Berfaflungszufates beirefis politi⸗ 
fer Gleichberechtigung aller Racen endgiltig geeinigt. Hohe Gelt- 
bußen und ©efängnißitrafen ftehen auf Verleßung ber Beftimmun: 
gen bes Amendemente, und ber Präfident Tann über Heer unb 
Flotte für Erzwingung berfelben verfügen. 


7. Juni. Das Repräfentantenhaus nimmt die amenbirte Zolltarifebidl 
fhlieglih in Bauſch und Bogen mit 150 gegen 35 Stimmen an. 
Die Rebuctionen werben auf einen Geſammtbetrag von ca. 60 Mill 
Toll, angeichlagen. | 


13. „ Der Präjident richtet eine Botſchaft bezüglich bes Aufitanbs auf 
Euba an den Eongreß. 

Dieſelbe it ein fehr langes Akltenſtück, das die meift nad) der einen ober 
andern Richtung Übertriebenen Nachrichten über den Aufftand berichligt, um 
eine zuperläflige Sufammenftellung über die gegenwärtige Lage der Dinge gikt 
Ueber die Stellung der Unionsregierung zu der cuban. Frage bemerkt die Boi⸗ 


ſchaft bloß: „Seit Beginn der gegenwärtigen Gongrebieifion babe ich dem | 


Repräfentantenbaus auf deſſen Erfuchen Mittheilung über die Schritte ge 
macht, die ich in der Hoffnung getban hatte, diefen traurigen Etreit zum 
Abſchluß zu bringen, und dem cubaniſchen Bolte die Segnungen und das 
Recht einer unabhängigen Selbftregierung zu fi Diefe Bemühungen 
haben nichts gefruchtet, doch verfiherte Spanien, daß die freundſchaftliche Ber: 
mittlung unferer Regierung vielleicht do noch zur Kerbeiführung dei End 
ziels, welches fie im Auge hatte, behülflich fein möchte.” 

15. „ Das Nepräfentantenhaus nimmt mit 98 gegen 81 Stimme 
wiederum eine Bill behufs weiterer Ausgabe von 95 Mill. National: 
banknoten, Einlöjung von 45 Mill. Eertificaten und gleihmäßigerer 
Dertbeilung des Papiergelbes auf die Einzelftaaten an. 

22. „ Der Senat lehnt wieberum feine Zuflimmung zu ber Papier: 
gelbbill bes Nepräfentantenhaufes vom 15. d. M. ab. Eine gemein 

ſame Eommiflion beider Häufer fol zu vermitteln ſuchen. 

29. „ Der Senat vertagt mit 48 gegen 28 Stimmen ben Bertrag 
mit S. Demingo auf bie nächſte Seflion, was einer Berwerfung 
beflelben thatfächlich gleichlommt. 
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30. uni. Die freunbfchaftliden Verhandlungen mit einer Anzahl In⸗ 


bianerbäuptlinge haben zu keinem Nefultate geführt. Dieſelben 
verlaffen die Bunbesftabt fehr unbefriebigt. 


2. Jul. Das Repräjentantenhaus nimmt bie fog. Schenk'ſche Bill 


11. 


12. 


behufs Eonfolidation der Staatsihuld in weſentlich abweichender 
Form von dem Beſchluſſe des Eenats vom 12. März an: 

Die Bil beftimmt die Ausgabe von 1000 Mil. Dollars Aproz. Bonds, 
die in baarer Münze in dreibig Jahren al pari rüdzablbar und abgaben» 
frei find. Die neuen Bonds find al pari umtauſchbar gegen die bereit3 im 
Verkehr befindlichen Bonds, oder verläuflich gegen Goldzahlung. Ber hier⸗ 
aus fi ergebende Erlös fol zur Einlöfung der füllig werdenden 5—20 Bonds 
verwendet werden. Die Ausführung der Bill bleibt der Biscretion des 
Schatzamtsſecretärs Überlafien. 

„ De Senat ſtimmt ber Staatsſchuld-Conſolidationsbill tes Re⸗ 
präfentantenhaujes nicht bei. Auch darüber foll in einer gemein: 
famen Conferenz ein Ausgleich verfucht werben. 

„ Deide Häufer einigen fi vorerft über bie Papiergeldbill und 
zwar dahin, daß bie Vermehrung ber Natinalbanfnoten vom Senat 
zugeitanben, das Maß berjelben ‚aber vom Repräfentantenhaus von 
95 auf 54 Mill, herabgefeht wird. 

»„ Der Eenat ratifizirt ben mit England abgefäloffenen Naturali: 
ſationsvertrag. 

„Beide Häuſer einigen ſich auch über die Conſolidationsbill ber 
Staatoͤſchuld: 

Die Bill überläßt den Umtauſch der Bonds der freien Wahl aller In⸗ 
baber; fie ermädtigt zur Ausgabe von 1000 Mill. Aproc. Bonds, rüdzahlbar 
in 30 Jahren, von 300 Mil. Atproz. Bonds, rüdzahlbar in 15 Jahren, 
und von 200 Mill. 5proz. Bonds, rüdzahlbar in 10 Jahren. Es werden 
feine Ügenturen im Ausland erriätel. Sie neuen Bonds find zu Pari gegen 
Dünfzwanziger Bonds umzutaufchen, oder gegen Gold zu verlaufen. Der 
Erlds ift zur Einlöfung der Fünfzwanziger Bonds zu verwenden. Alle ge 
mäß der Sculdentilgungsalte angelauften Bonds find zu annulliren, 
„Beide Häufer einigen fi über bie von der Regierung vorgelegte 
Naturalijationsbil. Das Nepräfentantenhaus gibt dabei dem Senat 
nah: Indianer und Chinefen bleiben von Erlangung bes Bürger: 
rechts ausgeichlojien. 

„ Beide Häufer einigen ſich über bie Steuer: und die Zolltarifbill, 
„ Eine Botihaft Grant's an ben Congreß fordert ihn auf, noch 
vor feiner Vertagung bie Frage der Intereſſen ber Hanbelsmarine 
gegenüber dem zwijchen Franfreih und Deutſchland ausgebrochenen 
Kriege in Erwägung zu ziehen. 

„ Der GCongreß vertagt fi, ohne der Aufforderung Grant's ent: 
ſprochen zu haben, auf unbeftimmte Zeit. 

„ Die Stimmung ber öffentlichen Meinung in ber Union ijt bez. 
bes deutſch⸗franzöſiſchen Krieges ganz überwiegend eine Deutſchland 
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entſchieden günftige, namentlich auch durch den Einfluß bes fid 
biefer Gelegenheit mächtig regenden beutfhen Klements ber 
bölferung. 


kai 
Le 


22. Aug. Kine Proclamation bes Präfidenten Grant hebt hervor: Amerila 
werbe während bes Kriegs firenge Neutralität beobachten. Jeder 
freie Ausdrud ber Sympathien für bie eine oder andere Macht ſei 


ſtatthaft, nicht aber birecte ober indirecte Unterſtützung ber Kriez 


führenden. 


Mitte Eept. In Folge ber Kataftropbe ven Seban findet in einem ke: 
trächtlihen Theile ber öffentlihen Meinung ein Umſchwung ver 


Stimmung zu Gunſten Frankreichs und ber wieder hergeſtellica 


franzöfifhen Republik und gegen Deutſchland ftatt. 


— Oct. Lebhafte Ausfuhr von Kriegsmunition und Waffen aller Art 
nah Frankreich. 

— „ In Mifjouri fpaltet fih die republikaniſche Partei in bie alı: 
republikaniſche und eine neue „Liberal:republifanifche" unter Schurz 
und Brown, Das Programm der lebten ſpricht fi gegen kie 
fortdbauernde Entrechtung ber ehemaligen Nebellenftaaten, geaen 
Schutzzölle und für eine radicale Neform des Civilſtaatsdienſtes aue. 
Präſident Grant erflärt fih, kaum tactvoll, gegen bie neue Partei. 


— „ Die Dctoberwahlen in ben verſchiedenen Staaten für ben Ecn: 
| greß ergeben eine jehr bebeutenbe Vermehrung ber demokratiſchen 
Bertreter gegenüber ber bisher herrſchenden republifanifhen Mehrhcit. 
„ Die Staatswahlen in Gübcarolina find ber republikaniſchen 
Partei günftig: Zum Gouverneur wirb ein Weißer, zw feinen 
Stellvertreter ein Neger gewählt und in ben Congreß werben zwei 
weiße Confervative und zwei farbige Radicale gewählt. 


15. Nov. Der bisherige Gefandte am engliſchen Hofe, Motley, wirb ven 
Grant abberufen. 


„n Aud die Novemberwahlen find den Demokraten nidt ungünftia. 

"In Newyork fiegen fie bei den Wahlen des Staats New⸗PYork. Ter 
Gouverneur Hoffmann und ſammtliche Staatsbeamten find Demofraten. Be 
den Congreßwahlen für Newport wurden 16 Republikaner und 15 Dem 


fraten gewählt. In Maſſachuſſets find ſämmtliche Congreßmitglieder und der 


Staatögouverneur Republifaner ; in Kentucky bei den Gongreßwahlen 1 Ne 
publilaner und 8 Demokraten, in Tennefie 2 Republilaner und 7 Demalre- 
ten, in Illinois 9 Nepublilaner und 5 Demokraten, in Michigan 5 Re 
blitaner und 1 Demofrat, in Birginien 3 Republilaner und 5 Demokraten 
in Wisconfin 4 Republilaner und 2 Demokraten, in Newjerſey 3 Nepubli- 
kaner und 2 Demokraten, in Alabama 1 Republilaner und 5 Demokraten. 
in Minnejota 1 Republilaner und 1 Demokrat, in Nevada 1 Republikaner, 
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in Louiſiana 4 NRepublilaner und 1 Demokrat, in Maryland fämmtlich 
Demofraten, 


4. Dec. Wiederzufammentritt des Congreſſes. Jahresbotſchaft Grants. 
Jahresbericht des Finanzminiſters. 

Die Botſchaft Grants jagt Über den deutſch⸗franzöſ. Krieg: „Sobald 
ih Runde davon erhielt, daß in Paris eine Republik erflärt worden jei, und 
das Voltk ſich derjelben ruhig gefügt habe, wurde der Geſandte der Ber. Staa» 
ten auf telegraphijhem Weg angewieien, dieſelbe anzuerkennen, und meine 
Gluckwünſche nebft denen des Volls der Ber. Staaten darzubringen. Die 
Wiedereinſehung einer Regierung in Frankreich, welche fi) don den dynaſtiſchen 
Veberlieferungen Europa's lostrennte, ſchien ein pafiender Gegenſtand für bie 
Gluckwunſchbezeugung der Amerikaner zu fein. Sollte das gegenwärtige Ringen 
damit endigen, daß die Herzen der Franzoſen fich unfern einfacheren Formen 
einer repräfentativen Regierung zuneigen, jo wird dies unferm Volke zu noch 
größerer Befriedigung Anlaß geben. Während wir feine Anſtrengung machen, 
unfere politiichen Inftitutionen den Einwohnern anderer Länder aufzudrängen, 
und während wir bei bürgerlichen Fehden (civic contests) im Ausland unjere 
hergebrachte Neutralität bewahren, können wir gegen die Ausbreitung ameri⸗ 
kaniſch⸗politiſcher Ideen in einem jo großen und hoceivilifirten Lande wie 
Frankreich nicht gleichgiltig fein. Bon der neuen Regierung wurden wir er» 
ſucht, ung, gemeinſchafilich mit den ewropäiichen Mächten, in den Intereflen 
des Friedens zu bemühen. Die Antwort lautete dahin, daß die feititchende 
Politik und das wahre Intereſſe der Ver. Staaten es dieſen verbieten, fi) 
gemeinſchaftlich mit europäiichen Mächten in europäiſche Bragen einzumijcen. 
Auf unformelle und unoffizielle Weife vergemwifierte ich mich, daß die Regie⸗ 
tung bon Rorbbeutichland damals nicht geneigt war, folden Borftellungen 
von irgend einer Macht Gehör zu ſchenlen, und obwohl ich den ernftlichen 
Wunſch hegte, den SKriegführenden, mit denen allen die Ber. Staaten in 
freundichaftlicder Beziehung ftehen, die Segnungen des Friedens wiedergegeben 
zu ſehen, lehnte ich e8 von Seiten unjerer Regierung ab, einen Schritt zu 
thun, welcher nur mit der Schädigung unjerer wahren Intereſſen hätte endi⸗ 
gen fönnen, ohne den Zweck, um deflentwillen unfere Spntervention angerufen 
worden war, zu fördern. Sollte die Zeit kommen, wann ein Sandeln der 
Ber. Staaten die Rüdlehr des Friedens auch um nur eine einzige Stunde 
fördern fünnte, jo ſoll diefer Schritt von Herzen gern unternommen werben. 
Ungefichts der Anzahl von Perſonen deuticher und franzöfiicher Geburt, die 
in den Ber. Staaten leben, hielt ich e8 für eine nothwendige Vorfihtsmaß- - 
regel, bald nad Eintreffen einer offiziellen UAnlündigung des Kriegszuftandes 
von beiden Striegführenden, die Proclamation zu erlaflen, welche die Pflichten 
der Ber. Staaten al8 neutrale Macht und die Verbindlichkeit der innerhalb 
ihres Gebietes anjäfligen Perſonen behufs Beobachtung der Staatsgefeke und 
des Volkerrechts definixten. Diefer Proclamation folgten andere, je nachdem 
die Umflände dies zu fordern fchienen. Nachdem die Bevölterung auf diele 
Urt im Voraus mit ihren Pflichten und Berbindlichleiten belannt gemacht 
worden war, hat fie dazu beigetragen, Verletzungen der Neutralität der Ber. 
Staaten vorzubeugen.” Im Fernern bebauert der Präfident, daß dem Ver⸗ 
trage behufs Unnecirung von S. Domingo feitens des Senats die Rati⸗ 
fication verweigert wurde, und fagt, jobald es befannt werde, dab die Ver. 
Staaten das Unnegionsproject aufgegeben hätten, werde von europäiſchen 
Mächten um Errichtung eines Freihafens dafelbft unterbandelt werden. Er 
ftellt die Hcquifition der Inſel für die Ber. Staaten als nod immer äußerſt 
wäünfdenswerth bin, und widmet diefem Gegenſtande einen großen Theil feis 
ner Botihaft. Mit Bedauern muß er mittheilen, daß die Begleichung der 
Anfprüche, welche aus dem Berhalten Englands während der Rebellion her⸗ 
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geleitet werden, noch zu Teinem Wbfchluffe gediehen ik. Soweit das Gabi 
von London feiner Anſicht Ausdrud gegeben bat, fcheint es nicht zugeben zu 
wollen, daß das brittifhe Minikerium fi einer Vernachläſſigung ſchuldig 
gemacht, oder während des Kriegs eine Handlung begangen ober zugelefe: 
babe, welche den Ber. Staaten gerechten Grund zur Klage biete. Die fee 
und unabänderliche Ueberzeugung der letzteren ift daS gerade Begentheil, und 
deshalb empfiehlt er dem Congreß die Ernennung einer Gommifjiou anja- 
ordnen, welche den Betrag und die Stichhaltigleit der Anſprüche prüfen, mb 
diejelben dent Vertreter Ihrer Majeflät in Wafhington vorlegen fol Ter 
Congreß fol diefem Vorſchlag gemäß die Regierung der Ber. Staaten zur 
Begleichung diefer Aniprücde ermädtigen, fo daB die Begirrung bes Bien 
thumsrecht der Privatanfprücde, wie and die verantwortliche e aller 
Forderungen gegen Großbrittanien übernimmt. „Es iſt wohl kaum nolhien» 
dig, hinzuzufügen, daß, wenn immer die Regierung Ihrer Mai. ein Berlam 
gen nad) einer vollfländigen und freundichaftlichen Begleihung diefer Unfpräde 
befunden follte, die Ber. Staaten deren Erwägung beginnen werden mit erıf- 
lichem Berlangen nad einer Ausgleihung, wie fie fi mit dem Ehrgefühl 
und der Würde beider Nationen verträgt.” Die von Canada während ker 
legten Saifon gegen die Fiſcherleute der Ber. Staaten beobachtete Saltııng 
hat ſich nicht durch eine fehr freundlidde Stimmung gekennzeichnet. Der Bri- 
fident recapitulirt die Geichichte der Über dieſen Gegenfland gepflogenen Unter⸗ 
bandlungen und gejchloffenen Verträge. „Angeſichts des Umſtandes, daß die 
canadiichen Behörden in der Tommenden Saiſon vielleicht einen Verfuch machen 
tönnten, diefe unnachbarſchaftlichen Schritte zu wiederholen, empfehle ich dem 
Gongreß der Executive Vollmacht zu geben zur Suspendirung der augen 
blicklich in Kraft befindlichen Geſetze bezügli des Tranfits von Frachtgütern 
im Bond von den Ber. Staaten nad) Canada, und fernerhin — ſollte eime 
fo extreme Maßregel ſich als nothwendig herausfiellm — zur Guspenbirung 
der betreffenden Gelege, unter denen canadiſchen Fahrzeugen der Zutritt zu 
den Gewäflern der Ber. Staaten geftattet if.“ 

In feinem Jahresbericht beſchäftigt fih der Finan z miniſter bauptfäh- 
lich mit der Frage der Yundirung refp. Converſion der Stantsihul® und mit 
der Rüdfehrung zur Baarzahlung: Ber Krieg in Europa habe eine Durd- 
führung der YundirungSalte unmöglich gemadht, aber es fei Alles bereit, um 
die Staatsihuld im Frühefimöglihen Augenblide zu fundiren. Er fei fiber: 
zeugt, daß es ihm mit gewiſſen Zujägen zur Fundirungßalte gelingen werde, 
die Staatsihuld in Bonds mit niedrigem Zinsfuße zu verwandeln. Giner 
diefer Zufäge fei die den Nationalbanten aufzulegende Verpflichtung, men 
Bonds als Sicherheit für ihre Roten zu hinterlegen. Amerika babe zu wiel 
Bapiergeld, und es follte alles Mögliche neichehen, um fo bafd wie thunlich 
zur Baarzahlung zuriidzufcehren. Bu dieſem Bmwede empfiehlt Bontwell Fun- 


dirung des gejegmäßigen Papiergelves (legal tender) in Bonds, verzinsid 


zu 84 Prozent und zahlbar je nad Ermefien der Regierimg innerfalb 10— 
12 Jahren nad ihrer Ausgabe. Der Emiffionspreis ſoll nit unter peri iz 
der- Bapiermährung fein, das Kapital fol in Gold zurüdgezahlt, und die 
Zinſen follen in Papier gezahlt werden. Diefer Weg werde die Bejorgnix 
auslandiſcher Kapitaliften bezüglich des Credits der Ber. Staaten, welder 
allerdings dur die große Papiergelbeirculation geſchädigt worden, beruhigen 
An diefer Weile würde das Papiergeld im Betrage von jährlich 50 Millioner 
eingezogen werden, ohne bie Geichäftsinterefien ernfllih zu Rören, ums Ice: 
die Ankündigung einer ſolchen Politit würde viel dazu beitragen, das Lan! 
zur Baarzahlung zurüdzubringen und daß Agio innerhalb weniger Woche 
auf einen nur nominellen Betrag zurüdzudrängen. Einmal zur Baarzahlumg 
zurüdgelehrt, würde das aus dem Bondsverlauf nad Amerika kommend 
Gelb den Betrag der Papiergeldeinziehung beinahe balancıren, und bieje Ber- 
mebrung des Goldes im Lande würde das Papier gar bald auf pari mit 
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Gold Hinauftreiben. Boutwell empfiehlt dann eine Verminderung der Steuer- 
laften, wo nur immer eriprießlih, doch müfle man den großen Gewinn ge⸗ 
Hörig im Auge behalten, der dem amerilaniſchen Credit im Auslande bereits 
aus der unvergleichlich raſchen Abzahlung der Staatsſchuld erwachſen jei. 
Mit einer weiteren Verbeflerung in der DOrganijation der Steuerhebung werde 
die Staatsichuld in noch größerem Maße getilgt werben konnen, jelbft bei 
einer mäßigen Verminderung der Steuern. 


12. Dee. Das Repräfentantenhaus nimmt mit 158 gegen 25 Stimmen 


15. 


22. 


neuerbings bie Aufhebung ber jog. Aemterbeſetzungsacte an und mit 
164 gegen 5 Stimmen eine Refolution, welche fi für Befeitigung 
bes internen Steuerſyſtems mit Ausnahme ber Steuer auf Brannt: 
wein und Tabak ausſpricht. Die Zuftimmung des Senats zu bie 
fen Beichlüffen ift mehr als zweifelhaft. 

„» Senat: Rebe des Senators Schurz über bie von ihm begrüns 
bete Partei der „Liberalen Nepublilaner”. 


„ Der Senat beftätigt bie Ernennung Schenk's zum Gefanbten in 
London und ermächtigt den Präfidenten mit 31 gegen 9 Stimmen 
zur Ernennung von brei Gommifjarien, welche nah S. Domingo 
geben jollen, um über bie bortige politifche Lage und über bie Bes 
dingungen, unter welden bie Annectirung an bie Der. Staaten 
gewünjcht wirb, Bericht zu erftatten. 


Ueberſicht der Greigniffe des Jahres 1870. 


Das Jahr 1870 Hat begonnen mit ber Thätigleit einer großen 
Kircdenverfammlung, bie gegen bie Lebensgefebe ber Neuzeit auf ber ganzen 
Linie offen und entichloffen in ben Kampf trat, und geenbet mit einem 
blutigen Kriege, in dem alle guten Geifter bes Jahrhunderts unter ber 
Fahne bes deutſchen Volle in Waffen von Sieg zu Eieg geeilt fine. 
Die Verkündung ber päpftlichen Unfehlbarkeit auf dem vaticanifchen Concil 
und ber große deutſch⸗-franzöſiſche Krieg, der das zweite Kaijerreich wie 
ben Kirchenftaat geftürzt unb bie nothwenbige Bildung ber beiben Natic: 
nalftaaten dieſſeits und jenſeits der Alpen gleichzeitig vollendet bat: dat 
find die beiden weltgeſchichtlichen Ereigniffe, welche dem Jahr 1870 feine 
Signatur verliehen haben. 


Das vaticaniſche Coneil. 


An 8. Dec, 1869 waren 750 Väter ber katholiſchen Chriſtenheit 
unter dem Geläute aller Gloden der ewigen Stabt im Dome zu St. Peter 
zum öcumenijchen Concil zufammengetreten und Pius IX, „Biſchof, Knecht 
der Knechte Gottes“, hatte das geiftliche Parlament mit einer Thronrebe 
eröffnet, die das Wort bes heiligen Johannes Chryſoſtomus wieberholte: 
„Nichts ift mächtiger als die Kirche, bie Kirche iſt mädtiger 
als felbft der Himmel“, und als Zweck feiner Thätigkeit bezeichnete: 
bie Bernihtung jener „Verſchwörung ber Gottlofen, bie burd 
ihren Zufammenhang ſtark, durch ihre Macht gewaltig, durch ihre Ein 
richtungen befeftigt unb bie Freiheit ber Anfeindung als Dedmantel ver: 
haltenb, ben heftigften Krieg gegen bie heilige Kirche Chriſti, ohne Scheu 
vor irgend einem Verbrechen, beharrli zu führen nit aufhöre". 

Der Inhalt diefer Rebe, ber Geift ber Vorlagen, bie ihr folgten, 
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bie Art, wie dem Gewiſſen ber Väter Gewalt angetan warb, Tonnte 
Miemanden überrafhen, ber in ben bisherigen Kundgebungen ber päpft 
lichen Bolitit nicht flüchtige Anwandlungen bierardiiher Deipotenlaune, 
londern bie nothwendigen Neußerungen eines wohlüberlegten, planmäßigen 
Syftems erfannt; eines Syſtems, das, die Grundvorausſetzung einmal 
zugegeben, keinen Widerſpruch, Teinen Zweifel, kein Meinungsopfer, Teinen 
Compromiß mehr kennt unb das, nicht etwa von einzelnen befonbers ein- 
flußreichen Rathgebern ber Curie, fondern von bem Papfte felber feit 
feiner Rückkehr von Gaëta mit der zähen Ausbauer und ber unbeugfamen 
Energie eines wirklihen Fanatikers verfolgt wird. Dem Deutfchen ift 
ſolche Verbindung einer religiöfen Myſtik, bie bem 13. Jahrhundert zu 
entflammen fcheint, mit ber verfchlagenen Weltklugheit eines Diplomaten 
vom mobernften Schlage ein Räthfel, zu dem ihm jeber Schlüfjel fehlt. 
Bei den Romanen findet fi dieſe Verbindung häufig genug. Papft 
Pius IR. ift eine ähnlich organifirte Natur, wie ber Graf Cavour eine 
geweſen ift; biejelbe Vereinigung von glühendem, ja fchwinbelerregenbem 
Idealismus in ber Anlage bes Planes mit nüchtern praktiſchem Realis⸗ 
mus in ber Ausführung zeigt er in ber Kirchenpolitik, bie jener in ber 
nationalen an ben Tag gelegt. Als ©. M. Maſtai Ferretti im Juni 
1846 zum Bapite gewählt warb, begrüßten ihn bie Roͤmer mit froben 
Hoffnungen, obgleich fie einftweilen nicht viel mehr von ihm mußten, als 
daß er „meber ein Fremder noch ein Möndh” fei und aus einer Familie 
ftamme, in ber ein aufgeſchloſſener, freigefinnter Patriotismus zu Haufe 
war. Als nun aber fein Regiment begann mit einer hochherzigen Ams 
neftie, bie die Kerker Gregors XVI. öffnete und ben Verbannten die Hei⸗ 
mat wieber gab, als unter ihm bie Priefter anfingen, bas Bünbniß bes 
Clerus mit ber Demokratie und allen vorwärts brängenben Elementen ber _ 
Zeit offen zu prebigen, als bie Curie den Anlauf machte zur Gründung 
eines italienifchen Zollvereins und zur Reform ber geiftlihen Verwaltung, 
als ver Bapft es war, ber in feinem Protefte gegen bie wiberrechtliche 
Beſetzung Ferrara's ben Fürften Metternich erinnerte an eine bee, auf 
bie noch Fein päpftliher Proteft gegründet worben war, an bie Idee ber 
italieniſchen Nation, deren echte älter und Heiliger wären, als bie ges 
fchriebener Verträge, als er gar durch Einberufung einer Staatsconfulte 
Miene machte zur Ummwanblung bes päpftlihen Abfolutismus in ein cons 
ftitutionelleg Fürſtenthum — da ſchienen Gioberti's verwegenfte Träume 
vom nationalen Neformberuf der Kirche erfüllt, die Genefung biefes Volle 
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von Allem, was auf ihm laſtete, ſchien durch bie Kirche vollzogen, be 
Jubel war: allgemein, felbft Mazzini warb von ihm fortgeriffen und ber 
Liberalismus bes Auslanbes ftimmte ein in ben Ruf Thiere’: Courage, 
courage, Saint Pörel Nur ganz wenig Menſchen wiberftanben ber Tä= 
fung, unter ihnen ber alte Dichter ©, B. Niceolini, ber Teinen Auges 
blid in ber Ueberzeugung wankend wurde, daß biefem Rauſche ein ſchret 
liches Erwachen folgen werbe. 


Die Stellung bes Papſtes an ber Spike ber nationalen Deweguns | 


war burdführbar, wenn er Nichts war ale ber Seelenhirte, beflen rein 
geiftlihe Autorität jebes Angriffs durch weltliche Waffen fpottete, fie war 


unmöglich auf bie Dauer, wenn ber Papft gefeflelt blieb an ben Bei 


eines Landes, bas in Krieg und Fricden taufend Eonflicte mit ber welt 
lihen BolitiE beraufbeihwor: der Kirhenftaat, bie Ummöglichkeit einer 
politiſchen Reform durch bie geiftlihe Verwaltung, die Unmöglichkeit, ihn 
zu behaupten gegen Revolution von Innen und Invaſion von Außen — 
das ift die Klippe geweien, an ber bas Schifflein des national = Tiberalen 
Papſtthums fcheitern mußte, aud wenn in ber Berion feines Iubabers 
ber Staliener ftärker geweien wäre, als ber Priefter. 

Der Unabhängigkeitstrieg von 1848 brachte dies Verhältniß zum 
Harften Ausbrud. Der Papft Eonnte ihm feinen Segen geben, wie er 








bas im Anfang wirklich gethan, ja er konnte ihn bie an's Ende mi 
feiner geiftliden Autorität unterflüßen, und Fein Umſchlag ber weltligen 


Politik würde dem Oberhaupt aller Gläubigen auch nur einen Fußbreit 
ber Herrichaft geraubt haben, bie er durch das Heer feiner Priefter übe 
bie Gewiflen übte — wenn er nicht bangen mußte um einen Beſitz cs 
Land und Leuten, an Herrſcherrechten weltlicher Art, ber durch ben Siez 
ber Revolution nicht minder als durch ben ber Reaction gefährbet mar. 


Um den Kirchenſtaat weder durch Mazzini no durch Habsburg zu ver 


lieren, mußte er fi Iosfagen von bem Krieg, wie er das gethan Bat 
durch die Friebensalloention vom 29. April 1848 unb als er, burd bi 
römifche Republik von feinem Stuhl vertrieben, in Gaëta ein Ablomımer 





gefchloffen mit bem flegreihen Abfolutismus, ba Tonnte er nur als ver 


zurüdtehren, ben bie Welt von ba ab mit fleigender Klarheit in ihm en 
Zennen folkte, als ber PBriefter, der bie Verirrungen des Italieners über 


Borb geworfen und ben fenergefährlien Ideen, bie auch ihn einfl in 


jungen Tagen beraufht, jet mit bem Fanatismus bes Abtrünnigen ba 


Krieg macht. 
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Ein mertwürbiger Zug von Myſtik macht fick fogleih in ber 
zrſten öffentlichen Handlung bes Bekehrten geltend, Noch in ber Vers 
bannung ſchrieb er bie Encyelica vom 2. Februar 1849, worin es hieß, 
„baß ihm von Kinbesbeinen an Nichts mehr am Herzen gelegen habe, als 
bie allerfeligte Jungfrau Maria mit ganz befonberer Frönmigkeit unb 
Andacht und herzinnigſter Liebe zu verehren und Alles zu vollbringen, 
mas zur größeren Ehre biefer Jungfrau, zur Beförberung ihres Ruhmes 
und Dienftes gereihen Tönne“. 

Der Hörberung bes Eultus ber Heiligen Jungfrau, deren befonberer 
Fürbitte er als junger Briefter eine wunderbare Rettung aus Tobesgefahr 
sufchrieb, deren perfönliher Gnade er nachher bie glüdlide Rückkehr aus 
bem Eril zu banken glaubte, ift fortan all fein Dichten und Trachten 
zugewendet, aus bem felienfeften Glauben an die Allmacht ihrer Gunſt 
ſchöpft er bie Yuperficht bes Sieges im Kampfe wider alle Gegner ber 
Rirde, und nicht minder ben unbeirrbaren Blauben an feine eigene Un⸗ 
fehlbarkeit. Die Verfündung bes neuen Dogma's von ber unbefledten 
Empfängnik Mariä am 8. Dec. 1854 bewies biefen Zuſammenhang 
fo ſchlagend ale mögli, und bie Urt, wie fie geihab, rein aus perſön⸗ 
licher Machtvolllommenheit, ohne eine au nur fegeinbare Befragung ber 
Geſammtheit der Bilhöfe — ein Vorgang ohne Beifpiel in ber Kirchen: 
geſchichte — war ſchon ein Staatsſtreich bes päpſtlichen Abiolutiemus, der 
das Reit auf Unfehlbarkeit noch nicht theoretiſch befinirte, wohl aber that: 
ſächlich im vollſten Umfang in Aniprud nahm, 

Gleichzeitig Hatte der Kampf gegen ben weltlichen Staat begonnen, 
zunächſt durch Bullen, wie bie vom 29. Sept. 1850 und 4. März 1853, 
melche in England und Holland die Hierarchie wieberberftellten und eine: 
ungeheure Aufregung in bie beiden Länder warfen, dann durch Concorbate 
und Gonventionen, bie, von dem öſterreichiſchen ausgehend (18. Auguft 
1855), ganz Eübbeutfchland zu überfpinnen auf dem beften Wege waren, 
als der Krieg von 1859 das Gewebe zerrig und in Stalien felbft eine 
Macht begründete, für bie bie Vernichtung bes Kirchenſtaats in früherer ober 
fpäterer Zeit eine Frage ber eigenen Eriftenz war. Gegen ben unmittels 
baren Angriff bes Königreichs Stalien, dem eine mächtige Bewegung unter 
ber Bevölkerung bes Kirchenſtaats felbft bie Wege ebnet, bat bie Eurie 
feine Waffen, als eine buntihedige Säölbnerarmee, bie von Cialdini ge: 
fchlagen und zeriprengt wird (Sept. 1860), und Protejte und Ercommu: 
nicationen, . bie platt zur Erbe fallen; ber größte Theil bes Kirchenſtaats 
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wirb dem Königreich Italien einverleibt, und im Pairimonium Ter 
felber behauptet fih das geiftlihe Regiment nur noch durch franziiük 
Bajonnette, 

An allen Gliebern zerichlagen, gegen Haß und Anflehnung im c: 
genen Lande nur durch frembe Waffengewalt nothbürftig genug geſchitt 
batte das Papſtthum in ber meltlihen Politik feitbem fo gut wie wel 
fländig abgebankt; bejto höhern Flug nahm aber nunmchr ber Plan, vai 
Gründung einer geiftliden Weltherrſchaft ben in Stalien zeririm 
merten Kirchenſtaat in einer neuen Form über bie geſammte Ehrite: 
beit auszubehnen. Es ift ein wahres Wort, das Thiers einmal anir 
ſprochen bat: Nur ber Kirchenſtaat hält nod ben Papft im Saum, m 
Mönd ohne Pflichten gegen ben Staat würbe fi allmäcdhtig bünfen J 
Wahrheit ift ber Rauſch ber geiftlihen Herrſchaft in riefigem Maße ge 
wachen, je mehr bie Eurie bie Feſſeln ihres weltlichen Befitzes abftreifk, 
unb wir werben erleben, daß fie eben jetzt, feitdem ihr das Konigreic 
Stalien nichts Irdiſches mehr rauben kann, der mobernen Welt gefährlide 
geworben ift, als je vorher. Die Sorge um ben Kirchenftaat brachte 154: 
ben Staliener in Pius IX zu Tall, um ben BPriefterfürften zu entbinke. 
Der Berluft des Kirchenſtaats (1861 — 1870) hat ben Rachekrieg bi 
geiſtlichen Fanatismus gegen Alles, was zum Leben bes Staats gehit, 
ber letzten Scheu und ber lebten Rüdficht entlebigt. 

Die Enchelica vom 8. December 1864 mit dem Syllabus bat te 
Flammenſchwert dieſes Rachekriegs offen vor aller Welt entblößt umb ba 
vaticanijche Concil von 1870 bat das ganze ungeheure Rüſtzeug ber 1: 
tholiſchen Kirche aufgeboten, diefen Krieg in ſtummem Geborfam uste 
einem unfehlbaren Herren zu führen gegen bie gefammte Geiſtesarbe: 
vieler Jahrhunderte, gegen Nation und Staat, gegen Wiſſenſchaft un 
Greiheit, gegen Alles, was bie moberne Menſchheit zum Leben braucht u: 
was fie in einer innerlich abgeftorbenen, zu völliger Unfruchtbarkeit ver 
urtheilten Kirche nicht mehr zu finden vermag. 

Was die Bilhöfe auf ber Kirchenverfammlung [olten? Riemer: 
wußte, aber alle Welt ahnte es und bie Civilt& cattolica plauberte bei 
Geheimniß aus, als fie am 3. April 1869 aus ber Bulle Unam Sanctın 
bes Papſtes Bonifazius VIIL die Säge wiederholte: „Die zwei Ge: 
walten, bie weltlide und bie geiftlihe, find in ber Mad: 
ber Kirhe db. b. der bes Papftes, welder jene — bie welt— 
lige — burd Könige und Andere, aber nah feinem Winke 
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ınb folange er fie bulbet (ad nutum et patientiam sacerdotis), ver» 
valten läßt. Der geiftlliden Macht ſteht es, gemäß ber von 
Bott an Petrus verlichenen Aufgabe und Machtvollkommen— 
jeit, zu, bie weltliche Gewalt einzufegen und, fälle fie 
sicht gut ift, zu richten; wer fid biejen ihren Geboten wibers 
etzt, ift ein Empörer wider Gottes Stiftung” 

Alfo die Weltherrſchaft ber Kirche unbedingt und ohne Schranke, 
m Nanıen Gottes und nah dem Winke des unfehlbaren Knechtes feiner 
Rnedte: fie auszufprechen und als allein giltige® Verfaſſungsrecht für bas 
zeſammte Dafein ber Menſchheit aufzurihten — das war bie Aufgabe 
er Bäter ber katholiſchen Ehriftenheit, die auf Pius’ IX. Labung in Rom 
richienen waren. Niemand täuſchte fit barüber, daß bies und nichts 
Anderes der Sinn ber ganzen Berjammlung fei, obgleih über ben In⸗ 
alt der zu erwartenden Vorlagen amtlider Weile ein unburdbringliches 
Schweigen beobachtet wurbe, und wie ernſthaft man in unb außer ber 
kirche den unabjehbaren Folgen ſolchen Unterfangens entgegenblidte, das 
ewies ber Verſuch bes bayeriſchen Miniftere Yürften Hobenlobe, bie welts 
ichen Regierungen zu gemeinſamem SHanbeln in einer für Alle gemeins 
amen Sache zu beitimmen, das bewiefen ferner die Abmahnungsſchreiben 
ıngarifer, böhmifcher und deutſcher Bifhöfe, bie nah Mom gelangten, 
am bort dem toll geiworbenen Fanatismus Vernunft zu prebigen. 

Die Eurie ging ihren Weg mit unbeirrbarer Sicherheit. Eine ges 
neinfame Kundgebung ber weltlichen Regierungen kam nicht zu Stande, 
ind wäre fie au zu Stande gelommen, fie Hätte an ber Sade Nichts 
jeändert. Noch viel weniger wollten die fchüchternen Warnungen aus ben 
öheren Kreifen ber Kirche felber beſagen, die an Feiner Stelle fih zu 
inem principiellen Widerſpruch ermannten, bie höchſtens die Zeitgemäß: 
yeit der Verkünbung bes neuen Dogma's mit mehr ober minder Nahbrud 
yeftrittien und denen von Rom her mit beftem Rechte erwibert werben 
'onnte: bie innere Wahrheit des Glaubensſatzes ift bamit nur von Neuem 
ınerfannt, unb wenn bie Zuftänbe, auf bie ihr warnend binmweift, wirklich 
o find, wie ihr fie befchreibt, fo ift erft recht nothwendig, daß ihnen 
urch einen fharfen Schnitt ein Ende gemacht werbe, 

Das Concil felbft offenbarte alsbald die Einrichtung einer finn- 
reichen Maſchine, deren Räderwerk jeden Wiberſpruch enimeber von vorn: 
Jerein erftidte ober in feinen Wirkungen wieder jofort vernichtete. Mas 
zier gefchehen follte, vertrug fi nicht mit der fcharfen Luft, bie fi durch 
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Preſſe und Oeffentlichkeit jeder parlamentariſchen Verſammlung von Ich 
mittheilt ud die ſchon!ſwy manchen im Dunxet ber Cabinetie erſeanein 
Plan zu Squandenſ hemacht hät. Die‘ Art, wie die" Emrie dies geiklike 
Parlament vom erften Enge an nu hanbhaben starb, verriech bie se 
nauefte Kenniiiß ber Hebel; til benen man im folgen Füllen ſicher zum 
Siege gelangt." Wle Eurie trat in's Concil mit ber gefchlofienen Pie 
Ianr einer Mehrheit "von etiva 600 Kopfen, beftchenb ans ungefähr 1° 
Präfaten ohne Sprengel, 143 Biſchöfen bes Kirchenſtaats, 30 Urtai: 
generalen, 68 Neapolitanern, 80 Bildöfen Hilpanifher Race u. |. =. 
und theils aufer: 'theils innerhalb biefer Eategorien 300 Koftgängern It 
Papftes, bie’ von biefem mittelft einer täglichen Ausgabe von 25,000 Ft. 
verpflegt werben.  Diefer Schaar gegenüber, auf beren militäriigen Ge 
borfam unbebingter Verlaß war, flanb eine Minderheit deutſcher, ungar: 
ſcher, franzöfiſcher, portugieſtſcher, nordamerikaniſcher unb orientalifcher Brö 
laten, bie zu ſpalten, zu überreben, zu gewinnen und ãußerſtenfalls ;z 
übermwältigen Tein Mittel unbenubt blieb. | 

Gleich bie zu Anfang octropirte, nachher noch verfhärfte Geſchäfte 
orbnung, gegen bie ber muthige Bildof Stroßmaher vom Dialkeda 
vergebene Proteft einlegte, war mit größtem Geſchick barauf bereit, 
erftend jeben unabhängigen Antrag und zweitens jebe wirkliche Ber: 
handlung anf eine brutale Weife unmöglid zu machen. In einer burd 
und durch katholiſchen Zeitſchrift, dem Pariſer „Eorreipondent”, fprad fi 
ber Schwiegerfohn des Grafen Montalembest, ver Bicomte be Meanr, 
barüber folgendermaßen aus: „Die Entwürfe find zum Voraus gemadı, 
bie Gefhäftsorbnung iſt aufgenöthigt, bie Ausihüffe find gewählt ver 
jeber Berathung, nach offiziellen Liften, durch eine bieciplinirte Mehrheit, 
bie abftimmt wie ein Mann. In biefen Ausihüffen ift bie Minderheit 
nicht vertreten, anbere Berathungen als bie ber General: Eongregationes 
(der feierlihen Gefammtfigungen) finden außerhalb ber Ausfhüffe nick 
Statt. In diefe Gongregationen aber werben bie Gegenflände ganz naar 
eingebradht, und ben 700 Mitgliebern vorgelegt ohne jebe vorhergehende 
Erläuterung. Die Reben werben nur mit Mühe verflanden unb Auf— 
zeichnungen, bie nachträglich eingefehen werben Könnten, gibt es nidt 
Dann ift den Vätern verboten, irgend Etwas für bas Concil in Rem 
bruden zu laffen. An all dem erkennt man eine Berfammlung, bie ke 
rufen ift, nigt um zu biscutiren, fonbern zu approbiren, bie beflimmt it, 
bie Macht, von ber fie berufen ift, zu erhöhen, ftatt fie zu ermäßigen.. .* 
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Die Bäter waren in Wirklichkeit bie Gefangenen: des Papftae: fie 
ourften das Coucij nicht verlaſſen ohne feine, Exlaubniß. Sc. wi wicht ‚zu. ge 
meinſamen Beſprechungen verfsumelu, nidis brudfen, Naßien. ‚ohne, Genf, 
"feinen Antrag. flellen ohne jeine Genehmigung. Sea -Bepft machte bie 
Decrete, befinirte bie Togmen, das Concil hatte zuzuftimmen. Nur zwei 
‚Befugnifle blieben den Bilchöfen: in ben General⸗ :Kongregationen Reben zu 
halten, von. benen bei ber höchſt ungünftigen Atuſtik ber Conciloaula meiſt 
nur Tonwellen, aber nicht Worte und Cübe zu ben Ohren der Horer 
drangen, und ſodann bei ber Abſtimmung placet ober non placet zu 
fagen: eine. Gebunbenheit, bie übertrieben erfcheinen Tonnte hei ber unver: 
gleichlichen Mannszucht, mit der bie Mehrheit der Infellibiliften im Teuer 
"mandöprirte. 

Im Gebruar 1870 warb das Schema eines allgemeinen Ka⸗ 
techismus verbanbelt, das fofert bie letzten Ziele bes ganzen Planes ent: 
hüllte. Sind die Lehren biejes Katechismus ber Chriftenheit einmal in 
Fleiſch und Blut übergegangen, dann gibt es Teine Eonflicte mehr zwiſchen 
Kirche und Ctaat, Concordate und Conventionen find bann überflülfig 
und bie Bullen ber Päpfte haben nicht mehr nöthig, zu weinen über ben 
‚Abfall ber Welt, zu fluchen dem böfen Feind, ber fie ber Kirche entfrem- 
‚bet: bann gibt es feinen Staat mehr, er ift mit Allem, was in 
und mit ibm lebt, in ber Kirche, im Papſtthum aufgegangen. 

Die leitenden Sätze der neuen Glaubenslehre mögen für fich Telber 
ſprechen: Der Bapft hat Herrſchaft, Gerichtsbarkeit, Strafgewalt nit bloß 
über bie ganze Kirche, fondern auch über jeden Einzelnen, ber getauft ift. 
So hoch die Eeligkeit über Ruben und Gütern bes irbifchen Lebens, jo 
hoch fteht die Kirche über dem Staat. Tarum muß jeber Menſch den 
Nuten der Kirche allezeit über das Wohl bes Staates ftellen. Die oberfte 
Kirchengewalt entfcheivet darüber, was bie Fürſten und bie Negierenden 
bezüglich der bürgerlichen Geſellſchaft und ber äffentlihen Angelegenheiten 
zu tbun ober zu laffen haben. Der Papit entfheibet in biefen Dingen 
nicht bloß als Inhaber des oberften Lehramtes, er bat auch das Hecht, 
durch Zwang und Strafe Jeben, er fei Monarch ober Fürſt oder einfacher 
Bürger, zur Unterwerfung unter feinen Spruch anzubalten. Wo immer 
ein Stantögeje im Widerſpruch ift mit einem Kirchengeſetz, ba geht das 
legtere voran, und bem Bann verfällt ber, ber behauptet, daß etwas nad 
bürgerlihem Gejeb erlaubt fei, was ein kirchliches Geſet verbietet. Wer 
bas nicht glaubt — anathema sit. 
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Na ſolcher Vorbereitung konnte bas Erſcheinen eines Diecreted, bad 
am 6. März: das Dogma von bee Unfehlbarkeit bes Papſtes u 
feiner ſchroffſten, ausilieglichften Faſſung ausſprach, nicht wohl mehr über: 
raſchen: es war bie prompte Antwort auf das Drängen ber Infallibilen. 
auf bie abmahnende Wbreffe ber Minderheit vom 26. Januar. Die Ya 
ber Ichteren aber warb zur Genüge gezeichnet durch bie Thatſache, tat 
ber Biſchof Stroßmaher, als er in ber Eikung vom 22. März in cm 
gewaltigen Rebe u. A. den Cab burdführte, Glaubensfachen könnten nit 
durch einfache Mehrheit, ſondern nur unter moraliſcher Einhelligkeit ent: 
ſchieden werben, als „verbanmmungswärbiger Ketzer“ im einem firdpterlicen 
Tumulte niebergeföärieen wurbe. 

Der Oppofition felber fehlte e&, abgefehen von ibrer emtfdiebenen 
Minderzahl, an ber erfien Borbebingung eines Traftvollen Auftrelene, cr 
ber Einheit ber Ueberzgeugung. Die Einen verwarfen bie Iufebl 
barkeit aus princhpiellen Gründen als eine Lehre, die weber in ber hal. 
Schrift noch in ben Uecberlieferungen ber Kirche irgenb einen Beben habe. 
bie Anberen nur aus Gründen ber Bwedmäßigfeit, aus Furcht vor bez 
Eonflicten mit bem Etaat unb nit ber Durchſchnittsſtimmung ihrer Ge— 
meinden. So kam es niemals zu irgendeinem gemeinſamen entfchloflenz 
Säritte, alle Brotefte und Gutachten gingen von Einzelnen ober von ge 
trennten Oruppen aus und felbft die Bittſchrift, welde am 10. Ad 
endlich einmal offen fagte, bas Belenntniß ber Unfehl barkeit madt 
jeden ebrlihen Katholilen zum gebornen Feinb des Staatt, 
war wohl von franzöfifchen, öfterreihiiden, ungariſchen, italienifchen, ens | 
liſchen, ſpaniſchen und norbamerilanifchen, aber nicht von beutfchen Li⸗ 
ſchöfen unterzeichnet, und doch waren unter ihnen biejenigen, welche Wiſſe 
und Charakterfeſtigkeit am allereriten zu Mortführern ber Oppofition be 
rief. Aber freilih ber Fuldaer Hirtenbrief! Dort Hatten bie beuticde 
Bifhdfe ihren Gläubigen gejagt: „Man befulbigt ben Heil. Water, dej 
er unter bem Einfluß einer Partei das Goncil Tebiglih ale Mittel be 
nuben wolle, um bie Macht des apoftolifgen Stubles über Se 
bühr zu erhöhen, die alte und echte Berfaflung ber Kirche zu ändern, 
eine mit ber KHriftliden Freiheit unverträglide geiftlide 
Herrſchaft aufzurihten. Man ſcheut fi nicht, bad Oberhaupt ber 
Kirche und ben Episcopat mit Parteinamen zu belegen, weldye wir bisher 
nur im Munbe ber erklärten Gegner ber Kirche zu finden gewohnt ware. 
Demgemäß ſpricht man denn ungeſcheut ben Verdacht aus: es werbe ben 
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Biſchöfen bie volle Freiheit ber Berathung nit gegeben fein, 
"ınd es werde auch ben Biſchöfen felbfi an der nothwendigen Erkenntniß 
und Sreimüshigleit fehlen, um ihre Pflicht auf bem Eoncil zu erfüllen; und 
man ſtellt in Folge davon fogar bie Giltigkeit bes Concils und jeiner 
Beſchlüſſe felbft in Frage.” Das hieß auf beutih: Der Papſt beab: 
:fiptigt nit bie Erklärung der Unfehlbarkeit, er beabſichtigt 
‚ebenfowenig bie volle Freiheit ber Beratbungen zu beeinträd: 
„tigen. Nun war bie Unfehlbarkeit bach gelommen, bie Freiheit ber Bes 
‚ratbung gerabezu vernichtet. Wenn fie trogbem ohne einmütbigen Proteft 
‚auf dem Eoneil blieben, fo war Zar, daß fie entweber noch im Laufe ber 
Berathung ſich ımterwerfen, ober bis zur Abflimmung .opponiren, bann 
‚aber ganz gewih bem von Anfang an fertigen Beichluffe gehorchen würben. 
. Im März und April hatten mehrere weltliche Regierungen ihre 
‚ernten Bedenken gegen ben Lauf bes Concils vor ben hl. Stuhl gebradt. 
„In teinem Falle war davon irgend welder reale Einfluß auf bie letzte 
‚Entiheibung zu erwarten. Aber felbft ihr moraliſches Gewicht mußte an 
ſeihe Haltung ber Oppoſition im Concile ſelbſt zu Schanden werben. 
’ Nachdem in den Sikungen vom 4. und 13. Mai bie Katechismus 
‚frage zu einer vorläufigen Erledigung gelangt war, begann am 14. db. M. 
die große Debatte Über die perfönliche Unfehlbarkeii des Papſtes. 
‚Unter ftünmifgen Beifall ber Jtaliener und der Spanier entwidelte ber 
Biſchof Pie von Poitiers eine Schlußfolgerung, die an bie beften Einfälle 
ber jeligen Tuntelmänner in ihren Briefen an Ortuinus Gratius erinnert: 
‚Der Papft muß unfehlbar fein, denn — Petrus ift mit bem Kopfe nad, 
‚unten gelreuzigt worben. Da trug ber Kopf bie ganze Laft bes eigenen 
Körperd. So trägt ber Papſt ale ber Kopf bie gefammte Kirde. Nun 
iſt nur der unfehlbar, ber trägt, und nicht ber, der getragen wird, Ein 
Biſchof aus Sicilien berief fih auf eine Offenbarung, mit ber bie Jung» 
frau Maria feine Landsleute begnabigt habe. Als Petrus den erften Chriften- 
gemeinden auf Eicilien prebigte, er fei infallibel, wollte man’s ibm nicht 
glauben. Man ſchickte beroßalb eine Petition an bie Jungfrau Maria 
und fragte an, ob fie Etwas von ber Unfehlbarkeit des Apoftels gehört 
babe. Allerbings, antivortete fie. Ich erinnere mid, baß ich babei war, 
als mein Eohn dem Petrus dies befondere Vorrecht übertrug. Wem bas 
erſtaunlich vorkommen follte, ben. erinnert ber Verfafler der roͤmiſchen Briefe 
daran, daß auf Sicilien noch heute jebes Jahr ein Feſt zu Ehren jenes 
„heiligen Briefs“ gefeiert wird, den bie Himmelslönigin einmal an bie 
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Meifinefen eigenhänbig geſchrieben Hat und beffen fonnenflare Eqhtheit iz 
einen eigenen Zug noch befonbere nachzuweiſen, ber Jeſnit Inchever fi 
die ganz Abe nuigge Mühe gegeben hat. Unter ben Gegenrebuern ware 
bie Bebentendfien: Hefele, Raufber, Simor, Darboy, Gonnsliy, 
SfroPirayer, Maret, Ehwarzenberg, Dupanloup. Der Let 
Teile den Worten: „Wenn jemals bie moraliſche Ginfkiaumigfeit für 
eine dogmatiſche Entieibung nothwendig war, fo ift dies bei: einem Conci 
wie vas vatietnlſche ber Fall, wo man 276 italieniſche Viſchöfe zählt, we 
denen 143 dem Rirdjenftant amgehören; baun 43 Garbinäle,- won deu 
23 Beine Biſchoſe find ober feinen bifhäfliden Stuhl einnehmen; weite 
120 Erzbiſhofe oder Vifchöfe in partibus; enblid 51 Aebte ober Drbeni- 
generale, während die Biſchöfe aller Tatholifchen Länder non Eurepa, mit 
Hasnahnre von Stalien, bie auf dem Concil gegenwärtig find, nur auf die 
Zahl von 265 ſich belaufen, fo daß alle bie Patriarchen, Primate, En- 
biſchdfe und Discefanbifhäfe ber ganzen Welt ſchon ben italienifchen Pri- 
Taten allein gegenüber in ber Minderheit find. Auf einem ber Art pe 
fammengeietten Goncil Tann niemals bie einfache Mehrheit entjcheiden, 
um fo weniger, wenn auf bemjelben fi nod bie perjöänliche Intervenilica 
bes Papſtes fühlbar madt, wenn ber fFreibeit ber Biſchöfe fo viel be 
trächtliche Einſchränkungen auferlegt werben, wenn bie Frage (über bie 
Unfehlbarkeit bes Papſtes) rüdfichtslos und gewaltfam nur durch einen 
neueften ſouveränen Alt, durch eine Art von Staatéſtreich zur Beratfun: 
gebracht worben ift, wenn ſchon Beängfligung der Gewiſſen entficht un 
Auffehen erregende Schriften, Zeichen biefer Bejorgniffe ber Gläubigen, u 
Umlauf kommen, endlich wenn bie Biichöfe felbft ihren gepreßten Herzer 
einen Aufſchrei entfchlüpfen Iafien, ben bie ganze Preſſe wieberholt. Ya 
folher Lage der Dinge Alles durch einen Mehrheitsſtreich abzumachen, ii 
unmöglid. Geſchieht es aber body, fo ift jebes Unheil zu befürdten. Un 
das bin nicht ih allein, das find hundert Bilhöfe, die ba fagen: Bir 
würden auf unferem Gewiſſen eine unerträglide Laft empfinden. Zir 
müßten befürditen, daß ber deumeniſche Charakter des Concils in Zweifel 
gezogen, baß ben Feinden ber Religion ein reicher Etoff bargeboten wirt, 
um ben HI. Stuhl und das Eoncil anzugreifen, daß überhaupt das Conci 
in ben Augen bes chriftlichen Volkes um feine Autorität gebracht würde 
— weil e6 kein wahres, kein freies geweien. Unb in fo beivegten Je 
ten, wie bie gegenwärtigen find, könnte ein größeres Unheil nicht gebedit 
werben.” 
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1 Nach dem von bem zur Debatte angemelbaten über 100 
‚Rebnern etwas mehr als die Hälfte geipragen, warb am 
3. Juni ber Generalbiscuffion burg einen Gewaltfireig ein 
"Ende gemadt und bie Oppofition auf ihre Ichte eniſcheidende Probe 
geſtellt. Eie iſt, wie nad ihrer bisherigen Geltung ju exwarten war, 
nicht beſtanden worden. 

Aufhalten, hindern konnte ſie Nichts mehr; das war von Anfang 

‚an unmöglich gewefen und war es jetzt noch mehr als früher; aber Eines 
konnte fie noch immer, ihre Ehre als Partei wieberherftelen vor ben Ge⸗ 
‚willen ber Fatholijhen Welt, unb in biefem Augenblid mußte -fie es, fonft 
wurde fie mitſchuldig an bem, was fie bekämpft. Cie mußte austreten 
‚aus siner Berfammlung, beren Mehrheit ihr eben mit, Gemalt bas Wort 
entzogen: «ine ſolche That Hätte nicht bloß ihr das verlorene Anſehen zus 
. rüdgegeben, fie hätte dem Dogma felbft cine empfindliche Wunbe beige: 
bracht, die päpftlicde Unfehlbarkeit wäre dann nicht „unter Zuflimmung 
eines Öcumenifchen Concils“, ſondern als ein brutaler Gewaltſtreich mit 
Hilfe einer Rumpfverfammlung verfündet worben. 

Etatt deſſen beſchloß bie große Derfammlung ber Oppofition, welche 
am 4. Juli bei Cardinal Rauſcher zufammentrat, ſich mit einem Broteft 
zu begnügen, ber nur ein ſtarkes Wort enthielt: „Wir verwahren uns 
gegen die Vergewaltigung unferes Rechts“, und felbit dieſer Sat warb 
nachher mit einer viel zahmeren Wendung vertaufht. Und nicht einmal 
das warb erreiht, daß bie Cppofition ihrem Proteſte durch bebarrliches 
Schweigen in ber nun doch inhaltlofen Tebatte wenigftens einigen Nach: 
drud gab. Man bebattirte fort, als ob Nichts vorgefallen wäre, und 
unterwarf fih fo zum Voraus jeber Wiederholung ber Gewaltthat vom 
3. Juni. | 

Die Dinge nahmen von ba ab einen beichleunigten Berlauf:. noch 
mandhe Träftige Rebe warb für und gegen gehalten, unter ben Ichteren eine 
von Garbinal Guibi, die großes Aufſehen machte und ben Papft zu bem 
Ausruf veranlaßte: „die Tradition bin ih”. Die Ungebuld ber Mehrheit 
wuchs, in bemfelben Maß bie bange Niebergefchlagenheit ber Gegner, bie 
jest auch durch die glühende fieberſchwangere Eommerhige einer unerträgs 
lihen Folter phyfifcher Leiden unterworfen wurben. inc auf biefe That» 
ſache begründete Bittſchrift meift bejahrter Väter um Bertagung. bes Con: 
cils auf günftigere Jahreszeit warb mit offenem Hohn erwibert. * Zeuillot 
im l'Univers meinte: „Wenn bie Unfehlbarkeit nur in ber Sonne reifen 
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Kann, wohlan, fo wird man braten.” Aus bem Munde bes Papſtes ſelber 
warb eine Yeußerung erzählt, fo chniſch, daß der Berfafler ber römilde 
Briefe fie gar nicht wieberzugeben wagte. 

Sp warb am 13. Juli, allerbinge gegen eine überrafchenb greie 
Minderheit, ein Schema angenommen, welches die Macht ber Bilchdie zu 
Sunften ber perfönlichden Allmacht bes Papſtes vernichtete b. h. das heriämm: 
lihe Recht der im Concil vertretenen Kirche durch Concilsbeſchluß felber 
endgiltig begrub und, nachdem ein großer Theil der Minderheit bereits ix 
Derzweiflung abgereift war, durch bie enticheibende Abftimmung vom 18. Juli 
1870 das heiß erfehnte, ang umlämpfte Biel im Sturm erfliegen. Mit einer 
Mehrheit von 547 Stimmen warb bie perfönlide Unfehlbarleit bes „vom 
Lehrſtuhl herab” ſprechenden Papſtes befäloffen; das Decret felber verlas 
ber Papft in einem Augenblid, ba ein furdtbares Gewitter ſich mıit Donner 
und Blitz über Rom entlub. 

Die entieidende Stelle im vierten Abfchnitte ber mit ben Worten 
. Pastor acternus beginnenden Bulle, bie ber Papſt am 18. Juli 1870 
ber Petersfirche zu Rom kund gemacht, lautet folgendermaßen: 

„Indem Wir daher an ber von Anbeginn bes chriſtlichen Glaubens 
überfommenen Meberlieferung treu fefthalten, Ichren Wir, mit Zuftinmuns 
bes hl. Concils, zur Ehre Gottes, unferes Heilandes, zur Erhöhung ber 
katholiſchen Religion und zum Heile ber chriſtlichen Bölter, unb erflärz 
als einen von Gott geoffenbarten Glaubensſatz: daß ber römildge Papft, 
wenn er von feinem Lehrſtuhl ans (ex cathedra) ſpricht, bes heit, wenz 
er in Ausübung feines Amtes als Hirte und Lehrer aller Chriſten, kraft 
feiner höchſten apoftolifhen Gewalt, eine von ber gefammten Kirche feſt⸗ 
zubaltenbe, den Glauben ober bie Sitten betreffende Lehre entfcheibet, wer: 
möge bes göttlihen, im heil. Petrus ihm verbeißenen Beiftanbes, jene Un⸗ 
fehlbarkeit befitt, mit welcher ber göttliche Erlöfer feine Kirche in Ent 
ſcheidung einer den Glauben ober bie Eitten betreffenden Lehre ausgeftattet 
wiffen wollte; und daß daher foldhe Entſcheidungen bes römiſchen Papfles 
aus fich felbft, nicht aber erit durch bie Zuftimmung ber Kirche unabän- 
berlich find. So aber Jemand biefer Unſerer Entfcheibung, was Gott 
verhüte, zu widerſprechen wagen föllte, ber fei im Bann.“ 

Was biefe Worte für den Staat, ber barin nicht genannt iſt, zu 
bebeuten haben, wollen wir uns durch einen Mann Mar machen laffen, ber, 
ber gläubigften Katholiken Einer, Anhänger bes Eoncorbatd mit Defter: 
reich (1855), dem Eoncil mit freubiger Erwartung entgegengeichen, «is 
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Rector ber Prager Univerfität eine Kundgebung zu Gunften befjelben ver: 
anlaßt hat, und der num äfjentlih vor aller Welt bekennt: „Ich habe in 
einer tiefen Täuſchung gelebt." Es ift dies ber Prager Profeffor bes 
cancnifhen und beutichen Rechts Joh. Friedr. Ritter von Schulte, ber 
in einer jüngft erſchienenen Edrift: Die Mat ber römifhen Päpſte 
über Fürften, Länder, Völker, Indivibuen nad ihren Lehren und Hand⸗ 
lungen zur MWürbigung ihrer Unfehlbarkeit beleuchtet (Prag 1871) bie 
nothiwendigen Folgen ber Bulle vom 18. Juli 1870 mit genauefter Sad: 
kenntniß und fchärffter juriftifcher Logik entwidell. Yon zwei Boraus: 
ſetzungen gebt er aus. Erſtens: Durch die Erklärung vom 18. Juli 1870 
ift ſämmtlichen Entfheibungen, bie frühere Päpſte und Concilien 
in ben bebeutfamften Fragen getroffen haben, bie Unfehlbarkeit zuge: 
ſprochen. Geſtützt auf den Wortlaut eines päpftl. Vreve vom 10. Juni 
1851 verdammt Nr. 23 des Syllabus den Sab: „Die römifhen Päpſte 
und deumeniſchen Concilien haben bie Grenzen ihrer Macht überjchritten, 
haben die Redte der Fürften fih angemaßt und haben aud in Entfchei: 
bung von Sachen des Glaubens und ber Sitten geirrt”, ftellt mithin ale 
püpftlihe Wahrheit ben auf: „Die römifhen Päpfte haben die Grenzen 
ihrer Gewalt nit überfchritten, baben bie Rechte der Fürften nicht 
ufurpirt, in Feſtſetzung der Glaubens: und Gittenlehren nicht geirrt.“ 

Zweitens: Im Bereiche beffen, was bie päpftlihe Weltauffaflung 
unter dem Begriffe „Sitten“ verfteht, ift bas gefammte Leben ber 
Staaten und Böller, ber Körperfhaften und Individuen 
umfaßt. 

Dies gebt u. 9. hervor aus dem Compendium der theologiichen 
Moral des Sefuiten Gury, nad dem ber größte Theil bes katholiſchen 
Clerus amtlich unterrichtet wirb; in bemjelben tft fo ziemlid das gefammte 
öjfentlihe unb private Nechtsleben ber Menſchheit behandelt und, was 
in biefer Lehre fehlt, wird in ber Praris der päpftlien Entſcheidungen 

durch Bullen, Breven, Encyeliten, Allocutionen ſchrankenlos in Anſpruch 
genommen. 

Hienach fließen aus ber auf alle früheren Jahrhunderte zurückwir⸗ 
kenden päpſtlichen Infehlbarkeit für das Verhältniß ber Kirche zum Staat 
folgende Siße, bie ber Katholik glauben muß, wenn er, nicht bem Banne 
verfallen will: 

1) Die weltliche Gewalt ift vom Böfen und muß deshalb unter 
bem Papfte fichen. 
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1 2) WMe ·weltliche Oewalt muß unbebingt na ben Nuzrhuungn der 
geißligen banbeln. ai 

—— Bes, jegige weitlie deriqen ja verleihen 
und: ge nehmen. 7 ii 

- MD Bart bat bas Rest, Länder unb Völker, bie nicht Tatbe- 
liſch Fink, ieheliſchen Biegenten zu ſchenken, welche fie zu Sklaven mia 
bürfen.' ° °' | 

5) Dee Bey kam chriſtliche Unterthanen, beren Fürſt ober Obrig 
keit vom Papſte gebannt iſt, zu Sklaven machen und verſchenken. 

6) Die Kirchengeſetze über bie kirchliche Freiheit und bie päpſtliche 
Macht ruhen auf goͤttlicher Inſpiration. 

7) Die Kirche hat das Recht, bie unbedingte Cenſur über ale 
Schriften zw--üben. 

8), Der Papſt Hat das Recht, Staatsgeſetze, Staatsvertrãge, Ber: 
faſſungen u. ſ. w. ungiltig zu erklären, von ihrer Befolgung zu entbin 
ben, ſobald fie den Rechten ber Kirche, bes Clerus nachtheilig ſcheinen 
(Hier ſprechen am deutlichſten die Sätze bes Syllabus Nr. 57. 30. 31. 
34. 44. 54. 62. 80.) 

9) Der Papſt Hat das Recht, bie weltlichen Machthaber, Kaifer und 
Könige, wegen: Vergeben zu tabeln und erforberlihen Falle zu firafen, ie 
wie jede Sache vor das geiftlihe Forum zu ziehen, bei ber eime Tobjünk 
concurrirt. 

10) Ohne Zuftimmung bes Papftes darf keinem Geiftlichen, fein 
Kirche irgend eine Eteuer ober Abgabe auferlegt werben. 

11) Der Papft bat bas Recht, vom Eibe gegen Fürften, bie m 
ercommunicirt, und vom Gehorfam gegen fie und ihre Geſetze zu eat 
binden. 

12) Der Bapft kann alle Rcchtöperhältniffe ber Gebannten, imsk: 
iondere ihre Ehe löſen. 

13) Der Papſt Tann von jeber Verpflitung (Eib, Gelübde) et 
binden vorher ober nachher. 

Die voAftändigen urkundlichen und tbätlidden Beweiſe biefer Sät⸗ | 
finb am: genannten Orte nachzuleſen. 

In denfelden Tagen, ba bie Entfdeibung vom 18. Juli befanmt 
wurbe, entfpann ſich ber beutich-franzöfliche Krieg. Zwei Kriegserflärungen | 
auf einmal: bie päpftliche Unfehlbarkeit und ber Fehdehandſchuh bes zweiten | 
Kaiſerreichs. Und beide waren gerichtet an biefelbe Adreſſe, an das beutiäe Ä 
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Bolt, fein Recht aufs Dafein als Nation, ‚fein Recht uufi.bie-größte feiner 
Errungenſchaften, bie Freiheit ber Gewiſſen. BE Fe 

Ä In dem. Iompfglühenben. Heere. des; fich ‚incbamIrgten sagen bes. 
Juli aus Norden, Often und Süden Deutſchlands nad dem Rheinein 
Bewegung ſetzte, war. bie drutſche Cultar unter Waffen getreten. Cie 
war's, bie triumphirt hat in dem mörberifchen. Kampf avider mim gelte und. 
ehrvergeflenes Deipotentbum, und fie iſt's, bie triumphiren wirb im Kampfe 
ber Geifter wider ein vom Fanatismus ber. Senribergrhung trunkenes 
Prieſterihum. 


Die deutſche Politik bis Yuli, 1870., EN 
Im Jahr 1866 war über Dentihland. bie erſte woß⸗ Revolution 
gekommen, bie ſich nicht im Sande verlaufen, bie nicht zu einer Renelion 
ber Erſchlaffung auf ber einen, ber Gewaltihat auf der anderen Seite ge⸗ 
führt. „Arbeiten wir raſch; feßen wir Deutſchland in ben Sattel, - zeiten 
wird es ſchon felber können.” So fagte Graf Biemard am 11,.Mär: 
1867 bem Reichstag bei Gründung bes norbbeutichen. Bundes, und Dies 
geflügelte Wort bat fich glänzend bewährt. Das neue Gemeinweſen war 
unvolllommen nad Innen, unfertig nach. Außen... Die Männer ber Schule 
ftritten fich über den Namen, ben fie ihm geben. follten, denn es paßte in 
feine ber hergebrachten Rubriken; die Befiegten son 1866 jammerten über 
die Mainlinie, die angebliche Zerreißung eines Deutichlande, bas de nie 
mals eine Einheit geiwefen war. ‘Die Nation aber in ihrer Maffe fühlte 
mit freubigem Stolze, baß fie bas ftarke, wetterharte Obdach einer Macht 
gewonnen babe, bie bie Vorbebingung ihrer politifhen Wiebergeburt und 
bie fihere Bürgſchaft der glüdlihen Vollendung bes beutihen Staates 
biete, und wem ber armfelige Zank in ber Heimath ben frifchen Aufblick 
zu ber großen Gegenwart verfünmerte, ber erquidte fih an bem Jubel, 
mit bem unfere Landsleute draußen, jenjeits ber Meere, das neue ſchwarz⸗ 
weiß-rotbe Banner begrüßten als bas Sinnbild ber weltgeſchichtlichen That⸗ 
ſache, daß ber Deutſche nicht mehr rechtlos, nicht mehr bas Afchenbröbel 
ſei auf ber ‚großen Rennbahn ber Nationen. inmitten des Kleinmuthée 
ber Einen, bes Unmuths ber Anderen begann fofort nad Gründung bes 
norbbeutfgen Bundes auf bem Reichstag, den Einzellanbtagen, bem Zoll: 
parlament eine Gefebgebungsarbeit, bie in brei Jahren frucdtbarer war 
an ausgezeichneten nationalen Schöpfungen, als die gejammte Sebenebauer 
ber Bunbespolitit von 18151866, 
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Das Zellparlament follte durch Hanbelsverträge mit Oeſterrtich, 
Kirchenſtaat und Spanien, Schweiz und Japan ben Markt bes beatiärı 
Handels erweitern, durch Reviſion ber Zollorbnuung und Durchführung ber 
lange angeſtrebten Tarifreform bem Erwerbsleben widtige Erleichterung 
ſchaffen; ber nerbbeutiche Reichstag aber entfaltete in vier arbeitänelien 
Tagungen eine geſetzgeberiſche Thätigkeit, bie Alles verbunkelte, was ber 
Parlamentarisuus eines werbenden Staateweſens jemals zu Stande ge 
bradt. Mit gerechtem Stolze konnte bie Thronrebe vom 26. Mai 15:0 
auf die lange Kette biefer Erfolge zurüdbliden. 

Hatte es ber Norbbunbsverfaffung an einem Verzeichniß papieremer 
Grundrechte gefehlt, jo gab bie Gefebgebung des Reichstags bie realen 
Bürgfchaften zu einem künftigen Reichsbürgerrecht, Errungenſchaften, bie 
mehr bebeuteten, ale bie Verſprochenſchaften“ ber Berfafiung bes Parla 
mente von 1849. Die wichtigſten Yolgefähe bes gemeinjamen Indigenau 
wurben verwirklicht: bie freiheit ber Nieberlafjung, bes Erwerbs von Grunt- 
beſitz und bes Betriebs ber Gewerbe, die Regelung der Bebingungen für 
Erwerb und Berluft ber Bunbesangehörigleit und ber Staatsangeheriz 
feit, bie Beſeitigung ber mehrfachen Befteuerung beflelben Einkommens, ti 
Aufhebung ber polizeilichen Beſchränkungen ber Eheſchließung und bie Fe 
feitigung ber Abhängigkeit ftaatsbürgerlicher Rechte von religiöjen Bekenntniß— 
unterfchieben. Die Führung ber Bundesflagge, ber Schutz ber beutiden 
Schifffahrt durch Geſandtſchaften und Confulate bes Bundes, die Wirkjam: 
feit ber Conſuln, die den Organen bes Bundes zuftehenden Befugnife im 
Sintereffe des Civilſtandes der Bunbesangehörigen wurben durch Geleh mm 
Vertrag geregelt. Durch Abichaffung ber Elbzölle und bie Regelung ter 
Slößerei wurbe die lang erftrebte Freiheit ber deutſchen Ströme verwirflict. 
Der internationale Bereich bes Bunbespoftweiene warb durch Berträge mit 
Sroßbritannien und Norbamerila erweitert. Die Organijation bes Bun 
beöheeres warb vollendet, bie Entwidlung ber Bunbesmarine mädhti; 
geförbert, ber Bunbeshaushalt feit georbnet, burdy bie Etempelabgabe ven 
Wechſeln eine im Intereſſe ber DVerkehrsfreiheit geboiene Bunbesfteuer ge: 
fchaffen. Hochbebeutiam war bie Serftellung gemeinfamer Rechtsinſtitutionen 
beren jebe einzelne ein neuer Schritt. war auf bem Wege zu bem großen 
Biele der Einheit des beutfchen Rechts. Das Geje über bie Rechtthilfe 
und bie auf biefem Gefebe beruhenden Verträge mit Baben unb Heſſen 
befeitigten, der ihrem Wbfchluffe nahen gemeinfamen Prozeßorbnung ver: 
greifend, bie Schranfen, welche die Landesgrenzen ber Wirkſamkeit gericht 


Die dentſche Yalitik bis Buti 1870. 511 


‚ Tiger Entſcheidung entgegenfehten. Die Aufhebung ber Zinsbeſchränkungen, 
‚ ber Schuldhaft und bed Lohnarreftes ſchuf im wichtigen Beziehungen bes 
vollswirtbichaftlichen Berkehrs gleiches Recht, das Handelogeſetzbuch und bie 
Wechſelordnung wurben zu Bunbesgefehen erhoben, und belde wurden zu⸗ 
ſammen mit ben Geſetzen über Actiengeſellſchaften und Aber das Urheber⸗ 
recht von geiſtigen Erzeugniſſen unter den Schutz eines oberſten Bundes⸗ 
gerichtshofs geſtellt, der im Sommer 1870 aus ausgezeichneten Kräften 
der Juriſtenwelt zu Leipzig gebildet wurde. Die umfaſſendſte Schöpfung 
aber auf dem Boden der deutſchen Reichseinheit war das norddeutſche 
Strafgeſetzbuch, das, trotz ber viel beftrittienen Veibehaltung ber Tobesftrafe, 
von allen Sachkennern als eine Leiftung erften Ranges bezeidhnet wird und 
zwar nicht bloß unter bem Gefichtspunft feiner nationalen Bedeutung. 

Bei al dieſen verheißungsvollen Fortſchritten des Einigungsprozefies 
im Innern bes neuen Deutfchlands Iaftete ſchwer wie ein Berhängniß auf 
ben Gemüthern bie noch immer ungelöfte Srage bes Anfchluffes ber 
fübdeutihden Staaten an ben Norbbunb. 

Wiederholt warb fie berührt, zweimal, Mai 1868 im Zollparla⸗ 
ment, Februar 1870 im Reichstag, ausführlich erörtert, und jebesmal zog 
ſich bie nationale Partei, parlamentariſch gefäjlagen, mit bem ftillen Gelöbniß 
zurüd, das ber babifche Minifter Mathy äußerte, als ihm 1866 ber Eintritt 
in ben Norbbund verfagt warb: „Und wir thun bennody unfere Schuldigkeit.“ 

Das Recht auf ben Anflug für jeden einzelnen: biefer Staaten, 
mit ben übrigen oder ohne fie, ftanb zweifellos feft nad der Auslegung 
bes Prager Friedens, welche ber norbbeutihe Reichstag am 10. April 
1867 buch Aufnahme der BVerfaffungsbeftimmung gegeben (Art. 79): 
„Der Eintritt der fübbeutfchen Staaten ober eines berielben in den Bunb 
erfolgt auf den Vorſchlag des Bunbespräfibiums im Wege der Geſetzgebung.“ 

Siena war zur Löfung biefer Frage zweierlei vorausgeſetzt: erſtens 
der entſchiedene Wille einer oder aller jübdeutigen Regierungen zum Eins 
tritt, und zweitens bie zuflimmenbe Erflärung bes Bundespräfiviums, daß 
der rechte Augenblid zur Aufnahme gefommen fei. Jenes bing ab von 
dem Berlauf ber nationalen Bewegung fählih vom Main, biefes aber von 
Erwägungen ber Weltlage, bie, je ernfler fie waren, befte weniger fi zu 
einer Öffentlihen Beſprechung eigneten. 

Daß die nationale Bewegung In Sübbeutfchland, auf ſich felber 
angewielen, für's Erfte nicht flark genug fein werbe, bem unberedtigten 
Particularismus fein Sadowa zu bereiten, bad Hatten die Wahlen zum 
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erften Zellparlament, noch mehr bas empörembe Verhalten ber fühbentiden 
Gonlition in ber Verfammlung felber auf's Deutlichſte gezeigt. Nur im 
Baden gingen Regierung unb Kammern einig auf demſelben Wege, unb 
ſelbſt Hier wear ber Mangel an jeder Ermuthigung : ven Außen, bie un: 
abſehbare Sinausihiebung. bes endlichen Gelinzens von fchr üblen Folgen 
für bie Eintracht der entſcheidenden Factoren ; in Heffen, Mürktencberg mb 
Bayern aber war bie natisnale Partei eine ecclesia pressa, bie Tag für 
Tag um Sein und Nichtſein zu ringen hatte und bie in Bayern im März 
41870 ihr Dinifterium Hohenlohe durch bie Ultramonienen ſtürzen ich. 
Die preußifhe Regierung aber emthielt fi ‚jedes Drude auf die Gegner, 
beren Brefle von Schmöhungen berſchäumte, ja ſelbſt jeder Ermuthigung 
ihrer beſten Freunde, bie ihrer fo bringenb beburfien, und das bis zu bem 
Maß, ba, ale bies Verhältniß zum erftenmal Sffentlich zur Sprache kam, ber 
Anſchein erwedit wurbe, als babe die deutſche Politik Preußens anf Tange Zeit 
binaus Kalt gemacht. Am 24. Febr. 1870 fagte ber. Mg. Laster zur 
Begründung eine® Antrags, ber ber babifchen Politik den Dank bes Rorb: 
bunbes ausfprehen unb ben Weg zum Ziel erleigtern follte: „Baden will 
eintreten in ben Bund — aber es geſchieht nit. Wo liegt die Schuld? 
Ich kann fie nur in Preußen fuchen. Wir müflen über ben Main geben, 
wir haben bie Mainlinie 1866 nur in ber Noth bes Augenblide acceptirt. 
Deutichland darf nicht getheilt ‚bleiben in zwei Hälften. Sebald Baden 
in ben Bund eingetreten, ift ber Bunb Deutſchland, und bie anberen füb- 
dentſchen Staaten müffen felgen; alle Künfte ber Diplomaten helfen ba 
Nichts mehr." In ben auswärtigen Verhältniſſen ſah er kein WBebenten, 
da Defterreih und Frankreich gerabe jetzt mehr als je mit ſich felbft be 
häftigt fein. Der Graf Bismard antwortete höchſt verſtimmt mit ber 
Sfientliden Erflärung, daß er. biefem Antrage vollitänbig fremb fei, bei 
er ibm „überrafchenb und im böchften Grabe unerwünſcht Tomme“, daß 
er ihn für einen politifhen Fehler halte, der fi) nicht wiederholen bürke, 
wenn ihm nicht bie Leitung der beutfchen Politik unmöglich gemadht wer: 
ben folle, und gab ber Verfammlung zu erwägen, ob nicht Baben als br 
einzige officielle Träger bes nationalen Gebantens in Sübbeutihlamd ber 
Sache ber nationalen Einigung außerhalb des Bundes förberlicyer fei, als 
innerhalb? Ob man gut thue, das Element, bas ber, nationalen Cutwid: 
Yung im Süben am günftigften fei, ale Rorbbunbinfel mit einer Barriert 
zu umgeben, gewiflermaßen ben Milchtopf abzufahnen und bas Lebrix 
feuer werben zu laffen? 
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‚Uchergeugend, ‚kefrtebigenb- war "biefe: Etklürung Ya‘ feiner "Seite. 
Augenſcheinlich enthieltſie wicht das Moment, das beftummend auf bie Abs 
Ichnung. wirkte z hası ‚Tag: wo -amber®' unfb "Konnte, wid wir Jert offen, auge: 
fichen mũſſen, nit: im: Unkeflihte Curupads auageiproden töerben. Der 
Friede war. bebraht im Augenblick, da Preußen in der naflomilen Sache 
aus ſeiner Zurchhaltung herausträt, ihm zu Eebe warb eine Loſung ver⸗ 
tagt, die dech nur eine Frage ber Zelt war: Wie ſeht er gefaͤhrbet war, 
das haben uns bie diplomatiſchen Enthüllungen bes Juli 1870 zur Ge⸗ 
nũge gelehrt. Dieſe Entſagung war ein Opfer; ebenſo groß wie bas, das 
in ber Luxemburger Frage drei Jahre früher gebracht wörben war. Aber 
das Opfer wurde gebracht, ben patriotiſchen Beklemmungen jenſeits bes 
Rheins war jeder auch der leiſeſte Vorwand entzogen. J 

So lagen bie Dinge, bie deutſche Einheit war. auf dem Wege, ſich 
friebfertig mit dentſcher Grundlichkeit von Innen hercus, Tangfam, aber 
fider und ſtetig und ohne Verlebung frember Empfinblicgkeit, oͤrganiſch zu 
entwideln: ba gelang es einem Frevel ohne Gleichen, fie an einem Tage 
zu bollenben. 


Die franzoͤſiſche Politit bis Juli 1870. 


Am 2. Januar hatte Frankreich ein Diinifterimm erhalten, das dem 
Lande zwei lang erfehnte Wohltbaten zu verheißen ſchien, einen ges 
fiherten. Frieden und eine gefeßmäßige Freibeit. So wenig: 
ftens mußten ‚die Abfichten bes Cabinetspräfidenten Emile Olivier ge: 
deutet werben nad ben Schlüflen, zu denen feine politifhe Vergangenheit 
aufforderte, und wie beredhtigt auch bie Frage war, ob fol ein Programm 
nicht unmöglid, ſei mit dem Kalferreih; an ber Anfrichtigkeit, mit ber es 
gemeint wer, fchien anfänglich fo wenig ein Zweifel geflattet, ale an ber 
perſoönlichen Adhtbarkeit ber neuen Minifter. Son ber Untfland, daß bie 
Mitglieber ber Berwaltung vom 2. Januar: Olivier, Ehevanbier be Val: 
Dröme, Daru, Buffet, Leboeuf, Rigeult de Genontliy, Segrie, Talhouẽt, 
Zouvet, Bailant, Richard lauter neue Männer waren,. von benen feiner 
aus bem. gebranbmarkien Gefolge ber Urheber bes Staatsſtreichs, vielmehr 
Die meiften aus bem parlamentariſchen Leben ber letzten zehn Sabre bes 
Kaiſerreichs hervorgegangen waren, fchien geeignet, ein Bertrauen gu er: 
weden, wie man es bis babin nie gefannt; nahm man bie für ben Cha⸗ 
rakter bes Napoleonismus höchſt bebeutfamen Zugeſtändniſſe hinzu, bie ber 


Kaiſer ohne außeren Zwang vom 24. November 1860 bis zum Eep: 
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tember 1869 bem Drange bes Volles nad politiſcher Freiheit theils ſcher 
gemacht Hatte, theils für bie Zukunft Hoffen Lich, jo wurbe begreiflich, ba 
man bamals in weiten Kreifen träumte vom Bevorſtehen ber politiſchen 
Wiebergeburt des in feinem inneren Leben bis babin jo unglüdlichen Landes. 
Ein geiftvoller und kundiger Beobachter ber franzöfiiden Dinge ſchricb 
unter biefen Einbrüden ben preußifhen Jahrbüchern am 15. Jamuar: 
„Mir erfheint der 2. Januar ale ber größte Tag, ben Frankreich gefchern 
feit jener Nacht bes 4. Auguſt 1789, ber Todesnacht bes Feubalflaates: 
nach achtzig Tangen Jahren biutiger Wirren und noch beirübenberer gei: 
fliger Wirren ber Verföhnungstag und zugleich bie Geburteflunde bei 
freien mobernen Staats." 

Die Berföhnung bes Kaiferifums mit ber Freiheit war Dllinier's 
offen ausgefprochenes Programm, jeit er in ber Adreßdebatte vom Mär; 
1861 bie Novemberbecrete bes Kaifers ale ben erſten verbeigumgevelle 
Schritt auf einer Bahn gepriefen, auf ber er nur weiter zu ſchreiter 
braudde, um bie überwiegende Mehrzahl ber Nation zu begeifterter Re 
wunberung fortzureißen, unb Binzugefügt: „Und id, ber ih Republikaner 
bin, wärbe bewundern Helfen, unb meine Hilfe würbe fih um fo wir: 
famer erweijen, als fle ohne Eigennuß fein würbe.” Sabre lang Hatte er 
einfam bageftanden mit biefer Anſchauung, einfam gegenüber ber Mehrheit 
bes gefehgebenben Körpers, bie theils aus ruheliebenden Satisfaite, theils 
aus fervilen Mameluken bes Kaifere befand, unb nicht minber einſam 
gegenüber ber Oppofition, bie mit jeber Neuwahl bie Zahl ihrer Wert: 
führer, aber auch bie Entfchiebenheit ſchroffen Wiberfianbes gegen bes 
Kaiſerthum felber wachen ſah. Unbeſtreitbar richtig nah dem Urtheil 
jedes beſonnenen Politikers war ber Geſichtspunkt, unter dem er fort zut 
fort zum entflofjenen Einlenten in bie parlamentariſche Umbilbung bei 
Kaiſerthums brängte. So fagte er am 24. März 1865: „Der Auge 
bi zur Umkehr ift gelommen. Die Ingend Frankreichs vergeubet ibre 
Kräfte in mäffiger Sehnſucht nach befferen Zufländen. Eine neue Gene 
ration will eintreten in bie politifge Arena. Der Tod lichtet die Reihe 
ber Diener unb Anhänger des bisherigen Regime. Eine weife Regieruns 
wird nicht zu früh nachgeben, denn bie neuen Ideen müflen erft ihre Ar 
rechtigung erproben, aber auch nicht zu ſpät, ſoll nicht bie allgemeine Be: 
achtung ben Sturz befchleunigen. Für bas Kaiſerthum ift jebt ber rechte 
Moment gekommen, unb nur eine fefte Negierung, bie bes anderen Taxi 
figer iſt, Tann eine Revolution bewirken, auf welche nicht im ben Krrit: 
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lauf die Dielatur folgen würde.” Es bauerte zwei Jahre, bis ber Kaifer 
einen neuen Schritt that mit dem, was er am 19. Januar 1867 die Kro⸗ 
nung feines Gebäudes nannte; erfi ber 2. Januar 1870 brachte ben be⸗ 
gabten Kammerredner felber in bie Stellung, in ber er zeigen mußte, ob 
er das Zeug babe, aus feinen Plänen Ernſt zu machen. 

Die gefehlidhe Umbilbung bes Kaiferthums burd bie parlamentarifche 
Freiheit war ber eine Satz in Olliviere Programm; einen anbern batte 
er nicht ausdrücklich aufgeftellt, aber die Welt ergänzte fi ihn aus Wie: 
berholten öffentlichen Kunbgebungen bes Kammerrebnere und ber war: 
die Berfähnung des Kaifertbums mit bem Rechte ber natio: 
nalen bee, wie es in Stalien und Deutſchland feit 1860 und 1866 
unabhängig von Frankreich und im Widerſpruche mit ben Berechnungen 
bes Kaijers zu walten angefangen hatte. Auch hier ſtand Olivier felbft 
unter ben Liberalen allein. Die auswärtige Politit des franzöfiichen 
Liberaliemus aller Karben fteht durchaus in Einklang mit ben Ueberliefe⸗ 
rungen Ludwigs XIV. und Napoleon L Als Thiers im geſetzgebenden 
Körper mit allgemeinem Beifall bas Wort Mazarins wiederholte: Soyons 
Francais pour la France, und, um nachdrũcklich berauszuheben, daß bes 
Kaifers Politit gegenüber Italien und Deutſchland vor und nad Sadowa 
das Gegentheil einer nationalen gewefen fei, binzufügte: il n’y a plus 
uns faute & commettere, ba hatte er fo ziemlich ber ganzen Nation aus 
bem Herzen gelprochen, die nun einmal von dem Gedanken nit Laffen 
will, daß bie für das Heil ber Welt unerläßlihe Stärke Frankreichs in 
ber bilflofen Schwäche, in ber unhellbaren Abhängigkeit feiner ſämmtlichen 
Nachbarn beftehe, ba vor Allem bie Bildung großer nationaler Staaten 
biefjeits und jenſeits ber Alpen eine Beleidigung, eine Serausforberung 
Frankreichs fei, bie mit ber Schärfe des Schwertes geahnbet werben müfle. 
Ollivier war der Einzige in biefem Kreiſe, der von ſolchem Vorurtheile 
mehr ober weniger frei war, ber für bie italienifhe Einheit warme und 
überzeugte Sympatbien äußerte unb in ber beutichen Frage minbeftene 
weit verflänbiger dachte, al6 ber Chorus ber polternden. Chauviniſten. 
Wuünſchenswerther erſchien auch ihm bie Fortdauer ber belle variété ber 
deutſchen Kleins und Vielſtaaterei, als ihre Verſchmelzung zu einem mäch⸗ 
tigen Ganzen, aber ber Entſcheidung von 1866 unterwarf er ſich offen 
und ohne Rückhalt, wie einer unvermeibbaren und unwiderruflichen That: 
fade. Das bekannte Rundſchreiben Labalette's vom 16. September 1866 
fand er ungeſchickt und bemoralifirend, aber die beutihe Einheit betrachtete 
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er comme un fait irr&rocablo et fatal, welches Frankreich ohne Gefahr 
und ohne Schwächung feiner felbft hinnehmen Fünme. „lies, was man 
gegen Preußen unternimmt, wirb fein Werk erleichtern, ftatt es gu hinbern: 
felbft ein Jena würbe Nichts baran ändern. Der Friebe ohne Hinten 
gebanten, das ift die einzige auswärtige Politik, ber id; mich enfdhlichen 
Tann.” Ollivier ging noch ‘weiter. Nicht bloß ben blutigen Anfang, and 
ben notbiwenbigen Fortgang bed deutſchen Einigungswerle nahm er gegen 
feine eigene Partei mutbig in Schub. „Herr GarnierABag&s, fagte er cin 
ander Mal, glaubt, bas Wert bes Herrn v. Bismard werbe Teine Dauer 
haben. Er irrt fi: es wird nicht bloß banern, es wirb ſich fogar weiter 
entwideln; der Tag wirb kommen, früher ober fpäter aber unfehlber, we, 
nachdem ber Sübbunb fig nad preußiſchem Syftem militärifh organifirt 
und ber Norbbund befinitio conftituirt ifl, Beibe Theile fi nähern ut 
über den Main hinüber fih bie Hand reidyen werben trob bes Prager 
Friedens.“ Trotzbem aud ihm ber Graf Bismard wie ein Jalkebiner er: 
ſcheint, der die Deutichen mit Peitſchenhieben zur Einheit getrieben habe, 
offenbart er ein überraichenbes Verflänbnif für das, was Preußen ber beut: 
hen Nation bebeutet im Gegenfah zu Oeſterreich, bas in bemfelken 
Maße aus Deutfhlanb hinanewuchs, wie jenes wa Deutſchland TYimeln: 
gewachſen if. Er denkt über bie Nothwenbigkeit enthaltfamer Friedens 
politik folgeftreng genug, um gegen bie Wrmeereform von 1868 zu fin 
men: „Möge man mir zurufen: Wir wollen Franzofen fein wmb feine 
Deutſche oder Staliener! Ich antworte: wir wollen Yranzofen fein, aber 
nicht glauben, ber Edelmuth bes Franzoſen beſtehe darin, ba er bat 
Aufftreben andrer Völker unterbrüde: daß er bie Deutfen verbinber, 
Deutſche, ben Italienern verbiete, Staliener zu fein.” Bermöge bieler 
offenen Anerkennung bes Geſchehenen trat er in fehr vortheilhnften Gegen: 
fat zu Oppofition unb Regierung, bie beide aufs Kaäglichſte ſchwankles 
zwifchen Wollen und Nichtwollen. Die Politik ber Letzteren zeichnete er 
vortrefflich im Dezember 1867, ale er fagte, „fle ſei eine vervorreme Agi⸗ 
tation, die in Impotenz gipfle. Für jebe Frage bat bie Regierung min: 
beftens zwei Thüren, bie in biscreter Weiſe abwechfelnd Halb geöffnet wer: 
den. Die Regierung ſchwankt zwiſchen zwei widerſprechenden Tender 
und wenn fie einen Entſchluß zu faſſen fcheint, gefhieht es, fobalb man 
genau binfieht, ftets mit ber Hoffnung, ben Gebanten wieber aufnehmen 
zu Können, bem fie eben jcheinbar entſagt bat.” 

Nahm man zu all biefem bie Umftänbe Binzu, unter benen feit bem 
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 Senatuseonjult vom 6. September 1869 bas perfönlihe Regime bes 


Kaifers ins Banken gelommen war, gegenüber ber Eoalition ber 116 aus 
ben beiden Gentren bes gefeßgebenben Körpers, bie jeht ihre MWortführer 
in ber Regierung fahen, fo begriff man bie freudig gehobene Stimmung, 
mit ber das neue Minifterium von allen Freunden bes Friedens unb ber 
maßvollen Freiheit in Frankreich unb außerhalb begrüßt warb. Eine neue 
Zeit ſchien angebrohen. Das Wiedererwachen Franbkreichs zu politiſcher 
Selbfithätigleit war eine Thatſache. Die Wahlen. beiwiefen es. 1852 
unb 1857 hatte die Oppsfition 810,000 und 840,000 Stimmen gehabt 
gegenüber 5 unb 6 Millionen, bie ber Regierung zugefallen waren. In 
den Jahren 1863 unb 1869 Hatte fi das Verhältnig geändert. Die 
Dppofition hatte im erfteren Zeitpunkt 1,800,000 gegen 6,362,000 und 
zulebt gar 3,310,000 gegen 4,664,000. Erwog man babei ben unge: 
beuren Drud, ben bie allmädtige Verwaltung zu Gunften ber officiellen 
Candidaten aufbot, jo ergab fi ein Eritarfen bes unabhängigen öffent 
lichen Geifles, dem auf die Dauer Fein Wiberftand mehr gewachſen war. 
Das Cabinet des 2. Januar erſchien nun wie ber Herrfchaftsantritt biefer 
neuen Strömung. Noch war es, umgeben von ben alten Parteien im 
Senat und gefehgebenben Körper, feitgebannt in ben Snftitutionen bon 


1852, nit das parlamentarifhe Regime felber, aber body, wie Picard 


fagte, bie „proviſoriſche Regierung in Erwartung bes parlamentarifchen Re: 
giments“ und bie ungeheure Mehrheit ver Nation ftellte fi ihm boffnuugs: 
voll an bie Seite. Aus den Provinzen firömten Glückwunſch- unb Zu: 
ftimmungsabrefien herbei, die verſchollenen Eonftitutionellen von ehebem, 
die Obilen Barrot, Dufaure, Guizot zc., lieben Olivier ihren Beiftand, 


ſelbſt Jules Favre verhieß einer ehrlichen Reformpolitik „wenn nicht Ders 


trauen, fo doch Unterflügung”, ber alte Thiers frohlodte, „meine been 


ſitzen auf der Negierungsbant” und ſah man ab von bem Tleinen Häuf: 


lein ber Unverjöhnliden: Gambetta, Rochefort und ihrem reinlihen Anhang 
in Bellevilfe, den Urhebern ber Emeuten vom 7. und 8. Februar, fo war 
die herrſchende Stimmung ber erſten Wochen richtig wiebergegeben in ben 


Worten, mit denen Obilon Barrot bie Arbeiten des Ausſchuſſes für Des 


centralifation eröffnete: „Wenn in Rom ein junger Bürger bie toga 


virilis anlegte, jo war bies ein Feſttag für bie ganze Familie und ber 


Weihrauch bampfte auf ben Altären ber Hausgötter. „Heute iſt es ein 
großes Volt, welches aus ber Vormundſchaft entlaffen werben und das 
Kleid des Mannes anlegen fol. Sollen wir uns freuen und mit Blumen 
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befrängen, ober auf eine neue Enttäufhung und bemüthigenben Mißerfolg 
gefaßt fein? Das hängt wefentlih von uns felber ab.” Bon ben Re 
formen jreilih, nad benen das freifinnige Frankreich bärfiele, war ven 
Geiten der Minifter einftweilen nur bie Rebe, um zu fagen, baf fie „ver: 
erſt“ vertagt werben mößten, aber wer Tonnte bad einer Regierung übel 
nehmen, bie, wieeder Graf Daru am 22. Februar fagte, feit fee Moden 
zwiſchen den Aurfregungen ber Tribüne und ben Tumulten ber Etraße 
Iebte, die den Morgen ben Geſchäften, ben Tag ben Reben unb bie Nackt 
ben Emeuten gebert mußte? Daß es, wenn and vererfi an Zeit, bed 
gewiß nicht an gutem Willen fehle, das ſchien aller Welt ofienber, als 
Dllivier ans: 24. Februar zum Entfehen ber Arkadier vom Schlage Gai: 
fagnac’d erflärte, das Recht einer Regierung in ihren Siune auf bie 
Wahlen zu wirken, fel unbeflreitbar, eine liberale Regierung aber werde 
barauf ausgehen, von biefem Recht niemals Gebrauch zu machen. Damit 
war bas verhaßte Syitem ber officiellen Ganbibaten abgethan. Selbſt bie 
republifanifche Prefie war entzüdt, Lavertujon ſchrieb: „bem Manne, ber fo 
entſchloſſen ift, bie Wahlfreiheit durchzuführen, gehört unfere amfrichlige, 
entfchiebene Unterſtützung. Nie mwurbe eine Amputation mit mehr Kalt: 
blütigfeit und Feſtigkeit durchgeführt, als bie hier den officiellen Ganbibaten 
wiberfabren ift.“ | 

Der 24. Februar war Ollivier's größter Tag, nicht lange bene 
trat bie Wenbung ein und base Minifterium ber froben Hoffuungen cr: 
[dien feinen eigenen Freunden als ein Minifterium ber Enttäufchungen. 

Der Laiferlide Brief vom 21. März gab unter bem Beifall aller 
Parteien ber Verfaſſung von 1852 den Gnabenftoß; bie Freifpredkung 
bes Prinzen Beter Bonaparte, ber am 10. Januar ben Sournaliften 
Victor Noir ermorbet und nad feinem Begleiter Ulric be Fondielle ge 
ſchoſſen hatte, durch bie Nationaljury in Tours am 27. März fanb eine 
Aufnahme, die von Neuem beivies, wie feit ber Rapoleonismus in ben 
Maſſen ber Nation außerhalb ber Vorftäbte von Paris getwurzelt fei ; aber 
dem Minifterium Olivier blühte kein Segen mehr. Sein Entwurf eine 
neuen Berfaffung bes Kalferreihe vom 27. März war am 28, bem Senat 
mit einer Motivirung übergeben tworben, bie mit ben pathetiſchen Worten 
ſchloß: „Mein letztes Wort muß bem erleucdhteten Souverän gewidmet fein, 
der bie Initiative zu biefer entfcheibenben Reform ergriffen bat. Plutarch 
fagt: „das Größte, was ein Menſch vollbringen Tann, das thut er, wenn 
er im Befige unumſchränkter Gewalt bem Bolt bie Freiheit gibt.” Der Kaiſer 
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at biefen Ruhm. Ich weiß nicht, wer ihn in ber Geſchichte mit ibm 
heilen wird.” Die ganze reiheit aber, bie ber Entwurf gewährte, bes 
and in ter Theilung ber verfafiunggebenben Gewalt zwiſchen Senat unb 
zeſetzgebendem Körper; denn der Say: „bie Minifter finb verantwortlich” 
war wieder umgeftoßen burd ben andern Satz in bemielben Artikel 19: 
„fie hängen nur vom Kailer ab” unb über bem. ganzen Werke ſammt 
allen. jpätern Wenberungen, zu benen ber Kaifer fich vielleicht noch mochte 
brängen lafien, ſchwebte das Schwert bes Damokles in Geftalt bes Ar: 
tikels 13: „Der Kaifer iſt verantwortlih bem franzoͤſiſchen Bolt, an das 
er jederzeit Berufung einlegen Tann.” 

Die Welt erfannte fofort in bem Plebiscit bas einzig Weſentliche 
an dem ganzen Entwurf. Es wurde ber Zankapfel aller Parteien, warf 
ben Zwieſpalt in bie Regierung felber und verbreitete eine unermeßliche 
Aufregung im ganzen Lande. Nah ber Lehre Olliviers ſollte durch das 
nunmehr zu verfaffungsmäßiger Geltung erhobene Plebiscit das Kaiſerthum 
für die Freiheit bewaffnet werben, wie es durch das von 1852 für bie 
Ordnung war bewaffnet worben. Konnte es nicht ebenfo gut bie Waffe 
jebes abfolutiftiiden Staatsftreidhe werben, in einem Lande, beflen deſpo⸗ 
tiſche Berwaltung auf Millionen einen unmwiberftehlichen Drud ausübt? 
Das war bie ernfte Frage, bie fi alle Liberalen vorlegen mußten. Mit 
echt verlangten fie, foweit fie es nicht überhaupt verwarfen, für Anwen: 
dung eines fo furdibar zweildgneibigen Rechts verfaflungsmäßige Bürg⸗ 
haften gegen den Mißbrauch, alfo zum Mindeſten, daß es ber Kaifer nur 
im Einklang mit ber geſetzgebenden Gewalt ausüben bürfe; wenn berar: 
tiges nicht hinzukam, dann behielt Greuy Hecht, ber am 4. April im 
gefeßgebenden Körper fagte: „Was ift das Plebiect? Es ift ber 
in feiner Iſolirung berufene Bürger, ber ohne vorgängige Berathung 
über eine vollendete Thatſache nur einfach Ja ober Nein zu fagen, zu 
wählen bat zwiſchen einem fertigen Ereignig unb bem Abgrund ber Re⸗ 
volution.“ 

Dynaſtiſches ober parlameniariſches Plebiscit? So lautete bie 
Streitfrage innerhalb der herrſchenden Partei. Finanzminiſter Buffet for⸗ 
derte im Namen und Sinne bes linken Centrums das letztere ale das 
kleinere von zwei Uebeln, und als er in ber Cabinetsſitzung vom 7. April 
bamit nicht durchdrang, trat er zurück unb zwei Tage barauf folgte ber 
Graf Daru feinem Beifpiel. Das Minifterium vom 2. Januar, von bem 
damals, im Januar, Darn gejagt, es fei ein Gebäube, aus bem kein Stein 
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entfernt werben könnte, ohne daß ba6 Ganze nachflärzen würbe, wer ge 


fprengt und ber Rumpf fchwebte haltlos ber Krifis entgegen. Die ſibercle 


Bourgeoifie kehrte fi ab von einem Gabinet, bem man jetzt ſchon afiım 
ins Geficht fagte, es fei bie Beute eines reactionären Gomplstiö ber 
Nouber, Berfiguy, Forcade geworben; es war jehr möglich, daß gerabe ber 
Theil der Nation, an beffen lauter Zuftimmung bem Gabinet Alles gelegen 
war, bei bem Plebiscit dur allgemeine Stimmentbaltung proteftirte. Tem 
vorzubeugen, empfahl ber Minifter bes Innern ben Präfelten, zu Gumflen 
einer moͤglichſt ausgiebigen Betheiligung an bem Plebiscit eine „verzehrenix 
Thätigkeit” zu entfalten unb bamit man babei nicht durch bem täglichen 


Zant in ber Kammer geftört werbe, verlangte Olivier am 13. April, bei 
ber gefeßgebenbe Körper fi 5i6 zum Donnerſtag nah dem Plebiecit ven 


tagen möge. Der Beſchluß warb gefaft, aber nicht, ohne ba Jules Farte 
und Ferry bem „entlaruten” Minijterium ber „Unfruchtbarkeit, der Anardıi 
und ber unerfüllten Verſprechungen“ bie empfinblichiten Dinge fasten. 


Zur Sprache kam namenilich bie ärgerlie Geihichte jenes Complotie“, 


dem bie Regierung feit bem 7. Februar auf ber Spur fein wollte, zu 
beffen Enthüllung fie 450 Menſchen meiftens auf Blancobefehle der Prö- 
fetten, alſo durch förmliche lettres de cachet ihrer freiheit beraubt, um 
fie nach mehrmwöcentlicher vechtswibriger Haft bis auf 74 zu entlaffen und 
ſchließlich Nichts, aber auch gar Nichts von Bebeutung herauszubringen; 
Angriffe, benen Olivier nad) einigen ausweichenden Worten ein Schweigen 
entgegenfehte, bas ber Hoffahrt eines Rouher volllommen ebenbürtig war. 
Der Senat ftimmte nad mehrtägiger Verhandlung ber Berfaflung vom 
27. März zu, und Ollivier Bielt am Schlufle ber Sitzung vom 20. April 
noch eine feierliche Rebe, die lauten Beifall fand. Wichtiger aber als bie 
pathetiſche Erklärung, daß das Plebiscit biefem „wunderbar begabten Yranf: 
rei, bem es weder an Stärke noch Milde, weber an Schönheit noch 
Anmuth je gefehlt", das Einzige geben werbe, das ihm noch noth thue, 
„jene gebulbige und maßvolle Beharrlichkeit, bie man politifgen Geift 
nennt” — war bie Zuſicherung an bie Maires, daß fie in alle Zulumit 
vom Kaifer ernannt und nie ben Launen ber öffentlihen Wahlen preis: 
gegeben würden. Das war wiederum eine grobe Enttäufhung für das 
liberale Frankreich, das fi) nachgerabe ſchämte, bag ihm nicht einmal bas 
Recht der Bürgermeifterwahl zuftehen ſolle, das ber Abgeorbnete Ollivier 
einft felbft verlangt: aber ber „verzehrenden Thätigfeit" ber Berwaltung 
„vom Präfelten bis zum Flurſchützen“ war num auch bie eifrige Beihilfe 
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ber aus töbtliher Gefahr erreiteten Maires geſichert. Das Einpeitſchen 
Der Benölferung für das Plebiscit war in den beften Händen. 

Die allgemeine Abftimmung vom 8. Mai ergab auf bie frage, ob 
Das Bolt die liberalen Reformen bes Kailerreihes billige, über 7 Mil: 
Lionen Sa, und 1% Millionen Rein. „Frieden und Freiheit" Hatte man 
Den mit Ja Etimmenben verfprogen und biefen beiden Zielen‘ galt benn 
auch ber gewaltige Sieg, während bie Nein vorzugsweije aus ben Kreifen 
famen, wo man bem Manne bes Staatoſtreichs vom 2. December eben 
richt zutrante, daß er Berfprechungen erfüllen werbe, mit benen feine 
Minifter den Mund fo voll nahmen. Höchſt bedenklich aber waren die 
47,000 Nein in Armee und Marine. 

In dem neuen Minifterium vom 15. Mai übernahm ber Herzog 
v. Gramont bad Auswärtige, Olivier außer der Juſtiz ben Eultus unb 
proviforiih bis zu Gramonts Rückkehr aus Wien auch beffen Departement; 
ein Provijorium, das für ben Apoftel des Friedens und ber Freiheit ver: 
Hängnifvoll ward, benn ein flüchtiger Bli in bie geheimen Papiere bes aus: 
wärtigen Amtes zeigte ihm „ben Kaifer vor Europa auf ben Knieen, Frank⸗ 
reich verböhnt, übertölpelt“ und machte ihn im Hanbumbreben zum Wit: 
verjchiworenen einer Politik, die entichlofen, das ganze innere Reformwerk 
aufzufchieben, den Moment erjpähte, um fi mit einem großen Schläge 
nad Außen alle heimiſchen Berlegenbeiten vom SHalfe zu fchaffen. Bon 
diefem Umſchwung tritt zunächft nur bie eine Ecite zu Tage: das Etoden 
aller Reformen. Die außerparlamentariihen Commifjionen über Decen⸗ 
tralijation, Unterriätöwefen, die Stabtverwaltung von Paris gehen ergebniß> 
108 auseinander, ber Hochmuth Dllivierd gegen die Kammer wirb mehr und 
mehr ein Ecanbal, um Kleinigkeiten willen ftellt er troßig bie Cabinetsfrage, 
den Männern ber Linken fagt er, „ich lege keinen Werth auf Ihre Meis 
nung“, ben ebemaligen Freunden, bie ihn an fein früheres Programm 
erinnern, jagt er: „was ich felbft geſchrieben babe, muß ih auch am 
Beten audzulegen wiffen.” Bei ber Frage ber Bürgermeifterwablen ban- 
beite es ſich recht eigentlih um bie Wurzel alles parlamentarijhen Lebens, 
um ben Anfang zur Freiheit ber Gemeinde, die ein Redner fehr richtig 
bie Elementarſchule der politiſchen Freiheit nannte. Aber es follte im 
Weſentlichen beim Alten, bei ber Ernennung ber Maires burdy bie Regie 
rung bleiben und Grevy Tonnte mit Recht fagen: „Die Maires werben 
aljo immer bie Wahlagenten ber Negierung, bie Werkzeuge ber officiellen 
Sanbidatur bleiben und ſogleich abgeſetzt werben, wenn fie fih zu biefem 
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Dienft nicht hergeben. Die officielle Ganbibatur, bie Ernennung ber 
Maires durch bie Regierung, das perſönliche Regiment: das iſt bie Tri 
logie des Kaiſerreiche.“ So aber ging es auch in allen andern Fragen, 
in benen man auf bas neue Minifterium anfänglich große KHoffmungen 
gelebt; um fo thätiger und rüfliger war bie unterirdiiche Arbeit, bie auf 
ben Krieg losdrängte. Die auswärtige Politik [dien allen Hintergebanten 
entfagt zu baben, ihr Vertreter widerſtand einer großen Berfuchung, bie 
in Geftalt einer SInterpellation wegen ber Gotthardbahn an ihn Kerantret, 
feine Sprache war. ſo friebfertig, wie bie eines Lavalette in ſolchem alle 
geweſen wäre unb wenig Tage, nachbem eine amtliche Erklärung Olliviers 
vom 30. Juni: „niemals war ber Friede geficherter, als in biefem Augen: 
blick“ die ganze Welt in bie tieffte Sicherheit eingewiegt, warf ber Herzog 
v. Gramont durch feine Erklärung vom 6. Juli bie Brandfadel zwiſchen 
zwei friebensbebürftige Völter. 
Der deutſch-franzsöſiſche Krieg. 

Mit einer Yrivolität ohne Gleichen bat das Miniſterium bes Friebens 
unb ber Freiheit den Eriftenzlampf mit bem neuen Deutihlanb am ben 
Haaren herbeigezerrt. Mit der Muchlofigleit bes von langer Hand her 
geplanten Mordanfalls auf ben friebfertigen Nachbar wetteiferte tie Ber: 
Iogenbeit, mit ber ein fchlechthin unerbörter Frevel in ben Wugen ber 
Welt gerehtfertigt werben ſollte. 

Unter bem tobenden Beifalle faft ber ganzen Kammer Batte ber 
Herzog von Gramont am 6. Juli Preußen ben Krieg angebrobt, falle cs 
darauf beftehen follte, einen feiner Prinzen, wie er ben Bringen Leopold 
von Hohenzollern zu nennen beliebte, auf ben Thron Karls V. zu fehen 
und an bemfelben Tage hatte auf bem SKriegsminifterium jene fieberhafte 
Tätigkeit begonnen, die dem unmittelbaren Ausbruche eines großen Kriege 
vorauszugehen pflegt, während Ollivier's Moniteur am 8. Juli verficherte, 
auch eine Thronentfagung bes Prinzen mwürbe an bem einmal gefaften 
Entfchluffe Nichte mehr ändern, denn Frankreich fei bes Mißbrauchs mühe, 
ben Preußen feit 4 Jahren mit ber Langmuth ber großen Ration geirie | 
ben babe. „Das caubinifche Joch ift bereit für bie Preußen" rief bes 
Pays; „mit bem Kolben in dem Rüden jagen wir fie über ben Khein⸗ 
jubelte Girarbin und bie gefammte Preſſe mit verſchwindenden Uusuahzen 
fiimmte ein in das wahnwihige Kriegsgeheul. 

Am 12. Juli brachten bie Blätter ein Telegramm aus Sigmartagen, 
worin ber Fürft Anton von Hohenzollern bie Verzichtleifiung feines Seh⸗ 
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nes auf bie fpanifche Krone mittheilte. Mit biefer Botſchaft lief ber 
Deinifter Olivier in bie Borzimmer bes gejeßgebenben Körpers, ſagte jebem 
Abgeordneten, ber es bören wollte: das ift, was wir gewollt haben, „bie 
Sanbibatur des Prinzen befteht nicht mehr, ber Zwiſchenfall ift erlcbigt”, 
das Ergebnig war ein mährdenhaftes Steigen aller Börjenpapiere, bei 
dem von ben Eingeweihten Millionen gewonnen wurden; im benfelben 
Stunden aber hatte bereit$ ber Votſchafter Graf Benchetti die Weiſung 
erhalten, dem Könige Wilhelm in Ems gegenüber ben Verzicht des Prin⸗ 
sen als eine gleichgiltige Sache zu bebanbeln, benn am frühen Morgen 
bes 13. Juli überfiel er ihn auf ber Brunnenpromenabe mit bem ganz 
unerwarteten Berlangen, ber König ſolle beftimmt erklären, daß er niemals 
wieber feine Einwilligung geben werbe, falls bie vielbeiprogene Kandidatur 
von Neuem aufleben follte. Der König lehnte dieſe empörende Zumuthung 
runbweg ab unb ließ bem Grafen, als er Nachmittags 6 Uhr um eine 
neue Aubienz in biefem Betreff nachſuchte, burd ben lügelabjutanten 
jagen, er habe bem Botſchafter Nichts weiter mitzutheilen. Benebetti hatte, 
wie wir anderweitig wiflen, ben Auftrag, eine förmlide Abbitte vom 
König zu verlangen, bie in einem Schreiben von beſtimmt vorgeſchriebenem 
Inhalt geleiftet werben follte, 

Diefe Thatfache war ber Nordd. Allg. Zig. durch ein ſchlichtes 
Telegramm, vom Abenb bes 13. Juli mitgetheilt worden und dies Emſer 
Telegramm wirkte wie ber zünbende Bunte in ber Mine: es gab beu 
Anftoß zur Erhebung der deutſchen Nation, 

Und num erlebte bie Welt ein einzigartiges Schaufpiel. Aus ber 
grundverſchiedenen Art, wie in beiden Ländern Regierung und Kammern, 
Nation und Prefle fi zu dem ungeheuren Ernft ber plötzlich hereingebro⸗ 
henen Kriegslage ftellten, war fofort aufs Deutlichite zu erkennen, auf 
welcher Seite das moralifhe Element bes Sieges, das tiefe Gefühl bes 
namenlos gefräntten Rechts, ber feljenfefte Glaube an den unausbleiblichen 
Erfolg einer heiligen Sade, und ber unerfchütterlihe Wille, Alles an 
Alles zu feben, lebendig war. 

Wie ein entlaruter Verbrecher, bleich und verftört, gleih Einem, ber 
zwiſchen Ohnmacht und Wahnſinn bintaumelt, erfhien Minifter Olivier 
am 15. Juli vor dem geſetzgebenden Körper, um bie große Lüge zum 
Beten zu geben, Preußen babe burh eine Depefche über Benebetti’s 
Zurüdweifung in Ems Frankreich vor Europa an ben Pranger geftellt 
und babur ben Kriegsfall herbeigeführt. Gambetta verlangt, ba bie 
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Depeſche vorgelegt werbe. Ollivier antwortet, bie Regierung Habe feine 
eigentlichen Depeſchen, fonbern nur biplomatile Berichte empfangen, vie 
zu veröffentlichen: ungebräudläch fei.- Die Beleibigung Benebetti’s fei bear: 
um ſo ſchwer, weil .ber Ylügelabjutant bes Könige „es am Teimer Höf: 
lichkeitsform fehlen. ließ, fo baß ber Botſchafter von ber beleibigen- 
ben Abjiht gar Heine Ahnung hatte“. Die Linke forbert von 
Neuem unter dem lärmenben Unwillen ber Mehrheit den Wortlamt ber 
Depeſche. Ollivier: bie Beleibigung ift offenkundig, ber Wortlaut bes 
preußifchen Documents. deßhalb unerheblich. Gramont: Die Gommilfien 
bat biefe Depeiche gefehen. Die Linke gibt ſich nicht zufrieben. Ollivier 
verfichert bie beleidigende Thatſache bei feiner Ehre. „Das muß genügen.“ 
Am Schlufie feiner Kriegsrebe beiheuerte er, mit „leichtem Herzen” nehme 


bas Minifterium die große Verantwortung auf ſich, aber ber Leidhenbitier: 
ton, in bem er ſprach, firafte bie Verſicherung Lügen. Die ganze Siuung, 
in ber eine warnenbe Rebe von Thiers durch das Geheul ber Mameluten 


erftidt warb, machte einen unfaabar mwürbelofen Einbrud. Niemals in 
ber Geſchichte hat bie amtliche Vertretung eines großen Bolles im bem 


feierlichen Augenblid der Entfheibung über Krieg und Frieben bas Wal: 


ten einer verwilberten Leibenfchaft unter beutlicheren Zudungen bes böſen 
Gewiſſens hervortreten Laffen, als bas in Frankreich am 15. Zuli geſchah. 

Welch andres Bilb bot bagegen in benfelben Stunben bie bemtfdhe 
Nation. Im tiefften Frieben war fie aufgeſchreckt worben durch bie bre 
benben Worte, bie ber Herzog v. Oramont am 6. Juli in bie Welt ge 
fhleubert. Mit männliger Würbe Hatte fie bes Gehebes ber feindlichen 
Dlätter nicht geachtet, in ber Hoffnung, es werde ſich in fich felber vertoben, 
wie ſchon fo mandyes Mal in ben vier Sahren feit Sadowa, Taltblütig 
und befonnen hatte ihre Prefje ben Streitfall felber geprüft und nad 
kurzer Erwägung gefunden: wer um folder Dinge willen einen Kries 
verlangt, ber hat entweber ben Berftanb verloren, ober er will bem Krieg 
um jeben Preis. Da Lam bie Emſer Depeihe unb bie ganze Ratien 
ftand auf wie ein Mann. Noch che bie Prefle Zeit gehabt, bie jähe 
Wendung zu beleuchten, hatte das Gewiſſen ber Nation laut und fläruuicd 
das Wort ergriffen. Dem von Ems mit fchweren Sorgen zurückkehrenden 


König fagte der Jubel, der ihn auf allen Stationen feiner Fahrt empfina 
und zwar ganz befonber warm in ben Landen Heflen und Hannover, daß 


er verftanden worben fei vom beutichen Volle, befien Ehe er geigirmt, baf 
zum erften Male im Angefichte einer gemeinfamen Gefahr Preußen im 








’ 
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Deutfgland und Deutichland in Preußen ‚aufgegangen ſei. Und fo brachen 
Tage an, wie fie wohl Preußen im Februar und März. 4813, Deutſch⸗ 
land als Gefammtheit aber noch niemals geſehen. Bon ben Alpen: bis 
zum Meer, vom Rhein bis an bie March brach ein Enthüſtasnns: los, befien 
Ungeftüm alle Dämme nieberriß, alle Parteien verſchmolz, allen Haß, Alles 
Mibtrauen . von ehedem in einer einzigen Empfindung begraub: ein Auf: 


wallen mannhafter Begeifterung, bie in Millionen Herzen umpiberftehlich 
. emporflanımte, alles Gemeine umb;lineble abitreifte, m ſchlichle Alltepsmen: 
ſchen zu Helden zu machen unb bie Idee ber. Hingabe um bie: hoͤchſten 


Süter in einer wahrhaft erfhütternden Reinheit zu Tage treten ließ. 
In dem unvergehlichen Schaufpiel diefer Erhebung feierte das beutiche 


Bolt feinen Auferfehungstag ale Nation. Gibt es denn wirklich ein 


deutſches Volk, das einerlei Meinung Hat über Ehre und Schande, bas 
eins iR und fein will bieffeit und jenfeit bes Main? Go fragte fi} bie 
Welt, als ber ruchloſe .Morbanfall bes zweiten Kaiferreiche..anf den ruhe⸗ 
liebenben Nachbar erfolgte. Die Antwort kam, wie file kommen mußte, 
raſch, überwältigend wie das Schickſal ſelbſt. Sichtbar warb das uns 
fichtbare Wert der natismalen bee, bie zwei Menſchenalter in wirrevoller 
Exntwidiung gebraudt, um Widerflände und Hemmniffe zu yerftöoen unb 
die nun wit einem Tage majeflätiih als Siegerin geharnifcht- durch das 
Land ſchritt. Damals fchon, no che ein Tropfen Bluts geflofien war, 
noch che irgenb Jemand bie zermalmende Ueberlegenheit ber beutfchen 
Waffen ahnte, flanb- es feft und über allen Zweifel erbaben: bie deutſche 
Nation war gegründet, bie fünfhunbertjährige Leivensgeichichte ihrer Schwäche 
unb Zerriffenbeit Batte ein Ende, ber Sehnſuchtsgedanke von Menſchen⸗ 
altern, ber Traum ber Väter, bie Hoffnung ber Jugend war herrlich in 
Erfüllung gegangen, ber Deuiſchen Vaterland war endlich gefchaffen. 
Getragen von einer Vollsbewegung, bie ehenfo impofant war burdh 
ihren Schwung, wie burdy bie maßvoll ritterliche Ruhe, bie fie fich felber 
auferlegte, ging nun bie Rüftung Deutſchlands unter Vortritt.ber führen: 
ben Macht ihren großartigen Gang. Auf ein paar telegraphiſche Zeilen 
aus Berlin hatte bereits am 16. Juli bie Mobilmahung bes beutfchen 
Heeres begonnen, ale am 19. bie formelle Kriegserflärung Frantreihs bem 
preußifchen Hofe übergeben warb, ein flotternbes, jammervolles Machwerk, 
das beweifen zu wollen ſchien, daß bem Kaiſerreich, nachdem ihm feit lange 
die Gedanken ausgegangen, nun auch bie Worte abhanden gelommen feien. 
Der Krieg warb erklärt, nicht weil Preußen Frankreich beleidigt, ſondern 
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weil es ben „Hintergebanten” nit abſchwören wollte, es Tänflig de 
mal zu belcibigen. Ein Gentleman von tabellofem Rufe wirb zum Tebe 
verurtbeilt, weil er es unter feiner Würbe findet, fih durch einen {deift: 
lien Revers gegen einen „Sintergebanten” zu verwahren, ber ihn viel⸗ 
leicht doch einmal zum Strafenraub ober zur Nothzucht verführen Eäunke. 
Das war bie Logik biefes kaiſerlichen Altenſtücks mit ber unfterbliden 
Unterfrift: Le Sourd. Es ift zweifellos, daß dies Regiment, in tem 
feit dem 6. Juli Alles außer Ranb und Band gelommen war, nod im 
lebten Augenblid ſehr peinlich in feinen Entiläffen geſchwankt, folglich 





Momente genug gehabt bat, wo eine entidiebene Erflärung von Seiten 


einer neutralen Großmacht wie England vielleiht Alles gewendet haben 
würde. Solche Erklärungen aber find von feiner Seite erfolgt. Grai 
Beuſt, der {don am 9. Juli fih dem Lorb Bloomfielb gegenüber geman 
fo äußerte, wie Einer, ber ganz beftimmt wußte, daß Franfreich bem Krieg 
wolle, hütete fih vor einem Schritte, ber auch nur bie leifefte Deigbeki: 
gung hätte ahnen laſſen; ihm ſchien im Sintergrunbe biefe® ungebeuren 
Kampfes die Rolle zu winken, bie Metternid 1813 gefpielt. Die engliſche 
Diplomatie aber leiftete Unglaubliches. Lorb Lyons in Paris hatte ven 
Sramont die beftimmte Zuſicherung, ein Rüdtritt des Prinzen werbe ben 
ganzen Streit aus ber Welt fchaffen. Als ber Räditritt, für deu England 
eifrig mitgearbeitet, bann auf einmal als gleidhgiltiger Zwiſchenfall bezeid- 
net ward, fagte Lyons zu Gramont: Wir haben Urſache, „uns enttäufct, 
um nicht zu fagen, verliebt zu fühlen”, aber barum Feine Feindſchaft! 
Das war bie Diplomatie, bie fich erfredhte, dem beutichen Sieger beim 
Sriedensfhluß eine angeblich neutrale, in Wahrheit feinbfelige Vermittlung 
aufdrängen zu wollen. Im Paris aber, verfihert ber Marquis de Gri⸗ 
eourt, war no am Morgen bes 19. Juli, aljo in bemfelben Augenblid, 
da ber norbbeutiche Reichstag bie franzöfiiche Kriegserflärung mit minuten: 
langem Beifall begrüßte, vom Minifterrath unter Vorfik bes Kaiſers ein 
ſtimmig eine Erklärung beſchloſſen worben, „melde ben Frieden ermöglicht 
haben würbe.” Sie warb unterbrüdt, weil nod am felben Abenb Minis 


ſter Olivier in St. Eloub verfierte, „wenn fol ein Aktenſtück in bie 


Deffentlichkeit gelange, fo würbe man bie Minifter auspfeifen und ihre 
Magen mit Schmutz bewerfen“. Um ſolch gräßliches Unglüd zu verhüten, 


blieb e8 beim Krieg Diefer Zug bat noch gefehlt, um bie Abenteurer: 


wirtbichaft bes Kaiſerreichs zu zeichnen. 
Die Haltung bes norddeutſchen Bunbes, feiner Regierungen unb 
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eines Parlamente war ber Größe des Augenblides würbig. Währenb 
Barie von dem Rufe „A Berlin! vive la guerre!“ wiberhallte und aus 
lien Departements bie Präfelten von lärmenben patriotiihen Kundgebun⸗ 
gen meldeten, bie fi balb in einer pöbelhaften Deutſchenhehe entluben, 
thaten bie Regierenden und bie Vertreter bes Norbbundes ohne Phraſe 
ihre Schuldigkeit. Zum erften Dale konnte ein König von Preußen pre: 
hen und forbern im Namen ber ganzen Nation. Das Wort ber Lage 
ſprach die Thronrebe in ben ſchlichten Worten unübertrefflih aus: „Sat 
Deutſchland Vergewaltigungen feines Rechts und feiner Ehre in früheren 
Jahrhunderten ſchweigend ertragen, fo ertrug es fie nur, weil es in feiner 
Zerrifjenheit nicht wußte, wie ſtark es war; heute, wo das Band geiftiger 
und rechtlicher Einigung, das bie Befreiungsfriege zu Inüpfen begannen, 
bie beutfchen Stämme je länger befto inniger verbindet; heute, wo Deutſch⸗ 
lande Rüftung dem Feinde Feine Deffnung mehr bietet, trägt Deutichland 
in fih ben Willen unb bie Kraft zur Abwehr erneuter franzdfticher 
Gewaltthat.“ 

Dem Kampf der Waffen ging voran ein Federkrieg der Diplomaten. 
Sein Ergebniß war die Selbſtvernichtung der auswärtigen Politik des 
Kaiſerreichs und bie glänzende Ehrenrettung ber Staatskunſt bes Grafen 
Bismard. Das preußiihe Rundfchreiben vom 29. Juli war eine gewons 
nene Hauptſchlacht, fo entſcheidend, wie fie niemals durch biplomatijche Ent⸗ 
büllungen geliefert worben war. „Auch wir können mit Enthüllungen 
aufwarten“ drohte Gramont, ale das kaiſerliche Regime fih Frümmte uns 
ter ber Wucht dieſer Anklagen. Was er bringen wollte, ift beute noch 
fein Geheimniß. Er hatte eben Nichts zu enthüllen. 

„Die Schamröthe ift mir ind Geſicht geftiegen, als ich biefe Depe⸗ 
fen las”, fagte Ollivier über bie Einbrüde, bie bie kurze Zwifchenvers 
waltung bes auswärtigen Amts bei ihm Binterlafien. Wir müflen ibm 
Recht geben, wenn auch nicht in feinem Sinne. Aus feinen Altenftüden 
ergab fi, daß ber Kaifer feit Jahren nicht vor Europa, wohl aber vor 
bem Grafen Bismard „auf ben Knieen lag”, ben er nad) und nad ans 
bettelte 1) um Belgien, 2) um Luremburg, 3) um einen Fetzen ber Rheins 
provinz, 4) um Mainz und Rheinheſſen, 5) um bie Rheinpfalz und bem 
er anbot 1) 1866 ein Bundniß gegen Defterreich mit 300,000 Bajonnetten, 
bie er nicht Hatte, 2) nachher bie Erlaubniß zu einem Bunde mit Süd⸗ 
beutihland, bei dem bie Souverainetät der Höfe nicht Noth litt, d. 5. 
Etwas, was feit ben Uuguftverträgen bereits bewerkftelligt war. Und biefe 
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Verhandlungen wurben betrieben durch einen Schlaufopf, ber unter den 


fallenden Hohngelachter ver ganzen Welt beiheuerte, den auf Belgiex 
bezuglichen Bertragsentivurf pour ainsi dire la dietee da comke 


Bismarck geidrieben ‚zu haben. Es ergab fid ferner, ba bieie Rat | 
gelüfte keineswegs erſt von: ben „patriotifChen Bellemmungen“ übe Ex 


bowa ber batirten, baß fie bereits an Biemarck Berangetreten waren, che 
er nur Minifter :geworben mar und endlich, daß als einzige Urſache tökt: 
liger Verſtimmung übrig geblieben war bie Gewißheit, daß Bismard, 
während er ben Kaifer und Benebetti über etwaigen Erwerb halb eder 
ganz franzöfifher Grenzlande phantafieren lieh, niemal® aud nur einen 
Bußbreit beutfher Erde gewähren werbe. 

Slängend ftand jebt ber große Staatsmann ba, in feiner lecker: 
legenheit als Diplomat gegenüber verblenbeten Ränfefhmieben, noch meh 
in feiner Rechtſchaffenheit ale beutfcher Patriot. In Biarritz follte er bie 
Rheinlande verſprochen, für. ben Krieg gegen Oefterreih alle möglichen 
finfteren Zufierungen gemacht haben, von benen ihn erft ber 3. Yali 
1866 überrafcyend- befreit bätte; wer erinnert fich nicht biefer und ähbn: 








licher Ausſtreuungen, bie Jahre lang in ber preußenfeinblicdhen Preſſe 


umgelaufen waren? Jetzt, ba felbft Gramont nicht wiberfprecden Tonztt, 
ſah die Welt, ba an all bem kein wahres Wort geivefen war, bat Graf 
Bismarck Jahre lang über. Frieben, Ehre und Unverſehrtheit Deutfchlanve, 
wie ein wahrer Patriot gewacht unb wohl wußte, was er that, wenn er 
nad) ben Siegen von 1866 fein Opfer ſcheute, um bie Einheit un 
Schlagfertigkeit bes beutfchen Heeres zu fihern. Wie fehr ber Friebe fort 
unb fort bebrobt geweſen war, das konnte man jeht mit Händen greifen. 

Als die Würfel gefallen waren, rechnete bas Kaiſerreich darauf, mit 
feinem Ueberfall ein getbeiltes Deutſchland und ein ungerüftetes Preußen 
vorzufinden. Der Verrath follte Helfen im NRorben, ber Abfall im Sühen 
und bie Ploͤtlichkeit der Invaſion ber Gegenräftung in Preußen zuvor: 
fommen. 

Ein rein bynaftifches Intereſſe des Haufes Hohenzollern, entwidelte 
der Gonftitutionnel vom 12, Juli, wie bie ſpaniſche Eanbibatur bes Prise 
zen Leopold wirb bie beutfche Nation nicht berühren; „bie beutihen Sta 
ten werben nit baran benfen, auf biefen Fall bie Alltanzverträge von 
1866 unb 1867 anzumwenben.“ 

Die Rechnung war darauf gebaut, baf Preußen auf der Canbibatur 
beftehen werbe, eine abgefhmadte Rechnung, da Preußen als Staat bie 
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Sache fo wenig anging, als irgend ein Miniſterwechſel in einem neutralen 
ande Mit bem Rüdtritt bes Prinzen. und ben nun hervortretenden 
euen Forberungen Frankreiche änderte fi bie Lage völlig und-nun zeigte 
Ich, daß die Zeiten bes Rheinbundse vorüber feiern. Am 16/17. Juli 
egann nicht nur im norbbeutihen Bunde, jonbern auch in Heſſen, Baden, 
Bürttemberg und Bayern die Mobilmahung; bie ſörmliche Anerkennung 
.e8 Buündnißfalls erfolgte ein paar Tage fpäter aus Stuttgart unb 
München mit Zuftimmung der Kammern und unter bem Enthnſiasmus 
»es Bolts. 

Troß biejer empfinbligen Enttäuſchung verſprach bie Regierung ben 
übbeutiden Staaten bie altererbten Sympathieen Fraukreichs zu bewahren, 
nit Ausnahme Babens, dem auf Grund der infamen Lüge, daß es Spreng⸗ 
‚ugeln bei feinen Gewehren eingeführt, angefünbigt warb, e6 werde ver 
zrannt, vernichtet werben, wie einft bie Pfalz unter Ludwig N, ſelbſt 
die Frauen hätten auf Schonung nicht zu rechnen. | 

Der begeifterte Eintritt Suddeutſchlands in ben deutſchen Krieg ver: 
ſchob fofort ben ganzen Kriegeplan bes Feindes; es fragte ſich nun, ob 
ie größere Mafchheit der Bewegung auf franzäfifcher Seite dieſen bebeuten- 
den Mißerfolg ausgleichen würbe. 

Auf einen Ueberfall hatte es Frankreich ‚von vorneherein abgeſehen. 
Bier Jahre hatte es mit Macht gerüftet, ein einziger Gedanke hatte alle 
Handlungen feines Syſtems erfüllt, der Gebanke, ben verhaßten Feind im 
Augenblid zu überrumpeln, da er fi bes Friedens am ficherften bielte 
und dann mit ein paar kurzen, wohlgezielten Schlägen bie Entſcheidung 
zu erjagen. Genau jo geihah bie Einleitung zum Kriege, Der Brud 
warb an ben Haaren berbeigezerrt, bamit ber Gegner gar nicht zur Be⸗ 
finnung komme. Nicht ein Regiment auf beuticher Seite war marichfertig, 
ale bie franzdfifhen Heeresmaſſen bereits über Hals und Kopf nad ben 
Grenzen eilten und das „NRheinheer”, mif feinem afrikaniſchen Barbaren: 
gefinbel voran, fi zum Sprung fertig machte in ein wehrlos mitten in ber 
Srntearbeit überfallenes Land. Diefer Plan lag von Haufe aus in ber 
Natur der Sache, die unerwartete Entiheibung ber Sübftaaten, auf beren 
Neutralität man gerechnet, machte ihn boppelt und dreifach zur Nothwen⸗ 
digkeit. So wollte denn auch ber Kaijer, wie er nah Sedan öffentlich 
zugeftand, mit 250,000 Mann bei Marau über ben Rhein gehen, bie 
Sübftaaten zur Neutralität, vielleiht gar zur Heeresfolge nötbigen, durch 
den Glanz eines erſten Erfolgs Italien und Oeſterreich in die Allianz 
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mit fortreißen und fo ben Preußen mit ebenbürtigen, wenn nidt über: 
legenen Maſſen gegenübertreten. Aber biefer ganze im tiefiten Geheimmig 
angelegte Plan wurbe zu Wafler, der Sprung nad Sübbentfchlanb erfolzte 
niät, und bie großartige Offenfive verpuffte in ber lädherlichen Helbentha 
vom 2. Auguft, wo ein kleines Häuflein Preußen durch drei framzäfiide 
Divifionen nad mehrftändigem Kampfe von bem Grerzierplaß oberhalt 
Saarbrüden und aus dem Dorfe Arnual verdrängt warb. 

„Louis — färieb ber Kaifer an bie Kaiferin — bat bie Zen 
taufe erhalten, feine Kaltblütigleit hat viele Solbaten bis zu Thränen ar 
rührt.” Durd ganz Frankreich ging eine „Erplofien“ allgemeiner Freute 
und in Metz warb ber Kaifer mit einer Illumination empfangen. 

Was bie franzöflihe Preffe als bie „feile Zufage bes Sieges“ 
pries, war ein Theaterceup geweſen, dem bie Kataſtrophe ſofort auf bem 
Fuße folgen ſollte. 

Die deutſche Gegenrüſtung offenbarte von Anfang an und mit jebem 
Tage mehr bie vollflänbige Ueberlegenheit unferer Heeresverwaltung. Tie 
lang Hingeftredte Grenze von Bafel bis Saarbrüden war von jeder me: 
mittelbaren Bertheibigung faft entblößt, jeden Augenblid war ein Rat 
anfall zu gewärtigen, bem Stunben weit in's Lanb hinein ein wwirfiamer 
Miberftanb geleiftet werben Eonnte, als am 16. Juli die „plaumäßig® 
Mobilmahung begann. Wie ein Riefe mit majeftätifcher Ruhe fich erhebt 
fo, ohne eine Spur von lngebulb, von Geräuſch und Ueberflürgumg, ging 
bie Bewaffnung und Ausrüftung von einer Million deutſcher Krieger ihren 
fideren Gang. Binnen 10 Tagen ftanben bereits 600,000 Mann nord⸗ 
und ſüddeutſcher Truppen marſch⸗ unb fhlagfertig bereit. Der firategiiäe 
Aufmarſch felber, der mit Hilfe einer beiwundberungswürbigen Berwenbum 
ber Eifenbabnen, Hunberte von Meilen in bentbar Türzefter Friſt wie fpie- 
lend überwanb, war ſchon Vertheibigung zugleich und Angriff; nach aber: 
mals 40 Tagen ftanben 9 norbbeutfche und 3 ſüddeutſche Armeecorpe 
ber Grenze, bes Befehls zum Einmarf in Feindesland gewärtig. Pe 
fie ftanden, wohin fie wollten, wußte Niemanb außer benen, bie v6 willen 
follten. Insbeſondere ber Feind wußte ſchlechterdings gar nichte banes, 
und fo blieb es auch bis zum Ende bes Kriege. Der Gefangene ven 
Sedan klagt nicht umfonft über ben ,ſchrecklichen Schleier" von Sanalterk, 
binter dem bie Weisheit Moltke's operirte. 

Dem Wunder biefer Rüftung und biefes Aufmarſches entſprach die 
Leitung ber Action felber. 
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Unter ben brei beutfchen Armeen, von benen Enbe Juli bie erfte 
ınter Steinmeb bei Trier, bie zweite unter Prinz Friedrich Karl bei Kais 
erslautern ftand, begann bie britte unter bem Kronprinzen am 4. Auguft 
vers Bormarfch gegen bie Lauter, um nad Vernichtung bes rechten frans 
Sfifchen Flügels bie große Rechtsſchwenkung vorzunehmen, welde bas 
yenstihe Heer zur Umfaflung bes franzöfifchen führen follte. 

Der glänzende Sieg ber Bayern und Preußen bei Weißenburg 
ind ben Gaisberg am 4. Auguft, wo bie Diviſion Douay vom Mac 
Drahon’fhen Eorps troß einer ausgezeichneten Stellung, trog Turcos, Mi: 
railieufen unb Chaſſepots durch bie ungeftüme Tapferkeit ber beutichen 
Bataillone zertrümmert ward, zerſtörte ben Nimbus ber franzöfiihen Uns 
yefiegbarfeit und eröffnete durch einen verheißungsvollen Anfang eine Reihe 
von Waffenthaten, deren Gleichen bie Geſchichte mie geſehen bat. Zwei 
Lage barauf maß fi bie britte Armee mit bem 55,000 Mann ftarten 
Sro8 des Corps, defien Vorhut am 4. Auguft gefchlagen. werben war. 
Das Corps Mac Mahon’s enthielt unftreitig, nächſt ber Kaifergarbe, bie 
Ausleſe bes jranzöfilchen Heeres, und an feiner Spike befehligte ber eins 
ige Marſchall des Kaiſerreichs, ber als Charakter und Solbat Vertrauen 
ind Liebe bei ben Truppen in berborragendem Maße genoß. Dieſem lm: 
tanbe allein dankte Mac Mahon, feinem eigenen Zugeſtändniß zufolge, 
in Gommanbo, das ber Kaifer jonft einer minder unabhängigen Perfön: 
ichkeit weit lieber übertragen baben würde. Auf bie Nachricht von Douay's 
Rieberlage war Mac Mahon von Hagenau nad Heidhähofen geeilt unb 
yatte nad flüchliger Recognoscirung bei Fröſchweiler den Kampfplatz 
zewählt, anf dem fein Armeecorps mit weit zurüdgebogenen Flügeln in 
iner galgenförmigen Aufftellung am 6. Auguft in ben Kampf trat. Die 
Schlacht begann mit einem heftigen Gefechte, das zwilchen ber 21. Dis 
sifion bed XL beutichen Korps und ben Hinter Gunſtett ſtehenden Fran⸗ 
‚ofen entbrannte. Um 10 Ubr griff bie Artillerie bes V. Corps (v. Kirch: 
»ach) in ben Kampf ein, eine Stunbe darauf flürmte bie Infanterie jeiner 
Moantgarbe Wörth mit bem Bajonnet und vertheibigte bie Pofition gegen 
mei nachdrückliche Gegenftöße ber Franzoſen. Inzwiſchen batte das XL 
Sorps (v. Boje) Gunſtett an ber Sauer genommen und um 1 Uhr 
»as allgemeine Vorrüden gegen Morsbronn und ben Nieberwalb begonnen, 
Morsbroun warb durch bie Gothaer und Meininger im erften Anlauf er: 
türmt und zwei wüthende Angriffe von Küralfieren, Uhlanen und Dragos 
sern mit vernichtendem Schnellfeuer zurüdgetviefen, während das 83. und 
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Yi. Infanterie:Regiment bie Zuasen und Turcos im Nieberwalb if 
ihrer vorzüglich gebedten Stellung und ihrer ausgezeichneten Gewehre ia 

wilber Flucht bavonjagten. Der reiste Flügel Mac Maben’s veriäum 

jest vom Schauplatz; feine Schlachtlinie war ſchon durchbrochen, al 

er noch in ben beiven Bollwerken Elſaßhauſen unb Fröſſchweiler 

einen Kampf ber Werzweiflung verjudte. Er raffte ben Reft feiner ſchen 

ſchwer mitgenommenen Reiterei zufammmen, warf ihn zweimal anf ben er 

mäbeten Feind, aber bas fürdterlihe Schmellfeuer ber Preußen mähte bu 

Reitermafien nieber — und num begann um 3 Uhr ber allgemeine Ber 
marſch ber Deutſchen auf Fröſchweiler; Bayern unb Württenberger griika 

mit friſchen Kräften ein, nad einer halben Stunde war bas Dorf geam: 
men, ber Feind auf's Haupt geichlagen, unb von ber Reiterei verfelg, 
auf fluchtähnlichem Rüdzug nad Hagenau. 


Am felben Tage war bas Corps Froffarb auf ben Höhn u 


Spideren bei Enarbrüden vom Verhängniß ereilt worben. Hier ak 
lagen bie Berhältnifje der Stellung und ber Zahl für bie deutſchen Wein 
jo ungänftig, daß fie nur ein Heldenmuth, eine Aufopferung ohme Gleiche 
zum Siege führen konnte. Die einer natürlichen Heilung vergleichber 
Hochebene zwiſchen Stiring und ber Saar war won ben Franzoſen derh 
ftufenförmig hintereinander auffteigenbe Schüßengräben faſt uneinncheie 
gemacht, bie davorliegenden Spicherer Höhen wie ein Brüdentopf mit Ge 
ſchüzen und Mitrailleufen armirt, das Ganze burd gewaltige Trupper 
maſſen beſetzt. Hier war es, wo bie 14. preußiſche Divifien ale Ave 
garbe der erfien Armee unter ©.:2. v. Kamede am Morgen bes 6. Augıi 
angriff; die erften mit viel zu ſchwachen Kräften unternommenen Gturs 
verfuche fcheiterten, erft als Verſtärkungen von ber 5. Divifion angelomen 
und 15 Bataillone verfammelt waren, konnte von General Göben, ber m 
3 Uhr eintraf, ein umfafjender Angriff auf ben feindlihen rechten Ylaz: 
unternommen werben. Unter fürdterligen Blutverluften kletterten di 
Preußen bie fteilen Abbhänge in die Höhe, gewannen ben Eaum bes Bi: 
bes, brängten ben Feind, ber fih mit Wuth zur Wehr ſetzte, hinazl 
hielten ihre Stellung mit heldenmüthiger Zähigkeit gegen bie Dffenfirkik 
ber zurückkehrenden Franzoſen feit, bis bie inzwiihen mit ungeheum 
Scähwierigfeiten heraufgebrachten Geſchũtze bie Entfheitung brachten. 
Ein ähnlich furdibarer Kampf Hatte mit bemfelben Ergebnig w 
das Dorf Stiring gewüthet; als bie Nacht hereinbrach, begab fid tz 
ganze feinblihe Corps in einem ber Auflöjung nahen Zuſtande auf te 
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Rüdzug und zwar nad Südweſten, weil inzwifcdhen bie Vorhut ber 13. Di: 
ifion in Forbach eingebrungen war. Der preußifche Soldat hatte ſich 
ier wie bei keinem anderen Waffengang bieje® Strieges in feiner unver: 
leichlichen Tüchtigkeit gezeigt. Hier war's, wo ein gefangener franzöfiicher 
Iberfi unter Thränen in bie Worte ausbrady: Quelle armée, ces Prussiens, 
a gioire frangaise est perdue, perdue pour jamaisi Alle Tortbeile formi: 
abler Stellungen, überlegener Bewaffnung und anfangs aud ber Zahl 
varen auf franzöfiiher Eeite gemejen, aber ben todesberachtenden Unge⸗ 
tũm biefer Angreifer hatte Nichts wiberflanden. Aus Entfernungen von 
.000 — 1500 Schritten durch unfichtbare Feinde befchoflen, waren fie 
hne jebe Dedung über offene Straßen vorgegangen, ganze Reihen ſchmet⸗ 
erten bie Mitrailleufen nieder, aber immer hatten bie Braven fidh von 
Neuem gejanmelt; um jähe Felshöhen zu erfteigen, hatten fie bie Echube 
uögezogen, waren baarfuß emporgeklettert, um athemlos mit letter Kraft 
ih auf den Höhenrand emporzufhiwingen, wo dann bas berühmte Hurrah 
riholl und das Schnellfeuer den Ausichlag gab. 

Seit dem 6. Auguſt erihien das beutihe Heer dem franzöflichen, 
a8 bisher für das befte ber Welt gegolten, wie ein höheres Wefen, mit 
ibernatürlicden Kräften ausgeftattet, gegen die Fein Kraut gewachſen ift, 
nd dieſer Einbrud ging burhd Europa. Bon ben GSiegern von Wörth 
hrieb damals ein Engländer: „Das find feine Bataillone, das find wan⸗ 
»elnde Mauern, die mit unmiberftehlicher Gewalt vorwärts bringen. Man 
ieht gar nicht, daß bie Kanonen, Mitrailleufen, Gewehre fie berühren. 
Jede Lücke ſchließt fih augenblidlih. Nur hinter ben Reihen merkt man, 
aß fie gelidhtet wurben. Jeder Mann vom eriten bis zum Ichten ift cin 
Jeld. Frankreich ift verloren.” 

Die Rückwirkung ber beutihen Siege vom 4. und 6. Auguft auf 
Frankreich war überwältigend. Während bie ganze franzöſiſche Armee in 
iligem Rückzug, von der geſammten Reiterei bes beutjchen Heeres verfolgt, 
iber die Vogefenpäfle hinweg nad ber Mojel jagte, brach das Minifterium 
Ollivier: Gramont⸗Leboeuf unter ben Verwünſchungen ber Nation zufammen, 
ver neue Kriegsminifter Graf Palilao machte fieberhafte Anftrengungen, 
»as Feldheer zu ergänzen, zu verftärken, und mit Entſetzen ſahen bie 
riegsluſtigen Schreier der Boulevarbs, bie no vor wenig Tagen au 
Xhin! & Berlin! gerufen, die Vorkehrungen, melde der neue Gouverneur 
Trochu nöthig fand, um das „heilige Paris“ in veribeidigungsfähigen 
Stand zu verfeßen. 
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Eine Woche nad den großen Schlachten brauchten bie brei bentiden 
Heere, um in ber Umgegenb von Meb concentriſch einzutreffen, ohne tei 
ber Marihall Bazaine, ber jeht an Etelle bes Kaiiers bas Oberes: 
manbo führte, eine beitimmte Kunde von der Etärle und ber Richtenz 
bes feinbliden Anmarſches hatte. Die deutſche Reiterei_ war für den Ge 
neral Moltke Auge und Ohr, für ben Feind aber ein allgegemmärtisa 
Vorhang, ber Alles, was Hinter ibm geihah, mit einem undurchdringliche 
Geheimniß hermetiſch verſchloß. Zum großen Theil wohl aus biefer Ir 
funbe ift das rathlos umhbertappenbe Zögern zu erflären, das bem Kor: 
ſchall Bazaine und feinem „Rheinbeer“ feit bem 14. Auguft fo verberbli⸗ 
werben follte. Am 14. Auguſt endlich hatte das Rheinheer den Wbmarid 
auf das Linke Mofelufer begonnen, ben er weit früher hätte aniredra 
müffen, um mit bem in Chalons neugebilbeten Deere Mac Mahen’s ti 
Bereinigung zu ſuchen, als bie Corps Yroffardb und Decagen burd bie 
Vorhut der erften beutfchen Armee, Theile des L und VIL Gorpe, öflid 
von Me mit Wucht angegriffen wurben. Die Stellungen ber FZranzela 
bei Colombey und Borny wurben genommen. Theile bes Ladmiranlı\)da 
Corps, die Bazaine über bie Mofel zurüdgefandt, griffen bei Eerviguy bir 
rechte Flanke des J. preußiſchen Corps an, bie tapferen Oftpreußen uster 
General Manteuffel warfen fie zurüd, 14 bei Montoy auigeftellte Zatıc: 
rien äußerten ihre furdtbare Wirkung, während zwei Regimenter bei 
IX. Armeecorps die Dörfer Jury und Beltre flürmten. Als ber Kamri, 
ber von A Uhr bie 8% Uhr gebauert hatte, zu Enbe war, hatten fi bi 
Franzoſen auf ber ganzen Linie mit Zurüdlaffjung von 4000 Tobten aut 
Berwundeten, von Waffen, Torniftern und jelbft Uniformflüden eiligi 
unter ben Schuß ber Torte von Metz zurüdgezogen. 

Der Hauptzwed, bie Verzögerung bes feindlichen Abmarfcges, war 
mit großen Opfern erreidt. 


Während bes Aufenthalte, ben bies blutige Gefeht dem Rhas 


beer verurfachte, fchritten ba8 VIL unb IX. preußiſche Corps zujamma 
mit ber II. Armee füblih Metz über bie Mofel, und am Morgen bes 16. 
batte bie Spitze bes IEL Corps bie Straße erreiht, auf welcher Bazamı 
mit ſchwer begreifliher Langjamleit nad Verbun im Abmarſch begriria 
war. Und nun unternahmen es 70,000 Preußen, bie ganze Armee ver 
nahe an 200,000 Dann auf bem Marſche anzugreifen unb zum Eiche 
zu bringen. Bei ben Dörfern Bionpille, Ylavigny, Rezonville 
tobte bie moͤrderiſche Schlacht bes 16. Auguft. 
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Die feste und bie fünfte Infanterie Divifion, unterffügt von ber 
gelammten Artillerie bes IIL Corps, erftürmten gleich zu Anfang bie ſtark 
Kefeftigten, von einer furdtbaren Artillerie gefrönten Höhen von Vionville 
sand Flavigny, nahmen bann biefe Törfer jelbft und warfen ben Feind aus 
Dem Gehslz nörbli bes erfteren auf NRezonville zurüd. 

Um Mittag griffen nah unb nad bas ganze X. Korps, das in⸗ 
zwiſchen herangekommen war, und fpäter ein Theil bes VIII. Corps in 
Die Schlacht ein, aber nur ber tobesmuthigen Aufopferung, mit ber ſich 
Die Gavalleriebrigaden Bredow, Barby, die Garbebragoner und zuletzt bie 
6. Eavalleriediyifion auf bie immer von Neuem vorbrängende Uebermacht 
Cosftürzten, gelang es, bie gewonnenen Stellungen bis zum Einbruch ber 
Macht zu behaupten. 

Der Rüdzug bes Rheinheers auf ber cingefchlagenen Straße nad 
Verdun war unmöglid geworben. Bazaine’8 einzige Hoffnung war nun: 
sehr bie, in einer uneinnehmbaren Etelung bie abermaligen Angriffe ber 
Preußen mit foldem Erfolge zurüdzuweilen, baß fie genöthigt würben, 
ihn dennoch bavonziehen zu laſſen. Und auch biefe Hoffnung warb in ber 
fürdterliden Schlacht vom 18. Auguft zu Schanben. 

Am Abend bes 17. Auguft fanden beutfcherfeits ſechs Armeecorpe 
und bie Garde füblih ber Meter Straße zwiihen Mars la Tour unb 
Vionville, Rezonville und Ars jur Mojelle bereit, um am nädyiten Morgen 
den Feind mit Macht anzufallen. Während er auf feinem linken Flügel 
und im Centrum nur bejchäftigt werben jollte, erhielten bie Garden und 
bie Sachſen (ZI. Eorps) ben Bejehl, ibm ben rechten Flügel zu um: 
schen: ber Zwed ber ganzen Action war, bie Armee aus ihren feiten 
Poſitionen heraus nah Metz zurüdzuwerfen und jo für immer von jeber 
Berbinbung mit Paris abzufchneiden. Das entſcheidende Ereigniß in biefer 
blutigen Schladt, in ber je 200,000 Mann fi gegenüberflanden und 
auf beiden Eeiten Wunder von Tapferkeit verrichtet wurben, war ber 
Eturm ber preußifhen Garben auf bie Höhen von St. Privat Ia 
Montagne, welde ben Schlüäſſelpunkt in ber franzöfiigen Schladhtlinie 
bilbeten. 

Mit unglaublicher Bravour ging biefe ausgezeichnete Truppe vor, 
unter einem Hagel von Geſchoſſen, gegen bie das vollfommen freie Terrain 
nicht die minbefte Dedung bot, gegen einen Feind, der aus Kellern, Ges 
höften, Schüßengräben heraus, unſichtbar und dem Zünbnabelgewehr uns 
erreihber, auf 15002000 Schritte bie offene Ebene mit einem vers 
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nichtenden euer Überfüttete. - Ver erfte Anlauf, der ungeheure Berlufte 
Toftete, führte nicht zum Biel. Der zweite geſchah, ale bie Eadien wca 
Ronconrt aus dem Feinde In bie Flanke fielen, und gelang, nadhbem bie 
preußiſche Artillerie mit beiounberungswürbiger Sicherheit im dem ſeſten 
St. Privat Haus für Haus in Brand gefihoffen. Als nunmehr bie iu 
fanterie mit Hursah in das Dorf einbrang, war bie Kraft bes feinbliden 
Widerſtandes, die den ganzen Tag heibenmülbig angehalten, gebreden. 
Richt im Rückzug, in wilber Flucht wälzte fi) das franzöſiſche Heer ber 
Geltung zu, nachdem es alle bisher fo tapfer vertheibigte Stellumgen ge⸗ 
räumt, bie auf Point bu Tour, das erfi am Morgen bes 19. anice 
geben warb. 


Nachbdem fo ber Kern bes franzoͤſiſchen Felbheeres, durch den Prinzen 


Friedrich Karl in Metz belagert, außer Gefecht geieht war, begamz die 
Jagd auf Mac Mabon’e neugeblibete Truppenmadht. 

Mac Mahon hatte am 21. und 22. Augufl ganz unerwartet bat 
Lager von Chalons geräumt und war nah Mheime gezogen, flait aber 
von hier ber Etraße nad Paris weiter zu folgen, wie alle Welt voraus: 


feßte und wie er felber auch beabfidhtigt hatte, brah er am 23. ven 


Rheims nah Rethel auf, wiber feine beflere Einſicht einem Befehle des 
Minifteriums in Paris geborfam, ber einen ſchlechthin halsbrechenden 


Flankenmarſch zum Entſatze von Bazaine vorſchrieb. Die Langfamtet. 


mit ber biefer Flankenmarſch ausgeführt ward, ließ bem deutſchen her: 
eommanbo Zeit, un gegen bieje plöhlide Wendung, auf bie Niemand ge: 
faßt geweien, Maßregeln zu ergreifen, bie zur SKataftrophe bes Feindes 
führen mußten. Ehe Mac Mabon über Le Ehene Populeur und Eitonne 
bie Maas erreichte, warb er von ben Berfolgern eingeholt, überflügelt uat 
in jenes Keffeltreiben verwidelt, das mit der Capitulation von Sedan gr: 
endet hat. Die neugebilbete Maasarmee (Garde, XIL und IV. Corpe 
hatte mit ihrer Vorbut bereit8 am 29. bei Dun die Maas erreicht, zwei 
Tage Später kam ber größte Theil ber britten Armee nad) Buzancy und 
Grand Pré, burd das glänzende Gefeht von Beaumont am 30, Nugufl, 
wo bie Bayern (I. Corps) und bas IV. Corps bie Franzoſen beim Ab 
kochen im Lager überrafchten unb auseinander fprengten, warb bem Feind 
jeder fernere Durchbruch nad Dften unmöglid gemacht und am 31. Auge 


vollzogen bie beiben teutfchen Heere ihren großartigen Aufmarſch um bie 


Feſtung Seban, in beren Umgebung Mac Mahon feine Streitkräfte zu⸗ 
fammengezogen und in Schlachtordnung aufgeftellt hatte. 
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Ter Plan war, das ganze feindliche Heer gefangen zu nehmen, und 
mit mathematifcher Präcifion warb biefer Plan verwirklicht. Währenb bie 
beiden bayeriigen Corps ben Feind im Gentrum bei Bazeilles fefthielten, 


: fellte fein inter Flügel burd bie Maasarmee, fein rechter durch das 
. XL und V. Corps umgangen werben: in dem Torfe Illy nördlich Sedau 
: mußten fi bie beiden Colonnen bie Hand reihen. Die Schlacht vom 
; 1. Erptember begann mit einem fürdterliden Kampf in ber Schlucht von 


VBazeilles, wo bie Bayern ſechs Stunden lang gegen franzöſiſche Marine⸗ 


: injanterie fochten und Abfchnitt um Abſchnitt, Haus um Haus unter Strö⸗ 


men von Blut erobern mußten. Bald nad Mittag trafen bie Preußen 
und Eadıfen nörbli von Sedan zujanımen, ber Bogen ber beutichen Aufs 


ſtellung Hatte fi in einen Kreis verwandelt, der nirgends mehr eine Lüde 


ließ und der nun unter erbitteriem Kampfe um Höhen und Dörfer immer 
enger und enger gezogen warb, bis bie Trümmer bes franzöfiichen Heeres 


unter ben Mauern ber Feſtung Seban zufammengebrängt waren. Am 
heftigſten tobte die Schlacht bei ben Dörfern Floing und Illy. An 


dem Beſitz ber bei bem Iebteren gelegenen Höhen hing das Schickſal bee 
Tages. Das Feuer von 500 beutfhen Geſchützen hatte hier gegen 1 Uhr 
die franzoͤſiſchen Batterien zum Schweigen gebradt, und die Infanterie 
ber beiden Corps V und XI, bie bei Wörth Schulter an Schulter geficgt, 
ftürmte mit demſelben unwiderſtehlichen Ungeſtüm auf bie ſtarke feindliche 
Stellung, wie bort. Auch die Umſtände wiederholten fi wie ber Erfolg. 
Dichte Maffen von franzöſiſcher Reiterei, crft Küraffiere, dann Chaſſeurs 
b’Afrique und Uhlanen, brauften heran auf die bünnen blauen Linien. 
Kaltblütig ließen bie bie Reiter herankommen bis auf 150 Schritte, gaben 
dann, wie fie ftanden, ihr Echnellfeuer ab, und die Echwabronen wälzten 
ſich zerihmettert und zerfleifht im Staube. Die Angriffe ber Infanterie 
hatten daſſelbe Edidjal. Um 3 Uhr waren bie Höhen jüblih von Illy 
erobert, und als eine Stunde fpäter im Eüben bei Balan ein lebter ver: 
zweijelter Vorſtoß ber Franzoſen von ben Bayern zurückgeſchlagen worden 
war, batte die Schlacht ihr Ende erreicht, um 5 Uhr capitulirte bie ganze 
Armee, zujammengepferdht, wie fie mar, in einem Keffeltbal, von befien 
Rändern herab ein halbes Tauſend beutfcher Geſchütze fie jammt ber 
Feſtung und Allem, was Leben hatte, zu zermalmen im Stanbe gewejen 
wäre. Mit der Armee capitulirte, aber weber als Kaifer noch als Ge: 
neral, Napoleon III mit den berüßnten Worten: N’ayant pas pu mourir 
& la töte de mon armde, je d&pose mon 6p6e aux pieds de Votre Majestk, 


538. Heberiät der Groiguiffe des Behrens 1870. 


In denſelben Stunben war bie Armee Bazaine's nad; zweitägigem blulige 
Kampfe durch Manteuffel's Oſtpreußen und bie tapferen Laubwehren ber 
Diviſion Kummer nad ber Feſtung zurückgeworfen worden. 

Mitten in den unbeſchreiblichen Jubel, mit dem das Gottesgerich 
von Sedan weithin durch Deutſchland und Europa begrüßt warb, fiel bie 
Nachricht non ber Pariſer Revolution. Ihr erſtes Wort war: es lebe 
die Republik! ihr zweites: Krieg bis an's Meſſer! 

Sonntag ben 4. September begab ſich eine Anzahl Bataillone ber 
Porijer Nationalgarde, und zwar auf Befehl bes Generals Trode in 
vollen Waffen, nah bem Palais Bourbon, dem Sitze bes geſetzgebendes 
Kärpers, ber feit drei Tagen eine Beute rathloſer Verzweiflung wer. Wü 
bem Rufe: Abſetzung! Es lebe Die Republik!“ z0g ein Pobelhaufe himer 
und neben ben Bewaffneten ber. Die Linientruppen, die ben Palaſt be 
wachen follten, brebten bie Gewehre um, richteten bie Kolben uad ober 
und fraternifirten mit bem Wolf, bas alsbald ſämmtliche Varräume und 
enblih ben Cibungsfaal felber überſchwemmte. Mit dem Gehenl: Es 
lebe die Republik! werben bie Vorftellungen Palikao's und Gchneiber‘s, 
bie Abmahnungen ber Oppofitionsmiiglieber Ferry und Jules Farre nieber: 
geſchrieen, unb nachdem in bem entfehlihen Tumulte ber ganze Rebewerein 
ſpurlos verſchwunden ift, wälzt fi die Mafle auf bas Stabihaus, we um 
Aungeficht einer unüberfehbaren Menſchenmenge jcben Alters und Geſchlechte 
ber jugendliche Abgeordnete von Marjeille, Loon Gambetta, bie Republil 
verkündete. Grenzenlofer Jubel, unbefchreibliger -Enthufiasmus folgte. Die 


Hegierung nationaler Vertheibigung, bie gleichzeitig ausgerufen warb, be 


ftand aus Tauter Parifer Abgeordneten, bie eben noch auf's Deutlichfte be 
wieſen hatten, daß fie nie ben Muth gehabt hätten, biefen großen Schrit 


zu thun, wenn das „Voll“ fie wicht gewiflermaßen an ben Haaren mai 


dem Siadthaus fchleifte. | 

Die nun begiunenbe zweite Phaſe bed Kriegs, bie erſt im SJammar 
1871 in. ihre entjcheibenbe Krifie trat, Tann bier nur in ſunmarifcher 
Ueberficht bebanbelt werben. 

In ben Tagen bes 18, und 19. September, ba burd ben Ber: 
marſch ſämmtlicher bazu beſtimmter Corps unb ben glüdlihen Kampf vor 
Dillejsif bie Cernirung von Paris zur vollzogenen Thatſache wird, kommt 
ber neue Minifter des Auswärtigen, Jules Fapre, nah Ferriöres zum 
Grafen Bismard, um einen legten Verſuch beffen zu machen, was er 
„eine ehrennolle Transaction” nennt. Als erſte Grundlage eines Friebens 
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TchIuffes bezeichnet Graf Bismard das Zugeftänbniß bes Principe der Abs 
tretung von Land und Leuten. Jules Yapre bietet tout l’argeht que nous 
avons, aber „Leinen Etein von unjeren Feſtungen, Teinen Fußbreit unferce 
Bodens‘. Ein Waffenſtillſtandsvorſchlag, ber Frankreich Gelegenheit geben 
fol, fi über feine Regierungsform und über ben Friebensabihluß auszus 
fprechen, wirb von ber Pariſer Regierung mit Entrüftung abgewieſen, und 
ein Rundfchreiben Jules Favre's vom 21. September belehrt bie Welt, 
Daß er gar keine Bollmadıt gehabt, überhaupt über irgend Etwas zu un: 
terbanbeln, baß er ohne Wiſſen feiner Eollegen einen rein perjönlicdyen 
Schritt gethan Habe! Am 23. und 27. September capitulirten bie Fe⸗ 
ftungen Toul und Straßburg, bie beiden Pläbe, für deren Räumung 
nebft Bitſch Biemarck zu fFerriöres einen Waflenftiliftanb angeboten hatie. 

Mährend von ben Armeen in Paris und Meb ein verzivcifelter 
Ausfall nad bem anderen verſucht wird, beginnt L6on Gambetta, mit: 
teld Luftballon aus Paris entkommen, feit dem 9. October Kriegsminifter 
und Dictator in Tours, mit fieberhafter Energie bie Organifation vier 
neuer Armeen, bie von ber Provinz aus Paris und Meb entjeben jellen. 
Aber am 11. Oct. wirb bie Loirearmee von ben Bayern unter v. b. Tann 
über bie Loire zurüdgeworfen, Orleans erftürmt, während General Werber 
Epinal befeßt, um dann Veſoul zu nehmen und auf Dijon vorzubringen. 
Die Capitulation von Metz und ber gefammten Armee bes Mar: 
ſchalls Bazaine am 27. October madte dann das gewaltige Heer bes 
Prinzen Friedrich Karl zum Kampfe gegen bie inzwiichen bebrohlich ange⸗ 
ichwollenen republikaniſchen Heere frei. Ein Theil deflelben gebt auf Paris, 
ein anderer unter Manteufjel gegen die Norbarmee Vourbaki's, das Gros 
unter bem Prinzen felbft nad bem mittleren Frankreich, um rechts bem 
©eneral dv. d. Tann, linls dem General v. Werber bie Hanb zu reichen. 
Nirgends war biefe Verflärfung bringenber von Nöthen, als an ber Loire, 
wo das Waffenglüd ben Franzofen zum erfien Mal ein flüchtiges Lächeln 
gönnte, ald am 9. November General v. d. Tann vor ber Uebermacht 
ber Roirearmee unter NAurelles be Paladine nad tapferem Kampf aus 
Orleans weichen und auf ber Barifer Straße zurüdgeben mußte, bis ber 
Großherzog von Mecklenburg Hilfe bradhte. 

Inzwiſchen hatten feit bem 31. October zwiſchen dem norbbeutichen 
Dunde und ben ſüddeutſchen Regierungen bie Unterhanblungen begonnen, 
aus denen am 15., 23. und 25. November bie Verſailler Anichlußverträge 
mit Baben, Heilen, Bayern und Württemberg bervorgeben follten. Am 
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19. Dedember empfing König Wilhelm in Berfailles, biefem alten Haupt: 
quartierÄrangöfifchen Uebermuths und deſpotiſcher Eroberungsluft, die Kaifer: 
beputation bes norbbeutichen Reichstags, und noch che das Jahr zu Ente 
ging, war auf bem Boden bes biutig niebergemorfenen Erbfeindes bie 
Neugründung des beutfhen Reichs unter bem Katferthum 
ber Hohenzollern vollbradt. „Treue um Xreue" Hatte König 
Wilhelm beim Auszug gegen ben Feind bem beutichen Volke gelobt, jekt 
empfing er im Glanze weltgefhictliher Siege aus ben Hänben dieſes 
Volkes unter freudiger Zuftimmung feiner Yürften bie Kaiſerkrone, bie er 
fih auf dem Schlachtfeld als ein Held erobert. 

Der Reſt des Jahres verlicf unter blutigen Kämpfen vor Parts, 
wo, nachdem brei Ausfälle ber Belagerten (28 — 30. October, 29. Re: 
vember — 2, Teecember, 21. December) zurückgeſchlagen worden waren, am 
27. und 28. December mit ber erfolgreichen Beſchießung bes Mont Avren, 
bas Bombarbement der Forts und ber Stabt felber eröffnet warb, und 
gegen bie Armeen von Ehancy im Weſten, von Faidherbe im Norben, 
Garibaldi und VBourbali im Dften. Die Loirearmee warb am 4. Decem: 
ber nach zweitägiger Schlacht wieder aus Drleans hinausgeworfen, bie 
Nordarmee am 23. December an ber l'Hallu bei Amiens burd Man 
teuffel auf's Haupt geichlagen, Bourbaki aber brängte die Werber’iche Armee, 
. bon ber die Badener am 19, December Nuits erftärmt hatten, mit gewal⸗ 
tiger Uebermacht auf die Linie zwifchen Befoul und dem feit dem 19. Re: 
vember belagerten Belfort zurüd' (28. Tecember). 

In ihren Orundfeften wurbe bie Staatenorbnung Europa's burd 
biefen Krieg erſchüttert. Wird Europa leiden, daß wir hilflos untergehen ? 
jammerte Jules Favre in feinem Rundſchreiben. Das „Europa” ber Suter: 
ventionen, das Europa, bem Frankreich zu Häupten ſaß, Deutichlanb zu 
Füßen lag, beftand nicht mehr. Schmerzlich bat bas Thiers erfahren, als 
er feine Rundreiſe nad den neutralen Höfen machte und, überall abge: 
fpeist, zuleht zu Petersburg im „Hötel Demuth“ abflieg, um auch bert 
abgefpeist zu werben. An Gelüften zur Einmiſchung bat es weber in 
London, no in Wien, no in Turin gefehlt, nad ben Tagen von Eeban 
find fie fogar recht ernſtlich aufgetreten, und ein Programm, über bas 
man damals ſich nicht einigen Tonnte, wäre doch vielleiht zu Stande ge 
fommen troß ber Protefte des beutfchen Volks, wäre bie Macht nicht ge 
weſen, mit ber bod Niemand ben Muth hatte, anzubinden. Faſt fünmmt: 
lie Staaten Europa’6 Haben mehr ober weniger ſtark bie Ruückwirkungen 
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biefes gewaltigen Erbbebens empfunden, und es ift nur in ber Orbnung, 
baß wir fie .in ber Reihenfolge kurz betrachten, bie ihnen. ihre. Stellung 
zu. biefem großen. Ereigniß anweist, . BE 5 

An eriter Stelle fteht Hier Italien, benn im. fiek ‚in Folge der 
beutihen Siege ber Belig bes Kirchenſtaats, bie Vollendung feiner 
nationalen Einheit in ben Schoß, und das geichab unter ‚Umftänben, bie 
beweifen, daß keine Verbienbung, Teine Thorbeit ber Regicvenden ſtark genng 
ift, um ben Naturlauf ber nationalen bee auf mehr als Mugenblide gu 
beirren. Das Königreid) Stalien leidet feit feiner Grünbung an einer 
beillofen Zerrüttung in Rechtspflege, Verwaltung, Heer umb Finanzen; und 
bieje Zerrüttung wuchs in bemjelben Maße, in dem das junge Staats: 
weſen Schritt für Schritt feinen natürlichen Grenzen näher kam. Geine 
Kriegführung im Jahr 1866 bewies das ſchon, bie Zage von Cuſtozza 
umb Liſſa konnten dem tiefer Blidenden nicht als zufälliges Miklingen ers 
fcheinen, . aber feine auswärtige Politik lag wenigitens in den Händen: eines 
ganzen Mannes. Der Baron Ricajoli hat immitten. einer bödit ver: 
widelten Lage bie Ehre feines Staates gerettet, ale die feiner Waffen be 
reits [wer getroffen war. Als Napoleon ben Verbündeten Preußens zu 
einer gewiflenlofen Intrigue mißbrauchen wollte, da ſchrieb Ricaſoli am 
9. Juli nah Paris das ſtolze Wort: „Es gibt Etwas, was werthvoller 
ift als DBenetien, das ift bie Ehre Staliens, des Könige, ber Monarchie.“ 
Eine gleiche Haltung. bat das Konigreich Italien in ber großen Krifis nicht 
gefunden, bie bas Jahr 1870 über feine Staatskunſt bradte. Zum erften 
Male windte ihm die Rolle einer mündig gemorbenen Großmacht. In dem 
Eriftenzkrieg zwiihen feinen Verbündeten von 1859 und 1866 gebot ihm, 
wenn bie Dankbarkeit gegen Frankreich ein offenes Bündniß mit Preußen 
verbot, ber gefunde Menfchenveritanb zum minbeiten eine ehrliche, aufrichtige 
Neutralität. Italien hatte nur ein unmittelbares Intereſſe: Rom. Kein 
Bafallendienft unter ber Fahne bes Kaifers konnte ihm biefen Preis verfchaffen, 
denn Rouher’s befanntes „Jamais* war nicht eine perfönliche Laune, e6 floß 
aus bem Lebensgefch bes Kaiſerreichs, und Tein noch jo glängender Gieg 
Frankreichs konnte in biefer Sache feine Lage ſchlimmer maden, als fie 
ohnehin Ion war. Unb was that das Königreih Italien? Gleich bei 
Beginn bes Kriege warf es fi in ungeheure Rüftungen, bie nur ben 
felbftmörberifhen Zmed haben Eonnten, Frankreich beizufpringen, benn ein 
Angriff drohte nit und für Rom genügten ein paar Regimenter. Aus 
Angft vor Preußens Siegen ließ es bann das ſchon erhobene Schwert 
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wieber fallen und erft als das Kaiferifum an ber Erbe Tag, fanb es ben 
Muth, aus Angft vor ben Rothen, nad Rom zu greifen, wicht ohne ba 
man vorher ben erzürnten Papft in einem mwürbelofen Schreiben um Nblaf 
angebetielt Hätte, vergleichbar jenen frommen Stegreifrittern, bie, wenn fie 
einen Ablaßkrämer plündern wollten, fi vorher bie Vergebung einer be 
liebigen künftigen Sünbe befcheinigen ließen. . „Ihr feid weiß übertündte 
Gräber", fol Pius IX. dem Grafen Ponza di San Martino geantivortet 
haben, als biefer ihm ben koöͤniglichen Brief vom 8. September übergab, 
ber mit ben Worten anhebt: „SHeiligfter Bater! Mit der Liebe eines Sohnes, 
mit bem Olauben eines Katholiken, mit der Loyalität eines Könige” u. f. w. 
Das harte Wort bes Bapftes werben wir nicht anwenden auf bie net 
wenbige Einziehung bes verfaulten Kirchenftaates, aber von bem Charakter 
ber gefammten Politik, bie fih aljo zu einem ber größten Creigniffe ber 
MWeltgefchichte ftellte und dann mit fchlotternden Knieen ſich in's linker: 
meidliche fügte, barf es wohl wiederholt werben. Am 20. September 
zogen bie DBerfaglieri bes Generald Eaborna nah fünfjlündiger Kanomabe 
in die ewige Stabt ein und ber Jubel bes Volles begrüßte bie Befreier. 
Im leoniniſchen Stabitheil aber, dem Wohnort bes Papſtes, den bie Site: 
liener vertragsmäßig nicht beſetzen burften, war bie Stimmung ber Bedöl⸗ 
terung ber Art, baß ber HI. Vater jelber den General Gaborna um eine 
Leibwache angehen mußte. Auf Grund bes Plebiecits vom 2. October 
ergriff die Regierung zu Florenz, unter ben Iebhafteften PBroteften ber Curie, 
vom Patrimonium Petri formellen Befil. Am 20. October entließ ber 
Papft den Rumpf feines Concils, und während das Boll geräufdwelle 
Kundgebungen gegen bie Jejuiten machte, deren Eolleg benn auch geichlofien 
wurde, begann ber weltliche Umbau bes Kirchenftaate. Die in einem Runb- 
fchreiben vom 18. October entwidelten Grundſätze für bie Auseinanber: 
fegung mit dem Bapfte, ber für ben Berluft feiner weltliden Herrſchaft 
bie ausgiebigften Bürgfchaften feiner geiftliden Souveränetät erhalten fellte, 
batten allgemeine Zuftimmung im Lande erfahren; bie Wufläfung ber 
Kammer, bie Ausfchreibung neuer Wahlen follten dem Minifterium auf 
bem betretenen Wege bie kraftvolle Unterſtützung bes Landes zuführen. 
Der Bannftrahl, ben ber Papſt zum zweiten Mal gegen ben Kirchenräuber 
Victor Emanuel ſchleuderte, ward im Volke noch gleihgiltiger aufgenom: 
men, als ber von 1860. Der günftige Ausfall ber Wahlen gab dem 
Minifterium ben Muth, in ber Thronrebe vom 8. December enblich eine 
gerabe, entſchloſſene Sprache zu führen und ber bisherigen Politik ſchwach 
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licher Halbheit mindeſtens in Worten zu entſagen. Daß von Verſöhnung 
hier nicht mehr die Rebe fein könne, bewies auf's Reue ein häßlicher 
Sanfebiftenputfch, der gerabe am 3. December, augeuſcheinlich anf Beftel: 
Tung, zu Rom in Scene ging. Nachdem bie Kammer bas Plebiseit zum 
Geſetz erhoben, die Unificatton der römifhen Staateſchuld beſchloſſen und 
fid mit 192 gegm 18 Stimmen für bie Verlegung der Hauptſtadt nach 
Nom entichieden, ging fie am 23. December in Bertagung unb am lebten 
Tag des Jahres, Nachmittags 4 Uhr, Erönte ber König das Programm 
feines einftigen Miniſters Cavour, er hielt feinen feierlichen Einzug in bie 
neue Haupiftadt; wie auf einen Zauberſchlag ſtrahlten am Abend bie 
Straßen ber ewigen Stabt in einem Meer von Lichterglanz unb vom 
Balcon bes Duirinals herab grüßte ber König das jubelnde Volk. | 
Nächſt Stalien if die öſterreichiſch-ungariſche Monardie 
von ben Entiheibungen bes jahres 1870 am unmittelbarften betroffen 
worden. Mit einer Diinifterfrifis ift bas Reich ins Jahr herein:, mit 
einer Minifterfrifis iſt es herausgetreten. Dazwiſchen Tiegt ber jeit 1860 
chroniſche Verfaflungsconflict, der aus ber Neibung feinbfeliger Nationali- 
täten immer neue Nahrung erhält und durch ben beutfchen Krieg auf's 
Aeußerſte geipannt worben if. Am Tage, nachdem bie Großmacht Oeſter⸗ 
rei im Frieden zu SKnezlac nach einem fchimpflihen Feldzug vor ben 
Inſurgenten ber Crivoscie buchſtäblich die Waffen geftredt (11. Januar), 
trat ber in conftitutionellen Staaten unerhärte Fall ein, dag die Minifter, 
über bie Trage der Wahlreform bes Reichstags längſt in zwei Feldlager 
zerfallen, in Denkfchriften, welche das Amteblatt am 12. Januar ver: 
öffentlichte, einander gegenfeitig bes Verfaſſungsobruchs anllagten. Nachdem 
Herrenhaus und Reichsrath in ihrer Mehrheit gegen bie Sache ber Mi: 
nifterminderheit: Taaffe, Potocki, Berger Partei ergriffen, erhielten biefe 
vom Kaifer ihre Entlafjung, und am 1. Februar conftituirte ſich das neue 
Miniflerium: Hasner, Wagner, Banhans, Stremayr, Giokra, Herbft, 
Breftel und Plener. Noch vor ber Neubilbung bes Minifteriums hatte 
mit dem Austritt ber Tyroler Abgeorbneten bie Defertion ber föberaliftis 
ſchen Mitglieder des Reichsrathos begonnen. Den cleritalen Tyrolern 
folgten, nahbem ber Verſuch, für Galizien eine Ichiglid dem polniſchen 
Adel zu Gute kommende Sonberftellung: zu ertroßen, gefcheitert war, bie 
Polen, Siovenen, Triefter, Iſtrianer und Bulowiner (31. März). Bon 
ben „Nationalen“ blieben nur gerabe noch fo viel zurück, daß das Haus, 
nunmehr faft ausſchließlich aus Deutfchen zufammengefeßt, zur Noth noch 
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beflußfähig war. Die Minifter forderten jcht vom SKaifer entweber Aafı 
löfung ber Lanbtage, beren Mitglieder aus dem Reichstage getreten waren, 
ober ihre Entlafjung. Der Kaifer wählte das Lehtere und beauftragte ben 
Strafen Potodi, ein neues Minifterium zu bilden (4. April), weldes 
nad fruchtleſen Berhandlungen mit Rechbauer am 12. April in eine 
Geſtalt zu Etaube kam, bie Jedermann fofort als cin Proviforium auf: 
faßte. Getren bem in: ber Denkſchrift vom 24. Tecember niebergelegten 
Programm begann un ber Graf Potodi mit ben Führern ber nationalen 
DOppofition Unterhenblungen über einen gütlichen Ausglei auf Grunblage 
ber Verfaſſung. Am 30. April kamen Bertrauensmänner ber Czechen zum 
Grafen nah Wien, am 16. Mai kam ber Graf zu ben Czechen nad 
Prag; das Ergebnig war — ber vollfländige Schiffbruch bes Ausgleiche, 
Schlimmeres als bas, eine Verſchwörung ber feubalen, nationalen und 
clerifalen Oppofition in Böhmen gegen das WMinifterium, deſſen Haupt 
biefe Enttäufchung nachher öffentlih als bie ſchmerzlichſte Erfahrung feines 
Lebens bezeichnete. Nunmehr verfügte am 21. Mai ein Taiferliches Patent 
bie Wufldiung ſämmilicher Lanbtage, mit Ausnahme bes böohmiſchen, ker 
übrigens am 29. Juli nachträglich auch noch aufgeldst warb, unb während 
im ganzen Umfang ber cisleithaniihen Reihehälfte bie Parteien fich zum 
Wahlkampf fertig machten — mit beſonderem Eifer die Deutichen, bie fidh 
einer gemeinfamen Lebensgefahr gegenüberfahen —, braten biefelben Juli⸗ 
tage ben beutfchefranzöfiigen Krieg und bie linfehlbarkeitserflärumg bes 
Vapftes. Yür ben Grafen Beuft kam bas Eine jo wenig überrafchenp, 
ale das Andere. In mandger Rote hatte er bie Curie fürforglich gewarnt, 
inne zu halten auf bem abjchüffigen Wege; .ber. 18. Juli war beunod 
gefommen, unb nun that bie kaiſerliche Regierung, was fie längft gebroßt, 
ein Handſchreiben bes Kaifers vom 30. Juli erflärte das EConcorbat vom 
418. Auguft 1855 erlofen. Ueber ben Sinn ber Erklärung Grament's 
vom 6. Juli war Graf VBeuft von Anfang an im Klaren, nicht mimber 
barüber, daß Preußen nachgeben, bie Eanbibatur bes Prinzen Leopolb bei: 
abguiren müffe — bas waren feine Neußerungen gegen Lorb Bloomfich 
am 9. und 14. Juli —, und als ber Prinz zurädgetreten war, zeigte er fid 
fo vortrefflih unterrichtet, daß er am 13. bemfelben Diplomaten fagte, 
bas werde nicht hinreichen, um bie Forderungen Frankreichs zufrieden zu 
fielen. Daß ba Fein Wort ber Mißbilligung über den Inhalt der himmel: 
ſchreienden Forderungen fiel, verfteht fi von ſelbſt. Wenn das nicht bie 
Haltung eines Mitverſchworenen war, fo war es zum Mindeſten bie eines 
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vortrefflich Eingeweihten. Dem ſchlichten Menſchenverſtand aber dieſſeits 
und jenſeits der Leitha mußte verziehen werden, wenn er einer Politik, 
die dergeſtalt gleich von vornherein Partei ergriffen und die alsbald nach 
Ausbruch des Kriegs erſt insgeheim, dann immer geräwfdbollee ſich in 
Kriegsrüſtungen warf, nicht einen Schritt über den Weg trame, fo oft fie 
aud cine Neutralität verbieß, die nicht einmal in Werten von Vorbehalten 
frei war. « Damit es nit von ben Ereigniſſen überrafdht werbe, gab 
Deiterreih Millionen aus, um fi Ilagfertig gu machen, : aber niemals 
ift feine Staatskunſt, bie ſonſt gerade fo wie feine Kriegſührung baran 
gewöhnt ift, überrafcht zu werben, verbrießlicher überraſcht werden, als bei 
diefer Gelegenheit. Wenn der Graf Beuft um Rußlandé willen nicht 
wohl baran denken Tonnte, mit Stalten im Bunbe an ber Eeite Frank⸗ 
reichs zu fechten, um enblih Made zu nehmen für Sadowa, fo rech⸗ 
nete er bod gewiß in bem Kriege auf einen Moment beiberjeitiger Er⸗ 
fhöpfung, ber ihm ermöglicht haben würbe, wie Metternich 1813 als mohl: 
gerüfteter Vermittler aufzutreten und dann das öſterreichiſche Bündniß, fei 
es nad ber einen, ſei e8 nad ber andern Seite bin, um einen möglichſt 
hoben Preis loszufhlagen. Dieſer Moment ift nicht gekommen. Die Leber 
legenheit der beutfhen Waffen äußerte fi in fo germalmenden Schlägen, 
daß man auf ber Wiener Hofburg faft bie Befinnung verlor. Ehe man 
fie wieberfand, Tag das Kaiferreih in Scherben und bie Ruſtungen, bie 
keinen Sinn mehr Hatten, hörten von felber auf. In rühmlihem Gegenfak 
zu ber mehr als zweibeutigen Haltung bes Regiments ſtand zu Anfang 
wenigſtens bie Haltung ber Deutichen und ihrer Prefle in Defterreidh, bie 
es ihren Stammeöbrübern gegenüber an Beweilen warmer ungebeucdhelter 
Spmpatbie nicht fehlen ließen unb bie mit ber größten Entrüftung ben 
Gedanken heimtückiſcher Rachepolitik von fi wiefen. Im Innern bes 
Reiches hatte ſich inzwiſchen nichts gebeſſert. Während Oeſterreichs glück⸗ 
lichere Hälfte, das transleithaniſche Ungarn, auf ber Bahn vielſeitiger Re⸗ 
formgeſetzgebung rüſtig voranſchritt — beſonders wichtig war das Muni⸗ 
cipalgeſetz —, blieben die Wirren ber cisleithaniſchen Hälfte ungeſchlichtet 
wie vorher, ber Haber ber Nationalitäten nahm zu wie bie Rathlofigkeit 
der Regierung, bie Oppofition „ber politiihen Nation” in Böhmen ge: 
wann mehr und mehr den Charakter einer förmlichen Auflehnung, in bem 
neuen Reichsrath fehlten wieberum bie Czechen, und fo mußte auch das 
Ausgleihsminifterium Potodi, von Allen verlafien, bie Entlafjung nachſuchen 
(23. November), um fie freilich, nachdem ber Reichstag fortgefhidt war, 
35 
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erft 5 Wochen fpäter zu erlangen, als endlich im tiefften Geheimmig bas 
Minifterium Hohenwart : Habietinet : Schäffle zu Stande gefommıen ‚war. 
Mittlerweile Hatte Graf Beuſt zwei neue Veranlaffungen zu regfter biple- 
matiſcher Thätigfeit gefunben, das war einmal bie Pontusfrage, von ber 
wir nadber fprechen werben, ımb fobann bas Verhältniß Defterreihe zum 
neuen deutſchen Reich. Naben vertrauliche Anfragen preußiſcherſeite am 
Wiener Hofe bie günftigfte Beantwortung gefunden, machte ihm Graf 
Bismard in einer Depefhe vom 14. December formelle Anzeige von ter 
Neugeftaltung ber beutihen Dinge und ſchloß baran ben Ausbrud ber 
Zuverfiht: Deutſchland und Defterreid Ungarn werben mit Gefühlen 
bes gegenfeitigen Wohlwollens auf einander blicken und fi zur Förberung 
ber Wohlfahrt und bes Gebeihens beiber Länder bie Hand reihen.” Tar: 
auf antwortete ber Graf Beuft unter bem 26. December, eine Erörterung 
bes Prager Friedens ganz zu vermeiben, liege im beiberfeitigen Intereſſe: 
„bie Einigung Deutichlanbe unter Preußens Führung fei ein At ver 
biftorifcher Bebeutung, eine Thatſache erſten Ranges in ber mobernen Ext: 
widlung Europa's“; „in allen maßgebenden Kreifen Defterreidy :- Ungarne 
herrſche ber aufrichtigfte Wunſch vor, mit biefem mädtigen Staateweien 
bie beften unb freundſchaftlichſten Beziehungen zu pflegen”; ber Kailer 
perſoͤnlich werbe „freien und hoben Sinnes bie erhebenben Erinnerungen, 
bie feine Dynaftie in der glanzvollen Geſchichte von Jahrhunderten mit 
ben Geſchicken bes beutfchen Volkes verbunden, nicht anders auffaflen, als 
mit ben wärmften Eympatbien für bie fernere Entwidlung biefes Volkes 
und mit bem rüdhaltlofen Wunſche, daß es in ben neuen Formen feines 
ſtaatlichen Dafeins bie wahren Bürgfchaften einer glücklichen für feine ci: 
gene, wie für bie Wohlfahrt bes ihm in gefchichtlicher Trabition, in Spradk, 
Sitte und Recht fo vielfach verwandten Kaiferfiantes glei ſegensreiches 
Zukunft finden möge". Dies Actenftüd war bebeutfam, durch das, was 
es fagte, noch bebeutfamer, fcheint uns, durch bas, was es nicht ſagte. 
Die preußifche Depeiche Hatte gefagt: ber Prager Friebe ift zerriffen, nicht 
durch Preußen, fondern durch ben freien Willen ber fübbentihen Staaten 
felber, deren Selbflbeftimmung zu wahren eben ber Artifel IV jenes Ber: 
trage beftimmt war. War es Defterreih mit feinem Wohlwollen gegen 
das neue Rei) wahrhaft ernft, fo brauchte es nur zu erflären: jo iſt e#, 
was uns bisher trennte unb entzweite, der Artifel IV bes Prager Frie: 
bens, befteht für uns nit mehr. Tas aber erflärte bie öſterreichiſche 
Antwort nicht, vielmehr vermieb fie ohne beruhigende Motivirung cine 
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Erörterung jenes Friedens unb warum that fie ba8? Der Hofrath Warrens 
Hat es gefagt in feinem officiöſen Blatte, das eben bamals von Gift und 
Galle gegen Preußen und Deutſchland überſchäumte: weil fie bas Recht 
nicht aufgeben wollte, zu gelegener Zeit auf ben alten Zankapfel zurüds 
zufommen. Die Segenswünjche aber, bie Oeſterreich- Ungarn bem neuen 
Deutſchland mit auf den Weg gab, waren in biefem Augenblid fehr zeits 
gemäß, denn ber Inhalt bes am 24. November den Delegationen vors 
gelegten Rothbuchs war nichts weniger als geeignet, auf ſolche Aeußerungen 
vorzubereiten. So jorgfültig jede Regierung bemüht fein muß, in Büchern 
diefer Art „Unſchädliches zufammenzuftellen": die hier gewiß nad behut⸗ 
famjter Auswahl veröffentlihten Depeichen ließen eine fo entichiebene 
Parteinahme für bas kaiſerliche wie das republikaniſche Frankreich erkennen, 
daß ber aufmerkjame beutihe Leſer den Einbrud hatte: wenn eine Politit, 
bie nad der Entſcheidung fi offen zu ſolchen Gefinnungen bekennt, im 
Kriege felber nicht zu ben Waffen griff, jo danken wir bas den Wundern, 
bie das beutihe Schwert verrichtet und biejem auch und ihm ganz allein 
die Segenswünjde vom 26. December. 

Das Anjehben Englands als Großmacht ging ſchon jeit Jahren 
bergab, feine Haltung im Kriege von 1870/71 trug es vollends auf lange 
hinaus zu Grabe. Der Nuf feines einft viel bewunderten Barlamentas 
rismus hatte unleugbar an Glanz verloren, feit bie Welt angefangem, ben 
Werth diefes Syſtems weniger nach dem ungeftörten Negierungswechlel ber 
jeweiligen Mehrheiten, als nad) feiner Fruchtbarkeit an gebiegenen Gelehen 
zu beurtbeilen, feit man ferner an Englands eignen inneren Zuftänben 
bie Erfahrung gemacht, daß bas ausgebilbetfte conflitutionelle Parteiregiment 
eine kraftvolle Regierung und eine ſchlagfertige Verwaltung, wie fie heute 
bie Steuerzahler vom Staate verlangen, für fi) allein weder zu erſetzen, 
noch zu ſchaffen vermag. Nah ber Wahlreform von 1867 hatte bie in: 
nere Politik Großbrittanniene einen entidhiebenen Aufſchwung genommen, 
als bas freifinnige Miniftrium Gladſtone⸗Bright, durch einen mäch⸗ 
tigen Wablficg am 3. December 1868 zur Regierung emporgetragen, bie 
kirchliche und fociale Neugeftaltung Irlands und die Refornf bes englifchen 
Unterrichtsweſens mit Energie in bie Hanb nahm. Durch bie Aufs 
bebung ber anglifanifhen Staatskirche im katholiſchen Ir: 
land 1869 warb ein empörendes Unrecht aus ben Tagen rüdfidhtslofer 
Vergewaltigung wicber gut gemacht und gleichzeitig bem Bau ber engliſchen 
Hochkirche felber, ber ben Liberalen ein Dorn im Auge ift, ein beträcht⸗ 
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liher Stoß verfeht. Aber bie Zufände in Irland, dem man ſeit Jahren 
bie Habeascorpus-Afte vorenthalten mußte, beſſerten ſich wicht, als bie 
Geſetzgebung fett langer Zeit zum. erſten Mal fett Willfkr unb uener 
Unterbrüdung lang begehrte Wohlthaten brachte und kaum war bie neue 
iriſche Landbill "vom. 15. Yelrnar 1870, die. buch -Ausbehuung brö 
bewährten Pahtiyfkems ber ; Graffchaft Ulſter auf. bie „ganze .-Sinfel bie 
Hauptquelle alles jocialen Elenbe verftopfen follte, zur zweiten Pefung 
zugelaflen, ba. häufte ſich dort das Unheil ber agrarifgen Morbe ber Art, 
daß bie Regierung mit ſichtbarem MWiberfireben Ausuabnssgefche zum 
Schutze von Leben und Eigentbum verlangen: mußte. Die ſehr wohl: 
gemeinte Unterrigtsbill vom 18. Februar ging von bem Gedanken 
aus, Englaub zweierlei zu fchaffen, was ihm fehlt und feit Erweiterung 
bes Wahlrechts doppelt nöthig if, nämli Vermehrung ber Schulen unb 
Steigerung des Schulbeſuchs. Die Art.aber, wie ba® erreicht werben 
fol, nöthigt jebem Deutſchen ein Lächeln ab. Bei uns weiß Seber, baf 
die für alle unfere Nachbarn beſchämende Blüthe unferes Bolkaunterrichts 
wefentli auf zwei durdhgängigen Srunbfähen beruht, einmal ber fireng: 
fien Staatsaufficht über Fänmilide Schulen und dann bem allgemeinen 
Scäulzwang, einem wang, in bem wir bie werthvollſte aller Freiheiten 
haben ſchätzen lernen. Die Forſter'ſche Schulbill kennt bie Etaatsaufficht 
nur im allerbeſchränkteſften Maße unb ben Schulzwang gar nicht; wie ſehr 
fie in biefem letzteren Punkte fig mit ber Stimmung ber Mehrheit im 
Einklang befand, Lehrte bie Thatſache, daß ein Vorſchlag, ben Schulzwang 
einzuführen, mit 421 gegen 60 Stimmen abgelehnt warb. Gerabezu 
unbegreiflich aber eriheint uns, daß ber Minifter glaubte, mit 30 Biunb 
(360 fl.) jährlih Fönnten ſämmtliche Koften einer Schule mit 60 Kinbern 
(Lehrergebalt, Inventar , Heizung, Unterrichtemittel =. |. w.) beflritten 
werben! 

Dberhaus unb Unterhaus waren gerabe in fehr ernſtem Gonflilt 
über bie Abſchaffung ber lächerlichen Liniverfitätseibe, bie jenes durchaut 
aufrecht erhalten wollte, als ber Sturm um bie ſpaniſche Ihromcanbi: 
batur losbrach. 

Englands europäiſche Politik Hatte zum lebten Mal einen Lichtblid 
gehabt, als es Lord Stanley am 11. Mai 1867 gelang, ben Lurembur: 
ger Handel durch Dermittlung eines Vertrags zu beichwören, in bem bie 
Neutralität biefes Ländchens unter bie Garantie aller Mächte geftellt warb. 
Kaum war bie Dinte troden geworben, mit ber bas gefchrieben war, als 
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derſelbe Lorb im Unterhaus erklärte, dieſe Garantie Aller babe ben großen 
Bortheil, daß keiner der Unterzeichner verpflichtet: fei, fie durch bie That 
zu vertreten. Da rief bie Kreuzzeitung in. gerechter .Enträftung ben Eng: 
Ländern zu: „Binbet euch Neſen vom. Einfterbufd ber Plantagenets und 
verfauft euren Shakespeare an den Käsfrämer, wenn ihr die Enkel eurer 
Ahnen nicht mehr zu fein gewillt ſeid.“ Die: Lorbeeren, die bas Jahr 
1867 den Toried- gebracht, folkten bie Whigs ſich im Jahre 1870 pflüden. 
Die englifge Redierung befannte offen, bie Wenbung bee Juli 1870 babe 
fie töbtlih Aberraiht. Das war ber ganzen Welt fo gegangen. Je übers 
rafchenber, je unbegreifliher aber biefer Kriegefall war, beito Flarer mußte 
auch ben Lenkern eines Großſtaate fein, daß es ſich hier nicht um eine 
beutfhe, fondern um eine europätihe Trage handle, um einen Friedens⸗ 
brudy, ber bie ganze gefittete Welt gleihmäßig bebrohe und danach muß» 
ten fie mit Entſchiedenheit zu handeln wiflen, wenn fie nit verſchulden 
wollten, nachher bei bem Sieger nie wieber Gehör zu finden. Die eng« 
liſche Diplomati: ging darauf aus, ben Frieden zu erhalten. Was that 
fie zu dem Zweck? Sie unterftühte bie Forberungen Frankreichs, bie 
Preußen zum Kriege ber Nothwehr treiben mußten. Daß Preußen als 
Staat mit der ſpaniſchen Bandibatur eines in Madrid freigewählten Prin⸗ 
zen, ber ein Verwandter bes Kaiferd Napoleon war, ſchlechterdings gar 
nichts zu fchaffen hatte, war fonmenklar für eben, ber fehen wollte. 
Gleichwohl verlangt England mit dem Herzog von Gramont, daß ber 
König die Candidatur verbietee Es war noch Elarer, baß wenn Gramont 
mit bem freiwilligen Rücktritt des Prinzen fi) nicht begnügte, er eben ben 
Krieg wolle um jeben Preis. Nichts beito weniger unterftühte England 
Das impertinente Verlangen, baß ber König brieflih Abbitte Leifte und für 
die Zukunft ſchimpfliche Verſprechungen made. Es war ferner Kar, daß 
eine Macht, bie tre ber Erfüllung ihres urſprünglichen Verlangens mit 
blinder Wuth ſich in ben ruchlofeften aller Raubkriege flürzte, nach bem 
Siege keine Art von Recht und Vertrag, am alferwenigften bie Neutralität 
Belgiens achten werbe, auf befjen Einverleibung feit Jahren fein ganzes 
Abſehen gerichtet geweſen war, ba mithin bie Macht, bie außer einer 
ausbrüdlicden Vertragopflicht ein Lebensinterefie in Belgiens Neutralität zu 
wahren batte, nur durch energiiches Mitwirken an ber Nieberwerfung bes 
gemeinjamen Feindes erzielen konnte, was fie fich felber ſchuldig war. 
Statt beffen begnügte fih die Regierung Glabftone-Granville mit einem 
Stück Papier über bie Achtung ber Neutralität Belgiens, das von Preus 
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ben bereitwillig unterzeichnet, von Frankreich aber zum Gegeuflaub von 
allerlei formellen Bedenken gemacht wurbe, ein Umſtand, der das frieblichenbe 
Gabinet in feiner Taubenunfhuld nit im Mindeſten flörte. Seilden 
hatte bie Autorität Englands als Großmacht in europäiiden Dingen ein 
Ende, feine geſammte Diplomatie nur noch ben Sinn einer gänzlich übers 
Hüfligen Spielerei. Ihre fpäteren Vermitilungeverfucdhe, deren Richtung 
einer neutralen" Macht ebenfo unwürbig war, als ber ausgebrritde 
Waffenhanbel, der unter ben Augen ber öffentliden Gewalt bie. Krieg 
führung Gambetta's mit Schwung unterflübte, haben im deutſchen Haupt: 
quartier biejenige Abfertigung gefunben, bie folder Zudringlichkeit gebäßrte. 
Ein nit gewöhnliches Maß von Dreiftigkeit und Heimtücke offenbarte 
fih in dem VBeftreben, bie beutfje Großmadıt, die vom ihren natũrſichen 
" Verbündeten allein gelaflen, mit colofialen Opfern und Anftrengungen aus 
eigner Kraft dem ruchloſen Friedensſtörer niebergeivorfen, in einem faulen 
Frieben wieber um bie ſchwer errungenen Früchte von 23 Schlachten brin: 
gen zu wollen. Wie eine verbiente Züchtigung ſolchen Gebahrens erſchien 
bie graufame Verlegenheit, in bie das Gabinet burd bie Depeſche bes 
Fürften Gortſchakoff vom 31. Oktober geftürzt ward. Die Pontut: 
frage, bie Rußlanb in einem vortrefili gewählten Augenblid im bie 
Welt warf, ftellte Englands Selbflahtung und Friedensliebe auf eine 
{ehr barte Probe. Mit einer geradezu verblüffenden Grobheit eröffnete 
Rußland gleichzeitig in SKonftantinopel, Wien und Lonbon, daß es fi 
burch den Parijer Vertrag vom 23. März 1856 über die Neutralität bes 
ſchwarzen Meeres nicht länger gebunden erachten könne, b. 5. es bear 
ſpruche das Recht, das ihm, dem Beflegten von 1856 ausdrücklich verjagt 
worben war, feine Kriegeflotte ind ſchwarze Meer einlaufen zu laſſen umb 
an feinen Ufern militärifch-maritime Arfenale zu errichten. Un allen bra 
Höfen entſtand ungeheure Aufregung, ganz bejonbers in Wien unb Lonben. 
Sollte der fürdterliche Krieg gegen ben Uebermuth bes Kaiſers Rikolans 
umfonft geführt "worben fein? Sollte jede Macht das Recht haben, iz 

einem beliebigen Augenblick ſich jeber Vertragspflicht zu entidhlagen, jobad 
fie ihr nicht mehr paßt? So wurde in Roten und Depelhen voll Ent: 
rüftung gefragt. Aber man fragte fih aud, war jene Beflimmung über: 
haupt Baltbar auf die Dauer? Und wo wären bie Mittel, einen neuen 
orientalifchen Krieg zu beginnen, jebt ba die Seele bes damaligen, bes 
Kaiſerreich, verenbet hatte, Frankreich felber ans taufend Wunden biutenb 
an ber Erbe lag? Die Antworten ber engliſchen und Öfterreidhiiden 


Spanien u. Yortugal. 651 


Diplomatie waren nach bemjelben Schema gearbeitet: zu Anfang lebhafter 
Proteſt gegen Art und Ton bes ruſſiſchen Begehrens unb bann Ausdrücke 
der entfhhiebenften Neigung zur Nachgiebigkeit in ber Sache. Dem Fürs 
ften Gortſchakoff wurbe rund heraus gejagt, es fei unter gebilbeten Wiens 
ichen gegen alle Lebensart, fo grob mit ber Thür ins Haus zu poltern; 
Hätte es ihm gefallen, erſt höflih an der Thür zu klopfen, jo würbe es 
an einem verbindlichen Herein! nicht gefehlt haben. Den Willen, in ber 
Sache nachzugeben, hatte Graf Beuft ſchon 1867 in Peteröburg kund⸗ 
gegeben, bamals offenbar, um Rußland von Preußen ab unb in bie 
entente cordiale zwiſchen Defterreih und Frankreich herüberzuziehen. Ruß⸗ 
Iand hatte das fchr kühl aufgenommen. Seht erlebte Graf Beuft ben 
Schmerz, daß fein cigener Gedanke in ber für ihn feindfeligften Weiſe 
wieber aufgenommen warb, aber zum Kriege hatte Niemand Luft und mit 
wahrer Wonne gingen alle Theile auf ben Vorſchlag bes Grafen Bis: 
mard (26. November) ein, die Sade auf einer Gonferenz zu London aus: 
zutragen, bie benn audy im Anfang bes folgenden Jahres bamit enbete, 
daß Rußland Alles erlangte, was es gewollt. 

Den Eiegen ber deutſchen Waffen dankte Spanien bie Freiheit 
feiner ESelbftbeitimmung, die ihm Frankreich feit der Septemberrevolution 
unaufhoͤrlich geflört und verkümmert hatte. Am 16. November wählten 
die Gortes mit ziemlich bebeutender Mehrheit den Herzog von Aoſta zum 
König von Epanien, aber am Tage, ba ber Ermwählte ber Cortes im 
Hafen zu Gartagena feinen Fuß auf ipanifhen Boden ſetzte, erlag ber 
Urheber feiner Wahl, Juan Prim, Graf von Reus, ben Wunben, bie 
ihm ein paar Meuchelmörber bei ber Rückkehr aus ber Sitzung ber Cortes 
am 27, December beigebradt hatten (30. Tec.). 

Für Spaniens Nahbarland Portugal war bas Jahr 1870 eine 
Zeit ſchwerer innerer Wirren. Tie Verwaltung bes Herzogs von Louls 
batte gegen bie Oppofition ber Kammer, durch Auflöfung ber Cortes und 
Anorbnung von Neuwahlen, am 21. Januar an das Land Berufung ein; 
gelegt. Ein. wahrhaft glänzender Wahlfieg warb bem Minifterium zu 
Theil und bie aljo, wie es ſchien, gewaltig verftärkte Regierung warb am 
19. Mat am hellen Tage befeitigt durch einen militäriſchen Staatsftreih bes 
Herzogs v. Saldanha, ber ben König im Palaft überfallen und während 
feine Bajonnette bie Hauptflabt im Zaume hielten, gendthigt Hatte, ihn zum 
Minifterpräfibenten zu ernennen. Die proteflirenden Kammern *mwurben 
vertagt, wieber vertagt und endlich aufgelöft (26. Juli), der Sieger bes 
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19. Mai am 30, Auguft durch Sa ba Banbeire, ber am 30. Ofteber 
durch ben Biſchof v. Viseu erfeht. Bleibend in all dem Wechſel von 
Miniſtern und Kammern war nur bie ſchreckliche Zerrüttung ber Finanzen 
unb bie gänzlide Lähmung ber Staatsgewalt. 

Die ſchmaizer i ſche Eidgenoffenfhaft warb nom Jahr 1870 
unter all ben zeriegenben. Nachwirkungen angetroffen, bie ber eben errun- 
gene bebeutfame: Sieg bes Rabicalisuus -in Züri, Bern, Seletkurz, 
Thurgau, Yargay u, ſ. w., in biefer ganzen buntgeftalteten Welt canto⸗ 
naler, nationaler, religiöfer Gegenfähe zur Folge haben mußte. Die Etel: 
lung ber Schweiz zu ben europäifchen Mächten blieb von bem auf bie 
Dauer umnvermeiblihen Nachtheilen biefer Vewegung einfiweilen noch eben 
fo unberührt, ale bas Weſen der Gefammtverfaffung de Bundes. Die 
Borfchläge, weldhe ber Bundesrath am 2. Juni ben hbeiben Räthen über 
eine Revifion der YBunbesnerfaflung unterbreitete, nahmen von einer Ein: 
führung bes Referendum, ober auch nur bes Beto in biefelbe noch völlig 
Umgang: bie Grundlagen bes Bundes blieben mithin unverjehrt, dagegen 
waren manche Bürgfchaften innerer Freiheit neu aufgenommen, bie an ſich 
jede Anerkennung verbienten, beren praktiſcher Werth aber freilich, überall 
befhräntt wie fie find durch bas. Mißverhältniß zwiſchen der Macht ber 
Gentralgewalt und ber Selbſtändigkeit ber Kantone, nit allzu hoch ange: 
ſchlagen werben Eonnte. In einer ehr wichtigen Frage bes internationalen 
Verkehrs, bie in und außer ber Schweiz viel Staub aufgewirbelt unb in 
mehreren Kautonen hejtige Agitationen hervorgerufen hatte, traf ber Bun: 
besrath gleichfalls eine Entſcheidung, bie feiner von Kanlönliintereflen nicht 
beirrten Staatsklugbeit Ehre machte, das war die Angelegenheit ber 
Gotthardbahn. 

Am 25. Mai hatte der norddeutſche Reichstag eine Vorlage zum Beſchluß 
erhoben, wonach die Geſammtheit der norddeutſchen Regierungen ſich ver⸗ 
pflichtete, zum Bau einer über ben St. Gotthard nah Italien führenden 
Eifenbahn eine Subvention von 20 Mil. Franken zu zahlen. Cs han⸗ 
beite ſich um ein hochſt wichtiges Intereſſe ber beiden Nationalftaaten 
bieffeit8 und jenjeits ber Alpen, bie burd bie Natur ber Dinge auf 
gegenfeitige Unterftügung angewiefen find unb bleiben werben, troß 
aller Verblendung und Thorbeit böfifher Ränke. „Es müllen, fagte 
Graf Bismard, fehr wichtige politifhe Intereſſen empfohlen haben, 
zwiſchen Deutſchland und Italien eine Verbindung zu fchaffen, bie Tebig- 
lih von bem neutralen Zwiſchenlande, ber Schweiz, abhängig unb nidt 
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- im Befige einer der großen europäifchen. Mächte fich befindet, wenn fie 
: jebt zu bem meiner Erinnerung nad uod nie vorgefommenen Wunſche 
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führen, Ihnen eine erhebliche Geldausgabe für eine außerhalb bes nord⸗ 
deutſchen Bundes nicht nur, fondern außerhalb Deutſchlands zu baucnde 
Eifenbahn zuzumuthen.“ — „Eine Unterfuhung, ob Splügen oder Gotthard, 
liegt ganz außerhalb bes Intereſſes, welches Deutſchland und namentlich 
Norddeutſchland an der Sache hat. Unfer Hauptinterefie iſt eine fall 
directe Verbindung mit bem befreundeten unb wie wir glauben, anf bie 
Dauer bejreundeten Stalien zu haben.” Wohin biefe Worte zielen, war 
Teicyt zu errathen; es wurde dem blöbeften Auge offenbar, als bie Offi: 
cidjen in Paris das landesübliche Geheul anſtimmten über die Bebrohung 
Frankreichs und am 20. Juni gar ber Abgeordnete Mony im gejehgeben: 
ben Körper anfragte, ob durch dieſe Linie nicht bie „Achfe des europäiſchen 
Handels” und damit wohl aud bie bes Gleichgewichts ber Mächte verlegt 
werbe, eine Frage, auf bie ber Herzog v. Gramont eine unerwartet ver: 
ftänbige Antwort gab. 

An bemfelben 20. Juni hatte bereits ber Bunbesrath das Abkom⸗ 
men mit bem norbbeutfhen Bunde gefchlofien und als er das that, bewie⸗ 
fon, daß ber übereinftimmenbe Bortheil Deutihlande und Italiens der Bor: 
tbeil Aller jei, weil er eben in ber Natur der Sache liege. Sympathien 
für Deutfcpland Hatten dabei nicht mitgefpielt. Die gibt es in ber Schweiz 
nicht, wohl aber fehr ſtarke für Frankreich, bie fein Menſch je verbeblt. 
Inzwiſchen ging durch die Kantone eine politiihe und kirchliche Bewegung, 
Die das ganze Jahr ungeſchwächt fortdauerte und an zwei Etellen zu förm⸗ 
lien Zerwürfniffen mit dem Bunbesrath führte. Während in Zürich ber 
Ausbau bes neuen Volksſtaates mit birecter Geſetzgebung fi vollendet 
und an andern Orten bem Beifpiel nachgeeifert wird, bricht zunächſt im 
Kanton Freiburg cin Conflikt aus, der fih bald in noch ernfterer Weile im 
Kanton Teflin wieberbolt, und in feinem von beiden Fällen findet bie 
Bundesgewalt einen verjöhnenden Ausgleich. 

Nachdem ber Bundesrath gegenüber ben Sefuttenmifjionen im Sans 
ton Freiburg mittels Rundſchreiben vom 15. April an ben Art. 58 ber Ver⸗ 
fafjung, ber den SZefuitenorben aus ber Schweiz verbannt, erfolglos gemahnt 
bat, verlangt ber proteftantifche Bezir! Murten feine Abtrennung von bem 
durch bie Ultramontanen regierten Kanton. ine Bollsverfammlung auf 
Berner Boden ſpricht den Murtenern ihre Eympathieen aus, bie Gährung 
unter den Proteftanten fteigt, eine Proclamation bes Staatsraths zu Frei: 
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burg ſchlichtet fie nicht, bie Murtener Großräthe legen ihre Bollmadien 
nieber, aber ber Bunbesrath lehnt am 20. Juni bie Begehren ber Mar: 
tener ab und bieje beantivorten bas von ber Freiburger Regierung ange 
orbnete Ausichreiben zur Wahl neuer Großräthe bamit, baß fie zur Wehl 
nicht erfcheinen. 

Im Kanton Teflin kommt es über ber Berathung einer neuen Be- 
faffung zu einer vollländigen Trennung bes Kantons im zwei Hälften 
biefjeits und jenfeits bes Cenere. Am. 7. Juli treten 52 Abgeordneie ber 
Sübceneriner aus dem Großraih bed Kantons zu Bellinzona aus; fie 
werben in Lugano feftlih empfangen und eine Vollaverſammlung proclamirt 
fofort bie Ablöfung vom Kanten. Eidgendfſiſche Gommifjäre werben aut: 
gefandt, um zu vermitteln und jebe Trennung zu verhüten, aber bie Eäb 
ceneriner verweigern bie Vornahme neuer Wahlen is einen gemeinfamen 
Großrath, Tegen Berufung ein an bie Bunbeaverfummlung und dieſe enis 
fcheibet am 24. December gegen fie. 

An einem Lande, in beflen politifhes Leben große tirchliche Fragen 
tiefer cinfchneiben, als irgendwo ſonſt, Konnte ein Ereigniß wie das vati: 
canifche Concil nicht ſpurlos vorübergehen. Bereits am 4. März hatte 
bie Didcejanconferenz ber zum Bisthum Bafel gehörigen Kantonalregie: 
rungen (Solothurn, Luzern, Bern, Aargau, Thurgan, Bafellanb usb Zug) 
.. mit allen gegen bie Stimmen von Zug (wo am 2. Januar bie Ultramen- 
tanen bei ben Wahlen gefiegt) befchloflen, ben bisherigen Vertrag über Er: 
richtung cine® Priefterfeminars in Solothurn zu künbigen, um baburd 
ihren Widerwillen gegen ben Geift Eunbzugeben, ber in tiefen Seminare 
herrſchte. Der Biſchof von Solothurn proteftirte am 1. Mai gegem dieſe 
Beicglüffe, Luzern trat formell von benfelben zurüd, aber bie Bewegung 
wuchs. Eine neue Didcefanconferenz zu Solothurn richtete am 29. Ang. 
eine Vorſtellung an ben Biſchof von Bafel gegen eine etwaige Berlünbung 
ber päpftlichen Unfehlbarkeit und eine anbere an ben Bunbetrath, ber ge 
eignete Maßnahmen verſprach, und am 28. Oktober verweigerte Zürid 
einem Sirtenbriefe bes Biſchoſs von Chur das obrigkeitliche Placet, bat 
Glarus in demfelben Falle nur mit Einfchränkungen gewährte. 

Bon dem beutich-franzöfiihen Kriege warb bie Schweig während 
biefes Jahres nur in foweit berührt als fie, von Seiten beider Kriegfüß- 
renben ausbrüdlich ber Anerkennung ihrer Neutralität verſichert, zum Be 
bufe ber Wahrung ihrer Grenzen 10,000 Dann unter bem General 
Herzog in Waffen rufen mußte, 
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Ganz andere war das neutrale Belgien bei dieſem Kriege bethei⸗ 
Tigt. Gerade vier Wochen vor Ausbruch befielben war bort ein in dieſem 
Augenblid doppelt bebeutungsveller Minifterwechfel eingetreten. Das frei: 
finnige Minifteriun Fröre-Orban, das im Jahre vorher mit ebenfoviel 
Geſchick als Feſtigkeit dem franzöfifgen Gelüfte, fi der belgiſchen Eiſen⸗ 
bahnen zu bemächtigen, entgegengetreten war, hatte am 17. Juni in Folge 
des Wahlſiegs der Clerilalen feine Entlaffung eingereiht unb ber Baron 
d'Anethan hatte eben cin neues, clerifales Minifterium gebildet, als Europa 
durch die Erklärungen des Herzogs von Gramont am 6. Juli in Bewe⸗ 
gung kam. Mas Belgien bei dem Zerwürfniß, das fi nun raſch in 
feiner wahren Natur entfchleierte, zu verlieren Habe, das offenbarten bie Ents 
hüllungen ber Times über Frankreichs geheime inverlcibungspläne, bie 
Das berühmte Rundſchreiben des Grafen Bismard vom 29. Juli über 
allen Zweifel hinaus erhärtete. Centnerſchwer fielen die Worte ber Depeſche 
ins Gewicht: „Zur Zeit ber Vorbereitung ber belgiſchen Eifenbahnhänbel 
im März 1868 wurbe mir von einer hochſtehenden Perſon, welche ben 
früheren Unterhandlungen nit fremb war, mit Bezugnahme auf letztere 
angebeutet, daß für den Fall einer franzdfiiden Occupation Belgiens 
nous trouverions bien notre Belgique ailleurs. Gleicher Weife murte 
mir bei früheren Gelegenheiten zu erwägen gegeben, baß Frankreich bei 
einer Löjung ber orientaliihen Trage feine Vetheiligung nicht im fernen 
Diten, fondern nur unmittelbar an feiner Grenze fuden könne. Ich 
habe ben Einbrud, baß nur bie befinitive Ueberzeugung. es jet mit ung . 
keine Orenzerweiterung Frankreichs zu erreichen, ben Kaiſer zu bem Ents 
ſchluſſe geführt Hat, eine folde gegen uns zu erfireben. Ich habe fogar 
Grund zu glauben, daß wenn bie fragliche Veröffentlihung unterblieben 
wäre, nad Vollendung ber franzöfligen und unferer Rüftungen uns von 
Frankreich das Anerbieten gemacht fein wärbe, gemeiniam an ber Epibe 
einer Million gerüfteter Streiter bem bisher unbewaffneten Europa gegens 
über bie uns früher gemachten Vorſchläge burchzuführen, db. 5. vor ober 
nad ber erfien Schlacht Trieben zu fchliefen auf Grund ber Benebettis 
fen Vorſchläge, auf Koften Belgiens.“ 

Seat diefen Julitagen wußte man in Belgien, um was es fih in 
biefem Kiege handle. Es war nun auch für Jeben mit Händen zu greis 
fen, daß der Sieg Frankreichs ben Untergang Belgiens bebeute, währen 
Preußen, wie es im Frieden mit unbeftchhlicher Vertragstrene über jeiner 
Neutralität gemacht, mit berfelben Fahne, unter ber es bie Ehre Deutſche 
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lanbs vertheibigte, auch bie Selbflänbigkeit bes fremben Nachbars bedie. 
Sein und Nichtſein biefes Staates bing ab von bem Süd ber beutichen 
Waffen unb von ihm allein. Gegen bie notbiwenbigen Folgen eines fram 
zöfifchen Sieges würbe bie belgifhe Armee ebenfo wenig geſchützt haben, 
als jene papierne Neutralitätserflärung, bie Lord Granville am 30. Yali 
von den Gabinetten Europa’s eingeforbert. Hätte felbft Frankreich ben 
Bertrag wirklich unterfiprieben, wie es das noch bie zum 8. Auguſt unter 
für dies arglofe Gemüt durchaus nicht beunrubigenden Borwänben ver: 
weigert hat: was wollte eine ſolche formelle Verpflichtung heißen, wenn 
bas Regiment, ba6 eben jede Scham mit Füßen getreten Batte, um mit 
Preußen anzubinden, auch noch durch große Stege beraufcht geweſen wäre? 
Durch England wurde in bem Fall Belgien gewiß nicht mehr gerettet, 
felbft wenn deſſen Kriegeluft größer geweſen wäre, als fie fi im ber 
Verpflichtung ausiprad, im Falle eines Angriffe auf bie Neutralität Bel 
giend fie veribeibigen zu helfen, aber „Leineswege an ben allgemeinen 
Operationen bes gegenwärtigen Krieges theilzunehmen.“ Cine fpreigenbe 
Erinnerung an das Wort eines englifchen Diplomaten von 1737: „Bü 
müffen Kaufleute bleiben, auch wenn wir Krieger find.” 

Die beigifge Regierung kam den militäriſchen unb politifchen Ber: 
pflichtungen eines neutralen Etaates, an befien Grenzen ein Weltkrieg 
tobt, mit tabellofer Strenge nad, die Prefie bes Landes aber offenbarte 
in ihrer überwiegenden Mehrheit eine fanatiſche Erbitterung gegen bie 
Deutſchen, bie Belgien veribeidigten, und bie empörenben Rohheiten, bemen 
unfere zu ben Fahnen eilenden Landsleute, wie bie von Haus unb Hof 
aus Frankreich vertriebenen Familien auf allen Stationen in Belgien 
durch den ftäbtifhen Pöbel ausgefeht waren, bewiefen, ba ber Geift biefer 
Bevölkerung ſich in jenen Blättern deutlich wieberfpiegelte, baß bem Laube, 
mit Ausnahme feiner unterbrüdten vlämifhen Bevölkerung, nur fein Recht 
gefchehen wäre, wenn es bie Einverleibung ins Kaiferreid ber franzöfiicden 
„Freiheit und Civiliſation“ vollends theilhaftig gemacht hätte. 

In dem herkommlichen Stillleben bes Königreihe Holland herrſcht 
4870 mehr Bewegung als gewöhnlich. Die lächerliche Angſt faſt aller 
Barteien vor Ginverleibungsplänen, an bie im neuen Deutſchland kein 
Menſch denkt und bie durch Nichte ficherer zu entwaflnen wären, als burd 
vertrauensvolle Loyalität im internationalen Verkehr, verrieth fi an einem 
fehr ungeeigneten Orte, als bie II. Kammer am 25. Mai einen zwiſchen 
ben deutſchen Rheinuferftaaten und ber holländiſchen Regierung abgefdhlof: 
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fenen Vertrag über Regelung bes Ealmflihfangd verwarf, als: follte Deutfch 
land immer wieber an die ſchmählichen Ränke erinnert werben, durch bie 
einft das durch beutihe Waffen befreite Holland ben deutſchen. Bund um 
bie freiheit bes Rheins „bis ins Meer“ . betrogen hatte... Geſehe über 
Neorganijation der Lanbesvertheibigung, über Exweiterung, bes Wahlrechts 
zu Gunften ber ſtädtiſchen Bevölkerung und über Aufhebung bes Zehnten 
hatten bie Billigung ber Kammern erhalten, als ber Krieg begann und 
bem Meinen Staat mit feinen zerrütteten Finanzen jehr unbequeme unb 
koſtſpielige Rüftungen zur Sicherung ber Neutralität aufnöthigte. Am 
2. November fah fi bas liberale Minifterium zum Rucktritt genäthigt 
und in ber langen Minifterfifis, die nun begann, erregte nur noch eine 
Kammerverhandlung einiges Aufiehen, bie über eine Petition von Katho⸗ 
lifen wegen bes Kirchenſtaates. Cie ſchloß bamit, dag in Antrag, zu 
erflären, Holland habe nicht die Miflion, die Gewalt bes Papftes wieber 
aufzurichten, abgelehnt unb einfache Tagesorbnung beichloffen wurde. 
Das Königreih Dänemark fah in bem Kriege zwiſchen Deutſch⸗ 
land unb Frankreich jeine lehzten Ausfihten auf Rache an bem Sieger 
von 1864 für immer fchwinden. Der energiſche Kriegominiſter Raslöff 
hatte Sabre lang zwei Liehlingspläne mit raftlofem Eifer betrieben: ben 
Krieg ber Dergeltung gegen Preußen. mit franzöfliher Hilfe — jeine 
wieberbolten. Reifen nach Paris hatten. offenbar Teinen andern Zwed — 
unb ben Verkauf ber: weftinbifchen Sinfeln S. Thomas und ©. Juan an 
bie Vereinigten Staaten, befien Ertrag bem gelbarmen Lanbe bie bazu 
nöthigen Mittel gewährt haben würde. Aber bie Umflände erwieſen fidy 
dieſen Plänen fchr ungünftig. Die Bauernmehrheit im Follkething hatte 
die Großmachtpläne fatt, die Millionen verichlungen und doch nur Nieber: 
lagen gebracht hatten. Die Mittel zur Einberufung ber ſog. „Verſtärkung“ 
wurben am 7. April friſchweg abgelehnt unb zehn Tage barauf warb auch 
der Verkauf der beiden Inſeln vereitelt. Der bereits am 2. November 
1867 zwiſchen ben beiberjeitigen Regierungen abgeſchloſſene Vertrag warb 
am 17. April vom Senat zu Wafhingten verworfen, ber SKriegeminifter 
nahm in tiefem Schmerz feinen Abihied und ber König hatte bie traurige 
Pflicht, die treuen Inſulaner, die er, nachdem fie von Herzen gern in ben 
Tauſch gewwilligt, vor zwei Jahren mit gerührten Worten aus feinem 
Staatsverband entlafien, nunmehr am 7. Mai mit nit minder gerührten 
Worten wieber als feine Untertbanen zu begrüßen. 
Das Dlinifterium, vom Landsthing unterftügt, beharrte bei ben 
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Mehrforberungen für das Militärbudget, das Follethina ebenſo entſchieden 
bei feiner Ablehnung. In Folge biefes Gonfliktes nahm bas ganze Mini: 
fterium am 19. Mai feine Entlaſſung. Einer ſchweren Werlegenheit {eh 
fih die neue Verwaltung: HolfteinHolftenborg gegenüber als ber Anfall 
Frankreiche auf Preußen bie lang erfehnte Ausficht eröffnete, bie ſchleewig⸗ 
ſche Trage, von ber ſechs lange Jahre in jeber Thronrede und bei jebem 
Fefteflen die Rebe geweſen war, an ber Seite eine® mächtigen Berbündeten 
wieber aufzunehmen; währenb bie Unzulänglichkeit ber eignen Streitkräfte 
und noch mehr bie gebieleriihen Rathſchläge Rußlande und Englande jur 
thatloſen Neutralität nöthigten. 

Bon al ben windigen Allianzplänen, mit denen dae franzöfiide 
Minifterium des Leichtfinnd in den Krieg gelaumelt war, fdhien Eeiner auf 
fefteren Grund gebaut, als ber, ber auf Dänemark ale eifrigen und [dies 
feiner Lage und Flotte wegen unſchätzbaren Verbündeten rechnete. Halten'e 
bie Dänen nicht geſchworen, als fie im Auguft 1867 ein paar namenlofe 
franzöfiiche Abgeorbnete und ein Dubenb noch namcenloferer Journaliſten 
zu einem Feſtbeſuche nach Kopenhagen preßten und fi bas ganze officielle 
Dänemarl, bie Erminifter an der Spike, buchfläblih vor ihnen in ben 
Staub warf, daß fie, wie Orla Lehmann fagte, „immer in ben Fußſtapfer 
ber franzöſiſchen Eivilijation gewandelt" fein? Seht ober nie mußte 
Ernft gemacht werben mit biefen Betheuerungen. Am 1. Auguſt kam ber 
Herzog von Gabore nad Kopenhagen, um bie Tänen beim Wort zu neh 
men unb Hinter ihm bampfte das Panzergefhwaber des Viceadmirals 
Boust:Willaumez durch bie Norbfee in das Skager Rad. Welche Hefi: 
mungen hatte man in Paris auf biefe Erpebition nad „la Baltique“ ge: 
ſetzt! Noch im Dezember 1870 erzäßlte ber Monitenr universel, bas 
Organ Gambetia’s, feinen Lefern, wie gang andere Allee gegangen wäre, 
wenn das Kaiſerreich gewußt hätte, was es mit feiner Flotte anfangen 
mußte: Dänemark Iechzte nah Krieg an Fraukreiche Seite. „Eine Eub 
fcription für verwunbete Franzoſen hatte in wenig Tagen 80,000 ürcs, 
eine ſolche für bie Deutſchen nur 1800 ergeben. Haft bie ganze bänifdke 
Preſſe prebigte glühend Krieg und Rache. Wir Hatten ba einen Berbün 
beten, ber bereit war, dem wir nur bie Hand zu reihen braudten. Trot 
aller bisherigen Fehler Hätte vielleicht biefer Verbündete genügt, ben Gr: 
eigniffen ein ganz anberes Geficht zu geben. Durch feine Marine, bie 
beffer in biefen gefährlichen Gewäſſern zu Haufe war, wurbe bie Landung 
ungemein erleichtert ımb ba Dänemark fofort faft 40,000 Mann ine 
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Feld fielen Tonnte, wäre Preußen im Norben von einer Armee von 70,000 
Mann bebroht worden, welche es gezwungen hätte, mehr als 200,000 
Mann in Hannover und Holftein zu concentriren, ohne bie Garniſonen 
in den Etäbten zu rechnen, beren es biefelben an feinen von uns bebrobten 
Küften nicht berauben Tonnte.” Aber wie war biefer bem Anfchein nad 
groß angelegte Plan vorbereitetl Ter Herzog v. Eabore, der in außer: 
orbentliher Sendung nad Kopenhagen kam, nachdem Dänemark feine Neu: 
tralität bereits erklärt hatte, hatte gar Feine Vollmachten, auf irgend einer 
beftimmten Grumblage zu unterhanbeln. Was ber jugenblie Diplomat 
dort eigentlih wollte unb follte, ale er fidh mehrere Tage mit allerlei 
müßigen Beſuchen in ber Hauptftabt herumtrieb, war gänzlich unfaßbar; 
bier leſen wir, feine Aufgabe fei geivefen, eine „Volkserhebung“ hervorzu⸗ 
rufen und burd fie den König in das Bündniß mitfortzureißen. Dabei 
wirb freilich zugeftanden, daß das einem einzelnen Diplomaten unmöglich, 
Daß dazu bas Erfcheinen einer mächtigen Floite mit einer zahlreichen Lan: 
dungsarmee erforberlic war. 

In wenig Dingen bat fi die unbefchreibliche Kopflofigkeit des Kaiſer⸗ 
reichs beutliher verratben, als in ber Art, wie es biefe „wichtige Erpedi⸗ 
tion” in Angriff genommen hat. Der Kaifer wußte, daß die beutfche Feld⸗ 
armee bie feine gerade um das Doppelte überrage, eine Diverfion im Norden 
war beshalb ganz unerläßlih. Der Kaifer, von Riemanben bebrobt, Tonnte 
ben Augenblid bes Ueberfalls vollkommen frei wählen, minbeftens mußte 
er warten, bi6 Alles fertig war. Der Marſchall Leboeuf verficyerte zwar, 
er fei archi-pröt, aber ber Marineminifter Rigault de Genouilly Hatte ben 
Muth, im Minifterratb zu fagen, er fei nichts weniger als fertig. Auf 
ihn kam fo viel an; gleichwohl flug man los im Augenblid, ale bie 
Matroien ber SeesEnrollirung. b. 5. diejenigen, bie jeberzeit unverzüglich 
einberufen werben Zonnten, faft alle auf ber Fifcherei an ber Bank von 
Reufoundland und ben Küften Schottlands waren und das Nrfenal 
zu Cherbourg, bas feit einigen Jahren durch bie Marineminifter zum 
Bortheil ihrer Geburts: beziehungemweife Liehlingsorte Breſt und Toulon 
ausgeplünbert worben war, an allem Nöthigen ben bringenbftien Mangel 
Hatte. Bis zum 22. Juli wußte Niemand, wer bas Oſtſeegeſchwader bes 
fehligen ſollte. Da erft erhielt ber Vice-⸗Admiral Boust-Willaumez von 
Kaifer feine Ernennung. Er follte mit 14 Panzerfregatten, vielen Dampfs 
aviſos und anderen Fahrzeugen in See geben. Gine zweite Flotte unter 
Dice Abdıniral La Monciere le Noury follte 30,000 Mann Lanbungetruppen 
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unter Befehl bes Generals Bourbali fofort nachführen. Der Womiral 
Bondt⸗Willaumez fand, daß in Cherbourg nidt viel weniger als Alles 
fehle, nicht einmal fein Admiralsſchiff war in Dienft geſtellt. Etatt 14 
Panzerſchiffen erhielt ex bloß‘ 7 und einen einzigen Dampjanifo. Damit 
feifE er fi zuerft uach dem Sund verfügen, bie Thetie nach Kopenhagen 
abfenden, Nachts vor bie Jade zurüdlehren, das preußiſche Geſchwader 
zu blofiren. Dortfin wärben ihm bie Berflärfungen jowie bie Truppen 
nachgefantt werben. Tann follte er ben Gontre:Abmiral Diembonne ver 
ber Jade laſſen unb mit ben anberen Schiffen nad ber Dfifee geben. 
Für biefe Fahrten hatte man ſich ber Hilfe ber Dänen verſicheri. 

Es wirft ein eigenthümliches Licht auf bie Ehrlichkeit ber bä- 
niſchen Reutralität, wenn wir im Moniteur, bem wir bies Alles 
entnehmen, Iefen: „Ein Gapitän, Herr v. Champeau, war nad Düne 
mark gefandt, und Dank feinem Eifer unb feinem Berflanbe, waren bie 
bänifhen Lootfen Bereit, unferen Geſchwadern ihre Mitwirkung zu 
leiden; die Küftenwädter in Jütland Hatten Infiructionen cm: 
pfangen (von wenı?), welde ihnen erlaubten, mit uns mittelfi ge» 
heimer Signale zu correjponbiren, unb bie Bucht vom Sieje, 
füblih von Kopenhagen, im Often ber Inſel Seeland, war ale Ort der 
Berproviantirung gewählt.“ 

Der Bice-Abmiral Boust⸗Willaumez machte fid mit dem Gebanken 
auf ben Weg, ben „König Wilhelm” irgenbwo mit einem vernichtenden 
Stoß zu treffen; zu bebauern war nur, baß das einzige ihm cbenbärtige 
Panzerſchiff, bey, gRochambeau“ ‚ „eines ber furdtbarften Zerfiörungs: und 
Vertheibigungswerkzeuge ber Welt“, nicht feebereit war. Die Abfahrt fanb 
am 24. Juli Mtt unb zwar in folder Eile, ba man nit einmal bad 
Eintreffen ber däniſchen Seekarten abmwartete, ohne die man vor ben Küften, 
wo alle Leuchtfeuer ausgeldſcht waren, ſich gar nicht zurechtfinden konnte. 
Außerdem waren bie Koblenvorräthe und ber Proviant unzureichend. m 
Skager:Rad empfing ber Abmiral, ber nirgenbs etwas von beutihen Schiffen 
geiehen Hatte, am 28, Juli ben Herrn v. Ehampeau, ber ihn bat, in bie 
Dftfee einzulaufen. Der Abmiral, ber bazu nit ermächtigt war, hatte 
barüber eben nach Paris telegraphirt, ale er ein Telegramm empfing mit 
dem ſchlechthin unfinnigen Befehl, „er folle einen Objervationspunft wäh: 
Ien, ber ibm geftatte, zugleich die bänifhe Neutralität zu adhten, 
bie feinblien Küften zu überwachen unb feine Ediffe mit Proviant zu 
verſehen“. „Was für Befehle?” fragt der Moniteur. „Welch nußlofes 
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ommen unb, Sehen. ohne beſtimmten Zweck! Wo follte man einen Ob» 
rvationspunkt wählen? In ber Rordſee oder in ber Oſtſee? Aber wie 
t ber. Dffee bie hannover'ſchen Küften bewachen ımb wie aus. ber Norb: 
e die Vorgänge an ber Küfte von Preußen beubahien? War bas mit 
eben Schiffen möglich? Man vergaß in Paris," daß von ber Jade 
ach Kiel faſt 300 Seemeilen find, zum Theil durch Dieerengen, melde 
Stürme för oft für Schiffe von großem Tiefgang unzugänglich machen.“ 
Bährend Boust fih ben Kopf zerbradh über ben Tieffinn feiner Weifun- 
er, kam ber. Herzog v. Cadore, um ihn einzulaben, er folle nad dem 
Sumb kommen, bamit bie „Volkserhebung“ ven "Statten gehe. Boust 
ehnte das ab unter Hinweis auf feine Befehle. Während er auf neue 
Beifungen aus Baris wartete, bampfte das preußifche Schiff „Arminius“ 
m franzöfliden Geſchwader vorüber in bie Norbfee und erreichte glücklich 
ie Jade. Die unglüdtihen Verſuche, bie Boust machte, es einzuholen, 


elehrten ihn, daß fein Geſchwader „in biefen nur für Schiffe mit gerin 


‚em Tiefgang offenen Meeren nit auf eine nüßliche Art operiven Konnte“. 
Endlid am 2. Auguſt kam eine Barifer Depeiche mit bem ausbrüdlichen 
Befehle, in die Oſtſee einzulaufen. Boudt ging das Kattegat hinab, kam 
nit Hilfe ber geſchickken däniſchen Lootfen glücklich durch bie furdhtbaren 
Biffe des großen Belt, „obne Havarie, wenn auch nicht ohne Aengfte”; 
etst, wo man fie hätte entbehren können, Tamen auch bie bänifchen See⸗ 
arten an, bie man nun fo glücklich war, aus eigener Erkundung von 
hren vielen Fehlern zu reinigen, und während nun Recognoscirungen ge 
nacht wurben nad einem Punkte, ber am geeignetfien wäre, um bie fran: 
öfifhen Lanbungstruppen mit ben bänifchen Bunbesgenofien zu vereinigen, 
uf die man noch immer rechnete, Fam unter dem 7. Auguſt die Schredens- 
oft, daß in Folge ernfter Unfälle ber Armee von einer Nachſendung ber 
yerbeißenen Lanbungstruppen nicht mehr bie Rebe fein könne, und bie fran- 
Sftihe Flotte fi ferner auf eine firenge Blokade ber deutſchen Handels: 
‚afen zu beſchränken Habe. Die Wirkung biefer Botfchaft war groß. 
„In bem engen Raum, ben man „Schiff“ nennt, wo man fich bet 
edem Schritte flößt, wo man keinen Zufluchtsort hat, um mit feinen Ge: 
»anken allein zu fein, wo feine Außenwelt bie ſich häufenden Sorgen und 
die nagende Ungewißheit zerftreut, find die Empfindungen Tebhafter und 
ie Schmerzen tiefer als irgendwo ſonſi“; mit ben großen Operationen 
in 1a Baltique, mit ber Vollserhebung in Kopenhagen war es nun für 
immer zu Enbe; am 12. Auguft reiste der Herzog v. Cadore nah Haufe 
36 
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und bie franzöfliche Flotte bef'yäftigte fi von nun ab in Oſtſee unb Rorb- 
fee mit jenem rubmvollen Handwerk völkerrechtewidriger Seeräuberei, bas 
durch ben Sturz bes Kaiſerthums nicht die mindeſte Unterbregung erlitt. 

Dänemark aber blieb allein mit feiner Wittwentrauer. In Orla 
Lehmann, ber am 12. September flarb, begrub es ben unbekehrbarſten jener 
Tanatifer, bie ben Schleswig-Holfteinern einft „mit biutigen Etriemen auf 
ben Rüden ſchreiben“ wollten, daß fie Tänen jeien. Eine Zeit hatte für 
bies eitle Volt begonnen, wo ihm die proſaiſchſte Lebensklugheit gebet, 
ben Träumen von ehebem ohne Rückkehr zu entiagen unb bem Studium 
ber isländiſchen Frage und anderer beimifchen Dinge jene Sorge zuzuwen⸗ 
ben, bie bis dahin von ebenfo fruchtlojen als gefahrvollen Kriege: und 
Raceplänen allein war in Anfpruch genommen worben. 

Ton Schweden und Norwegen ift aus bem Jahre 1870 nichts 
Bebeutenbes zu melben, als bag ihm ber beutfe Krieg, in bem es fid 
troß ungeheudelter Sympathie für Frankreich neutral verhielt, den Anlaß 
gab zu einem Armeereformentwurf auf Grunblage ber allgemeinen Wehr: 
pflicht (18. Tecember), einer Neuerung, zu ber ber Kaifer von Rußland 
ſchon im Monat vorher einleitende Schritte gethan. 

Der auswärtigen Politik bes Czarenreichs war zu banfen, daß ame 
bem beutfch-franzöfiihden Kriege kein allgemeiner Weltbrand hervorgegangen 
if. Das DVerbienft biejer Haltung aber kam ausſchließlich ber Perſon bes 
Kaiſers Alexander IL. zu, ber keine Gelegenheit verfäumte, burg Gläd: 
wünfche und Auszeichnungen feiner Freude über bie beutihen Siege sffen- 
kundigen Ausbrud zu geben. Die Stimmung im Lanbe war, foweit nad 
ber Preſſe geurtheilt werben Tonnte, eine völlig anbere unb ber Hof bes 
Großfürften ſtimmte mit ihr überein. Die Erfolge ber beutiden Waffen 
batten in dem Lager bes durch und durch mit franzöflfhem Weſen ge 
träntten jlavifhen Radicalismus einen fanatifhen Deuiſchenhaß gewedt, 
ber bei jeder neuen Siegesbotſchaft tobenb zum Ausbruch kam, umb ie 
führte die Preſſe deſſelben Staates, der alle anderen Mächte zur Neutra⸗ 
lität nöthigte, den Chorus jener Deutſchenhetze an, bie fih ſaſt in allen 
nicgtbeutfchen Ländern und neuerbinge felbft in ber deutſchen Schweiz wie 
eine äffentlich eingeftandene, beredtigte Eigenthümlichkeit einzubürgern be: 
gonnen bat, 

Der nähfte Anlaß zu biefer Stimmung bes eingefleiſchten Rufen: 
thums, an beren Spitze ber Großfürft:Thronfolger jelber ſteht, Tiegt, ganz 
abgejehen von ben Weltberrihaftsträumen der panflaviftiichen Partei, in 
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dem feit Jahrzehnten ſchwebenden Kampfe gegen doas Deutſchthum in 
den Oftfeeprovinzen, das fi feit 1866 thatkräftiger feiner Eriftenz 
unb feines überlieferten Rechtes wehrte gegen bie Uebergriffe des ruſſiſchen 
Deſpotismus, und bem in ber Bilbung eines mächtigen deutſchen Staates 
eine bebeutenbe moraliihe Stütze erwuchs. Bereits am 15. Januar hatte 
der livländiiche Landtag eine feierliye petition of right an ten Slaifer er= 
laſſen und unter Hinweis auf bie offenkundigen Rechtswidrigkeiten ber 
Pegierung um Wieberberftelung bes auf ber Kapitulation bes Serzog: 
thume mit dem Ezar Peter L 1710 beruhenden Verfaſſungsrechtes gebeten. 
Einen ähnlichen Schritt hatte am 11. März der eſthländiſche Landtag ge: 
tban, als er bie „Freiheit des religidien Bekenntniſſes ohne allen Ge: 
wiſſenszwang, das Recht eigener Yortentiwidelung auf ben gegebenen Grund⸗ 
lagen deutſcher Nationalität, einheimifher Verwaltung und Rechts⸗ 
pflege” zurüdverlangte. Die Folge war eine fchroffe Ablehnung der Be: 
gehren bur den Kaijer und am 25. April ber entichiebene Befehl, mit 
der bereits am 3. Januar 1850 angeorbneten Einführung ber ruffifchen 
Geſchäftsführung in allen Kronbehörben bes baltiſchen Gebiets vollen unb 
ganzen Ernft zu maden; ein Bejchl, ber wie alle früheren, weil unaus⸗ 
führbar, thatfächli in hundert Formen umgangen wirb und fo in Wirk: 
Tichkeit nur fehr wenig änbert. 

Die Ruififizirung der alten polniſchen Lande machte neue Fortſchritte. 
Der Widerftand ber katholiſchen Geijtlichkeit gegen das ruffiihe Ritual 
ward, nachdem ter Dekan Pietrowitſch zu Wilna ben Taiferlihen Ukas 
vor verfammelter Gemeinde öffentlich verbrannt, durch lebenslängliche Ber: 
bannung mehrerer Eleriter nah Sibirien gezüdtigt (April) und im Monat 
barauf mit ber radicalen Umgeftaltung ber Grunbbefigverhältniffe in Polen 
durch tief eingreifende Beftimmungen über ben Erwerb freien Eigenthums 
feitend der bisherigen Pächter von Vorwerken, Eolonien, Mühlen und 
Schankgrundſtücken fortgefahren. 

Noch im Herbſt warb der auswärtigen Politik des Czarenreichs ein 
großer Erfolg zu Theil. Der Sturm, ben die Depeſche bes Fürften 
Gortſchakoff vom 31. Detober über die Bontusfrage in Dejterreih und 
England hervorgerufen (f. oben), legte fi bald, als ber Graf Bismard 
eine nad Lonbon zu berufende Conferenz als Bligableiter vorſchlug und 
bafür bie Billigung aller großen Mächte fand. Und noch ehe über ben 
Berlauf ber Conferenz, deren Beratbungen durch das Fehlen eines Ver: 


treters von Frankreich beträchtliche Verichleppung erfuhren, Genaueres vers 
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lautete, war für Teinen Urtheilsfähigen zweifelhaft, daß Rußland in allen 
weientlihen Etüden feinen Willen durchſetzen werbe, um fo mehr, als bie 
nächſt betheiligte Macht, die Türkei, bie Kündigung ber Neutraliſation 
bes ſchwarzen Meeres, bie 1856 gerade in ihrem Intereſſe beflimmt wer; 
ben war, mit vollftändigftem Gleichmuth hingenommen hatte. 

Mit Ende des Jahres kam in Athen ein Prozeß zum Abſchluß, 
ber durch einen ſchauerlichen Vorfall im April veranlaßt war und auf tie 
inneren ABuftände bes Königreiche Griehenland ein fürchterliches 
Schlaglicht warf. 

Der energiihen Verwaltung Zalmis ſchrieb man zu, daß das Räuber: 
unweſen in Hellas ſeit Monaten faft gänzlich aufgehört. Es war üblid 
geworben, ohne militärifche Bebedung bie Gebirge Attika's zu bereiien. 
Unter ben vielen Fremden, bie zur Ofterzeit nach Athen firömen, um Ans 
flüge in bie hiftorifch benfwürbigen Umgebungen zu maden, befand fi anch 
ein Lord Muncafter mit Gemahlin, der mit einigen in Athen wohnhaften 
Freunden, mworunter ein italieniſcher Geſandtſchaftsſecretär, am 14. April 
eine Fahrt nah Marathon unternahm. Bier Wegeflunden von Athen ent: 
fernt, wurbe die Sefellihaft von Räubern überfallen, geplündert unb ge: 
fangen ins Gebirge gefchleppt. Die nachher wieber freigelafienen Damen 
brachten bie Nachricht nah Athen, nad ihnen fam Lord Muncafter felbk 
bort an. Die Räuber batten ihn gegen bas Ehrenwort, ſich wieber zu 
ftellen, wenn er Nichts ausrichte, abgelanbt, um auf folgende Bebingungen 
mit der Regierung zu unterhanbeln: entweber 1 Mill. Dramen Löfegeln, 
vollftändige Amneftie und Herausgabe zweier vor einigen Wochen gefan: 
gener Räuber, ober Tod ben Gefangenen. Die Aufregung über bieie 
Dinge in Griehenland und England war furdtbar und bie Nerlegenbeit 
ber Regierung, bie fofort vom italieniihen und engliſchen Geſandten für 
Alles verantwortlich gemacht warb, unbefchreiblid. Von Unterbanblun: 
gen mit einer Bande von Straßenräubern, auf Grunblage ihrer Am- 
neftie, Tonnte natürlih Feine Rede fen. Ein energiſcher Truppenangrift 
aber, ber am 22. April ftattfand, hatte bie Folge, bie vorauszufehen war. 
Fin Theil des Gefindeld warb gefangen, ein anberer entlam, bie Gefan: 
genen aber waren ermorbet. Die Prefle Englands gerieth außer fi. Tie 
Times rief: „Diefe Mordthat wird ein großes politifche® Ereigniß werten. 
Die griechiſche Mißregierung hat ben Becher bis zum Rande gefällt. 
Europa’ Gebuld ift erſchöpft. Vergeblich wäre es jebt, von griedhiicher 
Wiebergeburt und griehiihem Fortſchritt zu reden; Niemand würbe ben 
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Sadmwaltern einer Nation lauſchen, beren Boden bebedt ift alüberall und 
allezeit von ftraflofen Verbrechen, deren hiſtoriſche Stätten ben gebildeten 
Reiſenden faft fo unzugänglich find, als eine Stabt ber Tartarei. Die Zeit 
. ift gelommen, diefem feanbalöfen Mißregiment ein Ende zu machen. Tas 
war nicht die Abficht ber brei Schutzmächte, innerhalb Europa’s einen 
Staat zu ſchaffen, ber ihnen und ber Eivilifation eine Schande fein ſollte.“ 
Daſſelbe Blatt ftellte fünf Punkte als für bie Regierung höchſt erſchwe⸗ 
rende Umflände auf: 1) daß ber Ausflug nad Marathon mit Wifien unb 
Einwilligung ber griehiihen Regierung gemacht wurbe; 2) baß bie Ge⸗ 
fangennahme ber Geſellſchaft in ber Nähe Athens ftattiand und das Löfe- 
geld unverzüglich bereitgeftellt wurde; 3) baß ber grichiihen Regierung 
deutlich vorgeftelt worben war, baß jede Anmwenbung ven Gewalt gegen 
bie Räuber die Niebermebelung ber Gefangenen zur Folge baben würde, 
und daß fie darauf das Verſprechen gab, bie Räuber nicht zu beläfti> 
gen, was biefen mitgetheilt wurbe; 4) daß bie Regierung, ihrem Ver⸗ 
ſprechen untren, Truppen gegen bie Räuber fanbte und fo bie Morb: 
thaten bervorrief; 5) daß bie Regierung die von ben Räubern verlangte 
Amneftie, welde die Gefangenen erreitet haben würde, verweigert habe 
„aus anfheinend unmwelentlihen Gründen“, und dann durch ben Angriff 
auf bie Räuber alle Ausfiht auf Rettung der Gefangenen vernichtet habe, 
wofür fie „nun ganz und allein bem engliichen Volke verantwortlih* ſei. 
Vergeſſen war babei nur, ba eine Regierung, die Räubern Amneftie ge: 
währt, ſich felbft vernichtet, und baß bie Freilaſſung ber Gefangenen auch 
nach Ablieferung bes Löfegelbes keineswegs unbebingt gewiß war. Die 
energiichen Reclamationen Englanbe Batten ten Nüdtritt erft bes Kriegs: 
miniftere, nachher bes ganzen Minifteriums zur Folge. Der Hinrichtung 
von 7 gefangenen Räubern der Moratbonbande folgte eine Monſtreunter⸗ 
fuhung gegen bie Hehler und Mitfcguldigen, nah der am 10. December 
nur Bauern und Hirten dem Schwurgericht überwielen, bie vornehmeren 
Angellagten aber, denen man am allermeiften Durchſtecherei mit dem Bri: 
gantenthum zutraute, freigefprodhen wurben. Die Beichwerben bes eng: 
liſchen Geſandten führten am 17. December zu einem abermaligen Mi: 
nifterwechfel, der freilich an ben äußeren Zuflänben bes unglüdlichen Landes 
nicht das Minbefte änderte. 

Aus dem Staatsleben ber Vereinigten Staaten von Norbs 
amerita find ſchließlich drei hochbebeutfame Entfcheibungen zu melden. 

Die Vollevertretung zu Wafhington verweigerte bie Zuftimmung zu 
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jeber Erweiterung bes Staatsgebiets, ſei es durch Anuerion (San De 
mingo), fei es burdy Anlauf (Can Thomas und Ean Juan); ber politife 
Racenlampf zwilhen Weißen und Schwarzen warb burd; Berleihung bes 
Stimmredts an bie Neger zum Abſchluß gebracht und endlich in ber Dan: 
belspolitit mit dem Syſtem ber hoben Schutzzoͤlle gebrochen unb zu dem 
ber fchrittweifen Zollermäßigungen übergegangen. 

Als das Zerwürfniß ber engliihen Colonieen in Norbamerila mit 
bem Mutterland ausbrach, gab es unter ben europäiſchen Diplomaten einen 
feinen Kopf, ber fon im October 1775 nicht bloß ben unausbleiblichen 
Eieg ber Rebellen, fondern auch bie Folgen dieſes Eieges bis im eine 
ferne Zukunft hinaus vorherſah. Es war ber franzöſiſche Minifter Ber: 
gennee, ber am 13. October bes genannten Jahres zum englijchen Ge 
fanbten Lord Etormont fagte: „Die Eolonien, einmal frei getvorben, wer: 
ben fogleih baran gehen, flotten zu bauen, nnd ba es ihnen an Mitteln 
dazu nicht fehlt, bald mehr als befähigt fein, mit ben vereinigten Kriege 
flotten Europa’s fi zu meſſen. Dieje Leichtigkeit ber EC eerüftung, ver: 
bunden mit den Vortheilen ihrer Lage, wirb fie in Etanb ſetzen, Ihre 
unb unfere Infeln zu erobern. Ich bin überzeugt, fie werben babei nidt 
fteben bleiben, im Laufe ber Zeit werben fie nad ben Süben Amerila's 
vorbringen, bort bie neuen Einwohner entweber unterwerfen ober vertrei⸗ 
ben und fo ben europäiſchen Mächten nicht einen Fingerbreit Lanbbefig in 
ber neuen Welt übrig laſſen. Gewiß, das ift niht Sade eines Tags; 
weber Sie noch ich werben das erleben; aber wie fern es aud liegen 
mag, gewiß ift es darum doch.“ Alſo bereits 1775, zu einer Zeit, we 
in England jeber Politiker gefteinigt worben wäre, ber auch nur bie fig 
reiche Lostrennung ber Colonien als eine unabwenbbare Gewißheit bezeichnet 
haben würde, bie ganz richtige Ahnung bes Schlagworts von 1823: „Ume 
rifa ben Amerifanern”, und bie Borausficht einer Politik, bie baranf aus 
geben würbe, es zur Wahrheit zu machen. 

Als im Jahr 1865 der Norden über bie Rebellen Herr geworben 
war und zunächft einmal jeine auswärtige Politit mit einer entichloffenen 
bipfomatifhen That einweihte, bie ben ſchleunigen Rüdzug ber Franzoſen 
aus Mexico zur folge hatte, ba war es, als fei bie Zeit gelommen, iso 
bie Verwirklichung jener Prophezeiung in Ausſicht fände. Im Präfibenten 
Grant lebt augenfcheinlich diefe Idee, er hat perfönlid bie Einverleibung 
von San Domingo, beflen Berölkerung fi mittels Bolleabftimmung 
am 15. Januar mit großer Mehrheit für den Anflug an bie Vereinigten 
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Staaten ausgeſprochen, wie ben Ankauf ter beiden däniſchen Inſeln 
in WVeftindien eifrig betreiben, und an ihm liegt es ſicherlich nicht, daß 
mit dem aufſtändiſchen Euba nicht ſchon in berfelben Weife angelnüpft 
worben ift. Aber der Eenat verwarf bie beiden ſchon abyefchlofienen Ver: 
träge (25. März) und gebot damit einer Bolitit Einhalt, die früher ober 
fpäter ihre Rechte zurädforbern wirb, fie aber nicht erhalten Tann, ‚ohne 
die allerbebeutfamften Rüdwirkungen auf bie innere und Äußere Politik 
bes großen Freiftante. Das Borgefühl biefer Rückwirkungen ift es augen: 
ſcheinlich, was ben Senat bei feinem Beichluffe geleitet bat. 

Die Vollendung der Negeremancipation erhebt ben 31. März zu 
einen weltgeſchichtlichen Tage. 

Der Präſident hatte Recht, wenn er in ſeiner Votſchaft von dieſem 
Tage ſagte, die Verleihung bes Stimmrechts an 4 Millionen Menſchen, 
von benen zur Zeit ber Gründung bes Freiftaats für felbftverftändlich ges 
golten, „bag Echwarzen Feine Rechte zulämen, welche von Weißen geachtet 
zu werben brauchten”, fei ein größeres Ereigniß, als irgenb ein anderer 
Akt von ber Stiftung biefes Gemeinweſens an bis auf ben heutigen Tag. 
Aber nicht minder wichtig war auch tie Mahnung, bie er daran Tnüpfte, 
dic eben Befreiten wie bie bisher Bevorrechteten follten ter Worte einge: 
ben? fein, bie ber „Vater bes Vaterlandes“ einft in feiner Abfchiebsabreffe 
an bie Nation gerichtet: „Behandelt als eine Sache von eriter Wichtigkeit 
bie allgemeine Verbreitung ber Bildung. Je mehr in ber Republik fi 
der Staat auf bie Öffentliche Meinung ftübt, beito weſentlicher ift bie Auf: 
Märung bes Volksgeiſtes.“ Hier aber ift auch nächſt ber fürdterliden Cor: 
ruption ber Verwaltung bie ſchwächſte Stelle dieſes Staatswefens. Seine 
Schulpflege Liegt auf allen Stufen bes Unterrichts noch ganz im Argen. 

Der Monat April brachte bie wieberholte Niederlage ber Schub: 
zölfner im Congreß und bie verbefierte Zolltarifsbill, die am 7. Juni in 
beiden Häufern angenommen wurde — bie Rebuctionen wurden auf 60 
Millionen Dollars berechnet — vollzog ben endgiltigen Bruch mit einer 
Hanbelspolitif, deren gute Früchte in ber Erziehung einer unabhängigen 
nationalen Inbuftrie Tängft gepflücdt waren, bie nun aber nicht länger feſt⸗ 
gehalten werben burfte, ohne ben Volkswohlſtand auf's Empfinblichfte zu 
ſchädigen. Die Erfahrungen, die Norbamerifa mit feinem nunmehr vers 
laſſenen Syſtem gemacht Hat, find für bie Würbigung beflelben vom 
größten Intereſſe. 

Im deutſch⸗franzöſiſchen Kriege blieb Nordamerika neutral, Die 
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Broclamation bes Präfibenten vom 22. Auguſt febte ber Erflärung voll: 
fonımener Neutralität binzu: jeber freie Ausbrud ber Eympathien für bie 
eine ober bie anbere Macht fet ftatthaft, nicht aber birecte ober inbirecte 
Unterftübung ber SKEriegführenden. An offenen, vielfach erhebenden Be- 
zeugungen ber Sympathie mit Deutſchland, an reihen Gelbfammlungen 
für die Verwunbeten bat es denn auch bei. beutfchen und nicdhibeutfchen 
Amerikanern nit gefehlt. Aber mit dem Tage von Seban ſchlug min: 
beftens bei ber nichtdeutſchen Benölferung bie Etimmung um unb bie co 
Iofjalen Waffenfendungen, in benen amerikaniſche Häufer bie emgliihen 
weit überboten, waren es faft ausfchließli, die dem Dictator Gambetta 
geftatteten, immer neue Heere gegen die Deutſchen auszurüften, eine That: 
fache, die mit allen Geſetzen ehrlicher Neutralität, wie mit dem Wortlaut 
ber Proclamation des Bräfidenten im ſchroffſten Widerſpruche ftanb. 
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